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Der  geistige  Begrttnder  und  bisherige  Leiter  dieser  ZeitseErift  ist  dnrch 
einen  plötzlichen  Tod  seiner  Thfttigkeit  entrissen.  Ein  Jahrzehnt 
lang  hat  er  seine  Arbettsknift  der  Zeitschrift  gewidmet  und  ihr  Gmnd- 
läge,  Richtong  und  Ansehen  gegeben.  So  ist  die  Zeitschrift  ein  Oi^n 
geworden,  dessen  Unentbehrlichkeit  für  die  Pflege  der  internationalen 
Rechtsbeziehungen  sich  in  seiner  Verbreitiing  über  den  ganzen  Erd- 
ball ausspricht. 

Die  jüngste  Zeit  hat  den  Kreis  der  intemationalistiBchen  Aufgaben 
der  Rechtspflege  in  einem  MaTse  erweitert,  gegen  welches  die  firtthere 
Entwiekelimg  ins  &st  Unmerkliche  znsammenschrampft. 

Es  ist  die  Pflicht  der  Zeitschrift,  den  erweiterten  Bedürfnissen  der 
Praxis  und  den  gesteigerten  Aufgaben  der  Wissenschaft  gerecht  zu 
bleiben.  Die  Zeitschrift  soll  fortan  noch  mehr  als  bisher  ein  möglichst 
verläisliches  Archiv  der  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Litteratur 
des  Auslandes  wie  des  Inlandes,  auf  dem  Gebiet  des  internationalen 
Privat-  und  Strafirechtes  sowie  der  Rechtshülfe  sein.  Sie  soll  femer 
die  R^esten  ftlr  die  wichtigere  G^etzgebung  des  In-  und  Auslandes 
auf  allen  Rechtsgebieten  bringen  und  bemtlht  sein,  über  alle  That- 
saehen  der  internationalistischen  Rechtsentwickelung,  wie  internationale 
Vertrtlge,  Schiedssprüche,  Kongresse  und  sonstige  Bestrebungen  zu 
berichten.  Sie  wird  sich  dabei  durch  formelle  Grenzlinien  und  lediglich 
logische  Unterscheidungen  nicht  beengen  lassen.  AUe  gegenständlich 
internationalistischen,  wenngleich  formell  innerstaatlichen  Materialien, 
wie  z.  B.  Staatsangehörigkeitsgesetze,  Prisenreglements,  Prisensprüche, 
Nentralittttserklttrungen,  Konsulargesetze  u.  s.  w.  sollen  Berücksichtigung 
finden.  Andererseits  soll  grundsätzlich  kein  Gebiet  des  im  eigentlichen 
Sinn  internationalen  Rechtes  ausgeschlossen  sein. 

Besondere  Pflege  soll  der  wissenschaftlichen  Yertieftmg  und  dem 
förderlichen  Ausbau  des  internationalen  Privat-,  Straf-  und  Prozefsrechts 
im  weitesten  Sinn  gewidmet  werden.  Dies  kann  nur  geschehen  in  enger 
Fühlung  mit  den  Fortschritten  der  Rechtswissenschaft   des  Auslandes. 

Z«itaehrift  t  intern.  Privai-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  XI.  1 


Die  Entfidtong  der  nationalen  Elräfte  in  der  Richtong  auf  den 
Weltverkehr  fordert  auch  von  der  Jnrispradenz  kosmopolitisclie  Er- 
weiterung. Die  willige  Berücksichtigang  der  Gresetzgebung  und  Recht- 
sprechung des  Auslandes  nicht  nur  theoretisch,  sondern  in  praktischer 
Bethätigung,  gehört  zu  den  Obliegenheiten  der  nationalen  Rechtspflege 
aller  Kultuistaaten.  Die  Intemationalisienmg  des  Rechtes  entspricht 
dem  wohlverstandenen  nationalen  Interesse  aller  fortschreitenden  Staaten. 

Als  positiver  Internationalismus  kann  hiemach  vielleicht 
der  leitende  'Gesichtspunkt  dieser  Zeitschrift  beseichnet  werden. 

Die  Freunde  und  Mitarbeiter  der  Zeitschrift,  ohne  deren  Hülfe  die 
gestellte  Au%abe  nicht  erfüllbar  ist,  bitten  der  nunmehrige  Herausgeber 
und  die  Verleger,  auch  fernerhin  der  Zeitschrift  ihr  Wohlwollen  zu 
erhalten« 

Th«  Niemeyer.  Dnneker  &  Hmnblot 


Die  Frage  der  ROckverweisung  vor  dem  „Institut  de 

internationai^ 


Von  Dr.  jr.  C.  B«»mtl, 

ProfesBor  f&r  inteniatioiiales  Beefat  an  der  UniverBit&t  Pavia,  ordenüiehes 

Mitglied  des  „Institat  de  droit  international''. 

Bevor  das  Institat  1898  za  Haag  sich  versammelte,  hatte  BuesfoHy 
der  Berichterstatter  der  ersten  mit  dem  Studiom  der  Konflikte  im  Gebiet 
der  gesetzgeberischen  Bestinmiongen  des  internationalen  Privatrechts  be- 
trauten Kommission  nachstehende  von  dem  Korreferenten  Laini  durchw^ 
gebilligte  Resolution  vorgelegt : 

„Das  fremdländische  Gesetz,  welches  die  lex  fori  zur  Beurtei- 
lung eines  gegebenen  Verhältnisses  für  anwendbar  erklärt,  ist  nicht 
die  fremdländische  Bestimmung  (disposUion)  des  Civilrechts,  sondern 
des  internationalen  Privatrechts,  welche  der  Bestimmung  des  inter- 
nationalen Privatrechts  über  die  lex  fori  entspricht"^). 

Die  erste  Kommission  des  Institui  de  droU  itUemaiiofUÜ^  welche 
mit  der  Untersuchung  der  Konflikte  auf  dem  Gebiet  der  gesetz- 
geberischen Dispositionen  im  internationalen  Privatrechte  beauftragt  war, 
hat  in  der  Sitzung  zu  Haag  auf  Grund  eines  umfassenden  Vortrages 
der  Beferenten  BugeaH  und  Laind  als  Beschluß  ^)  die  nachstehenden 
Begeht  aufgestellt: 

Art  1.  Wenn  ein  Gesetzgeber,  der  eine  Norm  des  internationalen 
Privatrechts  aufstellt,  ein  fremdes  Civilgesetz  als  von  seinen  Grerichten 
in  einer  bestimmten  Materie  direkt  anwendbar  bezeichnet,  so  darf  er 
die  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  an  die  Bedingung  knUpfen,  dafs 
sie  auch  von  der  fremden  Gesetzgebung,  deren  Bestandteil  das  in 
Bede  stehende  Gvilgesetz  ist,  in  gleicher  Weise  vorgeschrieben  sein 
mUflse. 

Art  2«  Verftlgungen  des  internationalen  Privatrechts,  welche 
ohne  weiteren  Beisatz  ein  gewisses  fremdes  Gesetz  in  einer  gewissen 


1)  Rapport  priaeM  au  nom  de  la  commission  I  par  M,  M,  Buxzati 
ei  Lain^f  abgedruckt  im  Ännuaire  de  VlnetütU  de  droit  intemoHonal 
Vol.  XVIII  p.  U  ff. 

2)  Ännuaire  de  Vlnttitut  de  droit  international  Vol.  XVII  p.  3ß, 

1* 


4  Dr<  J.  C.  Bazzati,  Profemor  in  Pavia, 

Materie  für  anwendbar  erklären,  können  ans  keinerlei  Gründen  und 
*  in  keinem  Fall  von  den  Richtern  als  nach  den  fremden  Regeln  des 
internationalen  Privatrechts  in  dieser  Materie  sich  richtend  ausgelegt 
werden. 

Art  S»  Die  Annahme  eines  dem  im  Art  1  angenommenen  zu- 
widerlaufenden Princips  seitens  des  Institut  de  droit  ifitemational 
würde  mit  den  Beschlüssen,  welche  dasselbe  in  mehreren  EBllen 
der  Anwendung  fremder  Gesetze  ge&fst  hat,  nicht  im  Einklang 
stehen.  Buzzati.     Laind, 

Dber  diese  Vorschläge  wurde  nach  einer  langen  mündlichen  Re- 
lation Bueeatis^  welcher  den  Inhalt  des  gedruckten  Referats  wieder- 
holte und  erlttuterte,  die  Diskussion  eröffnet.  Die  votgeschlagenen 
Thesen,  welche  aufser  den  beiden  Referenten  von  FxUlel^  Bustamante 
tmd  Pierantoni  aufrecht  erhalten  wurden,  wurden  von  ÄlbSric  Boliny 
Wesüdke^  Hagerup  und  Brusa  lebhaft  angegriffen  *). 

Ich  resümiere  in  Kürze  die  Argumente  der  Gegner  und  Vertei- 
diger der  Vorschläge: 

I.  Die  Theorie  der  Rückverweisung  wird  in  Belgien  geübt  und 
erzielt  dort  günstige  Resultate.  In  Gemäfsheit  derselben  sind  die  in 
Belgien  domizilierenden  englischen  Ünterthanen  den  belgischen  Gesetzen 
betrefis  der  Zulässigkeit  der  Ehescheidung  und  deren  Gründe  unter- 
worfen; dies  stimmt  auch  mit  ihrer  Anschauung  überein,  da  sie  als  Eng- 
länder sich  den  Gesetzen  des  Wohnortes  unterworfen  betrachten.  Die 
öffentliche  Ordnung  Belgiens  leidet  darunter  nicht,  weil  sie  ein  Interesse 
daran  hat,  im  ganzen  Land  nur  ein  Gesetz  ftlr  alle  Familien  zu  haben. 
Die  Kompetenz  des  Nationalstaats  beruht  hier  nicht  auf  der  Thatsache 
des  besseren  Kennens  der  Materie,  sondern  darauf,  dafs  er  ein  gröfseres 
Interesse  fllr  das  hat,  was  das  Wohlbefinden  der  Familien  betrifft  Man 
muTs  diese  zwei  Kompetenzgründe  unterscheiden,  weil,  wenn  der  erstere 
die  Rückverweisung  gestattet,  der  zweite  sie  nicht  zuläfst  (Ä.  Bolin.) 
IL  In  England  haben  viele  Urteile  das  System  der  Rückverwei- 
sung adoptiert,  allein,  wie  das  bei  den  englischen  Urteilen  immer  der 
Fall  ist,  sie  sind  durch  die  besonderen  Rücksichten,  welche  von  Fall  zu 
Fall  die  Entscheidung  bestimmen,  eingegeben;  das  System  der  Rück- 
verweisung ist  nirgend  anders  als  bei  der  Rechtsnachfolge  angewendet 
worden,  und  mit  Recht,  weil  die  Rückyerweisungstheorie,  wenn  auch  in 
gewissen,  so  doch  nicht  in  allen  Fällen  gut  ist ;  die  englischen  Richter, 
da  sie  kein  geschriebenes  Recht  anzuwenden  haben,  sind  befugt,  den 
Dingen  auf  den  Grund  zu  gehen ,  von  Fall  zu  Fall  die  Bewegende 
der  Observanz  oder  das  Verbot  des  nationalen  Rechtes  zu  erforschen; 
dies  Erforschen  wird  sie  in  bestinmiten  Fällen  zur  Anwendung  der 
Rückverweisnngstheorie  ftlhren.  Wenn  z.  B.  ein  in  Frankreich  domi- 
zilierender Engländer  mit  Hinterlassung  von  Mobiliarvermögen  in  Eng- 
land stirbt,  und  das  französische  Gesetz  bestimmen  würde,  dafs  diese 
Mobilien    nach   englischem    Gesetz    zu    beurteilen    seien:    müfste   das 


8)  Annuaire  Vol.  XVII  p.  212. 
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englische  Recht  dieee  RUckverweisang  ahlehnen?  Nein,  weil  das 
englische  Gesetz,  wenn  es  bestimmt  hat,  dafs  in  Mobiliar-Snccessions- 
fWen  das  Domizilgesetz  zur  Anwendung  zu  kommen  hat^  es  dies  gethan 
hat.  Tun  die  legitime  Anwartschaft  des  ^de  cujus^  und  seiner  Ver- 
wandten nicht  illusorisch  zu  machen,  ein  Orund,  der  dasselbe  ver- 
pflichtet, sich  an  die  Einheit  der  Succession  zu  halten;  wenn  es  nun 
in  specie  das  französische  Gesetz  hinsichtlich  des  Successionsrechtes 
und  nicht  das  ganze  französische  Gesetz  mit  Einschlufs  der  von  ihm 
aufgestellten  Rttckverweisung  anwendet,  so  würde  dadurch  bezüglich 
der  in  England  befindlichen  Mobilien  die  Einheit  der  Mobiliarsuccession 
gebrochen  werden,  mit  anderen  Worten,  es  würden  die  Motive  der 
Regel  dem  Wortlaut  zulieb  geopfert  werden.  Andererseits  ist  die 
Wahl  des  fremden  Gresetzes  nicht  willkürlich,  sie  ist  bald  durch  die 
Erwfigung,  dafs  der  fremde  Gesetzgeber  besser  in  der  Lage  ist,  die 
Sache  zu  beurteilen,  bald  durch  die  Notwendigkeit,  ein  nationales  und 
öffentliches  Interesse  zu  garantieren,  geboten.     (Westlake,) 

lU.  Es  ist  nicht  an  dem,  daÜB  ein  der  Rückverweisung  huldigender 
Gesetzgeber  irgendwie  auf  seine  Souveränität  verzichte,  weil  er  gerade 
durch  seinen  Beschlufs,  die  international  •  rechtliche  Bestimmung  des 
fremden  Gesetzgebers  zuzulassen,  selbst  die  Regel,  welche  er  anzuwenden 
gedenkt,  erwählt;  seine  Wahl  ist  frei  und  legal,  sie  mufs  beachtet 
werden,  weil  er  durch  die  Zulassung  vollständiger  Anwendung  fremder 
Gresetze  oder  auch  der  in  ihnen  enthaltenen  Normen  des  internationalen 
Frivatrechts  die  solenne  Scha£Fang  der  Gemeinsamkeit  des  internationalen 
Rechts  unter  den  Nationen  begünstigt;  während  im  Gegenteil  das  System 
der  Nicht-Rückverweisung,  indem  es  die  ausgedehnte  Anwendbarkeit 
des  fremden  Gesetzes  ausschliefst,  zu  dieser  Gemeinsamkeit,  an  der  sie 
einen  Gewaltakt  begeht,  nicht  gelangen  kann.     (Bagerup,) 

IV.  Das  voii  den  Referenten  aufgestellte  System,  welches  den 
Individuen  den  Genufs  der  von  der  Gesetzgebung  ihres  Vaterlandes 
adoptierten  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  entzieht,  solange 
sie  im  Ausland  verweilen,  garantiert  deren  Rechte  und  Interessen 
weniger  als  das  System  der  Rückverweisung;  es  entmutigt  demnach 
ihre  Neigung,  das  Vaterland  zu  verlassen,  und  schafft  so  ein  unwill- 
kommenes Hindernis  für  die  Entwickelung  der  Auswanderung.    (Brusa.) 

V.  Die  Annahme  der  Vorschläge  würde  den  Abschlufs  inter- 
nationaler Verträge  vereiteln,  namentlich  desjenigen  von  Haag  1894, 
welcher  in  der  Ehe-Materie  die  Anwendung  des  Princips  der  Rück- 
verweisung  statuiert;  es  sei  besser,  der  Wissenschaft  die  Lösung  des 
Problems  zu  überlassen,  welche  übrigens  nicht  in  allen  Fällen  identisch 
sein  könne.     (Ragerup.) 

VL  Endlich  sei  daran  zu  erinnern,  dafs  v.  Bar ^  welcher  der 
Sitzung  in  Haag  nicht  beiwohnen  könne,  eine  Note  gesandt  habe,  in 
welcher  derselbe  die  Auslassungen  der  Referenten  beantwortet  und,  ohne 
auf  die  grundlegende  Diskussion  über  das  Problem  einzugehen,  sich 
zum  Schlüsse  dahin  äufsert:  Je  suis  d'avis,  gue  VInstitut  ferait  fausse 
rouU  en  adoptant  les  propositions  de  M.  M,  les  rapporteurs. 


6  Dr.  J.  C.  Bttzzati;  Professor  in  Pavia, 

Die  Beferenten  (Laind  auch  mit  einer  Beisatznote  zum  Referat, 
unterstützt  von  Heraktoni,  Piüet  und  Busktmente)  antworteten  Rölm 
ttbereinstimmend ,  dafs  die  öffentliche  Ordnung  mit  der  Frage 
nichts  zu  schaffen  habe,  und  wiederholten  alle  die  Aigumente,  ans 
welchen  sich  als  unjnristisch  und  absurd  ergiebt,  dafs  der  belgische 
Richter,  welcher  von  seinem  Gesetze  angewiesen  ist,  tlber  die  Ehe- 
scheidungsf^higkeit  eines  in  Belgien  domizilierenden  Engländers  nach 
englischem  Gesetze  zu  urteilen,  dann  doch  thatsächlich  ihn  nach  bel- 
gischem Gesetz  abzuurteilen  haben  soll ;  wenn  der  Gesetzgeber  in  Wahr- 
heit ein  Interesse  daran  hat,  dafs  ein  Gesetz  Air  alle  Familien  gelte, 
warum  hat  er  das  nicht  gesagt?  warum  hat  er  statt  dessen  im  Familien- 
recht die  Geltung  des  Nationalgesetzes  der  Fremden  vorgezogen?  und 
wenn  diese  Franzosen  oder  Deutsche  sind,  die  gleichfalls  in  Belgien 
domizilieren,  wie  stellt  es  der  Richter  an,  um  bei  ihnen  das  belgische 
Recht  anzuwenden? 

WesÜake  wurde  entgegnet,  dafs  das  kontinentale  System  dem 
von  ihm  als  in  England  herrschend  bezeichneten  absolut  entgegengesetzt 
sei,  welches  sich,  wenn  es  wirklich  so  sei,  in  unbegrenzte  Willktlr  des 
Richters  ohne  Maxime,  ohne  Sicherheit  für  die  Parteien  auflöse;  dafs 
man  übrigens  auch  in  England  Urteile  im  Sinne  der  Rückverweisung 
hinsichtlich  der  Ausl^ung  wirklicher  und  eigentlicher  Gesetze  und  nicht 
nur  bezüglich  Gewohnheitsprincipien  finde,  dafs  endlich  in  dem  von  ihm 
gegebenen  Beispiel,  wenn  das  englische  Gesetz  auf  die  Mobiliarsuccession 
das  Domizilsgesetz  des  „de  cttjus*^  angewendet  wissen  wollte,  dessen 
(des  de  cujus)  gesetzliche  Anwartschaft  sei,  dafs  seine  eigene  Succession 
nach  dem  französischen,  nicht  dem  englischen  Gesetze  geregelt  werde, 
und  dafs  schliefslich  die  Einheit  der  Mobiliarsuccession  (nach  Westlake 
Zweck  und  Rechtfertigungsgrund  der  Rückverweisung)  keineswegs  da- 
durch zerstört  werde,  dafs  die  Nachfolge  mit  Einschlufs  der  in  England 
befindlichen  Mobilien  nach  firanzösischem  Recht  beurteilt  wird. 

■ 

Brusa  und  Hagerup  wurde  entgegnet,  dafs,  wenn  ein  Gesetz- 
geber, welcher  ein  Gesetz  als  auf  einen  bestimmten  Rechtsakt  an- 
wendbar erklären  kann  (nach  Ansicht  der  Referenten  sogar  mufs), 
sich  darauf  beschränkt,  ein  Gesetz  zu  bezeichnen,  während  er  eich  hätte 
fragen  sollen,  welches  die  in  Wahrheit  anzuwendende  Norm  sei,  nicht 
zu  leugnen  sei,  dafs  derselbe  thatsächlich  auf  eine  ihm  zustehende  Be- 
frignis  verzichte,  und  zwar  absichtlich  und  mit  dem  Bewufstsein,  dafs 
er  dies  thut,  verzichte;  es  ist  nicht  wahr,  dafs  er  so  handelnd  selbst 
die  Norm  wählt,  welche  er  auf  einen  besonderen  Fall  angewendet 
wissen  will,  denn  wenn  z.  B.  der  italienische  Gesetzgeber  die  Absicht 
hätte,  dafs  aH.  6  Cod.  civ.  Itah  im  Sinne  der  Rückverweisung  inter- 
pretiert werden  solle,  so  könnte  die  Norm,  nach  der  die  Rechts^hig- 
keit  eines  Ausländers  zu  beurteilen  wäre,  entweder  die  des  Domizil- 
gesetzes oder  des  Ortes,  an  welchem  er  sich  aufhält  oder  wo  eine 
Obligation  eingegangen  worden  ist,  oder  sein  Nationalgesetz  sein, 
je  nachdem  der  Staat,  welchem  er  angehört,  das  eine  oder  andere  dieser 
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Kriterien  anfttellt;  der  Zufall  also  und  nicht  die  freie  Wahl  des  italie- 
niachen  Gesetzgebers  wttre  entscheidend. 

£8  sei  flberdies  nicht  zatre£fend,  dafs  einem  im  Auslände  befind- 
lieben Individanm  sein  gesamtes  heimatliches  Recht  mit  Hülfe  der 
BfickTerweisongsdoktrin  gewahrt  werden  könne ;  mit  der  BtlckTerweisong 
werden  die  Konfliktsnormen  seiner  heimischen  Gesetzgebang  anf  ihn 
angewendet,  ohne  die  Rttckverweiflang  die  Normen  des  materiellen 
Rechtes,  aber  beides  asngleich  —  niemals.  Bezüglich  der  Behauptung, 
die  von  den  Referenten  bekSmpfte  Doktrin  begünstige  die  förmliche 
Bethätigung  der  Gemeinsamkeit  des  internationalen  Rechts  und  die  ent- 
gegengesetzte Maxime  verhindere  solche,  so  erklärten  Bueeati  und  Lainey 
dala  ihnen  hierfür  jedes  Verständnis  fehle,  sofeme  nicht  Brusw  Ideal 
sei,  dafs  die  Konfliktsnormen  samt  und  sonders  im  Sinne  der  Rtlck- 
▼erweisung  auszulegen  seien:  zu  einer  Gemeinsamkeit  in  diesem  Sinne 
würde  man  allerdings  gelangen,  aber  es  wäre  dies  eine  Gemeinsamkeit 
der  Difformität  und  weit  mehr  die  Gemeinsamkeit  der  Indifferenz,  als 
die  des  Rechts.  —  Aber,  nach  Bnaa^  soll  ja  die  der  RückTorweisung 
en^egentretende  Theorie  aufser  der  Störung  der  juristischen  Gemeinsam- 
keit auch  die  Freiheit  der  Auswanderung  beeinträchtigen;  hoffen  wir, 
dafs  zum  Zwecke  der  Widerlegung  dieser  Behauptung  uns  eine  klare 
Darstellung  über  den  verborgenen  Sinn  des  Gedankens  derselben  Auf- 
klärung bringe. 

Überraschend  war  es,  dafs  nach  zweitägiger  Diskussion  Hagerup 
erklären  mufste:  „Je  crois  qu'ü-y-a  ä  cette  assenibUe  beaucoup  de 
membres  dam  la  mime  sUiAation  que  moi:  je  ne  vois  pas  bien  la 
port^  exade  des  condimans^  gu'on  naua  propoaej^  ü^  sagte  in- 
dessen die  Wahrheit;  die  Schwierigkeit,  oder  besser  gesagt,  die  Ver- 
worrenheit der  Frage  und  das  geringe  Interesse,  welches  die  Sektion 
des  Instituts,  die  sich  vorzugsweise  mit  dem  öffentlichen  Bechte  be- 
schäftigt, ihr  entgegenbrachte,  die  ungenügende  Vorbereitung  einer  An- 
zahl von  Mitgliedern,  die  nach  eigenem  Geständnis  nicht  einmal  das 
gedruckte  und  vier  Monate  zuvor  verteilte  Beferat  gelesen  hatten,  be- 
vrirkten,  dafs  der  von  der  Mehrheit  wie  eine  Erlösung  angesehene 
Vorschlag  Annahme  fimd,  welchen  Bolm-Jacquemffns  gemacht  hatte: 
die  Prüfung  des  Gregenstandes  auf  eine  andere  Sitzung  zu  verschieben: 
j^L'assemSbUe  ne  paraiseant  pas  encore  suffisammeni  4cla%r6e  par  la  de- 
libSration,  pour  se  prononcer  dks  cette  annde  en  pleine  connaissance  de 
cause,*^  EoUn-Jacquemyns  hatte  ganz  Becht,  dafs  das  Institut  zur  Zeit 
nicht  ^sufßsamment  ScUwr^  jedenMls  nicht  überzeugt  war  durch  die 
vielen  Entgegnungen  gegen  das  Beferat,  von  denen  nicht  eine  im 
Stande  war,  die  vielen  Gründe  der  Beferenten  gegen  die  Bückverweisung 
zu  widerlegen,  ja  nicht  einmal  ernstlich  anzugreifen. 

Doch  eine  Bemerkung  mufs  noch  über  die  Diskussion  gemacht 
werden:  Da  die  Beferenten  den  Art.  27  des  EinfWrungi^gesetzes  zum 
deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  als  Beispiel  eines  Gesetzes, 
welches  das  Princip  der  Bückverweisung  in  limitierter  Weise  an- 
nimmt,   citiert   hatten,    wurde  Sieveldng   von   Claneb  veranlafst,    sich 
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ttber  Sinn  und  Absicht  dieses  Artikels  zu  äofsem,  und  jener,  welcher 
bei  der  Ausarbeitung  des  Einfiihrungsgesetzes  mitgewiÄt  hatte,  liels 
sich  nach  einigem  ZOgem  mit  der  Antwort  dahin  yernehmen:  ^11 
est  d'accord  avec  les  rapporteurs  sur  le  fond  de  Vart.  1  pcar  eux 
proposdj  mais  ü  ne  sauroH  porter  un  bldme  sur  Vart.  27:  ü  pense 
que  la  ihSorie  du  revwoi  n'eet  pas  exacte,  mais  ü  est  partisan  de 
Vart.  27  du  Code  ÄUemand,  parce  qu*ici  Von  s'est  placi  non  pas 
au  point  de  vue  des  principes  hffiques,  mais  exclusivement  ä  cdui 
des  Solutions  prati^^ies.  On  dU,  que  le  principe  du  renvoi  est  une 
äbdication  de  la  souverainetS,  Ici,  au  contrairey  le  Ugislateur  äUemand 
prononce  Vintention  de  la  souverainete,,  cor  c'est  seulement  au  hinifice 
de  la  loi  aUemande  et  non  des  lots  äranghreSy  que  Vart.  27  est 
ecrii.  La  loi  aUemande  ne  consacre  pas  le  principe  du  renvoi. 
En  Vopposant  ä  leur  projet  les  rapporteurs  embarrassent  fortement 
Voraieur,  qui  n'admet  pas  qu'on  agite  le  principe  du  renvoi  sur 
VexempU  concret  de  Vart.  27  du  Code  civil  ä  ses  yeux  äranger  au 
probUme.^  £s  ist  unnütz  hierüber  zu  streiten,  und  genüge  die  Be- 
meiknng,  dafs  das,  was  Sieveking  sagt,  richtig  ist,  aber  es  sei  erlaubt 
hieraus  zu  folgern,  dafs  die  Redaktionskommission  des  deutschen  Ein- 
führungsgesetzes, indem  sie  nach  Schafiung  der  Art.  7;  13,  15,  17  und 
25  ausschliefslich  zu  Gunsten  des  deutschen  Gesetzes  den  unglücklichen 
Art  27  beisetzte,  sich  nicht  genügende  Rechenschaft  über  die  Wichtig- 
keit und  Tragweite  dessen,  was  sie  gethan,  gegeben  hat. 


In  der  Sitzung  zu  Nenchätel  1900^)  hat  v.  Bar  gegen  die  un- 
verändert gebliebenen  Kommissionsbeschlüsse  nachstehende  Thesen  auf- 
gestellt: 

1.  Chaque  tribunal  doU  ohserver  la  loi  de  son  pays  en  ce  qui  con* 
ceme  Vapplication  des  lois  itranghres. 

2.  Powrta/nty  s*il  n'y  a  pas  de  disposiOon  contraire  expresse,  le  tri-^ 
bündig  conformäment  aux  principes  du  droit  international  privi^ 
doit  respecter: 

a)  la  di^osition  d'une  loi  äranghre^  qui,  en  renongant  de  Uer  ses 
nationoMX  quant  au  Statut  personnd  en  pays  oranger  ^  veut 
que  ce  Statut  personnd  sott  ditermini  par  la  loi  du  domicüe 
ou  mime  par  la  loi  du  lieu  ou  Vacte,  dont  ü  est  question, 
a  äd  faxt. 

b)  la  decision  de  deux  ou  plusieurs  legislations  dtranghres,  qui^ 
pourvu  quHl  $oit  certain^  qu'une  entre  eUes  est  nSeessairement 
compStenie,  s'accordent  en  attnbuant  la  d&ision  dune  question 
ä  la  mime  Ugislation. 

Er  hat  sie  folgendermafsen  begründet: 

Die  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  sind  nichts  anderes  als 
Regeln,  welche  die  Kompetenz  entweder  des  eigenen  oder  eines  fremden 

4)  Ännuaire  Vol.  XVIII  p,  35  ff.  u.  145  ff. 
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Rechtes  bezeichnen.  Was  die  Kompetenz  der  eigenen  Gesetze  anlangt, 
so  ist  die  Re^  des  Gesetzgebers  immer  eine  absolute  und  ist  unbe- 
streitbar, dafs  die  Souveränität  darunter  leiden  wttrde,  wenn  sie  in 
diesem  Falle  zuliefse,  dafs  die  Regel  durch  eine  fremd-gesetzliche  Dis- 
position beschränkt  werde.  In  diesem  Punkte  spricht  sich  v,  Bar  voll- 
kommen im  Einverständnis  mit  den  Gegnern  der  Rttckverweisung  aus 
und  schlug  deshalb  den  Art  1  seiner  Thesen  vor.  Aber  ist  es 
vielleicht  ein  Korollarium  unserer  Souveränität,  die  Kompetenz  einer 
Iremden  Gesetzgebung  auszudehnen,  welche  darauf  verzichtet  hat,  eine 
Reihe  von  Fragen,  die  in  gleichen  l<\llen  unsere  Gesetzgebung  sich 
sdbet  unterstellt  hat,  zu  regeln?  Dies  dtlrfte  sicher  zu  verneinen  sein, 
besonders  in  dem  Falle,  wenn  diese  fremde  Gesetzgebung  die  Frage 
nach  unseren  eigenen  Gesetzen  beantwortet  wissen  will  und  darauf  ver- 
zichtet, sie  zu  r^eln.  Jemandem  eine  Kompetenz  aufdringen,  die  er  nicht 
will,  heifst  nicht,  ihn  als  seinesgleichen  behandeln,  sondern  ihm  eine 
Art  Superiorität ,  ein  Übernationales  Recht  octroyieren.  Da  nun  alle 
Staaten  unter  sich  gleich  und  sich  gegenseitig  zu  respektieren  ver- 
pflichtet sind,  kann  eine  Kompetenz  nicht  aufgezwungen  werden, 
namentlich  nicht  bei  solchen  Staaten,  welche,  indem  sie  das  Personal- 
Statut  nach  den  Gesetzen  des  Domizils  regeln,  darauf  verzichten,  ihren 
Angehörigen  ins  Ausland  zu  folgen.  So  betrachtet,  gestattet  die  Theorie 
nicht  dirae  ewige  Rückverweisung  von  einem  Gesetz  zum  anderen,  welche 
die  Gegner  fürchten.  Aus  diesen  Grtlnden  schlug  er  die  These  2  a  vor, 
welche  sich  lediglich  auf  das  Personalstatut  bezieht,  weil  v,  Bar  der 
Ansieht  ist,  dafs  die  Rückverweisungsfrage  nur  den  Status  und  die 
Fähigkeit  der  Personen  betrifft  und  im  Sachenrecht  keine  Anwendung 
findet. 

Die  These  2b  begreift  f^Ue,  ähnlich  dem  folgenden: 

Zwei  Franzosen,  die  in  Petersburg  domizilieren,  schliefsen  dort  die 
Ehe;  die  französische  und  russische  Legislation  sind  darin  einig,  dafs 
die  Recfatsfi&bigkeit  der  Ehegatten  sich  nach  friinzösischem  Rechte  richte; 
später  wird  über  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  von  dem  Richter  eines 
dritten  Staates  entschieden,  welcher  die  Rechtsfähigkeit  der  Eheleute 
nach  dem  Domizilsrecht  beurteilt  wissen  will;  nach  v.  Bar  müfste  dieser 
Richter,  die  Norm  seiner  eigenen  Gesetzgebung,  nach  welcher  das  rus- 
sische Recht  zur  Geltung  käme,  im  Stich  lassend,  die  Rechtsfähigkeit 
der  Parteien  nach  französischem  Rechte  beurteilen,  v,  Bar  erklllrt 
sich  demnach  dem  Princip  der  Rückverweisung  hinsichtlich  des  Personal- 
Statuts  gegenüber  günstig,  obwohl  auch  nach  seiner  Ansicht  das  Princip 
der  Rückverweisnng  in  beklagenswerter  Weise  die  Yerschiedeheit  der 
Urteile  vermehrt. 

Ein  anderer  entschiedener  Gregner  der  Konklusionen  der  Referenten 
war  WetÜdkej  welcher  die  im  Haag  aufgestellte  Ansicht  ilndemd,  sich 
durchaus  als  Anbänger  der  Rückverweisung  erklttrta  Er  überreichte 
eine  Note  mit  nachstehender  Begründung : 

Vom  Standpunkt  des  Gesetzgebers  kann  man  die  Gesetzgebung 
nicht  in  inneres  und  internationales  Recht  abteilen,  dies  ist  eine  Unter- 
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scheidong,  welche  nur  der  Theorie  angehört    Nehmen  wir  an,  ein  Ge- 
setzgeber stelle  folgende  zwei  Hegeln  auf: 

a)  Die  TestamentsfUhigkeit  beginnt  mit  19  Jahren« 

b)  Die  Rechtsfllhigkeit  der  Personen  richtet  sich   nach  dem  Ge- 
setze der  Nation,  welcher  sie  angehören. 

Ohne  die  Regel  b)  hat  die  Regel  a)  keinen  Sinn. 

Wer  erwirbt  die  Testaments^higkeit  mit  19  Jahren?  Es  ist  ab- 
solut unmöglich,  diese  Frage  zu  beantworten  ohne  Zuhülfenahme  der 
Regel  b),  welche  die  Kategorie  der  Personen  fixiert,  für  die  der  Ge- 
setzgeber sich  zur  Regelung  der  Rechtsfähigkeit  berufen  hält  Nach 
b)  bestimmt  a),  dafs  die  Unterthanen  des  Gesetzgebers  mit  19  Jahren 
testamentsfllhig  werden,  und  sagt  nichts  tlber  die  bei  ihm  domizilierenden 
Fremden.  Wenn  b)  dagegen  ausgesprochen  hätte,  dafs  die  Testaments- 
fähigkeit sich  nach  dem  Domizilsgesetz  richte,  so  hätte  er  festgestellt, 
dafs  die  im  Territorium  des  Gesetzgebers  domizilierenden  Personen  mit 
19  Jahren  testamentsfllhig  werden,  und  hätte  über  die  im  Ausland 
domizilierenden  Einheimischen  nichts  bestimmt.  Hier  ist  der  Beweis 
dafür,  dafs  die  Regel  a)  an  und  für  sich  betrachtet  ^en  Vair,  un 
arrcmgemmt  de  mots  et  rien  de  plus^  ist  Mit  anderen  Worten,  West- 
Iahe  bestätigt  und  bekräftigt  die  traditionelle  anglo  -  amerikanische 
Doktrin,  nach  welcher  die  Nonnen  des  internationalen  Rechtes  Be- 
standteile des  internen  Rechtes,  wahre  und  wirkliche  Normen  des 
nationalen  Rechtes  sind.  Der  Gesetzgeber  wendet  also,  nach  WesÜake, 
das  eigene  Gesetz  auf  alle  diejenigen,  welche  in  seinem  Territorium 
wohnen,  an,  seien  sie  Einheimische  oder  Fremde,  oder  er  wendet  es 
auf  alle  seine  Unterthanen  an,  ob  sie  auf  seinem  Territorium  oder  im 
Ausland  wohnen,  ohne  jede  Rücksicht  im  ersteren  Falle  auf  seine  im 
Ausland  domizilierenden  Nationalen,  im  zweiten  auf  die  in  seinem  Ge- 
biete lebenden  Fremden.  Daraus  folgt,  dafs  dem  Gesetzgeber  sich  vor 
allem  die  NormalfkUe,  das  ist  diejenigen,  welche  er  für  gewöhnlich  als 
seiner  Gesetzgebung  unterstellt  hält,  und  für  die  er  Gesetze  geben  will, 
darstellen:  so  wird  für  den  dänischen  Gesetzgeber,  welcher  entschei- 
dendes Gewicht  dem  Domizil  beimifst,  der  Normalfall  derjenige  der  in 
Dänemark  domizilierenden  Person  (sei  es  Däne  oder  Fremder)  sein, 
und  für  sie  wird  er  den  Zeitpunkt  der  Majorennität  auf  25  Jahre  fest- 
stellen ;  für  den  italienischen  Gesetzgeber  hingegen,  welcher  das  Schwer- 
gewicht auf  die  Nationalität  legt,  wird  der  NormalMl  der  eines  italie* 
nischen  Bürgers  sein,  und  er  wird  deshalb  die  Majorennität  auf  21  Jahre 
fixieren.  Allein  der  Gedankengang,  welcher  den  Gesetzgeber  bis  hierher 
geführt  hat,  wird  ihn  noch  weiter  Aihren;  der  Gesetzgeber ,  welcher 
einen  bestimmten  Fall  als  seinen  Normalfall  betrachtet,  wird  analoge 
Fäile  auch  für  andere  als  normale  und  zu  ihrer  Kompetenz  gehörige 
ansehen ;  der  dänische  wird  seinen  Richtern  vorschreiben,  den  auswärtig 
Domizilierenden  die  Voll-  und  Minderjährigkeit,  wie  sie  von  den  Ge- 
setzen ihres  Wohnortes  festgesetzt  ist,  zuzuerkennen,  und  dasselbe  wird 
der  italienische  Gresetssgeber  thon  zu  Gunsten  der  den  ausländischen 
Nationalen  durch  ihre  respektiven  nationalen  G^etzgebungen  statuierten 
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Rechte.  Deshalb  wird  der  in  England  wohnende  Dttne  als  mit  21  Jahren 
die  Volljfthrigkeit  erreichend  angesehen  werden,  da  dies  das  englische 
Normaljahr  ist,  and  weil  in  England  das  Domizilsgesetz  gilt;  in  der 
That  bestimmt  anch  das  englische  Gesetz,  dafs  die  in  Engluid  wohnen- 
den Personen  mit  21  Jahren  voUjfthrig  werden.  Dagegen,  wenn  dieser 
Dftne  in  Rom  wohnen  wttrde,  so  wtirde  ihn  der  dänische  Richter  nicht 
als  mit  25  Jahren  majorenn  ansprechen  können,  weil  das  dänische 
Gesetz  sich  am  die  auswärts  Domizilierenden  nicht  kflmmert,  and  wtirde 
auch  nicht  sagen  können,  derselbe  sei  mit  21  Jahren  volljährig,  weil 
in  Italien  kein  Domizilsgesetz  besteht;  in  der  That,  obwohl  der  Cod. 
civ,  Ital.  den  Art  823  (Die  Grofsjährigkeit  wird  aaf  das  vollendete 
21.  Lebensjahr  festgesetzt)  enthält,  so  ist  doch  diese  Bestimmang  ftlr 
die  gegebene  Frage  ohne  Bedentung  and  „tm  arrangement  de  moto  et 
rien  de  pltis'^^  weil  sie  der  Gesetzgeber  nicht  darch  die  Vorschrift  er- 
gänzt hat,  dafs  die  Volljährigkeit  einer  Person  sich  nach  dem  Domizils- 
gesetz  richte.  Und  nnn  —  was  than?  Beim  Mangel  eines  italienischen 
Domizilgesetzes  wird  der  dänische  Richter  „fauie  d*auire  hi*^  sein 
eigenes  Normalgesetz  anwenden  and  diesen  seinen  Mitbürger  mit 
25  Jahren  für  grofsjährig  erklären.  So  wird  aach  amgekehrt  der 
italienische  Gesetzgeber,  wissend,  dafs  für  ihn  der  Normalfall  ist,  dafs 
ein  Italiener  dem  italienischen  Gesetz  antersteht,  annehmen,  dafs  aach 
für  den  dänischen  Gesetzgeber  die  Norm  sei,  dafs  der  Däne,  aach  wenn 
er  im  Aasland  domiziliert,  vom  dänischen  Gesetz  beherrscht  werde; 
aber  wenn  er  das  dänische  Gesetz  sacht,  so  findet  er  es  nicht,  ein 
Nationalgesetz  für  einen  solchen  Dänen  existiert  nicht:  ^les  adversaires 
du  renvoi  veülent  ä  tout  prix  qae  la  Idgislation  Danoise  posshde  une 
lai  nationale,  gui  pourrait  s'arroger  compäenee.  Mais,  comme  il  n*y 
a  pas  dans  la  Ugislation  danoise  tme  loi  swr  Väat  et  la  capacitd  des 
personnes  domiciliees  hors  du  Danemark,  il  leur  faut  vnventer  cette 
hi  danoise j  puis  toute  une  doctrine  de  l^islation*^,  and  der  italienische 
Richter,  da  er  nichts  Besseres  findet,  wird  das  eigene  Normalgesetz  an- 
wenden and  den  in  Italien  domizilierenden  Dänen  wie  einen  Italiener 
mit  21  Jahren  für  selbständig  erklären.  Von  beiden  Seiten  wird  dem- 
nach das  Resultat  die  „RUckverweisnng^  sein,  aber  nicht  aas  den 
Gründen,  welche  für  sie  gegeben  za  werden  pflegen,  and  folgeweise, 
ohne  dafs  sich  die  Notwendigkeit  oder  Möglichkeit  einer  weiteren  Rück- 
verweisang  mit  dem  nimmer  endenden  laton  ^erttita-Spiel ,  za  dem  sie 
führen  würde,  ergiebt  — 

Schliefslich  waren  zwei  weitere  Gegner  der  Referenten  Roguin 
and  Weifs ;  ersterer  wohl  nicht  so  sehr  hinsichtlich  des  wissenschafUichen 
Problems,  als  aas  Farcht,  es  möge  die  Verwerfang  der  Rückverweisang 
indirekt  diejenige  des  Art  54  der  schweizerischen  Bandesverfassnng 
nach  sich  ziehen,  der  zweite,  weil  die  vorgeschlagenen  Thesen  der  Re- 
ferenten den  Vollzag  der  aasländischen  Urteile  noch  schwieriger  machen 
würden,  als  dies  die  gegnerische  These  thae,  and  noch  aas  einem 
anderen  Grunde:  Nehmen  wir  an,  sagte  Weifs ^  ein  Engländer  führe 
einen  Prozefs  in  Frankreich  betreffs  seines  Status  and  Rechtsfühigkeit, 
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das  französiBche  Gesetz  erklttre,  die  Frage  richte  sich  nach  englischem 
Gesetz ,  dieses  aber  entscheide,  dafs  das  Domizilgesetz  dem  nationalen, 
d«  i.  dem  englischen,  weichen  müsse.  Aber,  wo  ist  hier  ein  Konflikt? 
Wenn  das  persönliche  Gesetz  sich  dem  territorialen  beugt,  warum  sollte 
dieses  das  Geschenk  nicht  annehmen?  Warum  sollte  es  sich  königlicher 
erweisen  als  der  König,  kirchlicher  als  die  Kirche,  fremder  als  der 
Fremde?  „Xe  droü  intemationcß  ne  repo^e  plus  sur  la  comitas; 
les  nations  ne  se  fönt  pas  des  polUesses^  comme  les  individus.^  Der 
Referent,  Bueeati^  welcher  der  alleinige  Vertreter  der  Thesen  geblieben 
war  (Laind  war  bei  der  Sitzung  in  Neuchätel  nicht  anwesend),  ver- 
suchte  die  vielen  Einwendungen  der  Gegner  Punkt  für  Punkt  zu  wider- 
legen und  fand  dabei  von  manchen  Kollegen  Unterstützung  (Ässer, 
Catellaniy  PiUet,  Lyon-Caen^  BenauU,  Streit).  Die  Gründe,  mit 
welchen  die  Verwerfung  der  Rückverweisung  siegreich  durchgeftlhrt 
wurde,  waren: 

I.  Die  Frage  ist  generellen  Charakters ;  sie  betrifft  nicht  blofs  die 
Frage  des  Personalstatuts ;  eine  um&ssende  Jurisprudenz  zeigt  dies,  und 
hinsichtlich  der  Anwendung  der  Rückverweisung  im  Sachenrecht  genügt, 
an  alle  die  englischen  Urteile  im  Erbrecht  und  bezüglich  der  beweg- 
lichen Güter  zu  erinnern  (der  Referent).  Das  griechische  Gesetz  be- 
stimmt, dafs  die  Nachfolge  in  xmbewegliches  Gut  durch  die  lex  rei 
sitae,  in  bewegliches  durch  die  lex  domicüii  des  „de  ctijus^  geregelt 
werde;  wenn  ein  in  Italien  domizilierender  Grieche  mit  Hinterlassung 
von  Immobilien  in  Frankreich  stirbt,  und  der  italienische  Richter  den 
art.  8  tu.  prelim.  Cod.  civ.  Itäl.  im  Sinne  der  Rückverweisung  inter- 
pretiert, wird  er  das  italienische  Gesetz  auf  die  Mobilien,  das  fran- 
zösische auf  die  Immobilien  anwenden;  hier  liegt  ein  Beispiel  der  An- 
wendung der  Rückverweisung  auf  dingliche  Rechte,  noch  dazu  mit  der 
Konsequenz  eines  Bruches  der  Einheit  in  der  Succession  gegen  den 
Willen  des  italienischen  Gesetzes,  vor.     (Streit,) 

II.  Die  von  einem  Gesetzgeber  adoptierten  Normen  des  inter- 
nationalen Rechts  haben  Geltung,  Charakter,  Zweck  verschieden  von 
denen  des  internen  Privatrechtos ;  man  darf  sie  nicht  über  einen 
Leisten  schlagen,  wie  Westlake  thut,  eine  und  die  andere  haben  eine 
bestimmte  Bedeutung  und  Sinn,  auch  einzeln  betrachtet  Es  ist  nicht 
richtig,  dafs  der  Gesetzgeber,  mag  er  das  System  der  Nationalität  oder 
das  des  Domizils  aufrecht  erhalten,  in  einem  Falle  nur  einen  Unter- 
ihanen,  im  zweiten  nur  die  in  seinem  Lande  Domizilierenden  meine; 
der  Art.  6  des  Cod.  Itäl,  spricht  von  der  Pesson;  Westlake 
selbst  spricht  in  seinem  Satz  b)  von  der  „oopacit^  des  personnes^  und 
daher  nicht  blofs  ausschliefslich  der  Nationalen  oder  ausschliefslich  der 
Fremden.  Wenn  der  Gesetzgeber  seine  Aufgabe  erfüllen  will,  so  muib 
er  das  Individuum  als  solches  ins  Auge  £ftssen  und  für  dasselbe  die 
Norm  des  internationalen  Privatrechts  feststellen  und  nicht  erst  die 
eigene  Kompetenz  auf  die  Unterthanen  oder  die  in  seinem  Territorium 
Wohnhaften  beschränken.     Die  Theorie,  die  eigenen  Werke  der  Väter 
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der  Rttekyerweisiizig,  die  Geschichte  sprechen  dagegen,  dafs  der  Gesetz- 
geber sich  nicht  für  die  hei  ihm  lebenden  und  Kecht  suchenden  Fremden 
oder  seine  eigenen  im  Ausland  wohnenden  Eonnationalen  interessiere. 
(Berichterstatter.) 

in.  Wahr  ist,  dafs  mit  Westläkes  Theorie  die  unendliche  Rtlck- 
verweisung  .einer  Gesetzgebung  zur  anderen  vermieden ,  ja  unmöglich 
gemacht  würde,  aber  diese  Theorie  hat  andere  Grundmllngel.  Wenn 
ein  Düne  in  Italien  domiziliert,  ist  die  Annahme  unyeiBtändlich ,  dafs 
es  fbr  ihn  dort  kein  Domizilgesetz  geben  soll ;  hat  etwa  in  dem  Terri- 
torium, wo  er  sich  niedergelassen,  nicht  der  italienische  Cod,  civ,  Gel- 
tung? Nun,  das  ist  eben  sein  Domizilgesetz,  das  Gesetz  des  Ortes,  an 
dem  er  sich  sefshaft  gemacht  hat ;  das  kann  und  mufs  für  den  dUnischen 
Gesetzgeber  genttg^i,  ohne  dafs  es  noch  einer  ausdrücklichen  Bestim- 
mung des  italienischen  Gesetzgebers  bedtlrfte,  dafs  die  bei  ihm  domi- 
zilierenden Personen  seinem  Gesetz  unterworfen  sind.  Zudem  sind  die 
logischen  Folgerungen  aus  Westlalces  Prämissen  nicht  schlüssig.  Nach 
seiner  Doktrin  darf  der  dänische  Richter  auf  seinen  in  Italien  wohn- 
haften Mitbürger  das  dänische  Gesetz  nicht  anwenden,  weil  dieses  für 
dieses  Individuum  sich  nicht  interessiert,  und  kann  ihm  ein  italienisches 
Gesetz  nicht  aufhalsen,  weil  kein  italienisches  Domizilsgesetz  existiert; 
da  kommt  er  denn  schliefslich  dazu,  das  dänische  Gesetz  anzuwenden, 
dasselbe  Gesetz,  welches  er  am  Anfang  ausgeschlossen  hat,  und  dies 
nur,  um  „faute  de  mieux"^  ein  Ende  zu  machen:  ^Cest  la  volonte 
probable  du  Ugülateur  (danois)  et  est  egalemeni  le  devoir  des  juges  en 
tanly  gu'une  volonte  contraire  du  legislateur  ne  ressort  pas  de  ses  pro- 
tiäi».^  Wie  kann  das  Jl^  volonte  probable  du  legislateur^  sein,  wenn, 
um  ihn  (den  Willen)  festzustellen,  man  davon  ausgeht,  dafs  der  Gesetz- 
geber sich  um  diesen  seinen  Unterthan  nicht  kümmert?  Wie  ist*s 
möglich  zu  sagen,  es  liege  „tine  volonte  contraire  du  UgislateuT^  nicht 
vor,  wenn  es  mit  seinem  Willen  geschieht,  dafs  der  Richter  in  Italien 
das  Gesetz  suchen  geht,  das  er,  wenn  auch  nicht  blind,  nicht  finden 
kann.  Für  Westlake  ist  art.  32S  Cod.  div,  Itail,:  „i4n  arrangement 
de  moU  e^  rien  de  plus^,  und  schliefslich  kommt  er  zur  Anwendung 
eines  dänischen  Gesetzes,  welches  einen  anderen  Fall  begreift  und 
wdches  —  die  Prämissen  WesÜakes  angenommen  —  ebenso  und  noch 
weniger  existent  und  ebenso  und  noch  mehr  „un  arremgement  db  wo^ 
et  rien  de  plus*^  ist  als  Art  323.     (Referent.) 

IV.  Der  Grundgedanke  der  Lehrsätze  v.  Bars  und  Westlalces 
ist  der,  zu  verhindern,  dafs  ein  Staat  einem  anderen  eine  Kompetenz 
zuapreche,  welche  dieser  ausschlägt  Aber,  wenn  sie  darnach  gezwungen 
sind,  zuzugeben,  dafs  *der  italienische  Staat  das  Recht  hat,  den  in  Eng- 
land domizilierenden  Italiener  nach  seinem  eigenen  Gesetze  behandeln 
zu  lassen,  und  der  englische  Staat  ebenfalls  berechtigt  ist,  ihn  nach 
seinem  englischen  Gesetz  zu  beurteilen,  reduziert  sich  ihr  Raisonnement 
auf  folgendes :  Unser  Gesetz  kann  einem  fremden  Staat  nicht  eine  Kom- 
petenz zusprechen,  welche  dieser  verweigert,  aber  es  kann  sich  selbst 
recht  wohl  eine  Kompetenz  zul^en,  die  ein  fremder  Staat  für  ihm  eigen 
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erklärt.  Hier  liegt  der  Lrrtam  dieser  Doktrin«  Anderen  die  Kompe- 
tenz nehmen,  am  sie  sich  zosnlegen,  ist  jedenfalls  schwerwiegender, 
als  anderen  eine  Kompetenz  zogestehen,  welche  diese  verweigern.  Man 
fügt  mir  ohne  Zweifel  eine  gröfsere  Beleidigung  zu,  wenn  man  mir  ein 
Recht  verweigert,  das  mir  zusteht,  als  wenn  man  mir  ein  solches  zu- 
spricht, das  ich  nicht  zu  haben  glaube.  Die  Kompetenzen  verschiedener 
Staaten  zu  koordinieren  ohne  gegenseitige  ^emptHemenU*^  (Eingriffe), 
ist  und  wird  immer  unmöglich  sein,  so  lange  nicht  alle  Staaten  ein 
einheitliches  internationales  Rechtssystem  annehmen.  (Berichterstatter, 
StreiQ 

y.  Mit  dem  System  der  Rückverweisung  wird  man  keine  Min- 
derung sich  widersprechender  Urteile,  noch  grOfsere  Vollzugserleichte- 
rung  fUr  ausländische  Urteile  erreichen.  (Berichterstatter,  Pület, 
CateUaniy  Streit,) 

yi.  Der  Grund,  welchen  Weifs  zur  Unterstützung  seiner  Ansicht 
anführt,  dafs  y^comitas*^  nicht  mehr  die  Grundlage  des  internationalen 
Privatrechts  sei,  führt  logischerweise  zu  dem  Schlufs,  die  Rttckverwei- 
sung  zu  verweifen,  nicht  sie  anzunehmen.  (Berichterstatter,  Ässer, 
Caidlani) 

Vll.  Den  Oft,  3  Cod.  dv»  Frimc,  dahin  auszulegen,  dafs  er  die 
fremden  Konfliktsnormen  begreife,  heifst  nicht,  das  französische  Gesetz 
interpretieren,  sondern  es  verkehren.  Die  neue  Rückverweisungstheorie 
hat  alle  älteren  französischen  Rechtslehrer,  welche  nie  im  entferntesten 
an  sie  gedacht  haben,  g^gen  sich.    (PUlet.) 

ym.  Die  gewöhnliche  Frage  angesichts  der  internationalen  Privat- 
rechtsfWe  ist,  welches  Gesetz  der  Natur  der  zur  Entscheidung  stehenden 
Angelegenheit  entspreche;  diese  Frage  Iftfst  sich  in  sehr  verschiedener 
Weise  beantworten,  nur  nicht  durch  die  Überlassung  der  Beantwortung 
an  ein  fremdes  Gesetz,  welches  nicht  weils,  welche  Sache  zu  ent- 
scheiden ist     (PUlet,  Cateüani.) 

EL  Das  internationale  Privatrecht  ist  dem  öffentlichen  Recht  unter- 
geordnet Der  Gesetzgeber,  welcher  die  Normen  des  Gesetzes  fest- 
zustellen hat,  wtirde  seine  Pflicht  nicht  erfüllen,  wenn  er  nicht  selbst 
das  anzuwendende  nationale  Recht  bestimmen  würde.  Wenn  er  diese 
AQ%abe  einem  fremden  Gesetzgeber  überlttfst,  so  erfüllt  er  nicht,  son- 
dern er  vemachläfsigt  seine  Pflicht     (PiUet.) 

X.  Das  System  der  Rückverweisung  vermehrt  die  Rechtsunsicher- 
heit    (PQiet.) 

Alle  diese  Argumentationen  und  mehr  noch  die  yorzüglichkeit  der 
Thesen  brachten  die  grofse  Mehrheit  des  Instituts  zur  Annahme  fol- 
gender Regel: 

yfQuand  la  lai  dun  Aat  rb^ße  un  conflU  de  Mb  m  nudUre  de 
droit  privSf  ü  est  dAiräbU ,  gu'eUe  ddrigne  la  di^f^osüion  m^ne,  qui 
doU  itre  appliquee  ä  chaque  esphce  ä  non  la  di^asition  Ü/ra/nghte 
9wr  le  conflüf  dofd  ü  s'agit. 
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Diese  so  redigierte  Regel  wurde  im  EinYerst&idnis  mit  dem  Re- 
ferenten, Asser,  Lyon-Cam^  BenauU  und  Descamps  an  die  Stelle  des 
Art.  1  des  Yorsclilags  (der  Referenten)  gesetzt;  die  Art  2  nnd  3 
wnrden  im  Lauf  der  Diskussion  auf  Anstehen  Assers  vom  Referenten, 
welchem  hauptsächlich  das  Schicksal  des  Art  1,  des  wichtigsten  yon 
allen,  am  Heizen  lag,  zurückgezogen. 

Ftlr  die  vorgeschlagene  R^el  votierten:  Asser ^  Boiceau,  Bueisati, 
CkxUMani,  Corsij  Descamps,  DupuiSy  Fatuhülef  HiUy,  HoUand,  Kebedgy, 
LekTf  V.  lAsei^  Lyan-Caeih  Jmdosi^  BenauU,  BoskDorowski,  Bosehotoshij 
SacerdoHy  Streit  und  Vestnüch.  Zu  bemerken  ist,  dafs  PiUety  ChrSHen, 
ThaUeTf  sämtlich  Oegner  der  Rückverweisung,  der  Abstimmung  nicht 
beiwohnen  konnten,  weil  sie  Neuchätel  verlassen  mufsten. 

Gegen  die  Regel  stimmten:  v.  Bar,  Brusa^  Harburger,  Boguin, 
Weifs  und  WesfUOe. 


Der  Internationale  Kongrers  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft in  Paris. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Fvld  in  Mainz. 

Es  war  ein  glflcklicher  Gedanke  der  Leitung  der  Gesellschaft  für 
vergleichende  Gesetzgebung,  in  Paris  gelegentlich  des  grofsen  Festes 
der  Arbeit  und  Kultur,  welches  vom  Mai  bis  November  in  der  fran- 
zösischen Hauptstadt  gefeiert  wurde  und  einen  so  überaus  glänzenden, 
in  der  Erinnerung  jedes  Teilnehmers  unauslöschlichen  Eindruck  macht«, 
einen  Internationalen  Kongrefs  für  vergleichende  Rechtswissenschaft:  zu 
veranstalten.  Der  Appell,  mit  welchem  sich  die  Gesellschaft  an  die 
gelehrten  Gesellschaften  und  diejenigen  Juristen  wandte,  bei  denen  ein 
Interesse  ftlr  die  Fortentwickelung  des  internationalen  Rechts  im  wei- 
testen Sinne  vorausgesetzt  werden  konnte,  er&eute  sich  der  wärmsten 
Auftiahme;  auf  allen  Seiten  entsprach  man  demselben  und  erklfirte  sich 
bereit,  mitzuwirken  bei  der  Vorbereitung,  um  das  Zustandekommen  zu 
sichern.  Am  31.  Juli  wurde  der  Kongrefs  in  dem  Festsaale  der  Rechts- 
fakultät durch  Georges  Picoty  den  Vorsitzenden  der  Gesellschaft  ftir  ver- 
gleichende Gesetzgebung,  in  Anwesenheit  von  etwa  800  Teilnehmern 
eröffiiet,  welche  zum  Teile  aus  weiter  Feme  herbeigeeilt  waren,  um 
mit  dem  Genufs  der  Sehenswürdigkeiten  der  Ausstellung  die  ernste 
Arbeit  im  Dienste  der  völkereinenden  Idee  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft zu  verbinden.  Verschiedene  Staaten  waren  durch  offizielle 
Delegierte  vertreten,  nämlich  Frankreich,  Belgien,  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  Monaco,  Rufsland 
und  der  kleinste  der  Kleinstaaten,  San-Marino.  Die  ErOffiiungsrede, 
welche  Picot  hielt,  zeichnete  sich  durch  jene  geistreiche  Rhetorik  und 
blendenden  Apercus  atis,  die  man  als  Eigentümlichkeit  der  französischen 
Reden  seit  langer  Zeit  kennen  zu  lernen  und  zu  schätzen  Gelegenheit 
gehabt  hat  Der  hohe  Wert  der  rechtsvergleichenden  Studien  für  den 
Gesetzgeber  wurde  von  ihm  besonders  betont ;  er  wies  darauf  hin,  dafs 
es  nicht  genüge,  die  ausländischen  Gesetzestexte  zu  kennen,  vielmehr 
erforderlich  sei,  sich  darüber  zu  unterrichten,  wie  sich  ihre  Handhabung 
und  Bewährung  im  praktischen  Leben  im  einzelnen  gestalte.  Nur  auf 
Grund  dieser  praktischen  Bewährung  kann  die  Unifikation  des  einen 
und  anderen  Rechtszweiges  in  die  Hand  genommen  werden. 
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Wie  bei  den  meisten  juristischen  Kongressen  fiel  der  Schwerpunkt 
der  Arbeit  in  die  Thätigkeit  der  Sektionen,  welche  sich  auf  Grund  der 
zahlreichen,  gedruckt  vorliegenden  Berichte  mit  den  ihnen  zugewiesenen 
Fragen  be&fsten.  Der  Kongrefs  zerfiel  in  sechs  Sektionen;  der  ersten 
war  die  allgemeine  Theorie  und  Methode  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft zugewiesen,  insbesondere  ihre  Geschichte,  ihre  Beziehung 
zu  den  verschiedenen  Zweigen  des  Rechts,  zur  Kriminalpolitik,  Volks- 
wirtschaftslehre und  Sociologie;  die  zweite  beschäftigte  sich  mit  dem 
internationalen  Privatrecht,  die  dritte  mit  Handelsrecht,  die  vierte  mit 
bürgerlichem  Recht,  die  ftinfte  mit  öffentlichem  Recht  und  die  sechste 
mit  ELriminalpolitik.  Aus  den  ebenso  umfangreichen  wie  interessanten 
Verhandlungen,  die  sich  auf  zahlreiche  wichtige  Fragen  aktuellen  Cha« 
rakters  aus  dem  weiten  Gebiete  des  vergleichenden  Rechts  bezogen,  sei 
folgendes  hervorgehoben: 

Was  die  Theorie  und  Methode  der  Rechtsvergleichung  anlangt,  so 
kam  in  den  Verhandlungen  die  Überzeugung  zum  Ausdruck,  dafs  die 
Rechtsvergleichung  als  unabhängige  Wissenschaft  zu  betrachten  sei, 
wesentlich  verschieden  von  der  vergleichenden  Gesellschaftswissenschaft 
und  der  Geschichte.  Die  vergleichende  Rechtsvdssenschaft  soll  dahin 
streben,  die  Ideen  darzulegen,  welche  den  zu  einer  bestimmten  Zeit  be- 
stehenden Verkörperungen  des  juristischen  Lebens  bei  den  verschiedenen 
Völkern  gemeinsam  sind.  Im  Zusammenhang  mit  diesen  mehr  abstrakten 
Diskussionen  wurde  von  dem  Kongrefs  der  Vorschlag  eines  der  ameri- 
kanischen Delegierten  erörtert,  welcher  bezweckte,  die  Einsetzung  einer 
internationalen  Kommission  herbeizuftlhren,  deren  Aufgabe  es  sein  solle, 
das  Projekt  der  Errichtung  eines  Bureaus  in  Paris  behu&  Sammlung 
der  Gesetze  und  Entscheidungen  der  verschiedenen  Staaten  zu  studieren 
und  Vorschlage  zu  seiner  Ausführung  zu  machen.  Der  Kongrefs  nahm 
denselben  ohne  Widerspruch  an  und  setzte  eine  permanente  Kommission 
zu  diesem  Behufe  ein;  es  handelt  sich  hierbei  einerseits  um  die  Samm- 
lung der  Gesetzestezte  der  verschiedenen  Lünder,  die  daselbst  ergangenen 
Entscheidungen  und  ihre  Veröffentlichung,  sodann  um  die  Begünstigung 
der  einheitlichen  Regelung  gevnsser  Zweige  des  Rechts,  um  die  Er- 
leichterung der  Ausstellung  von  Zeugnissen  tlber  geltendes  Recht  (Cer- 
üficats  de  cotdume)  und  schliefslich  um  die  Zusammenberufung  eines 
neuen  Kongresses,  welchem  die  Beratung  dieser  Punkte  sowie  die  Be- 
schlufs&ssung  über  die  von  der  Kommission  gemachten  Vorschlfige  vor- 
behalten bleiben  solL  Dieser  Beecblufs  des  Kongresses  mufs  als  ein 
ftlr  die  Entwickelung  der  internationalen  Rechtsverhaltnisse  sehr  be- 
deutungsvoller bezeichnet  werden;  gelingt  es,  die  soeben  angegebenen 
Wünsche  zu  erftlllen,  so  würde  dies  ftir  die  Praxis  des  internationalen 
Rechtsverkehrs  noch  von  ungleich  höherem  Werte  sein  als  ftlr  die 
Wissenschaft,  denn  es  ist  bekannt  und  oft  genug  hervorgehoben  worden, 
dafs  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Ermittelung  des  in  einem 
anderen  Lande  geltenden  Rechts  und  der  daselbst  bestehenden  Recht- 
sprechung entgegenstellen,  zuweilen  aufserordentlich  erheblich  sind,  und 
es  vieler  Bemühungen   und   eines   grofsen  Zeitaufw&udes    bedarf,    um 
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darüber  Herr  zu  werden.  Jeder  Versuch,  welcher  gemacht  wird,  um 
diese  Hindemisse  durch  Errichtung  einer  CentralsteUe  zu  beseitigen,  ist 
deshalb  des  Beifalles  allenthalben  sicher,  und  man  wird  in  keinem 
Lande  es  unterlassen,  die  erfolgreiche  Ausführung  desselben  nach  Mög- 
lichkeit zu  fordern.  Wir  glauben  daher,  dafs  der  von  dem  Internatio- 
nalen Eongrefs  in  dieser  Hinsicht  gefafste  Beschlufs  als  eine  für  die 
Dauer  wertvolle  Kundgebung  der  juristischen  Kreise  zu  bezeichnen  ist 
und  der  in  ihm  enthaltene  Gedanke  nicht  mehr  verloren  oder  aufgegeben 
werden  wird.  Man  kann  verschiedener  Ansicht  darüber  sein,  auf 
welchem  Wege  derselbe  am  besten  verwirklicht  werden  soll,  und  es  ist 
wahrscheinlich,  dafs  längere  Zeit  verstreichen  dürfte,  bis  die  An- 
schauungen sich  darüber  geklärt  haben;  aber  soviel  ist  sicher,  früher 
oder  später  wird  man  diesen  Gedanken  verwirklichen,  denn  er  ent- 
spricht einem  dringenden  Bedtlrfnis  xmserer  Zeit  und  findet  seine  Recht- 
fertigung in  der  Entwickelung  der  internationalen  Verkehrs-  und  Wirt- 
schaftsverhältnisse,  die  mehr  und  mehr  dahin  drängen,  ftir  die  auf 
gleicher  Kulturstufe  stehenden  Völker  die  Schranken  des  Raumes  und 
der  Entfernung  zu  beseitigen. 

In  der  Sektion  für  Handelsrecht  erörterte  man  zunächst  die  Stel- 
lung der  ausländischen  Handelsgesellschaften  und  sodann  eine  Reihe 
von  wechselrechtlichen  Fragen;  es  ergab  sich  aus  der  Diskussion  der 
erstgenannten  Materie,  dafs  die  in  den  verschiedenen  Staaten  bezüglich 
der  Voraussetzung  der  Zulassung  ausländischer  Handelsgesellschaften 
geltenden  Systeme  zum  Teile  noch  sehr  voneinander  abweichen ;  immerhin 
ist  diese  Abweichung  nicht  so  bedeutend,  um  die  auf  gleichmäfsige 
Regelung  gerichteten  Bestrebungen  von  vornherein  als  aussichtslose  er- 
scheinen zu  lassen.  Das  Bedürfiiis  einer  solchen  Ordnung  wurde  durch 
die  Verhandlungen  offenbar,  in  noch  höherem  Mafse  allerdings  das  Be- 
dürfiÜB  einheitlicher  Ordnung  des  Wechselrechts ;  man  verkannte  freilich 
nicht,  dafs  die  Hindemisse,  welche  der  Befriedigung  dieses  Bedürfiiisses 
entgegenstehen,  doch  wesentlich  erheblicher  sind,  als  man  in  den 
Handelskreisen  viel^h  anzunehmen  geneigt  ist 

Die  Abteilung  für  btirgerliches  Recht  beschäftigte  sich  mit  dem 
Rechte  der  juristischen  Persönlichkeit  xmd  dem  ehelichen  Güterrecht; 
bei  der  erstgenannten  Materie  liefs  sich  feststellen,  dafs,  trotz  aller  Ver- 
schiedenheiten der  Gesetzgebungen,  gewisse  für  den  Erwerb  und  die 
Verleihung  der  Rechtspersönlichkeit  mafsgebliche  Ideen  in  allen  oder 
fast  allen  Gesetzgebungen  anzutreffen  sind,  so  dafs  auch  insoweit  die 
Tendenz  einheitlicher  Entwickelung  nicht  bestritten  werden  kann. 
Anders  verhielt  es  sich  mit  dem  ehelichen  Güterrecht;  in  Ansehung 
dieses  läfst  sich  eine  derartige  Tendenz  kaum  nachweisen;  die  Ideen, 
auf  denen  die  verschiedenen  Gesetzgebungen  beruhen,  sind  zum  gröfsten 
Teile  voneinander  sehr  verschieden,  was  sich  daraus  erklärt,  daib  das 
eheliche  Güterrecht  durch  sittliche  Anschauungen  und  Erwägungen  wirt- 
schaftlichen und  socialpolitischen  Inhaltes  wesentlich  beeinflufst  wird. 
Auch  tritt  bekanntlich  gerade  hierbei  die  Bedeutung  der  Volkssitte  und 
die  Macht  der  Tradition  ganz  besonders  zu  Tage,   wie  sich  in  höchst 
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interesflanter  Weise  ans  den  dem  Eongrefs  ttberreichten  Berichten  über 
das  in  den  verschiedenen  Gegenden  Frankreichs  thatsflchlich  zur  An- 
wendung gelangende  eheliche  Güterrecht  eigiebt 

In  der  Abteilang  Air  internationales  Privatrecht  &nd  die  Voll- 
Streckung  ausländischer  Urteile  eine  sehr  erschöpfende  Behandlung;  man 
war  hierbei  ziemlich  emig  darüber ,  dafs  die  beste  Methode  für  die 
Segelmig  darin  bestehe,  eine  Übereinstimmong  von  Staat  zu  Staat  an- 
Kabahnen;  der  Abschlufs  eines  internationalen  Übereinkommens  für 
mehrere  oder  viele  Staaten  schien  allzagrolse  Schwierigkeiten  zu  bieten. 

In  der  Abteilang  f^  öffentliches  Recht  befafste  man  sich  mit  der 
Entwickelang  des  Parlamentarismas  and  der  Proportionalvertretang ;  es 
wird  vieUeicht  für  die  weitere  Behandlang  des  Problems,  auf  welche 
Weise  es  möglich  ist,  die  Minderheiten  in  den  gesetzgebenden  Ver- 
aammlangen  and  Körperschaften  entsprechend  za  berücksichtigen,  nicht 
ohne  Einflafs  sein,  dafs  man  in  der  EinfÜhrang  der  Proportionalver- 
tretang eines  der  Mittel  gegen  die  dem  Parlamentarismas  anhaftenden 
Sch&den  erkannte,  die  offen  and  rückhaltlos  insbesondere  seitens  der 
französischen  Mitglieder  anerkannt  warden. 

Was  schliefslich  die  Abteilang  für  Straftrecht  anbelangt,  so  warde 
in  derselben  der  Einflafs  der  Entwickelang  der  neaen  Strafrechtsdoktrin 
auf  die  Handhabung  des  Strafrechts,  insbesondere  auf  die  Anwendung 
des  Strafmafses  erörtert;  der  Eongrefs  nahm  folgenden  Antrag  an: 

Eine  internationale  wissenschafUiche  Kommission  wird  mit  dem 
Sitze  in  Paris  eingesetzt;  dieselbe  ist  beauftragt,  die  leitenden  Ge- 
danken festzustellen,  welche  den  Richtern  bei  Ausmessung  des  Straf- 
mafses empfohlen  werden  können.  Die  Eommission  kann  ihre  Ar- 
beiten auf  das  Studium  der  Strafen  unter  dem  gesetzgeberischen 
Gresichtspunkte  ausdehnen,  und  zwar  auch  in  Ansehung  des  Charakters 
derselben.  Die  Eommission  wird  in  den  von  ihr  einzuberufenden 
nationalen  oder  internationalen  Eongressen  diejenigen  Fragen  erörtern 
lassen,  welche  sie  für  wünschenswert  hält;  die  Eommission  besteht 
aus  je  einem  Mitglied  der  Gesellschaft  ftir  vergleichende  Gesetzgebung, 
der  Gef^ngnisgesellschaft ,  der  internationalen  Vereinigung  ftir  Straf- 
recht und  aufserdem  mehreren  von  diesen  gewählten  Mitgliedern. 

Die  Schlufssitzung  des  Eongresses  fand  am  4.  August  statt;  in 
seiner  Schlufsrede  betonte  Pkoi  die  Bedeutung  der  zur  Diskussion  ge- 
stellten Fragen  und  die  fruchtbare  Anr^ung,  welche  Theorie  und  Praxis 
davon  emp&ngen  würden,  er  wies  auf  den  hohen  Wert  dieser  inter- 
nationalen Gelehrtenkongresse  auch  in  kultureller  Hinsicht  hin  und 
richtete  den  dringenden  Appell  an  seine  Landsleute,  sich  durch  mög- 
lichst häufige  Reisen  in  andere  Länder  mit  den  Gesetzen,  Einrichtungen 
und  Gebräuchen  derselben  vertraut  zu  machen. 

Es  ist  in  diesen  Blättern  nicht  der  geeignete  Ort,  in  ausftlhrlicherer 
Weise  der  gastlichen  Au&ahme  zu  gedenken,  welche  die  französischen 
Mitglieder  der  SociäS  de  l^lation  comparde  den  ausländischen  Gästen 
bereiteten,  aber  andererseits  will  es  auch  nicht  angemessen  erscheinen. 
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hierüber  stillBchwelgend  hinwegzugehen.  Es  sei  daher  mit  Dankbarkeit 
konstatiert,  dafs  auch  bei  diesem  Kongre£s  wie  bei  so  zahbeichen  anderen 
während  des  Ansstellongssommers  in  Paris  abgehaltenen  die  finnzösische 
Liebenswürdigkeit  and  Gastlichkeit  sich  im  hellsten  Lichte  zeigten ;  mit 
jener  Vornehmheit  des  Noblesse  oUigey  welche  der  guten  Gesellschaft 
in  Frankreich  von  jeher  eigen  war,  verstand  man  es,  den  ausländischen 
Teilnehmern  den  Aufenthalt  möglichst  behaglich  zu  machen  und  jeden 
Mifston,  welcher  die  Harmonie  hätte  stören  können,  fem  zu  halten. 
Die  Vorbereitung  des  Kongresses  war  in  jeder  Hinsicht  eine  trefifliche, 
und  warme  Anerkennung  gebührt  dafür  den  Männern,  welche  die  mehr- 
jährige, dafür  erforderlich  gewesene  Arbeit  auf  sich  nahmen,  vor  allem 
Herrn  Fernand  Daguin,  dem  unermüdlichen  und  stets  geizigen  Sekretär 
der  Societd  de  legislaHon  cotnparee,  femer  den  Herren  Jules  Chcdlamd 
und  Baymond  SaleiUeSj  welche,  gleich  Daguin,  zu  den  Zierden  und 
Stützen  der  soeben  erwähnten  Gesellschaft  gehören. 

Wer  die  Bedeutung  eines  Kongresses  nach  der  Zahl  der  ange- 
nommenen Beschlüsse  und  Resolutionen  beurteilt,  wird  geneigt  sein,  die 
wissenschafUiche  und  praktische  Wichtigkeit  des  Liternationalen  Kon- 
gresses für  vergleichendes  Recht  zu  unterschätzen  oder  gar  gering  zu 
achten;  wer  aber  auf  diese  Äufserlichkeiten ,  die  zum  guten  Teile  nur 
einen  omamental-dekorativen  Wert  besitzen,  weniger  achtet  als  auf  die 
Sache  selbst,  dürfte,  wenn  er  sich  in  die  Berichte  und  Verhandlungen 
des  Kongresses  vertieft,  mit  der  Anerkennung  nicht  zögern,  dafs  eine 
gewaltige  Summe  von  Wissen  und  Erfahrungen  darin  aufgespeichert  ist, 
und  dafs  die  in  den  viertägigen  Verhandlungen  gegebenen  Anregungen 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  Früchte  tragen  werden.  Die  ver- 
gleichende Rechtslehre  ist  noch  ein  junger  Zweig  auf  dem  mächtigen 
Baume  der  Rechtswissenschaft;  die  Jugend  erklärt  es,  abgesehen  von 
anderen  Momenten,  dafs  sie  sich  anderen  Zweigen  derselben  noch  nicht 
ebenbürtig  an  die  Seite  stellen  kann.  Vielfach  verweigert  man  auch 
noch  der  vergleichenden  Rechtslehre  die  Anerkennung  als  einer  juristi- 
schen Disciplin  im  engeren  Sinne,  es  fehlt  auch  heute  noch  nicht  an 
in  ihrem  Fach  sonst  recht  tüchtigen  Männern,  welche  mit  einer  ge- 
wissen Verachtung  auf  sie  hinabsehen  und  in  ihr  ein  Wissensgebiet 
erblicken,  das  teilweise  der  Ethnologie,  teilweise  der  Geschichte,  ins- 
besondere der  Kultur-  und  Sittengeschichte,  teilweise  auch  der  Demo- 
graphie und  Sociologie  angehört,  aber  mit  der  Rechtslehre  nichts  ge- 
mein hat  Die  Unterschätzung  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
kommt  nicht  am  wenigsten  in  der  Thatsache  zum  Ausdruck,  dafs  die 
Zahl  der  Fakultäten,  an  welchen  besondere  Lehrstühle  daftlr  errichtet 
sind,  zur  Zeit  noch  eine  sehr,  sehr  geringe  ist  Man  kann  daher  wohl 
behaupten,  dafs  die  vergleichende  Rechtslehre  noch  um  ihre  Anerken- 
nung zu  kämpfen  hat  Für  diese  Anerkennung  mufs  aber  eine  solche 
Kundgebung  wie  sie  der  Internationale  Kongrefs  für  vergleichendes  Recht 
bedeutet,  von  aufserordentlicher  Wichtigkeit  sein.  Nachdem  in  den 
letzten  Jahren  und  Jahrzehnten  ein  reiches  Material  auf  rechtsver- 
gleichendem Gebiete  zusammengetragen  worden  ist,   hat  man  nunmehr 
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mit  der  Daztharbeitang ,  wir  mochten  beinahe  sagen  mit  der  Dnrch- 
geistignng  begonnen,  und  dieser  Durchgeistigang  haben  auch  die 
Yerhandlnngen  des  Kongresses  gedient  Es  hat  sich  dabei  herans- 
gesteUt,  dafs  der  Bestandteil  gleicher  oder  verwandter  Ideen  unter  den 
die  Gesetze  und  Vorschrüten  des  Volkes  beherrschenden  Rechtsgedanken 
doch  ein  bei  weitem  gröfserer,  bei  weitem  intensiverer  ist,  als  die  an 
der  Oberfläche  und  dem  formalen  Ausdruck  haftende  Beurteilung  an- 
nehmen möchte.  Diese  Ideenübereinstimmung,  diese  Ideengemeinschaft 
ist  aber  ein  gewichtiger  Anhaltspunkt  daftlr,  dafs  die  Bestrebungen  auf 
gleichheitliche  oder  gletcbmäfsige  R^elung  des  einen  und  anderen 
Bechtszweiges  bei  den  auf  gleicher  Kulturstufe  stehenden  Völkern  mit 
Bücksicht  auf  Erfolg  konsequent  weitergeführt  werden  können.  Die 
Eigebnisse  des  Kongresses  sind  um  deswillen  nicht  nur  für  die  Theorie, 
sondern  auch  für  die  Praxis  des  Rechtslebens  von  Wichtigkeit,  sie 
können  und  werden  die  Gesetzgebung  dieses  oder  jenes  Staates  beein- 
flussen und  sie  zu  einer  Ordnung  einer  bestimmten  Materie  veranlassen, 
welche  mit  den  als  mafsgebend  festgestellten  Rechtsgedanken  überein- 
stimmt, sie  können  und  werden  aber  auch  dazu  beitragen,  dafs  die  Zahl 
jener  Rechtsunionen,  innerhalb  welcher  für  die  Angehörigen  der  Mitglied- 
staaten gleiches  Recht  gilt,  immer  gröfser  und  das  innerhalb  derselben 
geltende  Recht  ein  immer  voUkommneres  wird.  Wenn,  um  ein  Bei- 
spiel anzuführen,  die  auf  Vereinbarung  eines  übereinstimmenden  Wechsel- 
rechts unter  den  wichtigsten  Kultur-  und  Verkehnstaaten  gerichteten 
Bemühungen  schon  bislang  mit  nichten  als  aussichtslose  oder  gar 
utopische  zu  bezeichnen  waren,  so  dtlrften  sie  fortan  als  sehr  ausßichts- 
volle  zu  bezeichnen  sein,  nachdem  in  den  Verhandlungen  des  Inter- 
nationalen Kongresses  dargethan  wurde,  dafs  heute  schon  ein  sehr 
grofser  Teil  der  Wechselgesetzgebungen  auf  den  gleichen  Ideen  beruht 
und  dafs  eine  Ausgleichung  der  zwischen  denselben  bestehenden  Diffe- 
renzen demgemilfs  nur  auf  Hindemisse  stöfst,  welche  nur  sekundärer, 
nicht  grundsätzlicher  Natur  sind. 

Wir  wiederholen,  es  war  ein  glücklicher  Gedanke  der  so  rüstig 
arbeitenden  Social  de  Ugislation  comparSCy  gelegentlich  der  Säkular- 
ausstellung einen  Internationalen  Kongrefs  für  vergleichendes  Recht  nach 
Paris  einzuberufen;  wie  die  Ausstellung  die  höchste  Entwickelung  der 
menschlichen  Leistungen  während  des  Jahrhunderts  zeigte,  so  bot  auch 
der  Kongrefs  ein  Bild  der  letzten  Leistungen  der  Rechtswissenschaft 
während  des  verflossenen  Säkulums  in  der  nicht  mehr  als  Zukunfts- 
Jurisprudenz,  sondern  als  Gegenwartsjurisprudenz  zu  bezeichnenden  ver- 
gleichenden Rechtslehre.  Ihrem  centralen,  universellen  Charakter  ent- 
sprechend, erstreckt  sich  dieselbe  auf  alle  Gebiete  und  Zweige  des 
Rechts,  bürgerliches  und  Strafrecht,  Staatsrecht  und  Handelsrecht,  Pro- 
zefsrecht  und  Verwaltungsrecht  etc.,  und  wenn  auch  noch  keineswegs 
alle  Einzelteile  gleichmäfsig  bearbeitet  sind,  so  ist  doch  nicht  zu  be- 
zweifelo,  dafs  das  Fehlende  nachgeholt,  der  Mangel  ersetzt  wird.  Die 
Perspektiven,  welche  sich  aus  den  Verhandlungen  des  Pariser  Kon- 
gresses für  die  vergleichende  Rechtslehre  ergeben,   sind  weitreichende 
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und  wohl  geeignet,  die  diesem  Wissensgebiete  zugewendete  Thätigkeit 
zu  der  höchsten  Anstrengung  anzuspornen.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten, 
dafs  Frankreich  auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Rechtslehre  Her- 
vorragendes geleistet  und  sich  mit  besonderer  Liebe  dem  Ausbau  der- 
selben gewidmet  hat  Der  schöne  Erfolg  des  Pariser  Kongresses  ist 
nicht  am  wenigsten  darauf  zurttckzuftlhren.  Nächst  Frankreich  ist  es 
aber  vor  anderen  Lttndem  Deutschland,  das  die  vergleichende  Rechts- 
lehre mit  Fleifs  und  Ausdauer  behandelt,  und  die  deutsche  Wissenschaft 
ist  bestrebt,  sich  auch  insoweit  jeder  anderen  vollwertig  zu  erweisen. 
Internationale  Kongresse  ^  vergleichende  Rechtslehre  werden  fortan 
wohl  periodisch,  in  gröfseren  oder  kleineren  Zwischenräumen,  aufeinander- 
folgen. Hoffen  wir,  dafs  der  nächste  in  der  Reichshauptstadt  abge- 
halten wird. 


Die  Fortbildung  des  YBil(erreciites  durcii  die  Haager 

Konferenz.*) 

Von  Professor  Dr.  Helnriek  liammasek  in  Wien. 

Das  in  Afrika  und  Asien  seit  Jahresfrist  vergossene  Blut  scheint 
denen  Becht  zu  geben,  die  von  vornherein  mit  tlberlegenem  Lächeln 
auf  die  „Friedenskonferenz*'  von  1899  herabblickten.  Um  so  mehr  wird 
es  zor  Pflicht  derjenigen,  welche  noch  immer  trotz  alledem  in  dieser 
Konferenz  den  Ausgangspunkt  einer  wichtigen  Fortentwickelung  und 
positiveren  Ausgestaltung  des  Völkerrechtes  erblicken,  ihrer  Überzeugung 
Offantlichen  Ausdruck  zu  geben.  Niemand  aufser  Schwärmern  und 
Romanschriftstellerinnen  konnte  erwarten,  dafs  diese  Konferenz  den  Krieg 
„abschaffen"  und  die  Kriegsrüstungen  der  Staaten  sofort  entbehrlich 
machen  wttrde.  Alle  sachkundigen  Beurteiler  waren  darüber  einig,  dafs 
dies  ebensowenig  die  Au%abe  der  Konferenz  sein  konnte  wie  etwa, 
was  ihr  gleichwohl  zugemutet  wurde,  die  „Abschaffung  des  Nationalitäten- 
princips*'  als  der  Quelle  so  vieler  Konflikte  unter  den  Staaten  und 
innerhalb  der  Staaten.  Was  aber  möglich  war,  ist  geschehen:  Grofs- 
mächte  und  Kleinstaaten,  Militärmächte  und  Marinemächte,  Staaten  mit 
grofsen  stehenden  Heeren  und  solche  mit  Milizsystem,  Monarchien  und 
Republiken,  christliche,  muhammedauische  und  buddhistische  Staaten, 
Staaten  Europas,  Amerikas  und  Asiens  haben  sich  über  eine  Reihe 
gemeinsam  zu  befolgender  Grundsätze  geeinigt,  durch  welche  sie  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  friedliche  Ausgleichung  der  zwischen  ihnen 
auftauchenden  Differenzen  in  bestimmten  Formen  herbeizuführen  be- 
zwecken und  durch  die. sie  für  den  Fall,  dafs  der  Elrieg  doch  unver- 
meidlich geworden  sein  sollte,  die  Leiden  desselben  für  Kombattanten 
und  Nichtkombattanten  auf  das  Mafs  des  Unvermeidlichen  zu  beschränken 
suchen.  Dafs  solche  Vereinbarungen  nach  den  Voraussetzungen  ihrer 
Wirksamkeit,  ihrem  Inhalte  und  ihrem  Umfange  nicht  sofort  allen  An- 


*^  Mit  Genehmu^ng  des  Herrn  Verfiusers  und  der  Verlagshandlung 
der  ZeitBchrift  „Die  Eailtuz"  H.  Jahrgang  (1900)  1.  Heft  entnommen. 
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forderangen  entsprechen,  die  vom  Standpunkte  einer  rein  theoretischen 
Beurteilung  des  Verhältnisses  der  Staaten  zu  einander  erhoben  werden 
können,  ist  einleuchtend,  wenn  man  die  Schwierigkeit  des  Problems 
bedenkt,  eine  Ordnung  zu  schaffen,  welche  souveräne  Staaten  binden 
soll,  d.  h.  eine  Ordnung  über  denjenigen  Gewalten,  deren  jede  ^ 
sich  das  Recht  in  Anspruch  nimmt,  auf  ihrem  Gebiete,  für  ihre  Unter- 
thanen,  für  die  sie  betreffenden  Angelegenheiten  die  höchsteMacht 
auf  Erden  zu  sein.  Die  Schwierigkeit  dieses  Problems  streift  hart 
an  jene  der  Quadratur  des  Zirkels.  Sie  kann  nur  überwunden  werden 
durch  die  höchste  Einsicht  derjenigen,  welche  die  Angelegenheiten  der 
Staaten  leiten,  und  durch  ihre  Bereitwilligkeit,  um  des  Allen  zu  gute 
kommenden  Vorteiles  dauernder  Ordnung  willen  auf  die  Ausnutzung 
momentaner  Überlegenheit  zu  verzichten. 

Aus  diesem  für  alle  Fragen  des  Völkerrechtes  allein  möglichen 
Gesichtspunkte  der  Gleichberechtigung  aller  souveränen  Staaten  sowie 
der  Unmöglichkeit  einer  Gesetzgebung,  einer  regelmäfsigen  Eechtsprechung 
und  einer  Zwangsvollstreckung  gegenüber  den  souveränen  Staaten  be- 
trachtet, stellen  sich  die  Ergebnisse  der  Konferenz  in  der  That  als  ein 
sehr  bedeutender  Schritt  nach  vorwärts  dar.  Am  wenigsten  Legitimation 
aber,  die  Konferenz  eines  Mifserfolges  anzuklagen,  hat  jene  Tagespresse, 
die  durch  Aufstachelung  der  nationalen  Leidenschaften  und  durch  Aus- 
beutung der  wirtschaftlichen  Gegensätze  so  aufserordentlich  viel  zur 
Entstehung  und  Verschärfung  internationaler  Konflikte  beiträgt.  So 
wohlgemeint  daher  auch  der  von  der  interparlamentarischen  Union  in 
ihrer  Tagung  zu  Paris  1900  angenommene  Antrag  des  Grafen  Apponyi 
ist,  eine  „Friedensliga  der  Presse''  zu  bilden,  so  wenig  erwarte  ich  von 
dessen  Verwirklichung  praktische  Vorteile.  Mögen  noch  so  viele  Leit- 
artikel und  Feuilletons  geschrieben  werden,  in  denen  in  der  Theorie 
der  ewige  Frieden  gepriesen  wird,  so  wird  doch  jeder  Klrieg  und 
jede  Kriegsaussicht  dieser  Presse  so  viele  geschäftliche  Vorteile  bieten, 
dafs  sie  auf  dieselben  nicht  wird  verzichten  wollen. 

Die  Vorstellung  von  einem  Mifserfolge  der  Konferenz  wurde  auch 
durch  die  Bezeichnungen,  welche  ftbr  dieselbe  zunächst  von  der  Jour- 
nalistik, dann  aber  auch  in  amtlichen  Schriftstücken  gebraucht  wurden, 
wesentlich  gefördert  Die  Konferenz  wurde  zuerst  als  „Abrüstungs"- 
imd  dann  als  „Friedenskonferenz**  bezeichnet,  während  ihr  richtiger 
Name  „Völkerrechtskonferenz**  gewesen  wäre.  Denn  aufser  den  beiden, 
die  öffentliche  Diskussion  besonders  interessierenden  Aufgaben,  einen 
zeitweiligen  Stillstand  in  den  Kriegsrüstungen  (keines- 
wegs eine  völlige  Abrüstung)  zu  vereinbaren  und  die  Mittel  zur  fried- 
lichen Beilegung  gewisser  völkerrechtlicher  Differenzen  zu  sichern 
und  zu  stärken  (keineswegs  aber  einen  „ewigen  Frieden**  zu  inaugu- 
rieren), hatte  die  Konferenz  nach  dem  Programm,  welches  von  der  sie 
einberufenden  russischen  Regierung  den  Mächten  vorgelegt  worden  war, 
noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Aufgaben;  insbesondere  sollte  sie  für 
den  Fall  eines  unvermeidlich  gewordenen  Krieges  die  Grundsätze  des 
Kriegsrechtes  vertragsmäfsig  festsetzen  und  dadurch  der  namentlich  im 
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detttBch-firanzOsischen  Elriege  so  sehr  hervorgetretenen  und  beklagten 
Unsicherheit  der  völkerrechtlichen  Normen  über  die  den  kriegführenden 
MSchten  und  Armeen  ihren  Gegnern  gegenüber  zustehenden  Befugnisse 
begegnen,  sowie  diese  Grundsfttze  möglichst  „humanisieren".  In  dieser 
Richtung  bildete  die  Haager  Konferenz  die  Fortsetzung  der  Brüsseler 
Konferenz  des  Jahres  1874,  die  aus  der  Initiative  Czar  ^i^eo;  an  der  7J. 
hervorgegangen  war,  und  bei  welcher  die  russische  Regierung  einen 
von  dem  Professor  des  Völkerrechtes  an  der  Petersburger  Universität, 
Driedrich  v,  Martens,  unter  Mitwirkung  hervorragender  Militärs  und 
Diplomaten  ausgearbeiteten  Entwurf  einer  Kodifikation  der  wichtigsten 
Punkte  des  Landkriegsrechtes  vorgelegt  hatte,  der  den  Gegenstand  ein- 
gehender, wochenlanger  Beratung  einer  aus  Militärs  und  Diplomaten 
unter  Beiziehung  einzelner  Völkerrechtsgelehrten  bestehenden  Kommission 
bildete.  Doch  vermochte  diese  Konferenz  des  Jahres  1874  den  schroffen 
Gegensatz  der  Interessen  der  grofsen  Militärmächte  und  der  auf  ein 
Milizsystem  angewiesenen  kleinen  Staaten:  Schweiz,  Belgien,  Nieder- 
lande, denen  sich  auch  Grofsbritannien  anschlofs,  nicht  zu  überbrücken, 
weshalb  das  Elaborat  jener  Konferenz  die  Ratifikation  der  Mächte  nicht 
erhielt. 

In  eben  dieser  Richtung  war  es  auch  die  Aufgabe  der  Konferenz, 
die  Vereinbarungen,  welche  1864  zu  Genf  über  den  Schutz  der  Ver- 
wundeten im  Landkrieg  getroffen  worden  waren,  dem  Seekri^  anzu- 
passen und  die  Bestimmungen  der  Petersburger  Konvention  von  1868 
über  das  Verbot  gewisser  inhumaner  Geschosse  zu  erweitem. 

Die  Konferenz,  deren  Einberufung  bekanntlich  der  Initiative  Gzar 
Nikolaus  II.  zu  danken  ist,  tagte  vom  18.  Mai  bis  29.  Juli  1899 
in  der  Hauptstadt  des  Königreiches  der  Niederlande,  im  Haag,  wo  sie 
von  der  Königin  und  den  niederländischen  Behörden  mit  der  gröfsten 
Auszeichnung  empfangen  und  in  ihren  Arbeiten  gefördert  wurde.-  Sie 
war  von  allen  europäischen  Staaten,  die  politische  Bedeutung  besitzen, 
BO  von  allen  Grofsmächten,  aber  auch  von  Holland,  Belgien,  Luxemburg, 
Spanien,  Portugal,  der  Schweiz,  den  skandinavischen  und  allen  Balkan- 
staaten (selbst  von  Montenegro  und  dem  halbsouveränen  Bulgarien)  be- 
schickt. Von  anfsereuropäischen  Staaten  nahmen  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  und  Mexiko,  Japan,  China,  Siam  und  Persien  teil. 
Ein  Vertreter  des  Papstes  würde  wegen  des  Widerspruches  Italiens, 
ein  Vertreter  der  südamerikanischen  Republiken  wegen  des  damals  seine 
Schatten  bereits  vorauswerfenden  Transvaalkrieges  infolge  Widerspruches 
Grolsbritanniens  nicht  zugelassen. 

Die  Ausschliefsung  des  Papstes  war  hinsichtlich  der  kriegsrecht- 
lichen Fragen  ebenso  selbstverständlich  als  sie  in  betreff  der  Schieds- 
gerichtsfrage  wohl  nur  aus  den  politischen  Verhältnissen  und  nicht  aus 
sachlichen  Gründen  zu  erklären  ist,  da  doch  die  Päpste  so  oft  als 
Schiedsrichter  ftmgiert  hatten,  und  noch  zuletzt  Fürst  Bismarck  die 
Vermittelnng  des  päpstlichen  Stuhles  in  einem  Konflikte  mit  Spanien 
angemfen    hatte.     Die   Nichtzulassung   der   südafrikanischen    Republik 
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wurde  mit  dem  von  Grofsbritannien  behaupteten  halbsoaveränen  Charakter 
derselben  begründet. 

Die  gröfseren  Staaten  waren  dnrch  mehrere  Delegierte  vertreten, 
von  denen  jedoch  stets  nar  je  einer  die  Stimme  abzugeben  berechtigt 
war  (im  Plenum  der  erste  Delegierte,  in  den  Kommissionen  häufig  auch 
der  eine  oder  andere  [deUgue  ac{joint]).  Die  meisten  Staaten  hatten 
nicht  blofs  Diplomaten,  sondern  auch  Militärs  und  Sachverständige  auf 
dem  Gebiete  des  Völkerrechtes  entsendet 

Die  grolke,  hundert  ttberschreitende  Zahl  der  Del^erten  brachte 
es  mit  sich,  dafs  die  Arbeit  hauptsächlich  in  den  Kommissionen  und, 
als  auch  diese  sich  zu  zahlreich  erwiesen,  in  Subkomitees  verlegt 
wurde.  Die  Konferenz  selbst  hielt  nur  zehn  Plenarsitzungen  ab,  die 
wesentlich  dekorativen  Charakter  hatten  und  in  denen  nur  die  Schluüb- 
abstimmungen  stattfanden.  Von  vornherein  wurden  fUnf  Kommissionen 
eingesetzt,  je  eine  für  die  ^ Abrüstungsfrage"  zu  Land  und  zur  See, 
eine  für  die  Anpassung  der  Genfer  Konvention  an  die  Verhältnisse  des 
Seekrieges,  eine  vierte  fUr  die  Kodifikation  des  Landkriegsrechtes  und 
die  Müde  für  die  Mittel  zur  friedlichen  Schlichtung  völkerrechtlicher 
Difierenzen,  die  sog.  Schiedsgerichts-(Arbitrage-)Kommission.  Jede  der 
beiden  letzteren  bestellte  je  ein  Subkomitee  zur  Vorberatung  der  Ent- 
würfe. Dem  Subkomitee  für  das  Landkriegsrecht  gehörten  vier  Offiziere 
und  vier  Juristen  sowie  ein  Diplomat  an :  der  lebhafte  General  Zuccari 
für  Italien,  der  phlegmatische  Oberst  a  Court  ^  Grofsbritannien,  der 
nur  au^erUttelt  wurde,  wenn  die  Sonderinteressen  der  britischen  Wehr- 
macht in  Frage  kamen,  der  kühle  und  klare  Oberst  Güinshi  für  Rufs- 
land und,  last  not  leastj  der  in  Sachkenntnis  und  Dialektik  stets  schlag- 
fertige Oberst  v.  Schwarzhoff,  die  Völkerrechtslehrer  Martens,  Bena^iU 
und  Lamvnasch^  der  Belgier  Bolin  als  sachkundiger  und  gewandter 
Berichterstatter  und  der  rumänische  Diplomat  Bddiman.  Das  Schieds- 
gerichtskomitee bestand  unter  dem  Vorsitz  von  Lion  Bourgeois  aus  dem 
Diplomaten  Baron  Stal,  Gnf  Nigra  j  Lord  Pauncefote^  d^EstoumeüeSy 
aus  den  Völkerrechtslehrem  Martens,  Zorn^  Descamps,  Ässer,  Lammascht 
dem  amerikanischen  Advokaten  HoUs  und  dem  Schweizer  Staatsmann 
Oäier.  Zeitweise  nahmen  an  dessen  Sitzungen  auch  der  frühere  nieder- 
ländische Minister  des  Äufsem  v,  Kamebeek  und  der  russische  Sektions- 
chef V.  Basili  teil.  Die  Hauptlast  der  Arbeiten  ruhte  in  beiden  Kom- 
missionen auf  den  breiten  Schultern  des  unermüdlichen  Martens,  der 
Tag  und  Nacht  thätig  war  für  die  Verwirklichung  der  idealen  Pläne 
seines  Souveräns  und  für  die  Weiterentwickelung  der  Wissenschaft  des 
Völkerrechtes,  der  er  seit  30  Jahren  seine  unvergleichliche  Arbeitskraft 
und  seine  grofse  Begabung  gewidmet 

Da  die  Konferenz  eine  Versammlung  der  Delegierten  souveräner 
Staaten  war,  erschien  in  allen  eigenüich  principiellen  Fragen  der 
Majoritätsbeschlufs  von  vornherein  als  ausgeschlossen;  es  mufsten  viel- 
mehr die  Verhandlungen  so  lange  fortgeführt  werden,  bis  durch  gegen- 
seitige Zugeständnisse  eine  Einigung  über  das  Princip  herbeigeführt 
war  oder  bis  sich  die  Unmöglichkeit  einer  Einigung  herausgestellt  hatte. 
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Nur  in  einigen  minder  wichtigen  Fragen  begnügte  man  sich  mit 
Majorittttsbeechltlssen ,  an  welchen  nattlrlich  die  nicht  zustimmenden 
Staaten  nicht  gebunden  sind. 

Die  Abstimmung  erfolgte,  wie  auf  allen  internationalen  Kon- 
ferenzen,  in  der  alphabetischen  Reihenfolge  der  Staaten  nach  französischer 
Nomenklatur  (also  Ällemagne,  Amdrigue  Etats  unis  ä\  Äutriche' 
Hongrie  u.  s.  w.).  Die  Sprache  der  Verhandlungen  war  die  fran- 
zösische. Nur  einige  Delegierte  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, welche  des  Französischen  minder  mächtig  waren,  bedienten 
sieh  der  englischen  Sprache.  Das  eine  oder  andere  Mal  sprachen  auch 
Delegierte  des  Deutschen  Reiches  deutsch,  teUs,  um  die  Gleichberechtigung 
ihrer  Sprache  zu  markieren,  teils,  um  sich  in  besonders  wichtigen  und 
verantwortungsvollen  Angelegenheiten  präciser  ausdrücken  zu  können. 
Einmal  bediente  sich  nach  einer  englischen  und  deutschen  Rede  Graf 
Nigra  auch  der  italienischen  Sprache,  um  auch  deren  Gleichberechtigung 
zu  betonen.  Der  Verkehr  der  Delegierten  untereinander  war  ein 
durchaus  freundschaftlicher.  Nationale  Empfindlichkeit  zu  schonen,  war 
einer  der  obersten  Grundsätze.  Gleich  zu  Beginn  der  Beratungen  gab 
der  amerikanische  Botschafter  Mr.  White  ein  gutes  Beispiel ,  indem  er 
in  einer  Rede  eine  Äufserung  des  Bedauerns  über  den  Krieg  mit  Spanien 
einfloeht.  Franzosen  und  Deutsche  waren  gegeneinander  von  ganz  be- 
sonderer Liebenswürdigkeit.  Es  war  etwas  sehr  Gewöhnliches,  dafs 
der  biedere  französische  General  Moimier  einen  von  Schwarzhoff  ge- 
stellten Antrag  unterstützte  oder  dafs  dieser  für  einen  Antrag  Mounier's 
oder  des  liebenswürdigen  französischen  Gesandten  im  Haag,  üf.  Bthourd, 
sprach.  Auch  der  Verkehr  der  Militärs  mit  den  Civildelegierten  war 
ein  kameradschaftlicher.  So  manche  Freundschaft  zwischen  einem 
^oöUmel^  und  einem  ^rofesseur*^  wurde  auf  der  Konferenz  geknüpft. 
Nur  die  englischen  Militärs  hielten  sich  reservierter. 

Die  Kraft  der  meisten  Konferenzmitglieder,  besonders  derjenigen, 
die  in  den  Kommissionen  und  Subkomitees  thätig  waren,  war  durch 
Sitzungen,  Vorbesprechungen  und  Berichterstattung  an  ihre  Missionsschefii 
und  Ministerien  sehr  angespannt. 

Ei^ebnislos  blieben  nur  die  zwei  ersten  Kommissionen.  Der 
russische  Vorschlag,  der  denselben  vorgelegt  wurde,  war  dahin  gegangen, 
die  Staaten  sollten  für  die  nächsten  fünf  Jahre  auf  die  Erhöhung  der 
Effektivstärke  ihrer  Truppen  (mit  Ausnahme  der  Kolonialarmee)  und 
ihres  Militärbudgets  und  für  drei  Jahre  auf  die  Erhöhung  ihres 
Marinebudgets  verzichten.  Gegen  diese  Vorschläge  sprachen  sich  die 
Militärs  aller  anderen  Grofsmächte,  mit  besonderer  Schärfe  Oberst 
von  Schwarzhoff,  aus;  sie  machten  geltend,  dafs  die  Überwachung  der 
£jtnhaltung  dieser  Verpflichtungen  unmöglich,  dafs  der  G^ensatz  zwischen 
dtfr  Armee  des  Mutterlandes  und  der  Kolonien  in  manchen  Fällen  nicht 
begründet  oder  nicht  durchführbar  sei  (Sibirien  sollte  als  Kolonie 
gelten!),  dafs  die  Wehrkraft  der  Staaten  nicht  blofs  durch  die  Stärke 
der  Armeen  und  jene  Rüstungen,  die  in  den  Heeres-  und  Marine- 
budgets  zum  Ausdrucke  geUngen,  sondern  auch  durch  andere  Faktoren, 
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insbesondere  durch  den  Zustand  der  Verkehrsmittel  (Eisenbahnen!) 
bedingt  sei,  dafs  es  unmöglich  sei,  den  Fortschritt  der  Technik  in  der 
Konstruktion  und  Verwertung  von  Aggressiv-  und  Defensivmitteln  zu 
hemmen.  Diesen  gewifs  vollkommen  begrtlndeten  Erwägungen  gegenüber 
kamen  die  finanzpolitischen  und  nationalökonomischen  Gegenerwägungen 
nicht  mit  entsprechendem  Nachdruck  zur  Geltung.  Zwar  wurde  an- 
gedeutet, dafs  bei  dem  herrschenden  System  die  meisten  Staaten  ihre 
Kreditfähigkeit  bereits  im  Frieden  au&  höchste  anspannen  und  fast 
erschöpfen,  so  dafs  sie  für  den  aufserordentlichen  Bedarf  eines  Krieges 
kaum  mehr  finanzkräftig  genug  blieben ;  zwar  wurde  darauf  hingewiesen, 
dafs  die  einzelnen  Staaten  bei  dem  fortwährenden  Zunehmen  der 
Heeres-  und  Marinebudgets  bald  nicht  mehr  in  der  Lage  sein  werden, 
jene  Investitionen  vorzunehmen,  welche  zur  Erhaltung  der  physischen 
Kraft  und  zur  Förderung  der  moralischen  und  intellektuellen  Entwickelung 
der  Bevölkerung  notwendig  sind,  ans  der  die  Armeen  sich  rekrutieren 
und  auf  deren  Integrität  die  Schlagfertigkeit  des  Heeres  beruht  Ftlr 
manchen  Staat  waren  diese  Fragen  vielleicht  zu  empfindlich,  als  dafs 
sie  mit  aller  Offenheit  hätten  besprochen  werden  können ;  auch  fehlte  es 
an  nationalökonomischen  Fachmännern,  welche  ftlr  die  richtige  Be- 
urteilung derselben  erforderlich  gewesen  wären.  Deshalb  war  dieser  Teil 
der  KonPerenzverhandlungen  vielfach  von  Phrasen  beherrscht,  die  sowohl 
die  Gegner,  insbesondere  aber  die  Vertreter  der  „Abrüstung^  vorbrachten. 

Wenn  es  auch  von  vornherein  nicht  verkannt  werden  konnte, 
dafs  die  die  ,,Abrüstung"  betreffenden  russischen  Vorschläge  in  ihrer 
Totalität  nicht  annehmbar  waren,  so  wäre  es  vielleicht  bei  eingehender 
Vorbereitung  der  betreffenden  Fragen  von  militärisch- technischem  Gesichts- 
punkte und  insbesondere  bei  entsprechender  Vertretung  auch  der  in  diese 
Materie  einschlagenden  nationalökonomischen  und  allgemein  politischen 
Momente  möglich  gewesen,  in  einzelnen  Detailfragen  auch 
hier  zu  positiven  Resultaten  zu  gelangen.  Wie  die  Dinge  jedoch  für 
diese  Konferenz  lagen,  konnte  das  Resultat  in  diesen  Fragen  nur  ein 
rein  theoretisches  sein.  Es  bestand  in  einer  auf  Antrag  Bourgeois'  an- 
genommenen Resolution,  dafs  eine  Beschränkung  der  Militärlasten,  welche 
gegenwärtig  die  ganze  Menschheit  beschweren,  fUr  die  Förderung  des 
materiellen  und  moralischen  Wohles  der  Menschen  höchst  wünschenswert 
wäre  und  in  dem  von  der  Konferenz  einstimmig  ausgesprochenen 
Wunsche  y  die  beteiligten  Regierungen  möchten  die  Fragen  nach  der 
Möglichkeit  einer  Vereinbarung  über  die  Beschränkung  der  Land-  und 
Seemacht  und  der  Militärbudgets,  sowie  über  die  Bedingungen,  unter 
denen  neue  Typen  und  neue  Kaliber  von  Gewehren  und  Marine- 
geschützen in  Gebrauch  genommen  werden  dürften,  zum  Gegenstand 
ihrer  Studien  machen. 

Im  Gegensatze  zu  den  beiden  ^jAbrüstungs** -Kommissionen  förderten 
alle  übrigen  Kommissionen  positive  und  praktische  Resultate  zu  Tage, 
so  zunächst  jene  Kommission,  deren  Aufgabe  es  war,  die  Grundlage 
der  Genfer  Konvention  über  die  Fürsorge  für  die  Verwundeten  auf 
dem  Schlachtfelde  auch  auf  den  Seekrieg  auszudehnen  und  anzupassen. 
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Trotz  des  starken  Oegensatzes  der  Interessen,  der  in  allen  Fragen  des 
Seekriegsrecbtes  zwischen  den  grofsen  Marinemächten,  ßrofsbritannien, 
Frankreich,  Deutschland  und  den  übrigen  Staaten  besteht,  gelang  es, 
in  verhältniBmärsig  kurzer  Zeit,  eine  vollkommene  Übereinstimmung  auf 
dem  Boden  der  Humanität  zu  erzielen,  während  Versuche,  die  die 
Mächte  in  derselben  Richtung  im  Jahre  1868  unternommen  hatten,  ohne 
Resultate  verblieben  waren..  Durch  die  im  Haag  beschlossene  Kon- 
vention wurde  vereinbart,  dafs  sowohl  die  militärischen  Hospitalschifie, 
als  auch  die  Privatpersonen  und  von  anerkannten  Httlfsgesellschaften 
sowohl  der  kriegführenden  Staaten,  als  auch  neutraler  Staaten  aus- 
gerttsteten  Hospitalschiffe  weder  beschossen  oder  sonst  angegriffen,  noch 
während  ihrer  Thätigkeit  weggenommen  werden  dürfen,  und  dafs  auch 
die  der  Elriegsmarine  angehörenden  Schiffe  dieser  Art  freien  Zutritt  in 
neutrale  Häfen  während  eines  Seekrieges  behalten.  Diese  Schiffe  sind 
verpflichtet,  ihre  Hülfe  den  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und  Kranken 
beider  Kriegsparteien  zu  gewähren,  sie  dürfen  in  keiner  Weise  zu 
kri^erischen  Zwecken  verwendet  werden  oder  die  Bewegungen  der 
Kriegsparteien  stören  und  müssen  sich  der  Au&icht  der  kriegführenden 
Mächte  fügen.  Als  formale  Voraussetzungen  des  ihnen  zugesicherten 
Schutzes  sind  aufgestellt,  dafs  die  betreffenden  Schiffe  durch  einen 
besonderen  Anstrich  schon  aus  der  Entfernung  als  Hospitalschiffe  kennt- 
lich und  dafs  ihre  Namen  der  Gegenpartei  amtlich  mitgeteilt  sind^  sowie 
dafs  sie  neben  ihrer  Heimatflagge  auch  jene  der  Genfer  Konvention  — 
das  rote  Kreuz  im  weifsen  Felde,  beziehungsweise  ein  demselben 
gleichgestelltes  Zeichen  (für  die  Türkei  den  roten  Halbmond  und  für 
Persien  die  rote  Sonne)  —  führen.  Femer  wurde  vereinbart,  dafs 
Handelsschiffe,  Yachten  und  Boote  neutraler  Staaten,  die  Ver- 
wundete, Schiffbrüchige  oder  Ejranke  der  kriegführenden  Mächte  auf- 
genommen haben,  nicht  aus  diesem  Grunde  als  solche  behandelt  werden 
dürfen,  die  die  Pflichten  der  Neutralität  verletzt  haben,  und  dafs  auch 
auf  den  von  der  Gegenpartei  weggenommenen  Kri^gsschiflen  das 
Sanitätspersonal  und  die  Seelsorger  von  der  Kri^sgefiingenschaft  befreit 
bleiben.  Das  ärztliche  Personal  dieser  Schiffe  bleibt  auch  im  Falle  der 
Wegnahme  derselben  im  Besitze  jener  chirurgischen  Instrumente,  welche 
Privateigentum  sind,  und  setzt  seine  Berufsthätigkeit  an  Bord  fort,  so- 
lange dies  nötig  ist. 

Ebenso  positiv  waren  auch  die  Ergebnisse  der  Konferenz  hin- 
sichtlich der  Grundsätze  des  Landkriegsrechtes.  Was  1874  mifslungen 
war,  gelang  ein  Vierteljahrhundert  später  vollständig,  obwohl  es  auch 
diesmal  an  scharfen  Gegen^tzen  nicht  fehlte.  Namentlich  hatten  die 
kleineren  Staaten  Bedenken  gegen  die  Beschränkung  des  „aktiven  Kriegs- 
standes', d.  h.  g^en  die  Einschränkung  des  Rechtes  zur  Teilnahme 
an  den  Feindsebgkeiten  und  des  Rechtes,  im  Falle  der  Gefangennahme 
als  iüriegsge&ngener  und  nicht  als  Au&tändischer  behandelt  zu  werden, 
auf  die  Angehörigen  der  regulären  Armee  und  auf  jene  Milizen  und 
Freiwilligen,  welche  ein  festes  und  auf  Entfernung  erkennbares  Ab- 
zeichen führen,   sowie  offen  ihre  Waffen  tragen.     Es  schien  ihnen  not- 
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wendig,  dafs  nicht  nur  in  dem  noch  nicht  vom  Feinde  oocapierten 
Gebiete  beim  Herannahen  des  Feindes  die  ganze  wafPenÜlhige  Be- 
völkerong  das  Recht  des  Widerstandes  haben  solle,  sondern  sie  be- 
anspruchten ein  solches  Recht  des  Widerstandes  i^  alle  ihre  Angehörigen 
auch  in  dem  bereits  vom  Feinde  besetzten  Gebiete.  Im 
Zusammenhange  damit  stand  die  Streitfrage,  unter  welchen  Voraus- 
Setzungen  ein  Gebiet  als  vom  Feinde  „besetzt^  anzusehen  sei.  Der 
Auffassung  der  kleineren  Staaten  schlofs  sich  auch  Grofsbritannien  an 
und  auch  Österreich- Ungarn  wäre  undankbar  gewesen,  wenn  es  die 
heldenmütige  Verteidigung  von  Tirol  durch  Andreas  Hofer  vergessen 
hätte.  Die  Wortführer  dieser  Anschauung  waren  der  belgische  Ejimmer- 
prttsident  BeerfUiertj  einer  der  gewandtesten  Debatter  der  Konferenz, 
der  englische  General  Sir  John  Ardagh  und  der  Schweizer  Oberst 
KünzU,  Schliefslich  gelang  es,  eine  Einigung  zu  erzielen,  dafs  in  der 
Konvention  selbst  an  den  oben  angeführten  Erfordernissen  für  das 
Recht  als  Belligerent  behandelt  zu  werden,  festgehalten  wurde,  dafs 
jedoch  im  Eingang  des  Vertrages  ausgesprochen  wurde,  dafs  auch  die 
in  ihm  nicht  ausdrücklich  vorgesehenen  Fälle  nicht  der  Willkür  der 
Armeeleitungen  überlassen  seien,  dafs  vielmehr  bis  zur  Ausarbeitung 
eines  vollstlbidigen  Kodex  der  „Kriegsgebräuche"  auch  in  den  vom 
Vertrage  nicht  geregelten  Fällen  die  Bevölkerungen  und  die  Ejieg- 
führenden  unter  dem  Schutze  und  der  Herrschaft  des  Völkerrechtes 
verbleiben,  wie  sich  dasselbe  aus  den  bestehenden  Ge- 
bräuchen der  civilisierten  Nationen,  den  Gesetzen  der 
Humanität  and  den  Anforderungen  des  öffentlichen  Ge- 
wissens ergiebt 

Wie  besonders  die  kleineren  Staaten  das  natürliche  Recht  des 
Widerstandes  der  Bevölkerung  eines  vom  Feinde  bedrohten  oder  bereits 
besetzten  Gebietes  betonten,  so  negierten  sie  andererseits  Rechte  des 
occupierenden  Kriegsfeindes  in  dem  von  ihm  besetzten  Gebiete,  so  lange 
dasselbe  eben  nur  militärisch  besetzt  und  noch  nicht  definitiv  dem 
siegenden  Staate  einverleibt  ist.  Immer  wieder  kam  Beemaert  auf  den 
Gedanken  zurück,  dafs  der  occupierende  Kri^feind  kein  Recht 
gegenüber  der  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes  habe,  und  verlangte 
die  Streichung  jener  Artikel,  in  welchen  von  den  Rechten  des  Occu- 
pänten  auf  Gehorsam,  auf  persönliche  und  sachliche  Leistungen  der 
Bewohner  des  besetzten  Gebietes  die  Rede  war.  Dem  gegenüber  wurde 
insbesondere  von  Martens  und  OiUnshi,  aber  auch  von  Beemaerts  Lands- 
mann Bolin  darauf  verwiesen,  dafs  die  Tendenz  aller  dieser  Artikel 
nur  die  sei,  die  an  und  für  sich  unbeschriüikte  Macht  des  Oocupanten 
vertragsmäTsig  einzugrenzen,  dafs  also  die  Aufrechterhaltung  derselben 
durchaus  und  nur  im  Interesse  der  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes, 
nicht  aber  in  jenem  der  Occupanten  gelegen  sei.  Nur  nach  langen 
und  hie  und  da  lebhaft  geführten  Diskussionen  gelang  es,  durch  eine 
zum  Teil  negative,  zum  Teil  konditionelle  Redaktion  der  betreffenden 
Bestimmungen  Beemaerts  Widerspruch  zu  überwinden.  Leider  fiel 
jedoch  der  Artikel,   nach  welchem  die  Beamten  des  besiegten  Staates 
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im  Interesse  der  Aofirechterhaltting  der  Ordnung  im  occupierten  Gebiete 
weiter  im  Dienst  verbleiben  können  (nicht  etwa  müssen),  den 
theoretisierenden  Bedenken  Beemaerts  und  praktischen  Erwägungen  der 
Holländer  hinsichtlich  ihrer  Deichbeamten  zum  Opfer.  Eine  weitere 
grundsätzliche  Schwierigkeit  bereitete  die  Auflassung  Grofsbritanniens  hin- 
sichtlich der  Geltung,  welche  der  Eriegsrechtskonvention  zukommen  sollte. 
Sir  John  Ardagh  verlangte,  dafs  die  Staaten,  auch  nachdem  sie  dem 
Vertrage  beigetreten  wären,  noch  volle  Freiheit  haben  sollten,  dessen 
Bestimmungen  in  den  Reglements  für  ihre  Armeen  einzuführen  oder 
nicht,  beziehungsweise,  dafs  sie  das  Recht  haben  sollten,  diese  Be- 
stimmungen in  ihren  Armeegesetzen  zu  ändern.  Damit  wäre  der  Wert 
der  Konvention  natürlich  auf  Null  reduziert  gewesen.  Doch  gelang  es 
auch  hier,  eine  Einigung  herzustellen,  indem  ausgesprochen  wurde,  was 
übrigens  selbstverständlich  war,  dafs  die  Konvention  als  solche  für 
die  Armeen  der  einzelnen  Staaten  keine  Geltung  habe,  dafs  aber  diese 
allerdings  verpflichtet  seien,  für  ihre  Armeen  Reglements  einzuführen, 
die  dem  Inhalt  der  Konvention  entsprechen. 

Die  Konvention  r^elt  in  60  Artikeln  folgende  Materien:  1.  der 
Begriff  der  „Belligerenten"  in  dem  oben  besprochenen  Sinne;  2.  die 
Stellung  der  Kriegsge&ngenen  in  einem  den  fortgeschrittensten  An- 
forderungen der  Humanität  entsprechenden  Sinne*  mit  wesentlichen  Ver- 
besserungen gegenüber  den  AntiHgen  der  Brüsseler  Konferenz;  femer 
enthält  sie  8.  Bestimmungen  über  die  zulässigen  Mittel  von  Angriff  und 
Verteidigung,  insbesondere  Bombardements  und  Belagerungen;  4.  über 
die  Behandlung  der  Spione;  5.  über  die  Stellung  der  Parlamentäre; 
6.  über  die  Kapitulationen;  7.  über  die  Wa£R9nstillstände;  8.  über  die 
bereits  erwähnten  Fragen  nach  der  Autorität  des  Occupanten  in  „be- 
setzten" Gebieten  und  9.  über  die  Stellung  der  Verwundeten  und 
internierten  im  neutralen  Gebiete. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Frage  nach  den  zulässigen  Angrifis- 
und  Verteidigongsmitteln  beschlofs  die  Konferenz  noch  drei  selbständige 
Deklarationen,  durch  welche  verboten  wurde;  1.  aus  Luftballons 
Projektile  oder  Explosivstoffe  herabzuschleudem;  2.  Kugeln  zu  ge- 
brauchen^  die  sich  im  Körper  des  von  ihnen  Getroffenen  leicht  abplatten 
oder  in  demselben  entfalten,  insbesondere  Kugeln  mit  harter  Hülle, 
wenn  diese  nicht  den  ganzen  Kern  bedeckt  oder  mit  Einschnitten  ver- 
sehen ist  („Dum-Dumkugehü*');  8*  Geschosse  zu  verwenden,  deren 
einager  Zweck  es  ist,  betäubende  oder  stinkende  Gase  ausströmen  zu 
lassen.  Die  erste  dieser  Deklarationen  bindet  die  Mächte  jedoch  von 
vomhermn  nur  für  fünf  Jahre ;  den  beiden  letzteren  sind  Grofsbritannien 
und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  dieselben  auf  das  leb- 
hafteste bekämpft  hatten,  nicht  beigetreten. 

Jene  Aufgabe  der  Konferenz,  auf  welche  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit sich  am  meisten  richtete,  war  die  Herstellung  einer  Friedens- 
ordnung in  dem  Sinne  der  Regelung  jener  Mittel,  welche  zur  fiied- 
lieben  Schlichtung  völkerrechtlicher  Differenzen  geeignet  sind.  In  dieser 
Richtung  unterscheidet  der  in  der  ersten  Sitzung  der  fünften  Kommission 
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vorgelegte  rassische  Entwurf  und,  ihm  folgend  auch  die  Konferenzakte 
drei  Gruppen  von  internationalen  Streitigkeiten:  1.  jene  schweren 
„Konflikte",  die  die  Gefahr  eines  Krieges  in  sich  hergen,  2.  jene  minder 
schwerei\  „Di£Perenzen",  die  auf  verschiedener  Beurteilung  von  That- 
Sachen  heruhen,  und  3.  jene  minder  schweren  „Differenzen",  welche 
rechtlicher  Natur  sind,  wozu  namentlich  Streitigkeiten  flber  die 
Interpretation  und  tlber  die  Anwendung  internationaler  Verträge  gezählt 
wurden. 

Hinsichtlich  der  schweren  Konflikte  kommen  die  Staaten  nach 
Art  2  der  „Konvention  über  die  friedliche  Regelung  internationaler 
Konflikte"  überein,  bevor  sie  wegen  derselben  zu  den  Waffen  greifen, 
soweit  die  Umstände  es  erlauben,  die  guten  Dienste  oder  die  Ver- 
mittlung einer  oder  mehrerer  befreundeter  Mächte  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Gleichzeitig  erklären  die  Staaten  in  Art.  3  es  für  nützlich,  dafs  eine 
oder  mehrere  unbeteiligte  Mächte  aus  eigener  Initiative,  soweit 
die  Umstände  sich  dazu  eignen,  ihre  guten  Dienste  oder  ihre  Vermittlung 
den  Streitteilen  anbieten.  Dieses  Recht  der  unbeteiligten  Staaten, 
ihre  guten  Dienste  oder  ihre  Vermittlung  anzubieten,  kann  auch  während 
eines  Krieges  ausgeübt  werden  und  die  Ausübung  desselben 
darf  von  keiner  Seite  als  unfreundlicher  Akt  angesehen 
werden.  Auf  den  Gang  der  Mobilisierung  oder  sonstiger  Kriegs- 
vorbereitungen oder  auf  die  Fortsetzung  der  Kriegsoperationen  jedoch 
hat  die  Annahme  der  Vermittlung  keinen  hemmenden  Einflufs,  sofern 
das  Gegenteil  nicht  ausdrücklich  vereinbart  wird.  Für  Fälle,  in  denen 
eine  eigentliche  Vermittlung  auf  Schwierigkeiten  stofsen  würde,  wurde 
nach  dem  Antrage  des  Amerikaners  Holls  empfohlen,  dafs  jeder  der 
Streitteile  je  eine  befreundete  Macht  bezeichnen  möge,  der  er  das  Mandat 
überträgt,  mit  der  von  der  andern  Seite  bezeichneten  Macht  in  Ver- 
handlungen zu  treten,  um  den  Abbruch  der  friedlichen  Beziehungen 
zwischen  den  beiden  Streitteilen  zu  vermeiden.  Allen  diesen  Ver- 
einbarungen gemeinsam  ist  die  Beschränkung  derselben  auf  die  Voraus- 
setzung, dafs  die  Umstände  es  gestatten,  ihnen  nachzukommen. 
Wesen  und  Form  dieser  Einschränkung  waren  Gegenwand  langer  Dis- 
kussionen und  viel&cher  Vermittiungsanträge  im  Komitee. 

Ffir  den  Fall  minder  schwerer  Differenzen,  welche  weder  die 
Ehre,  noch  die  wesentlichen  Interessen  der  Staaten  berühren  und  welche 
auf  verschiedener  Auffassung  that sächlicher  Umstände  beruhen, 
erklären  die  Vertragsstaaten  die  Einsetzung  von  internationalen  Unter- 
suchungskommissionen (cammissiona  internationales  d'eng[uite)  für 
nützlich,  um  durch  eine  unparteiische  und  gewissenhafte  Untersuchung 
die  Thatsache  des  Falles  festzustellen.  Auch  diese  internationalen  Unter- 
suchungskommissionen,  die  nach  dem  ursprünglichen  russischen  Entwürfe 
alB  obligatorische  gedacht  waren,  sind  mit  Rücksicht  insbesondere  auf 
die  Verhältnisse  der  Balkanstaaten  im  Vertrage  nur  als  fakultative  be- 
handelt, sodafs  kein  Staat  verpflichtet  ist,  sich  dem  Verlangen  eines 
anderen  nach  einer  solchen  Untersuchung  zu  fügen. 

Mit   dieser  Beschränkung,  auf  welche  aufser  dem  Ver&sser   des 
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gegenwärtigen  Berichtes  insbesondere  der  rumänische  Gesandte  JBddinuin 
und  der  serbische  Professor  VelJ^otnisch  Gewicht  legten,  werden  diese 
üntersochnngskommission  in  vielen  Fällen  sehr  nützlich  sein,  nament- 
lich in  jenen  von  Martens  hervorgehobenen  Fällen,  in  welchen  die 
Öffentliche  Meinung  durch  tendenziöse  Zeitungsberichte  irregeleitet  und 
erhitzt  wurde. 

Für  die  dritte  Gruppe  von  Differenzen,  nämlich  für  jene  von  vor- 
wi^;end  juristischem  Charakter,  und  insbesondere  für  die  Streitig- 
keiten über  Interpretation  und  Anwendung  von  Staatsverträgen  erklären 
die  Vertragsmächte   das  schiedsgerichtliche  Verfahren  als  das 
zu  ihrer  Lösung  geeignetste   und   den  Grundsätzen   der  Billigkeit   ent- 
sprechendste Mittel,   sofern   diese  Differenzen  nicht  auf  diplomatischem 
W^ge     gelöst     werden     konnten    (Art    16).      Nach     dem     von     der 
russischen   Regierung   vorgelegten  Entwürfe   sollten  aufserdem   die 
Mächte  für  gewisse  tazativ   aufgezählte  Kategorien   von  Differenzen 
sich    geradezu    verpflichten,    dieselben    durch    Schiedsgerichte    ent- 
scheiden  zu  lassen,   sofern  diese  Differenzen  nicht  im  konkreten  Falle 
die   nationale   Ehre    oder    die   Lebensinteressen   des   Staates   berühren. 
Obwohl   die  Materien,   für  welche   die  russische  Hßgierung   die  Über- 
nahme   der  Verpflichtung  zu  ihrer  schiedsrichterlichen  Austragung  vor- 
schlug, durchaus  solche  waren,   welche  ohnedies  kaum  je  die  National- 
ehre  oder  die  wesentlichen  Interessen   der  Staaten   beiilhren,    obwohl 
also  an  sich   vom  Standpunkte   der   staatlichen  Souveränität  gegen  die 
Verpflichtung    zur   schiedsrichterlichen   Beilegung    derselben   kaum  ein 
Bedenken  erhoben  werden  konnte,  lehnte  doch  das  Deutsche  Reich 
die  Annahme  einer  solchen  Verpflichtung  auf  das  allerbestimmteste  ab» 
Ebenso   trug  das  Deutsche  Reich  Bedenken,   der  Einsetzung  eines 
ständigen  Organes  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zuzustimmen,  wie  dasselbe 
unter  den  Namen  eines  Tribunal  permanent  cFarbUrage  von  Sir  Julian 
Pauncefote  und  von  Mr.  HoÜs  voi^eschlagen  wurde,   trotzdem  dieser 
Vorschlag   von  Rufsland,  Italien  und  den  im  Komitee  vertretenen 
kleinen  Staaten  lebhaft  unterstützt  wurde.    Durch  einige  Wochen  hatte 
es  den  Anschein,  als  ob  an  diesem  Widerstände  des  Deutschen  Reiches 
die  Hauptaufgabe  der  Konferenz  scheitern  würde.     Schliefslich  gelang 
es  jedoch  dem  Vertreter  des  Deutschen  Reiches  im  Komitee,  Professor 
ZoTf!,  ein  Kompromifs  in  der  Weise  zustande  zu  bringen,  dafs  RuTsland 
auf  die  obligatorischen  SchiedsgerichtsfäUe  verzichtete,  Deutschland  dafür 
der  Oiganisation   einer  permanenten  Schiedsgerichtsinstanz  unter   dem 
Namen  Cour  permanente  d'arWrage  und  unter  einigen  einschränkenden 
Modifikationen   ihrer  Wirksamkeit  zustimmte.     Das  Schiedsgericht  wird 
hiemach  zwar  für  jeden  einzelnen  Fall,  in  welchem  zwei  Vertragsstaaten 
sieh  darüber  einigen,  eine  zwischen  ihnen  bestehende  Differenz  schieds- 
geiichtlich  austragen  zu  lassen,    besonders  gebildet,    die  Bildung 
desselben  erfolgt  aber  aus  einer  von  vornherein  feststehenden  Liste  von 
zum  Schiedsrichteramt  qualifizierten  Persönlichkeiten  nach  vertragsmäfsig 
bestimmten  Grundsätzen.     Jede   der  Signatarmächte  bezeichnet  nämlich 
mindestens    eine  und    höchstens   vier  Personen,    die   von   anerkannter 
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Kompetenz  in  den  Fragen  des  internationalen  Rechtes  sind  nnd  sich 
des  höchsten  moralischen  Ansehens  erfirenen,  als  solche,  welche  sie 
ZOT  Übernahme  des  Schiedsrichteramts  fhr  geeignet  hält.  Diese  so  be- 
zeichneten Personen  werden  dadurch  Mitglieder  der  Cour  permanente 
d'arhitrage.  Die  Liste  derselben  wird  allen  SignatarmMchten  mitgeteilt, 
nnd  ans  dieser  Liste  wählt  jeder  der  Streitteile,  der  zur  schiedsgericht- 
lichen Schlichtung  bereit  ist,  je  zwei  Schiedsrichter  für  den  konkreten 
Fall.  Diese  vier  wählen  ihren  Obmann.  FUr  den  Fall,  dafs  die  vier 
Ton  den  Strdtteilen  bestellten  Schiedsrichter  sich  ttber  die  Wahl  dee 
Obmannes  nicht  einigen  können,  bestimmen  die  Streitteile  im  gegen- 
seitigen Einverständnisse  eine  dritte  Macht,  der  die  Wahl  des  Obmannes 
anvertraut  wird,  und  wenn  sie  sich  auch  über  die  Nominierung  einer 
solchen  dritten  Macht  nicht  einigen  könnten,  beruft  jeder  derselben  eine 
andere  ihm  befreundete  Macht,  deren  Aufgabe  es  dann  ist,  sich  ttber 
die  Wahl  des  Obmannes  zu  einigen.  Auch  der  Obmann  mufs  aus  der 
Liste  der  Cour  permanente  genommen  werden.  Der  Grundgedanke 
der  SchafiPung  dieser  Cour  permanenUj  auf  welche  namentlich  die  Ver- 
treter Orofsbritanniens  und  der  Vereinigten  Staaten,  der 
Niederlande  und  Belgiens  das  gröfste  Gewicht  legten,  war  der, 
durch  den  Bestand  einer  solchen  Institution  zur  schiedsgerichtlichen 
Lösung  von  Konflikten,  und  durch  das  moralische  Ansehen  derselben 
die  Staaten  zu  veranlassen,  häufiger  als  dies  bisher  der  Fall  war,  sich 
ftlr  schiedsgerichtliche  Austragung  ihrer  Differmizen  zu  entscheiden. 
Und  in  der  That  wird  man ,  wenn  einmal  die  Cour  permanente  be- 
stellt sein  wird,  f(lr  gewisse  Arten  von  Differenzen  unter  den  Staaten 
die  schiedsgerichtliche  Austragung  derselben  für  die  regelmäfsige  Art 
ihrer  Schlichtung  ansehen,  sobald  ihre  diplomatische  Austragung  nach 
längeren  Verhandlungen  nicht  gelungen  ist.  Man  wird  also  nicht  mehr 
fragen,  warum  in  einem  solchen  Falle  ein  Schiedsgericht  angerufen 
wurde,  sondern  «man  wird  vielmehr,  wenn  dies  nicht  geschah,  fragen, 
warum  es  unterlassen  wurde.  Durch  den  Schiedsspruch  aber  werden 
in  manchen  Fällen  Differenzen,  die  sich  sonst  lange  hingezogen  und 
zu  einer  schleichenden  Verstimmung  unter  den  Staaten  Anlafs  gegeben 
hätten,  reinlich  entschieden  und  aus  der  Welt  geschahen  werden.  Zu 
demselben  Zwecke,  um  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  praktikabler 
zu  gestalten,  wurde  auch  das  Verfahren  vor  den  aus  der  Cour  per» 
manente  gebildeten  Schiedsgerichten  genau  geregelt.  Von  Seiten  des 
Deutschen  Reiches  wurde  der  gröfste  Wert  darauf  gelegt,  dafs  die  ganze 
Listitution  eine  rein  fakultative  sei,  so  dafs  die  Staaten  nicht  ver- 
pflichtet sind,  sich  ttberhaupt  einem  Schiedsgericht  zu  unterwerfen,  und 
dafs  sie,  wenn  sie  dies  wollen,  noch  immer  die  Freiheit  haben,  ihr 
Schiedsgericht  und  ihr  schiedsgerichtliches  Verfahren  durch  besonderen 
Vertrag  in  anderer  Weise  zu  regeln.  Alle  Normen  der  Schiedsgeriohts- 
konvention  haben  daher  nur  subsidiäre  Bedeutung  für  den  YM^  dafs 
die  einem  Schiedsgericht  sich  unterwerfenden  Staaten  nichts  anderes 
ausdrücklich  bestimmen.  Unbertdirt  aber  von  der  Haager  KonventiDn 
Ueiben   alle   diejenigen    Verträge,    durch    welche  Staaten    sich    sekon 
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froher  verpflichtet  haben,  alle  ihre  Btreitigkeiten  mit  einander  oder 
gewiBse  Grattnngen  derselben  schiedsgerichtlich  anszutragen.  Eine  solche 
Verpflichtung  besteht  z.  B.  zwischen  der  dsterreichisch-nngarischen 
Monarchie  mid  Siam  auf  Grntnd  des  Handelsvertrages  von  1869,  sowie 
ftlr  gewisse  Streitigkeiten  auf  Grand  des  Vertrages  über  die  Einsetzung 
des  Weltpostvereins,  des  Bemer  Vertrages  über  das  Eisenbahnfracbtreefat 
und  der  Brüsseler  Antisklavereirechte.  Andere  Staaten  haben  in  viel 
weitergehendem  Mafse  bereits  die  Pflicht  übernommen,  gewisse  Streitig- 
keiten zwischen  ihnen  nur  schiedsgerichtlich  anszntragen ;  so  hat  Italien 
die  Schiedsgerichtsklausel  m  13,  Grofsbritannien  in  4,  Norwegen  in  7, 
Schweden  und  Belgien  in  je  5,  die  Schweiz  in  8  Handelsverträge  anf- 
genonmien.  Alle  diese  Verpflichtungen  bleiben  aufrecht  Auch  ist  aus- 
drücklich vorbehalten,  dafe  die  Staaten  auch  weiterhin  sich  zur  Unter- 
werfung unter  Schiedggerichie  v  er p  f  1  i  c  h  t  en  können.  Nur  die  Haager 
Konferenzakte  selbst  b^;ründet  —  der  Forderung  des  Deutschen  Reiches 
zufolge  —  eine  solche  Verpflichtung  nicht. 

Um  die  schiedsgerichtliche  Austragung  zu  fordern,  wurde  auf  An- 
trag von  Bourgeois  und  cPEstoumeUes  in  Art  27  auch  die  Bestimmung 
angenommen,  dals  im  Falle  eines  schweren  Konfliktes  zwischen  zwei 
Staaten  auch  die  andern  Signatarmftchte  das  Recht  und  die  Pflicht 
haben,  die  Streitteile  an  die  Existenz  der  Cour  permanente  zu  erinnern, 
and  dafs  der  von  einem  solchen  unbeteilig^n  Staate  den  Streitteilen 
erteilte  Rat,  sich  im  höheren  Interesse  des  Friedens  an  die  Cour  per- 
numente  zu  wenden,  von  derselben  als  ein  Akt  guter  Dienste  an- 
gesehen werden  müsse. 

Nachdem  alle  Konferenzstaaten  noch  im  Liaufe  des  Jahres  1899 
die  KoDferenzbescblüsse  durch  ihre  ersten  Delegierten  hatten  unter- 
zeichnen lassen,  nachdem  dieselben  in  einer  Anzahl  von  Staaten,  nach 
deren  internem  Rechte  StaatsvertrXge  dieser  Art  parlamentarischer  Ge- 
nehmigung bedtirfen,  von  den  Parlamenten  genehmigt  wurden  und 
nadidem  in  den  meisten  Staaten  auch  die  Ratifikation  derselben  durch 
das  Staatsoberhaupt  entweder  bereits  erfolgt  ist  oder  unmittelbar  bevor- 
sfeeht,  ist  anznndimen,  dafs  die  Cour  permanente  SarhÜrage^  d.  h.  die 
Liste  der  von  den  Signatarmächten  zum  Scbiedsrichteramt  berufenen 
Persönlichkeiten  bald  gebildet  werden  wird.  Nach  Art  28  wird  die 
Konstituierung  derselben  erfolgen,  sobald  neun  Signatarmächte  die 
Kooferensakte  ratifiziert  haben  werden.  Auf  den  Konflikt  zwischen 
Großbritannien  und  Transvaal  jedoch  konnte  die  Konvention 
keine  Anwendung  finden,  weU  erstens  zur  Zeit  des  Ausbruches  des- 
selben die  Verträge  noch  nicht  ratifiziert  waren,  weil  zweitens  Transvaal 
anf  der  Konferenz  nicht  vertreten  war  und  weil  drittens  Grofsbritannien 
Transvaal  als  einen  seiner  Suzeränitilt  unterworfenen  halbsouvertfnen 
Staat  ansieht  Der  erste  dieser  Gründe  triffl;  auch  auf  den  Konflikt 
mit  China  zu,  welcher  anfserdem  von  den  verbündeten  Mächten  bisher 
weniger  als  Konflikt  mit  der  dort  bestehenden  Regierung,  sondern  viel- 
mehr als  ehi  solcher  mit  Aufständischen   betrachtet  wird.     Die  Aus- 
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timgang  beider  Di£ferenzen  durch  Waffengewalt  bedeutet  also  keinen 
Mifserfolg  der  Konferenz. 

Während  die  übrigen  Konventionen  und  Deklarationen,  welche 
im  Haag  beschlossen  wurden,  sogenannte  Conventions  ouvertes  sind, 
d.  h.  solche,  denen  aufser  den  ursprtlnghch  den  Vertrag  abschliefsenden 
Mächten  auch  jeder  andere  Staat  späterhin  beitreten  kann,  wurde  der 
Vertrag  über  die  friedliche  Beilegung  völkerrechtlicher  Differenzen  auf 
das  dringende  Verlangen  einiger  Staaten  hin  als  Convention  fermee 
erklärt,  d.  h.  als  eine  solche,  der  andere  Mächte  nicht  ohne  weiteres 
beitreten  dürfen.  Es  geschah  dies  hauptsächlich,  um  aufser  Transvaal 
auch  den  päpstlichen  Stuhl  auszuschliefsen,  dessen  Ausschliefsung  einzelne 
Mächte  aufs  allerentschiedenste  forderten.  Zwar  gelang  es  nach  ein- 
gehenden Debatten,  den  extremen  Antrag  abzulehnen,  nach  welchem 
eine  Macht,  die  nicht  zu  den  ursprünglichen  Signatarmächten  gehört, 
nur  mit  Zustimmung  sämtlicher  Signatarstaaten  diesem  Vertrage 
accedieren  dflrfe;  aber  die  Anerkennung  der  Konvention  als  solcher, 
der  jeder  Staat  und  jede  Macht  beitreten  könne,  war  nicht  zu  erlangen. 
Man  einigte  sich  deshalb  dahin,  die  Feststellung  der  Bedingungen,  unter 
denen  die  nicht  auf  der  Konferenz  repräsentierten  Mächte  späterhin  auch 
dieser  Konvention  beitreten  dürfen,  einer  nachfolgenden  Vereinbarung 
der  Signatarmächte  zu  überlassen. 

Über  den  praktischen  Erfolg  der  von  den  Konferenzmächten  be- 
schlossenen Vereinbarungen  zum  Zwecke  friedlicher  Austragung  völker- 
rechtlicher Differenzen  wird  erst  die  Zukunft  entscheiden. 

Insbesondere  wird  davon,  ob  es  den  Schiedsrichtern  gelingen 
wird,  in  den  ersten  der  Cour  permanente  submittierten  Fällen,  Urteile 
zu  finden,  welche  die  streitenden  Teile  und  alle  übrigen  Staaten  von 
ihrer  Gerechtigkeit  überzeugen,  vieles  für  die  Entwickelung  der  inter- 
nationalen Schiedsgerichtsbarkeit  und  des  Völkerrechtes  abhängen. 
Mögen  sie  sich  gewachsen  erweisen  der  grofsen  und  verantwortungsvollen 
Aufgabe ! 

Für  alle  Fälle  wird  niemand,  der  der  ungeheueren  Schwierigkeiten 
eingedenk  ist,  welche  sich  der  Ausbildung  einer  Rechtsordnung  über 
die  souveränen  Staaten  entgegenstellen,  verkennen  können,  da(s  die 
Haager  Konferens  auf  dem  bisherigen  Entwickelungsgange  des  Völker- 
rechtes eine  der  wichtigsten  Stationen  bezeichnet.  Im  greisen  und 
ganzen  konnte  Herr  v.  Staal  in  seiner  Schlufsrede  mit  Becht  sagen, 
das  Werk  der  Konferenz  sei  zwar  durchaus  kein  vollkommenes,  aber 
es  sei  aufrichtig,  praktisch  und  vernünftig. 


Das  Internationale  Privatrecht  des  scliweizerisclien 
Entwurfs  eines  Civilgesetzbuclis. 

Von  Professor  Dr.  W.  Harensen,  Bern. 

I. 

Die  Löeang^,  welche  die  Fragen  des  I.  Pr.R.  in  dem  von  Professor 
Eitffen  Huber  yer&Tsten  und  kürzlich  vom  Schweiz,  eidgenöss.  Jnstiz- 
depaitement  veröffentlichten  Entwurf  eines  Civilgesetzbaehes  gelinden 
haben,  mnfs  als  eine  in  hohem  Mafse  gelungene  bezeichnet  werden. 

Da  es  auch  ftlr  den  deatsehen  Jaristen  nicht  ohne  Interesse  sein 
wird,  welche  Stellung  das  neueste  G^etzgebungswerk  eines  Nachbar- 
staates zu  den  Problemen  unserer  Wissenschaft  nimmt,  so  rechtfertigt 
es  sich,  in  den  folgenden  Ausführungen  den  diesbezüglichen  Standpunkt 
des  Entwurfes  kurz  zu  beleuchten. 

Bevor  auf  den  Entwurf  selbst  eingetreten  werden  kann,  ist  zu- 
idtefaet  des  YerhHltnisses  desselben  zum  gegenwitrtigen  Rechtszustand  zu 
gedenken. 

Die  Quellen  des  geltenden  I.  Pr.R.  sind,  abgesehen  von  Staats- 
Tertrlgen  und  völkerrechtlichen  Vereinbarungen  teils  bundesrechtiicfae, 
teOfl  kantonalrechtliche. 

Von  Bundesgesetzen  kommen  in  Betracht  das  Gesetz  ttber  die 
persQnliche  HandlungsfUiigkeit  vom  22.  Juni  1881,  das  Gesetz,  betr. 
die  dvilrechüichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter 
vom  25.  Juni  1891 ,  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1874 ,  betr.  die 
Beurinmdung  des  Givibtandes  und  die  Ehe  und  einige  Bestimmungen 
des  B.G.  über  das  Obligationenrecht  vom  14.  Juni  1881. 

Das  B.G.  von  1881  stellt  im  Art  10  die  Staatsangehörigkeit  als 
mafsgebendes  Prindp  für  die  Beurteilung  der  Handlungsfllhigkeit  auf. 
Im  B.G.  von  1891  werden  zwar  in  erster  Linie  die  interkiuitonalen 
VerhftltnisBe  anf  dem  Gebiete  des  Personen-,  Familien*  und  Erbrechtes 
geregelt  Allein  die  Vorsohriften  dieses  Gresetzes  sollen  unter  Vorbehalt 
des  vorerwähnten  Art  10,  sowie  Staats-  und  völkerrechtlicher  Vertrüge 
auch  als  Kollisionsnormen  des  I.  Pr.R.  auf  den  erwähnten  Gebieten 
geben. 

Internationale  Vorschriften   ttber  Eheabschlufs  und   Ehescheidung 
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enthält  das  B.G.  von  1874.  Mit  der  EiDfÜhrong  des  neaen  Gvil- 
egsetzbuclies  werden  alle  diese  Gesetze  in  Weg&ll  kommen. 

Wie  sich  der  Entwurf  zu  den  wenigen  international -privat- 
rechtlichen  Bestimmungen,  die  das  B.O.  über  das  0.  R.  vom  14«  Juni 
1881  enthält,  abfinden  wird,  kann  gegenwärtig  mit  Bestimmtheit  noch 
nicht  festgestellt  werden.  Vorläufig  ist  nur  in  Aussicht  genommen,  dafs 
das  O.R.  dem  Gesetzbuch  als  letzter  (fünfter)  Teil  eingefügt  werden 
soll.  Über  die  etwaigen  Veränderungen,  welche  die  gegenwärtige 
Fassung  des  Gesetzes  erfahren  wird,   ist  zur  Zeit  noch  nichts  bekannt. 

Was  die  kantonalrechtlichen  Quellen  anlangt,  so  finden  wir  in 
den  betreftnden  Gesetzgebungen  Vorschriften  allgemeiner  Natur  tiber 
das  Anwendungsgebiet  der  Rechtssätze,  sowie  die  sachenrechtlichen 
Kollisionsnormen«  Auch  diese  Bestimmungen  werden  durch  das  neue 
Gesetzbuch  aufser  Kraft  gesetzt.  Da  eine  eingehende  Darstellung  des 
gegenwärtig  in  der  Schweiz  geltenden  Rechtes  aufserhalb  des  Rahmens 
dieser  Erörterung  liegt,  so  mufs  es  genügen,  wenn  bei  der  Besprechung 
der  einzelnen  Vorschriften  des  Entwurfes  auf  den  geltenden  Rechts- 
zufltand  jeweilen  kurz  Bezug  genommen  wird. 

n. 

Was  die  Art  der  Einordnung  der  intemati<«al-priyatrechtlichen 
Bestimmungen  in  den  Entwurf  betrifft,  so  finden  wir  zunächst  den 
leitenden  Grundsatz  im  Art.  5  der  Einleitung  aasgesprochen. 

Art  5  Alinea  1 ;  „Die  Schweizer  im  Auslande  und  die  Ausländer 
in  der  Schweiz  stehen  unter  dem  Rechte,  das  der  Bund  doxoh  Ver- 
einbarung mit  den  anderen  Staaten  für  sie  festgestellt  hat  und  insoweit 
eine  solche  Vereinbarung  nicht  getroffen  ist,  unter  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes.  ^ 

Die  allgemeinen  Regeln«  welche  für  die  dem  schweizerischen  Rechte 
unterstellten  Thatbestände  zur  Anwendung  kommen  sollen,  hatten  in 
der  Fassung,  welche  der  vorliegenden  Redaktion  des  Entwurfes  YoraiiB- 
ging,  eben&Ug  ihren  Platz  in  der  Einleitung  erhalten.  0«g«nwärtig 
sind  sie  im  Anhange  zum  fkitwurf  pag.  250  unter  No.  I — ^V  abgedmckt, 
als  Vorschriften^  die  dem  Schlufstitel  des  ganzen  Gesetzes  über  die  An- 
wendung der  Rechtssätae  vorbehalten  bleiben. 

Dieselben  lanten: 

I.  Die  Bestimnmngen  des  Personen-,  Fawfien*  und  Erbreehtet 
gelten  für  die  S^weizer,  auch  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Auslände 
haben. 

Stellt  m  jedoch  das  Land  Uires  Wohnsities  unter  sein  eigenes 
Recht,  so  werden  sie  auch  in  der  Schweiz  nach  diesem  beurteilt 

Hit  Bezug  auf  ihre  in  der  Schweiz  liegenden  Grundstücke  ver^ 
bleiben  sie  immerhin,  noch  wenn  sie  dem  ausländtichen  Reelite  nntap- 
stellt  sind,  vnter  dem  schweiceiiachen  Reckte. 

II.  Die  Bestimmungen  des  Personen-,  Familien-  und  Erhredites 
gelten  für  die  Ausländer,  sobald  sie  entweder  seit  ihrer  Ckbnrt  oder 
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■dt  zehn  Jahren  ohne  Unterbrach  ihren  Wohnsitz  in  der  Schweiz  ge- 
habt haben. 

Andere  Ausländer  werden  nach  dem  Beehte  beurteilt,  dem  sie 
nach  ihrem  heimatlichen  Beehte  onterstelli  sind. 

III.  Die  Bestimmungen  über  das  Eigentum  und  die  beschränkten 
dinglichen  Beehte  gelten  für  alle  in  der  Schweiz  liegenden  Sachen. 

Fahrnis  gilt  als  in  der  Schweiz  liegend,  wenn  ihr  Besitzer  mit 
Hinsicht  auf  den  in  Frage  stehenden  Erwerbsgrund  dem  schweizerischen 
Beehte  unterstellt  ist 

IV.  Die  Bestimmungen  des  Obligationenrechtes  finden,  wenn 
keine  andere  Willensmeinung  der  Beteiligten  anzunehmen  ist,  auf  alle 
Veriiältnisse  Anwendung,  die  in  der  Schweiz  zur  Erfiillung  gelangen  sollen. 

y.  Die  Bestimmungen  des  schweizerischen  Givilrechtes ,  die  um 
der  Öffentlichen  Ordnung  oder  der  gutrai  Sitte  willen  aufgestellt  sind, 
haben  vor  dem  schweizerischen  Bichter  ausnahmslos  und  ausschliefslich 
Geltang. 

Formen,  die  vom  schweizerischen  Civilreoht  um  der  öffentlichen 
Ordnang  willen  verlangt  werden,  können  auch  dann,  wenn  das  in 
Frage  stehende  Verhältnis  inhaltlich  nicht  unter  schweizerischem 
Beehte  steht,  durch  Fonnen  des  ausländischen  Bechtes  nicht  ersetzt 
werden. 

Im  übrigen  wird  die  im  Ausland  dem  dortigen  Beehte  ent- 
sprechend errichtete  Form  der  Form  des  schweizerischen  Bechtes  gleich- 
gestellt. 

Besondere  Begeln  über  die  Anwendung  fremden  Bechtes  sind  in 
Art  5  Alin.  2  und  3  enthalten. 

Die  speciellen  Kollisionsnormen  sind  jeweilen  in  den  betreffenden 
Teilen  des  Entwurfes  im  Zusammenhang  mit  den  Sachnormen  auf- 
geftlhrt.  Als  solche  EoUisionsnormen  müssen  gelten  die  Art  18«  70  s, 
72s,  116,  125,  126,  186  s,  157,  166,  167,  211,  215  8,  2888,  295, 
342,  352,  406,  407,  408,  424,  542,  555.  Zweilelhaft  kann  es  er- 
seheinen, ob  die  Art.  156 1,  femer  20,  21,  22,  24  und  83—36  als 
solche  anfzufiftssen  sind.     Siehe  darüber  weiter  unten. 

III. 

Eine  nähere  Prüfung  der  im  Entwurf  hervortretenden  Orund- 
soschauungen  ergiebt  zunächst,  dafs  die  Beigelang  des  I.Pr.B.  in  erst^ 
Linie  Staatsverträgen  und  internationalen  Vereinbarungen  vorbehalten 
Ueiban  soll.  Dieser  Gesichtapunkt  wird  nicht  nur  in  der  allgemeinen 
Vorschrift  des  Art.  5,  sondern  auch  noch  in  den  Specialvorschriftea 
der  Art  126,  136  Abs.  2  und  555  besonders  betont  In  Gemäfsh^it 
der  Faspong  des  Art  5  wird  der  Inhalt  derartiger  Vertrüge  zn  einem 
Bestandtail  des  internen  Bechtes  gemäßst.  Nur  in  Sm>apgehuig  vec- 
tieglicber  Biigelung  greifen  die  Kollisionsnormen  4es  Entwurfes  Platz. 
Der  Entwurf  geht  in  dieser  Beziehung  weiter  als  das  B.Q.  von  1891, 
weicheB  nur  einen  Vorbehalt  ßix  die  Verträge  mit  dem  Ausland  enthält 
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Dieser  Standpunkt  des  Entwürfe  verdient  n.  E.  volle  Billigung.  Die 
heutige  Strömong  drüngt  immer  mehr  einer  internationalen  Lösung 
intemationalprivatrechtlicher  Fragen  entgegen.  Auch  die  interne  Gesetz- 
gebung mu&  mit  dieser  Strömung  rechnen;  und  das  thut  der  Entwarf 
in  angemessener  Weise  durch  die  Au&tellung  der  Vorbehaltsklausel 
des  Art.  5- 

Von  grofser  Bedeutung  ist  es,  dafs  die  internen  Kollisionsnormen 
des  neuen  Rechtes  ihre  Aufiiahme  im  Entwürfe  selbst  gefunden  haben 
und  nicht  in  ein  besonderes  Oesetz  verwiesen  worden  sind.  Damit  ist 
jedes  Mi(bverBtftndnis  über  den  Charakter  dieser  EolUsionesnormen 
ausgeschlossen.  In  unzweideutiger  Weise  tritt  hervor,  dafs  wir  es  hier 
nicht  mit  einem  etwaigen  Kodifikationsversuche  völkerrechtlicher  Sätze, 
sondern  mit  Normen  des  internen  positiven  Rechtes  zu  thun  haben. 
Daraus  aber,  dafs  die  Kollisionsnormen  im  Zusammenhang  mit  den 
Sachnormen  in  die  einzelnen  Teile  des  Entwurfes  eingestellt  sind,  ergiebt 
flieh  des  weitem,  dafs  sie  nicht  nur  positiver,  sondern  auch  privat- 
rechtlicher  Natur  sind  und  als  Annexe  oder  Pertinenzen  der  Sach- 
nonnen aufgefiifst  werden  können.  Bekanntlich  herrscht  in  der  Litteratur 
auch  unter  den  Anhängern  der  positivistischen  Lehre  Streit  über  den 
Charakter  der  Kollisionsnormen.  Die  Stellung,  die  der  Entwurf  zu 
dieser  Kontroverse  genommen  hat,  kann  nach  unserer  Aufiassung  nur 
begrüfst  werden. 

Die  R^elung  des  I.Pr.R.  im  Entwurf  ist  keine  definitive.  Wie 
bereits  erwähnt,  sind  eine  Reihe  von  Vorschriften  vorläufig  nur  im 
Anhange  skizziert  und  sollen  erst  in  einem  Schlufstitel,  der  noch  nicht 
fertig  gestellt  ist,  Auftiahme  finden.  Im  Anhange  wird  noch  angedeutet, 
dafs  möglicherweise  die  gegenwärtig  unter  den  Sachnormen  eingestellten 
Specialbestimmungen  in  der  endgültigen  Fassung  des  G^etzes  gleichfietlls 
jenem  Schlufstitel  einverleibt  werden  könnten.  Der  Art  5  Alinea  1 
enthält  keine  vollkommene,  sondern  eine  unvollständig  zweiseitige  (im 
ninne  Niemeyers)  oder  generelle  Kollisionsnorm  mit  Falleinschränkung 
Sach  der  Terminolgie  ZUdmanns.  Derselbe  sieht  eine  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  von  Schweizern  im  In-  und  Ausland  und  derjenigen 
der  Ausländer  in  der  Schweiz  vor.  Er  schweigt  darüber,  nach  welchen 
Grundsätzen  die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  im  Auslande  zu  be- 
urteilen sind,  falls  der  Schweizer  Richter  hierüber  zu  befinden  hätte. 
Dieses  Schweigen  des  Gesetzes  ist  aber  nicht  in  dem  Sinne  zu  ver- 
stehen, dafs  überhaupt  keine  Entscheidung  gegeben  werden  soll.  Man 
könnte  beispielsweise  daran  denken,  dafs  aus  politischen  Gründen  ab- 
sichtlich eine  Lücke  gelassen  worden  wäre,  um  etwaigen  diplomatischen 
Schwierigkeiten,  die  durch  derartige  Entscheidungen  entstehen  könnten, 
aus  dem  Wege  zu  gehen.  Allein  ein  solcher  Gedanke  ist  kurz  von 
der  Hand  zu  weisen,  da  die  Entscheidung  sehr  wohl  dem  G^etze  ge- 
mäfs  erfolgen  kann.  Hier  tritt  nämlich  Art.  1  des  Entwurf^  in  die 
Lücke.  Damach  soll  der  Richter,  wenn  das  Gesetz  schweigt  und  kein 
Gewohnheitsrecht  nachweisbar  ist,  nach  Überlieferung  oder  bewährter 
Lehre  urteilen  und,   ftdls  auch  diese  Verweisung  versagt,   den  FaU  so 
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I,  wie  wenn  er  ihm  als  Gesetzgeber  gegenttbemtSnde.  Wenn 
man  hier  einwenden  m/Sohte,  dafs  speciell  die  Verweisting  auf  die 
Wiasenschaft  etwas  Mifidiches  habe,  weil  die  Ansichten  noch  keines- 
wegs geklärte  nnd  f^Bststehende  sind,  so  trifft  der  Vorwarf  hier  die 
Wissenschaft  nnd  nicht  den  Gesetzgeber. 

IV. 

Die  Anknflpfangsmoniente  des  Entworfos,  d.  h.  diejenigen  persön« 
Uehen  oder  räumlichen  Beziehungen,  an  deren  Vorhandensein  derselbe 
zur  Entscheidung  der  Frage  anknüpft,  welche  Rechtsordnung  im 
einzelnen  Falle  zuständig  sein  soll,  sind  mannigfiütige.  Von  der 
Staatsangehörigkeit  oder  dem  Heimatsrecht  wird  ausgegangen  in 
I,  II  Absatz  2,  und  in  den  Artikeb  125,  288,  295,  842,  852,  407, 
542;  eine  Anlehnung  an  das  Domizilrecht  finden  wir  in  den 
Artikeln  70  s,  126,  167,  211,  215,  408,  424,  542,  555.  Speciell 
Domizil  seit  der  Geburt  odur  während  10  Jahren  wird  gefordert  nach 
II  Absatz  1.  Die  lex  fori  wird  zu  Grunde  gelegt  in  Art  13,  186  s, 
157.  Die  lex  rei  sitae  bildet  die  mafsgebende  Beziehung  in  I  und  III, 
der  Besitz  an  Mobilien  in  III;  das  Vermögen  in  407,  424  und  555, 
Parteivereinbarung  oder  Erfüllungsort  in  IV,  und  endlich 
der  Aufmthalt  in  542.  Von  allen  diesen  Anknttpfiingsmomenten  ninmit 
die  Staatsangehörigkeit  oder  das  Heimatrecht  den  breitesten  Raum  ein, 
und  eine  nähere  Prttfung  zeigt,  dafs  dasselbe  zum  mafsgebenden  Prin- 
cipe erhoben  worden  ist,  während  bekanntlich  dem  B.iGr.  von  1891, 
welches  allerdings  in  erster  Linie  interkantonales  Recht  enthält,  das 
Domizilprincip  zu  Grunde  liegt  Diese  prävalierende  Bedeutung  des 
Heimatiischtes  einlebt  sich  aber  auch  aus  der  Mehrzahl  der  angeMirten 
Bestimmungen,  in  welchen  an  das  Domizilrecht  angeknüpft  wird. 
Auch  Ily  und  die  Art  126,  167,  408  und  542  erkennen  im  Princip 
das  Heimatrecht  an,  und  regeln  nur  einige  besondere  Fälle,  in  denen 
aus  Verkehrs*  oder  Nützlichkeitsrtlcksichten  eine  Abweichung  von 
demselben  sich  empfiehlt  Und  das  gleiche  mufs  von  Art  18  gesagt 
werden,  welcher  die  Zuständigkeit  der  lex  fori  ausspricht 

Dem  Heimatrechte  unterstehen  nach  I  die  Schweizerbttiger  im 
Inlande  und  im  Auslande.  Hinsichtlich  letzterer  wird  allerdings  dieses 
P^cip  eingeschränkt,  insofern  das  Ausland  dieselben  seinem  Rechte 
unterwirft,  eine  Einschränkung,  die  sich  im  Hinblick  auf  die  Ver- 
kehrsverhältnisse  vollständig  rechtfertigt  Aber  auch  in  diesem  Falle 
gilt  ftlr  das  Immobiliarvermögen  der  im  Auslände  lebenden  SchweisBer» 
bäiger  Schweizerrecht.  Ebenso  entschieden,  wie  Air  die  Schweizer- 
bOiger,  wird  auch  ftlr  die  in  der  Schweiz  weilenden  Ausländer  die 
principielle  Geltung  des  Heimatrechtes  in  II  Absatz  2  anerkannt  An 
dieser  Auffiissung  darf  man  sich  auch  durch  den  in  11  Absatz  1  aus- 
gesprochenen Satz  nicht  irre  machen  lassen.  Wenn  darnach  auf  die- 
jenigen Ausländer,  welche  seit  ihrer  Geburt  oder  seit  10  Jahren  ohne 
Unterbmch   ihren  Wohnsitz  in  der  Schweiz  haben,   die  Bestimmungen 
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des  schweisEeriBcben  Persouen-,  Familien-  und  £rbrechteg  angewendet 
werden  sollen,  so  ist  an  erwXgen,  daft  man  es  hier  mit  einer  EUasse  von 
AnsUtndem  zu  thnn  hat,  die  eigentlich  keine  Ausländer  mehr  sind,  und 
httufig  nur  darum  das  Sehweizerbürgerrecht  noch  nicht  erworben  haben, 
weil  die  Naturalisationsbedingungen  in  der  Schweia  schwierigere  sind 
wie  an  andern  Orten.  Wir  möchten  dieses  Erfordernis  des  Domizils 
von  der  Geburt  an  oder  seit  10  Jahren  als  das  Anknüpfungsmoment 
der  Assimilation  bezeichnen.  Der  leitende  Grundsatz  ist  demnach: 
Anwendung  des  schweizerischen  Heimatrechtes  auf  Schweizer,  An- 
wendung des  Auslandsrechtes  auf  den  erwähnten  Gebieten  auf  Ausländer. 
Einer  Specialbestimmung  mag  hier  noch  Erwähnung  geschehen, 
welche  zu  Zweifeln  Anlafs  geben  könnte.  Nach  Art  156  a  nimmt  im 
Falle  der  Ungültigkeit  der  Ehe  die  gutgläubige  Frau  wieder  ihren 
früheren  Namen  an,  behält  aber  ihren  Stand.  G^esetat,  der  Mann 
war  Ausländer  und  die  Frau  Schweizerin,  so  kann  ea  sich  fragen, 
ob  die  Möglichkeit  der  Wiederverheiratung  nach  Schweizer-  oder 
nach  Aualandsrecht  zu  beurteilen  ist  Aus  dem  Sinn  von  1568,  der 
in  erster  Linie  Schweizerverhältnisse  im  Auge  hat,  ist  auf  die  An- 
wendung schweizerischen  Bechtes  zu  schliefsen.  War  umgekehrt 
der  Mann  Schweizer  und  die  Frau  Ausländerin,  so  gilt  Hir  die  Be- 
antwortung obiger  Frage  Auslandsrecht.  Was  das  Anknüpfungs- 
moment  des  Wohnsitzes  anbetrifii,  so  ist  hier  eine  Frage  kuiz  zu  be- 
rühren. Zweifelhaft  kann  es  erscheinen,  ob  die  Bechtssätze,  welche  der 
Entwurf  über  den  Wohnsitz  enthält,  nämlich  die  Art  20,  21,  22  und 
24,  im  Sinne  von  Eollisionsnormen  aufzufassen  sind  oder  ob  ihnen 
blofs  die  Bedeutung  von  positiven  Sachnormen  zukommt  Erstem&llB 
mttfste  überall,  wo  auf  das  Domieilrecht  verwiesen  wird,  die  Frage,  ob 
ein  Domizil  besteht  und  die  daran  anknüpfenden  Wirkungen  nach 
Schweizerrecht  zu  beurteilen  sein.  Der  Zweifel  ist  hier  um  so  eher 
gerechtfertigt,  als  nach  dem  geltenden  Rechte  den  Domizilartikeln  des 
B.G.  von  1891  zweifellos  die  Bedeutung  von  Kollisionsnonnen  zukommt^ 
was  ans  der  Einstellung  dieser  Artikel  in  das  genannte  Gesetz  sich 
eigiebt  Für  den  Entwurf  ist  unseres  Erachtens  die  Frage  zu  ver- 
neinen. Angesichts  der  Unmöglichkeit,  den  Domizilbegriff,  welcher  die 
Grundlage  des  B.G.  von  1891  bildet,  in  anderer  Art  bundesrechtlich 
SU  regeln,  mufsten  die  Wohnsitzbestimmungen  in  jenes  Gesetz  auf- 
genommen werden  und  erhielten  dadurch  auf  künstliche  Weise  den 
(üharakter  von  Kollisionsnormen.  Den  Beetimmungen  des  Entwurf^ 
über  den  Wohnsitz  dag^en  eine  andere  Bedeutung  beizulegen  ab  die- 
jenige reiner  Saohnormen  liegt  keine  Veranlassung  vor.  Praktisch  ist 
überdies  die  Frage  von  keiner  grofsen  Bedeutung.  In  den  meisten 
Artikdn,  in  wdehen  aof  den  Wohnsitz  verwiesen  wird,  wird  auf  einen 
Sehweiser  Wohnsitz  verwiesen,  dessen  Beurteilung  selbstredend  nach 
Schweizetreeht  zu  erfolgen  hat. 

V. 

Hinsichtlich  der  Anwendung  fremden  Rechtes  durch  den  Richter  be- 
stimmt Art  5  Abs.  2  und  8: 
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Steht  ein  Verhältnis  anter  ausliindischem  Rechte,  so  ist  der 
schweizerische  Richter  befugt,  zu  verlangen,  dafs  ihm  der  Bestand  dieses 
Rechtes  von  der  Partei,  die  es  anruft,  nachgewiesen  werde. 

Wird  dieser  Nachweis  nicht  geleistet,  und  ist  dem  Richter  das  aus* 
Iftndisohe  Recht  nicht  ohnedies  bekannt,  so  wendet  er  das  schweizeriscUe 
Ciyilrecht  an. 

Die  Anwendung  des  eigenen  Rechtes  im  Falle  des  Alinea  3  ist 
ein  Notbehelf.  Zu  begrllfsen  ist  es,  dafs  diese  Ermächtigung  des 
Richters  nicht  auf  eine  zu  präsumierende  Übereinstimmung  des  fremden 
Rechtes  mit  dem  eigenen  Rechte  zurückgeführt  wird.  Jedenfalls  eigiebt 
üch  aber  aus  der  Fassung  des  Art.  5 ,  dafs  der  Richter  das  fremde 
Recht  Ton  Amtswegen  anzuwenden  hat.  Die  Anwendung  des  fremden 
Rechtes  erleidet  aber  Einschränkungen.  Einerseits  insoweit  als  das 
sogenannte  Princip  der  Rückverweisung  anerkannt  ist  und  andererseits 
soweit  der  Anwendung  des  fremden  Rechtes  die  öffentliche  Ordnung 
und  die  gute  Sitte  entgegenstehen. 

Die  RUckverweisung  wird  im  Entwürfe  nirgends  ausdrücklich 
erwähnt  Aus  diesem  Schweigen  darf  aber  nicht  auf  Ablehnung  derselben 
geschlossen  werden;  vielmehr  ergiebt  sich  die  Zulässigkeit  aus  zwei 
Bestimmungen.  Da  nach  II  Abs.  2  ^  die  Ausländer  in  der  Schweiz 
mit  Ausnahme  der  seit  ihrer  Geburt  oder  seit  10  Jahren  in  der 
Schweiz  Domizilierten  auf  dem  Gebiete  des  Personen-,  Familien-  und 
Erbrechtes  ihr  Heimatsrecht  gilt  und  das  letztere  auf  das  Domizil  ver- 
weisen kann,  so  ist  die  Möglichkeit  einer  solchen  Rückverweisung  ge- 
geben. Und  da  die  Unterstellung  der  Ausländer  unter  Schweizerrecht 
principiell  nicht  abgelehnt  wird,  so  liegt  kein  Grund  vor,  eine  solche 
Rückverweisung  nicht  anzunehmen.  Nach  Art  211  Abs.  3  wird  die 
Fortdauer  des  in  der  Schweiz  begründeten  ehelichen  GütexstandeSy  wenn 
die  Eh^atten  ihren  Wohnsitz  ins  Ausland  verlegt  haben,  von  dem 
Rechte  des  Wohnsitzes  abhängig  gemacht  Das  Wohnsitzrecht  aber 
kann  seinerseits  die  Staatsangehörigkeit  als  Anknüpfungsmoment  ver- 
wenden und  somit  auf  das  Schweizerrecht  zurückverweisen.  Eine 
solche  Rückverweisung  auf  Grund  von  Art.  15  E.G.  z.  deuschen  B.G.B. 
würde  z.  B.  vorliegen,  wenn  schweizerische  Ehegatten  ihren  Wohnsitz 
nach  Deutschland  verlegen  würden. 

Eine  eigentümliche  Fassung  hat  im  Entwürfe  resp.  im  Anhang 
zu  demselben  die  sogenannte  Vorbehaltsklausel  gefunden.  Die 
Vorschrift  unter  V  alinea  1  sagt:  „Die  Bestimmungen  des  schweize- 
rischen Civilrechtes ,  die  um  der  öffentlichen  Ordnung  oder  um  der 
guten  Sitte  willen  aufgestellt  sind,  haben  vor  dem  schweizerischen 
Richter  ausnahmslos  und  ansschliefslich  Geltung.*'  Es  wird  damit 
gesagt,  dals  neben  Vorschrifiten  des  einheimischen  Rechtes,  die  um  der 
öfentlichen  Ordnung  und  der  guten  Sitte  willen  exklusiven  Charakter 
haben  9  für  das  fremde  Recht  kein  Raum  bleibt  Diese  Fassung  ist 
dorebaufl  nicht  gleichbedeutend  mit  der  des  Art  30  E.G.  z.  deutschen 
B.O.B.,  wonach  die  Anwendung  fremden  Rechtes  unterbleiben  soll,  wenn 
sie  den  guten  Sitten  oder  dem  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  wider- 
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spricht  Der  Begriff  des  ordre  public  behält  zwar  in  beiden  Gesetzen 
den  vagen  Charakter,  der  ihm  notwendig  anhaften  mufs,  wenn  er  nichts 
anders  sein  soll  als  ein  „nationales  Sicherheitsventil"  (JBlO^)  gegen 
fremdes  Recht.  Aber  im  Entwurf  wird  nicht  schlechtweg  der  ordre 
pMic  des  eigenen  Rechtes  angemfen  wie  im  E.O.  zum  deutschen  B.O.B., 
sondern  es  werden  in  erster  Linie  diej^gen  Normen  in  Bezug  genommen, 
weiche  als  direkte  Ausflüsse  des  ordre  public  jenen  unbeugsamen 
Charakter  aufweisen.  Der  Richter  hat  danach  nicht  das  Auslandsrecht 
daraufhin  zu  prtt^,  ob  es  seinem  ordre  pvibUc  entspricht,  sondern  das 
Inlandsrecht  auf  seine  Eigenschaft  als  ordre  public.  Die  Aufgabe,  die 
demzufolge  an  ihn  gestellt  wird,  besteht  darin,  zunächst  eine  Scheidung 
der  sämtlichen  Artikel  des  Gesetzes  vorzunehmen.  Eine  solche  Schei- 
dung kann  aber  unseres  Erachtens  in  den  wenigsten  Fällen  a  priori 
durchgeftlhrt  werden,  da  der  ordre  public  meist  erst  dann  zu  tage  tritt, 
wenn  es  sich  um  die  Anwendung  fremden  Rechtes  handelt  In  einigen 
Fällen  allerdings  läfst  sich  diese  Zugehörigkeit  zum  ordre  pMic  sofort 
erkennen.  Hierher  gehört  116,  in  welchem  die  weitere  Hinausschiebung 
der  Ehefähigkeit  als  ein  sociales  Postulat,  für  das  die  Frauenbewegung 
in  der  Schweiz  sehr  energisch  einstand,  aufgenommen  worden  ist. 
Ebenso  kann  Art.  72  hierhergezählt  werden  und  schliefslicb  mag  auch 
noch  die  Verweisung  auf  die  öffentliche  Ordnung  in  875  erwähnt 
werden.  Ftlr  eine  Reihe  von  Artikeln  wird  es  jedenfalls  schwierig 
sein,  von  vornherein  ihre  Zugehörigkeit  zum  ordre  public  festzustellen 
und  wir  würden  daher  unsererseits  einer  Redaktion  von  V  Absatz  1 
das  Wort  reden,  welche  sich  derjenigen  des  Art.  30  E.G.  zum  B.G.B. 
mehr  nähern  vrürde. 

Endlich  mufs  hier  auch  noch  Art  408  herangezogen  werden,  in 
welchem  der  Gesichtspunkt  der  Reciprocität  zur  Verwendung  kommt 
Die  an  sich  im  Inlande  zu  verhängende  Vormundschaft  kann  danach 
dem  Ausland  abgetreten  werden,  sofern  dieses  Gegenrecht  hält  In 
diesem  unschädlichen  Umfange  ist  gegen  die  Zulassung  der  Reciprocitäts- 
idee  nichts  einzuwenden,  wenn  sie  auch  sonst  nicht  zu  billigen  ist 
Von  der  Aufstellung  einer  Retorsionsvorschrift  hat  der  Entwurf  Umgang 
genommen. 

VI. 

Die  Bestimmungen,  die  der  Entwurf  über  die  Form  der  Rechts- 
geschäfte enthält,  sind  durchaus  zweckentsprechend  und  lassen  sich  kurz 
erledigen.  V,  Alinea  3,  stellt  den  Satz  auf,  dafs  die  im  Ausland  dem 
dortigen  Recht  entsprechend  errichtete  Form  der  Form  des  schweize- 
rischen Rechtes  gleichgestellt  wird.  Daraus  folgt,  dafs  ftlr  ein  Geschäft, 
welches  im  Ausland  errichtet  wird,  und  seinem  materiellen  Inhalte  nach 
dem  schweizerischen  Rechte  angehört,  natürlich  auch  die  Schweizer- 
formen gültig  verwendet  werden  können.  Fakultativ  gilt  aber  der  Satz : 
locus  regit  actum. 

Eine  besondere  Anwendung  dieses  Principes  enthält  Art.  157 
Abs.  1,  wonach  eine  im  Ausland  dem  dortigen  Recht  entsprechend  ab- 
geschlossene Ehe  auch  in  der  Schweiz  als  gültig  betrachtet  wird. 
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Die  Regel  locus  regit  actum  gilt  fakultativ  auch  für  diejenigen 
Gesch&fte,  welche  in  der  Schweiz  errichtet  werden,  inhaltlich  aber 
nicht  unter  Schweizerrecht  stehen.  Hier  kann  regetmäfsig  aber  auch 
die  Form  des  Auslandrechtes  gewählt  werden.  Eine  Schranke  ist  aber 
dieser  Freiheit  gezogen,  wenn  das  Schweizerrecht  fOr  solche  Geschäfte 
Formen  vorsieht,  die  dem  ordre  public  angehören.  Dementsprechend 
bestimmt  V,  Alinea  2:  „Formen,  die  vom  schweizerischen  Civilrecht 
um  der  öffentlichen  Ordnung  willen  verlangt  werden,  können  auch 
dann,  wenn  das  in  Frage  stehende  Verhältnis  inhaltlich  nicht  unter 
schweizerischem  Recht  steht,  durch  Formen  des  ausländischen  Rechtes 
nicht  ersetzt  werden."  Eine  weitgehende  Freiheit  hinsichtlich  der  an- 
zuwendenden Form  gewährt  der  Entwurf  in  542  Abs.  2  mit  Rück- 
sicht auf  letztwillige  Verfügungen.  Dieser  Artikel  verordnet  in  wesent- 
licher Übereinstimmung  mit  Art  24  des  B.G.  von  1891  >  dafs  letzt- 
willige Verfügungen  hinsichtlich  ihrer  Form  gültig  sein  sollen,  wenn 
diese  Form  entspricht  a)  den  Gesetzen,  welche  zur  Zeit  der  Errichtung 
gelten  1.  am  Errichtungsort,  oder  2.  am  Wohnort,  oder  3.  in  der 
Heimat,  oder  b)  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  1.  an  seinem 
Domizil  oder  2.  in  seiner  Heimat.  Diese  Norm,  welche  darauf  abzielt, 
so  weit  als  irgend  angängig  die  Gültigkeit  letztwilliger  Dispositionen 
zu  wahren,  hat  bekannüich  ihr  Vorbild  in  der  englischen  Lord  KingS" 
down's  Act  vom  Jahre  1861. 

vn. 

Bei  der  Darstellung  des  angewandten  internationalen  Frivat- 
rechts  erledigt  der  Entwurf  das  Sachen-  und  das  Obligationenrecht  mit 
je  einer  principiellen  Vorschrift.  Zahlreicher  sind  die  Bestimmungen 
auf  dem  Gebiete  des  Personen- ,  Familien-  und  Erbrechtes ,  und  unter 
diesen  wird  am  eingehendsten  das  Familienrecht  behandelt.  Wir  wenden 
uns  zunächst  zur  Besprechung  der  drei  letzterwähnten  Gebiete. 

1.  Personenreclit. 

In  Abweichung  vom  sonst  anerkannten  Heimatsprincipe  bestimmt 
Art.  13: 

Hat  ein  handlungsun&higer  Ausländer  in  der  Schweiz  ein  Rechts- 
geschäft abgeschlossen,  so  kann  er  sich  auf  seine  Unfähigkeit  nicht 
berufen,  sobald  er  nach  schweizerischem  Recht  zur  Zeit  des  Abschlusses 
handlungsfilhig  gewesen  wäre. 

Derselbe  entspricht  Art.  10  Abs.  2  des  B.G.  von  1881,  und  Art.  7 
Abs.  3  E.G.  zum  B.G.B.  Eine  specielle  Anwendung  dieser  Vorschrift 
auf  die  Wechselfllhigkeit  eines  Ausländers  enthält  das  B.G.  über  das 
Obligationenrecht  Art.  822.  DaTs  eine  solche  Einschränkung  der  Geltung 
des  Personalstatutes  zu  Gunsten  der  lex  fori  im  Interesse  des  Verkehrs 
geboten  erscheint,  dartlber  ist  man  heutzutage  ziemlich  einig. 

Bezüglich  der  juristischen  Personen  enthält  der  Entwurf  zwei  Be- 
stimmungen, in  Art.  70  Abs.  2  und  in  Art.  72.     Art.  70  Abs.  2  er- 
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ledigt  die  IVage  der  Anerkennung  der  Becbtsfllhigkeit  von  schweize- 
rischen juristischen  Personen,  die  im  Aaslande  errichtet  worden  sind, 
oder  richtiger  gesagt,  von  juristischen  Personen  des  Auslands,  welche 
bestimmte  Rechtswirkungen  auch  in  der  Schweiz  äufsem  wollen,  wie 
z.  B.  im  Ausland  gegründete  Hülfisyereine  u.  s.  w.  Eine  internationale 
Verpflichtung,  fremde  juristische  Personen  resp.  deren  Rechtsfähigkeit 
in  gleicher  Weise  wie  diejenige  fremder  natürlicher  Personen  anzu- 
erkennen^ besteht  nicht.  Die  Behauptung,  dafs  eine  juristische  Person 
existiert,  ist  genau  genommen,  wie  ZUdmann  (Int.  Pr.R.  11  S.  112) 
überzeugend  nachgewiesen  hat,  nichts  anderes,  als  die  Behauptung  ge- 
wisser Rechtswiiirangen  auf  Grund  eines  yorliegenden  Thatbestandes. 
Ob  solche  Wirkungen  sich  ergeben,  darüber  entscheidet  allein  das 
Wirkungsstatut,  d.  h.  diejenige  Rechtsordnung,  unter  welcher  jene 
Wirkungen  eintreten  sollen ;  ob  daher  einem  ausländischen  Vereine  bei 
uns  die  Rechtsfähigkeit  zukommt,  darüber  steht  die  Entscheidung  in 
erster  Linie  unserem  Rechte  zu.  Ebenso  ist  aber  auch  im  Falle  der 
Anerkennung  derselben  durch  unsere  Rechtsordnung  diese  letztere  allein 
dafür  kompetent,  in  welchem  Um&nge  diese  Anerkennung  zu  erfolgen 
habe.  Und  da  es  sich  hinsichtlich  solcher  Vereine  um  Rechtswirkungen 
handelt,  die  im  Inlande  sich  äufsem  sollen,  so  wird  unter  keinen  Um- 
ständen die  Rechtsfähigkeit  solcher  fremder  Vereine  in  einem  weitem 
Umfange  anzuerkennen  sein,  ab  diejenige  der  einheimischen. 

Der  Entwurf  erkennt  die  Rechtsfähigkeit  derartiger  fremder  juri- 
stischer Personen  an,  aber  mit  der  letzterwähnten  Einschränkung.  Dem- 
entsprechend lautet  Art  70  Abs.  2: 

Körperschaften  und  Anstalten,  die  im  Auslande  ihren  Wohnsitz 
haben  (nach  73  "=  Sitz  der  Verwaltung),  steht  das  Recht  der 
Persönlichkeit  in  dem  Um:&nge  zu,  in  dem  das  fremde  Recht  sie  ihnen 
verleiht,  in  keinem  Falle  aber  in  gröfserem  Umfange,  als  ihn  das 
schweizerische  Recht  bestimmt. 

Eine  Vorschrift  des  ordre  public  ^  deren  gesetzliche  Normierung 
nicht  unzweckmäfsig  erscheint,  giebt  Art.  72  Abs.  2:  öffentliche 
Körperschaften  und  Anstalten  des  Auslandes  bedürfen  zum  Erwerbe 
von  Liegenschaften  der  Bewilligung  des  Bundesrates. 

Der  Abs.  1  dieses  Artikels  behält  den  Kantonen  das  Recht  vor, 
den  Erwerb  von  Zuwendungen  über  1000  Frcs.  und  von  Liegenschaften 
durch  Körperschaften  und  Anstalten  von  einer  kantonalen  Oenehmigung 
abhängig  zu  machen. 

Hinsichtlich  der  Vorschriften  über  die  Verschollenheit,  Art.  33 — 86, 
taucht  der  oben  mit  Bezug  auf  die  Wohnsitzbestimmungen  geäufserte 
Zweifel  wieder  auf,  ob  wir  es  mit  Sachnormen  oder  mit  KoQisions- 
normen  zu  thun  haben.  Praktische  Schwierigkeiten  ergeben  sich  aber 
hieraus  nicht.  Zweifellos  ist,  dafs  die  Verschollenheitsvorschriften  dem 
ordre  ptMic  angehören,  und  daher  ausnahmslos  zur  Anwendung  kommen, 
wenn  die  Veranlassung  zu  einer  Verschollenheitserklärang  vorli^t 
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2.   Familienreclit. 

a.    Eherecht. 

Die  Festsetzung  der  YoraosBetzungen  der  Eheabschliefsang  httngt 
so  sehr  mit  den  sittlichen  und  nationalen  Auflassungen  eines  Volkes 
zusammen,  dafs  auch  sie  dem  ordre  public  zugewiesen  werden  mufs. 
Daher  wird  beispielsweise  keine  Ehe  in  der  Schweiz  abgeschlossen 
werden  dürfen,  welcher  eines  der  im  Gesetze  bezeichneten  trennenden 
Ehehindemisse  entgegenstünde.  Nicht  ohne  weiteres  scheint  dies  auch 
bezüglich  des  Eheß&higkeitsalters  (20  Jahre  ftlr  Männer,  18  Jahre  für 
Frauen)  des  Art.  116  zu  gelten.  Aber  auch  hier  liegt  unseres  Er- 
achtens  eine  zwingende  Vorschrifk  der  Öffentlichen  Ordnung  vor,  welche 
die  Möglichkeit  ausschliefsen  soll,  dafs  in  der  Schweiz  Ehen  zwischen 
Personen  abgeschlossen  werden,  welche  'diese  Altersgrenze  noch  nicht 
erreicht  haben.  Dieser  Schlufs  erscheint  uns  aus  dem  Grunde  gerecht- 
fertigt, dafis  der  erwähnte  Art.  116,  anders  wie  deutsches  B.G.B.  1303, 
der  Znlässigkeit  eines  Dispenses  gar  nicht  gedenkt.  Femer  scheint  auch 
für  diese  Auffitssung  zu  sprechen,  dafs,  wie  bereits  erwähnt,  in  diesem 
Artikel  in  Anerkennung  eines  Postulates  der  Frauenbewegung  der 
Beginn  der  Ehemündigkeit  weiter  hinausgerückt  worden  ist  wie  in  der 
früheren  Fassung  des  Entwurfes.  Anlangend  die  Verkündung  bestimmen 
die  Artt  125  und  126  folgendes: 

12  5.  Das  Verkündungsgesuch  des  Schweizers  im  Auslande  kann 
in  dessen  Heimat  angebracht  werden. 

124.  Das  Verkündungsgesuch  des  in  der  Schweiz  domizilierten  Aus- 
tenders  kann  an  dessen  Wohnsitz  gestellt  werden  mit  Genehmigung  der 
Bcgiemng  des  Wohnsitzkantons,  welche  die  letztere  nicht  yerweigem 
darf,  fiüls  die  HeunatsbehOrde  die  Ehe  mit  allen  Folgen  anzuericennen 
erklärt     Vorbehalten  Verträge  mit  dem  Ausland. 

Der  Art  125  erledigt  einen  im  B.G.  von  1874  nicht  behandelten 
Fall ,  da  dessen  Art  29  nur  von  Verkündungen  von  Schweizern  in 
der  Sehweiz  spricht  Der  Art.  126  stimmt,  abgesehen  von  seinem  Vor- 
behalt von  Verträgen  mit  dem  Ausland,  seinem  Inhalte  nach  im  wesent- 
lichen mit  Art  81,4  des  B.G.  von  1874  überein.  Eine  solche  Über- 
einstimmung mit  37,  4  des  erwähnten  Gesetzes  tritt  auch  in  Art.  136,  9 
des  Entwurfes  hervor,  wonach  die  Trauung  eines  Ausländers,  der  in 
der  Sehweiz  keinen  Wohnsitz  hat,  von  der  Aufsichtsbehörde  nur  dann 
bewilligt  werden  kann,  wenn  die  Heimatsbehörden  erklären,  dafs  sie 
die  Ehe  ihres  Angehörigen  mit  allen  ihren  Folgen  anerkennen  werden. 
Aueh  hier  bleiben  Verträge  mit  dem  Auslände  vorbehalten. 

Naeh  Art.  157,  f  gilt  hinsiditKch  der  im  Ausland  abgeschlossenen 
Ehe  der  Grundsatz:  locus  regit  adutn.  Abs.  2  dieses  Artikels  be- 
Btuimt : 

Die  im  Auaknde  geschlossene  Ehe  emes  Schweizers  kann  in  der 
Sek^eiB  nur  dann  für  ungültig  erklärt  werden,  wenn  sie  sowohl  nach 
dem  dort  geltenden  als  nach  schweizerischem  Rechte  ungült^  ist 
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VoQ  Alinea  2  weicht  Art  54  des  B.6.  von  74  nur  redak- 
tionell ab. 

Von  der  Ehescheidung  handeln  Artt.  166  und  167. 

Art.  166:  Erhebt  ein  schweizerischer  Ehegatte  die  Scheidungs« 
klage,  so  ist  sie,  wenn  er  in  der  Schweiz  wohnt,  beim  Richter  seines 
Wohnsitzes  und  wenn  er  im  Ausland  wohnt,  beim  Richter  seines 
Heimatortes  anzubringen. 

Der  Richter  des  Heimatortes  nimmt  jedoch  die  Klage  nur  dann 
entgegen,  wenn  der  KlKger  nachweist,  dafs  sie  beim  Richter  seines 
Wohnsitzes  nicht  angebracht  werden  hann. 

Art.  16  7:  Erhebt  ein  ausländischer  Ehegatte,  der  in  der 
Schweiz  wohnt,  die  Scheidungsklage,  so  ist  sie  beim  Richter  seines 
Wohnsitzes  anzubringen.  Das  Gericht  nimmt  jedoch  die  Klage  des 
ausländischen  Ehegatten  nur  dann  entgegen,  wenn  dieser  nachweist, 
dafs  die  Klage  beim  Gerichte  seiner  Heimat  nicht  angebracht  werden 
kann  und  dafs  überdies  nach  Gesetz  oder  Gerichtsbrauch  der  geltend- 
gemachte Scheidungsgrund  und  der  schweizerische  Gerichtsstand  im 
Heimatstaate  anerkannt  werden. 

Das  geltende  Recht  über  die  Scheidung  von  Schweizern  im  Aus- 
lande enthält  Art.  48,  2  des  cit.  B.G.  Danach  kann  beim  Mangel 
eines  Domizils  in  der  Schweiz  die  Klage  auf  Nichtigkeit  oder  Scheidung 
der  Ehe  am  Heimatsort  oder  am  letzten  schweizerischen  Wohnsitz  er- 
hoben werden.  Streitig  ist,  ob  dieses  ^kann^  die  Bedeutung  hat, 
dafs  in  der  Schweiz  auch  ausländische  Scheidungsurteile  von  Schweizer- 
Ehegatten  anerkannt  werden  müssen  (vgl.  hierüber  die  flir  den  Schweizer 
Bundesrat  ver&rsten  Rechtsgutachten  von  Prof.  König  und  Prof.  Mmtha^ 
femer  die  Abhandlungen  von  Prof.  v,  ScUis^  Bundesrichter  Morel  u.  a.). 
Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller,  sowie  der  Schweizerische  Bundesrat 
äufsern  sich  in  verneinendem  Sinne.  Der  Entwurf  166,  2  steht  hier 
auf  dem  g^enteiligen  Standpunkt  Da  der  Richter  des  Heimatortes 
die  Scheidungsklage  nur  dann  entgegennehmen  soll,  wenn  der  Kläger 
nachweist,  dafs  sie  am  Wohnsitz  nicht  angebracht  werden  kann,  so 
mufs  mangels  dieser  Voraussetzung  am  Wohnsitze  geklagt  werden. 
Wenn  aber  das  Gesetz  das  Gericht  des  Wohnsitzes  für  kompetent  er- 
klärt, so  liegt  darin  implicite  auch  die  Anerkennung  des  von  demselben 
gefüllten  Urteils.  Der  die  Scheidungsklage  des  in  der  Schweiz  domizi- 
lierten Ausländers  betreffende  Art.  56  des  cit  Bundesgesetzes  unter- 
scheidet sich  vom  Entwurf  167  in  einigen  Punkten.  Der  letztere 
Artikel  läfst  die  Ehescheidungsklage  am  schweizerischen  Domizil  nur 
zu,  wenn  nachweislich  in  der  Heimat  nicht  geklagt  werden  kann,  eine 
Einschränkung,  welche  Art.  56  cit  nicht  enthält.  Ebenso  verlangt 
Art  56  nur  schlechtweg  den  Nachweis  der  Anerkennung  des  schweize- 
rischen Urteils  im  Heimatstaat  der  Ehegatten,  während  Art  167  den 
eingehenden  Nachweis  erfordert,  dafs  im  Heimatstaat  der  Ehegatten 
einerseits  nach  dortigem  Gesetz  oder  Gkrichtsgebrauch  der  geltend 
gemachte  Scheidungsgrund,  andererseits  aber  auch  der  schweizerische 
Gerichtsstand  anerkannt  werde. 
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In  erfirenlichem  GregenBatz  zum  geltenden  Rechte  steht  der  Entwarf 
auf  dem  .Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts.  Das  B.G.  vom  25.  Juni 
1891  hat  im  Art  19  rücksichtlich  der  Frage  der  Wandelbarkeit  oder 
Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  ein  gemischtes  System  zum 
Princip  erhoben.  Derselbe  unterscheidet  ein  internes  Verhältnis,  nttm- 
lich  dasjenige  der  Ehegatten  untereinander  und  ein  externes,  insofern 
es  sich  um  die  Beziehungen  der  Ehe^tten  zu  dritten  Personen  handelt 
Im  internen  Verhältnis  gut  principiell  die  Unwandelbarkeit  des  am 
eisten  Ehedomizil  begründeten  Güterrechtes,  im  Verhältnis  nach  aufsen, 
d.  h.  zu  den  Gläubigem,  wechselt  das  Gütersystem  mit  dem  Wohnsitze. 
Die  Ehegatten  können  sich  jedoch  auch  in  ihrem  Innenverhältnis  dem 
Rechte  des  neuen  Wohnsitzes  unterwerfen  (vei^l.  über  dieses  gemischte 
System:  Escher^  Das  interkant.  Privatr.  und  Haslery  Das  ehel.  Güterr. 
im  intern.  Privatr.).  Zur  Illustrierung  der  Mangelhaftigkeit  dieses 
Systems  mag  nur  auf  den  Fall  verwiesen  werden,  dafs  im  internen 
Verhältnis  das  System  der  Gütertrennung,  dagegen  im  externen  Ver- 
hältnis dasjenige  der  Güterverbindung  oder  -Gemeinschaft  gilt  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dafs  in  einem  solchen  Falle  es  praktisch  ganz  unmöglich 
ist,  diese  beiden  Seiten  auseinander  zu  halten.  Der  Entwurf,  welcher 
mit  der  Schwierigkeit  einer  Mehrheit  von  verschiedenen  gesetzlichen 
Güterständen  nicht  mehr  zu  rechnen  braucht,  hat  einen  ordentlichen 
und  einen  aufserordentlichen  gesetzlichen  Güterstand  aufgesteUt,  welcher 
regelmäfsig  zur  Anwendimg  kommt,  wenn  die  Beteiligten  von  einer 
vertraglichen  Ordnung  ihrer  Güterverhältnisse  abgesehen  haben.  Diese 
vertragliche  Normierung  hat  sich  aber  im  Rahmen  der  im  Entwurf  auf- 
gestellten Typen  zu  halten.  Der  einmal  gesetzlich  oder  vertraglich 
geregelte  Güterstand  ist  aber  nach  211^  ein  unwandelbarer.  Durch 
Domizilwechsel  tritt  eine  Veränderung  desselben  nicht  ein.  Im  Inter- 
esse der  Sicherheit  des  Verkehrs  fbrdert  aber  211^,  dafs  der  im 
Ausland  begründete  Güterstand,  um  Dritten  gegenüber  wirksam  an- 
gernien  werden  zu  können,  in  das  Ehegutsregister  eingetragen  sein 
mufs.  Eine  Abweichung  vom  Principe  der  Unwandelbarkeit  kann 
möglicherweise  dann  eintreten,  wenn  schweizerische  Ehegatten  ihren 
Wohnsitz  ins  Ausland  verlegen.  In  diesem  Fall  hängt  nach  Art  211' 
die  Fortdauer  .des  in  der  Schweiz  begründeten  Güterstandes  vom  Rechte 
des  neuen  Domiziles  ab.  Die  gleiche,  etwas  starke  Betonung  des  ein- 
heimischen Rechtsstandpunktes,  wie  in  Art.  15'  E.G.  zum  B.G.B., 
finden  wir  in  Art  215  des  Entwurfs,  welcher  anordnet,  da(b  fremde 
Ehegatten,  die  ihren  Wohnsitz  in  die  Schweiz  verlegen,  auch  dann 
einen  Ehevertrag  abschliefsen  können,  wenn  ihr  Heimatsrecht  ihnen 
das  untersagt 

b.    Legitimation   und   Adoption. 

Diesbezüglich  bestimmen  die  Artt.  288  und-  295 ,  in  welchen  in 
gleicher  Weise  wie  in  Art  8  des  B.G.  von  1891  das  Heimatsprincip 
zum  Ausdrucke  kommt,  folgendes: 

Z«itsehrift  f.  intern.  Priyftt-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  XI.  4 
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Art  2  8  8:  Die  Wirkung  der  EhelicherklHrang  tritt  für  ein  Rind, 
das  anter  fremdem  Becfate  steht,  nur  unter  der  Voraossetzang  ein,  dafs 
sie  von  dessen  heimatlichem  Rechte  anerkannt  werde. 

Anslttnder,  die  in  der  Schweiz  ihren  Wohnsitz  haben,  können  die 
Ehelicberklämng  ihrer  Kinder  nur  anter  der  Voraassetzong  erwirken, 
dafs  deren  Anerkennung  nach  ihrem  heimatlichen  Rechte  nach- 
gewiesen ist. 

Art  295:  Fttr  die  Annahme  eines  unter  fremdem  Rechte  stehen- 
den  Kindes  und  für  die  Kindesannahme  seitens  eines  Ausländers,  der 
in  der  Schweiz  seinen  Wohnsitz  hat,  gelten  die  gleichen  Vorschriften 
wie  bei  der  Ehelicherklftrung. 

c    Uneheliche   Geburt. 

Hinsichtlich  der  Paternitätsklage  bestimmt  Art.  842  ,  dafs  dieselbe 
auch  am  Heimatsort  des  Vaters  angestellt  werden  kann,  wenn  Vater 
und  Mutter  Schweizer  sind,  aber  weder  diese  noch  das  uneheliche  Kind 
Wohnsitz  in  der  Schweiz  haben.  Nach  Art.  347  kann  die  Verurteilung 
des  unehelichen  Vaters  auf  Anerkennung  mit  Standesfolge  stattfinden, 
wenn  derselbe  der  Mutter  die  Ehe  versprach  oder  die  Beiwohnung 
eine  verbrecherische  war.  Ist  der  uneheliche  Vater  ein  Ausländer,  so 
gelten  nach  Art  352  hinsichtlich  der  Anerkennung  mit  Standesfolge  die 
gleichen  Vorschriften  wie  ftlr  die  Ehelicherklärung  Art.  288.  Das  B.G. 
von  1891  verweist  in  Art  8  bezüglich  der  unehelichen  Greburt  und 
deren  Folgen  ganz  allgemein  auf  das  Heimatsrecht 

d.  Vormundschaft 

Auf  dem  Gebiete  des  Vormundschaftsrechtes  erkennt  der  Entwarf 
gleich  wie  das  B.G.  von  1891  das  Domizilprincip  an.  Nach  Art  406 
des  Entwurfs  wird  die  Vormundschaft  am  Wohnsitz  geführt  Wird 
dieser  geändert,  so  wechselt  damit  auch  der  Sitz  der  Vormundschait. 
Dieser  Grundsatz  gilt  auch  ^r  Schweizer  im  Auslande.  Nur  aas- 
nahmsweise  soll  für  diese  in  Gemäfsheit  von  Art  407  die  Vormundschaft 
am  Heimatsorte  geführt  werden,  nämlich  dann,  wenn  ein  Vormund- 
schaltsgrund  nach  Schweizerrecht  vorliegt  und  das  Ausland  die  schweize- 
rische Vormundschaft  anerkennt  oder  wenn  sich  Vermögen  des  Mündels 
in  der  Schweiz  befindet.  Was  die  Vormundschaft  über  Ausländer  in 
der  Schweiz  anbelangt,  so  ist  dieselbe  nach  Art.  408  am  Wohn- 
orte zu  führen.  Auf  Verlangen  des  Heimatstaates  kann  sie  aber  an 
diesen  abgegeben  werden,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs 
dieser  Staat  Gegenrecht  hält. 

e.  Beistandschaft. 

Sofern  eine  solche  erforderlich  ist,  gilt  für  Einheimische  und 
Fremde  gleiches  Recht.     Diesbezüglich  bestimmt  Art.  424 : 

Die  Vertretung    durch    einen   Beistand    wird   für  Schweizer  und 

Ausländer     durch    die    Vormundschaftsbehörde    ihres    Wohnsitzes  an- 
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geordnet     Für  Verm^genflyerwaltaiig  da,  wo  das  Vermögen  li^gt  oder 
«Dgefiülen  ist 

3.   Erbrecht. 

Dafs  der  Art  542  die  Tendenz  yerfolgt,  letztwilUge  Verfügungen 
möglichst  aufrecht  zu  erhalten  und  in  diesem  Sinne  nach  der  formellen 
Seite  grolse  Freiheit  gewährt,  ist  bereits  oben  bei  der  Frörtemng  der 
Formen  der  Rechtsgeschäfte  gezeigt  worden.  Hierher  gehört  noch  die 
Bestimmung  des  Entwurfes  über  die  Eröfihung  des  Erbganges  in 
Art  555.  Biese  ErOfinung  erfolgt  am  letzten  Domizil  des  Erblassers 
und  diese  Rßgel  hat  unter  Vorbehalt  von  Verträgen  mit  dem  Ausland 
exkluaive  Geltung,  auch  wenn  der  Erblasser  ein  Ausländer  war,  selbst 
dann,  wenn  dessen  Heimatsrecht  etwas  anderes  bestimmt,  sofern  es 
sich  um  Vermögen  handelt,  welches  sich  in  der  Schweiz  befindet 
Auch  Art  28  des  6.0.  von  1891  läfst  die  Eröffiiung  der  Erbschaft 
am  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  stattfinden. 

vm. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zum  Schlüsse  zu  einer  kurzen  Be- 
sprechung des  Sachen-  und  Obligationenrechtes. 

1.   Sachenrecht» 

a.    Bechte  an   Immobilien. 

Im  cit  ni  Abs.  1  wird  in  Übereinstimmung  mit  dem  kantonalen 
Bechte  ftir  das  Immobiliarsachenrecht  die  lex  rei  sitae  als  exklusive 
Norm  aufgestellt  Als  Anwendung  dieses  Satzes  eigiebt  sich  die  Be- 
stimmung im  cit  I  Abs.  8,  wonach  auch  für  den  Fall,  da(s  für  Schweizer 
im  Auslände  das  Auslandsrecht  selbst  in  der  Schweiz  anerkannt  wird, 
deren  in  der  Schweiz  befindlichen  Liegenschaften  gleichwohl  dem 
Schweizerrechte  unterstellt  sind.  Durch  die  Begel  in  UI  Abs.  1  wird 
der  Art.  28  Nr.  1  des  Gesetzes  von  1891  ersetzt  werden,  der  eine 
juristische  Unebenheit  enthält.  Nach  demselben  soll  nämlich,  insofern 
das  Becht  des  fremden  Landes  für  die  in  ihm  wohnenden  Schweizer 
auf  dem  Gebiete  des  Personen-,  Familien-  und  Erbrechtes  mafsgebend 
sein  wiU,  für  deren  in  der  Schweiz  sich  befindlichen  Li^^nschaften 
das  Becht  ihres  Heimatkantons  gelten.  Die  Fassung  dieses  Artikels 
ist  nicht  glücklich.  Der  Oesets^eber  wollte  zweifellos  die  Geltung  der 
lex  rei  eUae  postulieren,  aber  lex  rei  sitae  und  Heimatsrecht  brauchen 
nicht  zusammenzufallen.  Man  denke  beispielsweise  an  den  Fall,  dafs 
ein  im  Ausknd  domizilierter  und  dem  dortigen  Bechte  unterworfener 
Bemer  Liegenschaften  im  Tessin  hätte. 

Die  Formen  der  Immobiliarrechtsgeschäfte  gehören  ausnahmslos 
dem  ordre  putUc  an.  Daher  gilt  ftlr  sie  der  exklusive  Satz  V  Abs.  2, 
wonach  selbst   bei  Geschäften,   die   inhaltlich   dem  Ausland  angehören 

4* 
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(z.  B.  im  Analand  geschloBsen  werden),  die  Inlandafbrmen  durch  Ans- 
Landsformen  nicht  ersetzt  werden  können. 

b.    Rechte   an   Mobilien   oder   Fahrnis« 

Die  grofse  Bedeutong,  welche  der  Entwurf  in  Anlehnung  an 
deutschrechtliche  Anschauungen  Air  das  Mobiliarrecht  dem  Besitze  bei- 
legt, spiegelt  sich  auch  in  der  EoUisionsnorm  vom  cit  III  Abs.  2 
wieder.  Der  Besitz  an  Fahrnis  begründet  nach  dem  Entwürfe  wie 
die  deutschrechtliche  Gew^re  die  PrSsumption  des  Rechtes.  Für  die 
Fahrnis  bestimmt  sich  die  lex  rei  sUae  nach  dem  Rechte  des  Besitzers. 
Sie  gilt  als  in  der  Schweiz  liegend,  wenn  ihr  Besitzer  in  Ansehung 
des  Erwerbsgrundes  dem  schweizerischen  Rechte  untersteht 

2.  Obligratlonenrecht. 

Nach  cit  IV  ist  für  die  rechtliche  Beurteilung  der  Obligationen  in 
erster  Linie  entscheidend  der  Wüle  der  Beteiligten.  Diese  können 
selbst  festsetzen,  welchem  Rechte  sie  sich  unterwerfen  wollen.  In 
Ermangelung  solcher  Festsetzung  gilt  Schweizerrecht  für  alle  Obliga- 
tionen, die  in  der  Schweiz  zur  Erfüllung  gelangen.  Als  Anknüpfungs- 
moment verwendet  demnach  der  Entwurf  den  Erfüllungsort  Als  Er- 
füllungsort gilt  aber  nach  B.O.  über  das  ObLR.  Art  84  in  erster 
Linie  der  von  den  Parteien  vereinbarte.  In  Ermangelung  einer  solchen 
Vereinbarung  ist  Erfüllungsort  bei  Geldschulden  das  Domizil  des 
Gläubigers,  wenn  bestimmte  Sachen  geschuldet  werden  der  Ort  der 
Übergabe  und  in  allen  anderen  Fällen  das  Domizil  des  Schuldners  zur 
Zeit  des  Vertragsabschlusses. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bür^rerllohes  Recht,  Handels-,  TATeohsel-  und 
Konkursrecht.  —  Clvllppozers. 

Zu  Art.  15  Abs.  2  Nr.  1  und  Art  17  des  Bundesgesetzes  vom 
i.  Jvm  1870  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs- 

und  Staatsangehörigheit 

urteil  des  Württembergisohen  VerwaltnngagerichtshofeB  vom  19.  September 
1900  (Jahrbücher  der  Wttrttbg.  Rechtspflege  12.  Bd.  S.  343  ff.). 

Mit  Beechlafs  vom  4.  Januar  1900  hat  die  K.  Elreisregierang  in 
Ladwigsbnrg  dem  BeBchwerdefÜhrer  B.,  Kaufmann  in  Mailand,  die  von 
ihm  am  18«  November  1899  nachgesuchte  Entlassung  aus  der  Wttrttem- 
beigischen  Staatsangehörigkeit  aus  dem  Grunde,  dafs  B.  seiner  Militär- 
pflicht nicht  gentigt  hat,  mit  Bezug  auf  den  an  die  Kreisr^erungen 
eigangenen  ESrlafs  des  K.  Ministeriums  des  Innern  vom  6.  Oktober  1881 
(Amtsblatt  S.  800)  versagt  Die  hiergegen  von  B.  erhobene  Beschwerde 
ist  von  dem  K.  Ministerium  des  Innern  am  6.  März  1900  als  un- 
begründet abgewiesen  worden.  Gegen  diese  Entscheidung  hat  der 
Bevollmächtigte  des  B.  die  Rechtsbeschwerde  des  Art.  18  des  Gesetzes 
vom  16.  Dezember  1876  über  die  Verwaltungsrechtspflege  an  den  Ver- 
waltongsgerichtshof  erhoben. 

Durch  Urteil  vom  19.  September  hat  der  Verwaltungsgerichtshof 
die  Rechtsbeschwerde  ftlr  begründet  erklärt  und  die  Ministerialentscheidung 
aufser  Wirkung  gesetzt^. 

Gründe:  I.  Die  angefochtene  Entscheidung  des  K.  Ministeriums 
des  Innern  stellt  fest,  dafs  der  am  81.  März  1871  in  Untermberg  Ober- 
amts Vaihingen  geborene,  durch  Abstammung  dem  Württembergischen 
Btaat  angehörige  Beschwerdeführer   bis  jetzt  seiner  Militärpflicht  nicht 


1  Aus  VeranlasBuig  dieser  Entscheidung  ist  der  Ministerialerlafs  vom 
6.  Oktober  1881  von  dem  K.  Ministerium  des  Innern  durch  Erlab  vom 
2.  Oktober  1900  (Amtsbhttt  S.  394)  aufgehoben  worden. 
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genügt  hat  und  dafs  nach  der  an  das  Oberamt  Vaihingen  gerichteten 
Mitteilung  des  Ersten  Staatsanwalts  bei  dem  E.  Bayerischen  Landgericht 
München  I  vom  1.  Dessember  1899  ein  gerichtliches  Verfahren  gegen 
B.  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  schwebt,  und  führt  aus:  Aller- 
dings bestimme  §  17  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870  über  die 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit,  dafs 
aus  anderen  als  aus  den  im  §  15  bezeichneten  Gründen  in  Friedens- 
zeiten die  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande  nicht  verweigert  werden 
dürfe,  und  im  §  15  Abs.  2  Ziffer  1  des  Gesetzes  sei  nur  von  Wehr- 
pflichtigen, welche  sich  im  Alter  vom  vollendeten  17.  bis  zum  voll- 
endeten 25.  Lebensjahre  befinden,  die  Rede;  allein  das  Ministerium 
habe  stets  daran  festgehalten,  dafs  solchen  Militärpflichtigen,  welche 
bereits  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  über  deren  Dienstpflicht 
aber,  weil  sie  sich  vor  den  Ersatzbehörden  nicht  gestellt  haben,  eine 
endgültige  Entscheidung  noch  nicht  getroffen  worden  sei,  die  Erteilung 
der  Entlassungsurknnde  insolange  versagt  werden  müsse,  bis  die  Militär- 
pflicht der  betreffenden  Personen  erloschen  sei  (§  22  und  §  36  Ziffer  4 
der  Wehrordnung  vom  22.  November  1888)  oder  bis  sie  ein  Zeugnis 
der  Ersatzkommission  darüber  beigebracht  haben,  dafs  sie  die  Ent- 
lassung nicht  blofs  in  der  Absicht  nachsuchen,  um  sich  der  Dienstpflicht 
im  stehenden  Heere  oder  in  der  Flotte  zu  entziehen.  Denn  aus  den 
Ziffern  1  bis  8  des  §  15  a.  a.  0.  erhelle,  dafs  allgemein  die  Aus- 
wanderung Wehrpflichtiger  vor  erreichter  Militärpflicht  und  vor  end- 
gültiger Entscheidung  über  die  Dienstpflicht  nur  dann  zulifasig  sein 
solle,  wenn  der  Nachweis  erbracht  sei,  dafs  die  Entlassung  nicht  in 
der  Absicht,  sich  der  Dienstpflicht  zu  entziehen,  nachgesucht  werde. 
Die  Annahme,  dafs  das  Gesetz  hievon  gerade  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  der  Militärpflichtige  sich  erwiesenermafsen  der  Dienstpflicht 
über  das  25.  Lebensjahr  hinaus  bereits  entzogen  habe,  eine  Ausnahme 
habe  machen  wollen,  würde  in  Widerspruch  damit  stehen,  dafs  die 
Militärpflicht  in  solchen  Fällen  erst  mit  dem  Erlöschen  der  Wehrpflicht, 
d.  h.  mit  dem  vollendeten  45.  Lebensjahre  ende  (§  4  Ziffer  8  und 
§  86  Ziffer  4  Abs.  2  der  Wehrordnung)  und  dafs  für  die  Fortdauer 
der  Militärpflicht  die  Staatsangehörigkeit  die  Voraussetzung  bilde.  Ein 
Recht  auf  Entlassung  aus  letzterer  vor  erftlllter  Militärpflicht  würde 
femer  in  den  in  Rede  stehenden  Fällen  einem  Recht  auf  Entziehung 
von  der  Wehrpflicht  nach  vollendetem  25.  Lebensjahre  durch  Aus- 
wanderung gleichkommen,  was  der  Absicht  des  Gesetzes  schon  deshalb 
nicht  entsprechen  könne,  weil  eine  solche  Entziehung  regelmäfsig  nach 
§140  Ziffer  1  des  Stra%esetzbuchs  auch  dann  strafbar  sei,  wenn  der 
Militärpflichtige  das  25.  Lebensjahr  bereits  überschritten  habe. 

Das  K.  Ministerium  des  Innern  hat  die  in  dem  Erlasse  vom 
6.  Oktober  1881  veröffentlichte  Auslegung  des  §  15  Abs.  2  Nr.  1 
des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juni  1870  festgehalten,  obwohl,  wie  aus 
den  von  dem  K.  Ministerum  dem  Verwaltungsgerichtshof  zur  Einsicht- 
nahme mitgeteilten  Akten  sich  ergiebt,  bei  einer  Erörterung,  welche 
kurze  Zeit  nachher  zwischen   der  K.  R^erung  und   der   Reichsver- 
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waltong  ttber  die  Aosl^gmig  dieser  und  einer  anderen  Bestimmung  des 
Bnndeogesetsee  statlgefanden  hat,  der  StaatwekretKr  des  Innern  im  Ein« 
Temefamen  mit  der  £.  PreafsiBchen  Regiemng  am  6.  April  1882  sich 
dahin  ausgesprochen  hatte,  dafs  die  in  dem  Erlasse  vom  6.  Oktober 
1881  Yon  dem  Ministerium  dem  §  15  Abs.  2  Nr.  1  gegebene  Aus« 
legnng  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  für  begründet  erachtet  werde; 
auch  nach  wiederholter  Prttfung  der  Rechtsfrage  glaubte  das  E.  Mini- 
sterium auf  seiner  Auf&ssung  beharren  zu  müssen.  In  gleichem  Sinn 
hat  das  E.  Sttchsische  Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen  mit 
dem  Kriegsministerium  die  bei  Reger  ^  Entscheidungen  etc.  Bd.  VIII 
S.  409  und  Bd.  IX  S.  106  abgedruckte  Verordnung   vom  5.  Oktober 

1887  erlassen.  Der  Kommentator  des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juni  1870 
Dr.  Cahriy  Kaiserlicher  Legationsrat  im  Auswilrtigen  Amt,  hat  auch  in 
der  zweiten  (1896  erschienenen)  Auflage  seines  Werks  S.  128  Note  8 
sich  für  diese  Auslegung  erklärt,  die  auch  Siegel  in  Hirthe  Annalen 
Jahrgang  1898  8.  787  verteidigt 

Dagegen  ist  bisher  die  Ansicht,  dafs  der  §  15  Abs.  2  Nr.  1  des 
Bundeegesetzes  auf  Wehrpflichtige,  welche  das  25.  Lebensjahr  vollendet 
haben,  nicht  anwendbar  sei,   von  Seydd  in  Hirthe  Annsden  Jahrgang 

1888  S.  577  ff.  und  in  dessen  Lehrbuch  des  Bajerischen  Staatsrechts 
1.  Aufl.  I  S.  548  Note  1,  von  Q.  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht  3.  Aufl. 
§  77  Note  9  und  von  Labandy  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  8.  Aufl. 
n  S.  599  Note  4  vertreten  worden,  an  welchem  Orte  auch  angeführt 
ist,  dafs  das  Preufsische  Ministerium  des  Innern  in  einem  Berichte  vom 
21.  Juli  1888  an  den  Reichskanzler  sich  unter  Berufung  auf  das 
frühere  preufsische  Recht  für  das  Recht  auf  Entlassung  erklftrt  und 
diese  Ansicht  die  Billigung  des  Reichskanzlers  geftmden  habe  und  dafk 
auch  in  Bajem  in  diesem  Sinne  verfahren  werde  —  wovon  auch,  wie 
ans  den  von  dem  K.  Ministerium  des  Innern  dem  Verwaltungsgerichtshof 
zur  Einsichtnahme  mitgeteilten  Akten  sich  ergiebt,  die  K.  Bayerische 
Regiemng  im  Jahre  1882  auf  Erkundigung  der  E.  Regierung  Kenntnis 
gegeben  hat.  Neuestens  ist  die  streitige  fVage  auch  bei  dem  K.  Preuisischea 
Oberverwaltungsgericht  in  dem  bei  Beger  a.  a.  0.  Bd.  XX  S.  229  ff. 
abgedruckten  Urteil  vom  2.  Juni  1899  zur  Entscheidung  gekommen, 
das  einen  Wehrpflichtigen  betrifft,  der  wegen  der  Verletzung  der  Wehr- 
pfflicht  durch  rechtskräftiges  gerichtliches  Urteil  zu  Geld-  oder  GeAlngnls- 
stiafe  verurteilt  worden  war. 

Das  Urteil  des  Preufsischen  Oberverwaltungsgerichts  lautet  zunXchst 
dahin,  dafs  in  Friedenszeiten  den  Wehrpflichtigen,  welche  das  25.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  die  von  ihnen  (ohne  den  Nachweis  des  Erwerbs 
der  Staatsangehörigkeit  in  einem  andern  Bundesstaat)  beantragte  Ent- 
lassung aus  der  Staatsangehörigkeit  wegen  Nichtbeibringung  des  Zeug- 
nisses der  Ersatzkommission  nicht  versagt  werden  kann.  In  Überein- 
atimnrang  mit  der  eingehenden  Begründung  dieser  Entscheidung  vermag 
der  Verwaltungsgerichtshof  den  Satz  in  der  angefochtenen  Ministerial- 
eotscheidung  vom  6.  Milrz,  aus  den  Ziffern  1  bis  8  des  §  15  des 
Bundeagesetzes  erhelle,  dafk  allgemein  die  Auswanderung  Wehrpflichtiger 
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▼or  eireichter  MilitHipflicht  und  vor  endgültiger  Entacheidnng  Über  die 
Dienstpflicht  nur  alsdann  snlMssig  sein  solle,  wenn  das  Zeugnis  der 
Ersatzkommission  beigebracht  werde,  nicht  als  zutreffend  anzuerkennen. 

Sieberlich  ist  eine  völlige  Harmonie  zwischen  den  Bestimmungen 
über  die  Wehrpflicht  und  den  Vorschriften  des  Bnndesgesetzes  yom 
1.  Juni  1870,  wenn  der  §  15  Abs.  2  Nr.  1  nach  dem  Wortlaute  an- 
gewendet wird,  nicht  vorhanden  und  wird  der  Zweck  der  letzteren 
Vorschrift,  die  den  Bestrebungen  Wehrpflichtiger,  sich  durch  Ausscheiden 
aus  der  Staatsangehörigkeit  der  Dienstpflicht  zu  entziehen,  vorbeugen 
will,  nicht  vollständig  erreicht,  wenn  nicht  jeder  Wehrpflichtige,  über 
dessen  Dienstpflicht  eine  endgtlltige  Entscheidung  noch  nicht  getroffen 
ist,  den  Nachweis  beibringen  mufs,  dafs  er  nicht  sich  der  Dienstpflicht 
entziehen  will.  Es  ist  deshalb  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dafs  bei 
der  Erlassung  des  Bundesgesetzes  triftige  Gründe  dafttr  sich  hätten 
geltend  machen  lassen,  die  Entlassung  der  Wehrpflichtigen  aus  dem 
Staatsverbande  in  dieser  Weise  zu  regeln.  Allein  eine  dahin  gehende 
Absicht  der  gesetzgebenden  Faktoren  ist  niigends  zum  Ausdruck  ge- 
kommen. Auch  bei  der  Normierung  des  Verlusts  der  Staatsangehörigkeit 
durch  Zeitablauf  in  §  21  des  Bundesgesetzes  ist  für  Wehrpflichtige, 
welche  sich  der  Militärpflicht  entziehen,  keine  Ausnahme  gemacht  und 
andererseits  tritt,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  11  des  Reichsmilitär- 
gesetzes vom  2.  Mai  1874  vorliegen,  eine  Militttrpflichtigkeit  ohne 
Staatsangehörigkeit  ein. 

Die  Begründung  der  Entscheidung  des  Preufsischen  Oberverwaltungs- 
gerichts legt  überzeugend  dar,    dafs   im  Hinblick  auf  §  6  Abs.  1  des 
Bundesgesetzes  vom   9.   November   1867   über  die  Verpflichtung  zum 
Elriegsdienste  und  die  Militär  -  Ersatzinstruktion   ftlr  den  Norddeutschen 
Bund  vom  26.  März  1868,  welche  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Bundes- 
gesetzes vom  1.  Juni  1870  die  Wehrpflicht  regelten,  die  gesetzgebenden 
Faktoren  nicht  die  Absicht  haben  konnten,  in  dem  §  15  Abs.  2  Nr.  1 
mit  dem  Zeitpunkte  der  Vollendung  des  25.  Lebensjahres  den  Zeitpunkt, 
in  welchem  die  Militttrpflicht  erlischt,  zu  bezeichnen;   veigl.  aus  jener 
Militär -Ersatzinstruktion,    die    in  Wtlrttembeig    durch  die  Ministerial- 
verftkgung  vom  6.  August  1871  (Reg.-BL  S.  199  ff.)  zur  Verkündigung 
gebracht  worden  ist,  §§  2  Nr.  3  lü.  a — d,  38,  44  Nr.  5,  159  Nr.  2, 
172  Nr.  4,  173  Nr.  2,  175  Nr.  3  Abs.  2,  wo  tür  die  Müitärpflichtigen, 
welche  sich  der  Einstellung  entzogen  haben,  die  Fortdauer  der  Militär- 
pflicht über  das  dritte  Konkurrenzjahr  hinaus  ohne  die  Zeilgrenze  des 
vollendeten    25.  Lebensjahres   ausgesprochen   ist  und   Zurückstellungen 
über   das  vollendete  25.   Lebensjahr   hinaus   fUr   zulässig  erklärt  sind. 
Der  Wortlaut  des  §  15  Abs.  2  Nr.  1  des  Bundesgesetzes  ist  bestimmt 
und   klar   und  auch    der   Inhalt   der  Motive  giebt  ftlr  die  Auslegung, 
welche  das  E.  Ministerium   bisher  befolgt   hat,   keinen  Anhalt.     Die 
aUgemeine  B^grtlndung   des  Gesetzesentwurfs,   welche  das  in  den  ein- 
zelnen Staaten  des  Norddeutschen   Bundes  über   die   Erwerbung  und 
den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  geltende  Recht  darlegt,   führt  an: 
die  im  Interesse  der  allgemeinen  Wehrpflicht  gesetzlich  vorgeschrieben«! 
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BeechTänknngen  der  AuBwanderangsfreiheit  seien  am  systematischsten 
in  Prenifien  dnrchge^hrt;  danach  dürfe  die  Entlassung  ans  dem  Unter- 
thanenTerbande  nicht  erteilt  werden  1)  männlichen  Unterthanen,  welche 
sich  in  dem  Alter  vom  vollendeten  !?•  bis  zam  vollendeten  25.  Lebens- 
jahre befinden,  bevor  sie  ein  Zeugnis  der  Ereiaersatskommission  darüber 
beigebracht  haben,  dafs  sie  die  finüassong  nicht  bloft  in  der  Absicht 
nadwnchen,  nm  sich  der  Ableistung  der  MilitKrpflicht  im  stehenden 
Heere  zu  enteiehen.  Die  Begründung  des  §  15  besohrttnkt  sich  auf 
die  Bemerkung,  dafs  der  Paragraph  die  im  Literesse  der  Wehrpflicht 
und  des  Staatsdienstes  nötigen  Beschränkungen  der  Auswanderungs- 
freiheit enthalte^  und  zu  §  17  ist  in  den  Motiven  gesagt:  die  Partikular- 
vorschiiften,  nach  welchen  die  Entlassung  ans  dem  Staatsverbande  mit 
Küekaicht  auf  bestehende  Privat-  und  andere  Verpflichtungen  verweigert 
oder  verzögert  werden  dürfe,  kommen  durch  diesen  Paragraphen  in 
W^&ll,  während  selbstverständlich  die  Anwendung  prosefBrechtlicha- 
Sicherungsmafsr^geln  nicht  ausgeschlossen  werden  solle.  In  diesen 
Stellen  der  Motive  findet  der  Sati  der  angefochtenen  Entscheidung, 
dafa  solchen  Militärpflichtigen,  welche  bereits  das  25.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben,  über  deren  Dienstpflicht  aber,  weil  sie  sich  vor  den 
Ersatzbehörden  nicht  gestellt  haben,  eine  endgültige  Entscheidung  noch 
nicht  getroflen  worden  ist,  die  Erteilung  der  Entkssungsnrkunde  in- 
solange  versagt  werden  müsse,  bis  ihre  Militärpflicht  nach  §§  22  und 
86  Nr.  4  der  Wehrordnung  erloschen  sei  oder  sie  das  Zeugnis  der 
Ersatzkommission  beigebracht  haben,  keine  Unterstützung.  Auch  läfst 
sich  dieser  Satz  mit  der  Erwägung,  dafs  die  Entziehung  von  der  Wehr- 
pflicht regelmäfsig  nach  §  140  Ziffer  1  des  Strafgesetzbuchs  auch  dann 
strafbar  sei,  wenn  der  Militärpflichtige  das  25«  Lebensjahr  bereits  über- 
schritten hat,  nicht  begründen.  Das  Stni%esetzbnch  bestimmt  nicht  die 
Vomnssetzungen ,  unter  welchen  die  Auswanderung  verboten  ist,  son- 
dern lediglich  die  Folgen  des  unerlaubten  Aufenthalts  anfserhalb  des 
Bundesgebiets.  Ebensowenig  läfst  sich  für  jenen  Satz  die  Arg^umen- 
tation  8iegel8  a.  a.  O.  S.  787  verwenden,  dafs  durch  die  Entlassung 
aus  der  Staatsangehörigkeit  das  unerlaubte  Verweilen  des  Militär- 
pflichtigen im  Auslande  in  ein  erlaubtes  umgewandelt  würde  und 
hierzu  eine  staatliche  Behörde  die  ELand  nicht  bieten  könne  und  dürfe. 
Durch  die  Entiassung  aus  der  Staatsangehörigkeit  wird  die  aus  dem 
§  140  Ziffer  1  des  Strafgesetzbuchs  folgende  Strafbarkeit  des  vor  der 
Entlassung  liegenden  Verhaltens  nicht  geändert;  dieses  Verhalten  bleibt 
atrafbar,  die  Entlassung  bewirkt  nur,  dafs,  indem  der  aus  dem  Staats- 
verbande Ausscheidende  von  der  mit  der  Staatsangehörigkeit  verbundenen 
Militärpflicht  für  die  Zukunft  entbunden  wird,  der  strafbare  Zustand 
der  Verletzung  der  Wehrpflicht,  der  sonst  bis  zum  Ende  der  Wehr- 
pflicht hätte  dauern  können,  ein  Ende  nimmt  und  die  Verjährung  der 
SCra^erfblgung  zu  laufen  beginnt  ^. 


1)  VgL   OUfhausen,  Komm,   zum  StG.B.   5.  Aufl.  I  S.  561  Note  13; 
Laband  a.  a.  O.  8.  601  Note  1. 
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Der  Verwaltongsgerichtshof  hat  hiernach  anszospreehen ,  daft  die 
EhitBcheidimg  des  K.  MiniBteriamB  des  Innem  vom  6.  März,  insofern 
sie  die  Beschwerde  des  B.  gegen  die  von  der  K.  Kreis- Regierung  bc" 
Bchlossene  Versagimg  der  Entlassung  ans  dem  Wtkrttembergisehen  Staats* 
verbände  mit  der  beaseichneten  Auslegung  des  §  15  Abs.  2  Nr.  1  des 
Bnndesgesetzes  verworfen  hat,  im  öffentlichen  Rechte  nicht  begründet  ist 

n.  Eine  wesentlich  verschiedene  Frage  ist  es,  ob  und  unter 
welchen  Voraussetzungen  Wehrpflichtigen  im  Alter  vom  vollendeten 
25.  Lebensjahre,  gegen  welche  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  ein 
Strafverfahren  gemftfs  §  140  Ziffer  1  des  Strafgesetzbuchs  und  §  470  ff. 
der  Str.Pr.O.  eingeleitet  worden  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Durchführung 
dieses  Strafverfahrens  die  Erteilung  oder  die  Aushändigung  der  Ent- 
lassnngsnrkunde  (nach  §  18  Abs.  1  des  Bnndesgesetzes  tritt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Aushändigung  der  Verlast  der  Staatsangehörigkeit  ein) 
spätestens  insolange,  bis  die  Strafe  vollstreckt  oder  Verjährung  der 
Stra^ollstreckung  eingetreten  ist,  vorenthalten  werden  darf.  Im  Sinne 
der  Zulässigkeit  einer  solchen  Vorenthaltnng ,  i^r  die  in  den  oben  an- 
geführten Motiven  zu  dem  §  17  des  Bundesgesetzes  eine  Ghmndlage 
gegeben  ist,  hat  sich  das  erwähnte  Schreiben  des  Staatssekretärs  des 
Innern  ausgesprochen  nnd  auch  in  Bayern  ist  nach  der  damals  von 
der  K.  Bayerischen  Regierung  gemachten  Mitteilung  die  Ansicht  befolgt 
worden,  dafs  aus  prozefsrechtlichen  Gründen  die  Entlassnngsurknnde 
von  den  zuständigen  Oerichten  und  Behörden  beschlagnahmt  werden 
könne.  Das  Prenfsische  Oberverwaltungsgericht  hat  in  einem  Urteil 
vom  14.  September  1887,  abgedruckt  bei  Beger^  Entscheidungen  Bd.  VIII 
8.  277,  worin  es  die  Verweigerung  der  Entlassung  aus  dem  Staats- 
verbande wegen  eines  Steuerrückstands  für  unzulässig  erklärte,  bemerkt : 
von  dieser  Entscheidung  unberührt  müsse  die  Frage  bleiben,  auf  welche 
die  angeführte  Stelle  der  Motive  hinweise,  ob  und  eventuell  unter 
welchen  Voraussetzungen  und  auf  welche  Zeitdauer  etwa  die  mit  der 
Beitreibung  von  Steuerrückständen  im  Verwaltungszwangsvei^hren  be- 
traute Vollstreckungsbehörde  berechtigt  sei,  die  für  den  Schuldner  ans- 
gefertigte  Entlassungsurkunde  zur  Sicherung  der  Zwangsvollstreeknng 
mit  Beschlag  zu  belegen  und  so  deren  Aushändigung  an  den  Schuldner 
zu  hindern  (§  55  der  Prenfsischen  Verordnung  vom  7.  September  1879 
über  das  Verwaltungszwangsverfahren  in  Verbindung  mit  §§  798  und 
812,  jetzt  §§  918  nnd  938  der  Civilprozefsordnung);  sei  ein  solcher 
Arrest  verhängt  nnd  sehe  sich  infolgedessen  die  höhere  Polizeibehörde 
anfser  stände,  die  Ausfertigung  der  Entiassungsnrkunde  auszuhändigen, 
so  müsse  der  Schuldner  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt  werden  und  erlange 
so  die  Möglichkeit,  die  etwaige  Unzulässigkeit  und  Wiederaufhebung 
des  Arrestes  bei  der  der  Vollstreckungsbehörde  vorgesetzten  Dienst- 
behörde darzuthun  beziehungsweise  nachzusuchen.  Im  Anschlnfs  an 
diese  Ausführung  wiederholt  die  oben  angeführte  Entscheidung  des 
Pteufsischen  Oberverwaltungsgerichts  vom  2.  Juni  1899,  dafs  die  er- 
¥^nte  Stelle  der  Motive  zu  §  17  des  Bundesgesetzes  nicht  die  Be- 
deutung einer  Ermächtigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  die  £nt- 
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hflsaDg  im  Widerspmch  mit  dem  Wordaat  des  Gresetzes  za  verweigem, 
haben  sollte,  sondern  nur  die  Bedeutung  einer  Feststellang ,  dafs  das 
Cksets  die  Beschlagnahme  der  für  den  Antragsteller  aasgefertigten  Ent- 
lassangBorkonde  nicht  hindere.  Das  von  der  Beitreibmig  von  Steuer- 
rflckstftnden  Gresagte  wird  sodann  auf  die  Volhrtreckung  gerichtlich 
erkannter  Strafen  angewendet:  diese  gehöre  ebensowenig  wie  die  Bei- 
treibung rückständiger  Steuern  zu  den  Aufgaben  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde,  welcher  die  Erteilung  der  Entlassung  obliege;  sie 
könne  deshalb  auch  nicht,  um  die  Vollstreckung  gerichtlicher  Strafen 
zu  sichern,  die  Erteilung  der  Entlassungsurkunde  oder  ihre  Ans- 
hSndigung  aus  eigener  Entschliefoung  verweigem,  sondern  sie  habe  nur 
zu  prüfen,  ob  im  Bundesgesetz  anerkannte  Versagungsgründe  vorliegen ; 
sei  das  nicht  der  Fall,  so  müsse  sie  die  Urkunde  erteilen  und  den 
nach  §  483  der  Strafprozefsordnung  berufenen  Vollstreckungsbehörden 
(Staatsanwaltschaft  oder  Amtsgericht)  überlassen,  ob  sie  eine  Beschlag- 
nahme der  ausgefertigten  Urkunde  fi\x  ein  rechtlich  zulässiges  und  ge- 
eignetes Mittel  halten,  die  Vollstreckung  der  erkannten  Strafe  zu  sichern. 
Ausgeschlossen  werde  dadurch  nicht,  dafs  in  Erfüllung  der  allgemeinen 
polizeilichen  Aufgabe,  bei  der  Verfolgung  strafbarer  Handlungen  mit- 
zuwirken, die  höhere  Verwaltungsbehörde  den  Vollstreckungsbehörden 
von  dem  gestellten  Antrage  Mitteilung  mache  und  ihnen  dadurch 
Gel^enheit  gebe,  von  einer  etwaigen  Befugnis  zur  Beschlagnahme 
Grebranch  zu  machen;  geschehe  dies,  so  werde  sie  den  Antragsteller 
davon  in  Kenntnis  zu  setzen  haben,  dem  gegen  die  Anordnung  der 
VoUstreckungsbehörde  die  in  den  §§  490  und  495  der  Stra^rozefs- 
ordnnng  beziehungsweise  den  in  letzterer  Vorschrift  angeführten  Be- 
stimmungen der  Civilprozefsordnung  zugelassenen  Rechtsmittel  zustehen. 
Aus  der  allgemeinen  Aufgabe  der  Verwaltungsbehörden,  bei  der 
Ausübung  ihrer  Amtsbefugnisse  so  zu  verfuhren,  dafs  die  Erfüllung  der 
den  Staatsangehörigen  obliegenden  Pflichten  sowie  die  Wirksamkeit  der 
Strafrechtspfl^e  nicht  beeintrtU^htigt ,  sondern  gefordert  wird,  ist  auch 
nach  der  Ansicht  des  Verwaltungsgerichtshofs  im  Hinblick  darauf,  dafs 
der  §  17  des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juni  1870  dem  Antragsteller 
gegenüber  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ein  Recht  auf  die  Er- 
teilung der  nachgesuchten  Entlassung,  falls  nicht  der  Thatbestand  des 
§  15  zutrifft,  oder  nicht  für  die  Zeit  des  Kriegs  oder  der  Kriegsgefahr 
besondere  Anordnung  des  Bundespiteidiums  ergeht,  beilegt,  sowie  im 
Hinblick  auf  die  Fassung  der  angeführten  Stelle  der  Motive  zu  dem 
§  17  nicht  abzuleiten,  dafs  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  welche 
über  den  Entlassungsantrag  zu  erkennen  hat,  aus  ihrer  eigenen 
Entschliefsung  zur  Sicherung  der  Durchführung  eines  gegen  den 
Antragsteller  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  anhangigen  Stra^er- 
fahrens  die  Entlassung  zu  versagen  verpflichtet  oder  be- 
rechtigt sei.  Der  Verwaltungsgerichtshof  ist  übrigens  seine  Ent- 
•cheidung  hierauf  zu  erstrecken  nicht  veranlal^t,  da  eine  Verfügung 
solchen  Inhalts  nicht  ergangen  ist.  In  dem  Beschlüsse  der  K.  Kreis- 
regiemng  ist  das  Strafv^ahren  gegen  den  Beschwerdeführer  gar  nicht 
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erwähnt;  in  der  EntBcheidung  des  K.  Miniflteriams  ist  swmr  angeftdirt, 
dafs  nach  der  von  dem  Ersten  Staatsanwalt  hei  dem  K.  Bajerischen 
Landgericht  München  I  am  1.  Desember  1899  an  das  Oberamt  Vai- 
hingen gerichteten  Mitteilung  gegen  den  Beschwerdeführer  ein  gericht- 
liches Verfahren  wegen  Verletzong  der  Wehrpflicht  schwebe,  aber  die 
Abweisang  der  gegen  den  Beschlnfs  der  ELreisregierong  erhobenen  Be- 
schwerde ist  nicht  hierauf  gegründet  Die  Mitteilung,  welche  sodann 
der  genannte  Erste  Staatsanwalt  am  7.  Mai  1900  der  K.  Kreisregierung 
gemacht  hat,  geht  dahin,  dafs  die  Strafkammer  m  die  Durchführung 
des  Strafverfkhrens  bis  zur  Erledigung  der  Kechtsbeschwerdesache  des 
B.  sistiert  hat. 

m.  Nach  dem  Ausgeführten  ist  die  Entscheidung  des  K.  Mini- 
steriums des  Innern  im  Offantlichen  Recht  nicht  begründet;  durch  sie 
wird  der  Beschwerdeführer  in  einem  ihm  zustehenden  Rechte  verletzt. 
Die  Entscheidung  des  K.  Ministeriums  ist  daher  aufser  Wirkung  za 
setzen  und  es  tritt  folgeweise  auch  der  Beschlnfs  der  K.  Kreisregierung 
aufser  Kraft. 

Wohnsit0. 

BeschlufB  des  Oberlandeagerichts  Hambnig  vom  1.  Juni  1900  (Das  Recht 
1901  Nr.  2  S.  42,  Gen&albl.  f.  freiwill.  Gerichtsbarkeit  1900  S.  499). 

Wenn  ein  Minderjähriger,  der  anderswo  seinen  gesetzlichen  Wohn- 
sitz hat,  in  einer  Anstalt  (f^  Epileptische)  untergebracht  ist  und  nach 
erreichter  Volljährigkeit  dort  verbleibt,  so  giebt  er  dadurch  seintm  ge- 
setzlichen Wohnsitz  auf  und  begründet  einen  neuen  an  dem  Orte,  wo 
die  Anstalt  sich  befindet.  Zur  Einleitung  einer  Pflegschaft  ist  daher 
das  Gericht  des  Anstaltsortes  zuständig. 

Wohnsite.   Freiwillige  Gerichtsbarkeit,   Bemessung  der  Zuständig^ 

keit  nach  dem  Wohnsite. 

BeschlufB  des  Obersten  Landesgeiichtes  für  Bayern  vom  18.  Juni  1900, 

Reg.-Nr.  IV  59. 

Bei  der  gemäfs  der  Bestimmung  im  §  5  des  Gesetzes  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  Verbindung  mit  dem 
§  199  Abs.  2  dieses  Gesetzes  vom  Obersten  Landesgerichte  zu  treffenden 
Entscheidung  des  bezüglich  der  örtlichen  Zuständigkeit  zwischen  dem 
Amtsgerichte  V.  und  dem  Amtsgerichte  M.  bestehenden  Streites  kommt 
zunächst  in  Betracht^  dafs  nach  §  11  B.G.B.  ein  uneheliches  Kind  den 
Wohnsitz  der  Mutter  teilt  Die  Mutter  H.  hatte  zur  Zeit  des  Ablebens 
ihrer  Eltern  ihren  gesetzlichen  Wohnsitz  in  P.,  wo  ihr  ehelicher  Vater 
den  Wohnsitz  hatte.  Diesen  Wohnsitz  behielt  sie,  fidls  sie  nicht  in- 
zwischen ihn  rechtsgültig  au%ehoben  hat  Hinreichende  tbatsächliche 
Anhaltspunkte  f)ir  die  Annahme,  dafs  die  H.  ihren  gesetzlichen  Wohn- 
sitz auf|;elK>ben  und  in  M.  sich  ständig  niedergelassen  habe,  die  frühere 
Niederlassung  nicht  nur  thätsächlich,  sondern  auch  mit  dem  Willen  auf- 
gehoben habe,   sie  aufisugeben  (B.G.B.  §  7),  liegen  zur  Zeit  nicht  vor. 
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Insbesondere  kann  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Wohnsitzes  in  P. 
and  die  ständige  Niederlassung  in  M.  nicht  schon  ohne  weiteres  aus 
der  Thatsache  gefolgert  werden,  dafs  die  H.  seit  dem  Httiz  1894  „mit 
Ünterbrechnngen  sich  in  München  als  Dienstmagd  aufhält*'.  Dafs  auch 
^Dienstboten^  einen  Wohnsitz  begründen  können,  ist  zwar  grundsätzlich 
nicht  zu  bestreiten.  Immerhin  müssen  jedoch  Thatumstände  dargelegt 
sein,  die  den  Aufenthalt  an  dem  Orte,  an  dem  sie  des  Dienstverhält- 
msses  wegen  sich  befinden,  mit  zweifelloser  Bestimmtheit  als  bewufste 
and  gewollt  „ständige^  Niederlassung  erkennen  lassen.  Zur  ständigen 
Niederlassung  in  diesem  Sinne  hat  das  Gesetz  mehr  gefordert  als  nur 
einen  Aufenthalt  von  unbestimmt  langer  Dauer;  dies  folgt  u.  a.  auch 
schon  aus  dem  §  20  CPr.O.  im  Gegensatze  zu  deren  Bestimmungen 
m  den  §§  12,  13. 


EnUrcigung  van  Grundeigentum  an  auswärtige  Erben  bedarf  der 

Genehmigung  des  hamburgischen  Senats,  einerlei  ob  der  Erwerb 

mUer  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  erfolgt. 

BeschlufiB  des  Landgerichts  Hamburg  yom  6.  Oktober  1900  (Hans.  G.Z.  1900 

BeibL  S.  312). 

Die  G.  K.  VIII  des  Landgerichts  Uamburg  hat  am  6.  Oktober 
1900  auf  die  Beschwerde  des  C.  F.  H.  F.  in  Hamburg  gegen  die  Ver- 
fllgung  des  Amtsgerichts  Hamburg,  Grundbuchamt  Abt.  VI  vom  28.  Sep- 
tember 1900  beschlossen:  die  Beschwerde  zurückzuweisen. 

Gründe:  Es  handelt  sich  gegenwärtig  nur  noch  um  die  Frage, 
ob  das  Grundbuchamt  berechtigt  war,  vor  Eintragung  der  Erben  des 
früheren  Eigentümers  als  der  jetzigen  Eigentümer  den  Nachweis  der 
RochsangehOrigkeit  dieser  Erben  oder  der  zum  Erwerbe  erteilten  Ge- 
nehmigung des  Senats  zu  verlangen. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen. 

Nach  Art.  88  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  bleiben  unberührt  — 
können  also  gemäfs  Art.  3  daselbst  auch  neu  erlassen  werden  — 
landesgesetzliche  Vorschriften,  welche  den  Erwerb  von 
Grundstücken  durch  Ausländer  von  staatlicher  Geneh- 
migung abhängig  machen.  Auf  Grund  dieses  Vorbehalts  ist  im 
§  28  des  Ausf.Ges.  jener  Erwerb  von  der  Genehmigung  des  Senats  ab- 
hängig gemacht  Die  Bestimmung  lautet  ganz  allgemein,  ohne  zwischen 
einem  Erwerb  unter  Lebenden  und  einem  Erwerb  von  Todes  wegen 
SU  unterscheiden.  Es  ist  deshalb  auch  nicht  berechtigt,  einen  solchen 
vom  Gesetze  nicht  gemachten  Unterschied  in  das  Gesetz  hineinzutragen. 
In  der  Begrtlndung  der  Senatsvorlage  zu  Nr.  80  des  Entwurfs  wird 
aneh  gerade  der  Fall  des  Erbschaftserwerbes  als  unter  das  Gesetz 
fallend  erörtert.  Dafs  dieses  auch  der  Standpunkt  des  fertigen  Gesetzes 
ist,  ergiebt  sieh  klar  aus  der  im  §  28  Abs.  1  Satz  2  f)lr  den  Fall  ge- 
machten Ausnahme,  dafs  ausländische  Erben,  ohne  sich  zuvor  als  Eigen- 
tflmer  eintragen  zu  lassen,  das  Eigentum  an  einem  Nachlalsgrundstück 
im  Wege  der  Auflassung  auf  einen  anderen  übertragen.     Mit  Unrecht 
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wird  gegen  diese  Anflassung  in  der  Beschwerde  geltend  gemacht,  daft 
es  sich  bei  der  Eintragung  der  Erben  gar  ni<^t  um  einen  Erwerb 
bandle,  der  Erwerb  sich  vielmehr  schon  vorher  mit  Eintritt  des  Erb- 
falls kraft  Gesetzes  von  selbst  vollzogen  habe.  Denn  letzteres  trifft 
eben  —  abweichend  von  der  Regel  des  §  1922  B.G.B.  ausnahmsweise 
dann  nicht  zu,  wenn  zur  Vollziehung  des  Erwerbes  die  staatliche  G^ 
nehmigung  als  weiteres  Erfordernis  hinzukommen  mufs.  Alsdann  gehört 
die  Erbschaft  bis  zur  Erteilung  der  Genehmigung  den  nächsten  inlän- 
dischen und  darum  einer  solchen  Genehmigung  nicht  bedürfenden  Erben, 
in  Ermangelung  von  solchen  dem  Fiskus  als  gesetzlichem  Erben,  fUlt 
aber  mit  der  Erteilung  der  Genehmigung  ohne  weiteres  an  die  an  erster 
Stelle  berufenen  ausländischen  Erben.  Mit  Recht  verlangt  deshalb  das 
Grundbuchamt,  um  von  dem  Erfordernisse  der  Genehmigung  absehen 
zu  können,  den  Nachweis,  dafs  die  einzutragenden  Personon  Reichs- 
angehörige sind. 

Welches  Recht  ist  auf  den  auf  hoher  See  erfolgten  Zusammensiofs 
zweier  ausländischer  Schiffe  anzuwenden? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  10.  November  1900  (Hans.  Gerichtsztg.  XXIL 

Jahigang,  Hauptbl.  S.  36). 

Zwischen  dem  englischen  Fischer&brzeng  „Orphan  Girl^,  Eigentum 
des  ELlägers,  und  der  norw^ischen  Bark  „Hinun^  hat  am  12.  Januar 
1899  an  einer  nicht  näher  bezeichneten  Stelle  der  Nordsee  ein  Zu- 
sammenstofs  stattgefunden.  Der  Kläger  behauptet,  dals  der  Zusammen- 
stofs  durch  ein  Verschulden  der  „Hiram*'  herbeigeführt  worden  sei.  Er 
hat  deshalb  die  Beklagte,  die  fttr  das  norwegische  Schiff  Büigschaft 
übernommen  hat,  auf  Ersi^  des  durch  den  Zusammenstois  entstandenen 
Schadens  belangt 

Der  Klage  ist  vom  Landgericht  und  Oberlandesgericht  entsprochen. 

Aus  den  Gründen  des  die  Revision  verwerfenden  Urteils  des 
Reichsgerichts  I  (246/00)  vom  10.  November  1900: 

Die  beiden  Vorinstanzen  haben  den  Ersatzanspruch  des  KUigers 
deshalb  für  begründet  gebalten,  weil  ihrer  Ansicht  nach  der  Zusammen- 
stofs  der  beiden  Schiffe  durch  ein  Verschulden  auf  Seiten  der  j^Hiram" 
herbeigeführt  ist  Obgleich  es  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  sind 
sie  demnach  doch  offenbar  davon  ausgegangen,  dafs  die  sachliche  Be- 
urteilung nach  deutschem  Rechte,  den  Vorschriften  der  Art.  736  ff. 
H.G.B.  zu  erfolgen  habe.  Dies  ist  nicht  zu  beanstanden.  Das  in 
Bd.  21  S.  136  ff.  der  Entsch.  in  avilsachen  abgedruckte  Urteil  des 
erkennenden  Senats  vom  80.  Mai  1888,  welches  sich  für  die  Anwen- 
dung des  am  Gerichtsorte  geltenden  Rechts  ausspricht,  hat  swar  die 
Frage  unmittelbar  nur  für  den  Fall  entschieden,  wo  der  ZusammenstoGi 
der  ausländischen  Schiffe  innerhalb  des  deutschen  Hoheitsgebietes  statt- 
ge^den  hat  Dies  trifft  vorliegend  nicht  zu;  denn  es  ist  nicht  fest- 
gestellt und  durchaus  unwahrscheinlich,  dafs  die  Stelle  der  Nordsee, 
wo  die  „Hiram^  mit  der  der  Fischerei  obliegenden  englischen  Smack 
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zosamnieiiBtierB,  noch  unter  die  deutsche  Territorialhoheit  fUllt  Die 
Gründe  indessen,  welche  das  angefahrte  Urteil  für  die  ausschliefsliche 
Anwendung  des  deutschen  Bechts  als  Hecht  des  G^richtsortes  geltend 
gemacht  hat,  bestehen  in  ganz  gleicher  Stäri^e  auch  dann,  wenn  es  sich, 
wie  hier,  zwar  um  einen  Zusammenstofs  auf  hoher  See,  aber  zwischen 
Schiffen  verschiedener  Nationalitttt  handelt  Es  ist  auch  in  dieser  Rich- 
tung von  keiner  Seite  ein  Einwand  erhoben  worden. 

Haftete  nach  bisherigem  Hamburgischen  Recht  auch  bei  solchen 
Ehen,  die  im  Auslände  begründet  worden  waren,  sobald  die  Ehe- 
leute nach  Hamburg  verlogen  ^  das  Frauengut  für  alle  Schulden 
des  Mannes^  auch  die  vor  dem  Zussuge  im  Auslände  kontrahierten?  — 
Ist  diese  Haftung  für  die  vor  i.  Januar  jL900  begründeten  Ehen 
durch  §  30  des  Hamburgischen  Oüterstandsgesetees  vom  14.  Jidi 

1899  eingeführt  worden? 

ÜTteü  des  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  8.  Januar  1901  (Elans.  Gerichts- 

Zeitung  1901,  BeibUtt  S.  45  f.). 

In  diesem  Rechtsstreit  fragt  es  sich  unter  anderem,  ob  eine  von 
der  Ehefrau  des  Beklagten  gemachte  Erbschaft  für  dessen  Schulden 
hafte.  Beklagter  hatte  eingewandt,  sein  erstes  eheliches  Domizil  sei 
Buenos  Aires  gewesen,  wo  das  Frauengut  nicht  für  des  Mannes  Schulden 
hafte.  Klager  hat  entgegnet,  auch  wenn,  was  zu  bestreiten,  dies  richtig 
sein  sollte,  so  sei  nunmehr  jene  Haftung  gegeben,  weil  Beklagter  seit 
Jahren  in  Hamburg  wohne. 

In  einem  Urteil  des  O.L.G.  vom  8.  Januar  1901  heifst  es  über 
obige  Frage  u.  a: 

Ein  im  Vorprozefs  der  Parteien  erhobener  Revisionsangriff  ist  vom 
Reichsgericht  als  unb^rOndet  zurückgewiesen,  weil  sie  aus  den  Ver- 
bandlungen der  Vorinstanzen  ergebe,  dafs  sowohl  die  Parteien  als  auch 
das  Gericht  stillschweigend  davon  ausgegangen  sein  müfsten,  dafs  das 
Hamburgische  Stadtrecht  Anwendung  finde,  nach  welchem 
das  Frauengut  in  allen  seinen  Bestandteilen  der  Regel  nach  mit  für 
die  Schulden  des  Mannes  hafte;  da  über  diesen  Punkt  aber  kein  Streit 
der  Parteien  bestanden  habe,  sei  es  auch  nicht  erforderlich  gewesen, 
dafs  das  Gericht  jenen  Rechtssatz  nenne,  der  nach  dem  in  Betracht 
kommenden  Ortsrechte  aller  Welt  bekannt  sei.  (Urteil  des  Reichs- 
gerichts vom  28.  November  1898.)  Im  vorliegenden  Prozefs  hat  der 
Beklagte  die  Anwendbarkeit  des  Hambuigischen  ehelichen  Güterrechts 
ausdrücklich  bestritten,  indem  er  behauptete:  wenn  er  auch  die  Ehe 
m  Hamburg  geschlossen  habe,  so  sei  doch  sein  erster  ehelicher 
Wohnsitz  Buenos  Aires  gewesen;  es  komme  daher  argen- 
tinisehes  Güterrecht  zur  Anwendung,  nach  dem  das  der  Frau  durch 
Erbgang  angefidlene  Vermögen  für  die  Schulden  des  Mannes  nicht 
hafte.  Das  Landgericht  hält  diese  Schlufsfolgerung  für  unrichtig,  weil 
,eo  lange  der  Beklagte  in  Hamburg  lebe,  das  Vermögen  seiner  Frau 
allemal  für  seine  Schulden  haft".  Diese  Aufiassung  ist  auch  in  dieser 
Instanz  von   dem  Anwalt  des  ELlHgers  vertreten,   der   in  der  Schlufs- 
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verhandlaDg  geltend  gemacht  hat,  dafs,  da  die  Entscheidnng  dieser 
Instanz  nach  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  erfolge  ^  nunmehr  der  §  30 
des  Hamhurgischen  Gesetzes,  betr.  den  Gttterstuid  der  vor  dem 
Inkrafttreten  des  B.G.B.  geschlossenen  Ehen,  vom  14.  Juli  1899  zur 
Anwendung  komme.  Der  §  30  bestimmt  (Abs.  1):  da(s  die  Wirkungen 
der  Ehe  auf  die  Vermögensverhftltnisse  von  Ehegatten,  die  erst  während 
bestehender  Ehe  ihren  Wohnsitz  in  das  Geltungsgebiet  des  Hamhurgischen 
ehelichen  Güterrechts  verlegt  haben,  nach  dem  vor  der  Verlegung  des 
Wohnsitzes  mafsgebend  geweseonen  Güterrecht  zu  beurteilen  sind. 
(Abs.  2):  Wenn  jedoch  die  Änderung  des  Wohnsitzes  vor  dem 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  erfolgt  ist,  so  können  daraus,  dafs  nach 
dem  mafsgebend  bleibenden  Güterrecht  das  Vermögen  der  Frau  ftir  die 
Schulden  des  Mannes  nicht  haftet,  keine  Einwendungen  hergeleitet 
werden  gegen  einen  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  entstandenen 
Anspruch,  eines  Dritten.  —  Kläger  meint  nun,  da  der  Beklagte  wie 
unbestritten  bereits  seit  1890  seinen  Wohnsitz  in  Hamburg  habe,  so 
komme  es  nach  jener  Gesetzesbestimmung  auf  die  Feststellung  des 
ersten  ehelichen  Domizils  des  Beklagten  nicht  mehr  an,  weil  das  durch 
dasselbe  bestimmte  und  im  übrigen  für  die  Verhältnisse  der  Eheleute 
untereinander  mafsgebende  Güterrecht  die  Rechte  der  Gläubiger  auf  Be- 
friedigung aus  dem  Gesamtgut  nicht  beeiutrHchtigen  könne. 

Diese  Ausftlhrungen  sind  jedoch  nicht  als  richtig  anzuerkennen. 
Die  Bestimmung  des  §  30  Abs.  2  kann  keine  Anwendung  finden  auf 
solche  Forderungen,  die  entstanden  sind,  bevor  der 
Schuldner  seinen  Wohnsitz  in  Hamburg  begründete. 
Allerdings  macht  der  §  30  diese  Unterscheidung  nicht  Sie  ergiebt  sich 
aber  aus  dem  Zwecke  der  Gesetzesbestimmung.  Diese  soll  den  bisher 
in  Hamburg  geltenden  Rechtssatz,  dafs  im  Verhältnis  zu  dritten  Personen 
alles  in  der  Ehe  vorhandene  Vermögen  der  Verftlgung  des  Mannes 
ebenso  unterliegt,  wie  sein  eigenes  Vermögen,  im  Interesse  der  Rechts- 
sicherheit und  des  auf  Treu  und  Glauben  aufgebauten  kaufmännischen 
Kredits,  erhalten  (s.  die  Begründung  des  Gesetzes  in  den  Verhandlungen 
zwischen  Senat  und  Bürgerschaft  1899  8.  92).  Trifft  dieser  Gesichts- 
punkt zu  bei  Rechtsgeschäften,  die  mit  in  Hamburg  ansässigen  Schuldnern 
vorgenommen  werden,  weil  hier  die  Feststellung,  ob  der  Schuldner 
seine  Ehe  unter  der  Herrschaft  des  Hamburgischen  Rechts  geschlossen 
hat,  für  den  Gläubiger  regelmäfsig  unsicher  oder  doch  mit  Schwierig- 
keiten verknüpft  sein  wird,  so  fehlt  es  doch  an  jedem  verständigen 
Grunde,  den  Gläubigern  aus  der  Zeit  vor  der  Begründung  des  Ham- 
burgischen Wohnsitzes  nachträglich  die  Vorteile  eines  ehe- 
lichen Güterrechts  zu  teil  werden  zu  lassen,  mit  d^en  sie 
bei  Entstehung  ihrer  Forderung  nicht  zu  rechnen  hatten.  (S.  Hans. 
Ger.-Ztg.  1891  No.  26.  Vgl.  ebenda  1889  No.  198,  1891  No.  88  u. 
153,  1892  No.  28.) 

Nach  dem  bereits  früher  in  der  Rechtsprechung  dieses  Gerichts  und 
des  Reichsgerichts  und  jetzt  wiederum  in  dem  angeftlhrten  §  30  Abs.  1 
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anerkannten  Princip  der  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterreebts  ist 
es  daher  für  die  Frage  nach  der  Haftung  des  Frauenvermögens  im 
▼oriiegenden  Falle  erforderlieh,  den  ersten  ehelichen  Wohnsits 
des  Beklagten  festaostellen.  Der  Klüger  bezeichnet  als  solchen  Hamboig, 
der  Beklagte  Buenos  Aires. 

(Im  weiteren  wird  ausgeführt,  dafs  letzteres  zutreffe.) 

Kamm  ein  Österreicher  römisch-Jcatholischer  Konfession  in  Deutsch- 
land Scheidung   der  Ehe  vom  Bande  verlangen?     (Zu  Art.  17, 

2r,  201  Einf.Ges.  mm  B.G.B.). 

urteil  des  Reichsgerichts  VI.  Civil-Senat  vom  13.  Dezember  1900, 
No.  289/1900  VI.    (2.  Instanz:  O.L.G.  Dresden.) 

Der  Kläger  hat  Klage  auf  Scheidung  der  zwischen  ihm  und  der 
Beklagten  im  Jahre  1889  geschlossenen  Ehe  erhoben;  er  sttltzt  seinen 
Antrag  auf  die  feststehende  Thatsache,  dafs  die  Beklagte  seit  dem 
Jahre  1896  ein  ehebrecherisches  Verhältnis  unterhalten  hat  Die  erste 
Instanz  hat  die  Klage,  die  zweite  Instanz  die  Berufung  des  KlHgers 
rarttckgewiesen.     Auch  seine  Revision  ist  zurückgewiesen. 

Gründe:  Der  Kläger  war  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  und 
ist  jetzt  noch  römisch-katholischer  Konfession;  er  ist  österreichischer 
Staatsangehöriger  und  war  dies,  wie  das  Beruftmgsgericht  feststellt, 
auch  zur  Zeit  der  Klageerhebung. 

Das  Urteil  zweiter  Instanz  führt  aus :  Nach  Art.  201  des  Einf.Ges. 
zom  B.G.B.  sei  die  vom  Kläger  begehrte  Scheidung  nur  möglich,  wenn 
sie  sowohl  nach  dem  früheren  als  auch  nach  dem  jetzt  geltenden  Rechte 
statthaft  erschienen.  Wie  nach  dem  bisherigen  Rechte  zu  erkennen  ge- 
wesen wäre,  könne  dahingestellt  bleiben,  denn  die  Scheidung  sei  nach 
dem  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretenen  Recht  unstatthaft.  — 
Nach  Art.  17  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  sei  hier,  da  der  klagende 
Ehemann  zur  Zeit  der  Klagerhebung  österreichischer  Staatsangehöriger 
gewesen,  an  sich  das  österreichische  Recht  mafsgebend;  etwas  Anderes 
ergebe  sich  auch  nicht  aus  Art  27  des  Einf.Ges.,  denn  nach  dem 
österreichischen  Rechte  würden  in  einem  Falle  der  vorliegenden  Art 
nicht  die  deutschen  Gesetze  anzuwenden  sein.  —  Nach  dem  hiemach 
entscheidenden  österreichischen  Rechte  sei  die  beantragte  Scheidung  der 
Ehe  vom  Bande  undzulSssig,  weil  der  Kläger  zur  Zeit  der  Eingehung 
der  Ehe  der  römisch-katholischen  Kirche  angehört  habe. 

Diese  Ausführungen  enthalten  keinen  Verstofs  gegen  revisible 
Rechtsnormen,  als  welche,  da  das  österreichische  Recht  der  Nachprüfung 
der  Revisionsinstanz  entzogen  ist,  nur  die  Vorschriften  des  jetzt  geltenden 
deutschen  Rechts  in  Betracht  kommen. 

Zutreffend,  von  der  Revision  übrigens  auch  nicht  angegriffen,  ist 
die  Annahme  der  Vorinstanz,  daft  zu  dem  nach  Art.  201  Abs.  1  des 
Einf.Ges.  zum  B.G.B.  in  erster  Linie  anzuwendenden  Rechte  des 
B.G.B.  auch  die  Bestimmungen  in  Art.  17  und  27  des  Einf.Ges.  zu 
rechnen  sind.    Somit  ist,  da  nach  den  maf^ebenden  Ausftlhrungen  des 
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BerafiingBgerichts  das  österreichiBche  Recht  ftlr  fWe  der  Yorliegeadea 
Art  keine  Bttckyerweiflaiig  auf  die  deatschen  Oesetse  im  Sinne  Ton 
Art  27  enthält,  für  die  Beorteilong  der  vorliegenden  Klage  auf 
Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  gemftTs  Art  17  Aba.  1  dos  Einf.Gres. 
das  ÖBterreichiBche  Recht  entscheidend,  und  die  Klage  hat  abgewiesen 
werden  müssen,  weil  dieses  Recht,  wie  wiederum  flir  die  Revisions- 
instanz mafsgebend  festgestellt  ist,  unter  den  hier  vorliegenden  Um- 
ständen Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  nicht  gestattet 

Wenn  in  der  Revisionsverhandlung  ein  Einwand  gegen  diese 
Folgerung  aus  der  Bestimmung  in  §  77  Abs.  1  des  Reichsgesetzes  vom 
6.  Februar  1875  hergeleitet  ist,  so  ist  dies  unzutre£Fend.  Allerdings 
ist  vom  Reichsgericht  in  konstanter  Praxis  angenommen  worden,  diese 
Vorschrül  sei  in  Ebestreitigkeiten  zwischen  Ausländem,  wenn  durch 
das  betreffende  Landesgesetz  die  Auflösung  der  Ehe  dem  im  Heimat- 
lande des  Ehemanns  geltenden  Rechte  unterstellt  sei,  dahin  anzuwenden, 
dafs,  wenn  nach  diesem  Recht  nur  lebenslängliche  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  statthaft  sein  würde,  statt  hierauf  auf  Scheidung  der  Ehe  vom 
Bande  zu  erkennen  sei  (Entscheid,  in  Civilsachen  Bd.  3  S.  28  f.,  Bd.  11 
S.  92  f.).  Allein  die  Annahme,  dafs  durch  diese  Bestimmung  die  in  Art  17 
Abs.  1  des  Einf.Oes.  zum  B.G.B.  enthaltene  Regel  eine  Modifikation  erleide 
(Binf.Oes.  Art.  32  Satz  1),  erscheint  schon  gegenüber  dem  Wortlaut 
des  §  77  Abs.  1  ganz  unhaltbar,  da  darin  die  Bestimmung,  dafs  auf 
Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  zu  erkennen  sei,  nur  fdr  den  Fall  ge- 
troffen ist,  wenn  nach  dem  bisherigen  Rechte  auf  beständige 
Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen  gewesen 
wäre;  übrigens  ist,  auch  abgesehen  hiervon,  jeder  Zweifel  darüber,  dafs 
künftig  in  einem  Ehestreit  zwischen  Ausländem  auf  Scheidung  der  Ehe 
nur  dann  erkannt  werden  dürfe,  wenn  eine  dahin  gehende  Entscheidung 
auch  nach  dem  Rechte  des  Staates,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der 
Erhebung  der  Klage  angehörte,  zulässig  ist,  durch  die  Vorschrift  im 
4.  Abs.  des  Art.  17  ausgeschlossen,  vorbehaltlich  der  aus  Art  27  sich 
etwa  ergebenden  Abweichung. 

Scheidung  der  Ehe  von  Österreichern.  —  Kann  in  Deutschland 
auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden,  wenn  na^ch  dem 
Rechte  des  Mannes  hierauf  ssu  erkennen  wäre.  —  Prorogation  in 

Ehesachen  nach  österreichischem  Recht. 

Urteil   des  Oberlandesgerichts  Jena  vom   14./28.  November  1900  {Afugdan 
XL  Falkmanrif  Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte  2.  Jahrgsmg  S.  18). 

Die  klagende  Ehefirau  hat  beantragt  an  erster  Stelle :  die  Ehe  dem 
Bande  nach  zu  trennen,  an  zweiter  Stelle:  auf  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  nach  §§  1575,  1576  B.6.B.,  an  dritter  Stelle: 
auf  dauernde  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nach  österreichischem  Recht 
zu  erkennen.     Aus  den  Gründen: 

Da  beide  Parteien  Österreicher  sind,  so  schlägt  Abs.  4  des  §  606 
C.Pr.0.  ein.     Die  örtliche  Zuständigkeit  des  Landgerichts  G.  ist  durch 
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^104  der  Osterreichischen  Jorisdiktionsiiorm  vom  1.  Aagast  1895  ge- 
geben. Allerdings  ist  die  örtliche  Zostllndigkeit  ftlr  Scheidungsklagen 
sneh  nach  österreichischem  Recht  aosschliefslich,  jedoch  nar  in  dem 
Sinne,  dafs  sie  den  allgemeinen  Gerichtsstand  aosschliefst,  nicht  aber 
in  dem  weiteren  Sinne,  dafs  ihr  gegenüber  eine  Vereinbarung  über  die 
Zuständigkeit  eines  anderen  Gerichtes  unznlHssig  wttre  (§§  65,  76,  104 
Abs.  2  a.  a.  0.).  Vorliegend  hat  der  Beklagte,  ohne  die  Unzuständig- 
keit eingewendet  zu  haben,  zur  Hauptsache  verhandelt  .... 

In  Ansehung  der  Ehescheidung  sind  nach  Art.  17  Abs.  1  Einf.Ges.  zum 
B.G.B.  die  Gesetze  Österreichs  mafsgebend,  welche  nur  die  Scheidung  yon 
Tisch  und  Bett  zulassen,  wenn  auch  nur  ein  Teil  z.  Z.  der  geschlossenen 
Ehe  Katholik  war.  Auf  Grund  des  vom  Beklagten  vor  1.  Januar  1900 
begangenen  Ehebruches  kann  daher  die  EUägerin  mit  Rücksicht  darauf, 
dafs  der  Beklagte  schon  z.  Z.  des  Eheschlusses  Katholik  war,  nicht 
Trennung  der  Ehe  fordern,  sondern  nur  beständige  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett.  Der  von  der  Klägerin  verübte  Ehebruch  hindert  das  nicht, 
da  dem  Österreichischen  Rechte  eine  Kompensation  von  Ehebrüchen  un- 
bekannt ist.  Der  Abs.  4  des  Art.  17  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  schlägt 
hier  nicht  ein.  Er  trifft  nach  seinem  Wortlaute  nur  den  Fall,  wo  auf 
Grund  ausländischen  Rechtes  die  Scheidung,  d.  h.  die  Trennung  des 
Bandes  der  Ehe,  verfügt  wird  (sowie  den  Fall,  wo  sich  die  Parteien 
mit  dem  Provisorium,  das  jederzeit  in  dAsplus  Übergeführt  werden  kann, 
begnügen,  wo  deshalb  statt  auf  Trennung  der  Ehe  auf  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  erkannt  wird).  Vorliegend  aber  ist  auf  Grund 
des  ausländischen  Gesetzes  nicht  auf  Scheidung  und  auch  nicht  auf  das 
Provisorium  dieser  Scheidung  zu  erkennen,  sondern  auf  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  ohne  die  jederzeitige  Möglichkeit  für  die 
Parteien,  die  Trennung  des  Bandes  der  Ehe  nachträglich  noch  herbei- 
zoftlhren.  In  diesem  Falle  entscheidet  nach  Art  17  allein  das  aus- 
ländische Recht ;  nur  auf  Trennung  des  Bandes  der  Ehe  soll  nach  Abs.  4 
der  deutsche  Richter  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  nicht  er- 
kennen, wenn  die  Trennung  des  Ehebandes  nicht  auch  nach  deutschem 
Recht  zulässig  ist.  Bei  dieser  Auslegung  ist  allerdings  das  Wort  Schei- 
dung im  Abs.  4  in  einem  anderen  Sinne  gebraucht,  als  Scheidung  der 
Ehe  im  Abs.  1.  Dazu  giebt  aber  der  Inhalt  des  Art  17  die  volle 
Berechtigung. 

Der  Abs.  1  redet  nicht  vom  deutschen,  sondern  von  dem  Rechte 
des  (deutschen  oder  ausländischen)  Staates,  dem  der  Mann  z.  Z.  der 
Klagerhebung  angehört.  Scheidung  nach  Abs.  1  ist  also  nicht  Schei- 
dung im  (engeren)  Sinne  des  deutschen  Rechtes,  sondern  Scheidung  im 
Sinne  der  Gesetzgebung  der  Kulturstaaten,  die  das  Scheidungsrecht  ver- 
schieden gestaltet  haben.  Der  Abs.  1  hat  das  Scheidungsrecht  im 
weiteren  Sinne,  das  das  Recht  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in 
sich  schliefst,  im  Auge  (genau  so  wie  z.  B.  die  Mot  4  S.  563  ff«,  auch 
§  592  [a.  F.]  CRC.  und  Entsch.  des  R.G.  Bd.  11  S.  414).  Dasselbe 
gilt  auch  vom  Abs.  2,  der  den  Fall  trifit^  wo  der  Ehemann  die  Staats- 
angehörigkeit gewechselt  hat  (er  war  früher  Deutscher  und   ist  jetzt 
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AvfW^^  oder  mngckelirt,  oder  er  gdiOrte  frtther  den  aoilindiKheD 
Staate  A.,  gebffrt  jetzt  aber  dem  aaalindiacheii  Staate  Bw  an)  and  ab 
Seheidnngicprond  eine  Thafache  geltend  macht,  die  aich  ereignet  hat» 
wihroid  der  Mann  einem  anderen  Staate  angehörte  ab  anr  Zeit  der 
EJagerhebnng.  Aoeh  da  kann  Seheidungagrand  nicht  im  engeren  Sinne 
dea  dentaehen  Rechtes  gemeint  sein.  Anden  aber  liegt  die  Sache  im 
Aha.  4.  Hier  eigiebt  sich  ans  der  Heranaiehnng  der  gana  speciell 
deatKh-iechtlichen  Aofhebnng  der  dielichen  Gemeinachaft  und  ans  ihrer 
GleJchatellnng  nut  der  Scheidung,  sowie  ans  dem  Satae,  daia  die  Schei- 
dang  sowohl  nach  dem  anslindiachen  ab  nach  dem  dentaehen  Recht 
anliaitig  sein  mnfs,  klar,  dafs  anter  Scheidang  die  dentseh  -  rechtliche 
Scheidong  des  Bandes  der  Ehe  an  ventdien  ist. 

Zu  demselben  Ergebnisse  Mut  die  ElntstehongB^eschicfate  des  6e- 
sefeKS.  Dem  I.  Entwarf  (§  1440)  war  die  bestSndige  Trennong  fremd, 
er  kannte  neben  der  aeitweiligen  Trennung  von  Bett  und  Tisch  nar  die 
Sdieidong  (das  ist  die  Trennang  des  Ebebandes),  ohne  za  der  Frage, 
ob  der  Abs.  3  anch  für  AasÜLnder  gilt,  Stellung  an  nehmen.  Im  Ent- 
wurf über  die  rilamlicbe  Hemchaft  der  Rechtsnormen  nahm  der  §  10 
Abs.  2,  4  und  5  Stellung  gegen  die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichtes, 
die  den  §  77  Abs.  1  des  Personenstandsgesetzes  dahin  ausgelegt  hatte, 
dafs  die  bestindige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  bei  Ausländer- 
eben  unzulSssig  sei.  Dem  trat  die  II.  Kommission  bei ;  sie  strich  aller- 
dings den  Abs-  5,  aber  lediglich  deshalb,  weil  der  §  1440  Abs.  8 
Satz  1  als  ttberflUssig  gestrichen  worden  war.  Dem  Princip  des  §  10 
Abs.  4  wurde  zwar  nach  verschiedenen  Richtungen  widersprochen,  die 
Mehrheit  hielt  jedoch  am  Abs.  4  fest  und  brachte  durch  eine  Änderung 
der  Fassung  klar  zum  Ausdruck,  dafs  —  auch  bei  einer  Klage  auf 
zeitweilige  Trennung  —  die  Voraussetzungen  der  Scheidang  nach  deut- 
schem Recht  Torliegen  mtlssen  (Protok.  6  S.  52,  54  ff.). 

Der  Bundesrat  nahm  hier  einschneidende  Änderungen  am  II.  Ent- 
würfe Yor  und  verwies  das  internationale  Privatrecht  in  das  E.G.  So 
sind  die  Vorschriften  geltendes  Recht  —  Art  17  Abs.  1  und  4  — 
zum  B.6.B.  geworden.  Nur  sind  im  Abs.  4  an  Stelle  der  Worte 
„auch  nach  den  deutschen  Gesetzen"  die  Worte  getreten  „sowohl  nach 
dem  ausländischen  Gesetze  als  nach  den  deutschen  Gesetzen **,  und  sind 
weiter  die  Worte  „sowie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft*^ 
hintiar  ^Auf  Scheidung"  eingefügt  worden.  Die  entgedachte  Änderung 
indes  ist  nur  redaktionell,  und  die  Einftigung  machte  sich  notwendig, 
nachdem  in  der  Reichstagskommission  das  Institut  der  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  angenommen  worden  war. 

Fafst  man  den  Abs.  4  allein  ins  Auge,  so  wird  man  nicht  im 
Zweifel  sein  tlber  den  Sinn  der  Abänderung.  Durch  Beseitigung  der 
Worte  „sowie  auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  von  l^h  und 
Bett''  bekannte  sich  der  Bundesrat  zu  der  schon  in  der  IL  Kommission 
vertretenen  Anschauung,  dafs  nur  ftir  den  Fall  der  Trennung  des 
Bandes  der  Ehe   der  Grundsatz   der  ausschliefslichen  Geltung  des  aus- 
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ländiscben  Rechtes  bei  Anslttnderehen  za  beschränken  sei,  während  er 
für  die  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch 
und  Bett  unbeschränkt  mafsgebend  sein  mttsse;  nur  so  ist  der  Abstrich 
der  Worte  in  Abs.  4  zu  verstehen.     Nun  sind  aber  bei  Auslegung  des 
Abs.  4    die  anderen  Absätze  des  Artikels  nicht  aufser  acht   zu  lassen« 
Aach  am  Abs.  1  änderte  der  Bundesrat;    er  Algte  hinter  „Scheidung" 
dip  Worte  „der  Ehe''  hinzu,   änderte  „Mann*'  in  „Ehemann''  und  be- 
seitigte die  Worte    „und   ftlr  die  beständige  oder  zettweib'ge  Trennung 
der  Ehegatten  von  Tisch   und   Bett"    und    „auf  Scheidung   oder  auf 
Trennung".     Die  Änderung  yon  „Scheidung"  in  „Scheidung  der  Ehe" 
und  namentlich  die  Streichungen  in  Abs.  1   bedeuten  nicht  etwa,   dafs 
die  deutschen  Gerichte  auf  Grund  ausländischer  Gesetze  nur  auf  IVen- 
nnng   des  Bandes   der  Ehe   erkennen   dürfen.     Denn  wäre  „Scheidung 
der  Ehe"  im  Abs.  1  nur  als  Scheidung  im  engeren  Sinne,  als  Trennung 
des  Bandes  der  Ehe  aufeufassen,  so  würde  den  Bundesrat  der  Vorwurf 
treffen,    dafs   er  eine  starke  Lücke  in  das  Gesetz  hineingebracht  habe. 
Dann   würde  der  Abs.  1   doch  nicht  zum  Ausdruck  bringen,   dafs  auf 
Grund  ausländischer  Gesetze  nur  auf  Scheidung  im  engeren  Sinne,    auf 
Trennung  des   Bandes   der  Ehe,    erkannt  werden  dü^,   dann  würde 
der   Abs.  1    nur  bestimmen,   dafs  für   die   Trennung  des  Bandes   der 
Ehe   die    Gesetze  des   Staates  malkgebend    seien,    dem    der  Ehemann 
nr     Zeit     der    EJagerhebung    angehört,     so    dafs     eine     Vorschrift 
darüber  fehlte,   ob   das   G^etz   des  Auslandes   auch  dann  massgebend 
sei,    wenn    auf   Grund   des   Rechtes   des  ausländischen    Staates,    dem 
der    Ehemann    —    zur    Zeit    der   Klagerhebung    —    angehört,    nicht 
Trennung  des  Bandes   der  Ehe,   sondern   (beständige  oder  zeitweilige) 
Trennung  Ton  Bett  und  Tisch  gefordert  werden  kann  und   gefordert 
wird.     Hätte   der  Bundesrat  ausdrücken  wollen,  dafs  auf  Grund   aus* 
ländischen  Rechtes  zwar  Scheidung,  nicht  aber  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  im  Inland   verfügt  werden   dürfe,    dann    hätte   der  Abs.  1    etwa 
lauten  müssen:  „Für  die  Scheidung  sind  die  Gesetze  des  Staates  mafs- 
gebend,   dem  der  Ehemann  z.  Z.    der  Erhebung    der  Klage  angehört; 
auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und 
Bett  kann  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inland  nicht  er- 
kannt werden."     Eine  solche  Vorschrift  fehlt.     Erwägt  man  daneben, 
dafs  der  Abs.  1  nicht  die  Scheidung  des  deutschen  Rechtes  allein  oder 
auch  nur  in   erster  Linie  im  Sinne  hat,    dafs   er  von' Scheidung  nach 
deutschem  und  ausländischem  Rechte  handelt,  so  wird  man  unter  Schei- 
dung der  Ehe  im  Abs.  1  Scheidung   der  Ehe  im  weiteren  Sinne,   die 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  sich  schliefst,  verstdien  müssen  .  .  . 
Von  diesem  Standpunkte  aus  waren  die  vom  Bundesrate  in  Abs.  1  ge- 
strichenen Worte  überflüssig ;  deshalb  ist  die  Streichung  erfolgt.    Ebenso 
überflüssig  waren   aber  von  diesem  Standpunkte  aus  die  Worte    „oder 
ein  Trennungsgrund"    hinter    „als    Scheidungsgrund"    in    Abs.    2    des 
§  2375   der  Bundesratsvorlage.     Nicht  überflüssig  dagegen   waren   die 
Worte  „oder  ein  Trennungsgrund"    am  Ende  jenes  AI».  2   bezw.  am 
Ende   des    Abs.   2    Art.  16    der   Reichstagsvorlage   und    des    Abs.   2 
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Art  17  Eiii£Gre0.  selbBt     Wiien  anch  diese  Worte  weggefidlen,  dann 
hätte  der  Abe.  2  gekatet: 

Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidnngsgmnd  nur  geltend  ge- 
macht werden,  wenn  die  Thatsache  aach  nach  den  Gesetsen  dieses 
Staates  ein  Scheidnngqgnmd  ist 

Das  dann  zweimal  ToriLommende  Wort  ,Scheidnng8grand'  wäre 
Yom  diesseitigen  Standpunkte  als  Gnmd  zor  Scheidung  im  weiteren 
Sinne,  Omnd  zur  Scheidung  oder  Trennung  au&ufiBLSsen.  Gäbe  nun  die 
Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Ehemann  dem  anderen 
Staate  angehörte,  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  nur  einen  Trennungs-^ 
keinen  Scheidungsgrund  ab,  während  sie  nach  den  Gresetzen  des  Staates, 
dem  der  Mann  angehört,  ein  Scheidungs-  aber  kein  Trennungsgrund 
wäre,  so  könnte  beim  Fehljen  der  Worte  „oder  dn  Trennungsgrund*' 
am  Ende  des  Absatzes  der  Zweifel  entstehen,  ob  dann  die  Ehe  zu 
scheiden  sei.  Dieser  Zweifel  in  einer  praktisch  nicht  unwichtigen  Frage 
ward  durch  Beibehaltung  der  erwähnten  Worte  unmöglich  gemacht 
(Xiedner,  Einf.GeB.  Art  17  Anm.  2  S.  47). 

[Nachdem  sodann  ausgeftlhrt  ist,  dafs  die  Anwendung  des  öster- 
reichischen Rechtes,  die  zur  Folge  hat,  dafs  weder  die  Elügerin  noch 
der  Bddagte,  so  lange  beide  leben,  eine  andere  Ehe  eingehen  können  — 
nicht  gegen  die  guten  Sitten  und  auch  nicht  gegen  die  Grundsätze  de» 
deutschen  Scheidungsrechtes  yerstofse,  wbrd  fortgefahren :]  Endlich  kann 
darin,  dafs  die  evangelische  Klägerin,  deren  Kirche  die  Ehe  nicht  ftlr 
unlöslich  ansieht,  nach  Normen,  die  den  Satzungen  der  katholischen 
Kirche  von  der  Unlöslichkeit  der  Ehe  entsprechen,  behandelt  wird,  kein 
Verstofs  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen 
Gesetzes  gefunden  werden.  Vor  Inkraft^«ten  des  B.G.B.  bestanden  im 
gemeinen  Rechte,  soweit  nicht  eine  partikular-  bezw.  reichsrechtliche 
Regelung  der  Materie  erfolgt  war,  die  Normen  des  katholischen  und 
des  protestantischen  Rechtes  ttber  die  Scheidung  mit  gleicher  Kraft 
nebeneinander.  Damals  hat  das  Reichsgericht  für  gemischte  Ehen  ent- 
schieden, dafs  jeder  Ehegatte  die  Scheidung  verlangen  kann,  wenn  der 
Anspruch  nach  den  Grundsätzen  des  Eherechtes  seiner  Konfession  ge^ 
rechtfertigt  ist  (Entsch.  d.  R.G.  12  S.  235;  43  S.  175). 

Jetzt  besteht  allerdings  ein  einhdtliches  staatliches  Scheidungs* 
recht .  .  . ;  der  Protestant  hat  jedenfiüls  nicht  mehr  zu  befürchten,  daf» 
er  im  Falle  der  Eingehung  einer  Mischehe  nach  Normen  behandelt 
werde,  die  den  Grundsätzen  des  katholischen  Eherechtes  von  der  Un- 
auflöslichkeit der  Ehe  entsprechen.  .  .  .  Allein  die  Grundsätze  dea 
deutschen  Rechtes  gelten  nur  so  weit,  als  das  deutsehe  Recht  gilt  Nach 
Art  17  Einf.Ge8.  z.  B.G.B.  ist  für  Ausländerehen  das  ausländisch» 
Recht  maisgebend.  Ständen  auch  in  Österreich,  wie  früher  im  gemeinen 
Recht,  mehrere  konfessionelle  Scheidungsrechte  mit  dem  gleichen  An- 
spruch auf  staatliche  Anerkennung  einander  g^enttber,  so  würde  die 
Anwendung  der  vom  Reichsgericht  a.  a.  0.  aufgestellten  Grundsätze  in 
Frage   kommen    können.     Allein    Auch   Österreich    hat    ein    staatliches 
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ScbetdoBgarecht ,  doch  nimmt  ee  auf  das  Qlaabensbekenntnis  der  Ehe- 
gatten Rttcksiefat  und  enthält  deshalb  besondere  Vorschriiten  für  Misch- 
ehen. Diese  Vorschriften  stehen  nicht  aof  dem  Standpunkte  des  Beichs- 
gerichtes,  sondern  sie  lauten  dahin,  dafs  immer  der  katholische  Omnd- 
sati  Ton  der  Unauflösbarkeit  der  Ehe  anzuwenden  sei.  Bei  Mischehen 
ist  also  im  Scheidungsfalle  in  Österreich  auch  dem  protestantischen  Teile 
die  Wiederrerheiratung  yerwehrt,  verwehrt  in  Übereinstimmung  mit 
den  Sätzen  des  katholischen  Eherechtes,  aber  nicht  durch  diese,  sondern 
durch  die  Normen  des  staatlichen  (toterreichischen  Scheidungsrechtes. 
Wenn  man  ftlr  das  gemeine  Recht  die  Meinung,  dafs  ftlr  Scheidung  von 
Mischehen  das  konfessionelle  Eherecht  des  Ehemannes  mafsgebend  sei, 
dahin  begründen  durfte:  „Das  evangelische  Eherecht  ist  zwar  staatliches, 
aber  nur  ftlr  Evangelische,  und  der  Evangelische,  welcher  einen 
Katholiken  heiratet,  unterwirft  sich  dadurch  ftlr  seine  eigene  Rechts- 
sphäre den  Konsequenzen,  welche  durch  Anwendung  des  Rechtes  des 
anderen  Kontrahenten  ausgetlbt  werden  können*'  (Driedberg^  Kirchen- 
recht, 3.  Aufl.  S.  376),  so  werden  hier  folgende  Sätze  zutreffen:  Das 
deutsche  Recht  gilt  nur  ftbr  deutsche  Ehen;  die  evangelische  Deutsche, 
die  in  freier  Wahl  einen  katholischen  Österreicher  heiratet,  unterwirft 
sieh  damit  nach  deutschem  Rechte  dem  österreichischen  Scheidungsrechte 
und  beraubt  sich  so  der  Möglichkeit,  sich  anderweitig  wieder  zu  ver- 
heiraten. Vgl.  Bähims  Zeitschr.  7  S.  243  und  496;  Ikier^  Scheidungs- 
recht  S.  93  und  dagegen  Staudmger,  Komm,  zum  Einf.Gee.  S.  35, 
sowie  Niedner,  Einf.G^.  S.  48. 

Urteil  des  Reichsgerichts,  HL  Oivüsenat  vom  19.  Aprü  1901 

i.  8.  L.  tc.  L. 

Auf  die  gegen  vorstehendes  Qrteil  gerichtete  Revision  hat  das 
Reichsgericht  folgende  Entscheidung  gefllUt: 

Die  Parteien  haben  im  Jahre  1892  in  Deutschland  die  Ehe  ge- 
schlossen. Der  beklagte  Ehemann  war  damals  und  ist  noch  jetzt  öster- 
reichischer Staatsangehöriger  und  katholisch,  die  Klägerin  ist  bis  zur 
Eheschliefsung  Deutsche  gewesen  und  noch  jetzt  evangelisch.  Sie  hat 
1899  in  Greiz,  wo  ihr  Mann  damals  seinen  Wohnsitz  hatte,  auf 
Scheidung  der  Ehe  wegen  Ehebruchs  geklagt.  Das  Landgericht  hat 
zwar  den  Ehebruch  für  erwiesen  angesehen,  aber  die  Klage  abgewiesen, 
weil  der  Rechtsstreit  nach  Art  17  Abs.  1  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B. 
zu  entscheiden  sei,  das  österreichische  Recht  aber,  wenn  auch  nur  einer 
der  Ehegatten  katholisch  sei,  eine  Trennung  der  Ehe  dem  Bande  nach 
nicht  zulasse.  In  der  Beruftingsinstanz  hat  die  Klägerin  neben  ihrem 
aufrecht  erhaltenen  frtlheren  Antrage  eventuell  auf  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  und  ganz  eventuell  auf  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  geklagt.  Das  Berufungsgericht  hat  unter  Abweisung 
der  beiden  ersten  Anträge  nach  diesen  letzten  erkannt.  Die  Klägerin 
hat  Revision  eingelegt;  der  Beklagte  ist  in  der  Revisionsinstanz  nicht 
vertreten  gewesen  und  hat  keine  Anträge  gestellt.  Die  Revision  ist 
zurückgewiesen  aus  folgenden  Grtlnden: 


72  Beohtoprechang:  DentBchlftiid. 

Der  w^gen  Verletsoiig  des  Art.  17  des  Eiuf.GeB.  zum  B.Gh^.  und 
des  §  1565  B.O.B.  von  der  EJügerin  erhobenen  Revision  vonSu  der 
Erfolg  versagt  bleiben. 

Allerdings  ist  Art.  17  Abs.  1,  was  das  Bemfungsgericht  nicht  er- 
wähnt, nach  Art  27  auf  Ehen  der  Aasl&ader  keineswegs  allgemein 
anwendbar,  sondern  nach  Art  27  auch  auf  AusUlnderehen  das  deutsche 
Becht  anzuwenden,  wenn  nach  dem  betreffenden  ausländischen  Rechte 
die  deutschen  G^etze  anzuwenden  sind,  insbesondere  also  hinsichtlich 
der  Personalstatüten,  specieli  des  Scheidungsrechtes,  der  Wohnsits  und 
nicht  die  Staatsangehörigkeit  marsgebend  ist.  Allein  im  vorliegenden 
Falle  trifft  diese  Ausnahme  nicht  zu,  da  nach  österreichischem  Recht 
(§4  des  österr.  B.G.B.)  ebenso  wie  jetzt  nach  Art  17  a.  a.  O.  die 
btaatsangehörigkeit  entscheidend  ist 

Ist  aber  Art  17  hiemach  anwendbar,  so  ist  auch  nach  dem  klaren 
Wortlaute  seines  Abs.  1  die  Entscheidung  des  Berufungsgerichts,  soweit 
sie  zunächst  die  Klage  auf  Scheidung  der  Ehe  abweist,  gerechtfortigt, 
wenn  nicht  etwa  aus  Art  32  des  E.6. ,  wonach  principiell  die  bis- 
herigen Reichsgesetze  in  Kraft  bleiben,  in  Verbindung  mit  §  77  des 
Reichsgesetzes  vom  5.  Februar  1875  („Wenn  nach  bisherigem  Recht 
auf  beständige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  er- 
kennen gewesen  sein  würde,  ist  fortan  die  Auflösung  des  Bandes  der 
Ehe  auszusprechen^),  welche  Bestimmung  das  Reichsgericht  in  ständiger 
Praxis  auf  Ehen  von  Ausländem,  deren  Heimatsrecht  nur  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  zuläfst,  ausgedehnt  hat,  ein  anderes  Ergebnis  au 
folgern  ist.  Dies  ist  aber  vom  VI.  Civilsenat  des  Reichsgerichts  in 
dem  Urteil  vom  18.  Dezember  1900  [s.  oben  S.  65.  Redaktion] 
bereits  verneint  und  der  jetzt  erkennende  Senat  kann  sich  diesem  Urteil 
im  wesentlichen  nur  anscbliefsen.  Allerdings  ist  die  erste  Begründung 
dieses  Urteils,  dafs  schon  nach  dem  Wortlaute  des  §  77  „wenn  nach 
dem  bisherigen  Rechte^  u.  s.  w.  die  Fortwirkung  des  §  77  aus- 
geschlossen erscheine,  etwas  knapp  gefafst,  da  auch  früher  der  Aus- 
druck „bisheriges  Recht^  sich  immer  nur  auf  das  inländische  Recht 
beziehen  konnte  and  das  Reichsgericht  die  Bestimmung  gleichwohl  auf 
die  Fälle,  in  welchen  nach  ausländiischem  Rechte  zu  entscheiden  war, 
ausdehnte.  Aber  das  Reichtgericht  verstand  unter  dem  „bisherigen 
Rechte^  auch  das  inländische  internationale  Privatrecht,  auf  Grund 
dessen  nach  ausländischem  Rechte  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
erkannt  werden  müfste,  und  fiuid  in  der  allgemeinen  Vorschrift  des 
§77  cit  zugleich  eine  Modifikation  dieses  internationalen  Privatrechts 
dahin,  dafs  das  ausländische  Recht  künftig  nur  mit  der  Mafsgabe,  da(s 
statt  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auf  Scheidung  zu  erkennen  sei, 
noch  Anwendung  finden  könne.  Nachdem  nunmehr  aber  wieder  ganz 
unbedingt  durch  Art  17  E.O.  das  ausländische  Recht  fUr  mafsgebend 
erklärt  ist,  kann  damit  auch  §  77  für  die  nach  Art.  17  zu  beurteilenden 
Ehen  nicht  mehr  Anwendung  finden.  Es  greift  vielmehr  der  zweite 
Satz  des  Art  32  E.G.  durch,  dafs  die  bisherigen  Reichsgesetze  insoweit 
aufser  Kraft  treten,  als  sich  aus  dem  B.G.B.  oder  dem  E.G.  die  Auf- 
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Iiebiing  eigiebt.  Noch  deaüicher  ergiebt  sich  diese  beabsichtigte  Anf- 
hebnng,  was  audi  in  dem  oben  erwähnten  Urteile  als  entscheidender 
Gmnd  hingestellt  ist,  ans  dem  Abs.  4  des  Art  17: 

j,Äxi£  Seheidnng  and  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
kann  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inlande  nur  erkannt 
werden,  wenn  sowohl  nach  dem  ausländischen  Gesetse,  als  nach  den 
deutschen  Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde." 
wonach  also  auf  „Scheidung"  nur  erkannt  werden  kann,  wenn  auch 
nach  ansbindischem  Recht  die  Scheidung  zulässig  ist  Allerdings 
würde  dieser  Grund  versagen,  wenn  man  das  Wort  „Scheidung"  in 
Abs.  4,  wie  das  z.  B.  von  Keidd  in  der  Zeitschrift  für  internationales 
Prirat-  und  Strafrecht  Bd.  7  S.  248  geschieht,  in  demselben  aligemeinen 
Sinne  verstehen  wollte,  in  welchem  es  in  Abs.  1  gebraucht  ist,  wo  offenbar 
der  Ausdruck  „Sehddung"  die  zeitweilige  oder  beständige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  und  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
mit  nmf&fst  Nach  Keidd  soll  der  Abs.  4,  ähnlich  wie  Abs.  2  des 
All  201  E.G.  ftkt  die  zeitliche  Kollision  der  Gesetze,  nur  besagen, 
dafs,  fiüls  einer  Klage  auf  Trennung  der  Ehe  (im  weitesten  Sinne) 
stattgegeben  werden  solle,  diese  Trennung  nicht  blofs  nach  aus- 
ländisehem,  sondern  auch  nach  inländischem  Rechte  gerechtfertigt  sein 
müsse,  dafs  daher  zur  Klarstellung  des  Sinnes  des  Abs.  4  den  Worten 
,wenn  sowohl  nach  dem  ausländischen  Gesetze  ab  nach  dem  deutschen 
Gesetze  die  Scheidung  zulässig  sein  wttrde^  hinzugesetzt  werden  müsse : 
„oder  wenn  nach  dem  ausländischen  Gesetze  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  und  nach  deutschem  Gesetze  die  Scheidung  zulässig  sein  würde". 
Diese  Auslegung  ist  aber  nicht  möglich.  Denn,  wäre  im  Abs.  4  das 
Wort  „Scheidung"  in  dem  allgemeinen  Sinne  wie  in  Abs.  1  gebraucht, 
dann  wäre  nicht  verständlich,  warum  in  Abs.  4  die  Worte  „sowie  auf 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft"  zugesetzt  wären.  Sollte  femer 
der  Zweck  des  Abs.  4  nur  sein,  auszusprechen,  dafs  der  Abs.  1,  wo- 
nach in  dem  gegebenen  Falle  allgemein  das  fremde  Recht  entscheiden 
soll,  f^  den  Fall  der  Stattgebung  der  Scheidungs-  oder  Trennungsklage 
die  Einschränkung  erhalten  sollte,  dafs  die  Klage  auch  nach  deutschem 
Rechte  gerechtfertigt  sein  müsse,  dann  wäre  unversUlndlich ,  warum  im 
Nachsatze  nochmals  verlangt  werden  sollte,  dafs  nach  ausländischem 
Recht  die  Scheidung  zulässig  sein  müsse.  Es  kann  daher  mit  dem 
VI.  Senat  und  mit  dem  Berufungsgerichte  der  Abs.  4  des  Art.  17  nur 
dahin  verstanden  werden,  dafs,  soweit  eine  Trennung  des  Bandes  der 
Ausländerehe  (also  eine  Scheidung  im  Sinne  des  deutschen  Rechts  und 
und  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  im  Sinne  des  deutschen 
Rechts,  welche  gleichfalls  die  alsbaldige  Möglichkeit  der  Auflösung  des 
Bandes  gewährt)  in  Frage  kommt  und  damit  die  Möglichkeit  ander- 
weiter Wiederverheiratung  eröffiiet  werden  soll,  hierauf  nur  erkannt 
werden  darf,  wenn  sowohl  das  ausländische,  als  auch  das  deutsche 
Recht  für  den  in  Frage  stehenden  Fall  diese  Lösung  des  Bandes  der 
Ehe,  die  Scheidung  im  engeren  Sinne,  zulassen. 

Mit    dieser  Auslegung  des  Abs.  4  des  Art.  17  erledigt  sich  dann 
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aber  ohne  weiteres  der  eventuelle  Antrag  der  Klägerin,  wenigstens  auf 
Aufhebung  der  ehelichen  Gremeinschaft  im  Sinne  der  §§  1575,  1576 
B.6.B.  zu  erkennnen.  Denn  der  Art.  17  Abs.  4  sagt  ausdrücklich, 
dafs  auch  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nur  erkannt 
werden  darf,  wenn  auch  nach  inli&ndischem  Recht  die  Scheidung 
zulassig  ist,  und  ein  Urteil  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
ist  daher  unter  den  gegebenen  Umständen  mit  dem  Wortlaut  und  dem 
Sinne  des  Abs.  4  ebenso  unvereinbar ,  wie  ein  Urteil  auf  Scheidung. 
Die  der  gegnerischen,  in  der  Litteratur  (vergl.  Erler,  EhescheidungB- 
recht  2.  Aufl.  S.  92,  93;  Keidel  a.  a.  0.  8.  248;  Fischer-Hmlej 
Bürg.  Ge8.Buch  Anm.  3  zu  Art  17  E.G.;  Wagner^  Einf.Ges.  zum 
B.G.B.  S.  85;  vgl  auch  Niedner^  E.G.  S.  47,  andererseits  aber  auch 
S.  48  Anm.  2  a,  /?,  ßß  und  dagegen  insbesondere  Niemeperj  Inter- 
nationales Privatrecht  S.  158  ff.)  allerdings  mehrfiich  vertretenen  Meinung 
zu  Grunde  liegende  Auffassung,  dafs  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
im  wesentlichen  dasselbe  sei,  wie  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft;, verkennt  das  Wesen  der  Institute.  Die  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  gewährt  die  jederzeitige  Möglichkeit,  sofort  auch  die 
Lösung  des  Bandes  der  Ehe  zu  verlangen,  sie  ist  eine  nur  suspensiv 
und  zwar  potestativ  bedingte  Scheidung,  während  die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  materiell  etwas  ganz  Anderes  ist,  da  sie  das  Band  der 
Ehe  unberührt  läfst. 

Hiemach  konnte  unter  den  obwaltenden  Umständen  weder  auf 
Scheidung,  noch  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  erkannt 
werden,  daher  mufste  die  Revision,  wie  geschehen,  zurückgewiesen 
werden  ^). 


1)  Damit  das  Urteil  richtig  verstanden  und  seine  Tragweite  nicht  über- 
schätzt werde,  ist  der  Schlufssatz  der  Gründe  („unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen'^  etc.)  zu  beachten.  Darin  wird  an  die  Grenzen  erinnert,  welche  durch 
die  eigentümliche  prozessuale  Lage  der  Sache  dem  Kevisionsgericht 
im  gegebenen  Fall  gesetzt  waren. 

Die  Klägerin  allein  hatte  Revision  eingelegt,  der  Beklagte  war  nicht 
vertreten  gewesen  und  hatte  keinen  Antrag  gestellt,  su  seinen  Gunsten  das 
Urteil  abzuändern  (insbesondere  also  die  Klage  abzuweisen  in  dem  Sinn, 
dafs  der  Klägerin  unbenommen  sei,  etwa  vor  österreichischen  Gerichten  die 
separatio  quoad  mensam  et  thorum  zu  verlangen).  Auf  das  Rechtsmittel  der 
Klägerin  ionnte  zu  deren  Ungunsten  das  Urteil  nicht  geändert  werden. 
Damit  war  die  Entscheidung  der  Frage  ausgeschlossen ,  ob  die  Vorinstanz 
mit  Recht  angenommen  habe,  dafs  deutsche  Gerichte  überhaupt  auf  Trennung 
von  Tisch  and  Bett  erkennen  können.  Zu  dieser  Frage  hat  der  ni.  Senat 
nicht  Stellung  genommen. 

Redaktion. 
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Tremmng  der  Ehe  von  Auslmdem  von  Tisch  und  Bett  im  Inr 
lande,    wenn  das   ausländische  Recht  nur   diese  Scheidungsform 

gestattet. 

Urteil  des  Oherlandesgerichts  Dresden  vom  2.  Fehniar  1901. 

Nach   der  tlbereinstimmenden  Ansicht  der  österreichischen  Rechts» 
lehrer,  wie  Unger,  Burckhardt,  v,  Kirchstetter  ^  SiubenraucK  Rittner ^ 
hat  der  OsterreichiBche  Richter  ausschliefslich  das  in  Österreich  geltende 
materielle  Eherecht  „als  zmn  öffentlichen  Rechte  gehörig''  auch  in  An- 
Behang  der  von  Ausländem  im  Auslande  eingegangenen  Ehen  und  der 
daselbst  yorgeßülenen  Scheidungsgründe  anzuwenden,   und   nach  dem 
Zeugnisse  Jetteis  (Intern.  Privat-  und  Strafrecht  S.  46,  49)   haben   sich 
die  öeterreichischen  Gerichte   dieser  Ansicht  durchgängig  angeschlossen 
(^1.   auch  Böhms  Zeitschrift  10  S.  484).      Damach   findet   also    eine 
Rfickverweisung  auf  das  deutsche  Recht  nicht  statt,  und  es  ist  deshalb 
für  die  Beurteilung   der  Yorliegenden  Sache  auf  Grund   der  schon  er- 
wtthnteo  Vorschrift   in  Art  17  Abs.  1  E.G.   das   österreichische  Recht 
niftf^bend.     Nach   diesem   ist  aber  das  Band   der   von    den  Parteien 
eingegangenen  Ehe  unauflöslich,   da  der  Beklagte  „schon  zur  Zeit  der 
geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war''  (§111  ^^ 
österr.  B.G.B.).    Die  Klage  entbehrt  daher,  soweit  sie  auf  Scheidang 
der  Ehe  vom  Bande  gerichtet  ist,    der  Begründung.     Die  Klägerin 
kann  gemftfs  §  109  verbunden  mit  §§  107  and  103  des  österr.  B.G.B. 
nur    ^Scheidung  von  Tisch   und  Bett**    im   Sinne  dieses   Gesetzes 
(vgl.    namentlich    §   93   das.),    das    ist    beständige    „Trennung^    von 
T^h  und  Bett,  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes  verlangen ;  vgl.  Jettely 
Si  46:    „80   wird   den  Begriffen  ,Scheidung^  und  ,Trennung^  im  öster- 
reichischen  und   im   deutschen  Rechte  gerade  die  entgegengesetzte  Be- 
deutung beigemessen.**     Hiergegen  läfst  sich  nicht  einwenden,  dafs  der 
Art.  17  Abs.  1  dt»  ein  Urteil  auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  in  Deutschland  völlig  ausschliefse ,  weil  er  nur  von  Scheidung 
der  Ehe   im  Sinne  von   §§  1564  ff.   spriache   (vgl.  Ntemeyerj  Internat. 
Privatr.    8.    158).      Denn   das    Wort    „Scheidung**    ist    in    dieser  das> 
internationale    Eherecht    regelnden    Gesetzesstelle    nicht    in    dem 
engeren  Sinne  des  deutschen  Rechtes,   sondern  im  weitesten,   die  zeit- 
weilige    und     beständige    Trennung     von    Tisch     und    Bett    in    sich 
Bchliefsenden  Sinne  (vgl.  Ostfelder ,   Das  Recht  1900  S.  58)  oder,   wie 
das   Oberlandesgericht  Jena   (Rsp.  2   S.  18)    ausführt,    im    Sinne    der 
Gesetzgebung  der  Kultarstaaten  zu  verstehen.    Sollte  es  aber  auch  nur 
in  dem   engeren  Sinne  des   deutschen  B.G.B.  gebraucht  sein,   so  läfst 
sich  dem   Gesetze,   seinem  Wortlaute  und  Sinne  nach   doch   nur  die 
Vorschrift    entnehmen,    dafs   bei   Ausländem    für   die  Beurteilung  der 
Thatbestände ,  die  nach  §§  1564 ff.  B.G.B.  zur  Scheidung  führen,   das 
Hecht  desjenigen  Staates  mafsgebend  sein  soll,   dem  der  Ehemann  zur 
Zeit  der  Klageerhebung  angehört;   vgl.  auch  Barazetti,  Intern.  Privatr. 
S.  65   und    67,    dessen    Ausführungen    zu    dem    gleichen    Ergebnisse 
fthren. 
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Auch  der  Art.  17  Abs.  4  steht  der  Zalassong  einer  Klage  auf 
bestttndige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  entgegen,  wie  Neumatmj 
Handausgabe  8  S.  1362,  annimmt.  (Zu  dem  gleichen  Ergebnisse,  wie 
dieser,  kommt  anscheinend  auch  Niedner,  Bern.  2e  S.  48,  der  aber 
zuvor  unter  b  S.  47  die  Zulfissigkeit  einer  solchen  Klage  an  sich  ein- 
räumt.) Denn  die  darin  enthaltene  Bestimmung  will  nach  den  zu- 
treffenden Ausf\lhrungen  Erlers  (Ehescheidungsrecht  S.  92)  doch  nur 
zum  Ausdrucke  bringen,  dafs  die  Anwendung  des  ausländischen  Rechtes 
dann  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  die  nach  letzterem  im  einzelnen 
Falle  zugelassene  Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  mit  den  sittlichen  und 
rechtlichen  Anschauungen  des  deutschen  Volkes  vom  Wesen  der  Ehe 
in  Widerspruch  treten  wtlrde.  Das  wUrde  aber  der  Fall  sein,  wenn 
die  Auflösung  der  Ehe  in  Deutschland  bei  Ausländem  auf  Grund  von 
solchen  Thatbeständen  gestattet  würde,  die  zwar  nach  ausländischem 
Rechte  einen  Anspruch  auf  Scheidung  begründen,  nicht  aber  nach  dem 
Rechte  des  B.G.B.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  der  in  Abs.  1 
des  Artikels  als  Regel  vorgeschriebenen  uneingeschränkten  Anwendung 
des  ausländischen  Rechtes  in  Abs.  4  eine  Schranke  in  dem  Sinne  ge- 
zogen, dafs  auf  Scheidung  der  Ehe,  sowie  Aufhebung  der  eheliehen 
Gemeinschaft  gemäfs  §§  1564 ff.,  1575  ff.  B.G.B.  oder  auf  die  vom 
Standpunkte  des  Gesetzgebers  aus  der  letzteren  gleichwertige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  nur  dann  erkannt  werden  darf,  wenn  auch  das 
deutsche  Recht  auf  Grund  der  im  einzc^lnen  Falle  geltend  gemachten 
Thatsachen  die  Scheidung  zuläfst. 

Diese  Auslegung  des  Art  17  wird  auch  durch  die  Entstehungs- 
geschichte des  Gesetzes  unterstützt  Ergiebt  sich  doch  aus  den 
Beratungen  der  zweiten  Kommission  Über  den  dem  Artikel  zu  Grunde 
liegenden  §  10  des  ersten  Entwurfes  deutlich,  dafs  die  Absicht  der 
Mehrheit  dahin  ging,  im  G^ensatze  zu  der  in  den  Entscheid,  des 
Reichsgerichts  3  S.  27  und  9  S.  29  dargelegten  Ansicht  ftlr  Ausländer 
die  zeitweilige  und  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  ge- 
statten, dafem  die  hierfür  im  einzelnen  Falle  geltend  gemachten  That- 
sachen einen  solchen  Anspruch  nach  den  in  erster  Linie  mafsgeblichen 
ausländischen  Gesetzen  rechtfertigen  und  daneben  zugleich  nach 
deutschem  Rechte  das  Verlangen  nach  Scheidung  begründen  würden. 
Nun  hat  zwar  der  Wortlaut  des  von  der  Kommission  angenommenen 
§  10,  wie  der  an  dessen  Stelle  getretene  Art.  16  der  Reichstagsvoriage 
zeigt,  wesentliche  Abänderungen  erfahren,  gleichwohl  darf  aber  beim 
Fehlen  jeden  gegenteiligen  Anhaltes  unbedenklich  angenommen  werden, 
dafs  die  getroffenen  Abänderungen  nur  die  Fassung ,  nicht  aber  den 
von  vornherein  kundgegebenen  Sinn  des  Gesetzes  bertthren  sollten,  da 
sich,  wie  oben  gezeigt,  auch  der  Wortlaut  der  Reichstagsvorlage  mit 
den  Absichten  der  zweiten  Kommission  recht  gut  vereinbaren  läfst 
Dafs  schliefslich  auch  die  Fassung  des  Gesetzes  eine  Abänderung  der 
von  der  zweiten  Kommission  angenommenen  Ansicht  nicht  herbeiAlhren 
sollte,  lehrt  der  Bericht  der  Roichstagskommission ,  nach  welchem  der 
Art  16  nur  „zur  gröfsereD  Klarstellung  seines  Gedankens*',   das  h&ifst 
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doch  offenbar  der  von  der  zweiten  Kommission  kundgegebenen  Ansiebt, 
sowie  „zur  Berilcksichtig^g  der  neben  der  Scheidung  der  Ehe  nach 
den  BescblflBsen  der  Kommission  zugelassenen  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  eine  andere  Redaktion  erfahren  hat''. 

Hiernach   steht  die  Entstehungsgesciiichte  des  Gesetzes   der   oben 
Ausgesprochenen  Ansicht  zum  mindesten  nicht  entgegen  und  zwar  selbst 
dann  nicht,  wenn  man  berticksichtigt,  dafs  die  G.P.O.  ihrem  Wortlaute 
nach  in  den  §§  606  und  639  scheinbar  nur  Vorschriften  über  das  Ver- 
fiüiren  in  Ehesachen  ftir  solche  Rechtsstreitigkeiten  enthält,  welche  die 
Scheidung  der   Ehe   oder  die   Aufhebung   der  ehelichen  Gemeinschaft 
betreffen  (die  in  §  606  noch  erwähnten  Nichtigkeits«,  Anfechtungs-  und 
Feststellungsklagen  kommen  hier  nicht  in  Betracht),  die  Klage  auf  be- 
ständige Trennung   von  Tisch  und  Bett  aber  nirgends  nennt,   obgleich 
bei  den  Beratungen  der  zweiten  Kommission  eine  Ergänzung  der  Vor- 
achriften  ttber  das  Verfahren  in  Ehesachen  in  dieser  Richtung  angeregt 
worden   war.     Denn   der  angebliche  „Mangel^  der  C.P.O. ,  der  schon 
bei     den    Beratungen     der    Kommission     mit    Recht    als    ein    „ver- 
meintlicher*'   bezeichnet  worden  ist,   besteht   thatsächlich  um  des- 
willen nicht,  weil  die  Vorschriften  ttber  „das  Verfahren  in  Ehesachen'' 
im   Hinblick   auf  §  639   des  Gesetzes  zum   mindesten   sinngemäfs  auf 
solche  Klagen  anzuwenden  sind,   welche  die  beständige  Trennung  von 
Tisch   und  Bett  zum  Gegenstände  haben.     Die  G.P.O.  hat  sich  selbst- 
verständlich an  die  Bestimmungen  des  deutschen  Rechtes  angelehnt 
und   hatte  deshalb  keine  Veranlassung,  neben  der  Klage  der  Scheidung 
und  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  die  dem  deutschen  B.G.B. 
fremde  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  erwähnen,   zumal 
letztere   der  den  Vorschriften   ttber  das  Verehren  in  Ehesachen  aus- 
drücklich unterstellten  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  in  so 
vielen  Beziehungen   gleicht  und  mit  ihr  so  viel  gemein  hat,    dafs  eine 
analoge  Anwendung  des   §  639  C.P.O.   auf  diese  Klage  durchaus  zu- 
llssig    erscheint  (vgl.  auch  Ostfdder  a.  a.  0. ,   sowie   wegen   der  von 
keiner  Seite  bestrittenen  Zulässigkeit  der  Analogie  auf  dem  Gebiete  der 
Prozefsgesetze   Wach  §  22  II  1  S.  273  ff.,   insbes.   S.  275  Note  14). 
Dabei   braucht  man  noch  gar  nicht  der  Ansicht  beizutiieten,   dafs  sich 
die  deutschrechtliche  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  von  der 
beständigen  Trennung  von  Tisch   und  Bett  des  ausländischen  Rechtes 
^nur  durch   den   sprachlichen  Ausdruck^   unterscheide,    oder  dafs   die 
letztere    ^in  der  Form**   oder  „unter  dem  Namen"    der  Aufhebung  der 
ehelichen   Gemeinschaft  in  Deutschland   wieder  eingeführt  worden  sei 
(vgl  Erler  S.  92,    Niedner  Bem.  2  b   zu  Art.  17   S.  46,    BaroBeUi 
S.  69).     Denn  auch   dann,   wenn  man  die  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  als  ein  dem  deutschen  B.G.B.  eigentttmlich  aus  sich  selbst 
heraus  zu   beurteilendes  Rechtsinstitut  oder  gar  nur  als  „eine  andere 
Rechtsform  für  die  Auflösung  der  Ehe"   oder  als  „eine  potestativ  be- 
dingte Scheidung"  ansieht  (vgl.  Planck  Bem.  7  zu  Art  17,  Endemann 
§  168  2  S.  692,  Niemeyer  S.  158),   wird  man  zugeben  mttssen,   wie 
dies  auch  Planck  thut,    dafs  sie  nach   der  Absicht  des  Gesetzgebers 
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die  bei  Katholiken  yom  Standpunkte  der  Kirche  aus  allein  znliiasige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  ersetzen  sollte  und  mit  dieser,  wie 
in  anderen  Beziehungen,  so  vor  allem  in  dem  dem  katholischen  Eherecht 
wichtigsten  Punkte,  nämlich  dem  Verbote  der  Eingehung  einer  neuen 
Ehe  übereinstimmt  (vgl.  §  1586  B.O.B. :  „Die  Eingehung  einer  neuen 
Ehe  ist  jedoch  ausgeschlossen^),  eine  solche  vielmehr  erst  nach  Herbel- 
fUhrung  eines  anderweiten  Urteiles  gemttfs  §  1576  zuläfst  Ebenso- 
wenig wird  sich  bestreiten  lassen,  dafs  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
'bei  solchen  Eheleuten,  die  nach  deren  Herbeiführung  in  Beachtung  der 
Vorschriften  der  katholischen  Kirche  von  der  Stellung  eines  Antrages 
nach  §  1576  absehen,  thatsftchlich  die  gegenseitigen  ehelichen  und 
-sonstigen  Verhältnisse  fast  in  der  gleichen  W«ise  gestaltet^  wie  die  be- 
ständige Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  Sinne  des  kanonischen  und 
des  auf  diesem  ftifsenden  ausländischen  Scheidungsrechtes. 

Unter  solchen  Umständen  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  es  un- 
zulässig sein  sollte,  die  Vorschriften  der  C.P.O.  über  das  Verfahren  in 
Ehesachen  auch  auf  solche  Rechtsstreitigkeiten  anzuwenden,  welche  die 
l>eständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zum  Gegenstande  haben. 
Wollte  man  dies  nicht  thun,  so  würde  man  die  Anwendbarkeit  des 
Art.  17  in  einer  grofsen  Anzahl  von  Fällen,  für  die  er  ofienbar  be- 
stimmt ist,  völlig  ausschliefsen  und  den  Ausländer  in  vielen  Fällen 
geradezu  rechtlos  machen.  Dafs  ein  solches,  den  ausländischen  Ehe- 
gatten innerhalb  des  Deutschen  Reiches  einen  Freibrief  zur  Begehung 
der  gröbsten  Verfehlungen  gewährendes  Ergebnis  nicht  befriedigt,  bedarf 
keiner  näheren  Erörterung  und  wird  auch  von  Planck  S.  50  zu- 
gestanden, der  der  Klägerin  namentlich  gegenüber  der  G.P.O.  jedes 
Klagerecht  versagt. 

Hiemach  kann  nur  darüber  noch  ein  Zweifel  bestehen,  ob  dem 
Eventualanträge  der  Klägerin  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  durch 
-ein  Urteil  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  stattzugeben  (vgL 
Erler  S.  93 ,  Keidd  in  Böhms  Zeitschrift  7  S.  243,  BarcusetH  S.  69, 
Nledner  S.  47,  Sta/udinger-Woffner  Bem.  3  zu  Art  17  S.  85)  oder 
ob  die  Verurteilung  in  Anlehnung  an  die  Vorschriften  des  öster- 
reichischen Rechtes  auszusprechen  ist.  Das  Berufungsgericht  hat  sich 
itlr  letzteres  entschieden.  Die  Absicht  des  Gesetzgebers  ist  offenbar 
dahin  gegangen,  durch  Art  17  mit  dem  den  wissenschaftlichen  Grund- 
-sätzen  des  internationalen  Privatrechts  widerstreitenden  TerritorialitfttB- 
-princips  auf  dem  Gebiete  des  Eherechtes  völlig  zu  brechen,  vielmehr 
dem  ausländischen  Rechte  besonders  hinsichtlich  der  Auflösung  und 
Trennung  der  Ehe  einen  überall  mafsgebenden  Einflufs  einzuräumen 
-und  ihm  —  von  der  in  Abs.  4  vorgesehenen  Einschränkung  abgesehen  — 
in  jeder  Hinsicht  Geltung  zu  verschaffen.  Ist  dies  aber  der  Fall, 
-dann  mufs  sich  auch  der  an  die  Beurteilung  des  geltend  gemachten 
Thatbestandes  anzuknüpfende  richterliche  Ausspruch  nach  dem  aus- 
ländischen Rechte  richt^,  es  sei  denn,  dafs  dieser  Ausspruch  nach  dem 
4tusländiBchen  Rechte  richten,  es  sei  denn,  dafs  dieser  Ausspruch  vom 
•deutschen  Rechte  ausdrücklich  verboten  oder  als  ein  solcher  angesehen 
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wude,  der  den  gaten  Sitten  oder  dem  Zweck  der  deutschen  Gesetz- 
gebung widerstreitet;  davon  kann  aber  schon  im  Hinblick  auf  die  in 
§  1575  B.G.B.  thatsttchlich  ausgesprochene  Anerkennung  den  Be- 
rechtigung der  Grundsätze  des  katholischen  Eherechtes  keine  Bede  sein. 
Insbesondere  wird  die  in  Art  1 7  vorgeschriebene  Regel  vorliegend  auch 
nicht  durch  §  77  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1875  ein- 
geschränkt, da  die  darin  enthaltene  jetzt  gegenstandslos  gewordene 
Landesbestimmung,  dafs  auf  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  zu  erkennen 
sei,  nur  für  den  Fall  getroffen  ist,  wenn  nach  dem  bisherigen 
Rechte  auf  beständige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu 
erkennen  gewesen  wäre  (vgl.  J.W.Schr.  1901  8.  30). 

Zudem  erscheint  die  hiemach  gebotene  Anpassung  der  Urteils- 
formel an  die  Bestimmungen  des  Osterreichischen  Rechtes  auch  deshalb 
rätlieh,  weil  nur  eine  solche  Formel  die  sich  nach  dem  gleichen  Rechte, 
bestimmenden  Wirkungen  des  richterlichen  Ausspruches  unzweideutig 
kennzeichnet,  während  die  Verurteilung  zur  Aufhebung  der  ehelichen 
Gremeinschaft,  selbst  unter  Hinzufügung  der  Einschränkung,  dafs  ein 
Antrag  nach  §  1576  B.G.B.  auf  Grund  dieser  Verurteilung  ausgeschlossen 
sei,  leicht  zu  Zweifeln  über  die  Tragweite  der  Entscheidung  Ver- 
anlassung geben  kann. 

Nach  dem  allen  war  unter  Abweisung  der  Klage,  soweit  sie  auf 
Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  gerichtet  ist,  dem  Eventualanträge  in 
genauer  Anlehnung  an  die  Sprachweise  des  Osterr.  B.G.B.  §§  98,  108, 
107,  109,  111  zu  entsprechen  und  dabei  nach  den  mit  §  1574  des 
deutschen  B.G.B.  im  wesentlicheu  übereinstimmenden  Vorschriften  des 
Merreichischen  Rechtos  (vgl.  die  Verordnung  vom  9.  Dezember  1897 
§  6  Abe.  2,  woselbst  der  in  Wirksamkeit  verbliebene  §  12  des  Hof- 
dekretes vom  23.  August  1819  wiederholt  ist;  abgedruckt  bei  Schauer, 
Die  CP.O.  und  die  Jurisdiktionsnorm  S.  864  und  872)  gleichzeitig 
auszusprechen,  dafs  der  Beklagte  die  Schuld  an  der  Scheidung  trägt 

Wenn    eine    bevormundete   Deutsche    durch    Verehelichimg   Aus- 
länderin  wird,  so  ist  die  Vormundschaft  auf  Verlangen  des  zu- 
ständigen ausländischen  Gerichtes  an  dieses  abmgeben, 

Beschlnfis  des  Kammergerichtes  Berlin  vom  11.  Februar  1901. 

(Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Franz  Schumacher^  k.  k.  Sektionsrat  in  Wien.) 

Unter  Aufhebung  des  Beschlusses  des  Landgerichtes  Z.  vom 
24.  Dezember  1900  und  des  Beschlusses  des  Amtsgerichtes  Y.  vom 
26.  November  1900  wird  das  vorgenannte  Amtsgericht  angewiesen,  die 
Vormundschaft  an  das   (toterreichische  Bezurksgericht  in  X.  abzugeben. 

Gründe:  Beim  Amtsgerichte  in  T.  wird  die  am  24.  November 
1882  geborene  A. ,  die  sich  im  Jahre  1900  mit  dem  österreichischen 
Leutnant  B.  verheiratet  hat,  bevormundet  Zum  Vormunde  ist  der 
Jnstiziat  C.  in  Berlin  auf  Grund  des  Testaments  ihres  Vaters  ver- 
pflichtet worden,  der  jenen  zum  befreiten  Vormunde  berufen  hat 
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Nachdem  der  Mttndel  die  £be  geschloesen  hatte,  teilte  das  Öster- 
reichische Bezirksgericht  X.  am  12.  Oktober  1900  dem  Amtsgericht  Y. 
mit,  dafs  es,  da  Frau  B.  durch  die  Verebelichung  österreichische  Staats- 
angehörige geworden  und  der  Jastissrat  C.  als  tauglicher  Vormund  nicht 
angesehen  werden  könne,  das  Pupillaryerfahren  emgeleitet  und  den  D. 
zum  Vormund  bestellt  habe.  Der  hierüber  gehörte  Vormund,  Justizrat 
C.,  protestierte  g^gen  Abgabe  der  Vormundschaft  an  das  österreichische 
Grericht,  da  diese  aus  yerschiedenen  Gründen  nicht  im  Interesse  des 
Mündeb  liege,  für  dessen  Person  übrigens  eine  Fürsorge  nicht  mehr 
erforderlich  sei. 

Das  Amtsgericht  Y.  hat  darauf  durch  Beschlufs  vom  26.  November 
1900,  nachdem  das  österreichische  Gericht  unter  Hinweis  auf  die  in- 
zwischen eingetretene  Hechtskraft  des  Beschlusses  vom  12.  Oktober  1900 
die  Abgabe  der  Vormundschaft  beantragt  hatte,  diese  Abgabe  abgelehnt, 
da  eine  Verpflichtung  zur  Abgabe  in  den  deutschen  Gesetzen  nicht  be- 
gründet sei,  und  ZweckmäfsigkeitsgrUnde  gegen  die  Abgabe  spri&ch^i; 
denn  es  sei  seine  Pflicht,  dafUr  zu  sorgen,  dafs  die  testamentarischen 
Bestimmungen  aufrecht  erhalten  würden,  nach  denen  Justizrat  C.  Vor- 
mund sein  sollte,  und  dies  sei,  wenn  die  Abgabe  erfolge,  ausgeschlossen. 
Zu  einem  anderen  Ergebnisse  wttre  nur  zu  gelangen,  wenn  der  in 
Österreich  wohnende  Mündel  noch  der  persönlichen  Fürsorge  des 
Vormundes  bedürfte,  dies  sei  aber  nicht  der  Fall. 

Das  Bezirksgericht  X.  hat  hiergegen  Beschwerde  erhoben. 

Das  Landgericht  Z.  hat  die  Beschwerde  durch  Beschlufs  vom 
24.  Dezember  1900  zurückgewiesen.  Es  trat  dem  Amtsgerichte  darin 
bei,  dafs  das  deutsche  Gericht  die  Vormundschaft  an  das  österreichische 
Gericht  abzugeben  zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  sei,  und  dafs 
ZweckmäfsigkeitsgrUnde  gegen  die  Abgabe  sprächen. 

Die  gegen  diesen  Beschlufs  vom  Bezirksgerichte  X.  eingelegte 
weitere  Beschwerde  ist  begründet 

Dafs  fllr  den  vorliegenden  Fall  nicht  das  im  §  46  R.F.G.G.  vor- 
gesehene Verfahren  platzzugreifen  hat,  kann  einem  begründeten  Be- 
denken nicht  unterliegen.  Der  §  46  Abs.  2  schreibt  vor,  dafs,  wenn 
sich  die  Gerichte  über  Abgabe  und  Übernahme  einer  Vormundschaft 
nicht  einigen,  das  gemeinschaftliche  obere  Gericht  entscheidet.  Diese 
Vorschrift  pafst  ihrer  Natur  und  ihrem  Wortlaut  nach  nur  auf  inlän- 
dische Gerichte,  da  nur  für  diese  ein  gemeinschaftliches  oberes  Gericht 
besteht.  Will  daher  ein  ausländisches  Gericht  eine  im  Inlande  ge- 
führte Vormundschaft  gegen  den  Willen  des  inländischen  Gerichts  über- 
nehmen, so  bleibt  nur  der  im  §  19  des  Gesetzes  gegebene  Beschwerde- 
weg übrig  (cfir.  WeisUr^  Komm,  zum  R.F.G.G.,  A.  2  zu  47,  RausnUZy 
Kommentar,  A.  8  zu  47).  Gemäfs  §  27  des  Gesetzes  ist  aber  auch 
gegen  die  Entscheidung  des  Landgerichtes  das  Rechtsmittel  der  weiteren 
Beschwerde  zulässig,  sofern  dieselbe  sich  darauf  stützt,  dafs  die  an- 
gefochtene Entscheidung  auf  einer  Verletzung  des  Gesetzes  beruht 
Denn  wenn  im  §  46  vorgeschrieben  ist,  dafs  eine  Anfechtung  der  den 
Abgabe-  bezw.  Übernahme-Streit  erledigenden  Entscheidung  nicht  statt- 


Bürgerliches  Becht  etc.  —  Civilprozefs.  81 

findet,  so  bezieht  sich  diese  Vorschrift  nur  auf  das  im  §  46  angeordnete 
Verfiüiren  im  Streite  zweier  inlilndischer  Gerichte  nnd  kann  auf'  den 
▼orliegenden  Fall,  der  im  W^e  der  ordentlichen  Beschwerde  zu  er- 
led^en  ist,  nicht  analog  ausgedehnt  werden.  Ebensowenig  kann  die 
im  §  47  des  Gesetzes  angeordnete  Unzoblssigkeit  der  Anfechtung  der 
Entscheidung  auf  den  vorliegenden  Fall  bezogen  werden.  Dort  ist  in 
Abs.  2  bestimmt,  dafs,  wenn  ein  Deutscher,  über  den  im  Inlande  eine 
Vormundschaft  angeordnet  ist,  im  Auslande  seinen  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  hat,  das  Gericht,  bei  welchem  die  Vormundschaft  anl^lngig 
ist,  sie  .an  den  ausllUidischen  Staat  abgeben  kann,  wenn  dies  im  Inter- 
esse des  Mtlndels  liegt,  der  Vormund  seine  Zustimmung  erteilt  und  der 
anslKndische  Staat  sich  zur  Übernahme  bereit  erklfirt  Falls  der  Vor- 
mund seine  Zustimmung  verweigert,  soll  das  im  Instanzenzuge  vor- 
geordnete Gericht  entscheiden  und  diese  Entscheidung  unanfechtbar  sein. 
Diese  Gesetzesbestimmung  kann  auf  den  vorliegenden  Fall  deshalb  nicht 
angewendet  werden,  weil  der  Mttndel  nicht  Deutscher  ist  bezw.  ge-^ 
blieben  ist  Nach  §  10  des  Gesetzes  über  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  (B.G.Bl. 
S.  855)  geht  die  Staatsangehörigkeit  bei  einer  Deutschen  durch  Ver- 
heiratung mit  einem  AuslMnder  verloren.  Der  Mttndel  hat  mit  seiner 
Verheiratung  mithin  die  preufsische  Staats-  und  die  deutsche  Reichs- 
angehörigkeit verloren,  ist  Österreicher  geworden.  Der  §  47  R.F.G.G. 
findet  deshalb,  da  er  nur  von  Deutschen  spricht,  keine  Anwendung, 
und  es  kann  die  Entscheidung  des  Landgerichtes  als  unanfechtbar  nicht 
angesehen  werden. 

Die  weitere  Beschwerde   gegen   den  Beschlufs   des  Landgerichtes 
ist  hiemach  zulässig,  sie  ist  aber  auch  begründet. 

Entscheidend  ist  hierfür  die  Bestimmung  des  Art.  23  des  Einf.G^. 
zam  B.G.B.  und  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Gesetzesbeet'unmung. 

Dieser  Art  23  bestimmt,  dafs  eine  Vormundschaft  oder  eine  Pfl^- 
Khaft  im  Inlande  auch  über  einen  Ausländer,  sofern  der  Staat,  dem 
er  angehört,  die  Ftlrsorge  nicht  übernimmt,  angeordnet  werden  kann, 
wenn  der  Ausländer  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  der  Fürsorge 
bedarf  oder  im  Inlande  entmündigt  ist,  und  dafs  das  deutsche  Vor- 
mandschaftsgericht  vorläufige  Mafsregeln  treffen  kann,  solange  eine 
Vormundschaft  oder  Pflegschaft  nicht  angeordnet  ist.  Direkt  trifft  dieses 
Gesetz  allerdings  nur  Bestimmungen  über  die  Anordnung  einer  Vor- 
mundschaft über  einen  Ausländer.  Sie  läfst  dieselbe  aber  nur  zu,  wenn 
der  Heimatsstaat  die  Fürsorge  über  den  Ausländer  nicht  übernimmt 
Das  Princip,  welches  sich  aus  diesem  Art.  23  in  Verbindung  mit  dem 
gedachten  §  47  des  R.F.G.G.  ergiebt,  ist  aber  das,  dafs  in  erster  Linie 
dem  Heimatsstaate  die  Fürsorge  für  seine  Staatsbürger  zusteht,  und 
dafs  sich  ein  deutsches  Gericht  mit  dieser  Fürsorge  über  einen  Aus- 
ISnder  nur  befassen  darf,  wenn  der  Heimatsstaat  diese  Fürsorge  nicht 
ttbemimmt  und  der  betreffende  Ausländer  sich  im  Deutschen  Reiche 
aufhält.  Dieses  Princip  ergiebt  sich  auch  unzweideutig  aus  der  Ent- 
stehungsgeschichte des  Art  28  E.G.     Der  erste  Entwurf  zum  Einf.Ges. 

Zeittchrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafirecht  etc.,  Band  XI.  6 
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zum  B.G.B.  enthielt  eiue  bieiauf  besügliche  Voischrift  Überhaupt  nicht, 
da  in  ihm  die  Grundsätze  des  internationalen  Privatreehts  nicht  geregelt 
waren.  Die  zweite  Kommission  hielt  eine  solche  Regelung  für  er- 
forderlich (cfr.  Spahmche  Protokolle,  Bd.  VI  S.  1).  Es  wurde  des- 
halb der  Entwurf  eines  Gesetzes  Über  die  räumliche  Herrschaft  der 
Rechtsnonnen  aufgestellt,  dessen  §  19  (a.  a.  0.  S.  10)  lautete: 

„Ein  Ausländer  wird  im  Inlande  nur  dann  bevormundet,  wenn  er 
im  Inlande  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat,  und  wenn  der  Staat, 
welchem  der  Ausländer  angehört,   die  Fürsorge  für  denselben  ablehnt. 
Das   deutsche  Vormundschaftsgericbt  kann  jedoch  vor  der   Ablehnung 
im    Interesse    des    Ausländers    vorläufige   Malsregeln    treffen    und    ins- 
besondere eine  Pflegschaft  anordnen.^     In  dieser  Fassung,  die  die  zur 
Entscheidung  stehende  Frage  unzweifelhaft  im  Sinne  der  Notwendigkeit 
der  Abgabe  der  Vormundschaft  entschieden  hätte,  ist  der  §  19  fir^ieh 
nicht    Gesetz   geworden.     Die    Beratungen    der    zweiten    Kommission 
(Protokolle  a.  a.  0.  S.  68  und  70)  lassen  aber  keinen  Zweifel  dartlber, 
dafs  eine  derartige  Bestimmung  nur  deshalb   nicht  in   das  Gresetz  auf- 
genommen ist,  weil  sie  ftir  selbstverständlich  erachtet  wurde.     Es  heifet 
dort:     „Der  Satz,   dafs   hinsichtlich   des  Rechts  und   der   Pflicht   des 
Staates     zur    Gewährung     vormundschafUichen    Schutzes    die     Staats- 
angehörigkeit mafsgebend  sein  solle,   erftihr  keine  Beanstandung  .  .  .^ 
Femer:     „Die  bei  der  Annahme  des  Principes  der  Staatsangehörigkeit 
sich  hiemach  zunächst  eigebenden  Sätze,  dafs  ein  Deutscher,  auch  wenn 
er  im  Auslande  wohnt,  in  Deutschland   bevormundet  wird,   und  dalh 
für  Ausländer,   die  in  Deutschland  wohnen,  ein   entsprechendes  Recht 
ihres  Heimatsstaats  anerkannt  wird,  glaubte  man  im  Gesetze  nicht  be- 
sonders  aussprechen   zu  sollen.     Es    blieben    sonach    ftbr    die    gesetz- 
geberische Regelung  nur  die   beiden  Fragen  übrig,   in  welchen  Fällen 
ein  Ausländer  in  Deutschland   zu  bevormunden  sei,   und   in   welchen 
Fällen  andererseits  vom  deutschen  Rechte  die  im  Auslande  stattfindende 
Bevormundung    eines    Deutschen    anerkannt    werden    sollte.^     In    den 
weiteren  Stadien  der   Gesetzgebung  ist  das   Princip  nicht  angegeben 
worden.     Die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  ergiebt  deshalb,  dafs 
das   Princip   der  Staatsangehörigkeit  für  Einleitung   und  Führung   der 
Vormundschaft  mafsgebend  sein  sollte.   Obwohl  der  Art.  23  des  Einf.G-e0. 
nur  von  der  Anordnung  der  Vormundschaft  spricht,  ist  der  Wille  des 
Gesetzes  unbedenklich  der  gewesen,   dafs   über  einen  Ausländer   eine 
Vormundschaft  im  Inlande  nur  geftlhrt  werden  soll,   wenn  der  Staat, 
dem  er   angehört,    die  Fürsorge  nicht  übernimmt     Will  der  fremde 
Staat  die  Vormundschaft  über  seinen  Staatsangehörigen  übernehmen,  so 
darf  das    deutsche  Gericht   über   diesen  eine  Vormundschaft  nicht  ein- 
leiten und  mufs  eine  bereits  eingeleitete  Vormundschaft  an  den  fremden 
Staat  abgeben. 

Auch  im  §  47  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  kommt  das  Princip  der  Staatsang^örigkeit 
klar  zum  Ausdmck,  weil  hiemach  in  der  Regel  auch  über  einen  im 
Auslande  wohnenden  Deutschen,   selbst  wenn   über  ihn  im  Aushmde 
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die  VonDimdBehaft  angeordnet  ist,  im  Inlande  eine  VormimdBchaft  ein- 
geleitet werden  mnfs,  und  weil  blemaeh  femer  die  über  einen  Deatschen 
im  Inlande  eingeleitete  Vormundschaft  in  der  Regel  bei  dem  inländischen 
Gerieht  for^esetzt  werden  mufs,  auch  wenn  der  Deutsche  im  Auslande 
seinen  Wohnsitz  genommen  hat  Da  voriiegendenfülls  der  MUndel  durch 
die  Heirat  Österreicher  geworden  ist,  ist  das  deutsche  Gericht,  nachdem 
das  österreichische  Gericht  die  Abgabe  der  Vormundschaft  verlangt  hat, 
nach  dem  grundsätzlich  ausgeftlhrten  nicht  berechtigt,  sie  ihm  vorzu- 
enthalten. (Der  gleichen  Ansicht  sind  J^luihSy  Vormundschaftsrecht 
8.  17  £,  Neumann,  Handausgabe  des  B.G.B. ,  Bd.  III  zu  Art  28.) 
Bei  dieser  Sachlage  sind  die  von  den  Vorinstanzen  ftir  die  Belassung 
der  Vormundschaft  bei  dem  diesseitigen  Gerichte  angeftlhrten  Zweck- 
mftfingkeitBgrttnde  unerheblich  und  nicht  zu  berücksichtigen. 


Anfechtung  einer  Ehe  wegen  Irrtumes.   Keine  Ehescheidung,  wenn 
dieselbe  nach  B.G.B.  am  §  1568,  nach  Ä,L.R.  aus  §  718a  Hl 

begrimdet  ist? 

Urteil  des  Kammeigexichts  vom  30.  Mai/IS.  Juni  1900. 

,Die  Anfechtbarkeit    der   Ehescheidung  wegen   eines   bei   diesem 
Rechtsakte   einem   der  Kontrahenten  untergelaufenen  Irrtumes  bestimmt 
sieb   nach  dem  persönlichen  Rechte  (statuta  personaiia)  des  angeblich 
irrenden  Ebegatten,   denn  es  handelt  sich  eben  um  persönliche  ,Eigen- 
Schäften   und  Befugnisse*   (§  23  Ein.  z.  A.L.R.)   dieses   Kontrahenten, 
d.  b.    darum,    ob   dieser  eine  Willenserklttrung  aus   in  seiner  Person, 
seinem  Wollen  und  Irren  liegenden  Gründen  in  ihren  Recbtswirkungen 
SU  beseitigen  befugt  ist.    ZutreffSend  sagt  auch  v,  Bar  (Internat.  Privatr. 
2.  Aufl.  Bd.  1  S.  459  Nr.  163):  ,Da8  Ehehindemis  des  Zwanges,  des 
Irrtumes  u.  s.  w.   ist  nicht  sowohl  in   der  UnfHhigkeit  der  Person  als 
in  der  Mangelhaftigkeit  der  Willenserklärung  b^ründet.     Wenn  man 
hier  nicht  das  persönliche  Recht  des  einzelnen  Ehegatten,  sondern  das 
am  Orte  der  Willenserklärung,  d.  h.  der  Eheschliefsnng  geltende  Gesetz 
zur  Anwendung  bringen  soll,   so  übersieht  man,  dafs  der  Vertrag,   den 
die  Ehe  b^ründen  soll,  nicht  einem  gewöhnlichen  obligatorischen  Ver- 
trage gleichgestellt  werden  kann,  sich  vielmehr  auf  die  dauernde  recht- 
liche Stellung   der  Person  selbst   bezieht  und  also  nach  dem  Personal- 
Statut  zu   beurteilen   ist.'     Es   handelt  sich   auch   hier   um  die  innere 
Gültigkeit  der  Ehe,  und  diese  untersteht  dem  persönlichen  Rechte  des 
Ehegatten  (I^ster-Eecius  §  11  No.  6).     Es  ist  hier  nicht  anders  als 
wie    mit   der   Frage   nach   der   Fähigkeit    eines   Ehegatten   zur   Ehe- 
sehliefiiung,  die  anerkanntermafsen  ftlr  jeden  der  beiden  Eheschliefsenden 
Bseh  dem   Rechte  seines   Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Ehescbliefsung  zu 
beurteilen  ist  (vgl.  R.G.  Bd.  42  S.  339).    Das  Berufungsgericht  vermag 
«Qs  diesen  Gründen  der  gemeinrechtlichen  Entsch.  des  R.G.  in  Bd.  27 
8.  229:  ,Für   die  Klage  auf  Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  w^en 
Irrtoms  sind   die  Gesetze  des  ersten  ehelichen  Domizils  der  Ehegatten 
ffiafigebend,  da  sie  über  die  Bedingungen  einer  gültigen  Ehe  entscheiden 
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und  nach  ihnen  sich  bestimmt,  ob  ein  Ehehindemis  vorbanden  ist,' 
nicht  beizutreten  . .  .  Dafs  das  nach  den  Bestimmungen  dea  A.L.R. 
zu  beurteilende  Recht  des  Kittgers  auf  Anfechtung  der  Ehe  auch  den 
Beechrttnkungen,  speciell  den  zeitlichen  Beschrttnknngen,  die  das  A.L.R. 
diesem  Anfechtungsrecht  gegeben  hat,  unterliegt,  veistebt  sich  von  selbst 
Das  im  A.L.R.  gegebene  Eheanfechtungsrecht  wegen  Irrtums  ist  eben 
so,  wie  es  das  Landrecht  näher  bestimmt  hat.  So  schliefst  auch 
V.  Bar  seinen  vorstehend  wiedergegebenen  Worten  folgerichtig  an: 
,Konsequent  muis  dann  aber  auch  die  Frage,  ob  nachher  auf  die 
Geltendmachung  des  Mangeb  der  WillenserUärung  gültig  verzichtet 
sei,  nach  dem  heimatlichen  Rechte  des  einzelnen  Ehegatten  beurteilt 
werden.'  KlKger  hätte  also,  auch  wenn  er  seinen  Wohnsitz  in  G«ra 
behalten  und  vor  dem  dortigen  Gerichte  die  Eheungttltigkeitsklage  er- 
hoben hätte,  die  Frist  des  §  41  11  1  A.L.R.  innehidten  müssen.  ** 

Über  die  eventuell  erhobene,  auf  §  718a  II 1  A.L.R  und  §  1568 
B.G.B.  gestutzte  Ehescheidungsklage  heifst  es  dann  weiter: 

„Das  Berufungsgericht  darf  nur  scheiden  nach  dem  zur  Zeit  der 
Urteilsf^lung  geltenden  Recht  des  B.G.B.  Diese  Scheidung  ist  blofs 
noch  besonders  erschwert  bei  der  Herleitung  des  Scheidungsbegehrens 
aus  Vorgängen,  die  zeitlich  vor  dem  Herrschaftsbeginn  dieses  Rechtes 
liegen.  Diese  Vorgänge  mttssen  die  Scheidung  auch  nach  dem  bisherigen 
Rechte  begründen  und  mUssen  zugleich  Verfehlungen  sein.  Dies 
sind  aber  die  der  Beklagten  zur  Last  gelegten  Handlungen  nach 
A.L.R.  nicht. 

Die  der  Beklagten  zur  Last  gelegten  Handlungen  ergeben  nach 
A.L.R.  keinen  anderen  Ehescheidungsgrund  als  den  des  §  718  a,  wo- 
nach in  besonderen  Fällen,  wo  der  Widerwille  des  einen  Ehegatten 
gegen  den  anderen  so  heftig  und  tief  eingewurzelt  ist,  dafs  zu  einer  Aus- 
söhnung und  zur  Erreichung  der  Zwecke  des  Ehestandes  gar  keine  Hoff- 
nung mehr  übrig  bleibt,  eine  solche  unglückliche  Ehe  getrennt  werden  kann. 
Dieser  Ehescheidungsgrund  der  sog.  unüberwindlichen  Abneigung  beruht 
aber  wesentlich  auf  dem  Willen,  dem  Wunsche  der  Scheidung 
begehrenden  Ehegatten,  und  nicht  auf  einem  Ehevergehen,  einer  Ver- 
fehlung des  anderen  Ehegatten,  wenn  auch  —  wenigstens  nach  der 
konstanten  Gerichtspraxis  der  letzten  Jahrzehnte  —  dieser  Wille  und 
Wunsch  in  dem  Verhalten  oder  der  Beschaffenheit  des  anderen  Ehe^ 
gatten  eine  gewisse  objektive  Rechtfertigung  finden  mufs.  Dafs  trotz 
dieser  Begründung  in  Wahrheit  der  Wille  und  die  Gesinnung  (die 
Abneigiug)  des  klagenden  Ehegatten  der  Scheidungsgrund  war,  eigiebt 
auch  die  Thatsache,  dafs  der  diese  Scheidung  durchsetzende  Ehegatte 
für  den  schuldigen  Teil  erklärt  wurde  (§  718  b).  Die  Ehescheidung, 
aus  §  718a,  aus  unüberwindlicher  Abneigung,  ist  also  keine  Ehe- 
scheidung aus  einer  ,VerfehlungS  nur  aus  Verfehlungen  kann  aber 
nach  dem  B.G.B.  die  Scheidung  hergeleitet  werden.  Das  Scheidungs- 
recht des  B.G.B.  beruht  auf  dem  Grundsatze,  dafs  ein  Ehegatte  nur 
wegen  schweren  Verschuldens  des  anderen  Ehegatten  die  Scheidung  zu 
verlangen  berechtigt  sein  soll,   von   dem   einzigen  Falle   der  Geistes- 
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krankheit  abgeseheii,  deshalb  ist  aach  der  letzte  Satzteil  des  Abs.  2 
Art  201  E.G.  zum  B.G.B.  (,wenn  die  Verfehliing  auch  nach  den  bis- 
herigen Gesetzen  ein  Scheidungsgrond  war*)  nicht  etwa  gleichbedeutend 
mit:  fWenn  auch  den  bisherigen  Gesetzen  die  Scheidung  hätte  verlangt 
werden  können*,  sondern  sie  besagt  auch,  dafs  die  den  Antrag  auf 
Scheidung  nach  B.G.B.  begründete  Verfehlung  auch  eine  nach  dem 
früheren  Recht  den  Ssheidungsantrag  begründende  Verfehlung  sein, 
d.h.  im  Mheren  Becht  als  Verfehlung  den  Scheidungsantrag  recht- 
fertigen muls.*^ 

Gerichtskostengesetz  §  85.     Vorschufspfticht  der  Engländer. 

BeschluCi  des  Kammergerichts  yom  18.  M8iz  1900. 

Die  Klägerin ,  die  ihren  Wohnsitz  in  England  hat ,  bestreitet  ihre 
Verpflichtung  zur  Vorschufsleistung,  weil  den  britischen  Angehörigen 
diejenigen  Vorteile  eingeräumt  seien,  die  den  Angehörigen  des  meist- 
begünstigten Landes  zukämen  (Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1899  und 
Bundesratsbeschlufs  vom  7.  Juli  1899)  und  weil  nach  Art  11  des 
internationalen  Abkommens  vom  14.  November  1896  von  den  An- 
gehörigen der  Vertragsstaaten  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer 
der  Vorschufs  nicht  erhoben  werden  dürfe. 

Allerdings  ftdlen  dem  meistbegünstigten  Staate  ohne  weiteres  auch 
diejenigen  Vorteile  zu,  die  erst  in  späteren  Verträgen  anderen  Staaten 
gewährt  sind.  Auch  darauf  kommt  es  nicht  an,  dafs  in  dem  am 
80.  Juli  1898  abgelaufenen  Handelsvertrage  fiist  nur  Bestimmungen 
über  die  Einfuhr  u.  dergl.  getroffen  waren;  denn  die  Bekanntmachung 
vom  7.  Juli  1899  gewährt  in  weiterem  Umfange  die  Meistbegünstigung 
nicht  blofs  für  die  Erzeugnisse,  sondern  auch  ftlr  die  britischen  An- 
gehörigen. Allein  der  §  85  gestattet  eine  Gleichstellung  zwischen  In- 
nnd  Ausländem  nur  dann,  wenn  nach  den.Gesetzen  des  ausländischen 
Staates  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist.  Als  ein  solches  Gesetz  ist 
auch  ein  BJjmdelsvertrag  anzusehen;  hier  aber  handelt  es  sich  um  eine 
einseitig  vom  Bundesrat  den  britischen  Angehörigen  gewährte  Ver- 
günstigung,  die  nicht  minder  einseitig  und  frei  widerruflich  bleibt,  auch 
wenn  von  Grofsbritaninen  die  gleiche  Vergünstigung  interimistisch  den 
Deutschen  zugestanden  wird.  Das  Erfordernis,  dafs  durch  Gesetz  die 
gleiche  Behandlung  der  Deutschen  im  Auslande  sicheigestellt  sein  mufs, 
ist  damit  nicht  er^t 

Jusländernaehlafs.   Zuständigkeit.  —  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  Art.  25, 

E.F.G.  §  73,  B,G.B.  §  2369. 

Beschlufs  des  Landgerichts  Aaehen  vom  25.  August  1900  (Das  Becht  1901 
Nr.  8  S.  74,  Not  Zeit.  f.  Rheinprovinz  1900  S.  272). 

Wenn  der  Erblasser,  obwohl  Ausländer,  bei  seinem  Ableben  einen 
inländischen  Wohnsitz  hatte,  so  ist  für  alle  bezüglich  seines  Nachlasses 
dem  Nachlafsgerichte  obliegenden  Verriebtungen,  insbesondere  für  die 
Erteilung  eines  Erbecheines,  nach  §  78  Abs.  1  R.F.G.  das  Amtsgericht 
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seines  inltfndischen  Wohnsitses  zostttndig  und  ^r  die  Anwendung  dm 
§  2369  B.G.B.  kein  Raum. 

Bestimmimg  des  lubeckischen  Einkommensieuergesetees  vom  27.  Mai 
1889  mit  Nachtrag  vom  26,  Februar  1896,  dafs  hei  teils  steuer- 
pflichtigem und  teils  steuerfreiem  Einkommen  der  Prozentsatz,  nach 
welchem  ersteres  zu  besteuern  ist,  sich  nach  dem  gesamten  Ein- 
kommen einschliefslich  des  steuerfreien  Teils  bemifst,  —  Verstöfst 
diese    Vorschrift    gegen    das   die  Doppelbesteuerung    verbietende 

Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870? 

Urteil   des    Oberlandesgeriohts   Hamburg  vom    28.  Juni  1899  (Hans.  6.Z. 

XXI.  Jahrgang  Beibl.  8.  289). 

Thatbestand:  KlMger  bat  1028  Mk.  steuerfreies  und  8600  Mk. 
steuerpflichtiges  Einkommen.  Die  Einkommensteuer  ist  zwar  nur  von 
letzterem  berechnet  worden,  aber  nach  dem  bei  9628  Mk.  in  Betracht 
kommenden  Prozentsatze  von  4'/8  ®/o  statt  4^/8  ®/o.  Kläger  fordert  des- 
halb Mk.  14,75  zurttck.  Die  Parteien  sind  darüber  einig,  dafs  die 
Entscheidung  über  den  Klaganspruch  lediglich  davon  abhfingig  ist,  ob 
die  Bestimmung  des  §  4  Abs.  2  des  Itibeckischen  Gesetzes  vom  27.  Mai 
1889,  betreffend  die  Einkommensteuer,  dafs,  wer  neben  einem  steuer- 
pflichtigen ein  steuerfreies  Einkommen  bezieht,  die  Einkommensteuer 
ftir  das  erstere  nach  Verhältnis  desjenigen  Ansatzes  zu  entrichten  habe, 
welcher  zur  Anwendung  kommen  wflrde,  wenn  sein  gesamtes  Einkommen 
.  der  Steuerpflicht  unterläge,  als  mit  der  Bestimmung  des  §  4  des  Reichs- 
gesetzes vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppel- 
besteuerung, dafs  Gehalte,  Pensionen  und  Wartegelder,  welche 
deutsche  Militärpersonen  und  Civilbeamte  sowie  deren  Hinterbliebene 
aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates  beziehen,  nur  in  demjenigen  Staate 
zu  besteuern  sind,  welcher  die  Zahlung  zu  leisten  hat,  im  Widerspruch 
stehend,  rechtlich  ungültig  ist 

Das  Landgericht  Lübeck  hat  durch  urteil  vom  14.  Februar  1899 
den  Kläger  mit  der  Klage  kostenpflichtig  abgewiesen. 

Das  Oberlandesgericht  lY  verwarf  am  28.  Juni  1899  die  Berufung 
des  Klägers. 

Gründe:  Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseiti- 
gung der  Doppelbesteuerung  stellt  in  seinem  §  1  den  G^ndsatz  auf, 
dafs  ein  Deutscher  zu  den  direkten  Staatsstenem  nur  in  demjenigen 
Bundesstaate,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat,  herangezogen  werden 
kann  und  nimmt  in  seinen  §§  8  und  4  hiervon  nur  den  Grundbesitz 
und  den  Betrieb  eines  Gewerbes,  das  aus  diesen  Quellen  herrührende 
Einkommen  und  die  von  deutschen  Militärpersonen  und  Civilbeamten, 
sowie  von  den  Hinterbliebenen  derselben  aus  der  Kasse  eines  Bundes- 
stfwtes  bezogenen  Gehalte,  Pensionen  und  Wartegelder  aus,  welche  in 
demjenigen  Staate  zu  besteuern  sind,  in  dem  der  Grundbesitz  liegt, 
resp.  das  Gewerbe  betrieben  wird,  von  welchem  die  Zahlung  ge- 
leistet wird.    Hiemach  kann  allerdings  die  dem  Kläger  aus  der  preufsi- 
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■ehea  Staatakaflse  gezahlte  Pension  in  Lübeck  zn  den  direkten  Staata- 
fltenem  nicht  heiangeeogen  werden,  nnd  ea  bestimmt  dementsprechend 
denn  «och  der  §  7  des  Ittbeckischen  Einkommensteuergesetzes  vom 
27.  Mai  1889  sab  8,  dafs  Gehalte,  Pensionen  nnd  Wartegelder,  welche 
ans  der  Kasse  eines  anderen  Bandesstaates  gezahlt  werden,  der  Steuer- 
pflicht  nicht  unterliegen.  Die  Bestimmung  des  §  4  Abs.  2  desselben 
"Gesetzes,  dafs,  wer  neben  einem  steuerpflichtigen  ein  steuerfreies  Ein- 
kommen besieht,  die  Einkommensteuer  für  erateres  nach  Verhältnis  des- 
jenigen Ansatzes  zu  entrichten  hat,  welcher  zur  Anwendung  kommen 
wlbtle,  wenn  sein  gesamtes  Einkommen  der  Steuerpflicht  unterlllge,  steht 
weder  mit  der  vorerwähnten  Bestimmung  des  §  7  dieses  Gesetzes,  noch 
mit  dem  Reichsgesetze  vom  18.  Mai  1870  in  Widerspruch,  denn  es 
wird  durch  diese  Gesetzesbestimmung  nicht  das  steuerfii^ie  Einkommen 
dennoch  zur  direkten  Staatssteuer  in  Lübeck  herangezogen,  sondern  nur 
das  steuerpflichtige  Einkommen  einem  anderen  und  zwar  höheren  Steuer- 
sätze unterworfen,  wenn  der  Steuerpflichtige  neben  demselben  noch  ein 
in  Lübeck  steuerfreies  Einkommen  bezieht.  Diese  Bestimmung  hat,  wie 
in  dem  angefochtenen  Urteile  zutreffend  dai^el^  ist,  ihren  berechtigten 
Grund  in  dem  das  Ittbeckische  Einkommensteuergesetz  wie  alle  neueren 
derartigen  Gesetze  anderer  deutscher  Staaten  beherrschenden  System 
der  Stenerprogression,  welches  die  Steuerflüiigkeit  des  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen als  mit  seinem  Einkommen  wachsend  annimmt  und  deshalb 
die  grOfseren  Einkommen  in  höherem  Mafse  zur  Aufbringung  der  Staats- 
lasten heranzieht  als  die  geringeren  Einkommen.  Damit  wird  auch 
nicht  indirekt  das  in  Lübeck  steuerfreie  Einkommen  zu  den  dortigen 
direkten  Staatssteuem  herangezogen,  jK)ndem  nur  die  aus  dem  Gesamt- 
einkommen des  Steuerpflichtigen  sich  eigebende  höhere  Fähigkeit  zur 
Stenersahlung  in  einer  den  übrigen  Steuerpflichtigen  gerecht  werdenden 
Weise  in  Bezug  auf  das  in  Lübeck  steuerpflichtige  Einkommen  jenes 
Stenerpflichtigen  berücksichtigt  Das  Reich^esetz  vom  13.  Mai  1870 
wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  will  nur  verhindern,  dafs  ein 
Dentseher  dadurch,  dafs  Teile  seines  Einkommens  an  sieh  in  verschie- 
denen Bundesstaaten  zur  Versteuerung  herangezogen  werden  könnten, 
aehleehter  gestellt  werde,  als  wenn  sein  Gesamteinkommen  nur  in  ehiem 
Bnndeestaate  der  Besteuerung  unterliegen  würde,  dassdbe  will  aber 
oieht  einen  Steuerpflichtigen,  welcher  sein  Einkommen  teik  in  dem  einen, 
teils  in  dem  anderen  deutschen  Staate  zu  versteuern  hat,  durch  diesen 
Umstand  besser  stellen,  als  wenn  derselbe  sein  Gesamteinkommen  in 
nnr  einem  Staate  ira  versteuern  hätte.  Es  mufs  deshalb,  wie  auch  in 
den  Urteilen  dieses  Gerichts  vom  16.  Mai  1892  und  des  Reichsgerichts 
vom  21.  November  1892  in  Sachen  der  Gladbacher  Feuerversicherungs- 
AktiengeseUsdiaft  gegen  das  Bremische  Generalsteueramt  (R.G.  Bd.  30 
Nr.  9  S.  27  und  Hans.  Ger.-Ztg.  1892  Beibl.  Nr.  164  nnd  1898 
BeibL  Nr.  15)  dargelegt  ist,  die  Bestimmung  des  §  4  Abs.  2  des 
Hlbeekisehen  Gesetzes  vom  27.  Mai  1889,  durch  welche  lediglich  fest- 
gesetzt wird,  dafs  Steuerpflichtige,  welche  ihr  Einkommen  teils  in  Lübeck, 
teils  in  anderen  deutschen  Staaten  zu  versteuern  haben,  durch  diesen 


gg  Rechtsprechung:  Deutachland. 

Umstand  nicht  in  eine  niedrigere  Steuerklasse  ak  diejenige,  welcher  sie 
bei  einer  Venteaerung  ihres  gesamten  Einkommens  in  Ltlbeck  angehören 
würden,  sollen  gebracht  werden  können,  als  mit  dem  Reichsgesetze  vom 
18.  Mai  lg 70  darchans  vereinbar  erachtet  werden. 


Hacyer  internationales  Abkommen  vom  14.  November  1896  Art.  Um 

Beschlnfs  des  KammeigerichtB  in  Berlin  vom  9.  Mai  1900  (Mugdan  etc..  Die 
Rechtspr.  der  Oberlandesgerichte,  1.  Jahrgang,  S.  399). 

Das  internationale  Abkommen  hat  die  Bedeutung,  den  Angehörigen 
der  Vertragstaaten  gegenseitig  die  Rechte  za  sichern,  die  die  bei  den 
Gerichten  des  eigenen  Staates  Recht  nehmenden  Personen  haben;  es 
will  nicht  nur  die  Rechtsverhllltnisse  der  Parteien  za  einander,  sondern 
auch  diejenigen  der  Rechtnehmenden  zur  Staatskasse  regeln,  wie 
dies  nicht  blofs  aus  der  allgemeinen  Fassung  des  Art  11,  sondern  auch 
aus  der  die  Grewllhrung  des  Armenrechts  regelnden  Bestimmung  des 
Art  14  folgt,  der  als  Korrelat  zu  Art.  11  das  Recht  auf  Zwangsvoll- 
streckung wegen  der  Prozefskosten ,  also  auch  der  Staatskasse  wegen 
der .  Glerichtskosten  gewKhrt 

Bei  Prüfung  der  Frage^  ob  die  Cregenseitigkeit  verbürgt  erscheint, 
ist  das  audändiscJ^e  Recht  {die  österr.  ExehUionsoranung)  nicht 
ob  Ganzes,  sondern  nur  ßr  den  eineeinen  gleichartigen  FaU  bu 

tmtersuchen. 

Urteil  des  Reichsgenohts  vom  15.  Februar  1901. 

Entscheidungsgründe:  Es  handelt  sich  darum,  ob  seitens  der 
Vorinstanzen  mit  Recht  der  mit  der  Klage  verlangte  ErlaTs  eines  VoU- 
streckungsurteils  bezüglich  der  von  der  EJttgerin  gegen  die  Beklagte 
erstrittenen  rechtskräftigen  Entscheidungen  des  k.  k.  Besirksgerichts 
in  Roveredo  vom  13.  Februar  und  25.  Oktober  lg98  versagt  ist 

Das  Beruftmgsgericht  hat  unter  Anwendung  der  §§  722,  723, 
828  der  Civilprozelsordnung  im  AnschluTs  an  das  Urt^  des  Reichs- 
gerichts, abgedruckt  in  Entscheidungen  Bd.  41  S.  424  ff.,  das  Klage- 
begehren geprüft  und  zunächst  ausgesprochen,  dafs  nach  §  80  Ziffer  2 
der  österreichischen  Ezekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896  -^  in  Ver- 
bindung mit  der  auf  Grund  des  §  79  daselbst  eriassenen,  die  Ver- 
bürgung der  Gegenseitigkeit  aussprechenden  Verordnung  des  öster- 
reichischen Justizministers  vom  10.  Dezember  1897  —  das  Urteil 
eines  deutschen  Gerichts  inOstereich  nur  dann  vollstreckt 
werden  kann,  wenn  die  Ladung,  durch  die  das  solchem  UrteU  voran- 
gegangene Verfahren  eingeleitet  ist,  dem  Schuldner  zu  eigenen 
Händen  zugestellt  war.  Es  ist  femer  gesagt,  dafs  hiernach  im  Hin- 
blick auf  den  angezogenen  §  328  ZifGsr  5  der  deutschen  Civilprozefs- 
ordnung,  wonach  der  Erlafs  eines  Vollstrecknngsurteils  davon  abhängig 
gemacht   ist,    dafs    die   Gegenseitigkeit    verbürgt  worden, 
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ein  in  Österreich  ergangenes  Urteil  im  Deutschen  Reiche 
«och  nur  dann  der  VoUstrecknng  unterliegt,  wenn  die  Ladung  des 
Beklagten  in  der  erniühnten  Weise  erfolgte.  Endlich  ist  dann  ansgeftlhrt, 
es  sei  dieser  VoranssetEong  im  vorliegenden  Falle,  in  welchem  die 
ZnsteUnng  der  das  betreffende  Verftüiren  einleitenden  Ladungen,  wie 
festotoht,  im  Wege  der  sog«aannten  Ediktalcitation  (öffentliche  Ladung) 
geschah,  welche  der  erforderlichen  Ladung  zu  eigenen  HKnden  nicht 
gleiehsoachten ,  nicht  gentigt.  Dabei  ist  dann  noch  unter  Würdigung 
einer  haiangesogenen  Äufserung  des  k.  k.  Ministeriums  des  k.  k.  Hauses 
und  des  Äufseren,  durch  welche  eine  bezügliche  Kundgebung  des  öster- 
reichischen Jnstizministers  mitgeteilt  wird,  erörtert,  ob  nach  der  Übung 
der  österreichischen  Gerichte  die  angezogene  Bestimmung  der  Ezekntions- 
Ordnimg  entgegen  ihrem  Wortlaute  eine  Vollstreckung  deutscher  Urteile 
in  Ausnahms fällen  auch  in  Ermangelung  einer  Ladung  zu  eigenen 
Händen,  namentlich,  wenn  solche  nicht  ausführbar  gewesen,  und  dann 
wenn  eine  Einlassung  des  Sciftddners  in  dem  Rechtsstreit  erfolgte,  ge- 
statte. Auch  die  Ergebnisse  dieser  Erörterung  haben  zu  einer  Ab- 
lehnung des  Vollstreckungsurteils  geführt. 

Die  Revisionsangriffe  wenden  sich   gegen   die  letztgedachten  Dar- 
legongen.    Es  ist  jenen  zunächst  Bedeutung  insofern  nicht  beizumessen, 
als   damit  Feststellungen  angefochten   werden,   welche  die  Vorinstanz 
besflglich   des  in  Frage  stehenden  Inhalts  der  österreichischen  Gesetze 
und   der  ihnen  seitens  der  österreichischen  Gerichte  zu  teil  werdenden 
Auskgong  getroffen  hat.    Eine  Nachprüfung  in  dieser  Richtang  ist  zu- 
folge §  549  der  Civilprozefsordnung  in  der  Revisionsinstanz  ausgeschlossen. 
Dunach  entfUlt  die  Rüge,   wonach  der  in  Rede  stehende  Mangel  vor- 
liegend dadurch  geheilt  sein  soll,   dafs  die  Beklagte  sich  auf  das  Ver- 
ehren,  welches  den   ftlr  vollstreckbar  zu  erklärenden  Entscheidungen 
vorhergegangen,   eingelassen  habe.     Der  Berofungsrichter  hat  klar  aus- 
gesprochen,   dafs    dieser   Umstand   in   Österreich    nach   der   mehr  an- 
gesogenen Vorschrift  der  Ezekutionsordnung  nicht  zur  Gestattung  der 
Vollstreckung  eines   deutschen    Urteils,    wenn   es   an   der  Ladung  zu 
eigenen  Händen  fehle,   führen  könne,   und  dafs  auch  eine  dem  wider- 
sprechende Übung  der  österreichischen  Gerichte  nicht  nachgewiesen  sei. 
Die  an  diesen  Funkt  sich  anschliefsenden  Ausführungen  der  Vorinstanz, 
wonach    vorliegend  das  Vertretengewesensein  der  B^lagten  noch  nicht 
darauf  schliefsen  lasse,  dafs  sie  von  dem  Klagebegehren  ordnungsmäfsig 
Kenntnis  erhalten,  und  dafs  demgegenüber  von  der  Klägerin  der  strikte 
Nachweis   zu  ftlhren   gewesen  sei,    dafs  die   Beklagte  sich   dem   aus- 
ländischen Urteile  habe  unterwerfen  wollen  und  nicht  blofs  die  Absicht 
gehabt  habe,  eine  gesetzmäfsige  Zustellung  der  Ellage  an  ihrem  Wohn- 
fitze  zu  erwirken,  erscheinen  jenem  vorhergehenden  Ausspruche  gegen* 
über  als   eine   ttberfltlssige  Zugabe.     Auf  eine   Prüfung  derselben   ist 
daher,    da    eine   Beanstandung    zur  Aufhebung    der   getroffenen   Ent- 
seheidang  doch  nicht  führen  könnte,  nicht  einzugehen. 

In  dem   angefochtenen  Erkenntnis  ist  nun   in  Rücksicht  auf  den 
Funkt,   ob  jene  österreichische  Vorschrift  dann  von  einer  Ladung  zu 
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eigenen  Httnden  abzusehen  gestatte,  wenn  solche  unmöglich  sei,  dar- 
gelegt, es  würde,  auch  wenn  man  dieses  annehme,  ein  der  KlXgerin 
günstiges  Resultat  sich  nicht  ei^eben,  da  im  vorli^geaden  Falle  von 
einer  solchen  Unmöglichkeit  nicht  die  Rede  sein  könne ;  es  sei  nimlich 
vor  Einleitung  des  hier  fraglichen  Verfahrens  bei  dem  öeteiraehisehen 
Gerichte  dem  SaehfÜhrer  der  KlSgerin  der  Aufenthaltsort  der  Beklagten 
seitens  des  Generalbevollmi&chtigten  der  letateren,  des  Rechtsanwalts 
Schmüinaky^  kundgegeben  worden.  Diese  Begründung  wird  mit  der 
Revision  unter  Hinweis  auf  den  beeüglichen  Inhalt  des  Thatbestends 
des  erstinstanzlichen  Urteils  angefochten,  wonach  jene  Mitteilung  darin 
bestanden  hat,  dafs  die  Beklagte  sich  auf  einer  Erholungsreise  befinde 
und  sich  zur  Zeit  in  Köln  aufhalte;  hiemach  habe  nicht  darauf  ge- 
rechnet werden  können,  dafs  eine  Zustellung  am  letzteren  Orte  noch 
habe  bewirkt  werden  können.  Es  liegt  nun  aber  klar  vor,  dafs 
hiennit  die  Unmöglichkeit  einer  Zustellung  an  die  Beklagte  in 
Person  nicht  daigethan  ist  Die  Klügerin  htttte  jedenfalls  den  Versuch 
einer  solchen  an  dem  angegebenen  Orte  machen  müssen. 

Ist  sonach  auch  die  zweite  Revisionsrüge  hinf^lig,  so  bleibt  noch 
zu  prüfen,  ob,  was  neuerdings  stark  angefochten,  die  an  das  im  Ein- 
gange erwähnte  Reichsgerichtsurteil  sich  anschliefsende  Annahme  des 
Berufnngserkenntnisses  aufrecht  zu  erhalten  ist,  dafs  die  Vorschrift  des 
§  80  Ziffer  2  der  österreichischen  Ezekutionsordnung  auch  ftlr  die 
Vollziehung  österreichischer  Urteile  in  Deutschland  den  Nachweis  der 
dort  statuierten  Voraussetzung  als  notwendige  Folge  ergebe.  Eis 
wird  geltend  gemacht  (vgl.  Oaupp-Stein ,  Komm,  zur  GivilproBe&- 
ordnung,  4.  Auflage,  §  749  Note  67 ;  Francke  in  Zeitschr.  für  deutschen 
avilprozefs  Bd.  27  §§  138  und  142;  Klein  in  Zeitschr.  for  inter- 
nationales Privat-  und  Strafirecht  Bd.  9  S.  858  ff.),  es  könne  nicht 
darauf  ankommen,  ob  das  Ausland  in  demselben  einzelnen  Falle 
einem  deutschen  Urteile  die  Anerkennung  versagen  würde,  es  genüge, 
dafs  die  Anerkennung  eines  in  seinen  rechtlichen  Beziehungen  gleich- 
artigen Urteils  verbürgt  sei.  Nicht  jede  Abweichungi  auch  in  Bezug 
auf  geringfügige  Formalien,  könne  als  wesentlich  betrachtet  werden. 
Das  führe,  wie  jenes  Reichsgerichtsnrteil  ergebe,  zu  einer  zwecklosen 
Zersplitterung  zwischen  den  Geseta^bungen  der  modernen  Staaten. 
Diesen  Ausführungen  kann  in  Rücksicht  auf  den  hier  zu  ent- 
scheidenden Fall  kein  Bei&ll  geschenkt  werden.  Denn,  wenn 
auch,  zugleich  in  Übereinstimmung  mit  einem  anderen  Reichsgeriehts- 
erkenntnisse  (Juristische  Wochenschrift  1899  S.  815),  es  für  erforderiich 
und  genügend  zu  erachten  ist,  dafs  die  Bedingungen  ftbr  den  Ebrlafs 
des  Vollstreckungsurteils  im  wesentlichen  dieselben,  insbesondere  nicht 
erheblich  schwerer  sind,  so  mufs  doch  dafür  gehalten  wecdea, 
dafs  die  fragliche  Bestimmung  des  österreichischen  Rechts  eine  bedeutend 
schwerere  Voraussetzung  aufstellt,  indem  jene,  wie  es  das  vorinstanaliohe 
Urteil  in  einer  fUr  die  g^enwärtige  Entscheidung  mafsgebenden  Weise 
noch  besonders  festgestellt  hat,  gegenüber  der  abweichenden  Vonehrift 
der  deutschen  Gesetzgebung  in  §  828  Ziffer  2  der  Civilprozefsordnung 
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den  Mangel  der  ZuBtellang  der  den  Prosefs  einleitenden  Ladung  an 
den  Beklagten  in  Person  aach  nicht  dadurch  als  geheilt  ansieht,  dafs 
der  Beklagte  sich  auf  den  Prozefs  eingelassen  hat 

Kann  die  Emrede  der  Bechtshängigkeit  auf  einen  im  Auslände 

anhängigen  ProBefs  nur  dann  gestüiet  werden  ^   wenn  die  VoU- 

sIr eckung  gegenseitig  verbürgt  ist?  —  Kommt  es  hierbei  darauf 

an,  ob  der  Beklagte  im  Auslände  Vermögen  hat? 

urteil   des  Oherlandesgerichts  Hamburg  vom  27.  Oktober   1900  (Hanseat 
Gerichtszeitang  XXI.  Jahrgang  Haaptblatt  S.  285  ff.). 

Der  verstorbene  M.  W.  F.  Gleisner  war  Mitinhaber  der  Firma 
Manricio  Gleisner  &  Co.  in  Concepcion  und  des  derselben  Firma  ge- 
hörigen Handlongshauses  in  Penco.  EUttger  klagt  gegen  die  Erben  des 
M.  W.  F.  Gleisner  einen  Entsch^digangsansprach  ein,  der  ihm  als 
Leiter  einer  von  der  Firma  Mauricio  Gleisner  &  Co.  in  Penco  betrie- 
benen Zuckerfabrik  zustehe. 

Die  Beklagten  machten  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  geltend. 

Der  EJäger  habe  denselben  Entschttdigungaanspruch ,  den  er  jetzt 
hier  erhebe,  bereits  klagend  gegen  die  Firma  des  beUagtischen  Erb- 
lassers erhoben,  und  zwar  vor  den  Chilenischen  Gerichten,  woselbst  die 
Klage  noch  schwebe.  Damals  sei  der  jetzt  verstorbene  Gleisner  noch 
aktueller  Gesellschafter  der  Ebindelsgeselbchaft  Mauricio  Gleisner  &  Co« 
gewesen. 

Nach  der  Entscheidung  des  R.G.,  welche  sich  im  3*  Bd.  der  Ent- 
scheidungen in  Givilsachen  unter  Nr.  17  abgedruckt  finde,  stehe  auf 
Grund  dieser  Sachlage  den  Beklagten  als  Vertretern  des  Nachlasses  des 
verstorbenen  Gleisner  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  zu,  weil  durch 
die  Erhebung  der  Klage  gegen  die  Gesellschaft  die  Rechtshängigkeit 
gegen  alle  aktuellen  Gesellschafter  begründet  worden  sei. 

Der  klägerische  Anwalt  behauptete  demgegenüber,  dafs  die  von 
dem  ELläger  gegen  die  Firma  drüben  anhängig  gemachte  EUage  zurück- 
genommen sei  und  beantragte  darüber  eventuell  eine  amtliche  Auskunft 
von  der  I.  CK.  des  Gerichtshofes  in  Concepcion  einzuziehen. 

Er  führte  aber  ferner  auch  aus,  dafs,  selbst  wenn  dies  nicht  der 
Fall  seiy  die  Beklagten  mit  der  Einrede  der  Rechtshängigkeit  nicht  zu- 
gelassen werden  könnten,  weil  die  Gegenseitigkeit  für  die  Vollstreckung 
von  Urteilen  chileoischer  Gerichte  in  Deutschland  und  deutscher  Ge- 
richte in  Chile  nicht  verbürgt  sei. 

Der  beklagtische  Anwalt  erwiderte  darauf^  dafs  er  allerdings  nicht 
in  der  Lage  sei,  diese  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  zwischen  den 
beiden  Staaten  behaupten  resp.  nachweisen  zu  können.  Es  werde  aber 
darauf  auch  gar  nicht  ankommen. 

Der  Grund,  weshalb  das  R.G.  in  seiner  in  Seufferts  Archiv  neue  Folge 
Bd.  17  Nr.  296  abgedruckten  Entscheidung  die  Einrede  der  Rechts- 
htngigkwt  da  versagt  habe,  wo  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  sei, 
sei  ansgesprochenermafsen   der,   dafs  in  solchem  Falle  der  Inländer  ja 


92  Rechtsprechung:  Deatschland. 

gar  nicht  genötigt  sei,  sich  auf  den  Rechtsstreit  im  Auslände  einzulassen 
und  es  daher  auch  keine  innere  Berechtigung  habe,  den  Klüger,  der  im 
Auslande  geklagt  habe  und  nun  denselben  Anspruch  im  Inlands  geltend 
mache,  auf  den  im  Auslande  anhängigen  Prozefs  zu  verweisen.  Dieser 
Grund  entfalle  aber,  wenn  z.  B.  mit  der  Klage  im  Auslande  ein  Arrest- 
schlag verbunden  sei  und  der  Beklagte  im  Auslande  Vermögen  habe, 
welches  dem  Klltger  die  Befriedigung  aus  dem  ausländischen  Urteil« 
sichere.  Das  R.G.  habe  in  jenem  UrteUe  diese  Frsge  allerdings  nur 
angeregt,  nicht  entschieden.  Es  lißge  aber  auf  der  Hand,  dafs  bei  dem 
Vorliegen  dieser  und  ähnlicher  Voraussetzungen  der  obige  Grund  cessiere. 

Das  müsse  auch  dann  zutreffen,  wenn  der  im  Inlande  Verklagte 
in  seiner  ausländischen  Firma  belangt  sei,  denn  dann  treffe  der  Kläger, 
wenn  er  das  ausländische  Urteil  in  das  Vermögen  der  verklagten  Ge- 
Seilschaft  vollstrecken  lasse,  damit  zugleich  auch  Vermögen  des  im  In- 
lande verklagten  Gesellschafters,  so  dafs  dieser  genötigt  sei,  sich  auf 
den  Rechtsstreit  im  Auslande  einzulassen. 

Das  L.G.  Hamburg  K.  11  f.  H.  wies  durch  Urteil  vom  25.  April 
1900  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  zurück. 

Gründe:  Das  R.G.  hat  in  der  von  dem  beklagtischen  Anvralte 
citierten,  in  Seufferts  Archiv  an  der  angeführten  Stelle  abgedruckten 
Entscheidung  anerkannt,  dafs  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  auf  einen 
ausländischen  Prozefs  nur  dann  gestützt  werden  könne,  wenn  die  Voll- 
streckung der  Urteile  der  beiden  in  Frage  kommenden  Länder  gegen- 
seitig verbürgt  sei.  Diese  Voraussetzung  liegt  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Chile  nicht  vor. 

Offen  gelassen  hat  das  R.G.  dabei  allerdings  die  Frage,  ob  die  in 
der  citierten  Entscheidung  angeftlhrten  Gründe  auch  dann  stichhaltig 
seien,  wenn  der  im  Inlande  Verklagte  im  Auslande  Vermögen  habe, 
welches  dem  EUäger  die  Befriedigung  aus  dem  ausländischen  Urteil 
sichere,  eine  Eventualität,  die  damals  nicht  in  Betracht  kam. 

Diese  Frage  brauchte  aber  auch  hier  nicht  entschieden  zu  werden, 
weil  eben&Us  nichts  dafür  vorliegt,  dafs  die  Erben  des  verstorbenen 
Gleisner  drüben  Vermögen  besitzen,  in  welches  der  Kläger  das  dort 
eventuell  erwirkte  Urteil  vollstrecken  könnte.  Der  blofse  Umstand, 
dafs  der  Erblasser  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  drüben  Mitinhaber 
der  dort  verklagten  Firma  war,  kann  den  Nachweis  hierftlr  nicht  er- 
bringen. 

Es  kann  hiemach  dahingestellt  bleiben,  ob,  wie  der  beklagtische 
Anwalt  es  aus  der  weiter  von  ihm  citierten  Entscheidung  des  RG. 
Bd.  in  Nr.  17  folgert,  im  übrigen  unbedenklich  die  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  jedem  aktuellen  Mitinhaber  einer  offenen  Handels- 
gesellschaft zuzugestehen  wäre,  wenn  derselbe  Anspruch,  der  bereits 
gegen  seine  Gesellschaft  eingeklagt  ist,  nun  auch  gegen  ihn  im  Wege 
der  Klage  geltend  gemacht  wird. 

Hervorgehoben  mag  nur  noch  werden,  dafs,  wenn  dies  richtig  wäre, 
im  vorliegenden  Falle  noch  immer  der  Nachweis  gefordert  werden  müfste, 
dafs   die  Rechtshängigkeit   auch    gegen    die  Erben   wirksam  geblieben 
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8ei,  sei  es  ohne  weiteres,  sei  es  infolge  irgend  einer  besonderen  pro- 
sessnalischen  Handlung.  Es  würde  hierfür  anf  die  in  Chile  geltenden 
Prozebgesetze  ankommen.  Es  hegt  aber  in  dieser  Richtung  ebenfalls 
nichts  vor. 

Das  O.L.6.  U  wies  am  27.  Oktober  1900   die  beklagtische  Be- 
nzfbng  zurück. 

Gründe:  Die  vom  Klttger  im  Jahre  1895  gegen  die  Gesellschafls^ 
firma  Mauricio  Gleisner  &  Co.  in  Concepcion  (Chile)  erhobiBne  Klage 
ist  in  ihrer  Begründung  und  in  ihrem  zweiten,  auf  Schadensersatz  ge- 
richteten Antrage  identisch  mit  der  Klage,  welche  im  vorliegenden 
Processe  von  demsdben  Klüger  im  Oktober  1899  gegen  die  Testaments» 
Vollstrecker  des  am  2.  Mai  1899  verstorbenen  Moritz  Gleisner,  als  Ver- 
treter von  dessen  Erben,  beim  L.G.  Hamburg  erhoben  worden  ist.  Der 
Erblasser  war  zur  Zeit  der  in  Chile  vorgenommenen  Klaganstellung  und 
von  da  an  fortdauernd  bis  zu  seinem  Tode  Mitgesellschafter  der  in 
Chile  verklagten  Gesellschaft.  Durch  seinen  Tod  ist  die  Gesellschaflk 
nicht  au%elOst,  vielmehr  sind  seine  Erben  ab  Mitgesellschafter  in  seine 
Stelle  getreten.  Dies  ergiebt  sich  aus  der  vom  ELlttger  nicht  beanstan- 
deten notariellen  Bescheinigung,  sowie  daraus,  dafs  auf  der  Voraus- 
setzung der  Teilhaberschaft  der  Erben  an  der  Gesellschaft  die  Klage 
beruht  insofern  ^  als  sie  die  Erben  auch  für  solche  Handlungen  der 
Gesellschaft  verantwortlich  macht,  welche  erst  nach  dem  Tode  des 
Erblassers  vorgenommen  sind.  Eine  Unterbrechung  des  Chilenischen 
Prozesses  ist  durch  den  Tod  des  Moritz  Gleisner  nicht  herbeigeführt 
worden,  da  die  Gresellschaft  dadurch  nicht  aufgelöst  wurde,  sondern 
zwischen  den  überlebenden  Gesellschaftern  und  den  Erben  des  Ver- 
storbenen fortbestand.  Dafs  in  dieser  Beziehung  von  dem  deutschen 
Rechte  abweichendes  Recht  in  Chile  existiert,  ist  nicht  behauptet  worden 
(cf.  R.G.E.  Bd.  84  S.  862  u.  Cit). 

Hiemach  wird  der  identische  Klaganspruch  gleichzeitig  bei  dem 
chilenischen  Gerichte  gegen  eine  Gesellschaft,  deren  Mitinhaber  die 
Gleisnerschen  Erben  sind,  und  bei  einem  deutschen  Gerichte  gegen  diese 
Erben  persönlich  geltend  gemacht.  Es  wird  dabei  einstweilen  voraus- 
gesetzt, dafs  der  betreffende  Klaganspruch,  soweit  er  in  Chile  erhoben 
worden,  dort  nicht  in  rechtswirksamer  Weise  zurückgezogen  ist,  wie 
Kllger  behauptet  hat  Unter  Zugrundelegung  dieser  Voraussetzung 
hingt  die  Entecheidung  über  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit,  um  die 
es  sich  zur  Zeit  allein  handelt,  von  der  Beantwortung  der  Frage  ab, 
ob,  wenn  eine  Handelsgesellschaft  unter  ihrer  Firma  verklagt  ist,  da- 
durch Rechtshtngigkeit  für  die  einzelnen  Gesellschafter  begründet  wird. 
Da  keine  der  Parteien  behauptet  hat,  dafs  nach  Mafggabe  des  hier  ein- 
greifenden, in  Chile  geltenden  Rechts  diese  Frage  anders  zu  entscheiden 
sem  würde,  wie  sie  bei  Anwendung  des  deutschen  Rechts  entschieden 
werden  mufs,  so  ist  der  Entscheidung  das  deutsche  Recht  zu  Grunde 
zu  legen. 
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ffiemach  erachtet  das  Berofnngflgericht  die  Einrede  der  Bechts- 
httngi^mt  für  nicht  begrtlndet 

übrigenB  erscheint  die  fienifung;  auch  noch  ans  einem  anderen 
Grande  verwerflich.  Es  besteht  anscheinend  in  der  Theorie  wie  in  der 
Praxis  kein  Dissens  darüber,  dafs,  wenn  ein  Proasefs  im  Aaslande  an- 
httngig  ist,  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  nur  dann  zuzulassen  ist, 
wenn  das  im  Auslande  ergehende  Urteil  auch  im  Inlande  zut  Voll- 
streckung gelangen  kann.  (So  Qaupp,  Komm.  Anm.  11  zu  §  661 
C.Pr.O.  alte  Fassung;  Seuffert  Anm.  8;  Wümotcski  &  Levy,  N.  2  zu 
§  235;  Wach  I  S.  247;  R.O.H.G.  Bd.  19  8.  418;  R.G.E.  in  der 
Jur.  Wochenschr.  von  1898  S.  350  Nr.  31;  Seufferts  Archiv  Bd.  47 
Nr.  296.)  Wenn  abo  die  G^enseitigkeit  zwischen  dem  ausländischen 
Staate  und  dem  Inlande  nicht  verbtlrgt  ist,  so  cessiert  mit  der  Ein- 
rede der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  auch  die  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit Dieser  Satz  wird  auch  von  beklagtiscber  Seite  nicht  an- 
gefochten. Beklagter  ist  jedoch  der  Meinung,  er  komme  in  concreto 
nicht  zur  Anwendung,  weil  die  beklagten  Erben  im  Auslände  Vermögen 
besäfsen,  welches  dem  Kläger  die  Befriedigung  aus  dem  ausländischen 
Urteile  sichere.  Die  Beklagten  hätten  daher  alle  Veranlassung,  sich 
auf  den  Rechtsstreit  im  Auslande  einzulassen,  und  sei  es  mithin  inner- 
lich berechtigt,  das  gleichzeitige  Verhandeln  der  beiden  Prozesse  neben- 
einander, zu  untersagen.  Die  einschlägige  R.G.  -  Entscheidung  i.  S. 
Schlesinger  gegen  Willner  und  Braun  vom  26.  Januar  1892  {Seufferts 
Archiv  Bd.  47  Nr.  296)  hat  die  von  beklagtischer  Seite  aufgeworfene 
Frage  nur  angeregt,  nicht  entschieden.  Das  Berufxingsgericht  ist  indes 
der  Ansicht,  daft  der  Umstand,  ob  der  Eltager  in  Chile  Vermögen  vor- 
findet, aus  dem  er  eventuell  ein  gegen  die  Gesellschaft  erwirktes  rechts- 
kräftiges Urteil  dort  vollstrecken  lassen  könnte,  ohne  Bedeutung  ist  für 
die  Entscheidung  über  die  hier  erhobene  Einrede  der  Rechtshängigkeit. 
Das  Mafs  des  materiellen  Interesses,  welches  die  Beklagte  mehr  oder 
weniger  dringend  veranlassen  könnte,  sich  auf  den  Prozefs  im  Ausland 
einzulassen,  giebt  nicht  den  Grund  ab  flir  die  Zulassung  oder  Ver- 
sagung der  Einrede.  Auch  wenn  gar  kein  Vermögen  der  Beklagten  im 
Auslande  sich  befinde,  könnte  dennoch  sehr  wohl  ein  Interesse  für  sie 
existieren,  es  nicht  zu  einer  Verurteilung  kommen  zu  lassen.  Durch 
die  Existenz  solchen  Urteils  könnte  ihnen  der  Handel  mit  Chile  ei^ 
Schwert  werden,  sie  wfirden  sich  eventuell  bei  etwaiger  Anwesenheit 
daselbst  der  Gefahr  des  Personalarrestes  ausgesetzt  sehen  etc. 

Die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  hat  vielmehr  ihren  Grund  einer- 
seits in  der  prozessualen  Konsumtion  des  Klagerechts,  die  durch  An- 
stellung der  Klage  herbeigeftlhrt  wird,  andererseits  in  der  Erwägung, 
dafs  derselbe  Anspruch  nicht  zu  gleicher  Zeit  in  zwei  Prozessen  ver* 
folgt  werden  dürfe.  Da  die  Einrede  jedoch  nur  denselben  Umfang  hat 
wie  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache,  so  mufs*  sie  ver- 
sagen, wenn  die  letztere  Einrede  nicht  zulässig  ist  Nach  §  828  Z.  5 
QPr.O.  (neue  Fassung)  ist  aber  die  Anerkennung  des  Urteils  eines 
ausländischen  Gerichts   ausgeschlossen,   wenn   die  Gegenseitigkeit  nicht 
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Terbtizgt  igt  In  Ermangelang  dieser  VoraasBetzuiig  im  vorliegenden 
Falle  kann  auf  daa  eTentaelle  chileniBche  Urteil  die  Einrede  der  rechts- 
kittft^  entschiedenen  Sache  nicht  gestützt  werden.  Es  begründet  ftlr 
das  Inland  weder  formelle  (§  723  C.Pr.O.)  noch  materielle  Rechtskraft. 

Aus  den  einseiligen  KoUisiansnormen  des  E,G,  s,  B.G.B.,  welche 
das  Heimatrecht  zu  Grunde  legen,  ergiebt  sich  durch  Analogie  die 
Mafsgeblichkeit  des  Heimatrechtes  auch  für  die  nicht  erweiterten 

Thafbestände. 

Kammergericht,  VIL  CS.    Beschloft  v.  2.  Februar  1901. 

Ist,  wie  die  Antragstellerin  behauptet,  ihr  Ehemann  österreichischer 
Staatsangehöriger,  so  ist  das  VerhKltnis  zwischen  Vater  und  Kindern 
allerdings  nach  österreichischem  Recht  zu  beurteilen.  Das  ist  zwar 
nicht  durch  positive  Gesetzesvorschrift  bestimmt  und  ergiebt  sich  nament- 
lich auch  nicht  ans  Art.  19  Einf.Ges.  z.  B.G.B.,  welcher  lediglich  ftlr 
deutsche  Staatsangehörige  Bestimmungen  trifil.  Die  Entscheidung  ist 
vielmehr  unter  Berücksichtigung  analoger  Bestimmungen  des  vorhandenen 
dfliitsehen  Rechtes  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtes  zu 
entnehmen. 

Dafs  mafsgebend  für  das  VerhiÜtnis   des  Vaters   zu  den  Kindern 
das  Personalstatnt  des  ersteren  ist,  ist  unstreitig.     Streitig  dagegen  ist, 
ob  für  das  Personalstatut  das  Recht  des  Wohnsitzes   (Territorialitttts- 
prindp)  oder  das  durch  die  Staatsangehörigkeit  bedingte  Recht  (Nationa- 
Utitsprincip)  mafsgebend  ist     Während  die  Civilisten  vorzugsweise  die 
erstere  Ansicht  vertreten,  stehen  die  Lehrer  des  Völkerrechtes  und  des 
internationalen  Privatrechtes   im  wesentlichen  auf  dem  letzteren  Stand- 
punkte   (veigl.   BÖhm^    Räuml.   Herrschaft   der    Rechtsnormen    §  10). 
Dieser,   welcher  auch  in  einer  Reihe  von  Gesetzgebungen  (der  säch- 
sischen, französiechen,  italienischen,  belgischen  u.  s.  w.)  anerkannt  ist, 
bat  in  der  neueren  Wissenschaft  und  Praxis  immer  weitere  Anerkennung 
erkngt,    so  dafs  er  sich  als   der  herrschende  bezeichnen  läfst   (vergl. 
Ptot  6  S.  15,  Stubenrauchj  österr.  B.G.B.  §  84  Anm.  I).     Aus  diesem 
Grunde    hielt  auch    die   IL  Kommission    trotz    Bekämpfung  von  ver- 
schiedenen Seiten  bei  der  Beratung  der  Grundsätze  über  die  räumliche 
Hemchaft   der    Rechtsnormen    an    dem   in    der  Vorlage    aufgestellten 
Prineipe  fest,  dafs  als  Personalstatut  grundsätzlich  nicht  das  durch  den 
WohnsitKy   sondern   das   durch  die  Staatsangehörigkeit   der  Person  be- 
sthamto  Reeht  mafsgebend  sei  (Prot  6  S.  6,   15).     In  den  späteren 
Stadial  des  RG.B.   bat  man   dann  aber  aus  politischen  Gründen   von 
ener  grundsätzlichen  Regelung  des  internationalen  Privatrechtes  Abstand 
genommen  und  sich  zwar  im  wesentlichen  auf  die  Regelung  der  Rechts- 
verbähniflse    deutscher    Staatsangehöriger    beschiänkt,    vergl.    E.G. 
ArtlSSatsl,  U,  15,18,  19,  20,  22,  24,  in  einzelnen  ¥^len  jedoch 
aaeh  Grundsätze  für  das  auf  Ausländer  anzuwendende  Recht  aufgestellt, 
vcigl  E.G.  Art  7,   13  Satz  2,  15  Abs.  2,  17,  25.     In  allen  diesen 
FlUen  aber  ist  als  Princip  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit 
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za  Grande  gelegt  Hiernach  kann  cb  am  bo  weniger  Bedenken  unter- 
liegen, nach  dem  Grandsatze  der  Analogie  das  Nationalitätsprincip  auch 
da  zor  Anwendung  zu  bringen,  wo  das  Personaktatut  von  im  Dentschen 
Reiche  wohnenden  Ausländem  durch  das  Gesetz  selbst  nicht  geregelt 
ist,  insbesondere  also  auch  das  Rechtsverhültnis  des  Vaters  zu  seinen 
Kindern,  als  dies  Ergebnis  mit  der  herrschenden  Ansicht  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  übereinstimmt  (vergl.  Niemeyer,  Das  internatio- 
nale Privatrecht  des  B.6.B.  S.  84  ff.,  155). 

Internationales   Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
vom  14.  Oktober  1890  {R.GSBh  1892  8.  793)  ArU.  13,  20,  21. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  18.  Dezember  1899. 

R.  sandte  aus  Ungarn  via  Romanshom  an  den  Beklagten  nach 
Metz  einen  Wagen  Bohnen  und  yeranlafste  die  Klägerin,  Schweizerische 
Nordostbahn,  letzteren  franko  Fracht  Metz  mit  Nachnahme  von  990  Mk. 
zu  expedieren.  In  dieser  Summe  ist  ein  Teil  des  Kaufpreises  enthalt^i. 
Wegen  dieser  Nachnahme  verweigerte  der  Beklagte  die  Annahme  der 
Ware.  Von  dem  aus  ihrer  öffentlichen  Versteigerung  erzielten  £2rl(ls 
wurden  990  Mk.  an  die  Reichseisenbahnverwaltung  abgefllhrt  und  von 
ihr  ftlr  die  Rechnung  der  Klägerin  vereinnahmt  Gegen  die  Reiehs- 
eisenbahnverwaltung  als  Drittschuldnerin  lielk  der  Beklagte  wegen  einer 
ihm  angeblich  gegen  R.  aus  jener  Bohnenlieferung  zustehenden  Gregen» 
forderung,  die  nach  Annahme  des  Beklagten  an  R.  gegen  gedachte 
Verwaltung  zustehende  Forderung  auf  Herauszahlung  der  990  Mk.  im 
Wege  des  Arrestes  pflüiden.  Dem  Widerspruche  der  Klägerin  gegen 
diese  Pflüidung  wurde  unter  deren  Aufhebung  stattgegeben  aus  folgen- 
den, den  sonstigen  Sachverhalt  ergebenden  Gründen: 

Ein  Vertragsverhältnis  zwischen  dem  Beklagten,  der  als  Empf^üiger 
die  Annahme  des  Gutes  verweigert  hat,  und  der  Klägerin  besteht  nicht 
Andererseits  durfte  das  Lagerhaus  Romanshom  —  hier  unbestritten 
rechtlich  identisch  mit  der  Schweizerischen  Nordostbahn  —  auf  das  an 
sie  gerichtete  Ersuchen  des  R.  eingehen,  und  hatte  sich  dabei  nicht  zu 
fingen,  ob  die  nachträgliche  Belastung  des  Gutes  mit  einer  Nachnahme 
dem  zwischen  R.  und  dem  Beklagten  geschlossenen  Vertrage  zuwider- 
laufe. In  letzterer  Hinsicht  ergeben  die  herbeigezogenen  Akten  ttber 
den  zwischen  dem  Beklagten  und  dem  R.  anhängig  gewesenen  Prozesse, 
dafs  dieser  sich  in  der  That  vertragswidrig  durch  jene  Nachnahme  den 
Kau^reis  der  10000  kg  Bohnen,  soweit  er  durch  die  am  2.  Dezember 
1895  vom  Beklagten  acceptierten  Tratte  nicht  gedeckt  war,  verschafik 
hat.  Die  erfolgte  Auszahlung  der  990  Mk.  an  R.  seitens  der  Klägerin 
ist  nicht  bestritten  worden. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  der  Klägerin  fllr  diesen  Betrag  ein  gesetz- 
liches P&ndrecht  zustand.  Mafsgebend  ist  das  intern.  Übereinkommen 
vom  14.  Oktober  1890.  Nach  seinen  Artt  6k,  13,  20,  21  mufs  die 
gestellte  Frage  bejaht  werden.  Dasselbe  unterscheidet  zwischen  1)  Nach« 
nahmen,   welche  sofort   bei   der  Aufgabe  des  Gutes  an  den  Absender 
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geEaklt  werden,  ohne  die  Zahlnng  bezw.  den  Eingang  seitens  des 
Empftngers  abzuwarten:  vor  Eingang  oder  Nachnahmen  im  vorhinein 
(Barvorschüsse) ;  2)  Nachnahmen,  welche  erst  nach  Zahlung  seitens  des 
EmpflbigerB  dem  Absender  ansgezahlt  werden:  Nachnahmen  nach 
Eingang,  welche  Nachnahmen  in  zwei  im  internationalen  Frachtbriefe 
besonders  dafür  bestimmten  Rubriken  („Barvorschüsse  und  Nachnahmen 
nach  Eingang '')  zu  verzeichnen  und  in  einer  darunter  befindlichen 
Rubrik  zu  specifizieren  sind.  Vorliegend  ist  der  Barvorschufs  als  Fracht 
specifiziert,  während  er  in  Wirklichkeit  einen  Teil  des  Kaufpreises  dar- 
stellt. Aber  auch  als  Teil  des  Kaufpreises  i^lt  dieser  Barvorschufs 
unter  diejenigen  Forderungen,  ftlr  welche  nach  Artt  20  und  21  cit 
die  Eisenbahn  die  Rechte  eines  Faustp&ndgläubigers  am  Gute  hat,  so- 
lange dieses  in  der  Verwahrung  der  Eisenbahn  oder  eines  Dritten  sich 
befindet,  der  es  für  sie  innehat  E!s  wird  dabei  nicht  unterschieden 
zwischen  Spesennachnahme  und  Nachnahme  des  Kaufpreises  (Wert- 
nachnabme).  Fragliches  Faustpfandrecht  der  Klägerin  ging  nicht  ver- 
loren, nachdem  die  Beklagte  die  Annahme  des  Gutes  verweigert  hatte. 
Denn  das  Gut  blieb  in  der  Verwahrung  der  Emp&ngsbahn  bezw.  des 
Spediteurs  zu  Metz,  der  es  für  sie  innehatte,  und  wurde  am  11.  April 
1896  gemäfs  Art  407  (§  487  Abs.  2)  H.G.B.  Öffentlich  verkauft. 
Dafs  dieser  Verkauf  zugleich  für  Rechnung  der  Klägerin  stattgefunden 
hat,  läfst  sich  um  so  weniger  bezweifeln,  als  die  Empfangsbahn  im 
Januar  1896  durch  die  Direktion  der  Nordostbahn  ersucht  worden  war, 
baldmöglichst  verkaufen  zu  lassen  und  dafür  besorgt  zu  sein,  dafs  die 
Lagerhausverwaltung  Romanshom  für  den  Barvorschufs  von  990  Mk. 
(welcher  den  Betrag  der  „Vorfincht"  darstelle)  Deckung  erhalte.  Mit 
dem  Verkaufe  war  das  Pfand  realisiert;  vom  Versteigerungserlöse 
worden  990  Mk.  als  auf  die  Nachnahme  entfallend,  mithin  der  Klägerin 
gehörig,  ausgeschieden,  und  der  Stationsgttterkasse  Metz  übermittelt 
Letztere  trug  jedoch  Bedenken,  diesen  Betrag  an  die  Klägerin  abzu- 
führen, weil  der  Beklagte  ihn  irrtümlich  als  dem  R.  gehörig  ansprach 
und  dessen  angebliche  Forderung  auf  Herausgabe  der  990  Mk.  im 
Wege  des  Arrestes  pfünden  liefs. 

Bei  dieser  Sachlage  hält  es  das  Beruftmgsgericht ,  zumal  der  Fall 
des  Art  410  Abs.  2  (§  441  Abs.  2)  H.G.B.  nicht  gegeben  ist,  im 
Gegensatze  zum  ersten  Richter  für  zulässig,  dafs  die  Nordostbahn,  für 
deren  Rechnung  die  990  Mk.  bereits  eingezogen  sind,  gegen  den  der 
AnsEahlung  dieser  Summe  entgegenwirkenden  Beklagten  als  Klägerin 
auftritt,  um  gemäfs  §  690  (771)  G.Pr.0.  die  Aufhebung  seiner  die 
Auszahlung  hindernden  Pfändung  zu  beantragen. 

Im  Falle    des   Art.   11    des    intemcUionaien    Abkommens    vom 
Id.  November  1896  ist  der  §  85  G,K.G,  unanwendbar. 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichtes  Hamburg  vom  8.  Februar  1901. 

Der  Wortlaut  des  Art  11  bietet  zu  Zweifeln  in  betreff  der  Aus- 
legung Anlafs.     Zu  den  Pirozefskosten  gehören  auch  die  Gerichtskoeten* 

ZeitMhrift  f.  intern.  Priyat-  n.  Straftecht  etc.,  Band  XI.  7 
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Der  Ausdruck  der  französischen  Überschrift  ^CauHo  judicatum 
deutet  eher  auf  eine  Sicherstellung  der  Kosten,  über  welche  darf  Urteil 
entscheidet,  und  somit  auf  eine  Sioherstellnng  nur  des  Beklagten,  weil 
das  Urteil  nur  über  die  Verpflichtung  der  Parteien  zur  Kostentragang 
entscheidet,  wilhrend  die  Verpflichtung  des  (spanischen)  RUigeEB  zur 
Sicherstellung  der  Gerichtskosten  auf  dem  Gesetze,  nicht  auf  dem  Urteile 
beruht  Ein  weiteres  Argument  für  die  engere  Auslegung  bietet  der 
Umstand,  dafs  das  Äquivalent ,  welches  der  Art  12  des  Abkommens 
für  die  Befreiung  der  Ausländer  von  der  erhöhten  Kautionapflicht  in 
der  Erleichterung  der  Zwangsvollstreckung  bietet,  nach  dem  klaren 
Wortlaute  des  Art.  12  sich  nur  auf  Entscheidungen  bezieht,  wodurch 
der  ausländische  Kläger  in  die  Prozefskosten  verurteilt  ist  Auch  die 
Denkschrift,  mit  welcher  das  Abkommen  dem  deutschen  Reichstage  vor« 
gelegt  worden  ist  (Sten.  Ber.  1897/98,  Anlageband  1  Nr.  15)  erörtert 
nur  die  Abänderung,  welche  das  Abkommen  in  Bezug  auf  die  CPr.O. 
§102  (jetzt  §  110)  normierte  Verpflichtung  des  ausländischen  Klägers, 
dem  Beklagten  auf  dessen  Verlangen  wegen  der  Prozefskosten  Sicher- 
heit zu  leisten  herbeiftthrt  Andererseits  spricht  der  Gebrauch  der 
Worte:  „aucune  catäion  ni  depöt  sous  qudque  dSnominoHon  que  oe 
soü*^  im  ftftnzösischen  Texte  bezw.  „eine  Sicherheitsleistung  oder  Hinter- 
legung, unter  welcher  Benennung  es  auch  sei^,  im  deutschen  Texte 
des  Art  11  für  die  weitere  Auslegung.  Bei  dieser  Sachlage  hat  sich 
das  Gericht  durch  Vermittelung  des  Senates  mit  einem  Auskunftsersuchen 
an  das  Beichsamt  des  Auswärtigen  gewendet  Die  Auskunft  besagt, 
dafs  die  Frage,  ob  die  Vorschrift  des  Art  11  sich  nur  auf  die  vom 
Kläger  dem  Beklagten  zu  leistende  Sicherheit  oder  auch  auf  die  Vor- 
sohufspflicht  ftir  die  Gerichtskosten  bezieht,  auf  der  Haager  Konferenz 
überhaupt  nicht  zur  Sprache  gekommen  ist,  und  dafs  ebensowenig  über 
diese  Frage  beim  Abschlüsse  des  Abkommens  oder  später  Verhandlungen 
unter  den  beteiligten  Regierungen  stattgefunden  haben.  Die  der  Aus- 
kunft beigefügten  Protokolle  tlber  die  Verhandlung«!  der  Haager  Kon- 
ferenz, welche  sich  im  wesentlichen  in  der  neuerdings  von  Asser  ver> 
öffentlichten  Schrift  ^La  Convention  de  la  Haye  du  14.  nov.  1896* 
wiedergegeben  finden,  ergeben,  dafs  die  Absicht  der  das  Abkommen 
vorbereitenden  Kommission  sowohl  wie  der  Konferenz  dahin  ging  ^ä 
faire  disparaUre  OMJUvnt  que  possible  au  moyen  des  Conventions  inier* 
naüonäles  les  dispositums  exc^tioneUes  ä  YSgard  des  ära/ngers^  (Aßser 
S.  96,  100,  101,  113,  wo  das  von  der  Kommission  empfohlene  System 
als  dahin  gerichtet  bezeichnet  wird,  ^ä  d^darer  supprim^  toute  exigence 
de  garanHe  judidaire  fondSe  soit  sur  la  naiionälitd  dUramghrey  soU  sur 
le  domicile  ou  la  r4sidence  ä  Väranger  du  demandeur  ou  de  Vinter- 
venant^y 

In  Rücksicht  hierauf  ist  der  weiteren  Auslegung  der  Vorzug  zu 
geben.  Es  läfst  sich  zwar  nicht  verkennen,  dafs  wegen  der  be- 
schränkten Fassung  des  Art  12  die  Eintreibung  der  Gerichtskosten  in 
Fällen,  in  welchen  der  ein^Mhe  Vorschufs,  dem  auch  die  Inländer 
unterwoifen  sind,   zur  Deckung  nicht  ausreicht,    bei  dieser  Auslegung 
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«TBchwert  wird.  Aber  dieses  Bedenken  ist  bei  den  Verhandhmgen 
nicht  znr  Sprache  gekommen,  und  es  Ittfst  sich  nicht  erweisen,  dafs 
die  deatsche  Vertietong  nnd  die  übrigen  Yertragsstaaten  den  Art.  11 
in  dem  beschr&nkten  Sinne  haben  verstehen  wollen,  dafs  er  nur  so  weit 
reichen  solle  wie  das  Korrelat  des  Art  12.  Und  da  auch  der  Aos- 
drack  der  Überschrift  y^CauHo  judicakvm  solvi*^^  namentlich  im  Ver- 
gleiche mit  der  Überschrift  des  deutschen  Textes  „Sicherheitsleistung 
ftir  die  Prozefskosten^  ftlr  die  engere  Auslegung  nicht  entscheidend  in 
Betracht  kommen  kann,  so  mufs  der  Inhalt  des  Textes  ^^aucune  caution 
ni  d^'^H  80f*8  qudque  dSnominaiion  que  ce  soit^,  bezw.  „eine  Sicher- 
beitsleistang  oder  Hinterlegung,  unter  welcher  Benennung  es  auch  sei^, 
SU  Gunsten  der  weiteren  Auslegung  den  Ausschlag  geben. 


Sicherheitsleistung  der  Türken  aus  §  110  O.P.O. 
Zwischenurteil  des  Kammergerichts  vom  1«  Dezember  1900. 

Der  Türke,  welcher  Kläger  und  Berufungskläger  ist,  hat  dem  Be* 
klagten  wegen  der  Kosten  der  Berufung  Sicherheit  zu  leisten.  Nach 
Art  186  der  türkischen  G.P.O.  von  1879  hat  der  BerufungsklSger  dem 
Beruftingsbeklagten  für  die  Prozefskosten  der  Berufungsinstanz  Sicher- 
heit zu  leisten  und  zu  diesem  Zwecke  einen  sicheren  Bürgen  zu  stellen. 
Nach  türkischem  Gesetz  ist  also  ein  Deutscher  „in  gleichem  Falle^, 
d.  h.  wenn  er  als  Klftger  auftritt,  zwar  nicht  in  der  ersten  Instanz, 
aber  doch  wenn  er  Berufiing  einlegt,  zur  Sicherheitsleistung  verpflichtet. 
Damit  ist  aber  die  Ausnahme  des  §  110  Abs.  2  Z.  1  ausgeschlossen 
und  die  Anwendung  des  Abs  1  geboten.  Dafs  diese  Pflicht  der 
Sicherheitsleistung  in  der  Türkei  in  gleicher  Weise  Inländern  wie  Ans- 
Undem,  also  nicht  nur  .den  in  der  Türkei  als  Berufnngskläger  auf- 
tretenden Deutschen  obliegt,  ändert  an  der  Sache  nichts,  da  nur  eine 
sachliche  Gegenseitigkeit  die  Anwendung  des  §  110  Abs.  1  ausschliefst 
{vgl  aauppf  CP.O.  4.  Aufl.  §  110  IV  und  die  dort  atierten.) 

1.  Nach  welchem  Hechte  bestimmt  sich  die  Form  der  Verlöbnisse? 

2.  Auf  die  Vertragsstrafe  Tcann  nicht  aus  einem  Verlobnisse  ge- 
Jdagt  werden,  welches  vor  dem  1.  Januar  1900  geschlossen,  aber 

erst  nachher  gebrochen  ist.  (B.G.B.  §§  1297 y  34i). 

Beschlnfs  des  Kammergeriohts  vom  28.  Januar  1901. 

Parteien  haben  ihren  Wohnsitz  in  Berlin.  Klägerin  hat  unter  der 
Behauptung,  dafs  der  Beklagte  ihr  1899  in  W.,  wo  damals  Verlöbnis* 
vertiäge  formlos  geschlossen  werden  konnten,  die  Ehe  und  für  den 
Fall,  da(s  er  sie  nicht  heirate,  40000  Mk.  versprochen  habe,  einen 
Teil  dieser  Summe  eingeklagt,  weil  sich  Beklagter  1900  anderweit 
verlobt  hat     In  erster  Instanz  abgewiesen,  hat  sie  für  die  Berufungs- 

7* 
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instanz   das  Annenrecht  nachgesucht.     Das  Gesuch  ist  jedoch  sortlck- 
gewiesen  aus  folgenden  Oründen: 

(Nachdem  ausge^ihrt  ist,  dafs  aus  thatsttchlichen  Gründen  ein 
Verlöbnisvertrag  als  abgeschlossen  nicht  angesehen  werden  könne,  wird 
fortgefahren):  Aber  selbst  einen  solchen  unterstellt,  so  würde  er  aach 
aus  RechtsgrUnden  der  Wirksamkeit  entbehren.  Allerdings  bestimmt 
sich  die  Form  eines  VerlöbnisTertrages  wie  die  jedes  anderen  Vertrages 
regelmttfsig  nach  den  am  Orte  des  Abschlusses  geltenden  Gesetzen. 
Allein  da ,  wo  die  Personalstatuten  der  Beteiligten  zur  SichersteUuog 
gegen  Nachteile  eine  bestimmte  Form  vorschreiben,  sind  diese -zu  be- 
obachten, ohne  dafs  es  darauf  ankommt,  ob  die  Kontrahenten  absichtlich 
zur  Umgehung  des  Gesetzes  oder  ohne  solche  Absicht  den  Verlöbnis- 
vertrag aufserhalb  des  Herrschaftsgebietes  ihres  Personalstatutes  ab- 
geschlossen haben.  Eine  derartige  Prohibitiworschrift  enthält  aber  §  82 
A.L.R.  II 1,  welcher  in  der  Kurmark  nicht  suspendiert  ist  (Striethorst 
45  S.  368).  Da  die  Parteien  in  Berlin  ihren  Wohnsitz  haben,  so 
können  sie  jene  Vorschrift,  der  sie  durch  ihren  Wohnsitz  unterworfen 
sind,  nicht  willkürlich  aufser  Anwendung  setzen  (Seufferts  Arcb.  5 
8.  161 ;  Böhm,  Ränml.  Herrsch,  d.  Rechtsnormen  S.  87).  Der  Ansicht 
von  Hahichi^  Einwirkungen  S.  876 «  dafs  ein  formungültiges  Verlöbnis 
mit  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  von  selbst  gültig  werde,  kann  nicht 
beigetreten  werden.  Indessen  selbst  bei  Unterstellung  eines  gültigen 
Verlöbnisvertrages  würde  die  Ellage  keinen  Erfolg  haben  können.  §  1297 
Abs.  2  B.G.B.  erklärt  das  Versprechen  einer  Strafe  ftLr  den  Fall,  dafs 
die  Eingehung  einer  Ehe  unterbleibt,  fllr  nichtig.  Hier  soll  zwar  das 
Versprechen  der  Strafe  schon  1899  gegeben  sein,  und  nach  Art.  170 
E.G.  bleiben  f^  ein  SchuldverhlÜtnis ,  welches  vor  dem  Inkrafttreten 
des  B.G.B.  entstanden  ist,  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend.  Allein 
dadurch  ist,  wie  in  den  Motiven  zu  Art  103  des  Entwurfes  I  und 
den  Protokollen  (6  S.  498  f.)  hervorgehoben  und  auch  vom  Reichs- 
gerichte bereits  anerkannt  ist  (J.W.  Sehr.  1901  S.  1),  nicht  aus- 
geschlossen, dafs,  wenn  einzelne  Normen  des  B.G.B.  einen  prohibitiven 
Charakter  haben,  dergestalt,  dafs  sie  auch  die  bestehenden  Schuldver- 
hältnisse zu  ergreifen  beabsichtigen,  was  im  Wege  der  Auslegung  fest- 
zustellen ist,  dieser  rückwirkenden  Tendenz  Folge  zu  geben  ist.  So 
aber  liegt  hier  der  Fall. 

Der  Entwurf  I  enthielt  im  §  1227  die  Bestimmung,  dafs  durch 
das  Verlöbnis  eine  Verbindlichkeit  der  Verlobten  zur  Schliefsung  der 
Ehe  nicht  begründet  werde,  woraus  sich  im  Zusammenhalt  mit  §  424 
(B.G.B.  §  844)  von  selbst  ergab,  dafs  die  Verabredung  einer  Strafe 
ftlr  den  Fall,  dafs  die  Ehe  nicht  zu  stände  kommen  sollte,  unwirksam 
war  (Mot  4  S.  8).  In  der  II.  Kommission  ging  die  Mehrheit  davon 
aus,  dafs  es  nicht  richtig  sei,  den  Satz  au&ustellen,  dafs  das  Verlöbnis 
unter  keinen  Umstfinden  ein  Rechtsgeschäft  sein  könne.  Thatsttchlich 
würde  es  vielfietch  als  solches  aufgefttfst  und  behandelt.  Es  müsse  not- 
wendig zu  Mifsverstttndnissen  führen,  wenn  man  an  die  Spitze  der 
Vorschriften  über   das  Verlöbnis  den  Satz   stelle,    dafs   es   keine  Ver- 
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pfliehtang  sar  Eingehung  der  Ehe  begründe.  Man  erwecke  dadurch 
den  Anachein,  als  solle  damit  auch  die  im  Verlöbnis  liegende  sittliche 
Verpflichtung  verneint  werden.  Man  erachtete  es  deshalb  fHr  aus- 
reichend, den  Satz  auszusprechen,  dafs  aus  dem  Verlöbnis  keine  Klage 
auf  Eingehung  der  Ehe  zugelassen  werde,  und  im  übrigen  die  Frage 
nach  dem  principiellen  Charakter  des  Verlöbnisses  der  Wissenschaft  zu 
überbisBen  sei  (Prot.  4  S.  1  ff.).  Mit  Rücksicht  auf  diese  veränderte 
Fassang  des  §  1227  erschien  es  indessen  zweckmüfsig ,  den  mit  dem 
ernten  Entwürfe  übereinstimmenden  Satz,  dafs  das  Versprechen  einer 
Stiafe  zur  Aufrechterhaltung  eines  Verlöbnisses  unwirksam  sei,  be- 
sonders auszusprechen  (Prot.  S.  9).  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  der 
Zweck  des  Abs.  2  des  §  1297  ist,  aufser  Zweifel  zu  stellen,  dafs  der 
Satz,  dafs  eine  Strafe  nicht  wirksam  für  eine  gesetzlich  unzulässige 
Leistung  vereinbart  werden  kann ,  auch  auf  das  Verlöbnis  Anwendung 
finden  soll,  trotzdem  das  Gresetz  die  Leistung  aus  dem  Gesetz  nicht 
Dir  unwirksam,  sondern  nur  für  nicht  klagbar  erklärt  hat. 

Erwägt  man  nun,  dafs  die  Bestimmung  des  §  1297  Abs.  1 ,  dafs 
aos  einem  Verlöbnis  auf  Eingehung  der  Ehe  nicht  geklagt  werden 
kann,  eine  Vorschrift  zwingenden  Rechtes  ist,  welche  auch  auf  Yer- 
lObnisee  Anwendung  findet,  die  noch  unter  der  Herrschaft  des  früheren 
Rechtes  geschlossen  sind  (Rsp.  1  S.  30,  J.W.Bchr.  1900  S.  727),  so 
eigiebt  sich,  dafs  auch  der  Abs.  2,  welcher  ein  Ausflufs  der  Unklag- 
barkeit des  Verlöbnisses  das  Versprechen  einer  Strafe  ftlr  den  Fall, 
dafs  die  Eingehung  einer  Ehe  unterbleibt,  für  nichtig  erklärt,  auf  Ver- 
löbnisse zur  Anwendung  gebracht  werden  mufs,  welche  vor  dem 
1.  Januar  1900   geschlossen   sind.     Übereinstimmend  Habicht  S.  377. 


B.    Strafrecht.  —  Straflppozefs. 

Bedeutung   der  Exterritorialität   der  in  den  §§  18  und  19  des 
Crerichtsverfassungsgesetees  heaeichneten  Personen, 

UrteU  des  Kammergerichts  in  Berlin  vom  26.  Juni  1899  (Pr,  JostMin.Bl« 

62.  Jahrgang,  1900,  S.  579  ff.). 

Gründe:  Der  Angeklagte  ist  nach  der  Feststellung  des  Vorder- 
nchters  fittnzösischer  Unterthan,  und  zwar  bis  September  1898  Be- 
diensteter des  spanischen  Gesandten  beim  Deutschen  Reiche.  Er  ist 
beschuldigt,  am  18.  August  1898  die  Köchin  J.  R.  vorsätzlich  körper- 
lich mifshandelt  zu  haben,  und  zwar  zum  Teile  mittelst  einer  das  Leben 
gefährdenden  Behandlung.  Der  VorfisLll  hat  sich  im  Oesandtschaftshotel 
des  spanischen  Gesandten  zu  B.  zugetragen.  Der  Vorderrichter  hat  es 
dahingestellt  gelassen,  ob  das  gedachte  Gesandtschaftshotel  als  Ausland 
im  Sinne  des  §  4  Str.G.B.  anzusehen  ist,  er  hat  auch  eine  thatsächliche 
Feststellung  bezüglich  der  That  selbst  nicht  getroffen  und  in  der  Er- 
wägung, dafs  der  Angeklagte  nach  §§18  und  19  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes zur  Zeit  der  That  nicht  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  unter- 
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standen  habe^  und  dals  deshalb  die  That  als  fbr  ein  deutsches  Grericht 
überhaupt  nicht  existierend  anzusehen  sei,  das  Verfahren  gegen  den 
Angeklagten  eingestellt. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  die  Königliche  Staatsanwaltschaft  die  Re- 
yision  eingelegt,  indem  sie  Verletzung  des  §  8  Str.G.B.  und  der  §§18 
und  19  G.V.Gr.  rttgt     Die  Beschwerde  ist  begründet 

Der  §  18  a.  a.  0.  bestimmt:  „Die  inländische  Gerichtsbarkeit  er- 
streckt sich  nicht  auf  die  Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  Deutschen 
Beiehe  beglaubigten  Missionen  etc.^  und  §  19  a-  a.  0.  lautet:  „Auf 
die  Familienmitglieder,  das  Geschttfbspersonal  der  im  §  18  erwähnten 
Personen  und  auf  solche  Bedienstete  derselben,  welche  nicht  Deutsche 
sind,  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  Anwendung.^  Der  Vorder« 
richter  hat  nun  ausgeführt,  dafs  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der 
Angeklagte  wegen  des  ihm  zur  Last  gelegten  Vergehens  in  Deutschland 
verfolgt  werden  kann,  sich  aus  den  §§18  und  19  a.  a.  0.  ergebe. 
Nach  diesen  Bestimmungen  habe  der  Angeklagte  bis  zu  seiner  Entlassung 
«US  dem  Dienste  des  Gesandten  nicht  der  inländischen  Gerichtsbarkeit 
miterstanden.  Diese  Vorschrift  sei  nicht  lediglich  prozessual,  wie  der 
erste  Richter  annehme,  vielmehr  negiere  §  18  und  19  a.  a.  O.  die 
Justizhoheit  des  Deutschen  Reiches  über  die  dort  bezeichneten  Per- 
sonen. Alle  Strafthaten,  die  von  diesen  Personen  begangen  wtirden, 
existierten  fUr  die  deutschen  Gerichte  nicht. 

Diese  Ausführungen  sind  rechtsirrtümlich.  Die  §§  18  und  19 
a^  a.  0.  befreien  allerdings  die  dort  erwähnten  Personen  von  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit,  aber  nicht  den  deutschen  Strafrechtsnormen. 
Diese  Vorschriften  beruhen  auf  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  (vgl. 
Motive  zum  G.V.G.  S.  55).  Der  Grund  dieser  Befreiung  von  der 
Gerichtsbarkeit  des  Aufenthaltsstaates,  ist,  wie  Qeffckm  in  Heffter- 
Qeffdcen,  „Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart^  8.  Ausg.  S.  440 
Anm.  2  ausführt,  dafs  der  Gesandte  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Auf- 
enthaltsstaates  vollkommen  unabhängig  sein  mufs,  weil  anderenfidls  er 
von  dem  Aufenthaltsstaate  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  könnte 
und  so  der  Regierung  fortwährend  Gelegenheit  gegeben  wäre,  unter 
dem  Verwände  eines  Verdachts  und  notwendiger  Untersuchung  seine 
Freiheit  zu  beschrlinken. 

„Und  um  die  Konflikte  zwischen  deutschen  Strafgerichtsbehörden 
mit  den  diplomatischen  Agenten,  eventuell  den  durch  sie  vertretenen 
Mächten  möglichst  zu  vermeiden,  läfst  man^,  wie  Binding  in  seinem 
Handbuche  des  Strafrechts  Bd.  1  S.  697  ausführt,  „auch  die  Familie 
derselben,  ihr  Geschäftspersonal  und  ihre  fremdländischen  Bediensteten 
an  dem  gleichen  Privilegium  participieren.**  Die  Exemtion  eines  Be- 
diensteten eines  Gesandten  besteht  also  lediglich  im  Interesse  des  letz- 
teren (so  auch  V.  Bar^  ^Internationales  Privat-  und  Strafrecht"  1.  Aufi* 
S.  574  Anm.  7).  Die  Vorschriften  der  §§  18  und  19  a.  a.  0.  bewiricen 
für  die  dort  erwähnten  Personen  Freiheit  vom  Gerichtszwange,  eine 
UnVerfolgbarkeit  (vgl  Binding  a.  a.  0.  S.  685 ;  C^hausen^  Kommentar 
5.  Aufl.  Anm.  21  zu  §  3  Str.G.B.;  UVmann^  Strafprozefsrecht  S.  65; 
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Bennecke  y  Stnfpzozefsreeht  S.  41;  Zorfi,  Reichsstaatoreeht  II 
ä  462). 

Die  Verfolgbarkeit  ist  BUBpendiert,  so  lange  die  in  den  §§18  und 
19  bezeichneten  Personen  eine  der  dort  gedachten  Stellungen  ehi- 
nehmen.  Da  der  Zweck  dieser  Bestimmungen  nur  dahin  geht,  den 
diplomatischen  Vertretern  die  ungestörte  Ausübung  ihres  Berufe  und 
die  ungestörte  Verwendung  ihres  Personals  zu  sichern,  so  hört  f^r  die 
in  den  §§18  und  19  a.  a.  O.  genannten  Personen  die  Freiheit  vom 
Öerichtszwange,  die  Unveifblgbarkeit  auf,  sobald  tUkr  sie  der  Zweck  der 
gedachten  Bestimmungen  wegf^tUt,  sobald  sie  also  ans  der  Stellung  aus- 
scheiden, auf  Grund  deren  ihnen  die  sogenannte  Exterritorialität  zu- 
stand.  Heffter '  &effcken  sagt  a.  a.  0.  S.  104:  „Das  Recht  der  £x- 
torritoriaÜtttt  dauert  nur  so  lange  als  ihr  Grund.  ^  Die  Verfolgbarkeit 
des  Angeklagten  war  demnach,  so  knge  er  Bediensteter  des  spanischen 
Gesandten  war,  suspendiert,  sie  ist  aber  mit  seiner  Entlassung  aus  dem 
Dienste  des  Gesandten  wieder  eingetreten,  weil  seine  Exemtion  lediglich 
im  Interesse  des  Gesandten  bestand. 

Schon  nach  dem  Wortlaute  des  §  18  a.  a.  0.:  „Die  inländische 
Oerichtsbarkeit  erstreckt  sich  nicht**,  ist  es  unzweifelhaft,  dafs  gegen 
die  in  dod  §§18  und  19  a.  a.  0.  bezeichneten  Personen  ein  Straf- 
reriahren  vor  deutschen  Gerichten  unzulässig  ist,  so  lange  sie  eine  der 
dort  gedachten  Stellungen  einnehmen ,  und  es  ist  auch  unzweifelhaft, 
dafs  diese  Personen,  sobald  sie  aus  dieser  Stellung  ausgeschieden  sind, 
sowohl  wegen  der  Strafthaten  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  unter- 
stehen, welche  sie  verttbi  haben,  bevor  sie  eine  der  in  den  §§18  und 
19  a.  a.  0.  gedachten  Stellungen  einnehmen,  als  auch  w<^n  der  Straf« 
thaten,  welche  sie  nach  dem  Ausscheiden  aus  dieser  Stellung  vertlbt 
ktben. 

Aus  dem  Umstände,  dafs  die  Vorschriften  der  §§18  und  19  a.  a.  O. 
aar  die  Verfolgbarkeit  hindern  und  keine  Exemtion  von  den  deutschen 
Strefrechtsnormen  bewirken,  folgt  auch  weiter  von  selbst,  dafs  die  ge- 
nannten Personen  auch  wegen  aller  Strafthaten  der  inländischen  Gerichts- 
barkeit unterworfen  sind,  welche  sie  während  ihrer  sogenannten  Ex- 
territorialität vertlbt  haben. 

Dieser  sich  ergebende  völkerrechtliche  Grundsatz  findet  auch  seine 
vielfiKhe  Anerkennung  in  der  Litteratur.  So  sagt  Binding  a.  a.  0. 
8.  686,  dafs  die  Exterritorialen  nur  unverfolgbar  sind  „für  die  Dauer 
ihrer  Exterritorialität,  während  derselben  allerdings  auch  wegen  aller 
früheren  den  inländischen  Gesetzen  unteHkllenden  Handlungen;  nach 
Beendigung  des  Exterritorialitätsverhältnisses  sind  sie  verfolgbar  selbst 
wegen  aller  von  ihnen  als  Exterritorialen  und  in  noch  früherer  Zeit  be- 
gangenen Verbrechen,  sofern  die  Verjährung  noch  nicht  Platz  ge- 
griffen hat**. 

Während  Professor  Dr.  v,  Kriee  in  seiner  Abhandhing :  „Das  per- 
sönliche Herrschaftsgebiet  der  Strafjprozersgesetze**  im  Archiv  ftkr  öffent- 
liche Rechtspflege  Bd.  5  S.  353  für  die  Gesandten  und  Botschafter  eine 
dauernde  materiell-rechtliche  Exemtion  in  Anspruch   nimmt,    ist  er  hn 
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Zweifel,  ob  ein  Gleiches  auch  flLr  die  Familienmitglieder  dieser  Per- 
sonen, das  Geschäftspersonal  und  die  Bediensteten  gelten  soll,  oder  ob 
die  genannten  Kategorien  nicht  lediglich  für  die  Dauer  ihres  Verhält- 
nisses prozessualisch  ezimiert  sind.  Hiertttr  entscheiden  sich  auch  v.  Bar 
a.  a.  0.  S.  574  Anm.  7  und  dieselbe  Ansicht  vertritt  auch  Harburger: 
„Der  strafrechtliche  Begriff  Inland **  S.  188.  Wenn  v.  Kries  a.  a.  O. 
und  auch  v.  lAset  in  seinem  Lehrhuche,  9.  Aufl.  8.  107  Anm.  3,  in 
der  Exterritorialität  einen  persönlichen  Straftiusschliefkungsgrund  finden^ 
so  verkennen  sie  zunächst  den  klaren  Wortlaut  der  §§18  und  19 
a.  a.  0.,  welche  nur  eine  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  vorschreiben, 
sowie  den  Zweck  der  Vorschrift,  welcher,  wie  bereits  oben  erwähnt, 
l<^diglich  dahin  geht,  den  diplomatischen  Vertretern  die  ungestörte  Aus- 
übung ihres  Berufes  zu  sichern.  Im  vorliegenden  Falle  wird  nun  dem 
Angeklagten  zur  Last  gelegt,  dafs  er  zu  der  Zeit,  als  er  Bediensteter 
bei  dem  spanischen  Gesandten  war,  sich  einer  vorsätzlichen  Körper- 
verletzung schuldig  gemacht  habe.  Da  der  Angeklagte  aus  dem  Dienste 
des  Gesandten  ausgeschieden  ist,  so  steht  seiner  Bestrafung,  sofern  die- 
selbe sonst  gegeben  ist,  die  Bestimmung  des  §  19  G.V.G.  nicht  ent- 
gegen, vielmehr  greift  die  Bestimmung  des  §  3  Str.G.B.  Platz,  nach 
welcher  die  Strafgesetze  des  Deutschen  Reichs  auf  alle  im  Gebiete  des- 
selben begangenen  strafbaren  Ebindlungen  Anwendung  finden,  auch  wenn 
der  Thäter  ein  Ausländer  ist. 

Da  sich  die  Revision  der  Staatsanwaltschaft  gegen  ein  Urteil  richtet, 
welches  von  einem  Landgericht  in  der  Berufbngsinstanz  ergangen  ist 
und  nach  §  380  Str.Pr.O.  gegen  die  in  der  Berui^mgsinstanz  erlassenen 
Urteile  die  Revision  wegen  einer  Verletzung  einer  Rechtsnorm  ttber  das 
Verfahren  nur  auf  Verletzung  der  Vorschrift  des  §  898  gestützt  werden 
kann,  so  war  noch  zu  prüfen,  ob  die  Rüge  der  Verletzung  der  §§18 
und  19  G.V.G.  sich  als  eine  Rüge  wegen  Verletzung  einer  Rechtsnorm 
über  das  Verfahren  darstellt  und  als  solche  nach  §  380  Str.Pr.O.  un- 
zulässig ist.  Das  Revisionsgericht  hat  diese  Frage  verneint.  Die  Be- 
stimmungen der  §§18  und  19  G.V.G.  haben  nicht  blofs  einen  prozefs- 
rechtlichen,  sondern  auch  einen  völkerrechtlichen  Inhalt,  sie  betreffen 
nicht  die  Strafverfolgung  selbst,  sondern  deren  Zulässigkeit,  nicht  die 
Frage,  wie,  sondern  ob  gegen  jemanden  strafrechtlich  vorzugehen  ist. 
Diese  Frage  ist  eine  materiellrechtliche.  Auch  Olshausen  sagt,  siehe 
Kommentar  5.  Aufl.  in  Anm.  21  zu  §  3  Str.G.B.,  dafs  die  auf  dem 
Völkerrechte  beruhende  sogenannte  Exterritorialität,  welche  nach  §  18 
G.V.G.  lediglich  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  bewirkt,  mittelbar 
materiellrechtliche  Folgen  hat  Die  Rüge  der  Verletzung  der  §§  18 
und  19  a.  a.  0.  war  demnach  ftir  zulässig  zu  erachten.  Da  der  Vorder- 
richter  festgestellt  hat,  dafs  die  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  That 
im  Gesandtschaftshotel  verübt  ist,  war  endlich  noch  zu  prüfen,  ob  das 
Gesandtschaftshotel  als  Ausland  im  Sinne  des  §  4  Str.G.B.  anzusehen 
ist,  weil,  wenn  diese  Frage  zu  bejahen  wäre,  die  That  von  einem  Aus- 
länder im  Auslände  begangen  wäre  und  aus  diesem  Grunde  nach  §  4 
Str.G.B.    eine  Verfolgung    des    Angeklagten    nicht   stattfinden    könnte. 
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Die  Frage,  ob  die  Wohnung  eines  bei  der  inländischen  Regierang  be- 
glanbigten  Gksaadten  als  Ausland  im  Sinne  des  §  4  Str.G.B.  anzusehen 
ist,  hat  bereits  das  Reichsgericht  in  dem  Urteile  vom  26.  November 
1880  (Entsch.  in  Strafeaehen  Bd.  3  S.  71)  entschieden  und  ausgeführt, 
dafs  es  keinem  Bedenken  unterliegen  kann,  dafs  die  Wohnung  eines 
bei  der  inländischen  Regierung  beglaubigten  Gesandten  nicht  Ausland, 
Modem  Inland  ist.  Dieser  Ansicht  ist  das  Revisionsgericht  beigetreten. 
yDas  Gresandtschaitshotel  ist,**  wie  Harburger  a.  a.  0.  S.  189  ausführt, 
^ nicht  als  solches,  sondern  nur  insofern  und  soweit  dies  zur  Wahrung 
der  persönlichen  Unverletzlichkeit  des  Gesandten  und  seiner  Begleitung 
unuDglnglich  ist,  dem  Jurisdiktionsbereiche  der  Landesgerichte  ent- 
rO^t.*'  Auch  das  Gerichtsverfassungsgesetz  ezimiert  in  den  §§  18 
vnd  19  den  Creaandten  und  sein  Personal  sowie  die  Bediensteten 
BOT  persönlich ,  nicht  aber  das  Gesandtschaftshotel  örtlich  von  der  in- 
lind^ehen  Gerichtsbarkeit  Die  Strafthat  des  Angeklagten  ist  demnach, 
sofiBni  sie  erwiesen  wird,  im  Inlande  begangen  und  nach  §  S  Str.G.B. 
strafbar. 

Wenn  endlich  der  Yorderrichter  noch  hervorhebt,  dafs  der  Be- 
strafiuig  des  Angeklagten  der  Umstand  entgegenstehe,  dafs  der  Ange* 
kbgte  wegen  derselben  Strafthat  möglicherweise  zweimal  bestraft  werden 
kömie,  einmal  seitens  der  spanischen  Justiz,  deren  Kompetenz  zweifellos 
sei,  und  dann  auch  seitens  der  deutschen,  so  kann  auch  dieser  £inwand 
nieht  für  zutreffend  erachtet  werden.  Ganz  abgesehen  von  der  Frage, 
ob  tlberhaapt  die  That  des  Angeklagten  in  Spanien  zur  Aburteilung 
gewgen  werden  kann,  sind  die  inländischen  Strafgesetze,  sofern  eine 
Handlung  im  Inlande  strafbar  ist,  auf  diese  anzuwenden,  ohne  Rück- 
ffieht  darauf,  ob  der  Angeklagte  wegen  derselben  That  möglicherweise 
Doch  anderwärts  verfolgt  werden  kann. 

Die  Revision  der  Königlichen  Staatsanwaltschaft  ist  demnach  be- 
gründet. 

Da  eine  ausreichende  thatsächliche  Feststellung  vom  Yorderrichter 
Doeh  nicht  getroffen  ist,  war  das  angefochtene  Urteil  aufzuheben  und 
die  Sache  zur  anderweiten  Yerhandlung  und  Entscheidung  an  das  Be- 
rofimgsgericht  zurückzuverweisen. 
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Damiail. 

Urteil  des  Höchsten  Gerichtshofes  des  Staates  New  York  vom  21.  November 
1899  (Deutsche  Juristen-ZSeitung  Y.  Jahrgang  S.  508). 

Erblasserin   kam  nach   dem  Tode   ihres  Mannes    in  den  fünfziger 
J^bren  nach  Dresden,  wo  sie  über  30  Jahre  lebte  und  im  Jabre  1888 


1)  S.  auch  unten  S.  163. 


106  BeehtsprechiiDg. 

Btarb.  Sie  hmterliefB  ein  im  Jahre  1878  in  Dresden  yerfafBteB  Testa^ 
ment  Ihr  Vermögen  bestand  ans  OmndbeBitz  im  Staate  New  Yoik 
nnd  aus  amerikanischen  Werten,  die  sich  in  New  York  in  der  Ver- 
waltong  der  Klligerin,  einer  Trost  Ck>mpan7,  befanden.  Nach  den  Be- 
stimmungen des  Testaments  sollte  der  dritte  Teil  des  Nachlasses  Ton 
den  TestamentsvoUstreckem  an  Gunsten  einer  Tochter  der  Erblasserin 
Terwaltet  und  nach  dem  Tode  der  Tochter  an  deren  rechtmUfsige  Nach- 
kommenschaft (lawftU  is8U^  ausgeaahlt  werden;  in  Ermangelung  soldier 
Nachkommenschaft  sollte  dieser  Dzitteil  unter  zehn  andere  Enkelkinder  der 
Erblasserin  verteilt  werden.  Die  Tochter  hatte  sich  1857  mit  einem 
sächsischen  Offizier  verheiratet  und  aus  der  Ehe  zwei  Kinder  gehabt,  die 
beide  im  Jahre  1872  starben;  im  Jahre  1876  adoptierte  sie  mit  ihrem 
Manne  nach  sächsischem  Rechte  eine  Nichte  an  Kindesstatt  Sie  stsrb 
1893  und  hinterliefs  diese  Adoptivtochter,  zu  deren  Gunsten  ein  An- 
spruch auf  ein  Drittel  des  Nachlasses  geltend  gemacht  wird.  Der  An- 
spruch grttndet  sich  auf  den  behaupteten  sichsischen  Bechtsgrundsatt, 
dafs  die  Adoptivtochter  ganz  und  gar  die  Stellung  eines  rechtm&fsigeD 
Nachkommen  einnehme.  Der  Höchste  Gerichtshof  des  Staates  New  Yoik 
verwirft  den  Anspruch.  Der  Status  des  Adoptivkindes  in  Sachsen  ist 
gleichgültig,  und  nach  dem  New  Yorker  Rechte  müssen  die  Worte 
lawfül  issue  auf  leibliche  Descendenz  bezogen  werden.  Die  Succession 
im  vorliegenden  Falle  unterliegt  dem  Rechte  des  Staates  New  York, 
in  dem  die  Erblasserin  zur  Zeit  ihres  Todes  ihr  Domizil  hatte.  Die 
Frage  des  Domizils  mufs  nach  den  Intentionen  der  betreffenden  Person 
und  nach  den  Umständen  des  Falles  entschieden  werden  und  ist  inso- 
fem  keine  Rechtsfrage.  Die  Entscheidung  der  unteren  Instanz  bindet 
daher  das  Berufringsgericht,  „selbst  wenn  die  Umstände  nicht  so  be- 
friedigend und  überzeugend  wären,  als  sie  es  in  der  That  sind".  (New 
York  lAfe  Ineurance  ondTnMt  Company  ve.  Viekj  21.  November  1899. 
Mitgeteilt  von  Prof.  Dr.  E.  Freund,  Chicago.) 


Egypten. 


Einrede  der  Unmständigheit  gegenüber  der  Getcährschafts- 

Zwischenklage. 

Urteil  des  einheimischen  Appellgerichts  vom  1.  Juni  1899  {Clunet  1900  S.  821) 

Die  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts  gegenüber  einer 
Gewährschafts -Zwischenklage  ändert  nichts  an  der  Zuständigkeit  cler 
Hauptklage. 
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Frankreich. 

Staatsangehörigkeit. 

Urtdi  des  Appellgerichts  Alz  yom  2.  Dezember  1898  (Clunet  1900  8.  801). 

Der  in  Frankreich  Geborene  soll  angesehen  werden  als  von  aus- 
IlbidiBchen  Eltern  stammend,  die  selbst  in  Frankreich  geboren  sind, 
wenn  diese  anf  einem  Territorinm,  das  seither  mit  Frankreich  vereinigt 
worde,  geboren  sind.  Dies  ist  die  rückwirkende  Folge  der  Annexions- 
Tertriige. 

Cautio  judicatfim  solm;  Handelssachen;  Ängehöriye  des  Deutschen 
Reichs,    Französ.  Gesetz  vom  5.  März  1895. 

Urteil  des   Appellhoü»  Paris  vom  6.  Mai  1899   (Fand,  franc.  1900.  5.  21. 
ZdtBchr.  f.  deutsches  bürgerL  Recht  und  franz.  ayibrecht  Bd.  81  S.  598)w 

Seit  der  VerkUndong  des  Gesetzes  vom  5.  Mflrz  1895  sind  die 
Angehörigen  des  Deutschen  Reiches,  wenn  sie  in  Handelssachen  vor 
einem  fianzösischen  Gericht  als  Hauptkltfger  oder  Intervenienten  auf- 
treten ,  zur  Stellung  der  cautio  judicaium  solvi  verpflichtet,  sofern  sie 
sieht  in  Frankreich  Immobilien  besitzen,  deren  Wert  hinreicht,  um  die 
Zahlung  der  Kosten  und  der  etwa  aus  dem  Prozefs  sich  ergebenden 
ScbadenBersatzsummen  zu  sichern,  oder  sofern  sie  nicht  zum  Armenrecht 
angelassen  sind.  (Internationale  Übereinkunft  vom  20.  Februar  1880 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland,  Art.  3.) 

Der  Art.  11  des  Frankfurter  Vertrags  vom  10.  Mai  1871,  welcher 
zur  Grandlage  der  Handelsbeziehungen  der  beiden  Lftnder  das  System 
der  gegenseitigen  Behandlung  auf  dem  Fufse  der  meistbegünstigten 
Nation  nimmt,  kann  nicht  mit  Erfolg  von  ihnen  zum  Zwecke  der  Be- 
freiung von  der  Sicherheitsleistung  angerufen  werden,  weil  die  Be- 
stimmungen dieses  Artikels  nur  den  Zweck  haben,  den  Angehörigen 
der  beiden  Länder  fQr  sich  und  ihre  Vertreter  die  freie  Austlbung  und 
die  gegenseitige  Sicherheit  ihrer  Beziehungen  und  ihrer  Handels- 
angelegenheiten  zu  sichern,  keineswegs  aber  sich  auf  die  handelsrecht* 
liehen  Beanstandungen  und  Prozesse,  die  allgemeine  Lage  der  Ausländer 
oder  überhaupt  auf  die  Prozofsgesetze  bezogen. 

Das  Gesetz  vom  5.  März  1895,  welches  den  einzigen  Zweck  hatte, 
die  den  Ausländem  schon  in  Civilsachen  obliegende  Verpflichtung  zur 
Stellung  der  cautio  judicatum  solvi  auf  Handelssachen  auszudehnen, 
hat  demnach  die  Bestimmungen  des  Frank^rter  Vertrags  ebensowenig 
als  die  der  internationalen  Übereinkunft  vom  20.  Februar  1880  be- 
itthrt. 

Aus  den  Gründen:  „In  Erw.,  dafs  die  Witwe  C.  g^en  das 
urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  5.  Juni  1898  appelliert  hat, 
durch  welches  ihre  gegen  B.  als  Liquidator  der  Feuerversicherungs- 
gesellscbaft  la  Provindale  gerichtete  Schadensersatzklage  abgevriesen 
murde;  dafs  die  Witwe  C.  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  und  zu 
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Kafsweiler,  Gemeinde  Hilsprich  in  ElsafB-Lotfaringen,  wohnhaft  ist  nnd 
in  Frankreich  keinen  Grundbesitz  hat;  dafs  B.  in  seiner  angegeboiea 
Eigenschaft  durch  am  28.  NoTember  1898  zugestellte  Antiüge  unter 
Anrufung  der  Bestimmungen  der  Art  1  und  2  des  Gresetzes  vom 
5.  Mftrz  1895  verlangt,  die  Appellantin  soUe,  bei  Strafe  ihre  Appellation 
sofort  als  unzulässig  erklärt  zu  hören,  verpflichtet  sein  eine  ciowitw 
judicatum  solvi  zu  stellen,  welche  genüge,  um  die  Zahlung  des  Schadens- 
ersatzes und  der  aus  dem  Prozesse  sich  ergebenden  Kosten,  zu  denen 
sie  verurteilt  werden  könne,  zu  sichern;  dafs  Witwe  C,  welche  gegen 
die  Zulässigkeit  dieses  Antrages  übrigens  keine  Gründe  vorbringt,  sich, 
um  der  Verpflichtung  der  beanspruchten  Sicherheitsleistung  zu  entgehen, 
darauf  beruft,  dafs  der  Frankftirter  Friede  von  1871  und  die  inter- 
nationale zwischen  Frankreich  und  Deutschland  im  Jahre  1880  ge- 
schlossene Übereinkunft  in  Handelssachen  die  einer  jeden  der  zwei 
Nationen  angehörigen  Gerichtsbaren  von  dieser  Sicherheit  befreie,  und  das 
Gesetz  vom  5.  März  1895  diese  Vertrtftge  weder  abändern  noch  aufser 
Wirksamkeit  habe  setzen  können;  in  Erw.,  dafs  nach  Art  11  des 
Frankfurter  Vertrages  vom  10.  Mai  1871  die  französische  and  die 
deutsche  Staatsregierung  zwar  ,den  Grundsatz  der  gegenseitigen  Be- 
handlung auf  dem  Fufse  der  meistbegünstigten  Nationen  ihren  Handels- 
beziehungen zu  Grunde  legen',  und  dafs  femer  festgesetzt  wurde,  ^dafs 
diese  Regel  die  Zulassung  und  Behandlung  der  Angehörigen  beider 
Nationen  und  deren  Vertreter  umfasse;  dafs  diese  einzig  und  allein 
zum  Ersatz  der  durch  den  Krieg  vernichteten  Handelsverträge  ge- 
schaffenen Bestimmungen  aber  offensichtlich  keinen  anderen  Zweck 
hatten,  als  den  Angehörigen  beider  Nationen  auf  dem  Fufse  der  meist- 
begünstigten Nation  ^  sie  und  ihre  Stellvertreter  die  freie  Ausübung 
und  die  gegenseitige  Sicherheit  ihrer  Handebbeziehungen  und  Geschäfte 
zu  gewährleisten;  dafs  sie  in  der  That  sich  weder  auf  die  handelsrecht- 
lichen Beanstandungen  und  Prozesse  noch  auf  die  allgemeine  Lage  der 
Ausländer  oder  überhaupt  auf  die  Prozefsgesetze  bezogen;  dafs  man 
folglich  und  in  Ermangelung  einer  förmlichen  und  ausdrücklichen  sich 
auf  die  gerichtlichen  Klagen  beziehenden  und  den  Angehörigen  der 
beiden  Nationen  gegenseitig  ,den  freien  Zugang  zu  den  Gerichten'  ein- 
rtlumenden  Abmachung  aus  ihnen  die  Befreiung  von  der  Verpflichtung 
die  cautio  judicatum  soUn  zu  leisten  nicht  herleiten  kann;  dafs  dies 
auch  aufserdem  nicht  der  Wille  der  beiden  vertragschliefsenden  Staats- 
regierungen sein  konnte,  da  zu  diesem  Zwecke  die  Befreiong  von  der 
Kaution  in  Handelssachen  sich  aus  der  damals  in  Frankreich  geltenden 
Gesetzgebung  ergab;  dafs  bei  solcher  Sachlage  die  Schlufsbestimmung 
des  Art.  11  des  Frankfurter  Vertrags  der  Witwe  C.  nicht  die  Er- 
mächtigung gewährt,  sich  zur  Begründung  ihrer  Aufstellung  auf  irgend 
einen  der  früheren  oder  späteren  StaatsverMge  zu  berufen,  durch  welche 
die  Ausländer  in  Frankreich  im  Wege  der  Gegenseitigkeit  zum  freien 
Auftreten  vor  den  Gerichten  zugelassen  und  von  jeder  Gebühr,  jeder 
Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  befreit  wurdefn;  dafs  nach  all 
diesem   das   Gesetz  vom   5.  März  1895   dadurch,   dafs   es  die  frühere 
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Gesetzgebung  abänderte  und  in  allen  Sachen,  demgeniftfs  auch  in  Handelfl- 
sachen,  dem  vor  den  französischen  Gerichten  als  Hauptkläger  oder 
Intervenienten  auftretenden  Ausländer  die  Verpflichtung  zur  SicherheitB- 
leistuDg  auflegte,  die  f^  die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  aus 
dem  Frankfurter  Vertrage  sich  ergebenden  Rechte*  nicht  beeinträchtigt 
hat;  in  Erw.,  dafs  Art  8  der  am  20.  Februar  1880  zwischen  Frank- 
reich und  Deutschland  abgeschlossenen  internationalen  Übereinkunft  sich 
darauf  beschränkt  hat,  die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  Länder, 
welche  in  dem  anderen  zum  Armenrecht  zugelassen  sind,  von  jeder 
SicherheitBleistung  oder  Hinterlegung  zu  befreien,  welche  von  Aus- 
lindem, die  mit  Staatsangehörigen  einen  Rechtsstreit  führen,  nach  der 
Gesetzgebung  des  Landes,  in  welchem  die  Klage  erhoben  wurde,  ge- 
fordert werden  könnte;  dafs  aber,  da  diese  zudem  in  den  allgemeinsten 
Ansdrllcken  gefafste  Bestimmung  zu  diesem  Zeitpunkt  nur  in  Civilsachen 
ZOT  Anwendung  gelangen  konnte,  sie  nicht  den  Zweck  hatte  und  nicht 
die  Folge  haben  konnte,  die  internationale  sich  aus  dem  Frankfurter 
Vertrage  ergebende  Lage  zu  ändern  noch  fUr  die  beiden  vertrag- 
lehliersenden  Nationen  das  Recht  zur  Abänderung  ihrer  Gesetzgebung 
ZQ  beschränken;  dafs  schliefslich  das  Gesetz  vom  5.  März  1895  die  in 
Frage  stehende  Übereinkunft  in  keiner  Weise  beeinträchtigt,  abgeändert 
oder  beechränkt  hat*^  .  .  . 

Ähnlich  wie  obiges  Urteil  des  Pariser  Apellhofs  hat  ein  Urteil  des 
Handelsgerichts  Saint-Etienne  vom  13.  Juni  1899  (Fand,  fr,  1900.  2.  21) 
flieh  ansgesprochen.  Vgl.  aber  dagegen  die  Urteile  des  Kassationshofs  vom 
U.  Hai  1895  (l'and.  fr.  189  6.  5.  9)  und  des  Appellhofs  Rouen  vom  22.  Juli 
1896  (Fand.  fr.  1897.  5.  37)  und  A.  Wei/a,  Tr.  Hirn,  de  droit  intern,  privi^ 
2»  edit.  p.  796. 
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Differenisgeschäfte  an  einer  auslöndischen  Börse. 

ürteU  des  Kassationshofee  zu  Turin  vom  9.  November  1896  {Clunet  1900  S.  827). 

Difierenzgeschäfte  und  Börsenspiele  fallen  unter  das  Verbot  des 
Art  1802  des  B.G.B.,  falls  sie  nicht  bewiesen  werden  durch  einen 
auf  Stempelpapier  geschriebenen  Verkauf  der  Finanzverwaltung.  Jenes 
Verbot  gilt  auch  ftlr  solche  Geschäfte,  die  im  Auslande  abgeschlossen 
wurden. 
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Österreich. 

Reclitsprecliang  der  Ssterreicliisclieii  GericlitshSfe. 

Ehe  eines  österreichischen  Katholiken  mit  einer  JcatholiscJwn  deut- 
schen Staatsangehörigen  y  deren  erste  Ehe  mit  einem  deutschen 
Staatsangehörigen  durch  ein  deutsches  Urteil  aufgelöst  ist.  Ehe- 
hindernis  des  Katholicismus.  Ungültigkeit  der  Ehe,  Bedingtheit 
dieser  Entscheidung  durch  Gültigkeit  der  ersten  Ehe.  Ehe- 
hindemis  des  Katholicismus?  Unanwendbarkeit  auf  eine  im  Aus- 
lände abgeschlossene  Ehe  deutscher  Staatsangehöriger, 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  12.  Dezember  1900. 

(Mitgeteilt  von  Dr.  Wilhelm  Fapp^nheim,  Hof-  und  Gtorichtsadvokaten 

in  Wien). 

Das  k.  k.  Landesgericht  Wien  in  C.K.S.  hat  in  der  RechtsBaohe 
des  Herrn  A.  K.,  Ballettmeisters  in  Köln  a.  Rh.,  Kläger,  wider  Frau 
J.  R.  geb.  C.  in  Köln  «.  Rh.,  derzeit  unbekannten  Aufenthaltes,  Be- 
klagte, vertreten  durch  den  für  sie  bestellten  Kurator,  wegen  Ungültig- 
erklKrung  der  zwischen  den  Streitteilen  geschlossenen  Ehe  auf  Grand 
der  mit  beiden  Parteien  und  dem  Verteidiger  des  Ehebandes  dorcb* 
geführten  mündlichen  Verhandlung  mit  Urteil  vom  14.  September  1899 
zu  Recht  erkannt  (Aktenzeichen  Cg  II  14/98): 

Die  zwischen  Herrn  A.  R.  und  Frau  J.  R.  geb.  C.  am  28*  Juni 
1897  in  dem  Registeramte  im  Distrikte  von  Westminster  in  der  Graf- 
schaft London  abgeschlossene  Ehe  wird  für  ungültig  erklärt;  ein  Ver- 
schulden an  dem  Abschlüsse  der  ungültigen  Ehe  fkUt  keinem  der  beiden 
Teile  zur  Last. 

Thatbestand:  In  dem  Trauungsscheine  A.,  welcher  vom  Register- 
amte im  Distrikt  von  Westminster  in  der  Gra&chaft  London  ausgestellt 
wurde,  wird  bezeugt:  dafs  A.  R.  am  23.  Juni  1897  dort  mit  der  ab 
ledig  bezeichneten  J.  C.  getraut  wurde.  Das  k.  u.  k.  österr.-ung. 
Generalkonsulat  in  London  hat  amtlich  bestätigt,  dafs  das  bezogene 
Dokument  ein  nach  englischem  Gesetze  gültiger  Heiratsschein  ist. 

A.  R«  hat  nun,  wie  er  behauptet,  nach  Eingehung  der  Ehe  in 
Erfahrung  gebracht ,  dafs  seine  Frau  schon  früher  verheiratet  gewesen, 
und  zwar  mit  L.  M.  W.,  dafs  diese  frühere  Ehe  durch  Urteil  des  kais. 
Landgerichtes  Mühlhausen  getrennt  wurde,  dafs  aber  der  erste  Gatte 
seiner  Frau,  L.  M.  W.  bis  zum  heutigen  Tage  lebe.  A.  R.  ist  und  war 
immer  römisch-katholischer  Religion ;  er  macht  daher  geltend,  dafs  seiner 
Ehe  mit  der  J.  C.  das  Ehebindernis  des  Katholicismus  entgegensteht 
und  stellt  in  der  gegen  seine  Gattin  erhobenen  Klage  das  Begehren, 
es  sei  die  Ehe  als  ungültig  zu  erklären. 

Das  Gericht  hat  infolge  dieser  Klage  einen  Verteidiger  des  Ehe- 
bandes bestellt  und  das  vorbereitende  Verfahren  eingeleitet. 

Der  gegenwärtige  Aufenthalt  der  beklagten  J.  R.  konnte  nicht 
ermittelt   werden;    auch    die  Ladung   durch   ediktale  Bekanntmachung 
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blieb  finehtloB;  es  wurde  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  ein  Karat(» 
bestellt 

Die  Zuständigkeit  dieses  Gerichts  wurde,  ungeachtet  keiner  der 
fitreitfceiie  im  Inlande  wohnt,  deshalb  in  Anspruch  genommen,  weil 
A.  B.  Österreichischer  Staatsbürger  ist  und  der  letzte  gemeinschaftliche 
Wohnort  der  Ghitten  in  Wien  gewesen  ist. 

Die  Erhebungen,  welche  über  die  mafsgebenden  Umstände  ge- 
pflogen wurden,  ergeben  folgendes: 

1.  Religionsbekenntnis  des  A.  K. 

Der  Taufschein  der  PBure  Döbling  vom  27.  Juni  1884  bezeugt, 
dafs  der  am  29.  März  1862  geborene  A.  R.  am  30.  Mttrz  1862  nach 
litaiiseb-katholischem  Ritus  getauft  wurde.  A.  R.  behauptet,  dafs  er 
idther  das  Religionsbekenntnis  nicht  geändert  habe;  in  dem  Trauungs- 
flebeine  A  geschieht  der  Religion  der  EheschlieTsenden  keine  Erwähnung. 
Du  P&rramt  Döbling  bestätigte  mit  der  Note  vom  16.  März  1898, 
dtJüi  in  dem  dortigen  Eonvertitenprotokolle  eine  Religionsveränderung 
des  A.  R.  nicht  vorkommt 

2.  Staatsbürgerschaft  des  A.  R. 

Laut  des  vom  Magistrate  der  Stadt  Wien  am  13.  Januar  1898 
aoflgestellten  Heimatsscheines  besitzt  A«  R.  derzeit  das  Heimatsrecht  in 
Wien  und  erscheint  im  Volkszäblungsbuche  vom  Jahre  1857  Alser* 
gnmd  367/14  nachgetragen. 

Mit  Note  vom  26.  März  1898,  Z.  54275  teilte  der  Magistrat 
Wien  mit,  dafs  dort  nichts  über  einen  von  dem  Genannten  vollzogenen 
Wechsel  der  Staatsbürgerschaft  bekannt  wurde.  A.  R.  behauptet 
«ach,  dafs  er  bis  zum  heutigen  Tage  österreichischer  Staatsbürger  ge- 
blieben sei. 

3.  Die  Yca  J.  geb.  C.  mit  L.  M.  W.  abgeschlossene  Ehe. 

a)  Es  wurde  durch  das  k.  u.  k.  G^eralkonsulat  in  London  der 
Rsgisterausaag  vom  1.  Juli  1899  beschafft,  in  welchem  beglaubigt  ist, 
dtfs  am  27.  Januar  1888  im  Registeramte  in  dem  Bezirke  Westminster 
iii  der  Oraftchaft  Middlesex  die  Trauung  des  L.  M.  W.  mit  der  J.  G. 
voigenommen  wurde.  Auf  dem  Dokumente  findet  sich  die  amtliche 
Bestttigung  des  k.  u.  k.  österr.-ung.  Oeneralkonsuktes ,  dafs  es  ein 
nach  engbflchem  Gesetze  gültig  ausgestellter  Heiratsschein  ist  Das 
Alter  der  J.  C.  wird  in  diesem  Registerauszuge  mit  21  Jahren  an- 
gefthrt,   sie  ak  ledig  bezeichnet,  ihr  Vater  G.  G.,  Fabrikant  genannt. 

Diese  Daten  stimmen  nicht  völlig  mit  jenen  überein,  welche  der 
Tiauschein  A  über  die  Ehe  des  A.  R.  mit  der  J.  G.  über  die 
Penonalien  der  letzteren  enthält  Das  Alter  der  J.  G.  zur  Zeit  dieser 
«m  28.  Juni  1897  vorgenommenen  Trauung  ist  mit  22  Jahren  an- 
gegeben, sie  wird  auch  hier  als  ledig  bezeichnet,  ihr  Vater  G.  G.  (ver- 
storben) ab  Hauptmann  in  der  Annee  bezeichnet.  Endlich  ist  die 
Sehreibweise  des  Namens  G.  nicht  die  gleiche;  im  Trauungscheine  aus 
1888  wird  der  Name  mit  zwei  „m**,  im  Tnuungsscheine  aus  1897 
Qit  eine»  einfachen  „m^  geschrieben. 

A.  R.  gab  an,   dafs  er  von  seiner  Frau  selbst  erfiihren  habe,  sie 
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sei  früher  mit  einem  gewiss  en  W.  in  unglücklicher  Ehe  verheiratet  ge- 
wesen. 

Es  liegt  femer  vor  ein  von  L.  M.  W.  an  seinen  Rechtsfreond 
G.  D.  gerichtetes  Sehreiben  d.  d.  Strafsburg,  2.  Januar  1898  (richtig 
1899),  in  welchem  er  erzählt,  dafs  er  von  der  Mntter  seiner  früheren 
Gattin,  J.  C. ,  gehört  habe,  dafs  diese  sich  mit  einem  Herrn  R.  ans 
Wien  wieder  verehelicht  habe. 

b)  L.  M.  W.  hat  am  1.  Mai  1896  bei  dem  kais.  Landgericht 
zu  Mtlhlhausen  im  Elsals  eine  Klage  wegen  Scheidung  seiner  am 
27.  Januar  1888  mit  der  J.  geb.  G.  geschlossenen  Ehe  eingebracht; 
es  wird  der  letzteren  eheliche  Untreue  und  böswilliges  Verlassen  zum 
Vorwurfe  gemacht  Das  kais.  Landgericht  Mühlhausen  fWte  nach 
durchgeführtem  Verfieihren  das  Urteil  vom  20.  Oktober  1896,  mit 
welchem  die  zwischen  den  Parteien  bestehende  Ehe  ftLr  au%el(tot  er- 
klärt wird. 

c)  Seitens  des  Verteidigers  des  Ehebandes  wurde  die  ursprüngliche 
Gültigkeit  der  zwischen  L.  M.  W.  und  J.  C.  geschlossenen  Ehe  in 
Zweifel  gezogen,  weil  aus  Strafakten,  welche  das  grofsherzoglich  badische 
Landgericht  Mannheim  einsandte,  zu  entnehmen  ist,  dafs  L.  W.  ein 
Geisteskranker  sei. 

Bei  dem  genannten  Grerichte  war  eine  Untersuchung  wegen  Ver- 
brechens der  Bedrohung  gegen  L.  W.  anhängig  und  zwar  im  Jahre 
1898.  Im  Laufe  des  Verfahrens  wurde  eine  gerichtsärztliche  Unter- 
suchung des  Geisteszustandes  des  L.  W.  angestellt,  welche  zum  Er- 
gebnis ein  Gutachten  ddo.  24.  August  1898  hatte,  laut  dessen  W.  an 
cirkulärem  Irsinn  leidet  und  sich  zur  Zeit  der  Begehung  der  strafbaren 
Handlung  (dies  war  im  Mai  und  Juni  1898)  in  einem  Zustande  krank- 
hafter Störung  der  Geistesthätigkeit  be&nd,  durch  den  seine  freie 
Willensbestimmung  ausgeschlossen  war.  Im  Laufe  des  Verfahrens 
wurde  ferner  erhoben,  dafs  L.  W.  am  19.  Oktober  1886  auf  Grund 
eines  ärztlichen  Zeugnisses  in  die  Privatheilanstalt  des  Dr.  Hertz  in 
Bonn  aufgenommen  wurde;  er  verbleibt  dort  bis  zum  18.  Januar  1887, 
an  welchem  Tage  er  beim  Schlittschuhlaufen  verschvirand  und  nicht  mehr 
in  die  Anstalt  zurückkehrte. 

4.  Leben  des  L.  M.  W.  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  d€B 
A.  R. 

Nach  vielfachen  Bemühungen  gelang  es,  den  Aufenthaltsort  des 
L.  M.  W.  auszuforschen;  er  wurde  am  8*  Mai  1899  von  dem  kais. 
Amtsgerichte  in  Strafsburg  als  Zet^e  vernommen  und  bestätigte,  dafs 
er  es  war,  der  am  27.  Januar  1888  die  J.  G.  in  London  geheiratet 
habe» 

Der  Antrag  des  Verteidigers  des  Ehebandes,  es  sei  die  Gültigkeit 
der  zwischen  L.  W.  und  der  J.  C.  geschlossenen  Ehe  zu  untersuchen 
und  Sachverständige  über  den  Geisteszustand  des  W,  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses dieser  Ehe  einzuvemehmen,  wurde  vom  Gerichtshofe  abgelehnt 

Sowohl  der  Verteidiger  des  Ehebandes  als  auch  der  für  die  Be- 
klagte bestellte  Kurator  stellen  den  Antrag  auf  Abweisung  der  Klage. 
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Entscheidungsgründe:  Das  Hofdekret  vom  26.  Aogost  1814 
No.  1099  J.  G.  S.  verfügt,  dafs  einer  getrennten  akathoÜschen  Person 
bei  Lebzeiten  der  getrennten  akatholischen  Personen  eine  gültige 
Ehe  zn  schlie&en  gestattet  ist.  Ebenso  verfügt  das  Hofdekret  vom 
17.  Juli  1835  No.  61  J.  G.  S.,  dafs  eine  katholische  Person  mit  einer 
getremiten  akatholiscben  bei  Lebzeiten  des  geschiedenen  Gegenteiles 
keine  gültige  Ehe  eingehen  könne. 

Mit  Unrecht  behauptet  der  Verteidiger  des  Ehebandes,  dafs  diese 
gesetzlichen  Bestimmongen  durch  Art  14  des  Staatsgnmdgesetzes  vom 
21.  Dezember  1867  No.  142  R.G.B1.  aufgehoben  wurden.  Letztere 
Groetzesstelle  besagt  ja  nur,  dafs  der  Genufs  der  büigerlichen  Kechte 
T<m  dem  Religionsbekenntnisse  unabhängig  ist,  hat  aber  keinen  Einflufs 
genommen  auf  frühere  Bestimmungen,  laut  deren  der  Erwerb  von 
Frivatrechten  im  Zusammenhange  mit  dem  Religionsbekenntnisse  des 
Einzelnen  steht  Wäre  die  Behauptung  des  Verteidigers  des  Ehebandes 
richtig,  so  würde  daraus  folgern,  dafs  nicht  blofs  die  oben  bezogenen 
geaetzlichen  Bestimmungen,  sondern  das  ganze  Hauptstück  des  allg. 
bltagL  Ges.Buches  über  das  Eherecht  durch  Art  14  cit.  aufgehoben 
wttrde,  weU  nach  diesem  das  Religionsbekenntnis  der  Gatten  den  ent- 
seheidenden  Einflufs  auf  die  Anwendung  der  einen  oder  anderen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  übt.  Dafs  aber  dieser  Erfolg  durch  den  genannten 
§14  nicht  bezweckt  würde,  braucht  nicht  erst  ausgeführt  zu  werden; 
§  14  stellt  nur  einen  Grundsatz  auf,  welcher  für  die  zukünftige  GesetZ' 
gebmig  mafsgebend  sein  soll. 

Es  war  mithin  auf  Grund  der  eingangs  bezogenen  Hofdekrete  der 
vorliegende  Fall  zu  prüfen. 

Der  Gerichtshof  hat  auf  Grund  des  Sachverhaltes  und  der  Beweis- 
mittel, welche  an  früherer  Stelle  angeführt  sind,  als  erwiesen  angesehen, 
dals  A.  K.  in  London  am  23.  Juni  1897  mit  J.  C.  die  Ehe  ab- 
geschlossen hat,  dafs  er  zu  dieser  Zeit  Katholik  und  österreichischer 
Staatsbürger  war,  dafs  J.  C.  am  27.  Januar  1888  in  London  eine 
Ehe  mit  L.  M.  W.  abgeschlossen  hat,  dafs  diese  letztere  Ehe  durch 
Urteil  des  kais.  Landgerichts  Mühlhausen  vom  20.  Oktober  1896  fllr 
aa%ehOrt  erklärt  wurde,  dafs  endlich  L.  M.  W.  zur  Zeit  der  Ab- 
•eUiefsung  der  Ehe  des  A.  R.,  das  ist  am  23.  Juni  1897  am 
Leben  war. 

Aus  dem  WortLiute  der  beiden  Trauungsscheine  über  die  Ehe  der 
J.  C.  vom  28.  Januar  1888  und  vom  23.  Juni  1897  könnten  wegen 
der  oben  angeführten  Divergenzen  der  Personaldaten  Zweifel  entstehen, 
ob  dieselbe  J.  C.  in  beiden  Trauungsscheinen  gemeint  ist;  diese  Zweifel 
venehwinden  aber,  sobald  erwogen  wird,  dafs  J.  C.  selbst  dem  A.  R. 
enShlte,  sie  sei  in  früherer  Ehe  mit  W.  verheiratet  gewesen,  dafs  W. 
codlieh  von  deren  Mutter  die  Nachricht  besafs,  dafs  seine  geschiedene 
Frau  mit  einem  Herm  R.  aus  TVlen  sich  wieder  verehelicht  habe.  Die 
Niehtübereinstimmmung  der  Angaben  über  das  Alter  findet  überdies 
sine  sehr  wahrscheinliche  Erklärung  darin,  dafs  J.  G.  sich  bei  der 
sweiten  Eheschliefsung  als  erheblich  jünger  auszugeben  ffür  gut  fimd. 

Z«it«ehrift  f.  intern.  PriTat-  u.  Strafreoht  et«.,  Band  XI.  g 
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Es  wurden  vom  Verteidiger  des  Ehebandes  Zweifel  an  der  Gültig- 
keit der  ersten  Ehe  der  J.  C.  rege  gemacht  Wenn  nun  auch  L.  W. 
vom  19.  Oktober  1886  bis  18.  Januar  1887  in  einer  PriyatJieilanstalt 
für  Geisteskranke  untergebracht  war,  so  ist  doch  nicht  festgestellt,  dafs 
er  auch  nur  damab  von  einer  solchen  Geisteskrankheit  befidlen  war, 
welche  seine  Handlungsfähigkeit  herbeigeführt  hat,  oder  da(s  er  jemab 
entmündigt  würde.  Die  fragliche  Ehe  hat  W.  ein  Jahr  nach  seinem 
Verschwinden  aus  der  Anstalt  abgeschlossen;  es  fehlt  jeder  Anhalt  für 
die  Behauptung,  er  sei  damals  infolge  Geisteskrankheit  der  Folgen  seiner 
Handlungen  sich  nicht  bewufst  gewesen.  Aus  der  anderen  Thatsache, 
dafs  W.  nach  mehr  als  10  Jahren  am  24.  August  1898,  als  mit 
cirkulärem  Wahnsinn  behaffcet  von  dem  Gerichtsarzte  bezeichnet  wird, 
läfst  sich  auf  dessen  Geisteszustand  zur  Zeit  der  Abschlielsung  der  Ehe 
kein  gerechtfertigter  Schlufs  ziehen.  Der  Gerichtshof  konnte  darum 
die  Bedenken  über  die  Gültigkeit  der  früheren  Ehe  der  C.  nicht 
teilen. 

Es  haften  daher  alle  Merkmale,  welche  das  Ehehindemis  des 
Katholicismus  kennzeichnen,  der  von  A.  R.  geschlossenen  Ehe  an. 

Mit  Unrecht  wurde  endlich  vom  Verteidiger  des  Ehebandes  be- 
hauptet, dafs  die  Gültigkeit  dieser  Ehe,  weil  sie  in  London  geschlossen 
wurde,  gar  nicht  nach  österreichischem  Rechte  zu  beurteilen  seL  Nicht 
die  Form  der  Eheschliefsung  steht  ja  in  Frage,  sondern  ob  dem  A.  R. 
die  persönliche  Fähigkeit  zur  Abschliefsung  der  Ehe  zukam.  A.  B. 
ist  bis  zum  heutigen  Tage  österreichischer  Staatsbürger;  nach  §  4  a.  b.  G.B. 
blieb  er  sonach  an  die  Bestimmungen  der  österreichischen  Gesetze  in 
Ansehung  seiner  Fähigkeit  zu  Rechtshandlungen  auch  im  Auslande  ge- 
bunden.    Es  wurde  daher  im  Sinne  des  Elagebegehrens  erkannt 

Über  Berufung  des  Verteidigers  des  Ehebandes  hat  das  k.  k.  Ober- 
landesgericht Wien  am  6.  November  1899  auf  Grund  der  mit  dem 
klägerischen  Vertreter  und  dem  Ehebandsverteidiger  am  6.  November 
1899  durchgeAlhrten  mündlichen  Berufungsverhandlung  nachstehenden 
Beschlufs  gefafst: 

Das  Urtdl  des  k.  k.  Landesgerichtes  Wien  vom  14.  September 
1899  werde  gemäTs  §  496  Z.  8  C.P.O.  aufgehoben  und  die  Sache  an 
das  Prozefsgericht  erster  Listanz  zur  neuerlichen  Verhandlung  behufs 
Prüfung  der  Gültigkeit  der  zwischen  L.  M.  W.  und  J.  C.  am  27.  Januar 
1 888  in  London  geschlossenen  Ehe  und  zur  neuerlichen  Urteilsschöpfang 
zurückgewiesen. 

Begründung:  Kläger  verlangt  die  Ungültigkeitserklärung  der 
zwischen  ihm  und  der  Beklagten  am  23.  Juni  1897  in  London  ge- 
schlossenen Ehe  wegen  des  Ehehindemisses  des  Katholicismus  im  Sinne 
des  Hofdekretee  vom  26.  August  1814  No.  1099  J.G.S.  und  Hof- 
dekretes vom  17.  Juli  1835  No.  61  J.  G.  S.,  eventuell  gemäfs  §  111 
a.  b.  G.B.,  indem  er  behauptet,  dafs  die  Beklagte  sich  am  27.  Januar 
1888  mit  L.  M.  W.  verehelichte  und  dieselbe  bei  Lebzeiten  ihres  ersten 
Gatten,  ungeachtet  der  vom  Landgerichte  Mühlhausen  am  20.  Oktober 
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1896   bewilligten  Trennting   eine  gttltige  Ehe   mit   dem  kaiholischen 
KJiger  am  28.  Jnni  1897  nicht  eingehen  konnte. 

§  111  a.  b.  6.B.,  sowie  die  Hofdekrete  Yom  26.  August  1814 
und  Tom  17.  Juli  1835  beruhen  auf  der  Erwttgung  des  Gesetzgebers, 
dafs  nach  katholischen  Rechtsb^grifPen  das  Band  einer  gültigen  Ehe  nur 
durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten  getrennt  werden  kann. 

Diese  Bestimmungen  wurden  durch  Art  14  des  Staatsgrundgesetzes 
vom  21.  Dezember  1867  No.  142  R.G.B.  nicht  au%ehoben,  da  laut 
der  Einleitung  des  Gesetzes  Yom  25.  Mai  1868  No.  47  R.G.B1.  die 
Vonchriften  des  IE.  Hauptstttckes  des  a.  b.  G.B.  über  das  Eherecht 
der  Katholiken  wieder  hergestellt  wurden. 

Eine  die  Bestimmung  des  §  111  a.  b.  G.B.  und  der  obigen  Hof- 
ddoete  verletzende  EheschlieTsung  ist  hierlands  auch  dann  unzullissig, 
wenn  dieselbe  Yon  Ausländem  beabsichtigt  wird,  da  es  sich  nicht  um 
eine  Frage  der  persönlichen  EUndlungsHlhigkeit  des  Ausländers,  sondern 
ein  von  der  persönlichen  Handlungs^igkeit  des  Ausländers  ganz  un- 
abfabogiges  ethisches,  auf  den  Begriffen  der  katholischen  Religion  be- 
ruhendes Verbotsgesetz  handelt. 

Aus  diesem  Grunde  ist  auch  jedes  ausländische  Urteil,  welches 
diesen  katholischen  Grundsatz  verletzt,  gemäfs  §  81  E.O.  in  Österreich 
nicht  Yollstreckbar. 

Dasselbe  gilt  von  den  Urteilen  der  Gerichte  des  Deutschen  Rdches 
gemäfs  Just  Min.  V.  vom  10.  Dezember  1897  No.  287  R.G.BU  und 
§  661  Z.  2  der  deutschen  Civilprozefsordnung. 

E^eraus  ergiebt  sich,  da&,  sobald  die  inländischen  Gerichte  berufen 
Bind  zu  prüfen,  ob  eine  Ehe  in  Österreich  einen  rechtlichen  Bestand 
habe  oder  nicht,  die  obgenannten  Grundsätze  zur  Anwendung  zu 
bringen  sind,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsbürgerschaft  und 
den  Wohnort  der  Ehegatten,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Ehe- 
achliefsung. 

Hieraus  ei^ebt  sich  aber  auch  die  weitere  Konsequenz,  dafs  es 
aoigfeschlossen  ist,  das  ethische  Frincip  in  der  Hauptfrage  zu  behaupten 
and  in  der  Vorfrage  zu  verneinen. 

Kläger  verlangt  bezüglich  der  mit  einer  Ausländerin  im  Auslande 
gcBchlossenen  Ehe  nkht  die  Anwendung  des  Rechtes  seines  Wohnortes 
oder  des  Wohnortes  seiner  Gattin,  auch  nicht  die  Anwendung  des  sich 
nach  der  Staatsbfligerschaft  seiner  Gattin  oder  nach  dem  Orte  der  Ehe- 
lehliefoung  ei^ebenden  Rechtes,  sondern  infolge  seiner  östezreichischen 
StiatBbttrgerschaft  die  Anwendung  des  in  Österreich  geltenden  ethischen 
Gnmdsatzes. 

Das  angestrebte  Urteil  kann  der  Natur  der  Sache  nach  nur  für 
Österreich  reehtswirksam  sein ;  es  unterliegt  also  keinem  Anstände,  dafs 
•och  betrefis  der  Vorfragen  das  in  Österreich  absolut  geltende  Frincip 
der  Ethik  zur  G^tung  gelange. 

Diese  Vorfragen  sind  nicht  Gegenstand  des  Urteilsspruches  und 
daher  auch  nicht  der  Rechtskraft  teilhaft  (§  411  G.P.O.). 

L.  H.  W.    hat   bei  seiner  am   8.  Mai   1899   beim  Amtsgerichte 
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Strafsbaig  erfolgten  Einvenukhine  angegeben,  da(8  er  vor  seiner  am 
27.  Januar  1888  mit  der  Beklagten  geechlossenen  Ehe  bereits  mit 
A.  St,  Fabrikantenstocbter  in  Beifort,  verehelicht  war,  dafs  diese  Ehe 
wegen  Unvereinbarkeit  der  Charaktere  getrennt  wurde,  und  dafs  seine 
erste  Gattin  noch  derzeit  lebt. 

Die  Beklagte  ist  laut  Bestätigung  des  Civilstandesamtes  Gersaa 
(Kanton  Schwyz)  d.  d.  30.  November  1898  nach  römisch-katholischem 
Hitus  getauft. 

Wenn  die  Angabe  des  L.  M.  W.  richtig  ist,  dann  wttre  seine  mit 
der  katholischen  Beklagten  am  27.  Januar  1888  geschlossene  Ehe  nach 
dem  österr.  Rechte  gemäfs  des  vom  Kltfger  geltend  gemachten  Hof* 
dekretes  ungültig.  Die  weitere  Folge  wäre  die  Gültigkeit  der  zwischen 
den  Streitteilen   geschlossenen  Ehe  und  die  Untrennbarkeit   dersdben. 

Vom  Standpunkte  des  vom  ELläger  geltend  gemachten  E^hehinder- 
nisses  des  Katholicismus  ^v^üre  also  im  Falle  der  Richtigkeit  der  An- 
gaben  des  L.  M.  W.  das  Klagebegehren  abzuweisen. 

Bei  dieser  Sach-  und  Rechtslage  ist  die  in  I.  Instanz  gar  nicht 
erörterte  Thatsache,  ob  L.  M.  W.  vor  der  am  27.  Januar  1888  mit 
der  Beklagten  geschlossenen  Ehe  bereits  mit  A.  St  verehelicht  war 
and  ob  A.  St  am  27.  Januar  1888  am  Leben  war,  für  die  Ent- 
scheidung der  vorliegenden  Prozefssache  erheblich. 

Deshalb  wurde  gemäfs  §  496  Z.  3  C.P.O.  das  erstrichterliche  Urteil 
aufgehoben  und  die  Sache  an  das  Prozefsgericht  erster  Instanz  %xa 
neuerlichen  Verhandlung  und  UrteilsfHUung  zurückgewiesen. 

Die  Frage,  ob  mit  der  Bestellung  eines  Verteidigers  für  den  Be- 
stand der  ersten  Ehe  der  Beklagten  vorzugehen,  wird  der  ersten  Instanz 
zur  Entscheidung  nach  Mafsgabe  der  weiteren  amtswegigen  Erhebungen 
überlassen. 

Von  der  Bestimmung  des  §  519  Z.  8  CP.O.  wurde  mangeb  be- 
sonderer in  Betracht  kommenden  Umstände  kein  Gebrauch  gemacht. 

Gemäfs  §  94  a.  b.  G.B.  kann  die  Eheungültigkeit  aus  dem  Ehe- 
hindemisse  des  §  48  a.  b.  G.B.  nicht  von  Amts  wegen,  sondern  blols 
auf  Ansuchen  derjenigen,  welche  durch  die  mit  diesem  Hindemisse  ge- 
schlossene Ehe  in  ihren  Rechten  gekränkt  worden  sind,  geprüft  werden. 
Mangels  eines  solchen  Ansuchens  kann  nicht  untersucht  werdoi,  ob 
L.  M.  W.  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  der  Beklagten  geistes- 
krank war. 

Infolge  dieser  Rückverweisung  wurde  vor  dem  k.  k.  Landesgerichte 
Wien  neuerlich  verhandelt,  und  es  wurde  am  27.  März  1900  erkannt: 

Die  zwischen  Herrn  A.  R.  und  Frau  J.  R.  geb.  G.  am  28.  Juni 
1897  in  dem  Registeramte  im  Distrikte  von  Westminster  in  der  Graf- 
schaft London  abgeschlossenen  Ehe  wird  ftlr  gültig  erklärt 

Zusatz  zu  dem  Thatbestande  des  ersten  Teiles. 

Dem  Ausspruche  des  Beru^gsgerichtes  lag  die  Ansicht  zu  Grunde, 
dafs  die  zvnschen  L.  M.  W.  und  J.  C.  geschlossene  Ehe  für  das  Inland 
als  ungültig  anzusehen  ist,  wenn  ihr  das  Ebehindemis  des  Katholicismus 
entgegenstand.    Dies  ist  aber  dann  der  Fall,  wenn  am  Tage  der  Ehe- 
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Behliebmig,  d.  i.  am  27.  Januar  1888,  die  frühere  Gattin  des  L.  M.  W., 
Namenfl  A.  St.  noch  am  Leben  war.  Die  in  dieser  Richtung  gepflogenen 
Eriiebongen  hatten  die  folgenden  Ergebnisse: 

£s  langte  der  mit  der  erforderlichen  diplomatischen  Beglaubigung 
▼enehene  Aussug  aus  den  Civilstandsregistem  der  Stadt  Beifort  ein, 
welcher  bezeugt,  dafs  am  15.  Mllrz  1886  zwischen  L.  M.  W.  und 
A.  8t  die  Ehe  geschlossen  wurde ;  am  Bande  des  Auszuges  ist  bemerkt, 
dalk  diese  Ehe  durch  den  Civilgerichtshof  erster  Instanz  in  Beifort  am 
4.  Mai  1887  für  getrennt  eAlfot  wurde. 

Zugleich  langte  die  Bestätigung  des  Polizeikommissars  von  Beifort 
ddo.  26.  Januar  1900  ein,  laut  welcher  A.  St  noch  am  Leben  ist  und 
in  VenaOles  rue  Hoche  oder  royale  wohnt 

Ober  den  Antrag  des  Klägers  wurde  femer  die  Bestittigung  des 
OiüibtiigeiTates  von  Luzem  beschafft,  laut  deren  an  J.  C.  noch  in 
den  Jahren  1893  und  1895  Duplikate  ihres  angeblich  verlorenen 
Heimatscheines  vom  19.  Juli  1887  ftlr  ledige  Personen  ausgestellt 
wurden. 

Schon  im  früheren  Ver&hren  war  die  Bestätigung  des  Givilstand- 
amtes  Genau  d.  d.  30.  November  1898  beschaff);  worden,  laut  dessen 
J.  C.  rGmiseh-katholischer  Konfession,  d.  h.  als  solche  getauft  worden  ist 

Auch  die  Mutter  der  J.  G.  und  L.  M.  W.  bestätigen,  dafs  die 
J.  CL  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  L.  W.  katholischer 
Religion  war. 

EntBcheidungsg runde:  Aus  dem  im Thatbestande  Angezählten 
erheOt,  dafa  die  erste  Gattin  des  L.  M.  W.,  Namens  A.  St,  am  27.  Januar 
1888,  das  ist  an  jenem  Tage  noch  am  Leben  war,  an  welchem  er  mit 
katholischen  J.  G.  die  zweite  Ehe  schlofb. 

Wenn  daher  nach  der  Rechtsansicht  des  Beruftmgsgerichtes,  welche 
gwiäfs  §  499  G.P.O.  bmdend  ist,  die  Gültigkeit  dieser  zweiten  Ehe 
nadi  den  Oaterreiehischen  Gesetzen  zu  beurteilen  ist,  mufs  gesagt  werden, 
dafs  ihr  das  Ehehindemis  entgegesisteht ,  welches  durch  das  Hofdekret 
▼om  17.  Juli  1835  No.  61  J.G.S.  eingeführt  wurde. 

Wdl  also  die  J.  G.  mit  L.  M.  W.  nicht  gültig  verheiratet  war, 
stand  ihrer  Ehe  mit  dem  Kläger  A.  R.  das  von  dem  letzteren  geltend 
gemachte  Hindernis  nicht  entgegen,  und  ist  das  Klagebegehren  nicht 
begrOadet 

Die  Frage,  ob  mit  der  Bestellung  eines  Verteidigers  für  den  Be- 
stand dar  ersten  Ehe  der  Beklagten  vorzugehen  sei,  wurde  vom  Be- 
mfbngBgerichte  diesem  Gerichte  zur  Entscheidung  überlassen.  Die 
Frage  wurde  von  diesem  Gerichtshöfe  verneint,  weil  das  durch  keine 
spätere  Vorschrift  aufser  Kraft  gesetzte  Hofdekret  vom  28.  Juni  1794 
(kondgemacht  mit  dem  Hofdekret  vom  20.  Oktober  1801  J.G.S. 
No.  542)  vorschreibt,  dafs  ein  Ver&hren  wegen  einer  Ehevemichtungs- 
Uage  nicht  einzuleiten  ist,  wenn  keiner  der  beiden  ausländischen  Ehe- 
gatten hierlands  einen  steten  Wohnsitz  hat.  Nach  der  geltenden 
Jurisdiktionsnorm  Heise  sich  auch  die  örtliche  Zuständigkeit  eines  öster- 
reichischen Gerichtes   ftlr  die  Einleitung   der  Untersuchung  über  die 
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Gültigkeit  einer  im  Atidande  zwischen  im  Anslande  lebenden  AnsUlndeni 
geschlossene  Ehe  nicht  begrtknden. 

In  diesem  Punkte  durfte  daher  dieses  Grericht  seine  rechtliche 
Überzeugung  zum  Ausdrucke  bringen,  deren  Konsequenzen,  m  der 
Hauptsadie  angewendet,  allerdings  zu  einer  anderen  Entscheidung  ge- 
führt hätten. 

Über  die  Beru^g  des  ElXgers  erkannte  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Wien,  als  Beruftmgsgericht,  am  28*  Mai  1900: 

Es  werde  der  Berufung  des  Klägers  keine  Folge  gegeben  und  das 
Urteil  der  ersten  Instanz  bestätigt. 

Entscheidungsgründe:  Das  Hofdekret  vom  17.  Juli  18S5i 
No.  61  J.6.S.  und  das  Hofdekret  vom  26.  August  1814,  No.  1099 
J.6.S. ,  laut  deren  eine  katholische  Partei  mit  einer  getrennten 
akatholischen  Partei,  bei  Lebzeiten  des  geschiedenen  GregenteQes,  keine 
gültige  Ehe  eingehen  kann,  und  eine  getrennte  akatholische  Person,  bei 
Lebzeiten  des  getrennten  Gegenteiles,  nur  mit  akatholischen  Personen 
eine  gültige  Ehe  eingehen  kann,  beruht  auf  dem  in  §  62  a.  b.  6.B. 
zum  Ausdrucke  gebrachten  ethischen  Grundsatze,  dafs  ein  Mann  nur 
mit  einem  Weibe,  und  ein  Weib  nur  mit  einem  Manne  zu  gleicher 
Zeit  vermählt  son  darf,  und  auf  dem  im  §  111  a.  b.  G.B.  znm  Aus- 
drucke gebrachten  Grundsatze  der  katholisdben  Eeligion,  dafs  das  Band 
einer  gültigen  Ehe  zwischen  katholischen  Personen  nur  durch  den  Tod 
des  einen  Ehegatten  getrennt  werden  kann,  und  dafs  das  Band  der 
Ehe  ebenso  unauflöslich  ist,  wenn  auch  nur  ein  Teil  schon  zur  Zeit 
der  geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war.  Das 
angeMhrte  Ehehindemis  des  Katholicismus  hat  einen  eüiischen  Charakter 
unter  Zugrundelegung  der  Lehre  der  katholischen  Religion,  und  mufs 
unter  allen  Umständen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  der 
in  Betracht  kommenden  Personen  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der 
geschlossenen  Ehe  beachtet  werden,  sobald  es  sich  um  die  Eingehung 
einer  Ehe  in  Osterreich  oder  um  die  Frage  der  WiedervereheUchung 
in  Österreich  handelt. 

Dafs  die  angeführten,  den  sakralen  Charakter  der  katholischen 
Ehe  wahrenden  Hofdekrete  als  zwingende  Vorschrift  in  Betracht  kommen, 
geht  auch  aus  der  Bestinmiung  des  §  81 ,  Z.  2  und  4  E.O.  herror, 
indem  ein  ausländisches  Urteil,  das  diesen  Charakter  der  katholischen 
Ehe  nicht  trägt,  hierlands  nicht  yoUstreckbar  ist 

In  Deutschland,  wo  Kläger  seinen  Wohnsitz  hat,  wurde  die 
zwischen  seiner  Gattin  und  L.  M.  W.  am  27.  Januar  1888  in  London 
geschlossene  Ehe,  mit  Urteil  des  Landgerichts  Mühlhausen,  vom 
20.  Dezember  1896,  rechtskräftig  getrennt.  Nach  deutschem  Rechte 
konnte  daher  die  Beklagte  am  23.  Juni  1897  mit  dem  lUäger  eine 
gültige  Ehe  eingehen;  bei  Anwendung  des  deutschen  Rechtes  müfete 
folglich  das  Klagebegehren  ohne  weiteres  abgewiesen  werden.  —  Wenn 
nun  Kläger,  als  österreichischer  Staatsbürger  und  Katholik,  begehrt, 
dafs  seine  mit  der  Beklagten  geschlossene  Ehe  nicht  nach  deutschem 
Rechte,   sondern  nach   dem   in  Österreich  geltenden,    in   den  dtierten 
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Hodebreten  redpierten  Grundsätze  der  katholischen  Religion  beurteilt 
werde,  dann  mnfs  das  ganze  Kechtsverhültnis ,  nnd  nicht  lediglieh  ein 
Teil  desselben  von  diesem  Gesichtspunkte  ans  geprüft  werden.  Dann 
mnfs,  um  nicht  in  einen  unlöslichen  Widerspruch  mit  dem  Charakter 
der  katholischen  Ehe  zu  geraten,  der  religiös  dogmatische  Grundsatz 
in  Ansehung  beider  Streitteile  gleichmäfsig  angewendet  werden,  und 
«  ist  ausgeschlossen,  den  sakralen  Charakter  der  katholischen  Ehe 
nur  beim  Kläger,  und  nicht  auch  bei  der  Beklagten  zu  wahren.  Mit 
anderen  Worten,  es  mufs  geprüft  werden,  ob  die  Ehe  der  Beklagten 
mit  W.,  unter  Berücksichtigung  ihrer  Religion,  und  der  bei  Beurteilung 
ihrer  Ehe  mit  dem  KlSger  zur  Anwendung  gelangenden  Hofdekrete, 
gültig  sei  oder  nicht 

Zur  Lösung  dieser  Vorfrage,  die  nicht  Gegenstand  des  Klage- 
begehiens  und  auch  nicht  Gegenstand  des  Urteilsspruches  ist,  die  weder 
formen,  noch  materiell  in  Rechtskraft  erwachsen  kann  und  auch  kein 
Becht  im  Verhilltnisse  zu  W.  und  S.  schafft,  ist  das  Prozefsgericht  be- 
rafen.  —  Indem  unbestritten  ist,  dafs  W.  sich  am  15.  Mttrz  1886  mit 
A.  M.  E.  S.  verehelichte,  und  dafs  beide  heute  noch  am  Leben  sind, 
so  ist  es  unzweifelhaft,  dafs  die  katholische  Beklagte,  unter  Zugrunde- 
legung der  Yom.Klttger  angerufenen  Hofdekrete  keine  gültige  Ehe  mit 
W.,  wohl  aber  mit  dem  Kläger  eingehen  konnte. 

Es  ist  somit  Kläger  mit  seinem  Klagebegehren,  auf  Grund  des  von 
ihm  flir  sich  in  Anspruch  genommenen  Ehehindemisses  des  Katholicismus 
sbzaweisen. 

Ein  Ehetrennungsurteil  eines  deutschen  Gerichtes  ist,  nach  Mafs- 
gäbe  der  Bestimmung  der  §§  79  und  84  E.O.,  der  J.M.Vdg.  vom 
21.  Oktober  1899,  No.  253  R.G.B1.,  dann  §§  723  und  328  der 
deatschen  CP.O.  vom  17.  Mai  1858,  in  Österreich  nur  dann  nicht 
▼oUstreekbar ,  wenn  dasselbe  den  oben  erörterten  religiös-dogmatischen 
Gnmdsatz  des  österreichischen  Rechtes  verletzt.  Das  mit  der  Rechts- 
kitftklausel  versehene  Ehetrennungsurteil  des  Landgerichts  Mtthlhausen 
▼om  20.  Oktober  1896,  R.  36/96,  hat  die  Trennung  einer  nach  dem 
österreichischen  Gesetze  ungültigen  Ehe  ausgesprochen,  es  besteht  daher 
kein  Anstand,  die  Rechtswirksamkeit  dieses  Urteils  hierlands  an- 
meikennen. 

Bei  dieser  Sach-  und  Rechtslage  sind  die  vom  Kläger  gegen  das 
entinstanzliche  Urteil  vom  27.  März  1900,  bezw.  gegen  den  Beschlufs 
des  Beruftingsgerichtes  vom  6.  November  1899  geltend  gemachten 
Bemfungsgrttnde  nicht  stichhaltig.  Es  war  daher  der  klägerischen 
Berofbng  keine  Folge  zu  geben  und  das  erstinstanzliche  Urteil  zu  be- 
stitigeo. 

Über  Revision  des  Klägers  erkannte  der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof 
am  12.  Dezember  1900  in  nicht  öffentlicher  Sitzung  zu  Recht: 

Der  Revision  wird  Folge  gegeben  und  die  zwischen  A.  R.,  geboren 
am  29.  März  1862  in  Wien,  daselbst  heimatsberechtigt,  katholischer 
HeUgion,  Ballettmeister,  wohnhaft  in  Köln  und  der  angeblich  am 
24.  Febmar  1870   in  Gersau  in  der  Schweiz  geborenen,  nach  Luzem 
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zustilndigen ,  mittels  ErkenntniBses  des  kAiserlichen  LaadgmchteB  in 
Mühlhansen  vom  20.  Oktober  1896  von  L.  M.  W.,  Eauftnann  in 
Mtthlhaosen  getrennte  Josefine  R.,  geborenen  C,  katholiscber  Religion, 
am  23.  Juni  1897  in  dem  Registeramte  im  Distrikte  von  Westminster 
in  der  Grafischaft  London  gescUossenen  Ehe  für  ungültig  erklärt. 

Keiner  der  beiden  Ehegatten  trägt  an  der  Ungült^keit  der  Ehe 
Schuld. 

Das  k.  k.  Landesgerieht  in  Wien  wird  angewiesen  wegen  Richtig- 
stellung des  Trauregisters  das  weitere  gesetzliche  Amt  zu  handeln. 

Gründe.  Der  österreichische  Staatsbürger  A.  R.  beehrt  von 
den  österreichischen  Gerichten  die  Prüfung  der  Gültigkeit  seiner  mit 
J.  C.  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  nach  den  österreichischen  Gesetzen 
und  beantragt  auf  Grund  der  letzteren  die  Ungültigerklttrung  dieser 
Ehe  wegen  des  derselben  en^egenstehenden  Ehäiindemisses  des 
Katholicismus.  — 

Die  beiden  Untergerichte  haben  mit  Recht  erkannt,  dafs  A.  R. 
in  seiner  Eigenschaft  als  österreichischer  Staatsbürger  gemäfs  §§  4  und 
87  a.  b.  G.B.  in  Bezug  auf  seine  persönliche  f^igkeit  zur  Schliefsung 
der  im  Auslande  eingegangenen  Ehe  den  österreichischen  Gesetzen 
unterworfen  war.  Nach  diesen  G^etzen  ist  aber  die  zwischen  A.  £. 
und  J.  G.  am  28.  Juni  1897  in  London  geschlossene.  Ehe  ungültig, 
weil  A.  R.  schon  damals  der  katholischen  Religion  zugethan,  J.  C 
früher  mit  L.  M.  W.  verehelicht  und  der  letztere  zur  Zeit  der  Ab- 
schliefsung  ihrer  zweiten  Ehe  mit  A.  R.  noch  am  Leben  war,  und  weil 
demnach  dieser  Ehe  das  in  den  §§  62,  111  und  119  a.  b.  G.B.  und 
rllcksichtlich  in  den,  den  letzteren  erläuternden  Hofdekreten  vom  26.  August 
1814  Nr.  1099  und  17.  Juli  1835  Nr.  61,  J.G.S.,  normierte,  durch 
die  Staatsgrundgesetze  nicht  beseitigte  öffentliche  Ehehindemis  des 
Katholicismus  entgegensteht. 

Das  Berufungsgericht  hat  nun  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  anch 
J.  0.  katholischer  Religion  ist,  schon  am  27.  Jänner  1888  zur  Zeit 
der  Eingehung  der  Ehe  mit  dem  der  protestantischen  Religion  an- 
gehörigen  L.  M.  W.  der  katholischen  Religion  zugethan  war,  auch  die 
Gültigkeit  dieser  Ehe  geprüft  und  erkannt,  dafs  dieselbe  gleichfidls 
nach  den  österreichischen  Gesetzen  zu  beurteilen  ist  und  auch  dieser 
Ehe  das  Ehehindemis  des  Katholicismus  entgegenstand,  weil  W.  früher 
mit  A.  St  verehelicht  und  diese  zur  Zeit  der  Abschliefsung  der  Ehe 
zwischen  W.  und  G.  noch  am  Leben  war. 

Die  zwischen  W.  und  der  St  am  15.  März  1886  geschlossene 
Ehe  wurde  von  dem  Civilgerichtshofe  der  I.  Instanz  in  Beifort  schon 
am  4.  Mai  1887  getrennt 

Das  Berufungsgericht  folgert  demnach,  dafs  die  zwischen  W.  und 
der  G.  geschlossene  Ehe  wegen  des  derselben  entgegenstehenden  Ehe- 
hindemisses  des  Katholicismus  ungültig  war,  und  dafs  daher  die  Grenannte 
mit  A.  R.  eine  gültige  Ehe  eingegangen  hat 

Wenn  nun  auch  angenommen  wird,  dafs  das  Berufungsgericht  be- 
rufen war,  zu  prüfen,  ob  der  Eingehung  der  Ehe  zwischen  den  Streit- 
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teiieii  Bicht  ein  anderes  Eheband  entgegenstand,  weil  von  der  Lösung 
dieser  Vorfrage  die  Entscheidong  über  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  ab- 
hingt,  so  kann  doch  der  Anschauung,  daft  die  Gültigkeit  der  zwischen 
W.  und  der  C.  geschlossenen  Ehe  nach  den  österreichischen  Gesetzen 
beurteilt  werde,  nicht  beigepflichtet  werden,  weil  aus  den  Akten  zu 
entnehmen  ist,  dafs  beide  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  nicht  öster- 
rdchische  Staatsbttiger  waren,  und  weil  auch  nicht  festgestellt  ist,  dafs 
sie  jemals  ihren  Wohnsitz  in  Österreich  hätten. 

Eb  kann  vielmehr  diese,  von  im  Auslande  lebenden  Ausländern 
im  Auslande  eingegangene  Ehe  nur  nach  ausländischem  Rechte  be- 
nrteUt  und  das  dem  österreichischen  Rechte  eigentümliche  Ehehindemis 
des  Katholicismus  nicht  auch  auf  diese  Ehe  angewendet  werden.  Daftlr 
aber,  da(s  der  zwischen  W.  und  der  C.  eingegangenen  Ehe  ein  anderes 
Ehehindemis  im  Wege  steht,  hat  die  Verhandlung  keine  Anhaltspunkte 
ergeben. 

Der  Verteidiger  des  Ehebandes  hat  zwar  Zweifel  an  der  Gültig- 
keit dieser  Ehe  wegen  Geisteskrankheit  des  L.  M.  W.  r^e  gemacht 
Allein  der  erste  Richter  hat  schon  in  seinem  ersten  Urteile  vom  14.  Sep- 
tember 1899  Nr.  SO  mit  Recht  erkannt,  dafs  diese  Bedenken  nicht 
gegiftaidet  sind,  weil^  wenn  auch  W.  Ende  des  Jahres  1886  und  an&ngs 
1887  in  einer  Privathdlanstalt  für  Geisteskranke  untergebracht  war, 
doch  nicht  festgesteUt  ist,  dafs  er  jemals  entmündigt  wurde  und  weil 
lach  ans  dem  Umstände,  dafs  W.  im  Jahre  1898  von  dem  Gerichts- 
arzte als  mit  cirkulärem  Wahnsinn  behaftet  bezeichnet  wird,  ein  Schlufs 
darauf,  dalk  derselbe  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  der  C.  im 
Jahre  1888  geisteskrank  war,  nicht  gezogen  werden  kann. 

Es  ist  vielmehr  aus  dem  Urteile  des  kaiserl.  Landgerichtes  in 
Mtthlhausen  Yom  20.  Oktober  1896,  mit  welchem  diese  Ehe  für  auf- 
gelöst erklärt  wurde,  zu  entnehmen,  dafs  für  das  auswärtige  Gericht 
die  Gültigkeit  derselben  aufser  Zweifel  stand. 

Aus  diesen  Gründen  kann  auch  nicht  beanstandet  werden,  dafs 
das  Prozelsgericht  für  diese  frühere  Ehe  einen  Verteidiger  des  Ehe- 
baodes  nicht  bestellt  hat,  weil  eine  solche  Bestellung  nur  in  jenen 
Fllilen  stattzufinden  hat,  in  welchem  der  Bestand  oder  Nichtbestand 
des  vorausgegangenen  Ehebandes  nicht  in  einer  jeden  Zweifel  aus- 
lehliefsenden  Weise  festgestellt  ist 

Ist  aber  die  Ungültigkeit  der  zwischen  L.  M.  W.  und  J.  G.  ge- 
flchlossenen,  nach  ausJändischem  Rechte  zu  beurteilende  Ehe  nicht  dar- 
gethan,  so  konnte  der  der  katholischen  Religion  zugethane  österreichische 
Staatsbürger  A.  R.,  welcher  in  Ansehung  der  persönlichen  Fähigkeit 
mr  Schliefsnng  der  Ehe  auch  im  Auslände  au  die  österreichischen 
(resetze  gebunden  war,  nach  den  oben  bezogenen  gesetzlichen  Be- 
itimmungen  mit  der  von  W.  getrennten  J.  C.  am  28.  Juni  1897  keine 
gültige  Ehe  eingehen,  weil  der  letztere  zu  dieser  Zeit  noch  am 
Leboi  war. 

Es  war  daher  der  Revision  Folge  zu  geben,  das  mit  dem  Urteile 
der  I.  Instanz  übereinstimmende  Urteil  des  Bemfongsgerichtes    abzu- 
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ttudem,  die  zwiflchen  A«  S.  und  J.  C.  geBchlossene  Ehe  für  nngOltig 
za  erklären  und  gemKfs  §  11  der  J.M.V.  vom  9*  November  1899, 
B.6.B.  Nr.  283,  anch  über  das  Verscholden  der  Ehegatten  an  der 
Ungültigkeit  der  Ehe  zu  erkennen. 

Der  Auftrag  wegen  Veranlassung  der  Richtigstellung  der  Trauungs- 
matrik  beruht  auf  §  122  a.  b.  G.B.  und  §  17  der  obencitierten  J.M.V. 

Erwerb  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft.  Rechtliche  Be- 
urteilung eines  in  Frankreich  von  einem  Österreicher  errichteten 

letzten  Willens. 

Urteil  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  in  Wien  vom  5.  Oktober  1899  Z.  9646 

(Jur.  Blätter  1901  S.  69  ff.). 

Aus  den  Entscheidungsgrflnden  des  Urteils  des  k.  k.  Be- 
zirksgerichts Innere  Stadt  in  Wien  vom  28.  Jänner  1899: 

Der  Thatbestand  ist  folgender :  Am  24.  Mai  1898  ist  zu  Paris  24, 
Avenue  de  Friedland,  Victor  0.  gestorben.  Derselbe  hat  in  Paris  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  gehabt.  Victor  0.  hat  folgende  letztwillige  An- 
ordnung hinterlassen:  1.  Die  mit  „Mein  Testament*'  flberschriebene  letzt- 
willige Anordnung  ddo.  Paris,  20.  September  1892,  24  Avenue  de 
Friedland ;  2.  zwei  auf  einem  und  demselben  Blatte  Papier  geschriebene 
letztwülige  Erklärungen,  beide  ddo.  Paris,  28.  September  1892,  24 
Avenue  de  Friedland,  welche  der  Erblasser  als  Zusatz  zu  seiner  snb  1 
verzeichneten  letztwilligen  Anordnung  erklärte,  indem  er  am  Kopfe  des 
beztiglichen  Blattes  die  Au&chriit  „Zusatz  zu  meinem  Testament^  machte. 
Alle  diese  Schriftstücke  waren  iü  einem  Couvert  enthalten,  welches  die 
Au&chrift  „Mein  Testament"  trug.  Auf  diesem  Couvert  war  ein  Zettel 
angesiegelt,  welcher  den  Vermerk  aufwies:  „Mein  Testamentsezekutor 
ist  Z.^  Alle  diese  Schriftstücke  samt  Couvert  wurden  von  dem  fran- 
zösischen Friedensrichter  gelegentlich  der  Versiegelulig  des  Nachlasses 
an  sich  genommen  und  vom  Tribunal  de  la  Seine  in  Paris  publiziert 
und  sodann  von  diesem  Gerichtshofe  dem  Notar  C.  C.  D.  in  Paris 
übergeben.  Dieser  Notar  hatte  die  gesetzliche  Verpflichtung,  diese  Ur- 
kunden in  seinem  Archive  aufsubewahren.  Dies  alles  geschah,  weil  der 
Erblasser  von  der  französischen  Behörde  als  französischer  Staatsbürger 
angesehen  wurde.  Erst  über  Intervention  eines  Landsmannes  des  Erb- 
lassers, der  sich  am  5.  Juni  1898  an  das  k.  und  k.  österr.-ungar. 
Generalkonsalat  in  Paris  wandte,  begehrte  dieses  genannte  Konsulat 
vom  französischen  Friedensrichteramte  die  Abnahme  der  Siegel  vom 
Nachlasse  und  seine  Übergabe.  Als  der  Testamentsexekutor  Dr.  Fried- 
rich Z.  und  sein  Anwalt  Dr.  Friedrich  R.  in  Paris  anlangten,  wurde 
der  Nachlafs  vom  Generalkonsulate  ordnungsmäTsig  inventiert  und  neuer- 
dings nach  Urkunden  durchsucht  Hierbei  wurde  das  weder  datierte 
noch  unterschriebene  Schriftstück  —  Beilage  A  der  EJage  —  mit  der 
Überschrift  ^Fundacyia  Edükacyina^  im  Nachlasse  des  Victor  0.  vor- 
gefunden. Seitens  des  Testamentsexekutors  wurde  mittlerweile  durch 
seinen  Anwalt  beim  französischen  Tribunal  de  la  Seine  der  summarische 
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Prosefs  wegen  zdtw^Ber  Herausgabe  der  oben  stib  1  and  2  angegebenen 
Schrifbtilcke  anbftngig  gemacht,  und  es  erfolgte  dann  anch  infolge  Ur- 
teils dieses  Tribunals  vom  13.  Juni  1894  die  Herausgabe  der  sab  1 
und  2  angeführten  letztwilligen  Anordnungen  an  das  (Generalkonsulat, 
naehdem  photographische  Kopien  in  das  Archiv  des  Notars  D.  erlegt  , 
worden  waren.  Nach  Erfüllung  dieser  Förmlichkeiten  wurden  seitens 
des  Greneralkonsulates  in  Paris  mit  Note  vom  2.  Juli  1894  Z.  29281 
die  sab  1  und  2  genannten  letztwilligen  Anordnungen  samt  Gouverts 
mid  angesiegeltem  Zettel  an  das  k.  k.  Bezirksgericht  Innere  Stadt  I  als 
Abhandlungsinstanz  nach  Victor  0.  übersendet.  Das  letztoberwfthnte 
Schriftstück,  welches  mit  der  Aufischrift  y^Fundacffia  Edukacyma^  ver- 
sehen ist,  wurde  seitens  des  Generalkonsulates  aber  bereits  mit  Note 
vom  28.  August  1898  Z.  28189  samt  mehreren  Staatsdokumenten  und 
Qriginaldepositenscheinen  dem  Abhandlungsgerichte  flbersendet.  In  dem 
bisher  angeftihrten ,  aktenmäfsig  feststehenden  Thatbestande  ist  ins- 
besondere auf  folgendes  hinzuweisen :  Das  keinerlei  Unterschrift  tragende, 
mit  ^Fwndacyia  Eäukacyvna^  tlberschriebene  Schriftstück  befand  sich 
nicht  in  dem  Gouverte,  in  welchem  die  sub  1  und  2  erwähnten  letzt- 
willigen Anordnungen  sich  beftmden  haben,  und  es  hat  auch  der  ftan- 
sdsische  Friedensrichter  dieses  Schriftstück  bei  der  Versiegelung  der 
Masse  nicht  vorgeftmden,  sondern  es  wurde  erst  von  Dr.  Friedrich  Z« 
gelegentlich  der  Nacblafsinventierung  durch  das  k,  und  k.  General- 
JLonsulat  vorgefunden.  Dies  ergiebt  sich  aus  den  angeführten  Noten  des 
Greneralkonsulates  in  Paris  sowie  aus  den  hiergerichtlichen  Abhandlnngs- 
akten.  In  der  letztwilligen  Anordnung  ddo.  Paris,  20.  September  1898 
findet  sich  neben  einer  Reihe  von  Verfügungen  auch  die  Bestimmung: 
,1.  Verschreibe  ich  für  eine  Erziehungsstiftung  meines  Namens,  deren 
Akt  ieh  anschliefse,  550000  fl**'  Die  Intestaterben  bestreiten  dieBechts- 
g:tüti^eit  dieser  Verfügung.  Infolge  dieser  Bestreitung  wurde  mit  dem 
hiergeriehtlichen  Beschlüsse  vom  5.  Mai  1898  Z.  88948  der  Intestat- 
erben, welche  im  vorliegenden  Prozesse  als  Beklagte  erscheinen  und 
deren  auf  Ghrund  des  Gesetzes  abgegebene  Erberklärung  zu  Gericht 
angenommen  worden  war,  die  BoUe  der  Beklagten  zugewiesen  und 
die  „Victor  O.'sche  Studienstiftung^  auf  den  Klageweg  gewiesen.  Mit 
der  vorliegenden  Klage  wird  das  Erkenntnis  begehrt,  dafs  die  von 
Victor  0.  in  seinem  sub  1  genannten  Kodicill  erwähnte  Erziehungs- 
stifbng  rechtsgültig  erfolgt  sei.  Die  übrigen  Petite  der  EHage  stellen 
sich  als  blofse  Adnexe  dar.  Von  den  Beklagten  wird  die  Bechts- 
gttltigkeit  dieser  Verfügung  bestritten.  Die  Bestreitung  erfolgt  in  ver- 
schiedener Weise:  I.  Die  Beklagten  bestreiten  zunächst  die  Echtheit 
des  KodiciUs  ddo.  Paris,  20.  September  1892  und  der  beiden  Kodicilie 
ddo.  28.  September  1898,  das  heifst  sie  bestreiten,  dafs  dieselben  vom 
Erblasser  eigenhändig  geschrieben  und  unterschrieben  worden  sind. 
Infolge  dieser  Bestreitung  erwächst  den  Klägern  die  Beweislast  für  die 
Echtheit  der  letztwilligen  Anordnungen.  Der  diesfalls  von  den  ELlägern 
unternommene  Beweis  mufs  ab  gelungen  bezeichnet  werden,  denn  es 
stimmt    die  Schrift  und  Unterschrift  dieser  letztwilligen  Anordnungen 
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Ilberein  mit  der  Untenchrift  des  ErbkuMors,  welche  aaf  den  folgeaden 
OrigmaliirkundeQ  erBicbtlich :  a)  auf  einem  polnischen  Originalprotokolle, 
welches  am  11.  Jänner  1885  vom  k.  k.  Stetthaitereiprllsiditim  in  Lern- 
berg  mit  dem  Erblasser  aufgenommen  wurde;  b)  «if  dem  polnischen 
Originalprotokolle  ddo.  Lemberg,  am  16.  Jnni  1885,  welches  vom 
Lemberger  Stadtprttsidium  Bor  Beurkundung  der  von  dieser  Behörde 
seitens  des  Erblassers  erfolgten  Ablegung  des  österreichischen  Unter- 
tbaneneides  aufgenommen  wurde;  c)  auf  dem  Gesuche  des  Victor  0. 
um  Verleihung  der  österreichischen  Staatsbttigerschaft,  gerichtet  an  die 
Statthalterei  in  Lemberg,  und  d)  auf  dem  Originale  eines  Stiftungs* 
briefes,  der  von  Felicia  Marie  Qritfin  G.  Gz.  ausgestellt  und  von  der 
k.  k.  Botschaft  in  Paris  legalisiert  wurde.  Diesen  Stiftungsbrief  hat 
nämlich  der  Elrblasser  als  Identitätsseuge  der  eben  genannten  Gräfin 
mitnnterzeichnet  und  findet  sich  seine  Unterschrift  implicite  in  der 
Legalisierungsklausel  bestätigt.  Aufserdem  wurden  diese  letstwilligen 
Anordnungen  von  dem  Pariser  Friedensrichter,  also  einer  Amtsperson, 
deren  Integrität  die  Beklagten  nicht  bestritten  haben,  im  Nachlaase  des 
Victor  0.  in  einem  Couvert,  welches  die  im  Thatbestande  erwähnten 
besonderen  Merkmale  trug,  geftinden.  Das  französische  Tribunal  de  la 
Seine  hat  diese  letztwilligen  Anordnungen  als  echt  erkannt,  was  sowohl 
aas  der  Thatsache  hervorgeht,  dafs  es  diese  Urkunde  dem  Notar  D. 
nach  ihrer  Publikation  in  Verwahrung  gab,  wie  auch  hieraus  hervor* 
geht,  dafs  es  in  seinem  Urteile  vom  13.  Juni  1894  dieselben  als  letzt- 
willige  Erklärungen  des  Victor  0.  erkannte.  Durch  alle  diese  Umstände 
ei*acheint  an  sich  die  Echtheit  dieser  letztvrilligen  Anordnungen  er- 
wiesen. Es  kommt  aber  noch  hinzu,  dafs  die  Beklagten  selbst  in  der 
an  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  gerichteten  Eingabe  de  praes. 
8.  November  1894  Z.  15  725  die  Rochtswirksamkeit  der  tlbrigen  in 
dem  KodiciU  des  Erblassers  ddo.  Paris,  20.  September  1892  getroffenen 
Anordnungen  mit  Ausnahme  der  im  Punkte  1  kreierten  Stiftung  an- 
erkannt haben.  Diese  gesamten,  von  den  Greklagten  anerkannten  lega- 
tarischen Verfügungen,  die  in  dem  oben  erwähnten  KodiciU  enthalten 
sind,  betragen  aber  zusammen  800000  fl.  ftkr  sich  allein.  Wenn  die 
Beklagten  von  der  Unechtheit  der  letztwilligen  Anordnungen  fiberzeugt 
wären,  hätten  sie  gewifs  niemals  diese  Anordnungen  anerkannt  Es 
mufste  daher  der  Beweis  der  Echtheit  als  gelungen  bezeichnet  werden, 
zumal  als  von  Seiten  der  Beklagten  keinerlei  stringenter  Gegenbeweis 
unternommen  wurde.  IL  Die  Beklagten  behaupten  weiters,  dafs  die 
Frage,  ob  die  bestrittene  Stiftungsanordnung  rechtswirksam  sei  oder 
nicht,  nach  französischem  und  keineswegs  nach  österreichischem  Rechte 
zu  beurteilen  sei.  Ausgehend  von  dem  Umstände,  dafs  diese  Frage 
nach  französischem  Rechte  zu  beurteilen  sei ,  suchen  sie  weiters  deren 
Rechtsunwirksamkeit  an  der  Hand  der  später  zu  erwähnenden  Bestim- 
mungen des  Code  civU  nachzuweisen.  Der  bezüglich  dieser  Frtge 
richtige  Thatbestand  ist  folgender:  Victor  0.  wurde  am  23.  Juni  1814 
zu  Janovicz  (Radomer  Gouvernement)  im  Königreiche  Polen  (Rnfsland) 
geboren.     Im  Jahre  1881    begab   er  sich   aus  dem  Königreiche  Polen 
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W6g  nach  Fraolcreich,   woselbst  er  bis  zu  seinem  Ableben  im  ordent- 
lichen Wohnsitze  verblieb.     Aus   seinen  Statusdokumenten  geht  hervor, 
daTs  er  als  kaiserlieh  russischer  Unterthan  geboren  war.     Mit  Dekret 
vom  9*  November  1867  wurde  Victor  0.  als  französischer  Staatsbtlrger 
BStoralisiert     Mit    Erlafs    der    k.    k.    Statthalterei    in    Lemberg   vom 
11.  Juni  1885  Z.  5710  wurde  dem  Victor  0.  die  österreichische  Staats- 
b&rgerschafl  verliehen,   und  es  wurde  von  ihm  am  16.  Juni  1885  vor 
dem  Stadtpräsidium  Lemberg  der  Unterthaneneid  abgelegt     Daher  war 
derselbe  österreichischer  Staatsbfliger  und  ist  auch  als  solcher  verstorben. 
Die  Beklagten  bestreiten   die  Kechtsgültigkeit   des  Erwerbes  der  öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft   durch  Victor  0.    und    behaupten   in   der 
Einrede,  er  sei  französischer  Staatsbürger  gewesen,  und  in  der  Duplik, 
er  sei  ein  8%^et  mixte^  nämlich  französischer,  russischer  und  österreichi-» 
scher  Staatsbürger  zugleich  gewesen.    Die  Grflnde,  aus  denen  die  Be- 
klagten  die  Legalität  des  Erwerbes    der   österreichischen  Staatsbürger* 
Schaft  seitens  des  Erblassers  bestreiten,  sind  doppelter  Art:    a)   sie  be- 
haupten, dafs  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  nur  erworben  werden 
könne,  wenn  der  betreffende  Aspirant  in  den  österreichischen  Erblanden 
semen  ordentlichen  Wohnsitz  hat;  b)  sie  behaupten,  dafs  Victor  0.  die 
Oeterreiehische  Staatsbürgerschaft,   auch  wenn   er   sie   erworben  hätte, 
wieder  verloren  hätte,  weil  er  immer  im  Auslande  und  niemals  im  In- 
hmde  gelebt  hatte.     Beide  Behauptungen   sind   nicht  stichhaltig.     Die 
Verleihung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch  die  zuständige 
Behörde  ist  eine  konstitutive  Erwerbsart  derselben   und  ist  deren  Ver* 
leihung  in  das  freie  Ermessen  der  Behörde  gestellt,  welche  hierbei  von 
konen    Voraussetzungen   abhängig    ist     Es    ist   nicht  einmal  Voraus- 
setsnng,    dafs  der  Aspirant  die  Entlassung  aus  seiner  früheren  Staate- 
aogehörigkeit  erwirkt  habe.     Im  Hofdekrete  vom   29.  Juli  1813  wird 
sogar  die  Verleihung  der  Staatsbürgerschaft  ahs  reine  Gnadensache  be- 
zeichnet    Das  einzige  Erfordernis   zur  Erwerbung  der  österreichischen 
Staatsbürgerschaft  ist,    dafs   der  Aspirant  sich  vorher  die  Zusicherung 
des  Heimatsrechtes  in  einer  inländischen  Gemeinde  verschafit  hat    Dies 
ist  im  vorliegenden  Falle  geschehen,  indem  die  Gemeinde  Wyscuzka  in 
GaUzien  ihm  die  Zuständigkeit  verliehen  hat    Aber  auch  dieses  im  §  2 
des  Heimatsgesetzes  vom    6*  Dezember  1868    Nr.  10  K.G.BL    ausge- 
sprodiene  Erfordernis  begründet  keine  Nichtigkeit  der  bereits  verliehenen 
Stsatobüigerschaft,  wenn  es  nicht  zur  Zeit  der  Verleihung  gegeben  war. 
Auch  die  Behörde,   welche   dem  Victor  0.   die  Staatsbtbrgerschaft  ver- 
lieben hat,  war  kompetent,  denn  die  Staatsbürgerschaft  kann  von  jeder 
politisdien  Landesstelle  verliehen   werden.     Nur   bei  politisch   bedenk- 
liehen Individuen  ist  die  Auftiahme  in  den  österreichischen  Staatsverband 
Baeh  Abs.  1  der  Ministerialverordnung  vom  27.  Oktober  1859  Nr.  96 
ILO.BL    dem  Ministerium   vorbehalten.     Aber  auch   diese  Bestimmung 
wiikt  niemals  pro  foro  externa.     Nun  haben  die  Erhebungen  der  gali- 
»seheD  Statthalterei   ergeben,   dals  Victor  0.   niemals  politisch  hervor- 
getreten ist,  und  dafs  er  insbesondere  an  der  polnischen  Erhebung  des 
Jahres  1863  nicht  beteiligt  war.     Aus  allen  diesen  Umständen  ergiebt 
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sich,  daffl  die  österreichische  Staatsbttrgerschaft  an  Victor  0.  rüe  ▼er- 
liehen war,  und  dais  daher  alle  besttglich  des  NichtaafSsnthaltes  des 
Victor  0.  im  Inlande  von  den  Beklagton  angeBihrtan  Beweise  gegen- 
standslos sind.  Wenn  endlich  die  BAlagten  darauf  hinweisen,  dafs  das 
Protokoll  ttber  die  Ablegung  des  Unterthaneneides  nur  von  einer  AmtB- 
person  mitunterschrieben  ist,  statt  ^on  zweien  (Kommissionsleiter  und 
SchriMlhrer),  so  ist  darauf  hinzuweiaen,  da(8  dies  gar  keine  Bedeutung 
hat,  weil  ja  die  Verleihung  der  Staatsbttigerschaft  ganz  unabhängig  von 
der  Ablegung  des  Unterthaneneides  ist  Auch  ohne  Unterthaneneid  ist 
die  verli^ene  Staatsbürgerschaft  gültig.  Dies  geht  aus  dem  Hofkanzlei- 
dekreto  vom  12.  April  1816  Z.  5444,  reproduciert  im  Hofkanzleidekrete 
▼em  30.  Jftnner  1824  Z.  2069  böhmische  Provinzialgesetzeesamnüung 
und  vom  1.  MKrz  1838  Z.  2597  J.G.S.  hervor.  Was  die  zweite  Be- 
hauptung der  Beklagton  anbelangt,  dafs  Victor  0.  die  (toterreicliiflche 
Staatsbürgerschaft  wieder  verloren  hat,  so  ist  zu  bemerken,  dafs,  seitdem 
durch  Art  4  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  Nr.  142 
R.G.BL  das  Auswanderungspatent  vom  24.  Mlirz  1832  Z.  2557  J.G.S. 
au%ehoben  wurde,  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  durch  noch  so 
langen  Aufenthalt  im  Auslände  nicht  verloren  werden  kann.  Victor  0. 
war  also  zweifellos  österreichischer  Staatsbürger  und  ist  als  solcher  ge- 
storben. Das  von  Victor  0.  errichteto  KodiciU  ddo.  20.  September  1892 
ist  formgtütig,  denn  es  ist  vom  Erblasser  eigenhändig  geschrieben  und 
untorschrieben  und  entspricht  also  den  Formerfordemissen  des  Oeter- 
reichischen  Rechtes.  Dafs  dieses  KodiciU  in  Bezug  auf  seine  Form- 
erfordemisse jedenftdls  nach  österreichischem  Rechte  zu  beurteilen  ist, 
ergiebt  sich  aus  §  5  a.  b.  G.B.  im  Zusammenhalte  mit  §  37  des  a.  b. 
G.B.  Aufserdem  kommen  die  Bestimmungen  der  §§  35,  655  und  914 
des  a.  b.  G.B.  in  Betracht,  welche  s&mtlich  den  Grundsatz  aufisteilen, 
dafs  Rechtsgeschäfte  so  auszulegen  sind,  dafs  sie  ihre  Gültigkeit  be- 
wahren. Weiter  kommt  §  300  a.  b.  G.B.  in  Betracht,  welcher  sagt, 
dafs  bewegliche  Sachen  immer  nach  den  Grundsätzen  jenes  Rechtes  zu 
beurteilen  sind,  welchem  ihr  Eigentümer  untersteht  In  dem  erwähnten 
KodiciU  hat  Victor  0.  aber  nur  ttber  jenes  Vermögen  verfügt,  welches 
er  in  Österreich  in  Verwahrung  der  österreichisch-ungarischen  Bank  in 
Wien  hatte.  Übrigens  ist  nadi  Unger  sowie  nach  Ffaff-Erame  und 
Pfaff'Hoffiumn  der  Grundsatz  locus  regit  actum  mit  der  Beschiftnkung 
auszulegen,  dafs  eine  von  einem  Österreicher  im  Auslände  errichtete 
letztwillige  Anordnung  bezüglich  des  in  Österreich  befindlichen  Ver- 
mögens dann  gültig  ist,  wenn  sie  den  Formerfordemissen  des  öster- 
reichischen Rechtes  entspricht,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  den 
Gesetzen  des  Ortes  ihrer  Errichtung  entspricht  Auch  sind  nach 
Art.  967  und  970  des  Code  ewü  holographe  Testamente  gültig,  wenn 
sie  vom  Erblasser  eigenhändig  geschrieben,  datiert  und  unterschrieben 
sind.  Dies  trifft  beim  KodiciU  vom  20.  April  1892  zu.  Nachdem  also 
aufser  Zweifel  steht,  dais  dieses  KodiciU  in  Bezug  auf  seine  Form  nach 
österreichischem  Rechte  zu  beurteilen  ist  und  übrigens  auch  nach  fran- 
zösischem Rechte  formgültig  ist,   könnte  nur  noch  in  Frage  komm«i, 
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ob  daMelbe  nicht  etwa  in  Bezug  auf  seinen  Inhalt  nach  firanzteiBchem 
Hechte  zu  beurteilen  kftme.  Auch  dies  ist  nicht  der  FaU.  Der  Erb- 
haser  war  Österreichischer  Staatsbüi^ger ,  und  seine  Abhandlung  ist  auf 
Grund  rechtskräftiger  hiergerichtlicher  Entscheidung  im  Inlande  Tor 
diesem  Bezirksgerichte  abzuwickeln.  Nach  den  obcitierten  Gesetzes- 
stellen  ist  zweifellos  auch  in  Bezug  auf  den  Inhalt  des  Kodicills  nur 
teterreichisches  Recht  anzuwenden.  Es  wäre  geradezu  absonderlich, 
weun  ein  Österreichisches  Gericht  die  Abhandlung  eines  Österreichers 
ttber  das  in  Osterreich  befindliche  Vermögen  des  Erblassers  nach  einem 
anderen  als  Osterreichischen  Kechte  entscheiden  würde.  Es  konunt  noch 
etwas  Anderes  in  Betracht  Zwischen  Österreich  und  Frankreich  be- 
steht auch  gegenwärtig  noch  der  Staatsvertrag  vom  11.  Dezember  1866 
Nr.  168  R.G.BL  Im  zweiten  Absätze  des  Art  2  dieses  Vertrages 
heifst  es  ausdrücklich,  dals  Forderungen  in  betreff  des  Nachlasses  sowie 
Ansprüche  des  Erbrechtes  auf  das  bewegliche  VermOgen  hinsichtlich  des  in 
einem  der  beiden  Länder  von  den  Unterthanen  des  anderen  hinterlassenen 
Vermögens  durch  die  G^chte  oder  sonstigen  kompetenten  Behörden  des 
Staates,  welchem  der  Verstorbene  angehörte,  und  nach  den  Gesetzen 
dieses  Staates  zu  beurteilen  sind.  Es  hätte  daher  niemals  ein  franaOsi- 
sehes  Gericht  mit  dem  Torliegenden  Streite  sich  befassen  kOnnen,  und 
wenn,  hätte  es  Österreichisches  Recht  anwenden  müssen.  Hieraus  er- 
giebt  sich,  dafii  alle  Schlufsfolgerungen,  welche  die  Beklagten  in  Bezug 
auf  die  Anwendung  des  französischen  Rechtes  und  insbesondere  in  Bezug 
auf  Art  725,  910  und  976  des  Code  civU  geübt  haben ,  unbegründet 
waren.  Übrigens  sei  nur  noch  bemerkt,  dafs  der  Art.  725  des  Code 
I  avU  nicht  pafst,   wnl  im  Torliegenden  Falle  von   einer  Erbseinsetzung 

I  der  Stiftung  nicht  die  Rede  ist,  sondern  von  der  l^gatsweisen  Begrün- 

dung einer  Stiftung,  und  Art  725  nur  bestimmt,  dafs  der  Erbe  zur 
Zeit  der  ErOffiiung  des  Testamentes  existent  sein  mufs.  Art  910  ist 
im  vorliegenden  Falle  bereits  erfüllt,  indem  die  niederOsterreichische 
Statüialterei  als  StiftnngsbehOrde  im  Einvernehmen  mit  der  galizischen 
Statthalterei  mit  Dekret  vom  12.  Jänner  1895  Z.  1068  die  Stiftung 
des  Victor  O.  bereits  ausdrücklich  anerkannt  hat  Art.  976  kommt 
überhaupt  nicht  in  Betracht,,  weil  der  Code  civil  unter  einem  mystischen 
Testamente  etwas  ganz  anderes  versteht  als  im  §  582  a.  b.  G.B.  ge- 
meint ist  Art  1001  des  Code  NapoMm  pafst  im  vorliegenden  Falle 
nicht,  weil  die  Art.  967  und  970  des  Code  eivü  holographe  Testamente 
anerkennen«  Aus  dem  Vorangeführten  ergiebt  sich  aber  auch,  da&  der 
Vorwurf,  den  die  Beklagten  gegen  den  Testamentsexekutor  Dr.  Friedrich 
Z.  erhoben  haben,  derselbe  hätte  mit  Umgehung  der  gesetzlichen  Erben 
beim  Tribunal  de  la  Seine  das  Urteil  vom  18.  Juni  1894  erwirkt,  wo- 
durch die  oft  erwähnten  KodiciUe  an  Osterreich  ausgeliefert  wurden 
and  hierdurch  zustande  gebracht  wurde,  dafs  ein  Österreichisches  Ge- 
richt die  vorliegende  Streitsache  und  die  Abhandlung  nach  Österreich!- 
iciiem  Rechte  abwickeln  kann  und  dadurch  die  Beklagten  um  die  ihnen 
nach  ihrer  Behauptung  günstigen  Bestimmungen  des  französischen  Rechtes 
gebracht  worden  wären,  ganz  unberechtigt  ist,  weil  ja  nach  dem  Staats- 
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vertrage  österreichiBches  Recht  hätte  angewendet  weiden  rnUiseiL 
Aurserdem  mag  noch  darauf  hingewiesen  werden,  daia  die  Beklagten 
in  ihrer  Eingabe  vom  25.  Oktober  1893  -sich  auadrücklich  einverstanden 
erklärt  haben,  dafii  die  Abhandlung  nach  Victor  0.  in  Österreich  ge- 
pflogen und  alle  Streitigkeiten  in  Osterreich  ausgetragen  weiden. 

Aus  den  Entscheidungsgrtlnden  des  Urteils  des  k.  k.  Ober- 
landesgerichts in  Wien  vom  25.  April  1899: 

—    n.    Die  Appellationsgründe  der  Beklagten  (sur  Frage 

der  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers)  sind  folgende: 

Der  Erblasser  hat  nie  die  (toterreichische  Staatsangehörigkeit  er- 
worben: a)  Die  Kläger  haben  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  des 
Erblassers  erst  in  der  Replik  behandelt;  diese  Verspätung  wurde  von 
den  Beklagten  in  der  Duplik  gerügt;  b)  der  Erblasser  hat  sich  im 
österreichischen  Staate  nie  ansässig  gemacht  Es  ist  daher  die  Voraus- 
setzung des  §  30  a.  b.  G.B.  zum  Erwerbe  der  Staatsbürgerschaft  nicht 
vorhanden;  c)  der  Erblasser  hat  einen  zehnjährigen  ununterbrochenen 
Wohnsitz  in  diesem  Staate  nicht  vollendet,  es  ist  daher  die  Voraus- 
setzung des  §  29  a.  b.  G.B.  nicht  vorhanden;  d)  es  sind  auch  die 
übrigen  Voraussetzungen  der  Staatsangehörigkeit  im  Sinne  der  §§  28 
bis  31  a.  b.  G.B.  nicht  vorhanden.  Die  politischen  Behörden  sind  bei 
der  Verleihung  der  Staatsbürgerschaft  an  die  Bestimmungen  des  all« 
gemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  gebunden.  Die  im  Hofdekiete  vom 
29.  Jali  1813  als  Gnadensache  behandelte  Verleihung  der  Staatsbürger« 
Schaft  bezieht  sich  auf  die  Verleihung  der  Ehrenstaatsbttrgerschaft  und 
steht  mit  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
nicht  im  Widerspruche;  e)  es  ist  nicht  bewiesen,  dafs  der  Erblasser  ia 
den  Verband  der  Gemeinde  Wj^suczko  aufgenommen  vnirde;  f)  der 
Verlust  der  Staatsbürgerschaft  durch  Auswanderung  tritt  ungeachtet  des 
§  4  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  Nr.  142  R.G.BL 
ein,  da  durch  dieses  Gesetz  nur  das  Recht  der  Freizügigkeit  normiert 
wirdy  ohne  dafs  die  Folgen  der  unbefugten  Auswanderung  berührt 
werden;  g)  der  Staatsvertrag  vom  11.  Dezember  1866  Nr.  168R.G.B1. 
spricht  gegen  die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  und  die  An* 
Wendung  der  österreichischen  Gesetze,  da  der  Erblasser  französischer 
Staatsangehöriger  war. 

Ad.  II.  Die  Kläger  konnten  bei  der  Verfiissung  der  EUage  wohl 
nicht  voraussetzen,  dafs  die  Beklagten  mit  Rücksicht  auf  die  B^agen 
der  Klage  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  des  Erblassers  in  der 
Einrede  beetreiten  werden.  Die  Erörterung  und  Beweisflüurung  der 
österreichischen  Staatsbürgerschaft  des  Erblassers  in  der  Replik  ist  daher 
gemäfs  §  47  a.  G.O.  ohne  Legungsbewilligung  zulässig.  Laut  Erledi- 
gung der  Statthalterei  Lemberg  vom  11.  Juni  1885  Z.  5710  wurde 
dem  Erblasser  das  österreichische  Staatsbürgerrecht  verliehen.  Laut 
PtotokoUes  des  Magistrates  Lembeig  vom  16.  Juni  1885  hat  Erblasser 
den  Eid  der  Unterthanentreue  abgelegt  Laut  Heimatscheines  der  Ge- 
meinde Wysuczka  vom  2.  September  1897  war  Erblasser  in  der  ge- 
nannten Gemeinde  zuständig.     Die  Verhandlung  und  Entscheidung   in 
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Angelegenheiten,  welche  das  Heimatrecht  betreffen,  gehören  gemäfs  Ge- 
setzes vom  3.  Dezember  1868  Nr.  105  R.6.B1.  mit  Ausnahme  der  dort 
bezeichneten  Fälle  zur  Kompetenz  der  politischen  Behörden.  Dem- 
gem&fs  erscheinen  die  Gerichte  nicht  berufen,  sich  in  eine  Überprüfung 
der  oben  citierten  Statthaltereierledigung  betreffs  der  Verleihung  des 
Staatsbtlrgerrechtes  und  des  vorgelegten  Heimatscheines  der  Gemeinde 
Wjsuczka  einzulassen.  Hierdurch  entMlt  die  Prüfang  der  von  den 
BdLkgten  ad  II  geltend  gemachten  Appellationsgründe. 

Der  aufserordenüichen  Revisionsbeschwerde  der  Beklagten  wurde 
mit  Urteil  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  vom  5.  Oktober  1899 
keine  Folge  gegeben. 

Werm  die  Exehäion  in  Ungarn  zu  vollziehen  ist,  so  hat  sich  die 
Mitunrhung  der  inländischen  (österreichischen)  Gerichte  auf  die 
Bewilligtmg  der  Exekution  zu  beschränken;  der  Vollzug,  wozu^  ins- 
besondere hei  gepfändeten  Forderungen  die  Bewilligung  der  Über- 
weisung gehört,  ist  den  ungarischen  Gerichten  nach  Mafsgäbe  der 

dortigen  Gesetze  vorbehalten. 

Entscheidung  des  k.  k.  Oberlandesgerichts  in  Wien  vom  30.  Mai  1899. 

Der  betreibende  GlMubiger  hatte  beim  k.  k.  Landesgerichte  in  Wien 
die  Exekution  mittelst  zwangsweiser  P&ndrechtsbegrtlndung  durch 
bflcfaerliche  Axmierkung  der  Vollstreckbarkeit  von  Forderungen,  welche 
f)hr  den  in  Ungarn  domizilierenden  Verpflichteten  auf  dem  Ehepaare  X. 
gehörigen,  in  Ungarn  gelegenen  Realitäten  sichergestellt  waren,  erwirkt. 
Hierauf  schritt  er  beim  Landesgerichte  Wien  um  Bewilligung  der  Über- 
weisung dieser  Forderungen  ein,  wurde  jedoch  wegen  Inkompetenz  ab- 
gewiesen. Der  gegen  diesen  Beschlufs  erhobene  Rekurs  wurde  vom 
Oberland esgerichte  aus  folgenden  Grttnden  verworfen:  Im  vorliegenden 
Falle  handelt  es  sich  um  eine  Exekution  gegen  einen  Ausländer  auf 
ein  im  Auslände  befindliches  Vermögen.  Gemäfs  J.M.V.  vom  13.  De- 
zember 1897,  R.G.B1.  Nr.  285,  ist  die  Exequierbarkeit  inländischer 
Urteile  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  verbtlrgt.  Es  mufs  sich 
jedoch  das  inländische  Gericht  auf  die  Bewilligung  der  Exekution  be- 
schränken und  den  Vollzug  der  Exekution  den  Gerichten  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  nach  Mafsgäbe  der  dortigen  Gesetze  vollständig 
Qberlassen.  Indem  das  k.  k.  Landesgericht  die  Exekution  mittelst 
zwangsweiser  PfandrechtsbegrUndung  durch  bücherliche  Anmerkung  der 
Vollstreckbarkeit  der  exequierten  Forderungen,  welche  für  den  in  Ungarn 
wohnenden  Verpflichteten  auf  in  Ungarn  befindlichen  Realitäten  haften, 
bewilligt  hat,  erscheint  die  Funktion  des  inländischen  Gerichtes  in  An- 
sehung der  bewilligten  Exekution  beendet.  Es  ist  Sache  des  betreiben- 
den Gläubigers,  die  Fortsetzung  der  Exekution  direkt  bei  der  zuständigen 
«nsländischen  Behörde  nach  Mafsgäbe  der  dortigen  Gesetze  ohne  Inter- 
vention der  inländischen  Gerichte  zu  erwirken. 
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Übertragung  der  Vormundschaft  an  ein  sächsisches  Gericht. 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  12.  September  1900,  Z.  12670. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  den  vom  Bezirksgerichte  in  X. 
gemäfs  §  111  J.N.  gefafsten  Beschlufs,  die  Aufsicht  und  Ftlrsorge  tlber 
das  von  der  österreichischen  Staatsangehörigen  Emma  H.  am  5.  April 
1900  in  T.  (Sachsen)  aufserehelich  geborene  Kind  Otto  H.  an  das 
Amtsgericht  in  Y.  zu  übertragen,  mit  Rtlcksicht  auf  die  Erklämog 
dieses  Gerichtes,  wonach  dasselbe  die  Übernahme  der  Aufsicht  und  Für- 
sorge über  die  Person  des  genannten  Minderjährigen  ablehnt  und  nur 
zur  Übernahme  der  unbeschränkten  Vormundschafbleitung  bereit  ist,  — 
nicht  genehmigt 

Von  jeder  in  Österreich  unter  der  Enns  kraft  der  Zustandigheits- 
regeln  abgehandelten  Verlassenschaft  ist,  auch  wenn  der  Erblasser 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  im  Auslande  hatte,  der  Beitrag  zum 

n.  ö.  Landesschulfonds  zu  entrichten. 

Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  Grerichtshofs  vom  12.  August  1899  (Zeitsehr. 
f.  Not  u.  freiw.  Gerichtsbarkeit  m  Ost  1900  S.  23). 

In  der  Verlassenschaffcssache  nach  der  Reichsfreiin  E.  F.  hat  das 
k«  k.  Beeirksgericht  Innere  Stadt  Wien  II  mit  BeBchlufs  vom  3.  Joni 

1899,  G.Z.  ^'  ^-^^-^ ,  ausgesprochen ,   dafs   von   dem  Nachlasse   mit 

Rücksicht  darauf,  dafs  die  Erblasserin  zur  Zeit  ihres  Todes  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  in  Kopenhagen  hatte,  kein  Beitrag  zum  n.  ö.  Landes- 
schulfonds zu  bemessen  sei. 

Dem  Rekurse  des  n.  0.  Landesausschusses  hat  das  k.  k.  Landes- 
gericht   Wien    als    Rekursgericht    mit    Beschlufs    vom    4.    Juli    1899, 
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G.Z.    -' — ^ — ~— ,    Folge   gegeben    und    den    angefochtenen  Beschlufs 

dahin  abgeändert,  dafs  von  obigem  Nachlasse  ein  Beitrag  zum  n.  ({. 
Landesschulfonds  zu  bemessen  ist,  und  dessen  Bemessung  nach  Eintritt 
der  Rechtskraft  der  Rekurserledigung  dem  obigen  Gerichte  aufgetragen 
wird.  —  Gründe: 

Nach  den  gepflogenen  Erhebungen  und  der  Aktenlage  ist  aller- 
dings als  letzter  Wohnsitz  der  Erblasserin  der  ihres  Gatten,  der  zur 
Zeit  ihres  Todes  k.  und  k.  Gesandter  in  Kopenhagen  war,  also  dieser 
Ort  anzusehen.  Geinäfs  §§  105,  69  C.J.N.  erscheint  jedoch  zur  Ab- 
handlung ihres  Nachlasses  in  erster  Linie  das  k.  k.  Bezirksgericht  Wien, 
Innere  Stadt  I.,  in  dessen  Sprengel  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äufsem  seinen  Sitz  hat,  kompetent,  und  wurde  an  dessen  Stelle  das 
k.  k.  Bezirksgericht  Wien,  Innere  Stadt  11  vom  k.  k.  Oberlandesgerichte 
Wien  zur  Abhandlungspflege  delegiert.  Nach  den  allgemeinen  Regeln 
über  die  Zuständigkeit  erscheint  also  ein  Wiener  Bezirksgericht  zur  Ab- 
handlung berufen,  und  wird  der  Nachlafs  zufolge  Delegation  von  einem 
anderen  Wiener  Bezirksgerichte,  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Wien,  Innere 
Stadt  II,  abgehandelt  Dies  genügt  aber  dafür,  dafs  ein  Beitrag  zum 
n.    ö.    Landesschulfonds    zur  Bemessung   und   Einhebung    von    obigem 


Österreich.  131 

Nachlasse  zq  gelangen  hat.  Denn  die  im  n.  ö.  Landesgeeetase  ▼om 
18.  Desember  1871,  Nr.  1  L.G.Bl.  Air  1872,  und  zwar  im  §  1  ent- 
haltene Bestimmnng,  wonach  „von  jeder  in  Österreich  anter  der  Enns 
Toikommenden  Verlassenschaft ,  wenn  der  reine  Naehlafs  800  fl.  über- 
steigt, ein  Schalbeitrag  für  den  n.  ö.  Landesfonds  als  gesetzliches  Ver- 
ndlditnis  einzuhehen  ist,  ist  nach  deren  Sinn  and  Zweck  dahin  zu  yer- 
steben,  dafs  jede  in  österi'eich  unter  der  Enns  kraft  der  Zuständigkeits- 
regeb  abgehandelte  Verlassenschaft  einem  solchen  Beitrage  unterliegt 
Fir  diese  Aoslegang  spricht  auch  die  Analogie  mit  anderen  diesbesQg- 
liehen  Landesgesetzen,  indem  das  ^  Böhmen  (Landesgesetz  Tom 
2.  Februar  1878,  Nr.  60  L.G.Bl.)  von  jeder  in  Böhmen  abgehandelten 
Verlassenschaft,  das  für  Dalmatien  (Landesgesetz  vom  80.  Januar  1878, 
Nr.  11  und  respektive  Gesetz  vom  28.  April  1888,  Nr.  16  L.G.B1.) 
▼OD  jeder  in  Dalmatien  angefallenen  Verlassenschaft ,  das  ftlr  Salzburg 
(Landesgesetz  vom  26.  Dezember  1871,  Nr.  45  L.G.B1.  fllr  1872)  von 
jeder  Verlassenschaft,  deren  Abhandlung  von  einem  salzburgischen  Ge- 
richte gepflogen  wird,  das  für  Triest  (Landesgesetz  vom  15.  Mai  1874, 
Nr.  16  L.G.Bl.)  von  jeder  Verlassenschaft  in  der  Gemeinde  Trieat 
einen  Schulbeitrag  normieren,  indem  femer  die  Landesgesetze  f^  Görz 
and  Grradisca  (Landesgesetz  vom  16.  Januar  1881  Nr.  2  L.G.B1.  und 
Tom  15.  August  1892,  Nr.  15  L.G.B1.),  fUr  Kraüi  (Landesgesetz  vom 
18.  Dezember  1874,  Nr.  1  L.G.Bl.  fdr  1875),  für  Mähren  (Landes- 
gesetz vom  80.  April  1874,  Nr.  87  L.G.BL),  für  Oberösterreich  (Landes- 
gesetz vom  9.  Jnni  1876,  Nr.  18  L.G.Bl.)  und  für  Steiermark  (Landes- 
gesetz vom  29.  Dezember  1888,  Nr.  8  L.G.Bl.  für  1889)  aussprechen, 
dafs  von  jeder  Verlassenschaft ,  zu  deren  Abhandlung  ein  dort  befind- 
liches Gericht  nach  den  allgemeinen  Regeln  Über  die  Zuständigkeit  be- 
lufen  erscheint,  ein  Schulbeitrag  zu  bemessen  ist.  Auch  die  Durch- 
führungsverordnung der  Ministerien  der  Justiz,  der  Finanzen  und  des 
Unterrichtes  vom  13.  Juni  1876,  Nr.  90  R.G.Bl.,  welche  auch  mit 
Geltung  für  Niederösterreich  erlassen  wurde,  gebraucht  an  der  Spitze 
des  bezüglichen,  für  die  Gerichte  vorgeschriebenen  Verzeichnisformulares 
den  Ausdruck  „abgehandelte  Verlassenschaflen*'. 

Hiemach  erscheint  die  Abänderung  des  angefochtenen  Beschlusses 
and  beziehungsweise  die  Bemessung  eines  Schul beitrages  von  der  in 
Rede  stehenden  Verlassenschaft  gerechtfertigt. 

Dagegen  brachte  der  Erbenmachthaber  den  Revisionsrekurs  ein  und 
machte  in  demselben  geltend :  Das  k.  k.  Landesgericht  Wien  geht  von 
der  Ansicht  aus,  dafs  jede  in  Österreich  unter  dnr  Enns  abgehandelte 
Verlassenschaft  dem  Schulbeitrage  unterliege.  Dafs  dies  nicht  richtig 
ist,  hat  der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  10.  Ok- 
tober 1898,  Z.  13  408  („Notariatszeitung"  vom  Jahre  1899,  Nr.  8) 
losgesprochen,  weil  der  Erblasser  in  der  Lage  gewesen  sein  müsse, 
von  der  Schuleinrichtung  in  NiederOsterreich  Gebrauch  zu  machen; 
ebenso  die  Entscheidungen  vom  8.  Januar  1899,  Z.  17  872  ex  1898 
(„Notariatszeitung"  vom  Jahre  1899,  Nr.  22)  und  vom  18.  September 
1894,  Z.  11318  („Notariatszeitung"  vom  Jahre  1894,  Nr.  41),  welche 
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aoBsprechen ,  dafs  nur  dann  von  Verkssenschaften  der  Schalbeitrag  xa 
entrichten  ist,  wenn  der  Erblaaser  in  Niederdsterreich  seinen  letzten 
ordentlichen  Wohnsitz  hatte. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  mit  Entscheidung  vom  19.  Augnat 
1899«  Z.  12  088,  dem  Bevisionsrekurse  unter  Hinweis  auf  die  sach- 
und  gesetigem&fse  Begründung  des  Rekursgerichtes  keine  Folge  g^eben. 

Der  Schülbeitrag  mm  n.  ö,  Lanäesfands  ist  nur  von  Nachlässen 
solche  Jürhlasser  eu  bemessen,  welche  ihren  Wohnsitz  in  Nieder- 
österreich haben, 

EntBcheiduDg  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  vom  7.  Februar  1900  (Zeitscbr. 

f&r  Notariat  etc.  1900  S.  108). 

In  der  Verlassenschaftssache  nach  dem  am  26.  Dezember  1898  in 
Liverpool  in  England  verstorbenen  und  daselbst  wohnhaft  gewesenen 
A.,  welcher  im  Sprengel  des  k.  k.  Bezirksgerichtes  in  Hietzing  ein  un- 
bewegliches Gut  besafs,   hat  das  genannte  Bezirksgericht  mit  Beschlufs 

vom  28.  November  1899,  G.Z.  ^'  ^i^"^  y  vor  dem  mit  104  103  fl. 
62^/9  kr.  ermittelten  reinen  Nachlasse  den  Beitrag  zum  allgemeinen 
Versorgungsfonds  mit  1041  fl.  4  kr.  und  den  Schulbeitrag  zum  n.  ö. 
Landesfonds  mit  780  fl.  75  kr.  bemessen, 

Dem  Rekurse  des  B.  als  Erben  des  A.  hat  das  k.  k.  Landesgericht 
in  Wien   als   Rekursgericht    mit  Beschlufs   vom    27.  Dezember   1899, 

G.Z.  — yp^-^j  teilweise  Folge  gegeben  und  den  angefochtenen  Be- 
schlufs: 1.  insofeme  mit  demselben  von  dem  mit  104.103  fl.  62^/8  kr. 
ermittelten  reinen  Nachlasse  der  Schulbeitrag  zum  n.  0.  Landesfonds 
mit  780  fl.  75  kr.  bemessen  wurde,  bestätigt;  2.  insofeme  mit  dem- 
selben der  Beitrag  zum  allgemeinen  Versoigungsfonds  in  Wien  mit 
1041  fl.  4  kr.  bemessen  wurde,  dahin  abgeändert,  dafs  ein  Beitrag  zum 
allgemeinen  Versorgnngsfonds  in  Wien  nicht  zu  bemessen  kommt.  — 
Begründung: 

Der  Schulbeitrag  zum  n.  ö.  Landesfonds  wurde  von  dem  frag- 
lichen Nachlasse  mit  Recht  bemessen ;  denn  nach  §  1  des  Gesetzes  vom 
18.  Dezember  1871,  Nr.  1  L.G.Bl.  flir  1872,  ist  von  jeder  in  Öster- 
reich unter  der  Enns  vorkommenden  Verlassenschaft,  wenn  der  reine 
Nachlafs  300  fl.  übersteigt,  ein  Schulbeitrag  zu  entrichten.  Der  in  Rede 
stehende  Nachlafs  im  gebührenpflichtigen  Betrage  von  104 103  fl.  62^/a  kr. 
wird  hier  der  Abhandlung  unterzogen  und  f^lt  daher  nach  obiger  ge- 
setzlicher Bestimmung  in  die  Kategorie  der  schulbeitragspflichtigen  Ver- 
lassenschaften.  Der  in  dem  Landesgesetze  angewendete  Ausdruck  „in 
Osterreich  unter  der  Enns  vorkommende  Verlassenschaft''  kann  nicht 
dahin  ausgelegt  werden,  dafs  darunter  nur  die  Nachlässe  der  in  Öster- 
reich unter  der  Enns  wohnhaft  gewesenen  Erblasser  begriffen  sind;  zu 
einer  solchen  Auslegung  ist  in  dem  Wortlaute  obigen  Gresetzes  kein 
Anhaltspunkt  gegeben,  und  erscheint  diese  Interpretation  umsoweniger 
zulässig,    als   in   den  in   Ausführung   des  Reichsgesetzes  vom   14.  Mai 
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1869,  Nr.  62  R.6.BL,  ftlr  einzelne  Kron^der  rtteksichtlich  des  Schul- 
botrages  erlasBenen  Landesgesetzen  die  Sehnlbeitragspflicht  Ton  dem 
Umstände  abhängig  gemacht  wird,  dafs  ein  in  dem  betreffenden  Kron- 
bnde  gelegenes  Grericht  nach  den  allgemeinen  Kompetensbestimmnngen 
ZOT  Abhandlongspfiege  berufen  erscheint  (Landesgesetz  für  Osterreich 
ob  der  £nns,  Steiermark  u.  a.).  Eine  Analogie  aus  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  Aber  den  Beitrag  zum  Versorgungs-  oder  zum  Kranken- 
anstahenfonds  erscheint  unzulässig,  weil  es  sich  hierbei  um  ganz  andere 
Auflagen  zu  lokalen  Zwecken  handelt,  bei  deren  Vorschreibung  wieder 
andere  piincipielle  Momente  in  Betracht  kommen. 

Ein  6eib«g  zum  allgemeinen  Versorgnngsfbnds  in  Wien  war  jedoch 
Yon  dem  in  Rede  stehenden  Nachlasse  mit  Rücksicht  auf  den  Wohnort 
des  Erblassers  nicht  zu  bemessen,  weil  aus  dem  Hofdekrete  Tom  22.  Juni 
1821,  Nr.  1770  J.6.S.,  und  aus  den  Anordnungen  des  n.  0.  Appel- 
iationsgerichtes  Tom  16.  September  1842,  Z.  10  719,  und  vom  8.  Mai 
1843,  Z.  6452,  zu  entnehmen  ist,  dafs  für  die  Pflicht  zur  Entrichtung 
des  Beitrages  zum  Wohlthätigkeits-  oder  Versorgungsfonds  in  Wien 
lediglieh  das  Domizil  des  Erblassers  und  nicht  der  Umstand  entscheidet, 
bei  welchem  Gerichte  die  Verlassenschaft  abgehandelt  wird. 

Dem  a.  o.  Revisionsrekurse  des  B.  ab  Ert>en  nach  A.  gegen  den 
rekarqgerichtlichen  Beschlufs,  insofeme  mit  demselben  der  Beschlufs  des 
Gerichtes  der  ersten  Instanz,  betreffend  die  Bemessung  des  Schulbeitrages 
smn  n.  ö.  Landesfonds  mit  780  fl.  75  kr.  von  dem  mit  104  103  fl. 
62^8  kr.  ermittelten  reinen  Nachlasse  bestätigt  wurde,  hat  der  k.  k. 
Oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  7.  Februar  1900,  Z.  1442, 
Folge  gegeben  und  den  rekursgerichtlichen  Beschlufs  in  dem  ange- 
fochtenen Teile  unter  Unbertthrüassung  seines  übrigen  nicht  in  Be- 
schwerde gezogenen  Inhaltes  dahin  abgeftndert,  dafs  von  dem  Nachlasse 
des  A.  ein  Schulbeitrag  zum  n.  ü,  Landesfonds  nicht  bemessen  wird.  — 
Grttnde: 

Das  Landesgesetz  für  Niederösterreich  vom  18.  Dezember  1871, 
Nr.  1  L.G.B1.  ex  1872,  bestimmt  im  §  1,  dafs  von  jeder  in  Osterreich 
oater  der  Eiins  vorkommenden  Verlassenschaft,  wenn  der  Nachlafs 
300  fl.  übersteigt,  ein  Schulbeitrag  für  den  n.  ö.  Landesfbnds  als  ge- 
setiliches  Vermächtnis  einzuheben  ist.  Im  vorliegenden  Falle  ist  zu 
entKheiden,  ob  die  in  dem  Landesgesetze  gebrauchte  Bezeichnung  „vor- 
kommende Verlassenschaft*^  dahin  zu  verstehen  ist,  dafs  der  Pflidit  zur 
Entrichtung  dieses  Betrages  alle  Yerlassenschafien  unterliegen,  welche 
vor  Gerichten  in  Niederösterreich  verhandelt  werden,  oder  ob  sich  diese 
Verpflichtung  unabhängig  von  den  Kompetenzbestimmungen  nach  dem 
Wohnorte  des  Erblnssers  richtet  und  davon  abhängt,  dafs  dieser  in  dem 
betrefienden  Lande  seinen  Wohnsitz  hatte  und  dsLer  in  der  Lage  war, 
von  den  bestehenden  Sehuleinrichtungen  vorkommendenfklls  Gebrauch 
zu  machen.  Dem  ganzen  Sinne  des  Gesetzes  zufolge  kann  nur  letzteres 
angenommen  werden,  und  erscheinen  die  Nachlässe  solcher  Erblasser, 
weiche  ihren  Wohnsitz  nicht  in  Niederösterreich  hatten,  von  der  ge- 
riehtlichen  Entrichtung  dieses  gesetzlichen  Legates  befreit     Dieses  er- 
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scheint  vor  allem  durch  den  Wortlaut  des  Gesetzes  dai^gethan,  welches 
im  §  4  anordnet,  dafs  unbewegliches  Vermögen,  welches  nicht  in  Nieder- 
österreich liegt,  bei  Berechnung  des  Scbulbeitrages  nicht  in  Anschlag 
zu  bringen  ist,  obgleich  auch  dieses  Vermögen,  wenn  dasselbe  sich  nicht 
im  Auslande  befindet,  von  dem  Gerichte  in  Niederösterreich  der  Ab- 
handlung unterzogen  wird.  Nun  bat  erwieseneroiarsen  der  Erblasser 
A.  sich  niemals  in  Niederösterreich  aufgehalten  und  nicht  hier,  sondern 
in  Liverpool  seinen  Wohnsitz  gehabt,  weshalb  von  seinem  Nachlasse^ 
zu  dessen  Abhandlung  das  Bezirksgericht  Hietzing  nur  infolge  des  zu- 
fälligen Umstandes  berufen  erscheint,  weil  der  Verstorbene  im  Sprengel 
dieses  Gerichtes  ein  unbewegliches  Gut  besafs,  ein  Schulbeitrag  nicht 
zu  bemessen  war.  Durch  die  gegenteilige  Entscheidung  der  Unter- 
gerichte erscheint  das  Landesgesetz  vom  18.  Dezember  1871  offenbar 
verletzt,  es  war  daher  dem  aufserordentlichen  Rekurse  des  Erben  Folge 
zu  geben  und  der  Beschlufs  des  Rekursgerichtes  im  vorstehenden  Sinne 
abzuändern. 

Jurisdiktionsnorm.  Vorausseteung  für  die  Begründung  des  Gerichts- 
standes des    Vermögens  durch  eine  Forderung  des  Geklagten  an 

den  inländischen  Kläger. 

Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  (rerichtshofes  vom  31.  August  1898  (Jur. 

Blfttter  Jahrg.  XXIX  S.  513  ff.). 

In  der  Rechtssache  des  R.  P.  in  Wien  und  J.  E.  (Kläger)  wider 
F.  B.,  Kaufinann  in  Berlin  (Beklagten)  wegen  568  fl.  c.  s.  c.  hat  das 
k.  k.  Handelsgericht  in  Wien  nach  mündlicher  abgesonderter 
Verhandlung  über  die  bei  der  ersten  Tagsatzung  erfolgte  Einwendung 
der  sachlichen  und  örtlichen  Unzuständigkeit  mit  Beschlufs  vom 
13.  Juni  1891  G.  Z.  ^s.  n.^i54-9e  en^ctieden:  Der  Einwendung  der 
Unzuständigkeit  dieses  Gerichtes  wird  stattgegeben  und  sind  die  Kläger 
schuldig,  dem  Beklagten  die  mit  34  fl.  78  kr.  bestimmten  Kosten  dieses 
Rechtsstreites  zu  ersetzen. 

Begründung:  R.  P.  und  J.  K.  klagen  den  Berliner  proto- 
kollierten Kaufmann  F.  B.  auf  Zahlung  von  568  fl.  c.  s.  c.  aus  einem 
seinerzeitigen  Handelsgeschäfte  und  stützen  die  örtliche  Kompetenz 
dieses  Gerichtes  hierauf,  dafs  dem  Beklagten  laut  Urteil  des  Landes- 
gerichtes die  Judikatsforderung  per  995  fl.  97  kr.,  mithin  ein  Ver- 
mögen im  Inlande  zustehe,  und  da  bezüglich  dieser  Forderung  die  in 
Wien -4omizilierenden  Kläger  als  Drittschuldner  erscheinen,  so  sei  die 
Wiener  Kompetenz  als  des  Sprengeis,  wo  das  Vermögen  sich  befindet, 
für  den  vorliegenden  Rechtsstreit  g^eben.  Bei  der  ersten  Tagsatzung 
am  1.  Juni  1898  wendete  der  Beklagte  die  sachliche  und  örtliche  Un- 
zuständigkeit ein,  da  laut  Absatz  VIII  der  als  Vorvertrag  geltenden 
Information  vom  18.  Mai  1895  über  Streitigkeiten  aus  den  Vertrags- 
Verhältnissen  ein  frei  wählbares  Schiedsgericht  zu  entscheiden  habe. 
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So  wenig  daher  der  Gerichtshof  ans  allen  diesen  Orttnden  an 
seiner  sachlichen  Kompetenz  zweifelte,  so  war  er  dennoch  mangels  der 
VoraoBsetzang  des  §  99  J.N.  nicht  in  der  Lage,  sich  örtlich  fBa  zu- 
stfndig  anzusehen.  Nicht  in  Frage  gestellt  erschien  hierbei,  dafs,  wie 
jede  Forderung,  so  ganz  besonders  die  kraft  richterlicher  Feststellung 
onbestreitbare  Judikatforderung  ein  Vermögen  darstelle,  und  da  im 
Yorliegenden  Falle  die  vorliegend  eingeklagte  kompensable  Gegen- 
forderung kleineren  Betrages  ist,  so  blieb  das  Erfordernis  des  „Ver- 
mögens*^ als  solchen  selbst  fOr  den  Fall  der  striktesten  Anwendung  der 
^pso  jure-Kompensation  gemäfs  §  1438  s.  b.  G.B.  (in  fine)  gewahrt. 
Wohl  aber  mangelte  es  im  yorliegenden  Falle  an  dem  zweiten  Er- 
fordernis des  „Drittschuldners*',  und  dafs  dasselbe  strikt  und  im  Sinne 
des  Ausschlusses  der  Identität  Ton  Kläger  und  Drittschuldner  auszulegen 
sä,  fand  der  Gerichtshof  in  folgender  Erwägung:  1.  Aus  den  Motiven 
dieser  Gesetzesbestimmung  geht  hervor,  dafs  dieselbe  dem  §  24  der  ftlr 
das  Deutsche  Reich  geltenden  Civilprozefsordnung  nachgebildet  sei.  Bei 
Vergleichnng  beider  Gesetzesstellen  aber  ergiebt  sich,  dafs  der  dort 
gebrauchte  Ausdruck  „Schuldner **  in  unserem  Gesetze  durch  „Dritt- 
sebuldner**  ersetzt  sei.  Da  nun  bei  der  sonstigen  gleichlautenden 
Teztierung  nicht  angenommen  werden  kann,  dafs  in  dieser  Varietät 
des  Ausdruckes  ein  blofser  Zufall  gelegen  sei,  mufs  vielmehr  darin  die 
Absicht  gelinden  werden,  als  Schuldner  nur  eine  von  den  Prozefs- 
Parteien  verschiedene  Person  zuzulassen,  und  ist  an  dieser  durch  die 
verschiedene  Nomenklatur  unabweialich  gegebenen  Differenz  der  beiden 
Ptozefsordnungen  trotz  der  Retorsionstendenz  des  §  99  festzuhalten,  die 
ja  sonst  allerdings  bei  Zweifel  Über  die  Umgrenzung  dieses  Gerichts- 
standes für  die  Übereinstimmung  mit  den  ausländischen  Vorschriften 
spricht.  Dazu  kommt  2.  die  allgemeine,  von  dem  vorliegenden  Falle 
absehende  Erwägung,  dafs  die  gegenteilige  Auffassung  einen  Wider- 
spruch mit  anderen  Bestimmungen  des  Kompetenzrechtes  mit  sich 
bringt  und  es  nicht  angeht,  Repressalien  gegen  eine  ausländische  Gesetz- 
gebung auf  Kosten  nicht  nur  des  Wortlautes,  sondern  auch  der  Prin- 
cipieneinheit  und  des  Geistes  unserer  Jurisdiktionsnorm  zu  treiben.  In 
§  96  J-N.  wird  dem  Gerichtsstand  der  Widerklage  eine  ausdrücklich«^ 
zeitliche  Grenze  dahin  gesetzt,  dafs  zur  Zeit  der  Einbringung  derselben 
die  mOndliche  Verhandlung  tlber  die  Klage  in  erster  Instanz  noch  nicht 
geschlossen  sein  darf,  und  als  eine  Umgehung  dieser  Gesetzesbestimmung 
mttfste  man  für  eine  Reihe  von  Fällen  die  allgemeine  Zulassung  des 
Gerichtsstandes  des  Vermögens  bei  Identität  vom  Kläger  und  Dritte 
Schuldner  anerkennen,  wenn  auch  für  den  vorliegenden  Fall  der  Ge- 
richtshof nicht  übersah,  dafs  mangels  gleichartiger  Kompetenz  eine 
Widerklage  beim  Landesgerichte  unthunlich  war.  War  also  aus  diesen 
Orttnden  der  Einrede  der  örtlichen  Inkompetenz  stattzugeben ,  die  der 
sachlichen  aber  abzuweisen,  so  mufsten  doch  bei  dem  Umstände,  als 
letztere  besondere,  nicht  schon  durch  jene  durchgedrungene  Einwendung 
vennkfste  Kosten  nicht  hervorrief,  sowie  femer  bei  der  einheitlichen 
Anfifassnng  der   Unzuständigkeit  in  unserem    Gesetze,   dem   Beklagten 
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gemftfs  §§  43  und  46  J.N.  die  gesamten  Kosten  gegen  die  beiden 
Kläger  zuerkannt  worden. 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  hat  über  Rekurs 
der   Kläger  diese   Entscheidung   mit  Beschlufs   vom    19.  Juli  1900 

G.Z.  -^  ^- 1^~^  a  b  g  e  ä  n  d  e  r  t  und  die  Einwendung  der  Unzuständig- 
keit abgewiesen. 

Begründung:  Für  die  Entscheidung  über  die  Einwendung  des 
Beklagten,  dafs  das  k.  k.  Handelsgericht  Wien  zur  Verhandlung  über 
die  Klage  örtlich  ancustttndig  sei,  ist  vor  allem  der  die  allgemeine 
Norm  enthaltende  Absatz  des  §  99  J.N.  maf^gebend,  demzufolge  gegen 
Personen,  die  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  haben,  wegen  vermögens- 
rechtlicher  Ansprüche  bei  jedem  inländischen  Gerichte  Klage  angebracht 
werden  kann,  in  dessen  Sprengel  sich  ein  Vermögen  dieser  Personen 
befindet.  Diese  Voraussetzungen  treffen  im  vorliegenden  Falle  zu  and 
ergiebt  sich  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  319  E.O. ,  dafs  eine 
Forderung,  welche  dem  Verpflichteten  an  den  betreibenden  Gläubiger 
zusteht,  als  ein  Vermögen  des  Verpflichteten  anzusehen  ist.  Der  zu- 
gige Umstand,  dafs  die  Kläger  selbst  die  Schuldner  sind,  also  mit  der 
Person  des  im  Absätze  2  des  §  99  J.N.  angefllhrten  Drittschuldners 
zusammenfallen,  schliefst,  da  der  Ausdruck  Drittschuldner  nicht  buch- 
stäblich zu  interpretieren  ist,  den  durch  die  Vermögenslage  geschaffenen 
Gerichtsstand  nicht  aus. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  mit  Entscheidung  vom 
31.  August  1898  Z.  12  031  den  Kevisionsrekurs  des  Beklagten 
aus  folgenden  Gründen  zurückgewiesen: 

Der  Geklagte  hat  gegen  die  Klage  die  sachliche  und  örtliche  In- 
kompetenzeinwendung erhoben.  Die  sachliche  Inkompetenzein  Wendung 
wurde  schon  vom  ersten  Richter  als  ungegründet  anerkannt,  und  dies- 
bezüglich wird  auf  die  zutreffende  Begründung  des  ersten  Richters  ver- 
wiesen. Was  die  örtliche  Inkompetenzeinwendung  betrifft,  so  steht 
fest,  dafs  der  Beklagte  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  hat,  und  dafs 
demselben  zur  Zeit  der  Klageanstrengung  gegen  den  Kläger  aus  dem 
Urteile   des    k.   k.  Landesgerichtes   in  Wien   vom  6.  April   1898  G.Z. 

-- — V~~  ®^°®  Forderung  per  995  fl.  97  kr.  samt  Nebengebühren  zu- 
stand. Diese  Forderung  stellt  ein  Vermögensobjekt  des  Beklagten  vor, 
reicht  zur  Bedeckung  der  Klagforderung  aus,  und  ist,  nachdem  die 
Klüger  in  Wien  wohnen,  als  in  Wien  sich  befindend  anzusehen.  Die 
Voraussetzungen  des  ersten  Absatzes  des  §  99  J.N.  treffen  im  vor- 
liegenden Falle  vollends  zu,  und  sohin  war  der  diesbezüglichen  In- 
kompetenzeinwendung  des  Beklagten  keine  Folge  zu  geben,  und  dies 
um  so  mehr,  als  der  zweite  Absatz  des  §  99  J.N.  das  Zuständigkeits- 
Verhältnis  blofs  hinsichtlich  Forderungen  eines  Beklagten  gegen  dritte 
Personen  normiert,  und  durch  denselben  die  allgemeine  Bestimmung  des 
ersten  Absatzes  dieses  Paragraphen  hinsichtlich  der  sonstigen  Ver» 
mögensobjekte  des  Beklagten  nicht  alteriert  wird,  auch  diese  Gesetzes- 
auslegung  mit  der  Bestimmung  des  §  96  J.N.  in  keinem  Widerspruche 
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steht,    da    die    Zofltttndigkeit    aoB    einem   ganz   anderen    Grunde    be- 
gehrt wird. 


Schweiz. 

Wareneeichen, 

Urtdl  des  Bundesgerichts  vom  10.  Oktober  1896  (Clunet  1900  S.  847). 

Die  Thatsache  allein,  dafs  ein  Warenzeichen  im  Ursprungslande 
hinterlegt  wurde,  verleiht  ihm  nicht  den  unbedingten  Rechtsschutz  in 
aUen  anderen  Ländern.  Nach  Art.  6  des  internationalen  Überein- 
kommens vom  20.  März  1883  r^elt  das  Recht  des  Ursprungslandes 
nur  die  für  die  Zulassung  der  Hinterlegung  erforderliche  Förmlichkeit. 

Verjährung. 

UrteU  des  BundeegeriehtB  vom  14.  Juli  1899  (CluMt  1900  S.  848). 

Für  die  Frage  der  Verjährung  einer  Klage  ist  das  Recht  maffl- 
gebend,  dem  das  eingeklagte  Schuldverhältnis  unterworfen  ist,  und  zwar 
sowohl  hinsichtlich  seiner  Entstehung  als  auch  seiner  Wirkungen. 

Vollstreckbarkeitserklärung  des  ausländischen  Urteils. 

Urteil  des  Bundesgerichts  vom  9.  Februar  1899  {Clunet  1900  S.  846). 

Art  59  der  BundesverfiMSung  sichert  jedem  in  der  Schweiz  wohn- 
baften  Schuldner  ohne  Unterschied  der  Staatsangehörigkeit  den  Gerichts- 
stand seines  Wohnsitzes.  Indessen  sind  die  Schweizer  Gerichte  nicht 
▼erpflichtet,  ein  im  Ausland  gegen  einen  in  der  Schweiz  wohnhaB»n 
Ausländer  ergangenes  Urteil  für  vollstreckbar  zu  erklären,  selbst  wenn 
das  Gericht,  das  das  Urteil  erliefs,  nach  seiner  Gesetzgebung  hierfür 
zuständig  gewesen  ist 

KcMtionspfticht    eines   im   Auslande    niedergelassenen    Schweizer- 
bürgers,    Art,  11  der  internationalen  Übereinkunft,  betreffend  Civil- 

prozefsrecht  vom  25,  Mai  1899, 

Urteil  der  Appellationskammer  des  Obergerichts  in  Zürich  vom  18.  August  1900 
(ZeitBchr.  f.  Schweiz.  Recht  N.  F.  Bd.  20,  beigeheftet  Revue  der  Gerichts- 
praxis etc.  XIX.  Bd.  S.  89). 

Der  in  Deutschland  wohnhafte  Züricher  C.  V.  hatte  beim  Bezirks- 
gericht Dielsdorf  Scheidungsklage  gegen  seine  Ehefrau  anhängig  gemacht. 
Dasselbe  legte  ihm,  weil  aufser  Landes  wohnhaft,  eine  Prozefskaution 
von  50  fr.  auf.  Ein  Gesuch  des  Rekurrenten  um  Aufhebung  dieser 
Auflage  wurde  verworfen.  Hierüber  beschwert  sich  der  Rekurrent, 
mdem  er  unter  Berufting  auf  Art.  11  der  internationalen  Übereinkunft, 
betreffend  Civilprozefsrecht  vom  25.  Mai  1899  die  Aufhebung  der 
Kautionsauflage  verlangt.  Die  Beschwerde  stellt  sich  jedoch  sofort  als 
unbegründet  dar. 
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Oründe:  Der  Rekurrent  bezw.  dessen  Vertreter  irrt  sich  ent- 
schieden, wenn  er  glaabt,  unter  den  Angehörigen  eines  der  Vertrags- 
staaten, zu  deren  Gunsten  Art  11  der  cit.  Übereinkunft  die  Befreiung 
von  der  Rautionspflicht  statuiert,  seien  dessen  sämtliche  Einwohner,  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Nationalität,  zu  verstehen.  Vielmehr  ergiebt  sich 
namentlich  auch  aus  dem  französischen  Text  der  Übereinkunft,  dafs 
dieselbe  sich  nur  auf  die  Staatsangehörigen,  Bürger  (französisch  nationaux) 
der  kontrahierenden  Staaten  bezieht  (vergl.  auch  Kreisschreiben  des 
Obergerichts  über  den  Vollzug  der  betreffenden  Übereinkunft  vom 
5.  September  1899),  wie  dieses  übrigens  bei  völkerrechtlichen  Verträgen 
die  R^el  bildet  (vergl.  z.  B.  den  Niederlassungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Deutschland  vom  31.  Mai  1890,  wo  die  Bezeichnung 
^Angehörige**  auch  stets  in  diesem  Sinne  gebraucht  ist). 

Wenn  der  Rekurrent  auf  die  Unbilligkeit  hinweist,  die  bei  dieser 
Auslegung  entstehe,  indem  der  Schweizer  im  Ausland  ungünstiger  ge- 
stellt werde  als  der  fremde  Staatsangehörige,  so  hat  dieselbe  ihren 
Grund  eben  einfach  darin,  dafs  die  inländische  Gesetzgebung  es  bin 
dahin  unterlassen  hat,  den  eigenen  Staatsangehörigen  die  nämlichen  Be- 
günstigui^en  einzuräumen,  wie  sie  die  „Übereinkunft**  den  fremden  zu- 
sichert. Gegenüber  jenen  besteht  daher  die  im  Gesetz,  betreffend  die 
Rechtspflege  (§  265  ff.)  statuierte  Rautionspflicht  noch  uneingeschränkt 
zu  Recht  —  Sofern. der  Rekurrent,  wie  er  behauptet,  aufser  stände 
sein  sollte,  die  ihm  auferlegte  Kaution  zu  leisten,  bleibt  ihm  nichts 
anderes  übrig,  als  sich  mit  einem  Gesuch  um  Bewilligung  des  Armenrechts 
unter  Klarlegung  seiner  Verhältnisse  an  das  Bezirksgericht  zu  wenden. 

Auslieferungsvertrag  ewischen  dem  Deutschen.  Reiche  und  der  Schwele. 

Urteil  des  Bundesgerichts  vom  12.  Juli  1900. 

A.  Gestützt  auf  einen  Haftbefehl  des  Grofsberzoglich  Badischen 
Amtsgerichtes  Baden-Baden  vom  24.  Juni  1900,  durch  welchen  der 
badische  Staatsangehörige  W.  beschuldigt  wird,  innerhalb  der  letzten 
zwei  Jahre  an  unbestimmbaren  Tagen  wiederholt  zu  Baden*  und 
Umgebung  eine  geisteskranke  Frauensperson,  nümlich  die  am  17.  Sep- 
tember 1866  zu  Darmstadt  geborene,  ledige  L.  zum  aufserehelichen 
Beischlaf  mifsbraucht  zu  haben  (Vorbrechen  nach  §  176  Ziff.  2 
deutsch.  R.StG.B.),  hat  die  Kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  in 
Bern  beim  schweizerischen  Bundesrate  mit  Note  vom  2.  Juli  1900 
um  Bewilligung  der  Auslieferung  des  (am  23.  Juni  in  Luzem  auf 
Requisition  der  Grofsherzogl.  Badischen  Staatsanwaltschaft  verhafteten) 
vorgenannten  W.  nachgesucht,  und  zwar  in  Gemäfsheit  des  Art  1 
Ziff.  8  des  Auslieferungsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Deutsch- 
land. Die  requirierende  Behörde  bemerkt  in  ihrem  Gesuche,  die  dem 
Verfolgten  zur  Last  gelegte  Handlung  stelle  sich  zwar  nicht  eigentlich 
als  Notzucht  im  Sinne  des  §  177  des  StG.B.  dar,  sondern  sie  erftllle 
den  Thatbestand  eines  besonderen,  in  §  176  Ziff.  2  eodem  vorgesehenen 
Verbrechens.  Allein  da  die  Kaiserlich  deutsche  Regierung  wie  auch 
der  schweizerische  Bundesrat  bisher  stets  davon  ausgegangen  seien,  dafs 
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der  Begriff  der  Notzacht  im  Sinne  des  dentach  -  schweizerischen  Ans- 
liefenrngsvertrages  qicht  auf  die  Notzacht  im  engeren  Sinne  zu  be- 
flchrttnken  sei,  sondern  auch  andere  auf  Beischlaf  gerichtete  Sittlichkeits- 
verbrechen  nmfasse,  stehe  wohl  der  BewiUigang  der  Atislieferong  nichts 
entgegen. 

B.  Der  Angeschuldigte  hat  sich  der  Auslieferung  widersetzt,  indem 
er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  bestreitet  und  insbesondere  be- 
hauptet, die  L.  sei  geistig  völlig  normal,  wofUr  er  sich  auf  einen 
Bericht  des  Amtsarztes  der  Stadt  Luzern  und  dessen  Stellvertreter, 
d.  d.  SO.  Juni  1900,  stützt. 

C  Die  schweizerische  Bundesanwaltschaft  ftlhrt  in  ihrer  Eingabe 
an  das  Bundesgericht  aus :  Der  Hinweis  der  requirierenden  Behörde  auf 
die  in  der  Praxis  befolgte  Ausdehnung  des  Begri£&  der  Notzucht  im 
schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrage  sei  zwar  richtig,  aber  nur 
in  einem  bestimmten  beschränkten  Umfange,  nämlich  nur  insofern,  als 
auch  der  Mifsbrauch  von  Kindern  zu  Beischlafsversuchen  darunter  falle 
(Entscheide  des  Bundesgerichts  vom  5.  März  1886  i.  S.  Strafsburger, 
Amtliche  Sammlung  Bd.  XII  S.  186  ff«,  und  vom  30.  April  1891  i.  S. 
Wittig,  Amtliche  Sammlung  Bd.  XVIII  S.  181  ff.).  Allein  es  gehe 
nicht  an,  diese  Ausdehnung,  die  aus  bestimmten  Grtlnden  erfolgt  sei, 
ohne  besondere  Veranlassung  durch  blofse  Vertragsauslegung  auch  auf 
den  Beischlaf  mit  geisteskranken  Frauenspersonen  zu  erstrecken;  denn 
diese  EUuidlung  bilde  fast  Überall  und  so  gerade  auch  im  deutschen 
Beichfl8tra%esetzbuche  wie  auch  im  luzemischen  Kriminalgesetzbuche 
§  189  Z.  6  den  Thatbestand  eines  besonderen  Verbrechens,  der  sog. 
Schändung.  Gemäfs  Art  8  Ziff.  12  des  schweizerischen  Auslieferungs- 
geeetzee  vom  22.  Januar  1892  sei  ttbrigens  die  Möglichkeit  gegeben, 
Ausländer,  die  sich  in  ihrem  Heimatsstaate  der  Schändung  geiBtes- 
gestörter  Personen  schuldig  gemacht  haben,  auszuliefern.  Wenn  nun 
aber  vorliegend  die  Kaiserlich  deutsche  Gresandtschaft  ihr  Auslieferungs- 
begehren nicht  auf  dieses  Gesetz,  sondern  nur  auf  den  schweizerisch- 
deutschen Auslieferungsvertrag  sttltze,  so  könne  demselben  nicht  ent- 
sprochen werden.  Die  Bundesanwaltschaft  beantragt  daher,  das  Aus- 
lieferungsb^ehren  sei  abzulehnen« 

D.  Der  Angeschuldigte  wiederholt  in  einer  Eingabe  vom  6.  Juli 
1900  sein  Begehren  um  Abweisung  des  Auslieferungsgesuches,  und  er- 
socht  zudem  um  Anordnung  seiner  sofortigen  provisorischen  Fieilassung. 
Die  Ausführungen  des  Angeschuldigten  gehen  im  wesentlichen  dahin, 
darzulegen,  dafs  er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  nicht  begangen 
habe,  und  dafs  insbesondere  die  L.,  mit  der  er  seit  2^/b  Jahren 
veriobt  sei,  nicht  geistesgestört  sei;  er  stellt  eine  ganze  Reihe  von 
Beweisanerbieten  hierfür. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Nach  der  dem  Bundesgerichte  bei  Einsprachen  g^en  Aus- 
lieferungsb^ehren  fremder  Staaten  eingeräumten  Stellung  hat  es  nur  zu 
prüfen,  ob  die  Formvorschriften  gewahrt  seien,  ob  ein  Auslieferungs- 
delikt vorliege,  oder  ob  sonstwie  eine  auf  das  Auslieferungsgesetz  vom 
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22.  Januar  1892,  auf  den  Staatsvertrag  oder  auf  eine  Gegenrechti- 
erklärung  des  Bundesrates  gestützte  Einsprache  begründet  sei ;  dagegen 
untersteht  die  Schuldfrage  seiner  Beurteilung  nicht  Auf  die  vom 
Requirierten  vorliegend  gestellten  Beweisantrttge  ist  somit  nicht  ein- 
zutreten. 

2.  Die  Entscheidung  über  das  vorliegende  Auslieferungsbegehren 
h&ngt  daher  einzig  davon  ab,  ob  die  dem  Requirierten  zur  Last  gellte 
Handlung  unter  den  vom  requirierenden  Staate  angerufenen  Art  1  Ziff.  8 
des  Auslieferungsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Deutschen 
Reiche  vom  24.  Januar  1874,  d.  h.  unter  den  Begriff  der  Notzucht 
falle.  Allerdings  kann  der  Bundesrat  gemäls  Art  1  Ziff.  4  des  Aus- 
lieferungsgesetzes  vom  22*  Januar  1892  die  Auslieferung  anch  wegen 
einer  im  Vertrage  nicht  vorgesehenen  strafbaren  Handlung  bewilligen, 
sofern  sie  nach  diesem  Gesetze  statthaft  ist;  da  jedoch  vorliegend  das 
Auslieferungsbegehren  ausschliefslich  auf  den  Staatsvertrag  gestützt  wird, 
und  eine  Erklärung  des  Bundesrates,  dafs  er  die  Auslieferung  eventuell 
auch  gestützt  auf  das  Auslieferungsgesetz  zu  bewilligen  beabsichtige, 
nicht  vorli^t,  so  ist  vom  Bnndesgericht  einzig  zu  prüfen,  ob  die  Voraus- 
setzungen der  Auslieferung  nach  dem  erwähnten  Staatsvertrage  ge- 
geben seien. 

8.  In  den  in  der  Eingabe  der  Bundesanwaltschaft  angeführten 
Füllen  hatte  nun  das  Bundesgericht  entschieden,  dafs  unter  Notzucht 
im  Sinne  des  schweizerisch  -  deutschen  Auslieferungsvertrages  nicht  nur 
die  Notzucht  im  engeren  Sinne,  das  stuprum  violentHm,  sondern  auch 
der  (vollendete  oder  versuchte)  Mifs brauch  unreifer  Mädchen 
zum  Beischlaf  falle.  Allein  um  Mifsbrauch  unreifer  Mädchen  zum 
Beischlafe  handelt  es  sich  in  easu  nicht,  sondern  vielmehr  um  be- 
haupteten Mifsbrauch  einer  angeblich  geisteskranken  Frauens- 
person zum  Beischlafe,  und  dies^  Delikt  kann  nun  unter  dem  Begrifie 
der  Notzucht  im  Sinne  des  Staatsvertrages  nicht  als  mitbegriffen  er- 
achtet werden.  Nach  dem  deutschen  R.StG.B.  (in  §  177  einerseits, 
§  176  Ziff.  2  anderseits)  sowie  den  meisten  schweizerischen  Strafgesetz- 
büchern, u.  a.  auch  dem  luzemischen  Strafgesetzbuch  (§  188  einerseits, 
§189  lit  a  anderseits),  wird  dasselbe  als  ein  selbständiges,  von  der 
Notzucht  verschiedenes  Verbrechen  der  Schändung  behandelt  ( vergL 
auch  den  Vorentwurf  zu  einem  schweizerischen  St.G.B.  nach  den  Be- 
schlüssen der  Expertenkommission,  Art  108  veigl.  mit  Art  40  u.  111). 
Es  ist  daher  anzunehmen,  dafs  die  Kontrahenten  des  Auslieferungs- 
vertrages, wenn  sie  wegen  dieses  Thatbestandes  die  Auslieferungspflicht 
hätten  statuieren  wollen,  dies  ausdrücklich  gesagt,  die  Schändung  neben 
der  Notzucht  als  Auslieferungsdelikt  ausdrücklich  genannt  hätten. 
Zwingende  Gründe,  den  Auslieferungsvertrag  in  dieser  Richlung  aus- 
dehnend zu  interpretieren,  liegen  nicht  vor,  zumal  nach  dem  Aus- 
lieferungsgesetze vom  22.  Januar  1892  die  Auslieferung  wegen  Schän- 
dung vom  Bundesrate  auch  ohne  staatsvertragliche  Verpflichtung,  nach 
PrüAing  der  Sachlage  mit  und  sogar  ohne  Vorbehalt  des  Gegenrechts 
gewährt  werden  kann. 
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Demnach  hat  das  Bnndesgericht  erkannt: 

Die  nachgesuchte  Auslieferung  des  W.  wird  nicht  bewilligt. 

Auslieferung  nach  dem  Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1852,  Die 
Unterlassung  des  Angeschuldigten,  gegen  seine  ragatorische  Ab- 
hörung  Einwendungen  zu  erheben,  bedeutet  Iceine  Einlassung  in  das 
Verfahren,  die  übrigere  unerheblich  ist.  Unter  das  genannte  Ge- 
setz fäUt  auch  die  Fälschung  von  Nahrungs-  oder  Genufsmitteln 
(§  12  II  Art.  233  des  Gesetzes  vom  26.  Februar  1888). 

a)  Entsch.  der  Bemischen  Poliseikammer  vom  16.  DeEember  1899  (Zeitschr. 

d.  Bern.  Juristen- V.  Bd.  XXXVI  S.  644). 

Gegen  H.,  Weinhttndler  in  Zug,  war  im  Kanton  Bern  eine  Straf- 
ontersnchung  wegen  Weinfklschung  eingeleitet  worden.  In  der  Hanpt- 
verhandlung  yerlangte  sein  Anwalt,  dafs  die  Untersuchung  kassiert  und 
der  Durchführung  der  Stra^erfolgung  voigttngig  das  im  Bnndesgesetz 
vom  24.  Juli  1852  vorgeschriebene  Auslieferungsverfahren  durchgeftlhrt 
werde. 

Dieses  Begehren  wurde  in  Abftnderung  des  erstinstanzlichen  Urteils 
von  der  Polizeikammer  zugesprochen. 

Aus  den  Entscheidungsgrttnden: 

^Es  handelt  sich  in  casu  nicht  etwa  darum,  wo  die  eingeklagte 
Widerhandlung  begangen  wurde,  und  wo  demgemäfs  der  G-erichtsstand 
fllr  deren  Beurteilung  begrtlndet  ist,  wie  der  Vorderrichter  irrttlmlicher- 
weise  annimmt,  sondern  der  Kernpunkt  der  vorwttrfigen  Sache  li^ 
in  der  Frage,  ob  der  Appellant  H.  sich  mit  Recht  auf  das  Bundes- 
gesetz über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten 
vom  24.  Juli  1852  beruft.  Dabei  ist  zunächst  zu  prttfen,  ob  H. 
nicht  schon  dadurch  auf  die  Anwendung  des  genannten  Auslieferungs- 
gesetzes bezüglich  der  gegen  ihn  im  Kanton  Bern  eingeleiteten  Straf- 
untersuchung verzichtet  hat,  dafs  er  keine  Einwendung  gegen  seine 
zweimalige  rogatorische  Abhörung  erhoben  hat.  Dies  kann  offenbar 
nicht  angenommen  werden.  Denn  wenn  auch  H.  zweimal  vor 
einer  Behörde  des  Kantons  Zug  ttber  die  im  Kanton  Bern  gegen  ihn 
hängige  Untersuchung  Auskunft  gegeben  hat,  so  bedeutet  dies  noch 
keineswegs  eine  Einlassung  in  das  Verfahren,  und  es  ist  der  Einspruch 
anläfslich  der  Vorladung  vor  den  bemischen  Richter  zur  Beurteilung 
der  Sache  als  vollkommen  rechtzeitig  zu  betrachten. 

Was  nun  die  Frage  betrifft,  ob  voigängig  der  Stra^erfolgung  das 
Auslieferungsverfahren  gegen  den  Angeschuldigten  hätte  eingeleitet 
werden  sollen,  so  ist  deren  Beantwortung  davon  abhängig,  ob  das  ein- 
geklagte Delikt  unter  eines  der  in  Art  2  des  cit  Bundesgesetzes  von 
1852  aufgeführten  Delikte  subsumiert  werden  kann.  Bei  der  dies- 
bezüglichen Prüfung  ist  jedoch  nicht  blofs  formell  darauf  abzusteUen, 
ob  das  eingeklagte  Delikt  hinsichtlich  der  Benennung  einem  in  Art.  2 
leg.  dt.  au%efUbrten  Delikt  entspreche,  sondern  es  ist  durch  eine 
materielle  Untersuchung  festzustellen,  ob  der  eingeklagte  Thatbestand 
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nach  der  Strafrechtsdoktrin  unter  den  Begriff  eines  der  im  genannt^i 
Artikel  aufgefllhrten  Delikte  falle.  Diese  Aufifassnng  stimmt  mit  der 
Praxis  des  Bundesgerichtes  ilberein,  und  es  spricht  auch  das  Bundes- 
gesetz  betrefis  Auslieferung  gegenüber  dem  Auslände  vom  22  Januar 
1892  in  Art.  8  ausdrtlcklich  den  nämlichen  Grundsatz  aus.  In  casii 
ergiebt  nun  die  materielle  Untersuchung,  dafs  der  eingeklagte  That- 
bestand  unter  den  allgemeinen  Begriff  des  Betruges  fiült,  denn  die  Wein- 
flälschung  besteht  nach  dem  Gesetz  §  12  II  Art  233  des  Lebensmittel- 
gesetzes in  der  absichtlichen  Verheimlichung  einer  f^lschung,  wodurch 
ein  rechtswidriger  Gewinn  gemacht  wird.  Nach  unserer  bemischen 
Gesetzgebung  gelangt  man  übrigens  noch  um  so  mehr  zu  diesem  Re^ 
sultat,  indem  sich  die  Bestimmungen  des  Lebensmittelpolizeigesetzes  als 
Abänderung  früherer  strafrechtlicher  Bestimmungen  in  das  Stra^esetz- 
buch  einschieben,  und  zwar  unter  den  Abschnitt,  der  „von  den  Pirelle- 
reien  und  vom  Betrug*'  handelt.  Diese  Bestimmungen  sind  also  kein 
Specialgesetz,  sondern  sie  fiillen  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des 
Gesetzgebers  unter  den  Begriff  des  Betruges.  Wenn  es  sich  aber  auch 
um  ein  Specialgesetz  handeln  würde,  so  müfste  man,  wie  gesagt,  durch 
eine  materielle  Untersuchung  des  Thatbestandes  zum  nämlichen  Re- 
sultate gelangen,  zu  welchem  man  nach  der  bemischen  Gesetzgebmig 
schon  durch  den  Hinweis  darauf  gelangt,  dafs  die  Weinf^lschung  unter 
dem  oberwähnten  Abschnitt  eingereiht  ist 

Der  Betrag  gehört  nun  nach  Art.  2  des  Bundesgesetzes  von  1852 
zu  den  Delikten,  für  welche  das  Anslieferangs verfahren  vorgeschrieben 
ist.  Wenn  der  erstinstanzliche  Richter  angesichts  der  Thatsache,  dafs 
der  Angeschuldigte  in  einem  anderen  Kanton  wohnsitzberechtigt  war, 
es  unterlassen  hat,  dieses  Verfahren  einzuleiten,  und  wenn  er  trotzdem 
Untersuchungs-  und  Strafverfolgungshandlungen  gegen  den  Appellanten 
vorgenommen  hat,  so  sind  diese  Prozefshandlungen  nichtig.  Vorgängig 
der  Einleitung  eines  neuen  Stra^erfahrens  gegen  den  Angeschuldigten 
wird  das  im  cit  Bundesgesetz  von  1852  erwähnte  Auslieferungsverfahren 
gegen  ihn  einzuleiten  sein.^ 

b)  Entsch.  der.  Bern.  Polizeikammer  vom  5.  Dezember  1900  (a.  a.  0.  S  646). 

B.,  Weinhändler  in  Schaff  hausen,  war  in  erster  Instanz  von  der 
Anschuldigung  wegen  wissentlichen  Verkaufs  von  verfälschtem  Wein 
freigesprochen,  dagegen  wegen  Widerhandlung  gegen  Art  6  der  Ver- 
ordnung, betreffend  die  Untersuchung  geistiger  Getränke  vom  19.  März 
1890,  zu  Bufse  verurteilt  worden.  Gegen  das  Urteil  appellierte  die 
Staatsanwaltschaft. 

Die  Polizeikammer  kassierte  sämtliche  Strafverfolgungshandlungen 
samt  dem  ersten  Urteil  bis  und  mit  der  ersten  AbhOrang  des  An- 
geschuldigten zurück. 

Aus  den  Entscheidungsgründen: 

„2.  B.  wird  somit  eines  Deliktes  beschuldigt  (des  wissent- 
lichen Verkaufes  verfälschten  Weines  unter  Verschweigung  dieses  Um- 
standes),    das  sämtliche   Thatbestandsmerkmale   des  Betruges   aufv^eist, 
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und  demnach  als  ein  Ausliefemugsdelikt  im  Sinne  deB  Bundesgeeetzes 
über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten  vom 
24.  Juli  1852  zu  betrachten  ist  (yei^l.  auch  das  Urteil  des  Bundes- 
gerichts i.  S.  Bern  gegen  Luzem  vom  5.  Juli  1899,  Amtl.  Samml. 
Bd.  XXV  S.  347).  Es  handelt  sich  somit  um  ein  Delikt,  bezüglich 
dessen  Strafverfolgung  der  Wohnsitzkanton  des  Angeschuldigten  gemäfs 
Art  1  AI.  2  des  cit.  B.G.  ein  gewisses  Prioritiltsrecht  hat,  in  dem 
Sinne,  dafs  er  die  Auslieferung  verweigern  kann,  sobald  er  sich  ver- 
pflichtet, den  Angeschuldigten  nach  seinen  Gesetzen  zu  beurteilen  und 
zu  bestrafen.  Wird  der  Wohnsitzkanton  nicht  durch  Einleitung  des 
Anslieferungsyerfahrens  in  die  Lage  versetzt,  sich  darüber  zu  äufsem, 
ob  er  den  Angeschuldigten  ausliefern  oder  selbst  verfolgen  wolle,  so  ist 
er  nachher  auch  nicht  gehalten,  das  im  forum  delicti  C0fMiM88i  in  einem 
anderen  Kanton  gefüllte  Urteil  zu  vollziehen.  Das  einseitige  Vorgehen 
der  Grerichtsbehörden  des  Kantons,  in  welchem  das  Delikt  begangen 
worden  ist,  ohne  Begrüfsung  des  Wohnsitzkantons  des  Angeschuldigten, 
bedeutet  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Einleitung  des  Auslieferungs- 
ver&hrens  im  dt.  B.G.  angeordnet  ist,  eine  Verletzung  der  Uoheits- 
recfate  dieses  Ejintons.  Gleichgültig  ist  hierbei  an  und  fUr  sich,  ob 
der  betreffende  Angeschuldigte  erklärt  hat,  die  Gerichtsbarkeit  des 
anderen  Kantons  anerkennen  zu  wollen;  denn  die  Erklärung  des  An- 
geschuldigten würde  allenfalls  nur  ihn,  nicht  aber  die  Regierung  seines 
Wofansitzkantons  binden  und  würde  letztere  nicht  dazu  verpflichten,  ein 
auf  Grund  dieser  Erklärung  im  anderen  Kanton  gefälltes  Strafurteil  zu 
vollstrecken  (vergl.  das  oben  citierte  bundesgerichtliche  Urteil,  Amtl. 
Samml.  Bd.  XXV  p.  348). 

Im  vorliegenden  Fall  hat  nun  allerdings  der  Angeschuldigte  in 
seiner  Abhörung  vor  dem  Verhörrichter  von  Schaffhausen  vom  7.  Juli 
1900  eine  derartige  Erklärung  abgegeben.  Allein  dieselbe  kann  schon 
deshalb  nicht  als  eine  bedingungslose  Anerkennung  der  bemischen  Ge- 
richtsbarkeit angesehen  werden,  weil  der  Angeschuldigte  damals  offenbar 
nach  den  Thatnmständen  der  Meinung  war,  er  werde  nur  wegen  einer 
PolizeiObertretung ,  nämlich  wegen  der  Unterlassung,  seine  Weinlief«- 
rang  ausdrücklich  als  ^gallisiert^  zu  bezeichnen,  verfolgt,  während  de 
faäo  heute  die  Frage  zu  entscheiden  wäre,  ob  er  sich  nicht  einer  be- 
trügerischen Handlung,  der  mit  Gefängnis  und  Bufse  bedrohten  Wider- 
handlung gegen  §  12  Art  283  Ziff.  2  des  Gesetzes  vom  26.  Uomung 
1888  schuldig  gemacht  habe.  **  D^  Verteidiger  des  Angeschuldigten  hat 
denn  auch  im  heutigen  Termine  ausdrücklich  namens  des  Angeschuldigten 
erklürt,  dafs  derselbe  die  Erklärung  vom  7.  Juli  1900  nicht  abgegeben 
haben  würde,  wenn  ihm  die  strafrechtliche  Natur  der  gegen  ihn  er- 
hobenen Anschuldigung  bekannt  gewesen  wäre.  Für  die  Glaubwürdig- 
keit dieser  Darstellung  spricht  der  Umstand,  dafs  der  Angeschuldigte 
lisch  den  an  seinem  Wohnorte  geltenden  Lebensmittelpolizeivorschriften 
Tmd  der  dortigen  Yolksanschauung  nicht  notwendigerweise  annehmen 
niufste,  dafs  die  Unterlassung,  den  Wein  ausdrücklich  als  „gallisiert^ 
m  bezeichnen,  als  betrugsähnliches  Delikt  behandelt  werde. 
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Unter  diesen  Umständen  kann  nicht  yon  einer  bedingungsloeen 
Anerkennung  der  bemischen  Oerichtsbarkeit  durch  den  Angeschuldigten 
gesprochen  werden.  Schon  aus  diesem  Grunde  kann,  abgesehen  von 
den  oben  ausgeführten  staatsrechtlichen  Erwägungen,  das  gegen  den 
Angeschuldigten  durcbge^hrte  StrafVerikhren  nicht  als  gültig  anerkannt 
werden. 

Der  erstinstanzliche  Richter  hätte  gleich  nach  der  Überweisung  der 
Strafanzeige  an  ihn  das  Auslieferungsverfahren  einleiten  und  damit  dem 
Strafverfahren  von  vornherein  die  richtige,  mit  den  Bestimmungen  des 
Bundesgesetzes  von  1852  in  Übereinstimmung  befindliche  Basis  geben 
sollen.'' 

Wegen  solcher  Delikte^  die  nicht  im  Bundesgesete  vom  J24.  Juli  1852 
aufgeführt  sind^  kann  gegen  den  in  einem  anderen  Kanton  domi- 
ßilterten  Angeschuldigten   das   Strafverfahren  ohne  weiteres    ein- 
geleitet werden. 

Entsch.  der  Bern.  Polizeikammer  vom  21.  November  1900  (Zeitschr.  d.  Bern. 

Jur.-V.  Bd.  XXXVII  8.  47). 

Aus  den  Entscheidungsgründen: 

b)  „In  zweiter  Linie  bestreitet  der  Verteidiger  die  rechtliche  Gültig- 
keit des  gegen  den  Angeschuldigten  durchgeführten  Strafverfahrens,  da 
der  Angeschuldigte  im  Kanton  Neuenburg  wohne  und  demgemäfs  seine 
strafrechtliche  Verfolgung  ohne  vorherige  Begrüfsung  der  Behörden 
seines  Wohnsitzkantons  als  eine  Verletzung  der  Staatshoheit  des  letzteren 
erscheine. 

Vorerst  ist  festzustellen,  dafs  das  Delikt  der  Ehrverletzung,  wegen 
dessen  der  Angeschuldigte  sich  zu  verantworten  hat,  nicht  zu  den  im 
Bundesgesetz  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten 
vom  24.  Juli  1852  genannten  Delikten  gehört  Wäre  dies  der  Fall, 
so  hätte  allerdings  voi^ängig  der  Einleitung  eines  Strafverfahrens  durch 
das  bernische  Gericht  vorerst  das  Auslieferungsverfahren  gemäfs  dem 
Bundesgesetze  eingeleitet  werden  sollen,  indem  sonst  der  nicht  um  seine 
Mitwirkung  angegangene  Wohnsitzkanton  in  keiner  Weise  zur  Ausliefe- 
rung des  Angeschuldigten  zum  Zwecke  der  Strafverfolgung  oder  zur 
Vollstreckung  der  Strafe  verpflichtet  ist.  Infolge  des  in  Art  1  des  cit 
Bundesgesetzes  fllr  den  Wohnsitzkanton  statuierten  Prioritätsrechtes  in 
der  Strafverfolgung  bedeutet  demnach  ein  einseitiges  Vorgehen  des- 
jenigen Kantons,  in  welchem  das  Delikt  begangen  worden  ist,  eme  Ver- 
letzung der  staatlichen  Hoheitsrechte  des  erstgenannten  Wohnsitzkantona. 

Ein  derartiges  Prioritätsrecht  des  Wohnsitzkantons  in  der  Bestra- 
fting  und  eine  dementsprechende  Pflicht  des  Kantons,  in  welchem  das 
Delikt  begangen  worden  ist,  zu  vorheriger  Anfrage  resp.  Stellung  eines 
Auslieferungsbegehrens  an  den  Wohnsitzkanton  existiert  jedoch  nicht 
bei  den  im  cit  Bundesgesetz  nicht  aufgeführten  Delikten;  es  li^  somit 
nicht  die  geringste  Verletzung  irgendwelchen  Hoheitsrechtes  vor,  wenn 
der  Richter  am  Orte  der  Begehung  der  strafbaren  Handlung  ein  Straf- 
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ver&bren  gegen  den  abwesenden  Angeschuldigten  erOffiiet  und  durch- 
führt Die  Gfiltigkeit  des  in  casu  eingeleiteten  Stra^erfahrens  gegen 
den  Angeschuldigten  St  steht  somit  absolut  nicht  in  Frage,  indem 
im  Konkordat  wegen  gegenseitiger  Stellung  der  Fehlbaren  in  Polizei- 
ftllen  vom  7.  Juni  1810,  bestätigt  den  9.  Juli  1818,  welchem  auch 
Neoenbnig  unter  gewissen  EinschrHnkungen  beigetreten  ist  (s.  Colomhiy 
De  Veastradki^on  en  matihre  pSnäle  et  de  police  dans  les  reUxHons  entre 
Us  cantons  suisses,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  VI.  H.  F.  p.  473), 
keineswegs  das  Recht  des  Wohnsitzkantons  zur  eigenen  Anhandnahme 
der  Verfolgung  des  in  einem  anderen  Kanton  begangenen  Deliktes  ge- 
wihrleistet  wird,  sondern  gegenteils  die  Kantone  sich  hier  die  gegen- 
seitige Stellung  der  Schuldigen  gestatten. 

Darin  liegt  nun  kein  Hindernis,  in  contumaciam  gegen  den  An- 
geschuldigten zu  yerfahren,  um  so  weniger,  als  der  Angeschuldigte  selbst 
rogatorisch  über  die  gegen  ihn  erhobene  Anschuldigung  abgehört  worden 
ist  Darüber,  dafs  das  Forum  ddicti  commissi  sich  in  Nidau  befindet, 
herrscht  kein  Zweifel,  der  dortige  Richter  war  somit  zur  Führung  der 
Strafimtersuchung  kompetent*' 
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Entscheidung  des  französisch  -  chilenischen  Schieds- 
gerichts in  Lausanne  vom  20.  Oktober  1900  über  die  Prozefsantrttge 
der  Regierung  von  Peru  in  der  Streitsache 

einerseits  der  Ouano-Konsignatttr-Gesellschaft  der  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  zu  Lima,  der  Gebrüder  Dreyfus  et  comp,  zu  Paris,  der 
Pacifik-,  Handels-  und  Finanzgesellschaft  zu  Pfti-is,  der  Erben  des 
Jose  Vicomte  Oyague  zu  Lima,  der  Peruvian-Gesellschaft  mit  be- 
schrilnkter  Haftpflicht  zu  London,  der  Witwe  Bernal  und  Genossen, 
der  Erben  von  Alexander  Crichot  und  der  Erben  von  Theophüe 
Landrean, 

Hauptparteien,   und   zwar  gegenseitig  als  KlKger  und 
Beklagte, 
andererseits   der  Staatsregierungen  yon  Chili,   Peru   und   der   allge- 
meinen Gesellschaft  zur  Förderung   von  Handel   und  Gewerbe   in 
Frankreich  zu  Paris 

als  Intervenienten, 
betreffend    die  Streitsache  über  die  Verteilung  der    hinterlegten  Geld- 
beträge unter  die  Gläubiger  von  Peru,  deren  Titel  sich  auf  die  Guano- 
Garantie  stützen. 

Die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts,  zusammengesetzt  durch 
die  Bundesrichter  Dr.  Hafner^  President,  Morel  und  Soldati,  Beisitzer, 
lautet  dahin:  Die  Anträge  der  Staatsregierung  von  Peru 
▼om  4.,  7.  und  14.  März,  August  1899,    16.  Juli  und  13.  September 

Zttitaehrift  f.  intern.  PriTsi-  u.  Strafreoht  eto.,  Band  XI.  10 


146  Internationaler  Schiedsspruch. 

1900  werden  zurilckge  wiesen.  Sie  stützt  sich  auf  nachstehende, 
in  nicht  durchaus  wortgetreuer  Übersetzung  wiedergegebene  Er- 
wftgungsgrttnde: 

I.  Die  Staatsregierung  von  Peru  hat  im  August  1899  beantragt, 
dafs  das  Schiedsgericht  vor  Eintritt  in  die  Verhandlung  der  Sache  be- 
sondere Hegeln  über  das  zu  beobachtende  Prozefsver^ren  aufstelle. 
Dieser  Antrag  ist  nicht  gerechtfertigt  Der  Bundesrat  der  Schweiz  hat 
nAmlich  in  seiner  Denkschrift  vom  24.  März  1894  erklärt,  dafs  die 
Schweiz  die  schiedsgerichtliche  Entscheidung  dieser  Sache  nur  unter  der 
Bedingung  annimmt,  dafs  das  zu  bestimmende  Schiedsgericht  selbst  über 
das  fUr  die  Sachverhaudlung  mafsgebende  Prozefsverfahren  entscheide. 
Damit  sollte  aber  nicht  eine  Verpflichtung  hierzu  übernommen,  vielmehr 
diese  Frage  der  Einwirkung  der  Parteien  entzogen  werden.  Die  Auf- 
stellung eines  besonderen  Prozefsverfahrens  ist  auch  nicht  notwendig, 
bildet  insbesondere  keine  wesentliche  Voraussetzung  für  die 
BechtsgUltigkeit  des  von  den  Parteien  abgeschlossenen  Schiedsvertrages 
(compromissum)  selbst.  Der  von  ihnen  eingegangene  entspricht  viel- 
mehr allen  rechtlichen  Voraussetzungen  eines  solchen.  Er  bestimmt 
den  Streitgegenstand,  enthält  die  Parteianträge,  bezeichnet  die  Personen 
der  Schiedsrichter  und  enthält  überdies  die  Erklärung  der  Parteien, 
dafs  sie  sich  dem  Schiedssprüche  unter  Verzicht  auf  ein  Rechtsmittel 
dagegen  unterwerfen.  Weitere  Bedingungen  sind  auf  internationalem 
Rechtsgebiete  weder  nach  der  Bechtslehre  noch  nach  der  Rechtsprechung 
erforderlich.  Den  Parteien  hätte  es  freigestanden,  im  Schiedsverträge 
selbst  hierauf  bezügliche  Vereinbarungen  zu  treffen,  namentlich  auch  im 
Sinne  des  Art.  12  der  vom  Institut  ftlr  internationales  Recht  aas- 
gearbeiteten und  den  Staaten  empfohlenen  Regelung  des  Ver&hrena. 

II.  Die  Parteien  sind  aber  befugt,  dem  Schiedsgericht  ihre  An- 
träge und  Wünsche  bezüglich  des  „F ortgange s*^  des  Prozesses  zu 
unterbreiten.  Hieran  ist  dasselbe  aber  nicht  gebunden  und  braucht 
deren  Nichtbeachtung  ebensowenig  durch  einen  zu  begründenden  Be- 
schlufs  zu  rechtfertigen.  Die  Prozefslage  aller  Parteien  ist  die  gleiche. 
Daran  kann  die  von  Peru  bei  Annahme  des  Schiedsvertrages  abgegebene 
Erklärung  nichts  ändern,  die  dahin  geht,  dafs  es  sich  alle  geeignet  er- 
scheinenden Vorfragen,  Anträge  und  Wünsche  bezüglich  des  Fortganges 
des  Verfahrens  vorbehält  Nach  der  seitens  alier  Parteien  erfolgten 
Annahme  der  vom  Schweizer  Bundesrat  in  der  Denkschrift  vom  24.  März 
1894  aufgeführten  Bedingungen,  wonach  das  Schiedsgericht  selbst  das 
von  ihm  zu  beobachtende  Verfahren  festzusetzen  hat,  kann  in  dieser 
Richtung  keine  Partei  weitergehende  Ansprüche  geltend  machen.  Ab- 
gesehen davon  läfst  sich  auch  für  den  Antrag  selbst  kein  stichhaltigtf 
Orund  erkennen. 

III.  Unzulässig  sind  femer  die  von  der  Regierung  von  Peru  im 
Schriftsatze  vom  August  1899  gestellten  Einzelanträge  und  Wünsche, 
die  dahin  gehen,  dafs  das  Schiedsgericht  in  dem  von  ihm  festzustellenden 
Prozeisverfahren  fllr  alle  Eventualitäten  und  Schwierigkeiten,  die  sich 
ergeben  könnten,  Mafsnehmen  treffen  soll.  Denn  abgesehen  davon,  dafs 
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dieser  Antng  nicht  erst  nach  AuBtausch  der  Schriftstttse,  sondern  be- 
reits vor  Eintritt  in  die  Verhandlnng  selbst  hätte  gestellt  werden  mttssen, 
entspricht  er  weder  im  allgemeinen  der  im  schiedsgerichtlioheD  Verfahren 
faennchenden  Übnng,  noch  liegt  hier  eine  Notwendigkeit  daftlr  yor. 
Vielmehr  Tentorst  er  auch  den  örnndsätaen  der  Opportunität  (ygU 
Merignhac^  Der  internationale  Schiedsspruch  S.  244  ff.).  Überdies  ist 
Pem  gar  nicht  in  der  Lage,  den  Antrt^  antreffend  zu  begrtlnden,  son- 
dern leitet  ihn  aus  irriger  Auslegung  der  Denkschrift  des  Bundesrats 
fom  24.  Man  1894  ab.  Die  Hauptsache  ist  die  Beobachtung  der 
prosesBualen  Grundregeln.  Diese  sind:  wechselseitiges  Gehör  der  Par« 
teien  vor  der  UrteüsAÜlung ,  Angabe  der  Beweismittel  und  deren  Er- 
hebung. 

Die  Anordnung   des   schriftlichen  Verhörs  der   Parteien   ins- 
besondere ist  durch  den  Umfang,  die  yerwickelte  Lage  der  Streitfragen 
I        und  die  profse  Zahl   der  Parteien   geboten.     Die  Parteien  wurden  auf- 
I        gefordert,   ihre  Schriftsätze  mit  Angabe   der  zu  ihrer  Begrtlndaug  die- 
I        nenden  Thatsachen  und  Beweismittel  zu  bezeichnen.    Die  Hauptparteien 
haben  denn  auch  ihre  Schriftsätze  (Klage,  Einreden,  Replik  und  Duplik) 
eingereicht     Wenn   die  Intervenienten   nur   drei  Schriftsätze   vorgelegt 
haben,   so  erklärt  sich   dies  aus   ihrer  Stellung  gegentlber  den  Haupt- 
parteien und  daraus,  dafs  sie  selbst  keinen  Anspruch  auf  die  in  London 
hinterlegten  Geldsummen   erheben,   sich   yielmehr   darauf  beschränken, 
Anträge  bezüglich  der  Behauptungen  der  Hauptparteien  zu  stellen. 

Soweit  aber  innerhalb  der  den  Parteien  gesetzten  Ausschlufsfiristen 
▼on  ihnen  Erklärungen  nicht  abgegeben  wurden,  sind  sie  damit  aus- 
geschlossen, und  damit  bat  das  erste  Stadium  des  Prozesses  sein  Ende 
erreicht.  Damit  ist  aber  andererseits  nicht  auch  ausgeschlossen,  dafs 
das  Schiedsgericht  selbst  zur  Ergänzung  der  Parteibehauptungen,  An- 
trlge  oder  Beweiserbieten  noch  weitere  schriftliche  oder  mtlndliche  Auf- 
kläruDgen  einfordern  darf.  Eine  Erweiterung  oder  Vermehrung  des 
Prozefsstoffes  dagegen  ist  nunmehr  unzulässig. 

Anordnung  einer  mUndlichen  Verhandlung  ist  bei  der  grofsen  Zahl 
der  Parteien,  bei  dem  Umfang  und  der  Verwickelung  der  Streitfragen 
QQgeeignet;  insbesondere  geht  es  nicht  an,  den  Prozefs  als  Ganzes  einer 
einzigen  Verhandlung  zu  unterziehen,  ohne  für  jede  Partei  die  Zeit- 
dioer  zu  beechränken,  eine  Mafsnahme,  die  gegen  das  Interesse  der 
Parteien  yerstofsen  würde. 

Der  von  Peru  ausgehende  weitere  Vorschlag,  die  Streitfragen  in 
präjudizielle,  incidente  und  solche,  die  die  Hauptsache  betreffen,  zu 
trennen,  würde  eine  unabsehbare  Verzögerung  des  Prozesses  herbei- 
führen und  den  Parteien  nichts  nützen.  Das  Gericht  wird  selbst,  so- 
weit es  erforderlich  ist,  nach  freiem  Ermessen  Zwischen-  oder  Teil- 
urteile  erlassen,  die  den  Parteien  zugestellt  werden. 

Auch  bezüglich  der  Beweisaufnahme  hält  das  Schiedsgericht 
die  Aufteilung  besonderer  Regeln  über  das  hierbei  zu  beobachtende 
Verfahren  für  nicht  erforderlich.     Soweit  die  erhobenen  Beweise  sach- 

10* 
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dienlich  und  erheblich  sind,  werden  sie  Tom  Schiedsgericht  gewürdigt 
werden. 

Anlangend  den  Antrag  der  Regierung  Perus,  ihr  die  Beftignis  «n- 
zarttumen,  gegenüber  den  Anfstellangen  der  Partei  Dreyfus  BechnmigB- 
sftchyerstündige  ea  beaeichnen,  so  steht  das  Recht  hiersn  im  Falle  der 
Nichttlbereinstimmnng  der  erholten  Gutachten  dem  Schiedsgericht  selbst  m. 

IV.  Ebenso  unbegründet  sind  noch  folgende  Antrilge  und  Wünsche 
der  Regierung  von  Peru: 

1.  Allerdings  hätten  die  Parteien  im  Schiedsyertrage  yereinbaren 
können,  dafs  der  Schiedsspruch  nur  mittelst  Stimmeneinheit  gefafst 
werden  solL  Wäre  dies  geschehen,  so  wftre  bei  nicht  erzielter  StimmeD" 
einheit  jener  Vertrag  selbst  hinfällig  geworden.  Allein  eine  solche  Ver- 
einbarung liegt  nicht  vor,  folglich  bleibt  es  bei  der  Regel,  wonach  die 
internationalen  Schiedssprüche  mit  Stimmenmehrheit  zu  fiassen  sind 
(vgl.  Bivier,  Internationale  Grundsätze  Teil  II  N.  188  N.  170). 

2.  Damit  Aült  auch  der  weitere  Antrag,  dafs,  fidls  eine  Stimmeo- 
mehrheit  nicht  erzielt  werde,  das  Bundesgericht  eines  seiner  Mitglieder 
zum  weiteren  Schiedsrichter  und  ebenso  nach  und  nach  noch  andere 
bezeichnen  soll ,  bis  sich  eine  Mehrheit  von  drei  Stimmen  ergiebt. 
Weder  dem  Bundesrat  noch  dem  Bundesgericht  steht  eine  solche  Be- 
fugnis zu.  Vielmehr  wurde  die  Annahme  des  Schiedsgerichts  durch 
die  Schweiz  in  der  Denkschrift  vom  24.  März  1894  gerade  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dafs  das  Schiedsgericht  ans  drei  Mitgliedern  be- 
stehen soll  Nur  die  Parteien  selbst  könnten  diese  Bestimmung  durch 
eine  neue  Vereinbarung  abändern. 

3.  Anlangend  den  Antrag  auf  Öffentlichkeit  der  Verhandlung,  so 
enthält  hierüber  der  Schiedsvertrag  gleichfalls  keine  Bestimmung.  Hätten 
die  Parteien  ein  Interesse  daran  gehabt,  so  mufsten  sie  eine  solche  in 
den  Schiedsvertrag  mit  aufnehmen.  Übrigens  besteht  in  dieser  Hinsicht 
eine  feste  Praxis.  Anders  läge  die  Sache,  wenn  sie  dem  Schweiaer 
Bundesgericht  als  Ganzem  oder  einer  seiner  Abteilungen  zum  Schieds- 
spruch übertragen  wäre.  Dies  liefse  die  stillschweigende  Schlufsfolge- 
rung  zu,  dafs  die  beim  Bundesgericht  prozefsrechtlich  geltende  Öffent- 
lichkeit der  Verhandlung  auch  in  dieser  Sache  zu  beobachten  wäre. 

4.  Der  letzte  Antrag  auf  Ernennung  eines  Richters  zum  Bericht- 
erstatter hängt  mit  der  Frage  der  Öffentlichkeit  der  Verhandlung  zu- 
sammen und  ist  mit  deren  Erledigung  gegenstandslos  geworden.  Über- 
dies bildet  dieser  Punkt  eine  innere  Angelegenheit  des  Gerichts,  deren 
Regelung  der  Einwirkung  der  Parteien  entzogen  ist 
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fiesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.  Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnnngen  etc. 

1.  Anordnung  des  Reichskanzlers  vom  27.  Oktober  1900)  betreffend 
die  Konsulargerichtsbarkeit  fiber  Schntzgenossen  (Centr.- 
BL  f.  d.  Deutsche  Reich  S.  574). 

2.  Anordnung  des  Reichskanzlers  vom  27.  Oktober  1900,  betreffend 
das  Zwangsverfahren  wegen  Beitreibung  der  Gerichts- 
kosten in  den  Konsulargerichtsbezirken  (das.  S.  576). 

8.  Dienstanweisung  vom  27.  Oktober  1900  zur  Ausfüh- 
rung des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit 
(das.  S.  577). 

4.  Kaiserl.  Verordnung,  betreffend  die  Gerichtsbarkeit  der 
deutschen  Konsuln  in  Egypten,  vom  6.  Januar  1901  (R.G.- 
BL  No.  2,  ausgeg.  den  16.  Januar  1901,  S.  8  f.)- 

§  1.  Die  den  Konsnhi  des  Deutschen  Reichs  in  £ffvpten  zustehende 
Gerichtsbarkeit  wird  für  strafbare  Handlungen,  deren  Thatbestand  einen 
Konkurs  oder  eine  Zahlungseinstellung  zur  Voraussetzung  hat,  auDser  tTbunjr 
gesetzt,  sofern  der  Schuldner  em  Kaufmann  oder  eine  Hanaelsgesellschafi 
ut,  und  der  Schuldner  oder  einer  der  Gläubiger  der  deutschen  Konsular- 
geiichtBbarkeit  nicht  untersteht. 

§  2.  Die  Deutschen  und  die  deutschen  Schutzeenossen  in  £g3rpten  sind 
vom  Tafte  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  ab  in  den  der  Konsular- 
niiehtsbarkeit  durch  §  1  entzogenen  Strafsachen  der  Grerichtsbarkeit  der 
Landesgerichte  unterworfen. 

§  8.  HhoAiohtlich  der  im  §  5  der  Verordnung  vom  28.  Dezember  1875 
(B.G.B1.  S.  881)  und  in  der  Verordnung  vom  15.  F^ruar  1897  (R.G.B1.  S.  17) 
bezeichneten  Personen,  K5iperschi^ten  und  Anstalten  bleiben  die  bisherigen 
GeriehtsbarkeitsverhältnisBe  unverändert 

§  4.  IMese  Verordnung  tritt  mit  dem  Ablaufe  von  zwei  Wochen  nach 
dem  Tage  der  Verkündnng  m  Kraft 

StraÜBachen,  die  zur  %eit  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bei  den 
Ronsolaigerichten  anhängig  sind,  werden  von  diesen  vollständig  erledigt, 
auch  wenn  sie  nach  den  Vorschriften  der  §§1,2  zur  Zuständigkeit  der 
Landesgericbte  gehören  würden. 

5.  Kaiserl.  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in  den 
deutschen  Schutzgebieten,  vom  9.  November  1900  (R.G.B1.  S.  1008  ff.). 

§  1.  Das  Gresetz,  betreffend  Änderungen  des  Gesetzes  über  die  Rechts- 
veriiältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  (E&chs-Qesetzbl.  1888  S.  75,  Rächs- 
Oesetzbl.  1899  S.  865),  vom  25.  Juli  1900  (Reichs-Gesetzbl.  S.  809)  tritt  in 
den  Schutzgebieten  am  1.  Januar  1901  in  Kraft. 

§  2.  Den  angeborenen  werden  im  Sinne  des  |  4  und  des  §  7  Abs.  8 
des  Schutzgebietsgesetzes  die  Angehörigen  fremder  larbiger  Stämme  gleich- 

rBllt,  soweit  nicht  der  Gouverneur  (Landeshauptmann)  mit  Genehmigung 
Reichskanzlers   Ausnahmen   bestimmt.    Japaner  gelten  nicht  als  An- 
gehörige farbiger  Stämme. 

§  8.  Die  im  §  19  des  Gesetzes  übest  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom 
7.  Anril  1900  (Reichs-Gesetzbl.  S.  218)  bezeichneten,  dem  bürgerliche  Rechte 
angäiQrenden  Vorschriftui  bleiben  aufser  Anwendung,  soweit  sie  die  Rechte 
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an  Gnmdstücken,  das  Bergwerkseigentum  sowie  die  sonstigen  Berechtieonffen 
betreffen,  für  welche  die  sich  auf  Gnmdstdcke  beziehenden  Vondoinen 
gelten.  Soweit  diese  Verhältnisse  noch  nicht  durch  Kaiserliche  Verordnung 
geregelt  sind,  ist  der  Beiehakanzler  und  mit  dessen  Genehmigung  der  Cron- 
yemenr  (Landeshauptmann)  bis  auf  weiteres  befiigt,  die  eiforderlichen  Be- 
stimmungen zu  treneu. 

§  4.  Die  Vorschriften  der  Gesetze  über  den  Schutz  von  Werken  der 
Litteratnr  und  Kunst,  von  Photographien,  von  Erfindungen,  von  Mustern  und 
Modellen,  von  Gebrauchsmustern  und  von  Warenbezeichnungen  finden  An- 
wendung. 

§  5.  In  Strafiftachen  tritt,  sofern  es  sich  um  Verbrechen  oder  Vergehen 
handelt,  die  Bütwirkung  einer  Staatsanwaltschaft  bei  der  Hauptyerbandlang 
in  erster  Instanz,  bei  der  Einlegung  von  Rechtsmitteln  und  bei  dem  Ver£Bihren 
in  zweiter  Instanz  ein. 

Der  Staatsanwalt  wird  von  dem  Gouyemeur  (Landeshauptmann),  in  dem 
Inselgebiete  der  Karolinen,  Pidau  und  Marianen  von  dem  durch  den  GUm- 
vemeur  zu  bestimmenden  Beamten  bestellt.  Die  Auswahl  erfolg  ans  der 
Zahl  der  Beamten  des  Schutzgebiets.  Sofern  dies  nicht  ansfÜhrbar  ist,  können 
andere  geeignete  Personen  als  Staatsanwälte  bestellt  werden.  Der  Staats- 
anwalt untersteht  der  Aufsicht  und  Leitung  desjenigen  Beamten,  welcher  ihn 
bestellt  hat. 

Soweit  der  Staatsanwalt  zuständig  ist,  bleiben  die  Vorschriften  des  S  65 
und  des  §  71  Abs.  2  Satz  1  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit 
aufser  Anwendung. 

§  6.  In  Strafsachen  findet  die  Hauptverhandlung  ohne  die  Zuziehung 
von  Beisitzern  statt,  wenn  der  BeschlulB  über  die  Eröffnung  des  Haupt» 
Verfahrens  eine  Handlung  zum  Gegenstande  hat,  weldie  zur  Zuständigkeit 
der  Schöffengerichte  oder  zu  den  in  den  §§  74,  75  des  Gerichtsverfassung»» 
gesetses  bezeichneten  Vergehen  gehört. 

Diese  Vorschrift  findet  för  das  Schutzgebiet  von  Kiautschou  keine  An* 
Wendung. 

§  7.  Die  Gerichtsbarkeit  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte 
gehörenden  Sachen  wird  den  Gerichten  erster  Instanz  übertrafen.  Für  diese 
Sachen  finden  die  Vorschriften  Anwendung,  welche  für  die  im  §  8  Abs.  2 
des  Gesetzes  Über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  7.  April  1900  bezeichneten 
Strafsachen  gelten. 

§  8.  Die  nach  dem  Gesetz  über  die  Konsulai^erichtsbarkeit  vom  7.  April 
1900  begründete  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  wird  fBr  das  Schatsgebiet 
von  Togo  der  Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  im  Schutzgebiete  von  Kamerun, 
für  das  Schutzgebiet  von  Kiautschou  dem  Kaiserlichen  Konsulaigericht  in 
Schanghai,  für  das  Inselgebiet  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  der  G^ 
richtsbehörde  zweiter  Inst-anz  im  Schutzgebiete  von  Deutsch- Neu-Guinea,  für 
die  übrigen  Schutzgebiete  der  in  einem  leden  derselben  errichteten  Gerichts- 
behörde zweiter  Instanz  mit  der  Mafsgabe  übertragen,  dafs  das  Gericht  ans 
dem  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  zweiter  Instanz  ermächtigten  Beamten 
und  vier  Beisitzern  besteht. 

Auf  die  Beisitzer  und  den  Gerichtsschreiber  finden  die  Vorschriften 
des  §  11  Abs.  1  und  der  §§  12,  13  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichts- 
barkdt  entsprechende  Anwendung. 

Auf  das  Verfahren  in  der  Benifhngs-  und  Beschwerdeinstanz  finden, 
soweit  für  dieses  nicht  besondere  Vorschriften  getroffSen  dnd,  die  das  Ver- 
fahren in  erster  Instanz  betreffenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 
Der  §  9  des  G^etzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  bleibt  aufser  An- 
wendung. 

In  bürgerlichen  Rechta8treiti||^keiten,  in  Konkurssachen  und  in  den  An* 

Selegenheiten  der  freiwilligen  Genchtsbarkeit  erfolgt  die  Entschddong  über 
as  Kechtsmittel  der  Beschwerde  unter  Mitwirkung  der  Bositzear,  wenn  die 
angefochtene  Entscheidung  unter  Mitwirkung  von  Beisitzern  ergangen  ist 
In  den  im   §  7  bezeichneten  Strafisachen  ist  die  Verteidigung  auch  in 
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der  Berafniigsiiistanz  notwendig.  In  der  HanptverhandluDg  ist  die  Anwesen- 
heit des  Verteidigers  erforderlich;  der  §  145  der  Stra^rozeisoidnung  findet 
Anw  endnnff. 

S  9.  THe  Todesstrafe  ist  durch  Enthaupten,  Erschiefsen  oder  Erhlbogen 
la  ▼ollstrecken. 

Der  Oouvemeur  (Landeshauptmann)  bestimmt,  welche  der  drei  Voll- 
strecknnffsarten  im  einseinen  Falle  stattenfinden  hat 

§  10.   Für  die  Zustellungen,  die  Zwangsvollstreckungen  und  das  Kosten- 
wesen  können  einfachere  Bestimmungen  zur  Anwendung  kommen. 

Der  Reichskanzler  and  mit  dessen  Genehmigung  der  GrOUYemeur  (Landes- 
hauptmann) sind  b^ugt,  die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treifen. 

S  11.    Der  Iteicäkanzler  ist  befugt,  Notare  zu  ernennen. 

Die  Zuständigkeit  der  Notare  wird  auf  die  Beurkundung  von  Rechts- 
geschfiften  unter  Lebenden  beschränkt. 

§  12.  Der  Gouverneur  (Landeshauptmann)  ist  befugt,  Im  Gnadenweg 
esnen  Strafaufschub  bis  zu  sechs  Monaten  zu  bewilligten. 

§  13.   Die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in  dem  Schutz- 
gebiete der  Neu-Guinea-Kompagnie,  vom  5.  Juni  1886  (Reichs- Gesetzbl.  S.  187), 
die  Verordnung,  betreffend  die  Regelung  der  Rechtsverhfiltnisse  auf  den  zum 
Schutzgebiete  der  Neu-Gninea-Kompa^ie  gehörigen  Salomondnseln ,  vom 
11.  Januar  1887  (Reichs- Gesetzbl.  S.  4),  die  Verordnung,  betreffend  dieRechts- 
verhSltnisse  im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea-Kompagnie,  vom  18.  Juli  1888 
(Reichs-Gesetzbl.  S.  22 IX   die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
in  dem  Schutzgebiete  der  Marschall-,   Brown-  und  Providence- Inseln,   vom 
13.  September  1886  (Reichs-Gesetzbl.  S.  291),  die  Verordnung,  betreffend  die 
Rechtsverhältnisse    im   Schutzgebiete  der  Marschall-Inseln,    vom  7.  Februar 
1^0  (Reichs-Gesetzbl.  S.  55),  die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
m  den  Sohatzgebieten  von  Kamerun  und  Togo,  vom  2.  Juli  1888  (Reichs-GesetzbL 
S.  211),  die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in  dem  Südwest- 
afrikanischen  Schutzgebiete,  vom  10.  August  1890  (Reichs-GesetzbL  S.  171), 
die  Verordnung,  betreffend  die  Reditsverhältnisse  in  Deutsch-Ostafrika,  vom 
1.  Januar  1891  (Reichs-Gesetzbl.  S.  1),  die  Verordnung,  betreffend  die  Rechts- 
vexbältnisse  in  Kiautschou,   vom   27.  April   1898  (Reichs-Gesetzbl.  S.  178^ 
die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsvernältnisse  im  Inselgebiete  der  Karo- 
linen, Palau  und  Mahanen,  vom  18.  Juli  1899  (Reichs-Gesetzbl.  S.  542),  die 
Verordnung,   betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in  Samoa,  vom  17.  Februar 
1900  (Reichs-Gesetzbl.  S.  186),  die  Verordnung,  betreffend  die  Eheschliefsung 
und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  für  die  Schutzgebiete  von  Kamerun 
und  Togo,  vom  21.  April  1886  (Reichs-Gesetzbl.  S.  128),  die  Verordnung,  be- 
treffend die  Eheschliefsunff  und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  für 
das  südwestafrikanische  Scnutzgebiet,  vom  8.  November  1892  (Reichs-Gesetzbl. 
S.  1037)  sowie  die  Verordnung,  oetreffend  die  Einrichtung  einer  Staatsanwalt- 
idiaft  bei  den  Gerichten  der  Schutzgebiete,  vom  18.  Dezember  1897  (Reichs- 
Gesetsbl.  1898  S.  1)  treten  aufser  Kraft 

§  14.  Diese  Verordnung  tritt  zu  dem  im  §  1  bestimmten  Zeitpunkt 
m  Kran. 

In  dem  Inselgebiete  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  treten  die  §§  2 
bis  7  des  Schntagebietsgesetzes  (Reichs-Gesetzbl.  1900  S.  818)  zugleich  mit 
den  übrigen  Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  Kraft. 

2.    Gesetze,   Verordnungen   etc.    der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

PremAieH. 

1.  Allg.  Verf.  vom  19.  September  1900,  betreffend  den  an  mittel- 
baren  Verkehr    zwischen    den    inländischen    Gerichten 
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und   don  österreichischen   and   schweizerischen  Patent- 
behörden.   (J.M.B1.  S.  578.) 

2.  Allg.  Verf.  vom  27.  Oktober  1900,  betreffend  die  Vollstreck, 
barkeit  von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Öster- 
reich (J.M.BL  S.  624). 

Bayern. 

1.  Bekanntmachung  des  E.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom 
14.  November  1900,  Inhalt  der  Vollmachten  für  die  Rege- 
lung von  Nachlässen  in  Neu-Sild-Wales    betreffend  (J.M.BL 

1900  S.  1225). 

Zur  Vermeidung  von  Verzögenmgen  emofiehlt  es  sich,  daCs  in  den 
Vollmachten,  die  aus  Anlafs  der  Regelung  von  Nachlässen  in  Neu-Süd- Wales 
Verstorbener  auf  einen  dortigen  Anwalt  ausgestellt  werden,  künftighin  fol- 
gender Znsats  aufgenommen  wird: 

„Ich  b^timme  femer,  für  den  Fall  meines  Todes,  dafs  mdn  Testa- 
mentsvollstrecker und  mein  Nachlalsverwalter  in  gleicher  Weise,  wie 
ich  es  selbst  sein  würde,  gehalten  sein  sollen,  alle  Schritte  und  Hand- 
lungen, die  mdn  Herr  Bevollmächtigter  nach  meinem  Tode  kraft  oder 
auf  Grand  dieser  Vollmacht  oder  in  ihrem  Rahmen  und  ehe  er  von 
meinem  Ableben  schriftlich  unterrichtet  worden  ist,  vorgenommen  hat, 
als  rechtsverbindlich  für  sich  anzuerkennen.^ 

Die  Gerichte  und  insbesondere  die  Notariate  und  veranlaCst,  hierauf  im 
gegebenen  Falle  die  Beteiligten  entsprechend  aufmerksam  zu  machen. 

2.  Bekanntmachung    des    K.    Staatsministeriums   der    Justiz    vom 

4.  Januar  1901,    die  Vollstreckbarkeit  von  Entscheidungen 
deutscher  Gerichte   in  Osterreich    betreffend    (J.M.Bl.  S.   41). 

Der  §  80  der  österreichischen  £xekationsordnung  l&fst  die  Exekution 
aas  Erkenntnissen  aoswärtiger  Gerichte  nur  dann  zu,  wenn  die  Ladung, 
durch  welche  das  Verfahren  vor  dem  auswärtigen  Gericht  eingeleitet  war, 
der  Person,  gegen  die  in  Österreich  aus  dem  auswärtigen  Urteile  die  Eize- 
kution  gefuhri;  werden  soll,  zu  eigenen  Händen  zugestellt  worden  ist.  Im 
Hinblick  auf  diese  Bestimmungen  &b  österreichischen  Rechtes  haben  in  allen 
Fällen,  in  denen  mit  der  MöKlichkeit  zu  rechnen  ist,  dafii  aus  dem  Urteil 
eines  deutschen  Gerichts  die  Zwan^vollstreckung  denmächst  in  Osterreich 
stattzufinden  hat,  die  Beteiligten  em  Interesse  duan,  dafs  die  den  Prozels 
einleitende  Ladung  den  Beklagten  in  Person  zugestellt  wird.  Hierauf  können 
die  Beteiligten  unmittelbar  hmwirken,  wenn  die  Zustellung  im  Lilande  zu 
pfeifen  hat.  Die  Möfflichkeit  einer  späteren  Beohtsverfolgung  in  Österreich 
ist  aber  insbesondere  dann  regelmäfsig  für  gegeben  zu  erachten,  wenn  der 
Beklagte  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  in  Osterreich  hat  In  solchen 
Fällen  hat  daher  der  Vorsitzende  des  Prozefsgerichts  in  seinem  Ersuchen  an 
die  österreichischen  Gerichte  um  Zustellung  der  den  Prozefs  einleitenden 
Ladung  auf  Antrag  der  Beteiligten  ausdrttddich  zu  bemerken,  dafs  die  Zu- 
stellung „nur  zu  eigenen  Händen"  zu  erfolgen  habe,  und  dafs  sich  aus 
dem  Zustellungsscheine  die  so  erfolgte  Zustellung  ergeben  mtlsse. 

Saeltsen.! 

1.  Min. Verordnung  vom  1.  November  1900,  betreffend  Zu. 
Stellungskosten  im  Verkehre  mit  Österreich-Ungarn 
(J.M.B1.  S.  103). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  10.  Dezember  1900,  Vollmachten 
für    Geschäfte    in    N  eu-Stid-Wales   betreffend    (J.M.Bl.    1901 

5.  17). 
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1.  Bekanntmachnng    des   Justizministeriums    vom    26.    November 

1900,  betreffend  die  eidliche  Vernehmung  von  Prozefs- 
parteien  auf  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  (Amtsbl. 
d.  JJi.  S.  151). 

2.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  29.  November  1900,  betrefiend 
das  Verfahren  bei  Zuziehung  von  Sachverständigen,  die 
in  anderen  Bundesstaaten  wohnhaft  sind  (Amtsbl.  d.  J.M. 
a  149). 

3.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums,  betreffSend  die  Voll- 
streckbarkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte 
in  Österreich  und  österreichischer  Gerichte  in  Deutsch- 
land, vom  28.  Dezember  1900  (Reg.Bl.  1901  S.  6  ff.)- 

An  Steile  der  in  der  Bekanntmachung  vom  3.  Januar  1898  (Reg.Bl.  S.  3) 
Teröffentfichten  Verordnung  des  österreichischen  Jnstismmlsterinms  vom  10.  De- 
lembar  1897  hat  der  österreichische  Herr  Justizminister  neuerdings  die  naeh- 
Atdiende,  in  dem  105.  Stuck  des  österreichischen  Beichs-Gesetzblattes  von 
1899  enthaltene  Verordnung  vom  21.  Dezember  1899  erlassen:  (Folgt  der 
Wortlaut  dieser  Verordnimg;  s.  denselben  Bd.  X  dieser  Zeitschrift  S.  244.) 

Entsprechend  der  Aurarucksweise  in  §§  1,  2,  79  der  österreicluschea 
Exekutionsordnung  weiden  in  der  Verordnung  des  österreichischen  Herrn 
JuBtizministers  unter  den  in  deren  drittletztem  Absatz  erw&hnten  „Akten  und 
Urinmden,  die  im  Deutschen  B;eiche  errichtet  wurden^,  Vollstreckungstitel 
der  in  den  drei  vorhergehenden  Absätzen  bezeichneten  Art  verstanden. 

Weiterhin  werden  die  Gerichte  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  der 
§  80  der  Österreichischen  Exekutionsordnung  die  Exekution  aus  Erkenntnissen 
auswärtiger  Gerichte  nur  dann  zuläfst,  wenn  die  Ladung,  durch  welche  das 
Verfahren  vor  dem  auswärtigen  Gericht  eingeleitet  war,  der  Person,  gegen 
die  in  Österreich  aus  dem  auswärtigen  Urteile  die  Exekution  geführt  weiden 
BoU,  zu  dienen  Händen  zugestellt  worden  ist.  Im  Hinblick  auf  diese  Be- 
BtiiDmunff  des  österreichischen  Rechts  haben  in  allen  Fällen,  in  denen  mit 
der  Möglichkeit  zu  rechnen  ist,  dafs  aus  dem  Urteil  eines  deutschen  Grerichts 
die  Zwan^vollstreckun^  demnächst  in  Österreich  stattzufinden  hat,  die  Be- 
tdlifften  em  Interesse  daran,  dafs  die  den  Prozefs  einleitende  Ladung  den 
Beklagten  in  Person  zugestellt  wird.  Die  Möglichkeit  einar  in  österreicn  ein- 
zolettenden  Zwangsvollstreckung  wird  insbesondere  dann  regelmäfsig  in  Aus- 
sieht zu  nehmen  sein ,  wenn  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt 
in  Österreich  hat  In  solchen  Fällen  hat  daher  der  Vorsitzende  des  Ptozefs- 
gerichts  in  seinem  Ersuchen  an  die  österreichischen  Gerichte  um  Zustellunff 
der  den  Prozefs  einleitenden  Ladung  auf  Antrag  der  Beteiligten  auBdrücklich 
n  bemerken,  dafs  die  Zustellung  „nur  zu  eigenen  Händen^  zu  erfolgen  habe 
und  dafs  sich  ans  dem  Zustellungsscheine  die  so  eifolgte  Zustellung  ergeben 


Baden. 

1.  Min.Bekanntniachung  vom  5.  November  1900,  betrefiend  den 
Rechtshülfeverkehr  mit  Dänemark  (G.U.V.B1.  S.  1029). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  24.  Dezember  1900,  die  Kosten 
der  Rechtshülfe  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  betreffend  (G.U.V.B1.  1901  S.  1). 

Nachdem  die  K.  Bayerische  -Regierung  auf  die  Erhebung  von  Gtobtthren 
für  die  Erledigung  von  Rechtshülfeersuchen  in  Angelegenheiten  der  frei- 
wiüiffen  Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf  Baden  verzichtet  h&i,  wird  auf  Grund 
des  §  81  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1899,  die  Gerichts-  und  Notariats- 
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kosten  in  Angelegenheiten  der  fzeiwilliMi  GeriehtBbarkeit  betreffend  (G.a.V.Bl. 
S.  201),  mit  Wirkung  für  die  Yom  1.  Februar  1901  an  eingehenden  £nuchen 
▼erfBgt,  dafs  von  der  Erhebung  der  in  §  81  Abs.  1  daBelbst  bestimmten  Gre- 
bühren  in  Bezog  auf  Bayern  ^eieh£ill8  abzusehen  ist 

Hessen. 

1.  Ju8tMin.BekaiuitmacfauDg  vom  81.  Oktober  1900,  betrefiend 
die  Regelung  von  Nachlttssen  in  Neu-Stld- Wales  (Amtsbl. 
d.  Min.  d.  Justiz  Nr.  28). 

2.  Ju8t.Min.Bekanntmachung  vom  13.  November  1900,  die  Voll- 
streckbarkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte 
in  Osterreich  betreffend  (Amtsbl.  d.  Min.  d.  Justiz  Nr.  29). 

MeelLleiilbmrr  -  Seil werln. 

Min.Bekanntmachung ,  betreffend  die  Vollstreckbarkeit  von 
Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich,  vom 
19.  Dezember  1900  (Reg.Bl.  S.  408). 

Bramnseliweis* 

1.  Reskript  des  Herzogl.  Staatsministeriums,  Abt  d.  Justiz,  vom 
14.  Juli  1900  Nr.  2385B,  Verfahren  bei  Zuziehung  von  in 
einem  anderen  Gerichtsbezirk  wohnhaften  Sachverstän- 
digen  (Zeitschr.  f.  Rechtspflege  im  üerzogt.  Br.   47.  Jalirg.  S.  145). 

2.  Reskript  des  Landgerichtspräsidenten  an  die  Herzogl.  Amts- 
gerichte vom  4.  September  1900,  Rechtshülfeverkehr  mit  Japan 
(das.  8.  150). 

Saeliseii-Alteiilbwrr. 

Min.Bekanntmachung  vom  17.  November  1900,  betreffend  die 
Vollstreckbarkeit  von  Entscheidungen  deutscher  Ge- 
richte in  Osterreich  (Ges-Slg.  S.  277). 

liippe. 

Allg.  Verf.,  betreffend  die  Vollstreckbarkeit  von  Ent- 
scheidungen deutscher  Gerichte  in  Ost  er  reich,  vom  28.  De- 
zember 1900  (Ge8.Slg.  S.  207). 

SSlssfU-IiStMilmreH. 

Min.Bekanntmachung  vom  2.  November  1900,  betreffend  Kosten 
der  Rechtshttlfe  im  Verkehre  mit  Dänemark  (C.  u.  Bez.- 
Amtsbl.  S.  288). 

II.    Answirtige  Staaten. 

Belffien. 

Gesetz,  betreffend  Abänderung  einiger  Bestimmungen 
über  die  Ehe,  vom  80.  April  1896  (Nouveau  Becueü  QSneral  etc. 
von  Prof.  Stoerk,  Tom.  XXV  p.  12  ff.). 
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« 

f*r»H]Lreieli. 

1.  Dekret,  betreffend  die  Regelung  der  Anwendung  der  Ge- 
setzgebung ttber  die  Nationalitat  auf  die  Kolonien  vom 
7.  Februar  1897   (Nouveau  Becueil  GmSräl  de.  Tom.  XXV  p.  292). 

2.  Dekret,  enthaltend  das  Reglement  zur  Verhtttang  von 
SehiffssnsammenBtorsen  auf  See,  vom  21.  Februar  1897 
(das.  p.  318). 

Iimxemlbviv* 

Gesetz  ttber  den  Unterstützungswohnsitz  vom  28.  Mai  1897 
(N(mvta\i  Becueil  QeniraA  etc.  Tom,  XXV  p.  366). 

Gesetz  ttber  den  Zolltarif  mit  Geltung  vom  7.  August  1897 
(Nouveau  Recueü  QSndral  etc.  Tom.  XXV  p.  452). 

österreieli. 

1.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  16.  November  1900, 
betreffend  die  Gebühren  und  Auslagen,  die  im  Rechtshfilfe- 
▼  erkehr  mit  dem  Deutschen  Reiche  aus  der  Besorgung 
gerichtlicher  Znstellungen   erwachsen   (J.M.V.Bl.  8.  275). 

Auf  Grund  einer  ElrÖfiiinng  der  kaiserl.  deutschen  Regierung  wird  den 
k.  k.  Justizbehörden  zur  Kenntnis  gebracht,  dafs  in  sämtlichen  deutschen 
Bundesstaaten  und  in  den  Reichslanden  ElflaTs-Lothringen  Anordnungen  er- 
kMsen  wurden,  wonach  die  dortigen  Gerichte  —  unter  Voraussetzung  der 
6<^genseitiffkeit  —  die  Erstattung  von  Gebühren  und  Auslagen,  die  in  bfbrger- 
lichen  Rechtssachen  und  in  Strafsachen  bei  Zustellung  und  Aushftndi^mg 
von  Verfugungen  und  Urteilen  österreichischer  Gerichte  entstehen,  vom  ei^ 
nchenden  G^chte  nicht  sn  verlang^  haben. 

Zur  Wahrung  der  Gegenseitigkeit  werden  die  k.  k.  Gerichte  angewiesen, 
die  Erstattung  solcher  Gebühren  und  Ausladen  nicht  zu  begehren.  Gebtthren 
vpd  Auslagen  and,  wenn  sie  nicht  von  emer  hierlands  wohnhaften  Partei 
embringlicn  gemacht  werden  können,  aus  dem  Amtsverlage  der  ersuchten 
Behörde  zu  berichtigen. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriams  vom  21.  November  1900 
Ober  die  Behandlung  der  vom  Auslande  eintreffenden 
Straftabellen  (J.M.V.B1.  S.  276). 

3.  Verordnung  dos  Justizministeriums  vom  24.  November  1900| 
betraffend  die  Ermächtigung  der  k.  u.  k.  Konsularbehörden 
in  Niederländisch-Ostindien  zur  Übernahme  der  Nach- 
Usse  von  dort  verstorbenen  österreichischen  oder  unga- 
rischen Staatsangehörigen  (J.M.V.BI.  S.  277). 

Infolge  einer  vom  G^neralgouvemeur  von  Niederl&ndisch-Ostmdien  am 
16u  Juli  IwK)  getroffisnen  Anordnung  hat  das  k.  u.  k.  Ministerium  des  Änüsem 
nunmehr  auch  die  in  Niederlttndisch-Ostindien  residierenden  k.  u.  L  Konsular- 
imter  zur  Übernahme  der  Nachlfisse  dort  verstorbener  österreichischer  oder 
mgariseher  Staatsangehöriger  ermächtigt.  Die  Ermächtignng  hat  denselben 
Unfiutf.  wie  sie  laut  der  Justizministcmlverordnunf^  vom  11.  August  1897, 
Nr.  32  J.M.V.B1.,  bisher  den  in  den  Niederlanden  residierenden  k.  u.  k.  Ver- 
tretongsbehörden  erteilt  war;  nur  tritt  zu  den  Obliegenheiten  bei  der  Über- 
nahme solcher  Nachlässe  in  Ostindien  die  neue  ^V^rpffichtnng  hinzu,  die 
fibemonunenen  Werte  der  Kolonialregierung   von  Niederländisch-Ostindien 
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wieder  znrückziistellen,  sobald  neh  etgiebt,  dafs  nach  den  heimatlichen  Ge- 
selsen  Erbberechtigt  nicht  vorhanden  sind. 

Wenn  der  letstere  Fall  betre£&  der  ans  Niederländisch-Ostindien  ein- 
gelangten  Nachl&we  von  österreichischen  Staatsangehörigen  eintritt,  haben 
Sie  Gerichte  dem  Jostiaministerium  Bericht  zu  erstatten,  damit  durch  seine 
Yermittelnng  die  Bfickstellang  der  erblosen  Verlassenschaft  eingeleitet  wird. 
Im  ttbrigen  wird  an  den  Anordnungen  der  JustizministerialTerordnnngen 
Nr.  45/1^  nnd  Nr.  82/1897  nichts  geändert 

4.  Verordnang  des  Justizmxnisteriiuns  vom  5.  Dezember  1900, 
betreffend  die  Strafkarte  über  die  im  Inlande  verurteilten 
Ausländer  (J.M.y.Bl.  S.  287). 

5.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  12.  Dezember  1900, 
betreffend  die  Erwirkung  der  Rechtshülfe  von  den  Behörden 
in  Grofsbritannien  und  Irland  (J.M.V.Bl.  S.  297). 

RvfIilmnA. 

Reglement  über  die  Handelsbeziehungen  des  Reichs  zn 
dem  Grofsherzogtum  Finnland  vom  28.  April  1897  (Nou/oea» 
Beoueü  Genial  etc.  Tom.  XXV  p.  357). 

Königl.  Ordonanzen,  betreffend  die  Ursprungszeugnisse,  vom 
25.  September  und  28.  Dezember  1897  (Nouveau  Re<^l  Gdneriü  etc. 
Tom.  XXV  p.  464). 


Internationale  Verträge. 

1.  Nouveau  Becueü  Q^neräL  de  TraitSs  etc.  von  Professor  Dr.  Stoerk 
in  Greifswald  enthält  in  Dettxihne  Sene^  Tom.  XXV  n.  a.  im  Wort- 
laute: 

A.    Freundschafts-,  Handels-  etc.  Verträge: 

1.  Übereinkommen  zwischen  Rufs land  und  Österreich-Ungarn 
bezüglich  der  Anwendung  sanitärer  Vorkehrungen  auf 
den  Grenzverkehr  zur  Zeit  der  Epidemien  vom 
20.  April  1896  (p.  1); 

2.  Abkommen  zwischen  Deutschland  und  Luxemburg  über 
den  Handel  mit  Branntwein  vom  22.  Mai  1896  (p.  18); 

3.  Handels-  und  Schiffiihrtsvertrag  zwischen  Belgien  und  Japan 
vom  22.  Juni  1896  (p.  25); 

4.  Übereinkommen  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien 
über  gegenseitige  Unterstützung  von  Hülfsbedürf- 
tigen  vom  25.  Juni  1896  (p.  38); 

5.  Handelsvertrag  zwischen  Frankreich  und  Japan  vom 
4.  August  1896  (p.  40); 

6.  Friedensvertrag  zwischen  Italien  nnd  Aethiopien  vom 
26.  Oktober  1896  (p.  59); 
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7.  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien  Über  die  gegen- 
seitige Vollstreckang  von  Urteilen  aaf  dem  Grebiete  des 
Civil-  oder  Handelsrechts  vom  19.  November  1896 
(p.  65); 

8.  Handelsvertrag  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Bul- 
garien vom  21./9.  Dezember  1896  (p.  83); 

9.  Haager  internationale  (Deatschland,  Ostezreich-Ungam,  Belgien, 
Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luzembarg,  Niederlande,  Portugal, 
Schweden  nnd  Norwegen,  Schweiz)  Übereinkunft  über  die 
Regelang  mehrerer  aaf  den  Givllprozefs  bezüg- 
licher Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom 
14.  November  1896  nebst  Zusatzprotokoll  vom  22.  Mai  1897 
(p.  217); 

10.  Handels-  und  Schiffiihrtsvertrag  zwischen  Japan  und  Portugal 
vom  26.  Januar  1897  (p.  281); 

11.  Handelsvertrag  zwischen  Bulgarien  und  Serbien  vom 
16.  Februar  1897  (p.  298); 

12.  Allianzvertrag  zwischen  der  Südafrikanischen  Republik  und 
dem  Oranje-Freistaat  vom  17.  MKrz  1897  (p.  827); 

13.  Handelsvertrag  zwischen  Bulgarien  und  Rufsland  vom 
2.  Juli  1897  (p.  384); 

14.  Handelsvertrag  zwischen  Grofsbritannien  und  Bulgarien 
vom  12./24.  Juli  1897  (p.  417); 

15.  Provisorische  Deklaration  über  die  Handelsbeziehungen 
zwischen  Portugal  und  Dänemark  vom  14.  Dezember  1896 
(p.  474); 

B»     Auslieferungsvertrag 

iwischen  Österreich-Ungarn  und  Uruguay  vom  25.  Juni  188 7| 
nebet  Protokoll  über  die  Auswechselungen  der  Ratifikationen  vom 
29.  August  1896  (p.  51). 

2.  Übereinkommen  vom  2 1 .  Januar  1 89 7  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Spanien  zum  gegenseitigen  Schutze  von  Erfin- 
dungen, Marken  und  Mustern  (Ost  R.0.B1.  1900  S.  229). 

(Zu  Tom.  I  bis  XXV  der  U.  Serie  des  Nouveau  Rec^ieil  O^nircU  etc. 
ist  em  Generalregister  eiBchienen ,  welches  einen  genauen  Überblick  ermög- 
ficht  aber  das  gesamte  diplomatische  Quellenmaterial  der  letzten  25  Jahre. 
BasMlbe  gewührt  insbesondere  auch  fänbHck  in  den  Stand  der  Handels-  und 
Sdaffahrtsveartriige,  in  die  handelspolitische  Regelung  der  Mcistbegttnstigang 
und  der  Redprodtät  etc.  unter  den  wichtigsten  Verkehrsstaaten.) 
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Mitteilungen. 

1.  Erwirkung  der  Recbtshülfe  von  den  Behörden  in 
Grofsbritannien  and  Irland.  Die  Verordnung  dee  österr. 
Justizministeriums  vom  12.  Dezember  1900  (J.M.V.BL  S.  297)  giebt 
nachfolgende  Zusammenstellung  der  bezüglich  der  Erwirkung  der  Rechts- 
httlfe  von  den  Behörden  in  Orofsbritannien  und  Irland  im  einzelnen 
Falle  am  ehesten  zum  Ziele  führenden  Vorschriften  über  den  Rechts- 
verkehr mit  den  genannten  Behörden.  Diese  Vorschriften  sind,  soweit 
sie  nicht  specielle  Direktiven  für  die  österreichischen  Gerichte  enthalten, 
auch  aufserhalb  Österreichs  für  den  bezeichneten  Zweck  beachtenswert 

I.    Zustellungen. 

Zur  Vornahme  von  Zustellungen  in  Grofsbritannien  und  Irland 
leisten  die  dortigen  Behörden  den  hierli&ndischen  Gerichten,  weder  in 
Civil-  noch  in  Strafsachen,  Rechtshülfe. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  können  Zustellungen  besoigea, 
sofern  der  Adressat  die  Empfangnahme  des  zuzustellenden  Aktes  nicht 
ablehnt. 

Soll  auf  diesem  Wege  eine  Zustellung  versucht  worden,  so  hat 
das  betreffende  Grericht  sein  Vorgehen  regelmäfsig  nach  der  J.M.Y.  vom 
25.  Januar  1890,  J.M.V.BL  No.  4  einzurichten  (CP.Formular  No.  14). 
Hierbei  ist  insbesondere  darauf  zu  achten,  dafs  die  Adresse  jener  Person, 
an  vrelche  die  Zustellung  erfolgen  soll,  richtig  und  genau  bezeichnet 
werde,  weil  in  Grofsbritannien  bei  dem  Mangel  eines  politischen  Melde- 
wesens nur  unter  dieser  Voraussetzung  die  Ausfindigmachung  des 
Adressaten  möglich  ist 

Im  übrigen  lassen  sich  Znstellungen  nicht  anders  als  durch  un- 
mittelbares Einschreiten  der  interessierten  Partei  bei  der  zustftndigeii 
grofsbritannischen  Behörde  erwirken. 

IL  Vernehmung  von  Parteien  und  Zeugen  in  Civil- 
und  Handelssachen. 

Nach  den  in  Grofsbritannien  und  Irland  geltenden  Gesetzen 
(Parlamentsakte  vom  25.  Juni  1856,  19.  u.  20.  Vict,  chapt.  113)  iBt 
auf  Ersuchen  ausländischer  Gerichte  in  Civil-  und  Handelssachen  zor 
Aufiiahme  von  Beweisen  Recbtshülfe  zu  leisten. 

Die  Gerichte  befassen  sich  jedoch  nicht  selbst  mit  der  Beweis- 
au&ahme,  sie  beschrilnken  sich  vielmehr  auf  die  Erlassung  eines  Be- 
fehles, wonach  der  Beweis  aufzunehmen  ist,  und  bestimmen  einen  Be- 
auftragten (Cammissioner)  f  dem  die  Beweisaiifnahme  zusieht  Ein 
solcher  Befehl  wird  erlassen,  wenn  nachgewiesen  ist,  dafs  die  be- 
treffende Angelegenheit  eine  vor  einem  ausländischen  Gerichte  anhängige 
Civil-  oder  Handelssache  ist,  dafs  dem  damit  be&fsten  ausländisdien 
Gerichte  die  Gerichtsbarkeit  zukommt  und  dafs  dieses  Gericht  die 
Beweisaufiiahme  wünscht 

Wenn  dem  zu  vernehmenden  Zeugen  eine  entsprechende  Summe 
für    seine   Kosten    ausbezahlt   wird,    so   kann   er   gezwungen   werden, 
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behnfr  seiner  £inveiiiahme  zu  erscheinen,  Fragen  za  beantworten  und 
Urkunden  vorzulegen. 

Eine  vor  dem  CofMmsgianer  abgelegte  falsche  Zeugenaussage  ist 
in  gleicher  Weise  strafbar,  wie  wenn  sie  vor  Gericht  abgelegt  worden 
wÄre. 

Das  EiTSuchen  um  Aufiiahme  des  Beweises  kann  sowohl  unmittelbar 
Ton  der  beteiligten  Partei,  wie  auch  von  dem  Gerichte,  bei  dem  die 
BechtBsache  anhiingig  ist,  gestellt  werden. 

Demnach  hat  das  Prozefsgericht ,  sofern  es  nicht  gemäfs  §  283 
Ab&  2  C.P.O.  den  Beweisftlhrer  ermächtigt,  selbstchatig  die  Beweis- 
anfiiahme  hervorzurufen,  behufs  Erwirkung  einer  Parteien-  oder  Zeugen- 
vernehmung ein  Ersuchscbreiben  um  Aufnahme  des  Beweises  aus- 
zufertigen. Dieses  ist  für  Beweisaufnahmen  in  England  und  Irland  an 
den  High  Coturt  of  Justice  in  London,  beziehungsweise  in  Dublin,  für 
Beweisaufnahme  in  Schottland  dagegen  an  den  Court  of  Sessions  in 
Edinburg  oder  an  den  Sherif  Clerk  der  betreffenden  Grafschaft  zu 
richten.  Die  Bezeichnung  der  ersuchten  Behörde  kann  übrigens  auch 
der  k.  und  k.  Botschaft  in  London  überlassen  werden.  In  dem  Ersuch- 
achreiben ist  darzulegen,  dafs  die  Rechtssache  beim  Prozefsgericht  als 
der  hierfür  zustilndigen  Behörde  anhängig  ist,  und  dafs  dieses  Gericht 
die  ZulasBung  des  Beweises  beschlossen  hat.  Das  Ersuchen  hat  dahin 
zu  gehen,  dafs  die  zu  vernehmende  Partei  oder  der  zu  vernehmende 
Zeuge  aufgefordert  werde,  vor  Gericht  oder  vor  einem  zu  bestellenden 
Commissioner  zu  erscheinen  und  an  einem  bestimmten  Termin  die  be- 
gehrte Aussage  unter  Eid  abzulegen,  weiter,  dafs  es  in  Ablegung  oder 
Nichtablegung  der  Aussage  in  entsprechender  Weise  beurkundet  werde. 
Es  empfiehlt  sich  beizufügen,  dafs  nach  dem  Einlangen  der  Erledigungs- 
akten die  erlaufenen  Kosten,  sofern  sie  nicht  durch  die  vernommene 
PeiBon  gedeckt  werden  sollten,  von  dem  ersuchenden  Gerichte  werden 
vergütet  werden.  Dem  Ersuchschreiben  ist  eine  beglaubigte  Abschrift 
des  Beweisschlusses  beizulegen.  Darin  sind  nur  jene  Teile  des 
Beweisbeschlusses  wiederzugeben,  die  für  das  ersuchte  Gericht  von 
Belang  sind.  Das  Ersuchschreiben  und  dessen  Beilagen  sind  mit  eng- 
lischen Übersetzungen  zu  versehen.  Die  gerichtlichen  Fertigungen  auf 
dem  Ersucfaschreiben  und  den  Beilagen  sind  zu  beglaubigen.  Auch  ist 
ihnen  das  Genchtssiegel  beizndrücken  (§  216  G.G.).  Das  Ersuchschreiben 
ist  dem  JustiBministerium  zur  Weiterbeförderung  vorzulegen  (C.P.O. 
Form.  No.  15).  Im  Vorlageberichte  ist  anzugeben,  welcher  Höchst- 
betrag an  Kosten  behuft  Erledigung  des  Ersuchens  aufgewendet 
werden  darf. 

Handelt  es  sich  lediglich  um  Einholen  von  Auskünften  oder  um 
die  unbeeidete  Vernehmung  einer  Partei,  so  wird  diese  —  sofern  die 
an  vernehmende  Penon  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger 
ist  —  am  einfachsten  durch  die  zuständige  k.  u.  k.  Konsularbehörde 
m  erwirken  sein. 

nL    Vernehmungen  in  Strafsachen. 

Die  B^iörden   in  G^fsbritannien  und  Irland  leisten  auswärtigen 
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Gerichten  in  Stnftachen  RechtshflUe  dnrch  Einyenialime  von  Zeugen, 
nicht  aber  durch  Vemehmong  von  Beachnldigten.  In  Stm&achen 
politischen  Charakters  wird  ttborhaapt  keine  RechtshOlfe  geleistet. 

Die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Anfnahme  von  Zeogenbewdsea 
in  Strafeachen  bilden  die  Extradition  Acts  vom  Jahre  1870,  88  n.  84 
Viet,  chapt  52,  nnd  vom  Jahre  1873,  36  o.  87  Vict,  chapt  60. 

Hiernach  sind  sor  Anfiiahme  von  Zengenbeweisen  anf  Eksachen 
ausländischer  Gerichte  die  Polizeibehörden  und  Friedensrichter  berufen. 
Falsche  Zeagenaossagen  sind  strafbar.  In  Ansehung  des  Zengniszwanges 
gilt  dasselbe  wie  in  bttigeriichen  Rechtssachen. 

Um  die  Thätigkeit  der  grofsbritannischen  oder  irischen  BebOrdeo 
hervorzurufen,  hat  das  hierlUndische  Gericht  ein  an  die  k.  und  k.  Bot- 
schaft in  London  gerichtetes  Ersuchschreiben  dem  Justizministerinm 
YOTznlegen.  Darin  ist  insbesondere  auch  die  Höchstsumme  der  allenfalb 
aufzuwendenden  Kosten  anzugeben.  Dem  Ersuchschreiben  ist  em  mit 
dem  Gerichtssiegel  versehener  Gerichtsbeschlufs  beizulegen,  der  die  be- 
treffende Strafsache  bezeichnet,  die  zu  vernehmenden  Zeugen  und  deren 
Adresse  namhaft  macht,  endlich  die  allgemeinen  und  besonderen  Fragen 
anführt,  die  den  Zeugen  voigel^  werden  sollen.  Der  Gerichtsbeachluls 
und  dessen  allfWige  Beilagen  sind  mit  englischen  Übersetzungen  sn 
versehen.  Die  gerichtlichen  Fertigungen  sind  zu  legalisieren.  Die 
Legalisierungsklausel  auf  dem  Gerichtsbeschlüsse  hat  auch  die  Be- 
stätigung zu  enthalten,  dafs  das  ersuchende  Gericht  zur  Anordnung  der 
Beweisaü&ahme  berechtigt  ist 

IV.  Die  Vorschriften  über  die  Einrichtung  der  Behelfe 
zur  Erwirkung  von  Auslieferungen  aus  Grolsbritannien  und 
Irland  sind  aus  dem  Staatsvertrage  vom  3.  Dezember  1878  R.G.BL 
No.  84/1874  und  den  hierzu  erschienenen  Verordnungen  (deren  jtUigste 
am  18.  Mai  1899,  J.M.V.Bl.  No.  20,  herausgegeben  wurde)  zu  ent- 
nehmen. 

2.  Rechtliche  Anerkennung  ausländischer  Urteile 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  war  noch  vor  einigen  Jahrzehnten  die  rechtliche  An- 
erkennung ausländischer  Urteile  nicht  unbestritten.  Wie  in  England 
galt  schon  lange  das  Recht,  dafs  ausländische  ^Judgments  in  rem*^^  d.  h. 
Urteile  tlber  dingliche  Bechtsansprttche,  ftir  den  amerikanischen  Richter 
bindend  sind,  vorausgesetzt  die  Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts, 
und  zwar  gelten  Bir  den  amerikanischen  Richter  nicht  nur  der  Inhalt  der 
Urteilsformel  eines  ausländischen  ^udgtnent  in  rem*^^  sondern  auch  die 
thatsächlichen  Gründe  der  Entscheidung  als  rechtskräftige  Feststellung. 
Die  Gerichte  des  Staates  New  York  indes  legen  den  Entscheidungs- 
gründen  der  ausländischen  ^Juägmenta  in  rem*^  nur  die  Kraft  einer 
Präsumtion  (prima  fade  evidence)  bei.  Den  ^udffmenis  in  rem* 
stehen  Urteile  über  die  Verbältnisse  des  Personenstandes  gleich. 

Ein  Streit  bez.  der  Rechtskraft  ausländischer  Urteile  bestand  so- 
nach   nur   in    betreff  ausländischer  ^udgments  in  personam^ ,    d.    h. 
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Urteile,  die  über  einen  Angpruch  auf  Leistung  im  weitesten  Sinne  ent- 
sehaden. 

Im  Staate  New  York  fand  die  Anerkennung  ausländischer  ^Juägments 
m  penonam^  unsweideutigen  richterlichen  und  damit  gesetzlichen  Aus- 
druck in  Sachen  L.  yb.  W.  (26  N.  Y.  Gt  App.  146),  und  dies  ist  seit- 
dem durch  gleiche  Entscheidungen  in  allen  Bundesstaaten  bestätigt 
worden.  In  E.  vs.  M.  (49  N.  Y.  571)  entschied  der  Appellhof  des 
Staates  New  York,  dafs  ein  Urteil  des  hans.  Appellationsgerichts, 
welches  den  Beklagten  als  Bürgen  zur  Zahlung  verurteilte,  in  dem 
Bpiteren  Ptoaesse  des  Bürgen  auf  Schadloshaltung  gegen  den  in  New 
Tork  wohnenden  HauptBchuldner,  welchem  die  deutsche  Prosefsladung 
iDsinniert  worden  war,  die  Reiche  Kraft  habe,  wie  wenn  das  Urteil 
gegen  den  Bürgen  von  einem  New  Yorker  G^chte  erlassen  worden 
wire.  Im  Staate  Louisiana  gilt  das  voi^eschrittenere  Recht,  dafs  aus- 
lindische  Urteile  eine  Novation  bewirken,  so  dafs  nur  auf  Grund  des 
«nslindischen  Urteils  gerichtliche  Hülfe  gewährt  werden  kann,  und 
einer  abermaligen  Klage  im  Inlande  die  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  entgegensteht  (J.  vs.  J.,  15  La.  85.)  Naturgemäfs 
ist  es  Bedingung,  dafs  das  ausländische  Gericht  ^Jurisdiction  over  the 
camse  or  tkeparties^y  d.  h.  Zustilndigkeit  besafs;  jedoch  besteht,  insofern 
ein  ausländisches  Gericht  generelle  Jurisdiktion  hat,  die  Präsumtion 
seiner  Zuständigkeit  für  den  gegebenen  Fall. 

Nach  amerikanischem  Rechte  besitzt  ein  Gericht  örtliche  Zuständig- 
keii  über  alle  im  Gerichtsbezirke  befindlichen  Personen  und  Sachen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnort  des  Beklagten.  Wenn  also  ein  Dritt- 
lehuldner  einer  im  Auslande  befindlichen  und  daselbst  mit  Arrest  be- 
legten Sache  entsprechend  einem  ausländischen  Urteil  Verfügung  über 
den  G^enstand  des  Arrestes  getroffen  hat,  ist  derselbe  gegen  eine 
spätere  Klage  seitens  seines  Gläubigers,  bezw.  Eigentümers  der  Sache 
durch  das  ausländische  Urteil  geschützt,  auch  wenn  der  letztere  den 
ausländischen  Rechtsstreit  nicht  aufgenommen  oder  einen  Gerichtsstand 
vor  dem  ausländischen  Gericht  nicht  besessen  hatte.  M.  a.  W. ,  nach 
•merikanisehem  Rechte  der  Zuständigkeit  der  Gerichte  hat  ein  aus- 
liüdisches  Urteil,  insofern  das  erkennende  Gericht  nicht  Jurisdiktion 
ttber  die  Person  des  Beklagten  ursprünglich  hat  oder  erlangt  hat,  nur 
lokale,  aber  keine  extraterritoriale  Rechtskraft,  und  es  bindet  den 
«merikanischen  Richter  nur,  wenn  und  insoweit  es  gleichzeitig  ein 
j^iudgment  in  rem.^  ist,  also  über  ein  dingliches  Recht  an  einer 
im  Staate  des  ausländischen  Gerichts  befindlichen  Sache  entscheidet; 
insoweit  es  jedoch  ein  ^udgment  in  personam^  ist,  gilt  es  also  nicht 
als  konklusive  Feststellung  des  ihm  zu  Grunde  liegenden  Rechts- 
verhältnisses: z.  B.  in  ^fardoBure  proceedings*^^  in  Fällen  des  Zwangs- 
venteigemngsverfiihrens,  gegen  einen  abwesenden,  ausländischen  und  im 
Prozesse  nicht  erschienenen  Hypothekarschuldner  entscheidet  nach 
amerikanischem  Recht  ein  fremdes  Gericht  rechtskräftig  nur  über  den 
Verfall  des  ausländischen  Pfandobjektes,  nicht  auch  rechtskräftig  über 
das  Sehnidverhältnis  selbst,  und  ein  etwaiges  ausländisches  ^uägment  of 
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defidencp^j  d.  h.  ein  Zahlongsartoil  für  die  nicht  zur  Befriedigung  ge- 
langte Pfandfordenmgy  ist  folglich  nicht  für  den  amerikanischen  Richter 
bindend,  sofern  das  ansländische  Gericht  nicht  aach  Jurisdiktion  über 
die  Person  des  Beklagten  erlangt  hat     (D.  vs.  A.  97  N.  Y.  132.) 

Nach  amerikanischem  Recht  besitzt  ein  aoslttndisches  Grericht  Juris- 
diktion über  die  Person  des  Beklagten,  wenn  der  Beklagte  entweder 
Bttrger  des  Staates  des  erkennenden  ausländischen '  Gerichts  ist  oder 
innerhalb  der  Gerichtsbarkeit  desselben  wohnt,  oder  wenn  „die  den 
Prozefs  einleitende  Ladung  oder  Verftigung  dem  Beklagten  in  dem 
Staate  des  Prozefsgerichtes  in  Person  zugestellt^  worden  ist  oder 
schliefsUch ,  wenn  der  Beklagte  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte 
„sich  auf  den  Prozefs  eingelassen  hat**  (ygl.  Ziff.  2  §  828  deutsche 
C.P.O.).  Ein  deutsches  Versäumnisurteil  (in  personam)  also ,  welches 
nach  Zustellung  der  Prozefsladung  mittelst  Ersatzzustellung  oder 
mittelst  öffentlicher  Zustellung  oder  mittelst  Ersuchens  eines  deutschen 
Konsuls  gegen  einen  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnenden  nicht- 
deutschen Staatsangehörigen  ergeht,  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  keine 
bindende  (konklusive)  Entscheidung. 

Diese  Rechtsregel,  dafs  ein  Amerikaner  durch  Zustellungen  inner- 
halb seines  Heimatsstaates  nicht  gezwungen  werden  kann,  einen  Rechts- 
streit in  einem  fremden  Lande  zu  iühren,  deckt  sich  mit  der  analogen 
Ziff.  2  des  cit.  §  328  C.P.O. ;  der  in  den  Schlufsworten  der  ZiE  2 
vorgesehene  Ausnahmefall:  „wenn  die  Prozefsladung  durch  Gewährong 
deutscher  Rechtshülfe  zugestellt^  ist,  ist  für  die  deutsch-amerikanischen 
Rechtsbeziehungen  nicht  von  praktischer  Bedeutung,  weil  das  ameri- 
kanische Recht  eine  Zustellung  der  Prozefsladung  durch  Anrufen  der 
Rechtshülfe  eines  ausländischen  Staates  nicht  kennt,  bezw.  die  ameri- 
kanischen Behörden  als  solche  zur  Zustellung  von  Prozefsladungen  nicht 
zuständig  sind.  Abgesehen  hiervon  dürfte  sich  die  Stellang  des  ameri- 
kanischen Richters  in  solchen  Fällen  aus  der  analogen  Anwendung  der 
Ziff.  1  des  §  328  CP.O.  rechtfertigen. 

Ein  Rechtsirrtum  im  P^zefsverfahren  oder  Nichtbeachtung  von 
Prozefsvorschriften  seitens  des  ausländischen  Richters  berührt  die 
bindende  ELraft  des  ausländischen  Richterspruches  in  den  Vereinigten 
Staaten  nicht.  j^FVaud^  (betrügerische  Machinationen)  im  Prosefs- 
verfahren  bildet  nur  dann  eine  wirksame  Einrede  gegen  die  ausländische 
Entscheidung,  sofern  die  y^fraud^  dem  Prozesse  den  Charakter  als 
solcher  nimmt,  bezw.  wenn  das  Prozefsverfahren  gegen,  die  ersten 
Gebote  der  y^nOtural  justice^  verstöfst,  so  dafs  ein  Prozefs  in  Wirklich- 
keit nicht  vorliegt,  so  z.  B.  wenn  ein  ausländischer  Richter  in  eigener 
Sache  urteilen  oder  wenn  dem  Beklagten  jedes  Gehör  versagt  würde. 
y^Fraud^  dagegen,  begangen  in  der  Erbringung  oder  Fälschung  der 
Beweismittel,  oder  hinsichtlich  des  Klaganspruches  selbst,  wird  als  Ver- 
teidigung gegen  ein  ausländisches  Urteil  nicht  anerkannt,  ebensowenig 
wie  die  Behauptung  eines  Rechtsirrtums  in  der  Entscheidung,  sei  es, 
dafs  der  Rechtsirrtum  auf  einer  ÜEdschen  Anwendung  des  ausländischen 
oder  einheimischen  oder  internationalen  Rechts  beruht  (anders  im  eng- 
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lischen  Rechte,  vergl.  bierzn  die  Entsch.  des  R.6.  VIT,  40).  Klage- 
erhebang  im  Auslände  unterbricht  die  Verjährung  nicht,  da  nach 
engliach-amerikaniBchem  Rechte  die  KlagverjKhrung  nicht  dem  materiellen, 
sondern  dem  prozessualen  Rechte  angehört  und  ausländische  Urteile 
keine  y^reoords**^  sind.  Aber  daraus  folgt  nicht,  dafs  aus  Urteilen  fremder 
Gerichte,  welche  über  Fragen  von  Verjährung  incidenter  entscheiden, 
ein  auch  für  den  amerikanischen  Richter  rechtskräftiger  Anspruch  nicht 
erwächst     (VergL  Entsch.  des  R,G.  Vü.  406.) 

Das  kürzlich  ergangene  Urteil  des  United  States  Supreme 
Court  i.  8.  H.  vs.  G.  (159  Supr.  Ct.  Rep.  113)  und  das  Urteil 
desselben  Gerichtes  i,  S.  R.  vs.  M.  (159  Supr.  Ct.  Rep.  285) 
bestätigen  die  oben  dargelegten  Grundsätze.  Die  Entscheidung  ist  im 
wesentlichen : 

1.  Dafs  ein  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnender  Amerikaner, 
welcher  sich  auf  einen  ausländischen  Frozefs  eingelassen  hat,  wenn 
auch  nur,  um  sein  im  Auslande  befindliches  Vermögen  vor  dem  Gerichts- 
lugnffB  daselbst  zu  verteidigen,  das  ausländische  Urteil,  welches  ihn 
zur  Zahlung  verurteilt,  nicht  aus  dem  Grunde  anfechten  kann,  weil  das 
ausländische  Gericht  keine  Zuständigkeit  wegen  Mangels  von  Juris- 
diktion über  seine  Person  gehabt  habe; 

2.  dafs  ein  ausländisches  Urteil  nicht  angefochten  werden  kann, 
weil  die  gemäfs  dem  ausländischen  Rechte  erlaubten  Beweismittel  nach 
amerikanischem  Beweis-  und  Prozefsrecbte  ungenügend  oder  unzulässig 
gewesen  wären; 

3.  daft,  wenn  das  ausländische  G^cht  zuständig  war  und  ein 
dem  Rechte  eines  civilisierten  Staates  entsprechendes  Prozefsverftihren 
?or  demselben  stattgeftinden  bat,  das  ausländische  Urteil  zum  mindesten 
jwima  facie  evidmce^  (präsumtiver  Beweis)  der  Wahrheit  des  Inhaltes 
der  Entscheidung  ist  und  dafs  dasselbe  „konklusive**  d.  i.  rechts- 
kiäftige  Entscheidung  des  materiellen  Anspruches  ist,  so  lange  der  Be- 
klagte das  ausländische  Prozefsverfahren  nicht  erfolgreich  wegen  ^fraud^ 
angefochten  hat  oder  dem  ausländischen  Richterspruche  nach  den  Grund- 
Bitzen  des  Völkerrechtes  oder  .des  internationalen  Brauches  (comity)  der 
Anspruch  auf  Rechtskraft  abgeht; 

4.  dafs,  nach  internationalem  Rechte  der  Vereinigten  Staaten,  ein 
ausländisches  Urteil  blofs  präsumtiver  Beweis,  aber  nicht  „konklusive** 
Entscheidung  des  materieUen  Anspruchs  ist,  wenn  nach  dem  Rechte 
des  ausländischen  Gerichts  ein  amerikanisches  Urteil  nicht  in  gleicher 
Weise  als  konklusive  Entscheidung  anerkannt  würde. 

Mehrere  Bundesrichter  stimmten  der  Entscheidung  nicht  zu,  indem 
•ie  ausführten,  dafs  die  Lehre  der  res  judicata  auf  in-  und  ausländische 
Urteile  aus  gleichen  Gründen  gleiche  Anwendung  finden  sollte;  dafs 
Privatrechte ,  die  aus  ausländischen  Urteilen  erwachsen,  dieselbe  An- 
sri[ennung,  wie  sonstige  im  Auslande  erworbene  Privatrechte  geniefsen 
sollten;  dafs  deshalb,  so  lange  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Rechts- 
kraft ausländischer  Urteile  nicht  durch  ein  Gesetz  speciell  auf  die  Fälle 
der  Gegenseitigkeit  beschränkt  sei,  die  Thatsache,  dafs  in  einem  fremden 
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Staate,  wie  in  Frankieich,  amerikanische  Urteile  keine  Anerkennung 
finden  y  nicht  gentige,  am  den  amerikanisehen  Richter  zur  Anfstellnng 
eines  Betorsionsprincips  zu  veranlassen. 

Welchen  Einflufs  indes  diese  Sanktionierung  des  Gregenseitigk^ts- 
princips  dnrch  das  Bondesgericht  auf  die  Rechtsprechung  der  Gerichte 
der  einzelnen  amerikanischen  Bundesstaaten,  welch  letztere  bislang  auf 
die  Gegenseitigkeit  nicht  abgehoben  haben,  für  die  Folge  haben  wird, 
erübrigt  für  die  Zwecke  dieses  Au&atzes,  da  derselbe  nur  überzeugen 
sollte,  dafs  die  Rechtswirkung  ansUndischer  Urteile  in  den  Vereinigten 
Staaten  im  Grunde  die  gleiche,  wie  in  Deutschland  ist.  (Schnitzler, 
Wegweiser  über  den  Rechtsverkehr  zwischen  Deutschland  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  1900  S.  42 ff.;  s.  unten  S.  167). 

3*  Von  dem  beweglichen  Nachlasse  eines  in  Wien 
wohnhaft  gewesenen  Ausländers  ist  —  falls  ein  aus- 
ländisches Gericht  denNachlafs  abhandelt  —  kein  Bei- 
trag zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds  zu  be- 
messen. 

In  der  Verlassenschafisabhandlungssache  nach  dem  am  2.  Januar 
1898  in  Wien  III.  verstorbenen,  in  Wien  wohnhafl  gewesenen 
ungarischen  Staatsbürger  L.  Baron  R  wurde  vom  k.  k.  Bezirksgerichte 
Landstrafse  der  hierlands  befindlich  gewesene  bewegliche  Nachlafs  im 
Werte  von  ungefähr  75  000  Gulden  im  Sinne  des  §  139  Abb.  Pat  an 
die  zuständige  ausländische  Abhandlungsbehörde  ausgeliefert 

Das  k.  k.  Gentraltaxamt  in  Wien  requirierte  hierauf  vom  k*  k. 
Bezirksgerichte  Landstrafse  mit  Note  vom  11.  Juli  1898«  Z.  44758/11, 
unter  Berufung  auf  §  46  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  Februar 
1850,  Nr.  50  R.G.B1.,  und  Ministerialverordnung  vom  23.  März  1852, 
Nr.  84  R.G.BL,  im  Zusammenhange  mit  §  6  des  Gresetzes  vom  14.  März 
1895,  Nr.  12  L.G.B1.  für  Niederteterreich ,  die  Vorlage  der  Nachlafs- 
nachweisung.     In  Stattgebung  dieses  Ersuchens  wurde  vom  genannten 

Bezirksgerichte  mit  Beschlufs  vom  23.  Juli  1898,  G.  Z.-^^—^^^^^,  dem 

Erben  die  Vorlage  der  Nachlafsnachweisung  aufgetragen. 

Dem  gegen  diesen  Beschlufs  erhobenen  Rekurse  vmrde  vom  k.  k. 
Landesgerichte     in    Wien    mit    Beschlufs    vom    6.    September    1898, 

G.  Z, ^ — ^^,    nicht   stattgegeben   und   der  angefochtene  Beschlnls 

des  Gerichtes  erster  Instanz  bestätigt. 

Über  nunmehr  erfolgte  Vorlage  der  Nachlafsnachweisung  hat  das 
k.  k.  Gentraltaxamt  in  Wien  mit  Zahlungsaufbng  vom  11.  Januar  1899t 
B.R.P.  21056/98,  den  Beitrag  zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds 
mit  680  Gulden  40  Kreuzer  bemessen. 

Dem  hiergegen  erhobenen  Rekurse  wurde  von  der  k.  k.  Finanz- 
landesdirektion in  Wien  mit  Erlafs  vom  11.  Dezember  1899,  Z.  55277, 
stattgegeben,  dies  in  der  Erwägung,  dafs  die  Fondsgebtlhrenfreiheit  im 
§  6  des  Gesetzes  vom  14.  März  1895,  Nr.  12  L.G.Bl.  ftlr  Nieder- 
österreich, begründet  ist,   weil  sich  aus  dieser  gesetzlichen  Bestimmung 
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mit  Notwendigkeit  eigiebt,  dafe  in  Füllen,  in  welchen  keine  Öster- 
reichische Behörde  zur  Bemessung  einer  YermOgensttbertragnngsgebtlhr 
berechtigt  ist  —  wie  aach  im  vorliegenden  Falle  — ,  anch  die  Be- 
messung eines  Beitrages  xnm  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds  zu 
ent&llen  hat  (Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
in  Österreich  1900  S.  208.) 

4.  Sollen  Inländer  ausgeliefert  werden?  Indem  über 
diese  Frage  von  Professor  Emü  Zürdier  in  Zürich  für  den  VI.  inter- 
Dstionalen  OeAlngniskongrefs  zu  Brtlssel  (1900)  erstatteten  Berichte 
(Schweiz.  Zeitschrift  ftlr  Strafrecht  Bd.  13  Heft  5  u.  6  S.  323  ff.)  weist 
Berichterstatter  nach,  dafs  es  richtig  und  zweckmäfsig  sei,  wenn  die 
Verträge  dem  requirierten  Staate  das  Recht  geben,  die  Auslieferung 
seiner  Angehörigen  zu  verweigern,  wobei  jedoch  vorausgesetzt  wird, 
dafs  der  Heimatsstaat  alsdann  die  Strafverfolgung  betreibe  und  die  Ver- 
mieilung   übernehme.     Der   Bericht   schliefst   mit   folgenden  Sätzen: 

1.  Die  Staaten  sollen  auf  das  Recht,  die  Auslieferung  der 
Nationalen  zu  verweigern,  nicht  verzichten. 

2.  Dagegen  sollen  sie  sich  ftlr  den  Fall  der  Nichtausliefemng  ver- 
pflichten, die  Strafverfolgung  durch  ihre  Beamten  und  Gerichte  zu  über- 
nehmen. 

3.  Das  Recht  des  ersuchten  Staates,  die  Strafverfolgung  zu  über- 
nehmen, kann  noch  auf  weitere  Fälle  ausgedehnt  werden. 

4.  Der  Auslieferungsrichter  soll  sich  bei  seiner  Entscheidung,  ob 
SQsetdiefem  oder  die  Beurteilung  durch  den  eigenen  Staat  zu  über- 
nehmen sei,  vor  allem  durch  das  Interesse  einer  gerechten  und  wirk- 
stmen  Stra^erfolgung  leiten  lassen. 

5.  Die  Staaten  haben  ihre  Gesetzgebung  dahin  einzurichten,  dafs 
sowohl  das  Anwendungsgebiet  des  Strafgesetzbuches  auf  Verbrechen  der 
Nationalen  im  Auslande  ausgedehnt  als  auch  im  Prozefegesetz  ein  Ge- 
richtsstand ftlr  solche  Fälle  geschaffen  wird. 

5.  Abhandlungen  über  internationales  Privat-, 
Straf-  und  Prozefsrecht  in  anderen  Zeitschriften. 

a)  Seherer,  Beerbung  von  Ausländem  in  Deutschland  (Zeitschrift  fUr 
deutsches  bürgerliches  Recht  und  französisches  Civilrecht  Bd.  XXXI 
S.   557). 

b)  DeZtus,  Zeugniszwang  bei  Vernehmungen  auf  Ersuchen  aufser- 
dentscber  Gerichte  in  Civilsachen  (Zeitschrift  ftlr  deutschen  Civil- 
prozefs  und  das  Verfahren  in  Angel^enheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  Bd.  28  S.  72  ff.). 

c)  Francke^  Oberlandesgerichtsrat  a.  D.  Hannover,  Verfahren  der 
lUchtshülfe  ftlr  ausländische  Gerichte  („Das  Recht**  von  Dr.  Soergd 
1901  No.  2  8.  31).  Hier  wird  dargelegt,  dafs  hinsichtlich  der 
Beweisaufnahme  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  die 
Voraussetzungen  der  Rechtshttlfe  ftlr  ausländische  Gerichte 
anerkanntermafsen   noch    nicht    durch  Reichsgesetz  geordnet  und 
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daher  zox  Zeit  noch  aas  den  Landesgesetzen  zu  entnehmen  sei, 
dafs  aher  das  Verfahren  auch  in  dieser  Beziehung  den  Reichs- 
gesetzen zu  entnehmen  sei,  —  letzteres  im  Gegensatz  zu  der  yon 
Ddim  in  dem  oben  ad  b  angeführten  Au&atze  vertretenen  An- 
sieht 

d)  Im  Hofy  Die  £rteilung  des  Schweizerbttrgerrechts  an  Ausländer 
nach  dem  Bnndesgesetze  vom  3.  Juli  187Q«,4!^itschrift  fUr  Schweizer. 
Recht  42  Bd.,  N.  F.  20.  Bd.  S.  121). 

e)  Kähn^  F.y  Kollisionen  und  Kompetenzüberschreitungen  der  deut- 
schen Ausftlhrungsgesetze  zum  ehäichen  Ottterrecht  {Iherings  Jahr- 
bücher  für  Dogmatik  des  bürgerlichen  Rechts  Bd.  42  S.  d09ff.> 
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m.   Bftcliermuelren. 

1.  lÄsxtf  Dr.  Finanz  von  und  Chrusen,  Dr.  Oeora,  Die  Stra^eeetz- 
gebune  der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender  Darstellung,  herausgegeben 
von  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung.  II.  Band:  Das 
Strafrecht  der  aufsereuropäischen  Staaten,  nebst  einem  Alohange:  NachtrSge 
zum  ersten  Band:  Das  »trafrecht  der  Staaten  Europas  1893---1898.  Berim 
1899,  Otto  Liebmann,  XV  u.  540  S.  26  Mk.,  für  Subskribenten  auf  das 
ganze  Werk  22  Mk. 

Umfafste  der  von  uns  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  V  S.  829  angezeigte 
L  Band  das  Strafrecht  der  Staaten  Europas,  so  enthält  der  U.  Band  das 
Strafrecht  der  aufsereuropäischen  Kulturstaaten  in  einer  bisher  auch  nicht 
annähernd  erreichten  Vollständigkeit  der  Darstellung^  aufserdem  enthält  der 
n.  Band  in  einem  Anhange  einen  Nachtrag,  bearbeitet  von  üuBt  allen  Mit- 
arbeitern des  I.  Bandes  über  die  Veränderungen,  welche  die  europäische 
Strafgesetzgebung  seit  Abschlufs  des  I.  Bandes  erfahren  hat,  wodurch  der 
I.  Band  am  die  volle  Höhe  der  G^enwart  gebracht  ist.  Weiteren  Bänden 
ist  die  rechtsvergleichende  Darsteilune  selbst  vorbehalten. 

Der  IL  Band  enthält  in  25  Einzeldarstellungen  die  Strafgesetzgebunffen 
von  Argentinien,  Chile,  Ecuador,  Venezuela,  Peru,  Uruguay,  Paraguay,  Co- 
lumbia, Mexiko,  Mittelamerika  (Nicaragua,  Honduras,  Costa  Rica,  Guatemala, 
Salvador),  Bolivia,  Brasilien,  der  Veremi^ten  Staaten  von  Amerika,  Britisch- 
Ostindien,  Canada,  Australien  (Neusüd wales,  Tasmania,  Neuseeland,  Viktoria, 
Queensland),  von  den  kldmeren  britischen  Kolonien,  Gouvernements,  General- 

Souvemements,  Schatzgebieten  und  Schutzstaaten,  von  Japan,  China,  den 
eutschen  Schutzgebieten,  dem  Kongo-Staate,  dem  Sultanat  Marokko,  der 
südafrikanischen  Republik  (Transvaal),  dem  Granje-Freistaat  und  von  Santa 
Dominffo  und  Haiti;  femer  in  weiteren  12  Darstellungen  Nachträge  (zum 
L  Band)  zum  Strafrecht  des  Deutschen  Reiches,  von  Österreich-Ungarn,  der 
Niederlande,  der  skandinavischen  Länder  Dänonark,  Norwegen,  Schweden, 
von  Rufsland  (rassisches  Kaisertum,  GrofsfÜrstentum  RufslandX  der  Balkan- 
staaten (Bulgarien,  Griechenland,  Montenegro,  Rumänien,  Serbien),  der  Schweiz 
(deutsche  und  französische  Schweiz,  Kanton  Tessin),  von  Frankreich,  Belgien, 
Luxemburg,  Monaco,  der  iberischen  Halbinsel  (Spanien,  Portugal),  Italien, 
Grofsbritannien  und  der  Türkei.  Von  den  aufsereuropäischen  Staaten  fehlen 
nur  Persien  und  Siam. 

Schon  die  beiden  ersten  Bände  dieses  grofsartie  angelegten  und  hoch- 
bedeutsamen  Werkes  bilden  ein  in  sich  geschlossenes  Ganzes,  das  einen  ehren- 
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Tolien  I^ts  in  der  Geschichte  der  RechtawiaseiiBchaft  sich  emingen  hat  und 
behaupten  wird.  Hierfür  borgt  die  sorgsame  Auswahl  der  Mitarbeiter  aus 
den  Bieihen  der  Gelehrten  und  Praktiker  der  einzehaen  Länder  und  die  Unter- 
sftfltmng,  die  das  Werk  durch  deutsche  und  ausländische  Gesandte  und  Kon* 
aalate  gefunden  hat  Möge  daher  dem  für  Wissenschaft,  Rechtspflege  und 
Gesetsgebune  gleich  bedeutungsvollen  Unternehmen  auch  fernerhin  that* 
kr&ftige  Förderung  durch  Anschaiung  bei  den  Behörden,  Bibliotheken,  Aka- 
demien und  Vereinen  zu  teil  werden.  ß. 

2.  SehnÜzier^Dr,  ,fur,  JPatU  O.»  Attornev  and  Couneellor  at  Law  in 
New  York.  Wegweiser  für  den  Reebtsverkehr  zwischen  Deutschland  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  New  York,  International  News 
Company  1900,  48  S. 

Ein  für  die  Praxis  sehr  nützliches  Schriftchen.  Der  Verfasser,  Advokat 
in  New  York,  der  nicht  nur  das  nordamerikanische,  sondern  auch  das  deutsche 
Gerichtsverfahren  kennt,  ^ebt  Aufschlufs  über  die  im  internationalen  Rechts- 
verkehr wichtigsten  amerikanischen  Rechtssätze,  wodurch  zwar  nicht  die 
finlfe  eines  amerikanischen  Rechtsanwalts  in  wichtigen  Rechtsfragen  ent- 
behrlich gemacht  werden  soll,  aber  der  in  deutsch -amerikanischen  Rechts- 
ttchen  einzuschlagende  Weg  gezeigt  wird,  um  zu  einer  richtigen  Auffassung 
der  amerikanischen  RechtsvermUtniase  zu  gelangen  und  über  weitläufige  und 
nutzlose  Korrespondenzen  hinwegzuhelfen,  die  im  deutsch  -  amerikanischen 
Bechts verkehr  an  der  Tagesordnung  sind.  In  dieser  Beziehung  giebt  das 
Buchlein  sachdiensame  Mitteilungen  über  die  amerikanischen  Rechtsverhält- 
nisse, so  über  das  Institut  der  Hechtsanwaltschaft,  des  Notariats,  das  ameri- 
kanische Ciyilrecht,  internationales  Privatrecht,  über  die  Ausstellung  von 
Zeugnissen  bezw.  Abnibe  von  Gutachten  über  das  in  den  Vereinigten  Staaten 
geltende  Recht,  über  Gerichtskosten,  über  Vertretung  in  deutsch-amerikanischen 
Kechtssachen,  Berichtigung  des  Vollmachtspunktes,  insbesondere  in  flrbschafto- 
sachen  unter  Beifügung  emes  desfallsigen  Formulars  in  englischer  und  deut- 
scher Sprache,  femer  über  Beglaubigung  und  Beweiskn^t  ausländischer  Ur- 
kunden, über  die  Eigentümlichkeiten  des  amerikanischen  Beweisrechts, 
namentlich  hinsichtlich  des  Beweisverfahrens,  des  Beweisinhalts  und  der 
Beweismittel,  über  Ver&ulserung  von  Grundeigentum  mit  Vollmachtsformularen 
zur  Verfüffunir  über  Grundeigentum,  über  das  amerikanische  Eherecht,  Vor- 
mundschaft, Nachlafsverwaltung,  Testamente  und  schliefslich  über  die  recht- 
Uehe  Anerkennung  ausländischer  Urteile  in  den  Vereinigten  Staaten.    B, 

3.  JBühlerf  Dr,  Bernhard  ^  ordentlicher  Professor  der  Rechte  an  der 
Universitiit  Berlin,  Geheimer  Oberregierungsrat.  Die  Magistraturen  des 
völkerrechtlichen  Verkehrs  (G^sandtschafts-  und  Konsularrecht)  und  die 
&territorialit&t.  Zum  Gebrauch  für  Vorlesungen  über  Völkerrecht  und 
Politik.    Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht  19(K),  108  S.    2  Mk. 

Obi^e  Schrift,  zunächst  zum  Gebrauche  für  Vorlesungen  über  Völker- 
leeht  nna  Politik  bestimmt,  verdient  auch  über  den  Kreis  der  Destinatare 
hinaus  besondere  Beachtung  und  ist  geeignet,  auch  för  die  Praxis  zur 
raschen  Orientierung  über  die  bezeichneten  Materien  zu  dienen,  die  im 
eminenten  Sinne  „unter  dem  Zeichen  des  Verkehrs"  stehen.  In  gedrängter, 
aber  gründlicher  und  erschöpfender  Darstellung  behandelt  solche  im  I.  Teile 
die  l&gistraturen  des  völkerrechtlichen  Verkdirs,  im  ersten  Abschnitt  die 
Gesandten,  Kap.  I  die  Diplomaten  (Geschichtliches,  die  Klassen  der  Gesandten, 
das  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht,  rechtliche  Stellung,  Beglaubigung 
und  Antritt  der  G^esandten,  Wirkungskreis  der  Gesandten,  die  Frärogation 
der  Gesandten,  Beendigung  der  Gesandtschaft),  Kap.  II  die  Halbdiplomaten 
(Agenten  und  Kommissanen),  im  zweiten  Abschnitt  die  Konsuln,  Kap.  I  die 
Konsuln  im  allgemeinen  (G^hichtliches,  die  Arten  der  Konsuln,  das  aktive 
und  passive  Konsulanrecht,  Anstellung  und  Annahme  der  Konsuln,  Wirkungs- 
kreis der  Konsuln,  Vorrechte  der  Konsuln,  Beendigung  der  konsularischen 
Funktion),   Kap.   II  die  Konsuln  im  Orient  (Rechtsstellung,  Jurisdiktions- 
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verhältnisee,  die  Konsnlvgerichtgbarkeit  in  der  Türkei,  insbeeondere  in 
Eggten,  Anhang:  Samoal  Der  II.  Teil  befafBt  sieh  mit  der  Ezterritorialitit 
und  Dehandelt  nach  einer  Einleitang  ( AuBgangspunkt,  jariatische  KoDatniktion, 
die  eztejTitorialen  Personen  und  Siechen)  den  Inhalt  der  Exterritorialität 
(Grundprincip,  die  Heal-Exterritorialit&t,  die  Personal-Exterritorialität  a)  Exem- 
tionen im  Gebiete  der  inneren  Yerwaltan^,  b)  Exemtionen  im  Grebiete  der 
Finanzverwaltnng,  c)  Exemtionen  im  Grebiete  der  Justiz)  und  die  Endschaft 
der  Exterritorialität  (Real-  und  Personal-Exterritorialität).  B, 


4.  Becher^  Dr.  H*.,  Landgerichtsrat  in  München,  Die  Ausffihmngsgesetze 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche.  Sammlung  der  von.  den  Bundesstaaten  zur 
Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  seiner  Nebengesetze  er- 
lassenen Gesetze  und  mit  Gesetzeskraft  Tersehenen  Verordnungen.  München 
1899—1900,  J.  Schweitzers  Verlag. 

Vorgenanntes  Werk,  über  das  wir  bereits  in  der  Zeitschrift  Bd.  9  S.  428 
und  Bd.  10  b.  251  berichtet  haben,  ist  nunmehr  mit  der  10.  Lieferung  zum 
Schlüsse  gediehen.  Die  Sammlung  umfäfst  die  sämtlichen  Ge&etze  und  mit 
Gesetzeskraft  ausgestatteten  Veroi*dnungen ,  welche  die  einzelnen  Bundes- 
staaten zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  seiner  Neben- 
gesetze bis  jetzt  erlassen  haben.  Die  vorliegenden  10  Lieferungen  sind  in 
zwei  Bände  verteilt,  und  zwar  so,  dafs  nach  alphabetischer  Reihenfolge  der 
erste  Band  die  Staaten  Anhalt  hin  Oldenburg,  der  zweite  Band  Preufsen  bis 
Württemberg  umfafst.  Jeder  Band  hat  seinen  eigenen  Titelbogen,  der 
zweite  Bai  d  aufserdem  am  Schlüsse  ein  alphabetisches  Gesamtregister.  Jeder 
Staat  hat  eigene  Paginierung.  Der  Schlufslieferung  sind  26  mit  einem  Falz 
versehene  Kartonblätter  beigegeben,  welche  den  einzelnen  Staaten  als  Titel 
dienen. 

Der  bereits  fiüher  hervorgehobene  praktische  Wert  dieser  verdienst- 
vollen Sammlung  ist  allseitig  anerkannt  worden  und  darf  dieselbe  zur  An- 
schaffung namentlich  in  den  Bibliotheken  der  Gerichte,  Notare  und  Rechts- 
anwälte bestens  emj^fohlen  werden.  Die  Ausstattung  ist  nach  Papier  und 
Druck  gleich  vorzüglich.  B. 

5.  Meikel^  6f«fkgL  Amtsrichter  in  Nürnberg,  Die  Bayerischen  AosfÜhrungs- 

fesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  mit  Wiedergabe  der  verwiesenen 
Paragraphen,  kurzen  Anmerkungen  und  einem  Gesamtregister.    München 
1900,  J.  Schweitzers  Verlag. 

Diese  in  Lieferungen  erscneinende  Ausgabe  der  Bayerischen  Ausführung 
^esetze  enthält  unter  dem  Gesetzestezte  der  einzelnen  Artikel  zunächst  Sie 
Angabe  der  Gesetzesmaterialien,  sodann  den  Abdruck  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, auf  welche  verwiesen  wird,  femer  die  zu  den  änzelnen  Aus- 
führungsgesetzen ergangenen  Allerhöchsten  Verordnungen  und  Ministerial- 
Bekanntmachungen ,  welche,  soweit  deren  Kenntnis  für  weitere  Kreise  er- 
forderlich ist,  wörtlich  wiedergegeben,  aufserdem  nach  Betreff  Datum  und 
Fundort  angegeben  sind.  Femer  sind  den  einzelnen  Bestimmungen  noch 
kurze  Erläuterungen  beigefügt.  Hieraus  macht  sich  die  vorzügliche  Brauch- 
barkeit der  Ausgabe  zum  Handgebrauch  ersichtlich.  Ein  ausführliches  Oe- 
samtregister  soll  am  Schlüsse  folgen. 

Bis  jetzt  sind  fünf  Lieferangen  erschienen ,  enthaltend  1.  das  Gesetz, 
Übergangsbestimmungen  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  betreffend,  2.  das 
Ansführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche,  8.  das  Ausführungsgeaetz 
zur  Grundbnchordnung  und  zum  Gesetz  über  die  2&wangsver8teigerung  und 
die  Zwangsverwaltung.  Das  Ausführungsgesetz  zur  Civi^rozefsordnung  und 
Konkursordnung,  dann  das  Ansfuhmngsgesetz  zum  Gerichtsveifassungsgesetse 
sollen  nachfolgen,  femer  in  einem  Anhange  die  wichtigsten  zur  AusfUhrunf 
des  Bttr^rlichen  Gesetzbuches  ergangenen  Allerhöchsten  Verordnungen  ona 
Ministenalbekanntmachungen,  die,  wie  z.  fi.  die  Zuständi^keitsverordnuiw 
vom  24.  Dezember  1899,  von  allgemeiner  Bedeutung  sind.   Die  Ausgabe  wird 
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«ineii  Umfang  von  etwa  40  Dnickbogen  bei  einein  Gesamtpreise  yon  eirea 
6  Mk.  erreichen.  B, 

6.  Becher^  Dr.  H»^  Landgerichterat  in  Manchen,  Die  gesamten  Materialien 
za  den  daa  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  seine  Neben^esetze  betreffenden 
bayerischen  Gresetzen  and  Verordnungen  und  Miniateriaierlassen«  München^ 
J.  Schweitzers  Verlag. 

Die  vorbesEeichnete  Sammlung  der  Materialien  zu  den  das  Bürgerliche 
Gesetsbach  und  seine  Nebenffesetse  betrefienden  bayerischen  Gesetzen  ist  mit 
der  nunmehr  yorliegenden  18.  Lieferung  nahezu  zum  Abschlüsse  gediehen. 
Solche  besteht  nun  aus  acht  Abteilungen,  je  mit  Titel,  Inhaltsverzeicnnis  und 
Sacbr^ster.  Einzelne  noch  ausstehende  Ministerialverordnungen  sollen  noch 
nachfo^en.  Die  Verlagshandlung  hat  auch  Einbanddecken  zu  den  einzelnen 
Abteilungen  zu  dem  I^eise  von  50  Pfg.  herstellen  lassen.  B. 

7.  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtehofes  in  Civil-  und  tfustiz- 
▼erwaltungssachen,  veröffentlicht  von  diesem  Gerichtehofe.  Fortoetzung 
der  von  Dr.  Rudolf  Nowak  begründeten  Sammlung  der  Entscheidungen 
des  k.  k.  Obersten  Gorichtehofes.  Neue  Folge,  f  Band.  Wien  1^1, 
Manz.    S.  521  8^    Preis  brosch.  4  Kronen,  geb.  5  Kronen. 

Die  Redaktion  dieser  neuen  offiziellen  Sammlung  hat  mit  dem  vor- 
beMichneten  Buche  einem  Bedürfiusee  des  Praktiker  abgeholfen,  weil  die 
Pfaff'Seheff'KrupskvKihe  Sammlung  sich  den  weclmelrechtlichen  Ent- 
idiodungen  verschloesen  hat,  während  aie  von  Adler^Clemens  sich  auf 
strikte  Handelssachen  beBchrftnkt.  —  Diese  Sammlung  stellt  sich  gleichzeitig 
tls  Fortsetzung  der  bisher  in  der  Beilage  des  J.M.V.Bl.  vom  Obersten  G^richts- 
ond  Kassationshofe  veröffentlichten  und  der  von  der  Redaktion  der  AUg. 
dsterr.  Gerichtszeitung  im  Manzschen  Verlage  herausgegebenen  (nach  dem 
Begrfinder  sogenannten  iVot^^a  Ansehen)  Saminiung  dar. 

IMe  einzelnen  Fälle  sind  in  klarer,  bündiger  Weise  bebandelt,  ebenso 
eothalten  die  citierten  EntscheidungsgrQnde  jene  Seilen,  die  für  den  jeweiligen 
Reehtq>ttnkt  von  Wichtigkeit  sind,  auch  wird  die  bisher  in  der 
^ot<^aibschen  Sammlung  bei  der  letzteren  Gruppe  beobachtete  Scheidung 
naeh  vier  Abteilungen  fallen  gelassen,  um  daourch  die  möglichst  rasche 
Publikation  nicht  nur  der  Entscheidungen  des  Kassationshofes,  sondern  auch 
jener  des  Obersten  Gerichtshofes  bewerkstelligen  zu  können. 

Das  übersichtlich  gehaltene,  genaue  und  vollständige  chronologische 
Verzeiehnis,  wie  auch  das  alphabetische  Sachregister  samt  Ver- 
idchnis  der  Gesetxesstellen  beweisen,  dafs  sie  ihr  Entstehen  einer  sach- 
knndigen  Feder  verdanken.  —  Die  fortlaufenden  Nummern  beginnen  in 
diesem  ersten  Bande  mit  1.  Zur  Unterscheidung  von  den  beiden  früheren,  mit 
dem  Jahre  1898  zum  Abschlüsse  gebrachten  Sammlungen  wird  die  neu  be- 
ginnende als  Neue  Folge  bezeichnet. 

Es  wäre  undankbar,  nicht  auch  des  rührigen  Verlegers  zu  gedenken, 
der  das  Werk  in  jeder  Weise  vortrefflich  ausgestattet  hat. 

VukoYar  a.  Donau.  Milan  Paul  Jovanovi6, 

^.  EnUcheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichte  als  Kassationshofes,  ver- 
offenüicht  von  der  k.  k.  Generalproknratur.  Fortsetzung  der  von 
Dr.  R.  Nowak  begründeten  Sammlung  der  Plenarbeschlüsse  und  Elnt- 
achddungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichts-  als  Kaasationshofes.  Neue 
Folge,  n.  Band  (Entscheidungen  No.  2894—2518).  Wien,  Manz. 
S.  1— XXVIll  u.  416.    8^    Preis  brosch.  3  Kronen,  geb.  4  Kronen. 

Von  dieser  bekannten  trefflichen  Sammlung  der  strafrechtlichen 
obentrichterlichen  Entscheidungen,  die  Dr.  R.  Nowak  im  Verlage  der 
Manzschen  Bncfahandiung  begründet  hat,  ist  soeben  der  II.  Band,  Neue 
Folffe,  erschienen.  Er  entbSlt  die  Entscheidungen  von  No.  2394  bis 
2518.  das  ist  vom  3.  Oktober  1899  bis  21.  September  1900,  also  die 
nenesten  Entscheidungen  und  ein  gediegenes  Sachregister.    Die  besondere 
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Wohlfeilheit  dieser  Sammlung  ist,  abgeeehen  von  ihrer  beka&nten  GMiegeD* 
heit,  insbeeondere  bervorzaheben. 

Vokovar  a.  Donau,  Mitte  Februar  1901. 

Milan  Paul  Jovanovid. 

9.    B^iniUf  Dr.  C*f  k.  u.  k.   Vicekonsal.    Das   Verfahren  vor  den  CitU- 
gerichten   des   Türkischen   Reiches.     Wien    1900,   Manz.     S.  I— IV  mid 

m  80. 

Das  vorliegende  Werk  bt  in  ganz  besonderer  W^se  ffeei^net,  die 
Kenntnis  des  türkischen  Civilproxesses  zu  vermitteln.  Der  Yer&flser 
erörtert  den  türkischen  Prozefs  in  vier  Uanptstflicken.  Das  1.  Haaptstück 
handelt  von  der  GerichtsorganiBation ,  den  Farteien  mid  Vertretern,  vom 
Eompromifs  (tahim)  und  Vergleich;  das  2.  Haaptstück  vom  Verfahren  ond 
Beweise;  das  8.  HanptstUck  vom  Erkenntnis-  und  Rechtsmittelverfahren, 
Syndikatsprozefs;  das  4.  Haaptstück  vom  Exekotioneverfahren  and  Gerichts' 
kosten. 

Bemerkenswert  ist,  dafs  in  der  Türkei  alle  Gerichte  im  allgemeineD 
anabh&ngig  und  als  Kolle^ialgerichte  konstituiert  sind.  In  jedem 
Bezirke  (Kaza)  besteht  ein  Genchtsnof  I.  Instanz  (btdajtt  mehkjemesij^  der 
in  den  Bezirken,  die  zugleich  Sitz  der  Provinzialregierung  sind,  vilajet  bedo^et 
mehkjemeßi  =  hauptstädtisches  Bezirksgericht,  in  denen,  die  zugleich  Sits 
der  Kreisbehörden  sind,  KreLsbezirks^richt  (Uwa  bedajet  mehkjemesi)  und 
.  in  allen  übrigen  Bezirken  Bezirk^encht  ("kaza  bedakjemeai)  keifst  und  so- 
wohl in  Civil-  als  in  Straüsachen  Recht  spricht.  —  Handelsgerichte  I.  Instanz 
bestehen  in  den  meisten  Wilaj et- Hauptstädten  und  in  manchen  Liwa- 
Haaptorten.  Am  Hauptorte  jedes  Wilajets  ist  ein  Oberlandesgericht  (Utm&f 
MehiefemenJ, 

Im  türkischen  Oivilprozesse  gilt  das  Prindp  der  freien  Beweis- 
theorie; die  Gerichte  entscheiden  nach  freier  Beweiswürdigung  in  Rücksicht 
auf  einzelne  prozefsleitende  Verfügungen,  im  übrigen  gilt  aber  die  legale 
Beweistheorie. 

Der  Beweis  über  Zahlung  einer  verbrieften  Forderung  kann  nur 
dorch  eine  Quittung,  der  Beweis  einer  Forderung  über  5000  r.  nur  durch 
eine  schriftliche  Urkunde  (sened)  her^^estellt  wenien. 

Das  Verfahren  vor  dem  Erkenntmsgerichte  ist  öffentlich,  mündlich  und 
anmittelbar.  Ausgesehlossen  bt  die  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit  im 
Rechtsmittel  verfahren;  die  oberen  Instanzen  entscheiden  lediglich  auf  Grand 
des  vorgelegten  Akten materi als. 

Rechtsmittel  sind:  die  Opposition  (äiraz  cUel  kükem);  die  Dritt- 
opposition (Itirazel  gqfr)\  die  Appellation  (ißtina/);  die  Restitution  (iacUi 
muhakjemeyy  die  Revitton  {ternjis^  und  die  Syndikalsklage  {ütikja  anel 
hükkjam),  Ihren  Voraussetzungen  nach  unterscheidet  man  ordentliche 
und  aufserordentliche  Rechtsmittel.  Erstere  sind:  Die  Opposition  und 
die  Appellation;  letztere:  die  Drittopposition,  Restitution  und  Nullitäts^ 
beschwerde;  hiervon  werden  die  Opposition,  Restitution  und  Drittopposition 
vor  demselben  Gerichte  erhoben,  weiches  auch  das  angefochtene  Urteil  fe- 
füllt  hat;  die  Appelation  vor  einem  höheren  Gerichte;  die  Nichtigkeits- 
beschwerde ausschliefslich  vor  dem  Obersten  Gerichtshof.  Die 
Syndikatsklage  hat  nur  den  Schadensersatzanspruch  gegen  den  Gerichts- 
beamten zum  Gegenstande. 

Die  zweite  besondere  Verfahrensart,  die  die  Gerichtsordnung  kennt, 
ist  das  Exekutiv  verfahren  (haciz),  das  sich  dadurch  charakterisiert,  dafs 
der  Verhandlung  über  den  Bestand,  oder  Nichtbestand  des  klägerischen 
Rechtes  ein  Vorverfa;hren  vorangeht,  das  die  Sequestration  des  Ver- 
mögens des  Gekla^^ten  zum  Gegenstände  hat. 

Die  Exekution  (idj'ecd)  ist  eine  dreifache:  die  Exekution  zur  Sicher- 
stellune  (idjecd  ihüati)  die  Exekution  zur  Befriedigung  (IdjraH  kati)  und  die 
in  der  Mitte  zwischen  diesen  beiden  stehende  provisonsche  Exekution  {idjrai 
muuskkat). 


Zeitschriften.  171 

AJs  £xekatioiittitel  gelten  die  rechtskrSfligen  Urteile  und  Vergleiche 
md  der  yom  Gerichte  genehmigte  Schiedsspruch. 

Eximiert  von  der  Exekution  sind:  Ein  vom  Gerichte  zu  be- 
stimmender Teil  des  Einkommens  zum  Lebensunterhalt  und  Haushalt  des 
Schuldners  (medjunun  tcuijus  und  idareti  fdtin);  die  zum  Lebensunterhalt 
(taajui).  zur  Kleidung  {telebbüii)^  zum  Haushalt  {beftm)  des  Schuldners  und 
•emer  Familie  nötigen  Sachen;  die  zum  Betriebe  des  Gewerbes  (banacd) 
nötigen  Werkzeuge,  Maschinen  und  dergl.,  der  Pflug  und  die  Ackergerät- 
schuten (paraat  edecvati)  des  Landmannes,  die  noch  nicht  eingeheimste 
Ernte  {kabüät),  die  noch  nicht  gepflfickten  Baumfrttchte,  im  Gegensatze  zu 
habüdt  (Feldfrüchte),  die  Bezüge  der  definitiv  angestellten  Beamten  (alel 
umum  muwazzafin)  mit  Ausnamne  eines  Viertels,  die  Uniform  der  Civil- 
beamten  und  der  Militärs,  Ärarisches  Gut,  die  ESnktlnfte  des  Ärars,  die 
Valuta  der  unter  Kaufleuten  ttblichen  Wechsel  {pol%ca\  sowie  der  auf  Ordre 
dei  Schuldners  lautenden  Anweisungen  (medjunun  emrine  jazüän  tahtüüät) 
und  der  Inhaberpapiere  (cUfyk  bonolar). 

Die  Exekution  erfolgt  durch  pfandweise  Beschreibung  der  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  durch  welche  der  Exequent  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  erwirbt;  sie  ist  in  der  Regel  mit  der  Schätzung  zu  ver- 
knöpfen, sodann  erfolgt  der  Verkauf  der  gepfändeten  Objekte.  Die  Feil- 
bietung ist  öfi'entlich;  ein  Angeld  braucht  von  den  Bietern  nicht  erlegt 
zu  werden,  da  die  Kauflust  sich  hierdurch  vermindern  könnte. 

Es  gebricht  uns  leider  an  Raum,  eine  wdtere  Analyse  des  sehr  be- 
achtenswerten Werkes  zu  geben.  Wir  können  nur  bemerken,  dafs  das  Buch 
in  jeder  Hinsicht  gediegen  und  empfehlenswert  ist. 

Vukovar  a.  Donau,  Ende  Februar  1901. 

Milan  Paul  Jovanov%6. 

b.    Zeitsekrifteii. 

Archiv  für  hürgerliches  Rechte  Bd.  18,  Heft  2  (Schlufs):  Graven- 
korst,  Enthalten  die  Beetimmungen  des  §  1574  Abs.  3  B.G.B.  eine  vom 
Gesetzgeber  nicht  gewollte  Lücke?  Eger^  Der  Phonograph  und  das 
Urheberrecht.  Schanze j  Gebrauchsmuster  und  Erfindung.  Kohler, 
Einige  Bemerkungen  zu  dem  Aufsatze  von  Schanze  tlber  Georauchsmuster 
und  Erfindung.     Oertmannj  Civilistische  Rundschau. 

Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozefs  und  das  Verfahren  in 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Oerichtsbarkeitj  Bd.  XXVIII, 
Heft  1:  Schröder,  Der  Einflufs  des  Todes  des  Gremeinschuldners  auf  ein 
anhängiges  Konkursverfiüiren.  Freymuth,  Zurücknahme  eines  Rechts- 
mittels seitens  des  einen  von  mehreren  notwendigen  Streitoenossen.  Katz, 
Zur  Lehre  von  der  Prozefsverbindung  nach  §  147  C.Pr.0.  Del  tue, 
Zengniszwang  bei  Vernehmungen  auf  Erauchen  aufserdeutscher  Gerichte  in 
Civäachen.  Rönnberg,  J^desabnahme,  Eidesnorm  und  Eidesbeweis. 
Korsehel,  Die  Eidesversäumnis  nach  6  465  der  C.Pr.O.  Fr  an  che, 
Pfändung  ungetrennter  Früchte.  Hilse^  Prozefsrechtliche  Grundsätze  der 
UnfallversicherungsgesetsBe  vom  90.  Juni  1900. 

Das  SeeiU,  Rundschau  für  den  deutschen  Juristenstand,  1901:  Fr  an  che, 
Verfüiren  der  RechtshtUfe  fUr  ausländische  Gerichte  (2).  Neukamp, 
Parteieid  der  eidlichen  Parteien vemehmting  (2  f.). 

BWUr  für  Ueohtsanwendung f  65.  Jahrgang  (1900):  v,  Colomb, 
Über  das  Rechtsverhältnis  der  Miterben  bei  noch  ungeteilter  Gemeinschaft 
Bonschab,  Zur  Frage  der  Eintra^ungsfahigkeit  von  Pertinenzen  im 
Hvpothekenbuche  nach  dem  zur  Zeit  in  Bayern  geltenden  Rechte  (26). 
Francke,  Der  Festsetzungsbeschlufs  bei  qnoten weiser  Verteiliing  der 
Pnzefskosten.    Dennler,   Zum   §  866   Abs.  8  C.Pr.O.  (27>    Schmitt, 
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Siegel  und  Stempel ,  Über  die  Form  der  Volisfcreckmijn- 

klaosel  notarieller  Schuldbekenntnisse  mit  Hypothekbestellung.  W^  Die 
heutige  Geltung  des  §  13  Abs.  4  der  Instruktion  zum  Hjpothekengesetz 
im  Verhältnisse  zu  den  Bestimmungen  über  das  Anlegungsverfahren  (28). 

SächHscIies  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  JPraxefs,  10.  Bd., 
11.  u.  12.  Heft:  Arony  Die  gesetzliche  Vertretung  einer  nicht  entmündifftea 

feisteskranken  Person  im  Ehescheidungsver&hren.  Du  Chetne,  Einnol« 
es  neuen  Rechts  auf  in  der  Entstehung  begriffene  Verträge.  Staffel, 
Über  die  Wirkungen  der  peremtorischen  Einreden  nach  dem  Bürgeruchen 
Gesetzbuche  und  einige  damit  zusammenhängende  praktische  Fragen. 
Rosenmüller,  Zur  Auslegung  der  §§  866,  867.  DuChesne,  Der  dmg- 
liehe  Anspruch  in  seinem  Wesen  und  in  seiner  Gestaltung  nach  dentBchem 
bürgerlichem  Rechte.  Klofs,  Zwei  Zweifel  über  die  Herstellung  voo 
Teilhypothekenbriefen.  N agier,  Die  gesamte  Hand  im  Gesellschafbrechte. 

Zeitschrift  fikr  die  freiwüUae  OerichtsbarkeU  etc.  (WttrttembergX 
42.  Jahrgang:  Zimmerle,  Todeserklärung  in  Württemberg  während  der 
Übergangszeit  (Schlufs)  (11).  He/s,  Erörterungen  zu  der  Frage,  ob  die 
Vertretungsbefugnis  eines  yor  dem  1.  Januar  1900  hinsichtlich  des  Vater- 
oder Muttergutes  eines  minderjährigen  Kindes  bestellten  Pflegers  mit  dem 
Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  als  erloschen  zu  betrachten  sd. 
V.  Wider,  Aus  der  Grundbuchprazis  (12).  Haidien,  Zur  Gerichtskosten- 
ordnung (Fortsetzung)  (12). 

Badische  MectUspmoDis  (Annalen  der  Grofsherzogl.  Badischen  Gerichte) 
Kiefer,  Siegel  oder  Stempel?  Strübe^  Über  die  fVage  des  Fortbestehens 
des  GleichbeSellungs^eldvorzugsrechtes  (25).  St r übe,  Sind  Eintraguuffen 
in  das  Güterrechtsregister  vor  geschlossener  Ehe  zuläss^?  Roth,  Lohn- 
zahlungsbücher  für  minderjährige  Arbeiter  in  Fabriken.  Strafvorschrift  (26). 

Zeitschrift  für  BechtspfiMe  im  Herzogtum  Braunsehweig^  47.  Jahr 
gang,  Nr.  11:   üde,  Der  Gemeinde waisenrat. 

AUgemeine  österreichische  Oerichiszeitung ,  51.  Jahrgang  (1900): 
(rr abscheid,  Unerlaubte  Rechtsgeschäfte  nach  österreichischem  Rechte 
mit  Bezugnahme  auf  das  deutsche  Bürgerhche  Gesetzbuch  (46 f.).  Rosen- 
hlatt.  Ein  Wort  zur  Frage  der  Sicherung  des  Erfolges  einer  aufder- 
ordentlichen  Revision  (46).  Schauer,  Noch  ein  Wort  über  Mafsnahmen 
zur  Sicherung  des  Erfolges  einer  aufserordentlichen  Revision  (47).  May  er  ^ 
Zum  §  88  AI.  2  J.N.  (47).  Sperl,  Einzelnes  aus  dem  Gebiete  des  öster 
reichischen Prozefs- und Privatrechtes  (48).  Mayer,  Über  den  Minoritäten- 
schutz bei  Aktiengesellschaften  (48  ff.).  Ott,  Das  Teilurteil  nach  §391111 
C.Pr.O.  (49).  V.  Oernerth,  Über  die  Berichtigung  der  Ansprüche  des 
Zwangsyerwalters  einer  Liegenschaft  (49).  v.  Ohmeyer,  Aus  der  Prazia 
des  ]£cekutionsgerichtes  Wien  (50).  Schreiber^  Veriährungsfrist  bei  An- 
sprüchen aus  Gesellscliafts vertragen  (51).  Rosenblatt,  Zur  Frage  der 
Wiedererstattung  als  Bedingung  der  Verjährung  des  Verbrechens  (§  229 
lit.  b  StG.)  (52j.     Ofner,  inseitig  unsittliche  Verträge  (52). 

Juristische  BUUter  (Wien),  29.  Jahrgang  (1900):  Sperl,  Schutz  des 
Revisionswerbers  gegen  die  sofortige  Vollstreckung  des  bestätigenden  Ur- 
teils zweiter  Instanz  (45^  H.  v,  M,,  Zwangserziehung^  eine  social-ethische 
Notwendigkeit  (47  f.).  ochimm,  Vorbemerkungen  zu  dem  Entwürfe  eines 
neuen  ungarischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  (48).  Schwalb,  Zur  lichre 
der  Parteivemehmung  im  Beruitingsverfahren  (49).  P  oll  ah,  Das  ungarische 
Gesetz  über  das  Sammeln  von  Bestellungen  (50  ff.). 

Zeitschrift  für  Nctariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in 
Österreich  (1900):    Sternherg,  Zur  Interpretation  des  interkonfessio- 
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Bellen  Geeetzes  vom  25.  Mai  1868,  Nr.  49  S.G.B1.  (45).  Potch,  Eän  Be- 
•ehhiis  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes,  betreffend  die  Fondsgebfihren- 
bemessang  bezw.  deren  Grundlagen  (46).  iV.,  Eigentümlichkeiten  des 
jüngsten  flamburgischen  Notariatsgesetzes  (47).  St  einhole.  Die  Erbschafts- 
stener  in  Österreich  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Fldeikommiase  (47). 
K.,  Zar  Praxis  des  §  1101  a.  b.  G.B.  (48  ff.).  Petachek,  Die  Wirkungen 
der  Revision  g^en  ein  bestätiffendes  Berafiingsarteil  (50).  Cribulka, 
Heimatsrecht  und  Bürgenrecht  (51). 

BeUm:hrifi  fünr  9chweixerim5hes  Recht,  42.  Bd.,  N.  F.  20.  Bd.,  Heft  2 : 
Fleiner,  Die  Entwickelung  der  Parität  in  der  Schweiz.  Im  Hof^  Die 
Erteiinng  des  Schweizerbürgerrechts  au  Ausländer  nach  dem  Bnndesgesetze 
vom  3.  Juli  1876. 

Zeitschr^  des  Bemisehen  Juristen -Vereins  und  Monatsblatt 
für  Bemisehe Bechtsprechung,  Bd.  XXXVI,  Heft  10/11 :  Thormann, 
Das  Becht  der  joiistischen  Personen  im  Vorentwarf.  Bd.  XXXVII,  Heft  1 : 
Stnckij  Die  Gestaltung  des  Waaserrechts  im  künftigen  sehweizerischen 
Bechte. 

Schweizerische  Zeitschrifi  für  StrtMfrechU  13.  Jahrgang,  5.  u.  6.  Heft 
f  Charles  Soldan,  Haft  er,  Ein  Reoaktionsyenehen  im  Genfer  Straf- 
gesetzbuch. Gautier^  La  lutte  contre  le  crime  dans  le  Projet  de  Code 
pfnal  guiaae.  Harbin,  Der  VI.  internationale  Rongrefs  fllr  Straf-  und 
GefSn^swesen  in  Brüssel  im  Jahre  1900.  Zürcher,  Sollen  Inländer 
aoBcehefert  werden?  Bericht  für  den  VI.  internationalen  Gkftngniskongrefs 
za  Brüssel  1900.  Merz,  Aktenstücke  zur  früheren  Rriminaljustiz  im 
Aargan.  Merz,  Zur  Thätigkeit  der  westfälischen  Gerichte  im  Aargau.  — 
Die  Strafgesetz  gebung  des  Bundes  und  der  Kantone  1899. 

Metme  internationale  du  dr<dt  nuMritin^e,  16,  Arn/Ue,  Nr,  III— IV: 
Sieveking  &  Koch,  Reglement  general  «ur  les  aseuranees  maritimes 
de  Hamboiirg.  —  Bulletin  de  la  jurisprudence, 

ÄMudes  de  droit  cammercial  et  industriel  fran^iSy  Stranger  et 
intemationaly  14,  Annie,  Nr,  5:  Buchhre,  Des  actiontt  de  priorüe 
dans  Us  sociites  commerciales.  Bachmann  (Allemagne),  Chronigue, 
de  legislation  et  de  doctrine  en  matikre  de  droit  commercial  et  indttsiriel, 
Gruenhut,  La  th^orie  de  la  Weshselordnung  aUemande,  Nr,  6: 
Champeommunal,  La  thiorie  de  Vaccessoire  s^applique-t-elle  ä  la 
loeation  d'immeublesf  Franc hi  (Italie),  Chronigue  de  doctrine  et  de 
jurisprudence  en  matihre  df-  droit  commercial  et  industriel, 

Ärehivio  Giuridico  ^.FUippo  Seraflni**^  Vol,  LXV,  N.  S.  Vol  VI, 
Fase,  3:  Contento,  Lopera  statistica  di  Francesco  Ferrara .  Galante, 
I  mezzi  communi  dimpugnaOva  awerso  le  sentsme  degli  arbitri  (cont.  eßne). 

Eivista  penale  di  dattrina,  legiskuUane  e  giurismrudenxa, 
Vol,  Ldl,  Fase,  VI:  Griurisprudenta,  Corte,  di  carsazione,  Indiee  gene- 
rale delP  Annata  XXVI  (Volumi  LI  e  LII).  Indiee  delle  materie  con- 
temie  nel  vdnme  LIL  Vol,  XXIII,  Fase.  I:  Colajanni,  Vomicidio 
in  Italia, 

Supplemente  aila  Bivista penale  etc*j  Vol,  IX,  Fase,  III:  Bezzi,  An- 
cora  delie  targheUe  dei  velocipedi  con  speciale  riferimento  dW  clemento 
del  danno  nMa  truffa,  Papagollo,  II  dolo  nel  reaio  di  offesa  al 
pudore  pubblico  (eontinua), 

Beehtsgeleerd  Maga;»ijn,  19.  Jaargang,  Aflevering  6:  Visser, 
Eenige  rechtsvragen  betreffende  de  meestbegunstigungsclausule  in  handele- 
verdragcn  (slot ).    van  Gel  ein  Vitringa,  Kechtspraak  of  btstuur. 


X74  Litteraturberichte. 

Tldsskrift  for  BetavidensktMb,  13,  Aarg.  4  de  Heße:  Hagströmer, 
Nagra  anmärkningar  am  fortsatt  brott  enligt  svensk  räU.  Francit 
Hagerup^  Nordük  Retseneyclopaeeli.  Bj'örling,  Frants  Dahl  og 
ü.  A.  Motufeld^  Nardisk  IdUeratur  fortegnelse  1899. 

e.    Bei  €er  ReAalLtiem^)  eiBveraHreHe  BAelter: 

Aster,  r.  Jf.  C,  Membre  du  Conseü  d'Etat  den  Pays-Bas,  La  eonoention 
de  la  Haye  du  14,  navembre  1896  rdative  ä  la  procidure  eivüe.  — 
Harlem  les  H&üiers  F.  Bohn,    La  Haye  Belin/anie  Frkres, 

Boreherdt,  H.,  Landrichter  a.  D.,  Das  Erbrecht  und  die  NachlaTsbehandlimg 
nach  den  vom  1.  Janoar  1900  an  geltenden  Reichs-  und  Landesgesetien 
mit  besonderer  BerücksichtknmR  des  deltongsgebiets  des  allgemeinen  Laod- 
rechts.    I.  und  II.  Band.    firesTan,  J.  U.  Kern. 

Böhm.  Heinrieh,  Rechtsanwalt  in  Ratibor,  Das  neue  Recht  des  HandlnngB- 
gehülfen  vom  1.  Januar  1898  an.    Frankfurt  a.  Oder,   Trowitsch  &  Sohn. 

Böhrriy  </.,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Das  Erbrecht  des  BürgerUcben  GkseU- 
buchis.    Hannoyer,  Helwingsche  Verlagsbuchhandlung. 

Coermann,  W,t  kaiserl.  Amtsrichter  in  Mühlhausen  i.  £.,  Reichsrechtliche 
Verjährungstafel.    Hannover,  Helwingsche  Verlagsbuchhandlung. 

Despagnet,  Frantz,  Prof,  ä  la  facuM  de  droit  de  unweraM  de  Bor- 
deauXf  Cour»  de  droit  international  public.  Paris,  librairie  tie  la  soeiäe 
du  recueü  ginSral  des  lois  et  des  arrets. 

Degpagnetf  Frantz,  Prof,,  La  question  finlandaise  au  point  de  vue  Juri- 
dtque.    PariSf  L.  Larose, 

Goltdammer,  Dr.,  Archiv  für  Strafrecht  und  Strafproiefs;  3.,  4.  und  5.  Heft* 
Berlin,  R  v.  Deckers  Verlag. 

Gro/g.  Dr,  Hans,  Prof.,  Archiv  für  Kriminalanthropolocie:  3.,  4.,  5.  und  6. 
Band.    Leiprig,  F.  C.  W.  VogeL 

Hoff  mann,  Ad  albert.  Die  preulsischen  Gresetze,  betreffend  das  Kosten* 
wesen  und  das  Verfahren,  mit  den  dazu  gehörigen  Kostenentwürfen.  Für 
den  Handgebrauch.    Oppeln,  Maske. 

Kade,  Karl,  Landgerichtsrat,  Die  Privatklage  in  den  Stra^rozefsordnungen 
/     der  Jetztzeit,  insbesondere  in  der  deutschen  R.Str.Pr.O.    Berlin,  HeTmann, 
Mk.  3, — . 

Köhler,  August^  Die  Grenzlinien  zwischen  Idealkonkurrenz  und  Gesetzes- 
konkurrenz.    Eme  strafrechtliche  Untersuchung.    München,  Beck. 

Kohler,  Dr,  J.,  Prof.,  Berlin,  Archiv  für  Strafrecht  und  Strafprozefs;  1.  voad 
2.  Heft    Beriin,  R.  v.  Decker. 

Kohl  er,  J,,  Prof.  in  Berlin,  Die  Carolina  und  ihre  Vorgängerinnen,  Text 
Erläuterung,  Greschichte.  L  Die  peinliche  Gerichtsordnu^Kaiser  Karls  V. 
Kritisch  herausgegeben  von  J,  Kohler  und  Willy  Scheel.  Halle  a.  S., 
Waisenhausbuchhandlung. 

Kohl  er  u.  Scheel,  Die  peinliche  Gerichtsordnung  Kaiser  Karls  V.  Ausgabe 
für  Studierende.    Halle  a.  S.,  Waisenhausbu^andlung. 
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KolbeJt.Dr.  Max,  Hof-  nnd  GerichtNulrokat  in  Wien,  Wahrheit  und  Klar- 
heit fioer  die  Haager  Friedenskonferenz.  Berlin,  Pattkammer  &  Mühlbrecht, 

Koliseh,  weil.  Amtsgerichtsrat,  Mit^l.  des  Hauses  der  Ab^.,  Die  Gewerbe- 
ordbnng  für  das  Deutsche  Reich  mit  den  Ansführungsbestimmangen,  2.  Bd. 
Hannover,  Heiwing. 

Löwe'Hellwea,  Die  Stra^rozefsordnong  für  das  Deutsche  Reich  nebet  dem 
Gerichtsvermssongsgesetz  und  den  das  Strafverfahren  betreffenden  Be- 
stimmungen der  übrigen  Reichsgesetze,  10.  Aufl.    Berlin,  Guttentag.. 

Löwenttein,  Dr,  Siegfried,  R.A.  in  Berlin,  Einlegung  und  Begründung 
der  Revision  in  Stratsachen.    Berlin,  Liebmann,  kart. 

Uamelok,  Dr.  Arthur ,  Die  juristische  Person  im  internationalen  Privatrecht. 
Zürich,  Ed.  Rascher! 

lamroth,  Dr,  Erntt,  Die  Strafprozefsordnung  nebst  dem  Gerichtsver- 
fumxDgBgeoetz  und  aen  ESnfühmngsgesetzen  zu  beiden  Gesetzen  in  der 
Fassung  vom  20.  Mai  1898  erläutert,  nebet  Anhang.    Berlin,  Vahlen. 

Manchard,  J7.,  Rechtsanwaltssekret&r,  Das  Strafregister  in  Deutschland  unter 
besonderer  Berücksichtigung  Preufiiens  nebst  einer  Zusammenstellung  der 
im  Auslände  bestehenden  Emrichtungen.     Beriin,  Guttentag. 

Marez,  M.  G.,  Des,  Docteur  en  droü  e<o.,  La  lettre  de  foire  au  XIII*  eUele, 
ConiribtUion  ä  Vüude  sur  lee  origines  des  papiers  de  cridit,    Bruxelles. 

Meili,  Dr,  F,,  Professor  in  Zürich,  Das  internationale  Privatrecht  und  die 
Staatenkonferenz  im  Haag.    Zürich,  Schulthess  <&  Co. 

ir«R/en,  Dr,,  Zur  Berufungsfrage  in  Strafsachen.    Hannover,  Heiwing. 

Merzbaeher,  5L,  Justizrat  und  RA.  in  Nürnberg,  Gesetz,  betr.  die  Gesell- 
Schäften  mit  beschr&nkter  Haftung,  erläutert    München,  Beck. 

Müller,  Dr,  jw.  Gustav,  R.,  lU.  Staatsanwalt  in  München,  und  Meikel, 
Georg,  R.,  IE.  Staatsanwalt  in  Nürnberg,  Das  Bürgerliche  Recht  in  seiner 
neuen  Gestaltung.  Systematisch  dargestellt  und  durch  Beispiele  erläutert. 
Sehlufslieferung.    München,  J.  Schweitzer  (Sellier). 

Siedner,  A.,  Ijandrichter  in  Meiningen,  Das  E^nführunfsgesetz  zum  B.G.B. 
(Kommentar  z.  B.G.B.  von  Bier  mann  etc.).    Berlin,  Hejmann. 

Nothnagel,  Dr.  Walter  (nachgelassenes  Werk),  Beschränkte  Haftung. 
£me  handelsrechüiche  Studie.    Wien,  Holder. 

Oetk$r,  Dr.  Fr,,  Professor  in  Würzburg,  Strafprozefsbegründung  und  Straf- 
Uageerhebunff  bei  Erlafs  nnd  bei  Wegfall  eines  Eröffnungsbeschlnsses. 
Leipzig,  Ddchert  Nachf.  (Böhm). 

Olivart,  Marquis  de,  Bareelone,  CcUalogue  d^une  hiblioihkgue  de  droit 
nUemational  et  sciences  auxüaires.    Paris,  Pedone,  Leipzig,  firockhaus. 

Olshausen,  Dr,  Justus,  Oberreichsanwalt,  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch 
för  das  Deutsche  Reich,   6.  umgearb.  Auflage,  I.  Bd.    Berlin,  Vahlen. 

Olsheusen,  Dr,  Justus,  Oberreichsanwalt,  Stra&esetzbuch  für  das  Deutsche 
fieieh.  Textananbe  mit  Anmerkungen  und  Register,  7.  Aufl.  Berlin, 
Vahlen. 

Olshausen,  Dr.  Justus,  Oberreichsanwalt,  Kommentar  zum  Strafeesetz- 
baeh  für  das  Deutsche  Reich;  2.  Band,  erste  Hälfte.  Berlin,  Franz  vahlen. 

Paul,  Friedrieh,  k.  k.  Gerichtssekretär  in  Olmütz,  Handbuch  der  krimi- 
umsehen  Photographie  fQr  Beamte  der  Gerichte,  der  Staatsanwalt- 
Khaften  und  der  Sicherheitsbehörden.    Berlm,  Guttentag. 


A 


176  Litteraturberichte. 

Petersen,  Dr,  Juliue,  Reichsgeriehtsrat,  und  Anger,  Dr.  Ernst,  Land- 
richter in  Leipzig,  Die  CiTilprozefsordnaDg  fnr  das  DeutBcbe  Rdch  in  der 
Fassung  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898,  nebst  den  Einführangsgesetzen. 
Für  den  praktischen  Gebranch  erläutert,  4.  vollst,  umgearb.  Aufl.,  IL  Bd., 
1. — 3.  Liei.    Lahr,  Schauenburg. 

Petersen,  Dr.  Julius  und  Kleinf  eller ^  Dr.  Georg,  Konkursordnnn^  f&r 
das  Deutsche  Reich,  nebst  den  Einf&hmngsgesetzen,  den  konkursrechthchen 
Bestimmungen  des  Genossenschaftsgeseties  und  dem  Anfechtungsgesetze, 
4.  Auf),  auf  Grund  der  Reichsgesetze  vom  17.  Mai  1898  und  der  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  20.  Mai  1898  bearbdtet  von  Dr,  Georg 
Kleinf  eller,  1.  Halbband  (§§  1—70).    Lahr,  Schauenburg. 

Petriteh,  Jivo'in,  Prof,  ä  la/aetM  de  droit  de  BelgraiU,  Le  traiU  de 
Berlin  et  la  gueetian  de  la  nationaliti  par  rapport  a  la  principaute' de 
Serbie,    Paris,  A.  Pedone, 

Rosenfeld,  Dr.  jwr,  Ernst  Heinrieh,  Privatdocent  und  Grerichtsassessor, 
Die  Nebenklaiice  des  Reichsstnifprozesses.  Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  den 
Rechten  des  Verletzten  im  Stratverfahren.    Berlin,  J.  Gnttentag. 

Sehlayer,  Max,  Kriegsgerichtsrat,  Deutsche  Militär-  und  Civilstrafgerichts- 
barkeit.  .  Systematische  Darstellung  der  Zuständi^keitsnormen  und  Rechts- 
hülfe  zwischen  beiden  nach  der  Militär-Strafgenchtsordnung  vom  1.  De- 
zember 1898.    Berlin,  Guttentag. 

Sehramm,  Heinz,  Gerichtsassessor,  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  unter  Be- 
rücksichtigung der  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  der  übrigen 
Reichsgesetze.    In  Frage  und  Antwort,  2  Bde.    Düsseidon,  Schwann. 

Seuffert,  Dr.  Hermann,  Professor  in  Bonn,  Anarchismus  und  Stra£reeht 
Berlin,  Liebmann. 

So  er  gel,  Dr.  Hs.  Th.,  Rechtsprechmig  1900  zum  B.G.B.,  Einf.G^es.  zum 
B.G.B.,  CPr.O.,  R.O.,  G.B.O.  und  R.F.G.  nach  dem  System  der  Gesetze. 
Juristischer  Verlag  Mtlnchen. 

St  eng  lein.  Dr.  M.,  Reichs^erichtsrat  a.  D.,  Lexikon  des  deutschen  Stmf- 
rechts  nach  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  zusammengestellt 
4  Lieferungen.    Berlin,  Liebmann. 

Wengler,  Alfred,  Rc^erungsrat  in  Leipzig,  Elektricität  und  Recht  im 
Deutschen  Keiche.  Versuch  einer  systematischen  Darstellung.  Leipzig, 
Duncker  &  Humbiot. 

Weyly  Dr,  Richard,^  Professor  in  Kiel,  Vorträge  über  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch für  Praktiker.    In  2  Bänden.    München,  Beck. 

Wieruszowskij  A.,  Landgerichtsrat  in  Köln  a.  Rh.,  Handbuch  des  Ehe- 
rechts mit  AuBSchlufs  des  Eheschliefsungs-  und  Ehescheidungsrechts,  unter 
Berücksichtigung  der  gesamten  vom  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretenen 
Reichsgesetze  und  der  Preufsischen  Ausführungsgesetze.  Teil  i.  Die  all- 
gemeinen Wirkungen  der  Ehe.    Düsseldorf,  Schwann. 

Winroth,  Prof.,  Svensk  Civürätt  I.  AJetenshape  ingiMnde  och  upplöswüig. 
Gleerupeka  Ümvereitets-Bohhandelu,  Lund. 

Zitelmann,  Ernst,  Das  Recht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs:  Allgemdner 
Teil.    Leipzig,  Duncker  &  Humbiot. 


N  a  c  h  r  n  f . 


Ferdinand  Böhm 

der  Begründer  und  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  in  den  zehn  Jahren 
ibres  seitherigen  Bestehens,  ist  am  6'  März  1901  am  Gehirnschlag 
▼erschieden. 

Sein  Andenken  kann  wohl  nicht  besser  gefeiert  werden,  als  durch 
eine  kurze  Schilderung  der  reichen  Thätigkeit,  die  der  Verstorbene 
in  seinem  Berufe  und  im  Dienste  der  Rechtswissenschaft  entfaltet  hat 

Zu  Nürnberg  am  21.  November  1833  geboren,  versuchte  er  es 
nftch  Absolvierung  des  Gymnasiums  zuerst  mit  dem  Studium  der  pro- 
testantischen Theologie  und  ging  alsbald  zu  dem  der  Medizin  über. 
Allein  beide  Wissenschaftien  boten  ihm  keine  innere  Befriedigung.  So 
wandte  er  sich  denn  der  Rechtswissenschaft  zu.  Auf  diesem  Gebiete 
fimd  seine  ftir  kritisch-dogmatische  Geistesarbeit  vorzügliche  Begabung 
d«8  geeignete  Feld,  dem  er  fernerhin  ein  rastloses  Streben  und  Schaffen 
widmete. 

Nach  verschiedenen  Dienstesstellungen  an  den  bayerischen  Gerichten 
za  Erlangen,  Hersbruck,  Schwabach  und  Eichstätt  wurde  er  im  Jahre 
1872  zum  Stadtrichter  zu  München  und  im  Jahre  1879  zum  Land- 
gerichtsrat daselbst,    1886  zum  Oberlandesgerichtsrat  in  Nürnberg  und 

1895  zum  Rat  am  bayerischen  obersten  Landesgericht  zu  Mtlnchen  er- 
nannt 

Seine  niemals   ermüdende  Kraft  und  seine  glänzenden  Kenntnisse 

in  den    verschiedensten  Rechtsstoffen,    namentlich    in  dem   des   Civil- 

rechts,  verbunden  mit  reichen  praktischen  Er&hrungen,  die  er  bei  der 

Beehtsprechung  in   der  gewandtesten  Weise   zu  verwerten  verstanden 

hat,  venchafilen  ihm  nicht  nur  beim  Richterstand  und  bei  den  übrigen 

Juristen,   sondern  auch,   soweit   er   dabei  mit  der  Bevölkerung  in  Be- 

Zaitaehrift  f.  int«rn.  Privat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  XI.  12 
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rührung  gekommen  war,  bei  dieser  wegen  seines  ihr  gegenüber  stets 
bewiesenen  humanen  und  zuvorkommenden  Benehmens  und  w^en  seiner 
strengen  Gerechtigkeitsliebe  vollste  Achtung  und  Anerkennung,  die 
höheren  Ortes  durch  Verleihung  eines  bayerischen  Ordens  ihre  Wttrdigimg 
gefunden  hat. 

Ffir  uns  liegt  sein  Hauptverdienst  in  seiner  litterarischen  Wirksam- 
keit, die  er  neben  der  schweren  Aufgabe  des  ihm  zunächst  obliegaiden 
Richterberufes,  ungeachtet  mancher  Störungen  seiner  Gesundheit,  in  den 
letzten  Jahren  bis  an  sein  Lebensende  entfaltet  hat  Die  grtlndliche 
und  klare  Auslegung  der  Gesetze,  ihre  wissenschaftliche  Erforschmig 
nach  ihrer  Zweckbestimmung  behufs  richtiger  Anwendung  in  der  Recht- 
sprechung bildete  für  den  ihm  eigenen  Scharfsinn  und  den  damit  ver- 
bundenen eisernen  FleiCs  seine  geeignetste  Aufgabe.  Diese  Thätigkeit 
entwickelte  er  als  Mitarbeiter  bedeutender  in-  und  auslKndischer  Fach- 
zeitschriften, sowie  als  selbständiger  Fachschriftsteller.  Mit  Recht  wurden 
deshalb  seine  Werke  alsbald  nach  ihrem  Erscheinen  zum  beliebten  ond 
unentbehrlichen  juristischen  Werkzeug  in  den  Gerichtssälen  und  Amts- 
stuben. Solches  gilt  ganz  besonders  für  die  Schriften,  die  intemationaleB 
Recht  zum  Gegenstand  haben,  dies  Rechtsgebiet,  das  eigentlich  erst 
durch  die  seit  Gründung  des  Deutschen  Reiches  hervorgerufene  rasche 
und  umfassende  Entwickelung  unseres  Rechtsverkehrs  mit  dem  Aasland 
namhafte  Bedeutung  für  die  inländischen  Juristen  erlangt  hat  Seine 
Verdienste  auf  diesem  Gebiete  erwarben  ihm  die  Ehre  der  Emennung 
zum  j^Associ^  de  V Institut  de  droit  intemaHofud'* . 

'Von  seinen  Einzelwerken  heben  wir  hervor: 

Handbuch  der  internationalen  Nachlafsbehandlung  (1.  Auflage  I88I1 

2.  Auflage  1895), 
Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  (1890), 

Handbuch  des  Rechtshttlfeverfahrens  im  Deutschen  Reich  und  gegen- 
über dem  Ausland,  2  Teile  (1886—88,  Er^zungsband  1890), 

Das  bayerische  Gesetz  vom  23.  Februar  1879  über  die  Ausftihnmg 
der  Reichs-Civilprozefs-  und  Konkursordnimg  (1898), 

Das  bayerische  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom 
9.  Juni  1899,  herausg^eben  im  Verein  mit  Reichsgerichtsrat  Mas^ 
Klein  (1900); 

Im  Jahre  1891  bat  er  diese  Zeitschrift  begründet  und  sich  ihrer 
Herausgabe  (seit  1896  in  Verbindung  mit  Herrn  Univer8itätspn>f<Bnor 
Dr.  Th.  Niemeyer  zu  Kiel)  mit  rastlosem  Eifer  gewidmet  Auf  dem  Gebiete 
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deB  internationalen  Rechts  war  und  ist  sie  gegenwärtig  die  erste  und 
einzige  in  Deatschland  bestehende  Zeitschrift.  Bei  ihrem  ersten  Er- 
scheinen wnrde  von  gewichtiger  Seite  deren  Existenzberechtigung  mit 
der  Aufteilung  bestritten,  die  desfallsige  französische,  von  Advokat 
Ciunet  herausgegebene  Zeitschrift  genüge  durchaus  allen  Ansprtlchen 
der  deutschen  Gerichte.  Allein  selbst  abgesehen  davon,  dafs  es  doch 
eme  Ehrensache  ist,  auch  für  unser  Vaterland  ein  gleich  bedeutendes 
Werk  zu  schaffen,  so  hat  die  damals  von  uns  selbst  vertretene  Auf- 
ftssong,  dafs  in  der  That  ein  Bedttrfhis  vorliegt,  in  einer  deutschen 
Zeitschrift  die  internationalen  Recbtsbeziehungen  der  Kulturstaaten  dar- 
ZQBteUen  und  zu  pflegen,  recht  behalten,  wie  deren  Gedeihen  zeigt 

Ihre  lebenskräftige  Wetterführung  durch  den  hochverehrlichen 
Herrn  Mitherausgeber  wird  den  besten  Ausdruck  der  Verehrung  und 
Dankbarkeit  gegen  den  Verblichenen  bilden. 

Gedenken  wir  überdies  kurz  noch  der  segensreichen  Thfttigkeit, 
die  der  Verlebte  in  seiner  Eigenschaft  als  Vorstand  des  bayerischen 
Jüristenverems  mit  liebevoller,  stets  hülfebereiter  Aufopferung  für  Witwen 
und  Waisen  entwickelt,  wie  sein  Tod  so  manche  Witwe  mit  Söhnen 
in  grofse  Trauer  versetzt  hat,  endlich  mit  welch  unsäglicher  Liebe  er 
bei  seinem  köstlich  unversiegbaren  Humor  sich  selbst  und  die  Seinigen 
bis  zur  letzten  Stunde  über  seine  Krankheit  hinweggetäuscht  hat,  so 
glsaben  wir,  die  wir  seit  sechzehn  Jahren  in  litterarischem  Briefwechsel 
mit  dem  Verlebten  gestanden  und  dadurch  einen  tiefen  Einblick  in  des 
Ter^rten  Gelehrten  Geistes-  und  Gemütsleben  gewonnen  haben,  von 
ihm  ein  richtiges  Lebensbild  gegeben  zu  haben,  das  uns  berechtigt  und 
verpflichtet,  ihm  ein  treues  Andenken  dauernd  zu  bewahren. 

Metz,  im  Juli  1901. 

E.  Grflnewald, 

Geheimer  Jnstizrat 
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Wiederverheiratung  einer  in  Deutschland  wegen  Ehe- 
bruchs geschiedenen  Ehefrau  mit  ihrem  Mitschuidigen 

im  Auslande. 

Von  Advokat  und  Professor  J.  Baisilli  in  Mailand^). 

Das   schon  ans  dem  römischen  Recht  (1.  18  D.  84,  9,  Nov.  134 
cap.  12)  stammende  und  mit  einigen  Modifikationen  von  dem  kanonischen 


1)  Die  nachfolgenden  Bemerkungen  (Übersetat  von  Herrn  Dr.  Berthold  in 
Berlin)  sind  einem  (nach  Inkrafttreten  des  deutschen  B.G.B.)  erstatteten  Gutachten, 
ob  und  in  welchem  Lande  eine  Deutsche,  die  am  1.  Februar  1897  im  Gebiete 
des  preufsiscben  Landreohts  wegen  Ehebruches  geschieden  war,  im  Auslände 
mit  ihrem  Mitschuldigen  die  Ehe  schliefsen  könne,  entnommen.  —  Für  nicht- 
deutsche Leser  sei  bemerkt:  Das  deutsche  Reichseesetz  vom  6.  Februar  1875 
bestimmte  in  §  38:  „Die  Ehe  ist  verboten :  5)  Zwischen  einem  wegen  Ehebruchs 
Geschiedenen  und  seinem  Mitschuldigen  ...  Im  Falle  der  No.  5  ist  Dispen- 
sation zulässig.'^  Die  Dispensationsbefugnis  war  in  Preufsen  dem  Justizminister 
zugewiesen.    Das  B.G.B.  bestimmt  nunmehr:  §  1812   „Eine  Ehe  darf  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Ehegatten 
und  demienigen,  mit  welchem  der  geschiedene  Ehegatte  den  Ebebrucn  be- 
gangen hat,  wenn  dieser  äiebruch  in  dem  Scheidungsurteil  als  Grund  der 
Scheidung  festsestellt  ist.    Von  dieser  Bestimmung  kann  Befreiung  bewillist 
werden^.    §  1828  „Eine  Ehe  ist  nichtig,  wenn  sie  wegen  Ehebruchs  nadi 
1312  verüoten  war.    Wird  nachtriiglicn  Befreiung  von  der  Vorschrift  des 
1312  bewilligt,  so  ist  die  Ehe  als  von  Anfanff  an  ^tig  anzusehen.^    Ftbr 
iie  Befreiung  ist  in  Preufsen  zufolge  Königlicher  V  erordnung  vom  16.  November 
1899  (G.S.  1899  S.  562)  der  Justizminister  zuständig.  —  Der  nächstliegende 
We^,  um  im  gegebenen  Fall  die  fragliche  Eheschuefsung  zu  erreichen,  ist 
somit  das  an  den  preufsiscben  Justizminister  zu  richtende  Gesuch  um  Be- 
freiung.  Hinsichtlich  der  Bewilligung  dieser  Befreiung  müfste  wohl  auch  die  £r- 
wägune  in  Betracht  kommen,  inwiefern  die  Antragstellerin  unter  [Jmstfinden 
im  Auslande  die  Eheschliefsung  erreichen  kann.    Würde  aber  die  Befreiung 
versaet  und  die  Eheschliefsung  im  Auslande  bewirkt,  so  würde  die  Frage 
entstehen,   ob   die  Eheschliefsung,   sofern  sie  nach  dem  Ortsrecht  der  Ehe- 
schliefsung gültig  ist,   auch  in   Deutschland  als  gültig  anzuerkennen  sei. 
Diese  Frage  ist  zu  verneinen  nach  Art.  13  E.G.  z.  B.G.B.  und  nach  dem  in 
Artt  201,  202  a.  a.  0.  als  selbstverständlich  vorausgesetzten  Princip,  dafs  die 
Wirkung  einer  'vor  1900  erfolgten  Ehescheidung  sich  nach  der  zur  Zdt  der 
Ehescheidung  geltenden  lex  fori  des  Ehescheiduneseerichtes  richtet  —  Nach 
letzterem  Pnncip  mufs  aucn  der  Gedanke  abgdennt  werden,  dafs  gem&fs 
§  1328  Abs.  2  B.G.B.  eine  nachträgliche  Bemiung  zulässig  sei.  Die  ohne 
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Recht  (c.  6  X  de  eo  qui  duxU  JT,  7)  ttbemommene  Ehehindemis  des 
Ehebmches  ist  Ton  dem  gröfsten  Teil  der  europäischen  Gesetzgebungen 
adoptiert  worden.  Wir  finden  es  —  aufser  in  Deutschland  —  in: 
Rufsland  (Sswod  sakönow  XI,  2  art.  332),  Österreich  (Bttrger- 
liches  Gesetzbuch  §  67,  119),  Frankreich  und  Belgien  {Code  civil 
art.  298),  Holland  (Burgerlijk  Wethoek  art.  89h  Spanien  (Codigo 
Cml  art.  84  no.  7),  Portugal  (Cod.  civü  art.  1058  no.  3)^). 

Nicht  so  das  Recht  des  Königreichs  Italien.  Der  italienische 
Codice  civUe  enthält  keinerlei  einschlägige  Bestimmung  und  die  Be- 
ittungsprotokoUe  der  Kommission  zur  Ausarbeitung  des  Gesetzbuches 
ergeben  ein  bewufstes  Abweichen  von  den  übrigen  Legislationen.  In 
der  Sitzung  vom  20.  April  1865  beantragte  das  Kommissionsmitglied 
Bonacci,  das  bezügliche  Eheverbot  aufininehmen;  doch  wurde  der  An- 
trag abgelehnt.  Es  ist  daher  kein  Zweifel,  dafs  für  Italiener  der  Ehe- 
brach  niemals  ein  Ehehindemis  bilden  kann.  Und  da  Art.  8  des 
Codiee  den  Fremden  in  Italien  ausdrücklich  den  Genufs  aller  Rechte 
der  italienischen  Unterthanen  gewährleistet,  stände  der  in  Deutschland 
verbotenen  Eheschliefsung  aus  dem  blofsen  Gesichtspunkte  des  nationalen 
Rechtes  in  Italien  kein  Hindernis  entgegen.  Anders  dagegen  liegt  die 
Frage  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts.  Hier 
statuiert  Art  6  des  italienischen  Gesetzbuches  allgemein,  dafs  die  Status- 
imd  Familienrechte  der  Personen  nach  dem  Rechte  des  Staates  zu  be- 
urteilen sind,  dem  sie  angehören;  und  Art  102  im  besonderen:  die 
Fähigkeit  eines  Ausländers  zur  Eheschliefsung  hängt  von  den  Gesetzen 
•emes  Landes  ab.  Hat  man  nun  die  das  Ehehindemis  in  Deutschland 
begründenden  Gesetzesbestimmungen  als  solche  anzusehen,  die  die 
persönliche  Fähigkeit  zur  Eheschliefsung  modifizieren?  Für  die 
Bejahung  dieser  Frage  spricht,  dafs  allerdings  durch  das  Verbot  eine 
partidle  Minderung  der  ohne  die  Thatsache  des  Ehebrachs  un- 
emgeschrtbikt  vorhandenen  Fähigkeit  zur  Eheschliefsung  eintritt,  eine 
Bechtsminderung ,  die  den  Personen  anhaftet  und  sie  begleitet,  wohin 
Bie  sich  auch  begeben  mögen.  Andererseits  ist  das  Verbot,  schon  in 
Ansehung  des  zulässigen  Dispenses,  weniger  für  die  juristische  Kon- 
lequenz  eines  modifizierten  persönlichen  Zustandes  der  Betroffenen  zu 
halten,  die  doch  im  übrigen  firei  sind,  zu  heiraten,  wen  sie  wollen, 
ond  rechtmftfsige  Kinder  zu  erzeugen,  als  Mr  eine  polizeiliche  Be- 
stimmung, durch  die  der  Gesetzgeber  der  alten  Überlieferung  und 
einer  teils  wirklich  bestehenden,  teils  konvenienzmäfsigen  moralischen 
Anschauung  Rechnung  trägt.  So  aufgefiifst  sinkt  die  Verbotsnorm  auf 
dtt  Niveau  einer  von  Land  zu  Land  verschieden  regulierbaren  Mafs- 
legel  der  inneren  Staatsordnung,  einer  Mafsregel,  die  die  Grenzen  des 


DispeDsation  mit  dem  Mitschuldigen  geschlossene  Ehe  ist  nach  preufsischem 
Ltndrecht  nichtig  und  kann  durch  nachträgliche  Befreiung  keine  Kraft  er- 
htlten  (vgl.  Förster-Eccius  §  209  No.  9).  N. 

2)  ma  Ehehindemis  des  Ehebruchs  gilt  femer  ui  Schweden  (Sveriges 
Bikes  Lag,  Oiftermdls  Balk  2  §  11,  3  §  2).    Vgl  auch  anmet  1883  S.  847. 

N, 
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Landes,  ftli  das  sie  gilt,  nicht  überschreiten  kann.  Denn  wenn  es  in 
Deutschland  für  nnmondisch  gilt  und  deshalb  verboten  ist,  so  ist  es 
in  Italien  nicht  verboten  und  kann  sogar  als  moralische  Pflicht  an- 
gesehen werden,  dafs  der  Mitschuldige  einer  verführten  Ehefrau  sie 
nach  der  Scheidung  durch  seinen  Namen  rehabilitiere.  Ist  sonach  die 
Frage  theoretisch  diskutabel,  so  kommt  es  doch  in  der  Plraxis  auf  die 
Entscheidung  dieser  Zweifel  nicht  an.  Denn  Art.  103  des  Codice  CiviU 
bestimmt:  „Ein  Ausländer,  der  im  Königreich  Italien  zur  Ehe  schreiten 
will,  hat  dem  Civilstandesbeamten  eine  Bescheinigung  der  zuständigen 
auslSndischen  Behörde  vorzulegen,  ausweise  deren  nach  den  Gesetzen 
seines  Landes  kehi  Ehehindemis  für  ihn  besteht^  Hat  der  Ausländer 
seinen  Wohnsitz  in  Italien,  so  hat  er  aufserdem  das  Aufgebot  nach  den 
Vorschriften  des  italienischen  Rechtes  zu  veranlassen.  Mithin  hängt 
Air  den  italienischen  Civilstandesbeamten  alles  von  der  Fassung  der 
fraglichen  Bescheinigungen  ab.  Lauten  sie  pure  dahin  —  und  zwar  för 
die  beiden  Beteiligten,  jeden  einzeln  und  für  sich  — ,  dafs  die  Fähigkeit 
zur  Eheschliefsung  allgemein  bejaht  wird,  gut,  so  wird  der  Beamte 
sich  daran  ohne  weiteres  genügen  lassen  und  die  Eheschliefsung  vor- 
nehmen; bejahen  die  Bescheinigungen  —  oder  deren  eine  —  zwar  im 
aUgemeinen  die  Fähigkeit,  schliefsen  aber  für  beide  oder  für  einen  T&l 
das  Eheschliefsongsrecht  mit  dem  anderen  Teile  wegen  des  Ehebruches 
aus,  so  wird  der  Beamte  die  alsdann  zum  Austrag  zu  bringende  Rechts- 
frage richterlicher  Entscheidung  anheimgeben  müssen.  Meines  Wissens 
ist  bisher  kein  solcher  Fall  vor  ein  italienisches  Gericht  gebracht 
worden. 

SelbstventKndlich  lassen  sich  diese  Zweifel  und  Schwierigkeiten 
durch  den  Wechsel  der  Nationalität  vermeiden.  Haben  die  Nupturienten 
die  italienische  Staatsangehörigkeit  erworben,  so  steht  der  begangene 
Ehebruch  ihrer  Verheiratung  nicht  im  Wege.  Nach  Art  103  des 
Codice  ist  es  nicht  nötig,  dafs  der  Fremde,  der  vor  der  italienischen 
Behörde  zur  Ehe  schreitet,  in  Italien  domiziliert  sei;  ebensowenig  legt 
die  erworbene  Staatsangehörigkeit  die  Verpflichtung  auf,  Wohnsitz  im 
Lande  zu  nehmen. 

Ein  anderes  Land,  in  welchem  ein  wegen  Ehebruchs  geschiedener 
Ehegatte  seinen  Mitschuldigen  heiraten  kann,  ist  England').  Das 
Gesetz  St  20  u.  21  Vict  c.  85  bestimmt  —  ohne  Einschränkung  für 
den  Fall  des  Ehebruches  — ,  dafs  nach  Verstrich  der  Rechtsmittelfnst 
oder  Verwerfung  des  Rechtsmittels  gegen  ein  die  Ehe  scheidendes  End- 
urteil „it  shaU  be  la/wful  for  the  respedive  parties  thereto  io  marnf 
d^gain^  as  if  the  prior  marriage  had  heen  dissolved  by  deaih^.  Jede 
Scheidung  soll  im  Hinblick  auf  die  Wiederverheiratung  so  wirken  wie 
die  Lösung  der  Ehe  durch  den  Tod.  Nur  wird  die  kirchliche 
Gewissensfreiheit  ausdrücklich  durch  den  gesetzlichen  Vorbehalt  gewahrt^ 


8)  In  Schottland  dagegen  gilt,  —  vffl.  Garnier^  Internationales  Ehe- 
schliefsongsrecht, Bern  1884,  8.  27  —  das  £&ehindemis  des  Ehebruches. 
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dafg  kein  GeiBÜicher  gehalten  ist,  die  Wiederverheiratiing  einer  wegen 
Ehebmchee  geschiedenen  Person  Torznnehmen ;  er  kann  sich  nach 
eigenem  Gutdünken  ohne  jede  Verantwortlichkeit  frei  entscheiden,  ob  er 
die  nene  Ehe  abschliefsen  oder  seine  amüiche  Mitwirkung  versagen  will. 
Da  nun  aber  die  öffentliche  Meinung  in  £2ngland  mit  dem  ihr  in  diesem 
Linde  eigentümlichen  besonderen  Schwergewicht  dahin  drttngt,  dafs  der 
Verftabrer  einer  Frau,  die  zwar  in  Leidenschaft  oder  Schw&che 
die  eheliche  Treue  verletzt^  im  übrigen  aber  sich  der  gesellschaftlichen 
Achtung  nicht  unwürdig  gemacht  hat,  die  Frau  nach  der  Scheidung 
heirate  und  dadurch  ihren  Buf  wiederherstelle,  sind  die  intransigenten 
Geistlichen  selten  ( —  hauptsächlich  nur  solche,  die  die  Scheidung  über- 
haupt ab  im  Widerspruch  mit  dem  göttlichen  Gesetze  stehend  be- 
kfanpfen  — )  und  derartige  Eheschliefsungen  durchaus  nicht  un- 
gewöhnlich. 

Nach  englischer  Rechtsanschauung  gilt  im  G^ensatz  zu  den 
Lindem  des  Kontinents  für  das  Verhältnis  der  Personen  zum  Recht, 
von  dem  ihre  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  abhängt,  nirgend  das 
Recht  des  Staates,  dem  sie  als  Unterthanen  angehören,  sondern  aus- 
ichlie&licb  die  lex  domiciUi,  Die  englischen  Gerichtshöfe  wenden  daher 
in  Ehesachen  das  Recht  des  ehelichen  Domiziles  an,  d.  h.  teUs  des 
enten  eheliehen  Domizils,  teils  desjenigen  Domizils,  welches  die  Ehe- 
gatten zur  Zeit  der  Scheidung  haben.  Entspricht  die  Ehescheidung 
dem  Rechte  des  Domizils  der  Parteien  und  kommt  ihr  nach  diesem 
Becht  uneingeschränkte  Wirkung  zu,  so  gilt  sie  in  diesem  Sinn  auch 
TOT  dem  englischen  Gesetz;  verlegen  aber  die  Parteien  nach  solcher 
Ehescheidung  ihren  Wohnsitz  nach  England,  so  gilt  für  die  Frage  der 
Wiederverheiratung  ohne  weiteres  nur  das  englische  Gesetz  als  das 
Gesetz  des  neuen  Wohnsitzes,  folglich  unterliegt  sie  keiner  Beschränkung, 
ond  es  fldlt  auch  Ausländem  nicht  schwer,  Geistliche  zu  finden,  die 
de  kopulieren.  Dergleichen  Fälle  sind  in  England  mehrfach  vor- 
gekommen. Beispielsweise  sei  berichtet  der  Fall  SccU  v.  Äüomey- 
gmeräl  1886,  11  Probate  Div.  p.  128  *) ;  Die  Ehegatten  A.  und  B. 
haben  in  Irland  gewohnt,  einander  dort  ge^ieiratet  und  sind  ein  Jahr 
später  in  eine  englische  Kolonie  verzogen;  ein  Jahr  darauf  ist  wegen 
fi.8  Ehebruch  mit  S.,  domiziliert  in  England,  die  Ehe  durch  das  koloniale 
Gericht  nach  kontradiktorischer  Verhandlung  geschieden  worden. 
Anders,  als  im  Mutterlande,  bestimmt  das  Gesetz  der  Kolonie,  dafs  der 
ehebrecherische  Gatte  so  lange  seinen  Mitschuldigen  nicht  heiraten  dürfe, 
wie  der  beleidigte  Ehegatte  nicht  selbst  wieder  geheiratet  habe.  Ohne 
das  abzuwarten,  kehrte  B.  aber  nach  England  zurück,  heiratete  ohne 
Schwierigkeit  ihren  Mitschuldigen  S. ,  und  die  Anfechtung  dieser  Ehe 
wurde  verworfen,  1.  weil  das  Scheidungsurteil  in  Ansehung  des  da- 
maligen Wohnsitzes  der  Parteien  in  der  Kolonie  nach  kolonialem  Recht 


4)  Der  Fall  ist  u.  a.  berichtet  bei  Dicey,  Ä  Digest  of  Hie  law  of  Eng- 
lond  lof^  reference  to  (he  Conflict  of  Lowe  (London  1896)  S.  430.  Vgl.  auch 
Wegüake,  Private  intemaüonal  law  3.  Aufl.  (1890)  §  50  a.  £.  und  Climets 
Jimrndl  de  droit  intern,  priv.  1891  S.  262.  N. 
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zu  prtkfen  und  darnach  rechtskrilftig  sei,  2.  weil  in  Ansehung  des  in- 
zwischen nach  England  verlegten  Wohnsitzes  von  B.  die  in  der  Kolonie 
geltende  Ehebeschränkung  auf  ihre  Wiederverheiratung  nicht  anwendbar 
sei.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs,  wenn  eine  in  Deutachland  wegen 
Ehebruches  geschiedene  Partei  ihr  Domizil  in  England  nimmt,  daB 
deutsche  Eheverbot  ihnen  nicht  mehr  entgegensteht,  und  zwar  ohne  dafs 
sie  ihre  Staatsangehörigkeit  zu  verändern  genötigt  wäre;  dais  dagegen, 
wenn  sie  ihr  Domizil  nicht  verlegt,  das  deutsche  Eheverbot,  als  ihre 
lex  domicüiij  auch  in  England  auf  sie  angewandt  wird. 

Die  hier  Air  England  gegebenen  Ausführungen  dürA»n  gleicher- 
mafsen  ftbr.  die  Staaten  der  nordamerikanischen  Union,  die  dem  eng- 
lischen Bechte  gefolgt  sind,  gelten^). 

In  Rufsland  gilt  das  Ehehindemis  des  Ehebruches  für  die 
Orthodoxen,  d.  h.  die  Angehörigen  der  griechisch-katholischen  Kirche 
nach  Ssiood  sakönow  XI,  2  ari.  332,  während  für  die  Nichtorthodozen 
nichts  bestimmt  isL  Nach  den  eingezogenen  Informationen  soll  eine 
Eheschliefsung  der  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  nichtorthodozen 
Deutschen  mit  ihrem  Mitschuldigen  demnach  in  Bulsland  möglich  sein, 
sofern  die  Nupturienten  vorher  ihr  Domizil  nach  Bufsland  verlegt  haben*). 


5)  V^l.  darüber  Story y  Confiict  of  lam  8.  Ausg.  (Boston  1883)  §  228 ff.; 
auch  Habicht  y  Einwirkung  des  B.G.B.  auf  zuvor  entstandene  Becmtsverbfilt- 
niase  2.  Aufl.  (1900)  S.  506.  —  Die  Gesetzgebunff  und  Praxis  mehrerer 
Gliedstaaten  der  Ver.  Stoaten  von  Amerika  behandelt  den  Ehebruch  aber 
als  Ehehindemis.  Eine  Übersicht  der  teilweise  sehr  merkwördiffen  Beitim- 
mungen  giebt  Stimson,  American  Statue  Law,  Boston  1886,  S.  696  (§  6241: 
Bemarrioffe),  Vgl.  auch  das  lehrreiche  Bach  von  W.  L,  Snyder,  The 
Geogr<WMi  of  marriage  or  legal  perplexUies  of  wedlock  in  the  United  States, 
2.  Aofl.,  New  York  und  London  18^.  N. 

6)  Die  Gesetzgebung  der  Schweiz  enthält  das  Ehehindemis  des  Ehe- 
bmchs  nicht,  Bandesgesetz  v.  24.  Dez,  1874  Art  28.  Bezttglich  ausländischer 
Nupturienten  verlang  aber  das  angeführte  Gresetz  grundsätzlich  den  Nach- 
weis, dafs  die  Ehescnlieüsung  von  dem  Heimatstaat  anerkamit  wird. 

N. 


Der  Entwurf  einer  ungarischen  Civilprozersordnung. 

Von  Dr.  Hax  P^UalL,  Verteidiger  in  Stra&achen  in  Wien. 

Der  im  Jahre  1895  in  Österreich  dorchgeftlhrten  Civilprozefsreform 
soll  nunmehr  eine  Ähnliche  Reform  in  der  anderen  Httlfte  der  Monarchie 
folgen.  Schon  der  Geeetsartikel  XVIII  vom  Jahre  1898  über  das 
Sommarverfiihren  hatte  in  besirksgerichtlichen  Prozessen  bis  500  Golden 
das  Mttndlichkeitsprincip  einge^ihrt,  wtthrend  die  bisher  geltende  CiviL- 
proiefsordnnng  (6.A.  LIV:  1886)^)  im  wesentlichen  aaf  Schriftlichkeit 
des  Verfahrens  aufgebaut  war.  Um  dieselbe  Zeit  (1893)  Tertfffentlichte 
die  Regierung  einen  vom  damaligen  UniversitätAprofessor  Alexander 
Bösg  verfafsten  Entwurf  einer  C.P.O.,  welcher  im  verflossenen  Frühjahr 
in  verbesserter  und  umgearbeiteter  Form  vom  jetzigen  Justizminister 
FUu  der  Öffentlichkeit  übergeben  wurde  ^). 

Im  Folgenden  soll  zunXchst  eine  übersichtliche  Darstellung  des 
Verfahrens,  wie  sich  dieses  nach  dem  System  des  Entwurfes  gestalten 
wird,  sodann  aber  eine  Darstellung  derjenigen  Bestinmiungen  gegeben 
wetden,  die  für  den  internationalen  Rechtsverkehr  von  Bedeutung  sind. 


1.  Gerichtsorganisation  und  sachliche  Zuständig- 
keit (WiriLungskreis)  der  Gerichte  sind  analog  den  Grundsätzen  der 
deatBchen  und  der  österreichischen  Gerichtsverfassung  geregelt  Als 
Gerichte  erster  Instanz  ftmgieren  1)  die  Bezirksgerichte  als  Einzel- 
gerichte   in   vermögensrechtlichen    Streitigkeiten    bis    zum    Werte    von 


1)  Abkürzungen:  QJL,  «»  Gesetzartikel;  CP.O.  «=  CivUprozefsordnmig; 

2)  „IZrv^nyjavcislat  a  magyar  polgdri  perrendtart  dsröh  Atdolgozott 
tervezet,  K^zeteazi  a  magyar  Kirdlyi  igazsagvigyminiszter.  Budapest,  OriU 
Kdroiy  es.  ^s  Kir»  uioari  komvkeresked^se.  1901»^  Eine  deutsche  Über- 
wtiQiig  hiervon  ist  soeben  unter  dem  Titel:  „Gesetzentwurf  einer  ungarischen 
Civilprozelbordnung.  Umgearbeiteter  Entwurf.  Veröffentlicht  durch  den  kffl. 
nng.  JustizminiBter.  üMrsetzt  von  Dr.  Juliiis  Sgalitzer,  Rechtsanwalt, 
Redsctear  der  Zeitschrift  für  ung.  öff.  u.  Privatrecht  in  Budapest  und 
Dr.  Max  Pöüaky  Verteidiger  in  Stra&achen  in  Wien*^  (in  Kommission  bei 
Maai  in  Wien)  erschienen. 


186  ^*  ^z  Pollak,  Verteidiger  in  Strafisachen  in  Wien, 

1000  Kronen^),  femer  in  Bestand-,  Beeitzstörungs- ,  aoisereheliche 
Vaterschaft  und  Alimentation  betreffenden  Prozessen;  2)  die  ktfnigl. 
Gerichtshöfe  als  Kollegialgerichte  (in  Dreiersenaten)  in  allen  übrigen 
Streitigkeiten,  sowie  aosschliefslich  in  Fideikommifs-  and  Syndikats- 
Prozessen.  In  Handelssachen  schreiten  die  Gerichte  als  Handelsgerichte 
ein,  wobei  vor  Gerichtshöfen  der  Senat  ans  zwei  Berafinichtem  und 
einem  Handelsbeisitzer  zusammengesetzt  ist.  Auf  dem  Gebiete  der 
Hauptstadt  Budapest  ftingiert  in  Handelsachen  ein  eigener  Handels-  ond 
Wechselgerichtshof.  —  In  zweiter  Instanz  sind  den  Bezirksgerichten 
die  Gerichtshöfe  (Dreiersenat),  den  Gerichtshöfen  die  königl.  Tafeh 
(=  Oberlandesgericht),  den  königl.  Tafeln  die  k(kiigl.  Kurie  flber- 
tlbergeordnet.  Der  Wert  des  Streitgegenstandes  wird  vom  Gerichte 
nach  freiem  Ermessen,  jedoch  unter  Anwendung  gewisser  Tom  Gesetze 
daftlr  aufgestellter  Vorschriften,  bestimmt.  Ausschliefsung  und  Ablehnung 
von  Gerichtspersonen  sind  analog  dem  deutschen  und  österrdcbischen 
Hechte  geregelt. 

2.  örtliche  Zuständigkeit  (Gerichtsstand).  Den  all- 
gemeinen Gerichtsstand  bildet  das  forum  damidUif  in  Eimangeluig 
dessen  das  des  Aufenthaltsorts.  Wahlgerichtsstttnde  sind  die  der 
Beschäftigung,  des  Vermögens,  der  Niederlassung,  des  Bifbllungsortes, 
der  Buchführung,  der  Vermögensverwaltung,  des  Deliktes,  der  Nachlafs- 
abhandlung,  der  Prorogation,  der  Gegenseitigkeit  Hierzu  tritt  aufser- 
dem  das  forum  rei  siUte. 

8.  Parteien  und  deren  Vertreter.  Parteif^higkeit  ist  mit 
PrivatrechtsfiLhigkeit  identisch.  Prozefs^lhigkeit  gemefst  jeder,  der  sich 
durch  Verträge  verpflichten  kann.  —  Wie  im  deutschen  und  öster- 
reichischen Rechte  sind  Streitgenossenschaft,  Neben-  und  Haupt- 
intervention, Streitverkündung  und  Benennung  des  Autors  geregelt 
Die  Vertreter  sind  entweder  gesetzliche  oder  gewillkürte.  Als  letztere 
können  in  der  Regel  nur  Advokaten  auftreten,  aufserdem  gewisse  nahe 
Verwandte,  Streitgenossen,  Wirtschaftsbeamte,  Handlungsbevollmächtigte 
und  -gehülfen ;  andere  Personen  nur  dann,  wenn  am  Sitze  des  Gerichtes 
sich  keine  Advokaten  befinden  oder  die  dort  Befindlichen  verhindert 
sind,  sofern  der  betreffende  (männliche)  Bevollmächtigte  das  20.  Lebens- 
jahr überschritten  bat.  Vor  den  Kollegialgerichten  herrscht  Anwalt- 
zwang, der  nur  ftlr  Richter,  Notare,  Staatsanwälte,  Doktoren  der  Rechte, 
sowie  für  Vergleich,  Verzicht,  Anerkenntnis,  endlich  ftlr  Prozefshand- 
lungen  vor  dem  Gerichtsschreiber,  beauftragten  und  ersuchten  Richter 
enteilt 

4.  Armenrecht.  Wer  aufser  stände  ist,  die  Prozefskosten  zu 
bestreiten,  ohne  seinen  und  seiner  Angehörigen  notwendigen  Unterhalt 
zu  beeinträchtigen,  kann  das  Armenrecht^  d.  i.  die  vorläufige  Befireiong 
von  den  Gebühren,  von  der  Sicherheitsleistung  ftir  die  Prozefskosten 
(s.  darüber  ad  II),  sowie  die  unentgeltliche  Bestellung  eines  Advokaten 
erlangen. 


3)  2  Kronen  (2  K.)  =  1  fl.  ö.  W.  =  1  Mark  60  Pf. 
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5.  Verfahren  Tor  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz. 
Das  Ver&hren  wird  durch  die  in  je  einer  Ausfertigung  für  das  Gericht 
und  den  Beklagten  zu  tiberreichende  Klageschrift  eingeleitet,  welche 
entweder  auf  Leistung  oder  auf  Feststellung  eines  Rechtes  oder  Rechts- 
verbAltnisBes,  der  Echtheit  oder  Uneohtheit  einer  Urkunde,  sofern  diese 
Feststellung  zur  Sicherung  des  Rechtszustandes  des  EUftgers  notwendig 
eneheint,  gerichtet  sein  kann.  Auf  Grund  der  Klage  erfolgt  die  Ladung 
mm  Termine  zur  Prozefsauftiahme ,  welcher  binnen  8  oder  15  Tagen 
(je  nachdem  der  Beklagte  am  Sitze  des  Gerichtes  oder  aufserhalb  des- 
selben wohnt)  anzuberaumen  ist.  Ist  der  Ladungsbescheid  im  Auslande 
zuzustellen,  so  wird  die  Einlassungsfrist  vom  Vorsitzenden  des  Senates 
entsprechend  bemessen.  Mit  der  Zustellung  der  Klage  und  der  Ladung 
wbd  die  Sache  rechtshängig.  Die  Zustellung  selbst  erfolgt  Ton  Amts- 
wegen auf  Veranlassung  des  Gerichtsschreibers  durch  Zustellungsoigane,  als 
welche  die  Post,  Gerichtsdiener,  städtische  oder  G^em^deorgane  fungieren 
ktfnneo. 

Im  Termine  zur  Prozefsaufhahme  (welcher  im  wesentlichen  der 
(Ssteneichischen  „ersten  Tagsatztmg^  oder  dem  in  der  deutschen  Ciiril- 
prozeisnoTelle  vom  Jahre  1898  geplanten  „Vortermin^  entspricht)  trägt 
zunächst  der  Kläger  seine  Klage  vor.  Eine  meritorische  Verhandlung 
kann  an  diesem  Termin  in  der  Regel  nicht  stattfinden,  derselbe  ist 
vielmehr  zur  Anbringung  etwaiger  prozefshindemder  Einreden  (Aus- 
gchluls  des  Rechtsweges,  Unzuständigkeit,  Streitanhängigkeit,  Mangel  der 
ProzefsMiigkeit  oder  gesetzlichen  Vertretung  u.  a.),  sowie  zur  Erledigung 
der  Sache  durch  Versäumnis,  Anerkenntnis,  Klagsrttcknahme,  Vergleich 
oder  Verzicht  bestimmt  Tritt  keiner  dieser  FäUe  ein,  so  ordnet  das 
Gericht  einen  Termin  zur  Sachverhandlung  an,  welcher  in  der  Regel 
in  einer  Frist  von  30  Tagen  anzuberaumen  ist.  Diese  Zwischenzeit 
ist  zur  Vorbereitung  der  Verhandlung  durch  vorbereitende  Schriftsätze 
bestimmt.  Auch  der  Vorsitzende  ks^n  in  Austlbung  der  materiellen 
Prosefsleitung  von  Amtswegen  die  Parteien  zum  persönlichen  Erscheinen 
bei  der  Verhandlung,  sowie  Zeugen  vorladen,  Urkunden  herbeischafifen 
und  die  Parteien  zu  deren  Vorlage  aufiPordern. 

Bei  der  mündlichen  Verhandlung  sind  die  Parteien  an  den  Inhalt 
ihrer  vorbereitenden  Schriftsätze  nicht  gebunden.  Sie  beginnt  mit  der 
Stellung  der  Parteianträge  und  bildet  bis  zu  ihrem  Schlüsse  ein  Ganzes, 
io  dafs  thatsächliche  Behauptungen  und  Beweismittel  bis  zur  Urteils- 
filUung  vorgebracht  werden  kOnnen ;  doch  tri£Pk  die  Partei,  die  aus  ihrem 
Verschulden  durch  verspätetes  Vorbringen  die  Vertagung  der  Verhand- 
hmg  verursacht  hat,  Kostenpflicht  und  hat  das  Gericht  das  Recht, 
solches  Vorbringen  bei  Verschleppungsabsicht  zurtlckzuweisen.  Die 
formelle  und  materielle  ProzeMeitung  steht  dem  Vorsitzenden,  bezw. 
dem  Senate  zu,  welche  dafür  zu  sorgen  haben,  dafs  der  Sachverhalt 
aii%eklärt  und  die  materielle  Wahrheit  ermittelt  werde.  Desgleichen 
hat  das  Gericht  das  Recht,  Prozesse  zur  gemeinsamen  Verhandlung 
zu  verbinden,  sowie  die  Verhandlung  nach  Streitpunkten  zu  sondern, 
endlich   den  Prozefs   bis   zur  Entscheidung  eines   präjudiziellen  Civil«, 
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Straf-  oder  VerwaltungByerfabrens  zu  unterbrechen.  Die  Vertagung  der 
Verhandlung  kann  nur  durch  das  Gericht  und  nur  ans  den  im  Gesetee 
aufgezählten  Grttnden  erfolgen.  Über  die  Verhandlung  ist  ein  Protokoll 
zu  ftlhren,  welches  den  Gang  des  Ver&hrens  ersichtlich  zu  machen, 
Dispositiverklärungen  der  Parteien,  das  Ergebnis  der  Beweisaufnahmen 
und  die  Parteianträge  wiederzugeben  hat.  Vom  Inhalte  der  vor- 
bereitenden Schriftsätze  abweichende  thatsächliche  Behauptungen  kl^nnen 
die  Parteien  in  besonderen  dem  Protokolle  anzuschlieisenden  Schrift* 
Stücken  fixieren,  wenn  sie  nicht  etwa  schon  von  Amtswegen  ins  Ver- 
handlungsprotokoll in  gedrängter  Fassung  au%enommen  sind.  In 
Rechnungs-  und  Vermögensauseinandersetzungsprozessen  kann  das  Gre- 
richt  nach  Beginn  der  meritorischen  Verhandlung  vorerst  ein  vor- 
bereitendes Verfiihren  vor  einem  beauftragten  Richter  anordnen. 

Das  Beweisverfahren  erfolgt  im  Zuge  der  mtlndlichen  Verhandlang. 
Keines  Beweises  bedürfen  Thatsachen,  welche  durch  Geständnis  aafser 
Streit  gestellt  oder  offenkundig  sind.  Die  Beurteilung  der  Wahrheit 
oder  Unwahrheit  einer  Thatsache  erfolgt  auf  Grund  freier  Beweis- 
würdigung. Die  Beweisaufnahme  wird  durch  Beweisbeschlufs  an- 
geordnet, an  den  das  Gericht  indes  im  weiteren  Verlaufe  der  Verhand- 
lung nicht  gebunden  ist.  Die  Beweisaufnahme  findet  in  der  R^el  vor 
dem  erkennenden  Gerichte,  nur  ausnahmsweise  vor  dem  beauftragten 
oder  ersuchten  Richter  statt.  Beweismittel  sind:  Zeugen,  Urkunden, 
Augenschein,  Sachverständige,  eidliche  Vernehmung  der  Partei  und 
Parteieneid.  Die  eidliche  Vernehmung  der  Partei  kann  nur  dann  an- 
geordnet werden,  wenn  andere  Beweismittel  nicht  zu  Gebote  stehen. 
Die  Vernehmung  erfolgt  zunächst  unbeeidet,  und  zwar  durch  Befragung 
der  Parteien  über  die  in  Rede  stehenden  Thatsachen.  Unbeeidet 
können  über  dieselbe  Thatsache  beide  Parteien  vernommen  werden, 
nach  der  Vernehmung  aber  hat  das  Gericht  zu  entscheiden,  welche 
Partei  zur  eidlichen  Bekräftigung  ihrer  Aussage  zuzulassen  sei.  Parteien- 
eid findet  statt,  wenn  die  Parteien  dahin  übereinkommen,  dafs  die 
Wahrheit  oder  Unwahrheit  einer  Thatsache  vom  Eide  einer  Partei  ab- 
hängig gemacht  werden  soll. 

Die  gerichtlichen  Entscheidungen  erfolgen  entweder  in  der  Form 
von  Urteilen  oder  Beschlüssen  (Bescheiden).  Arten  des  Urteils  sind 
das  Endurteil,  das  Teil-,  Zwischen-  und  Ergänzungsurteil.  In  allen 
andern  Fällen  entscheidet  das  Gericht  mit  Bescheid.  Die  ErfUllungs- 
frist  ist  im  Urteile  mit  15,  in  Bescheiden  mit  8  Tagen  festzusetzen. 

6.  Prozefs kosten.  Der  Kostenersatz  ist  der  unterliegenden 
Partei  aufzutragen.  Bei  teilweisem  Obsiegen  sind  die  Kosten  in  der 
Regel  zu  verteilen  oder  gegenseitig  aufzuheben.  Hat  der  Beklagte  zum 
Prozefs  keinen  Anlafs  gegeben  und  die  Klagsforderung  bei  der  ersten 
Verhandlung  anerkannt,  so  hat  die  gesamten  Kosten  der  obsiegende 
Kläger  zu  erstatten.  Im  einzelnen  folgt  der  Entwurf  der  öster- 
reichischen C.P.O. 

7.  Versäumnis,  Wiedereinsetzung  und  Einspruch. 
Die  Folgen    des  Versäumnisses    sind    verschieden    nach   je  nach   dem 


Der  Entwurf  einer  nngariachen  Cmlprosefsordnang.  189 

Stedinm,  in  dem  sich  der  Ph)zers  befindet  Die  Versttumung  des 
Termins  zur  Prozefsaafoahme  durch  eine  Partei  berechtigt  den  Klftger 
nur  Erwirkung  des  Versftnmnisarteils  gegen  den  Beklagten  im  Sinne 
des  Klageinhaltes;  den  Beklagten  aber,  die  Anfhebnng  der  Ladung  zu 
bahren.  —  Versäumung  des  Termins  zur  meritorischen  Verhandlung 
bmehtigt  nicht  zur  Fällung  des  Kontumazurteiles ,  vielmehr  ist  die 
Verhandlung  bezw.  deren  Fortsetzung  abzuhalten  und  hierbei  auf  die 
Eigebnisse  früherer  Verhandlungen  oder  Beweisaufiiahmen  Rttcksicht 
m  nehmen,  auf  neues  Vorbringen  nur  insoweit,  als  es  der  abwesenden 
Partei  vorher  durch  vorbereitenden  Schriftsatz  mitgeteilt  wurde. 

Gegen  unverschuldete  Versäumung  von  Fristen  oder  Terminen 
findet  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  gegen  das  beim  Termin 
zur  Prozefsaufiiahme  vom  Kläger  erwirkte  Kontumazurteil  Einspruch 
statt,  welcher  analog  dem  deutschen  Rechte  geregelt  ist 

E^rscheint  zu  einem  Verhandlungstermin  keine  der  Parteien,  so  ruht 
das  Verfiihren  und  kann  um  Anberaumung  eines  neuerlichen  Termins 
eist  nach  drei  Monaten  angesucht  werden. 

8.  Rechtsmittel,  a)  Gegen  erstinstanzliche  Urteile  ist  binnen 
15  Tagen  Beruftmg  zulässig,  sofern  der  Streitwert  100  K.  Übersteigt. 
Dieselbe  geht  in  Bezirksgerichtsprozessen  an  den  Gerichtshof,  in  Ge- 
riehtshofsprozessen  an  die  königl.  Tafel.  Ihre  Erledigung  erfolgt  ent- 
weder auf  Grund  mündlicher  Berufungsverhandlung ,  für  welche  das 
jus  navonun  wie  in  der  Reichs-CP.O.  gilt  (volle  Berufung);  oder  auf 
Grand  öffentlichen  Vortrags  durch  einen  Berichterstatter  (falls  die 
Parteien  auf  Anordnung  einer  mündlichen  Berufungsverhandlung  ver- 
sichten). 

b)  Revision  ist  statthaft  gegen  Urteile  der  Berufungsgerichte,  sofern 
der  Wert  des  Streitgegenstandes  400  K.  übersteigt  und  die  Revision 
sich  nicht  gegen  zwei  gleichlautende  Urteile  richtet.  Als  Revisions- 
gericht fungiert  über  die  königl.  Tafeln  die  königl.  Kurie,  über  die 
königl.  Gerichtshöfe  als  Berufungsgerichte  die  königl.  Kurie  oder  die 
kOnigl.  Tafel,  je  nachdem  der  Wert  des  Streitgegenstandes  1000  K. 
flbersteigt  oder  nicht.  Revisionsgrund  kann  nur  die  unrichtige  An- 
wendung einer  Rechtsnorm  sein.  Die  Revision  wird  in  mündlicher 
Bevisionsverhandlung  auf  Grund  des  Vortrages  eines  Berichterstatters 
erledigt 

Revision  ist  femer  zulässig  gegen  erstinstanzliche  Urteile  der 
Benrksgerichte  in  Rechtssachen  bis  100  K. ,  in  welchem  Falle  die 
Revision  vom  Übergeordneten  königl.  Gerichtshof  auf  Grund  öffentlichen 
Vortrags  der  Sache  erledigt  wird. 

c)  Gegen  Endbescheide  ist  Beschwerde  statthaft,  sofern  dieselbe 
nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist,  gegen  die  im  Laufe  des  Ver- 
Mirens  erlassenen  Bescheide  aber  nur  insofern,  als  die  Beschwerde  im 
Gesetz  ausdrücklich  zugelassen  ist  Beschwerde  ist  weiters  unzulässig 
gegen  bestätigende  Beschlüsse  der  zweiten  Instanz,  sowie  gegen  ab- 
lodernde  Beschlüsse  derselben,  sofern  das  Gesetz  die  Beschwerde  an 
die  dritte  Instanz  nicht  ausdrücklich  gestattet 
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9.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens.  Gegen  rechts- 
kräftige Urteile  ist  Wiederaufnahmsklage  ssulftssig,  wenn  die  Zusammen- 
setzung des  Gerichtes  ungesetzlich,  die  Parteien  nicht  prozefsf^hig  oder 
gar  nicht  vertreten  waren,  wenn  das  Urteil  durch  8tra%e6etzlich  ver- 
botene Handlungen  herbeigeführt  wurde,  endlich  im  Falle  Auftauchenfl 
von  nova.  Sie  vereinigt  somit  die  Funktion  der  Wiederaufhahms-  mit 
der  der  Nichtigkeitsklage. 

10.  Bezirksgerichtliches  Verfahren.  Die  Bestimmungen 
^r  das  Gerichtshofeerfahren  sind  im  Verftihren  vor  den  Bezirksgerichten 
analog  anzuwenden ,  mit  einigen  Abweichungen ,  welche  der  £.  nicht 
wie  die  deutsche  und  österreichische  C.P.O.  in  einem  eigenen  Kapitel 
zusammenfafst,  sondern  an  den  entsprechenden  Stellen  des  Gerichtshof- 
Verfahrens  einfügt.  Die  wichtigsten  sind :  das  Einschreiten  eines  Einzel- 
richters, Gestattung  des  mündlichen  Anbringens  der  Klage  sowie  anderer 
Antrtige,  Mangel  vorbereitender  Schriftsätze,  Vornahme  der  meritorischen 
Verhandlung  schon  im  ersten  Termin  nach  Streiteinlassung  des  Be- 
klagten. 

11.  Besondere  Verfahrensarten.     Dieselben  sind: 

a)  Summarisches  Besitzstörungs-  und  Grenzstreitverfahren; 

b)  Mahnverfahren  (dem  österreichischen  Mahnverfahren  nachgebildet); 

c)  Mandatsverfahren  auf  Grund  von  Wechseln,  kaufmännischen  An- 
weisungen und  Verpflichtungsscheinen.  Dasselbe  besteht  in  der 
Erlassung  eines  Zahlungsauftrages  an  den  Beklagten,  der,  wenn 
nicht  binnen  drei  Tagen  Einwendungen  erhoben  werden,  in 
Rechtskraft  erwächst.  Über  erhobene  Einwendungen  ist  Termin 
zur  mündlichen  Verhandlung  anzuordnen,  auf  Ginind  welcher  das 
Gericht  mit  Urteil  entscheidet,  ob  der  Zahlungsauftrag  aufrecht- 
erhalten oder  aufgehoben  wird; 

d)  Bestandverfahren  (insbes.  Kündigung  und  Einwendungen  gegen 
dieselbe) ; 

e)  Verfahren  in  Ehesachen; 

f)  Verfahren  behufs  Anfechtung  der  Ehelichkeit  eines  Kindes; 

g)  Verfahren  behufs  Verlängerung  der  Minderjährigkeit,  Kuratels- 
aufhebung  und  Einstellung  der  Ausübung  der  väterlichen  Gewalt 
(im  wesentlichen  der  Reichs-C.P.O.  nachgebildet); 

h)  Todeserklärungsverfahren ; 
i)  Schiedsver&hren. 

II. 

1.  Zuständigkeit  ungarischer  Gerichte  für  Klagen 
gegen  Ausländer  oder  im  Ausland  befindliche  Beklagte. 

a)  Gerichtsstand  des  letzten  Wohnsitzes.  Ungarische 
Staatsbürger  behalten  den  Gerichtsstand  ihres  letzten  inländischen  Wohn- 
sitzes, wenn  sie  im  Auslande  Exterritorialität  geniefsen  oder  als  Beamte 
des  ungarischen  Staates  oder  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
im  Auslande  angestellt  sind;  in  Ermangelung  dessen  gelten  sie  als  im 
IV.  Bezirke  von  Budapest  wohnhaft  (§  23  E.).     Den  allgemeinen  Ge- 
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riehtSBtand  jener  Personen,  welche  keinen  Wohnsitz  haben,  bestimmt 
ihr  Aufenthaltsort,  und  wenn  dieser  unbekannt  ist  oder  sich  im  Aus* 
lande  befindet,  der  letzte  Wohnsitz.  Derselbe  Gerichtsstand  gilt  für 
die  Enratelsverhttngung  und  Todeserklärung  (§§  772,  787  E.). 

b)  Gerichtsstand  des  Vermögens.  In  Termögensrechtlichen 
Prozessen  gegen  Personen,  die  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  haben,  ist 
mangels  eines  ausschliefslichen  Gerichtsstandes  auch  jenes  Gericht  zu- 
BtSndig,  in  dessen  Sprengel  der  Streitgegenstand  oder  ihr  exekutions- 
ftbiges  Vermögen  sich  befindet  (bei  Forderungen  der  Wohnort  des 
Drittschuldners). 

c)  Gerichtsstände  der  Beschäftigung  und  Nieder- 
lassung (§§  29,  31  £.)• 

d)  Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes.  Prozesse  auf 
Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens,  auf  Erfüllung  oder 
Aufhebang  des  Vertrages,  können  auch  bei  dem  Gerichte  jenes  Ortes 
angestrengt  werden,  wo  die  streitige  Verpflichtung  auf  Grund 
schriftlicher  Vereinbarung  zu  eridllen  ist,  in  Ermangelung 
einer  schriftlichen  Vereinbarung  aber  vor  dem  Gerichte  des  Erfüllungs- 
ortes nur  dann,  wenn  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Zustellung  der  Ladung 
auf  dem  Gebiete  dieses  Gerichtes  sich  aufhält  (§  32  E.).  Ebenso 
können '  Wechselklagen  vor  dem  Gerichte  des  Zahlungsorten  angestrengt 
werden  (§  33  E.). 

e)  Gerichtsstand  der  Buchführung.  Forderungen  von 
protokollierten  Kaufleuten  gegen  protokollierte  Kaufleute 
können,  fiills  der  bezügliche  beglaubigte  Buchauszug  vorgelegt  wird, 
mnerhalb  zehn  Jahren  vom  Datum  der  letzten  Eintragung  an  gerechnet, 
Tor  dem  Gerichte  des  Ortes  der  Buchführung  eingeklagt  werden 
(§  34  E.).  Das  Erfordernis  der  Protokollierung  bedeutet  eine  wesent- 
liche EinschrtUikung  gegenüber  dem  bisherigen  Kochte,  gegen  welche 
die  Vertretungen  der  ungarischen  Kaufmannschaft  bereits  Stellung  ge- 
nommen haben. 

f)  Gerichtsstände  der  Vermögensverwaltung,  des 
Deliktes  und  der  belegenen  Sache. 

g)  Gerichtsstand  der  Advokatenkosten.  Prozesse,  welche 
die  Auslagen  und  Gebühren  eines  Advokaten  zum  Gegenstand  haben, 
können  auch  vor  jenem  Gerichte  angestrengt  werden,  in  dessen  Sprengel 
der  Advokat  seine  Kanzlei  hat  Dies  gilt  auch  für  die  Kosten- 
forderung des  von  einem  andern  Anwalte  substituierten  Advokaten 
(§  45  E.). 

h)  forum  prorogatum.  In  vermögensrechtlichen  Prozessen  ist 
mangels  eines  ausschliefslichen  Gerichtsstandes  auch  jenes  Gericht  zu- 
ständig, dem  sich  der  Beklagte  unterwirft.  Die  Unterwerfiing  ist  nur 
dann  wirksam,  wenn  sie  der  Beklagte  entweder  im  Prozesse  ausdrücklich 
erUirt,  oder  wenn  diese  Erklärung  in  einer  öffentlichen  oder  in  einer 
^cnhändig  geschriebenen  und  unterschriebenen,  oder  vor  zwei  Identitäts* 
ssigen  untflorfertigten  oder  beglaubigten  Privaturkunde  enthalten  ist, 
sieh  auf  Streitigkeiten  aus  einem  bestimmten  Rechtsverhältnisse  bezieht 
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und  die  Zustündigkeit  auf  ein  beBtimmtes  inlAndiBches  Greiicht  ttbeitrilgt 

(§  46  E.). 

i)  Gerichtsstand  der  Gegenseitigkeit.  Wenn  in  einem 
andern  Staate  gegen  ungarische  Staatsbürger  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen die  Klage  auch  vor  einem  Gerichte  angestrengt  werden  kann, 
welches  nach  diesem  Gesetze  in  derlei  Prozessen  überhaupt  nicht  oder 
nicht  in  solcher  Weise  zostündig  wäre,  kann  gegen  Angehörige  des 
betrefibnden  Staates  aufser  den  in  diesem  Gesetze  begründenden  Gerichts- 
ständen  auch  jener  G^chtsstand  angewendet  werden  (§  47  £.  =  §  101 
österreichische  Jorisdiktionsnonn). 

k)  Gerichtsstand  der  Widerklage  (§  197  E.). 

1)  Gerichtsstand  für  Ehestreitigkeiten.  Für  Klagen 
auf  Nichtigkeit,  Anfechtung,  Auflösung  oder  Scheidung  einer  Ehe  ist 
das  forum  domiaJlAi  des  Mannes,  wenn  dieser  aber  in  Ungarn  keinen 
Wohnsitz  hat,  das  der  Frau  zuständig.  Ist  von  den  im  Auslände 
wohnhaften  Eheteilen  der  eine  ungarischer  Staatsbüiger,  oder  klagt 
eine  in  Ungarn  nicht  wohnhafte  Frau  eines  Ausländers,  welche  vor 
ihrer  in  Ungarn  erfolgten  Eheschliefsung  ungarische  Staatsbürgerin  war 
(§  117  G.A.  XXXI:  1894)  auf  Ungültigkeit  der  Ehe,  so  gilt  der 
IV.  Bezirk  von  Budapest  als  ihr  Wohnort  (§  670  E.).  In  Ehe- 
prozessen von  Ausländem  ist,  sofern  Urteile  ungarischer  Gerichte  im 
Heimatstaate  der  Eheleute  als  wirksam  anerkannt  werden  (§116  cit), 
das  forum  domicüii  derselben,  bezw.  des  Beklagten  oder  ihres  letzten 
gemeinsamen  Wohnsitzes  ausschliefslich  zuständig  (§  671  E.). 

Verboten  ist,  im  Falle  der  Streitgenossenschaft,  in  welchem  der 
Kläger  sonst  unter  den  allgemeinen  Gerichtsständen  der  mehreren  Be- 
klagten die  Wahl  hat,  den  Hauptverpflichteten ,  der  im  Inlande  einen 
allgemeinen  Grerichtsstand  hat,  unter  den  Gerichtsstand  eines  aus- 
ländischen Gerichtes  zu  bringen  (§  782). 

2.  Persönliche  Fähigkeit,  Rechte  und  Beschrän- 
kungen der  Ausländer. 

a)  Partei-  und  Prozefsfähigkeit  Dieselbe  ist  gemäfs 
den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  nach  dem  Rechte  des 
Heimatsstaates  der  Partei  zu  beurteilen.  Doch  kann  der  Mangel  der 
Prozefsfähigkeit  eines  Ausländers  nicht  berücksichtigt  werden,  wenn 
ihm  diese  Fähigkeit  nach  dem  Rechte  des  Prozefsgerichtes  zukommt 
Hierdurch  wird  jedoch  das  E^schreiten  des  nach  dem  ausländischen 
Rechte  berechtigten  gesetzlichen  Vertreters  ftlr  die  Partei  nicht  aus- 
geschlossen (§75  E.).  Die  im  Auslande  ausgestellte  Vollmacht  zur 
Prozefsftthrung  ist  in  einer  öffentlichen  oder  in  einer  legalisierten  Privat- 
urkunde zu  erteilen  (§  100  E.). 

b)  Exterritorialität  Für  Exterritoriale  sind  die  ungarischen 
Gerichte,  sofern  sie  sich  diesen  nicht  freiwillig  unterwerfen,  nur  in  Bezug 
auf  die  in  Ungarn  gelegenen  Immobilien  zuständig  (§12  E.).  Zu» 
Stellungen  an  solche  Personen  erfolgen  im  Wege  des  Justizministeriums 
(§  179  E.). 
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e)  ArmenrechL  AaslUndeni  wird  das  Armenrecht  nur  unter 
der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  gewährt  Ist  diese  zweifelhaft, 
80  hat  das  G^ericht  die  Äufserung  des  Justizministeriums  einzuholen, 
welche  dann  ftkr  daa  Gericht  bindend  ist 

d)  Sicherheitsleistung  für  die  Prozefskosten.  Deraus- 
IXndische  Kläger  hat  auf  Begehren  des  Beklagten  ftlr  die  Prozefskosten 
und  Urteilsgebtthren  Sicherheit  zu  leisten,  ausgenommen,  wenn  in  jenem 
Staate,  dem  der  Kläger  angehört,  ungarische  Staatsbürger  im  gleichen 
Falle  zur  Sicherheitsleistung  nicht  verpflichtet  sind.  Ist  letzterer  Um- 
stand zweifelhaft,  so  hat  das  Gericht  die  Äufserung  des  Justizministers 
emzuholen,  welche  dann  ftlr  das  Gericht  bindend  ist  (§  123  E.). 
Das  Gleiche  gilt  für  den  Fall,  dafs  der  ungarische  Kläger  während 
des  Prozesses  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  verliert  Die  Höhe  der 
Kautionssumme  bestimmt  das  Gericht;  dieselbe  ist  in  Bargeld  oder 
kaationsfllhigen  Wertpapieren  zu  leisten.  Insolange  die  Kaution  nicht 
bestellt  ist,  kann  der  Beklagte  die  Streiteinlassung  verweigern.  Giebt 
das  Grericht  der  aus  diesem  Grunde  erhobenen  prozefshindemden  Ein- 
rede statt,  so  gilt  das  Verßthren  als  eingestellt,  falls  der  Kläger  nicht 
hinnen  acht  Tagen  von  Rechtskraft  des  Urteils  an  die  Kautionssumme 
hinterlegt  oder  sich  darüber  mit  dem  Beklagten  einigt. 

3.    Rechtshilfe. 

a)  Im  allgemeinen.  Requisitionen  sind  an  das  Bezirksgericht 
zu  richten,  auf  dessen  Sprengel  die  requirierte  Rechtshandlung  zu  voll- 
ziehen 18t  (§  17  E.).  Sie  sind  abzulehnen,  wenn  die  Gerichtshandlung 
im  Requisitions  wege  überhaupt  nicht  vollzogen  werden  kann. 
Requisitionen  ansländischer  Gerichte  sind  nur  unter  der  Voraussetzung 
der  G^enseitigkeit  zu  vollziehen,  sofern  nicht  Staatsverträge  etwas 
anderes  festsetzen.  Ist  die  Gegenseitigkeit  zweifelhaft,  so  ist  die 
Anfiiening  des  Justizministeriums  einzuholen,  welche  für  das  Gkricht 
bindend  ist  Die  Amtshandlung  erfolgt  nur  nach  den  ungarischen  Ge- 
letzen.  Es  kann  aber  auch  das  im  ausländischen  Rechte  begründete 
Voi&hren  auf  Verlangen  des  ersuchenden  Gerichtes  beobachtet  werden, 
iTBon  dieses  Verüahren  mit  einem  inländischen  verbietenden  Gesetze 
sieht  in  Widerspruch  steht  Über  die  grundlose  Verweigerung  der 
Beehtshilfe  entscheidet  über  Beschwerde  die  vorgesetzte  königL  Tafel.  — 
Die  im  Auslande  zu  vollziehenden  Requisitionen  sind  seitens  der 
ungarischen  Gerichte  an  die  in  den  Staatsvertiägen  bezeichneten  Be- 
bftrdon,  mangels  eines  Staatsvertrages  aber  an  die  in  der  gegen- 
seitigen Praxis  festgesetzten  Behörden  zu  richten.  In  den  übrigen 
Rülen  erfolgt  die  Requisition  im  Wege  des  Justizministeriums.  Die 
Gerichte  haben  über  jene  FäUe,  in  welchen  die  ausländischen  Gerichte 
keine  Gegenseitigkeit  üben,  dem  Justizminister  Bericht  zu  erstatten 
{§§  Iß— 21  E.). 

b)  Zustellung.  Zustellungen,  welche  aufserhalb  Ungarns  zu 
erfolgcai  haben,  geschehen  nach  den  Vorschriften  der  internationalen 
Vertage,  der  bestehenden  Gegenseitigkeit  und  den  diesbezüglich  mafs- 
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gebenden  anderweitigen  Vorschriften,  in  deren  Ermangelung  aber  im 
Wege  des  JostizminiBteriams.  Die  Ottltigkeit  der  aufserhalb  Ungains 
bewirkten  Zustellungen  kann  auf  Grund  des  Gesetzes  des  ZuBtellungB- 
ortes  nicht  angefochten  werden,  wenn  die  Zustellung  den  Vorschriften 
der  C.P.O.  entspricht  (§  178  £.)•  Siehe  femer  das  ad  a  Gesagte, 
sowie  oben  ad  2  b. 

c)  Beweisaufnahm  en:  d)  in  Ungain  auf  Requisition  aus- 
ländischer Gerichte.  In  diesem  Falle  entscheidet  der  ersuchte  Richter 
auch  über  jene  Fragen,  welche  andernfalls  dem  Prozeisgerichte  zu- 
gewiesen sind  (Berechtigung  der  Zeugni s Weigerung ,  Anordnung  von 
Urkundenvorlage  durch  Zeugen  u.  a.). 

ß)  im    Auslande    auf   Requisition    ungarischer    Gerichte.      Ist  die 
Beweisaufnahme  im  Auslande  zu  bewerkstelligen,  so  wird  das  Brauchen 
durch    den    Vonitzenden    entsprechend    den    dem    betreffenden    Staate 
gegenüber    geltenden    Vorachriften    veranlafst.      Insofern    die    Parteien 
nicht   erklären,   dafs   sie   bei  der  Beweisaufnahme  nicht  anwesend  sein 
wollen,    ist   die   betreffende  Behörde   auch  zu  erauchen,   Zeit  und  Ort 
der    Beweisaufnahme    rechtzeitig    mitzuteilen.      Auf  Antrag    einer  der 
Parteien  kann  das  Gericht  anordnen,    dafs  das  Erauchschreiben  behufe 
Betreibung    der   DurchfUhrung    der   beweisführenden  Partei    übergeben 
werde,    oder   es   kann   die   beweisführende  Partei   anweisen,    über  die 
Beweisaufoahme     eine    den    Gesetzen    des    betreffenden    Staates    ent- 
sprechende  öffentliche  Urkunde  beizubringen.     In  diesem  Falle  ist  der 
Partei   zur  Vorlage  der  Akten  über  die  Beweisaufnahme  eine  Frist  za 
geben,    nach   deren  fruchtlosem  Verlaufe  jede   der  Parteien   verlangen 
kann,    dafs   zor   Fortsetzung  der  Verhandlung  ein  Termin   anberaumt 
werde.    Die  Akten  über  die  Beweisaufnahme  können  in  einem  solchen 
Falle    nur   insofern  berücksichtigt  werden,    ak   hierdurch   der    Schlufs 
des  Verfahrens  keine  Verzögerung  erleidet    Die  beweisftlhrende  Partei 
ist  verpflichtet,    im   Falle  des  vorigen   Absatzes   die  Gegenpartei  von 
Zeit  und  Ort  der  Beweisaufnahme  rechtzeitig  zu  venllLndigen,  widrigens 
das  Gericht  darüber  entscheidet,  inwieweit  die  Beweisaufnahme  benutzt 
werden   dürfe.  —  Auf  Antrag  des  Gegnen  kann  das  Gericht  von  der 
Anordnung  einer  im  Auslande   zu   bewirkenden  Beweisaufnahme  ganz 
absehen,  wenn  es  sich  nach  Anhörung  der  Parteien  als  wahrscheinlich 
erweist,  dafs  die  Anordnung  der  Beweisaufnahme  zu  keinem  Ergebnisse 
führen  werde.    Steht  aber  zu  befürchten,  dafs  die  im  Auslande  zu  be- 
wirkende Beweisaufnahme  die  Beendigung  des  Prozesses  aufserordentlicb 
verzögern   würde,   so    kann  das  Gericht  schon  bei  Anordnung  der  Be- 
weisaufiiahme   einen    Termin    zur    Fortsetzung   der  Verhandlung   fest- 
setzen. —  Alle   diese  Bestimmungen   sind  jedoch  unanwendbar,   wenn 
die  Beweisaufiiahme  in  Osterreich  oder  in  Bosnien  und  der  Herzegowina 
zu  bewirken  ist 

Entspricht  die  im  Auslande  bewirkte  Beweisau^ahme  dem  unga- 
rischen Gesetze,  so  kann  das  Gericht  dieselbe  auch  dann  berücksichtigen, 
wenn  ihre  Gültigkeit  auf  Grund  der  Gesetze  des  Aufimhmsortes  an- 
fechtbar ist  (§§  299,  300  E.). 
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d)  Wirksamkeit  and  Vollstreckang  ausländischer 
Urteile  in  Ungarn.  Dem  Urteile  eines  ausländischen  Gerichtes  ist 
die  Gültigkeit  zu  versagen: 

1)  wenn  nach  den  ungarischen  Gesetzen  kein  Gericht  des  Staates, 
auf  dessen  Gebiete  das  Urteil  geschöpft  wurde,  zuständig  war; 

2)  wenn  die  verurteilte  Partei  ungarischer  Staatsbtlrger  ist  und  sich 
in  den  Prozefs  infolge  Nichterscheinens  nicht  eingelassen  hat, 
ausgenommen,  wenn  ihr  die  Ladung  zu  eigenen  Händen  oder 
infolge  Requisition  im  Wege  eines  inländischen  Gerichtes  Ordnung»- 
mäfsig  zugestellt  worden  ist; 

3)  wenn  die  Partei  ungarischer  Staatsbtlrger  ist  und  von  der  Teil- 
nahme am  Prozesse  infolge  von  Unregelmäfsigkeiten  des  Ver- 
fahrens ausgeschlossen  war; 

4)  in  Prozessen,  welche  den  persönlichen  Stand  eines  ungarischen 
Staatsbürgers  betreffen; 

h)  wenn   die  Anerkennung  der   Gültigkeit  des  Urteiles   der  öffent* 
liehen  Sittlichkeit   oder   dem  Zwecke  eines  ungarischen  Gesetaes 
widerstreitet; 
6)  wenn   mit  dem  Staate,    dessen  Gericht  das  Urteil  geschöpft  hat^ 
in  dieser  Beziehung  keine  G^enseitigkeit  besteht,  ausgenommen, 
wenn   das   Urteil   nicht   in  einem   vermögensrechtlichen  Prozesse 
geschöpft  wurde  und  für  den  Prozefs  kein  inländisches  Gericht  zu- 
ständig ist  (§  433  £.)• 
Über   die  Volbtreckbarkeit   ausländischer  Urteile  enthält  der  Ent- 
wurf keine  Bestimmungen;   dieselben  werden  in  dem  in  Ausarbeitung 
befindlichen  Entwürfe  einer  Ezekutionsordnung  enthalten  sein. 

Eine  besondere  Normierung  erftlhrt  der  Einflufs  ausländischer 
Urteile  oder  im  Auslände  angebrachter  Klagen  in  Ehesachen  ftlr  den 
Fall,  als  nach  Urteilsfällung,  bezw.  Rlagsanstrengung  die  Eh^atten 
die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erlangt  haben.  Hatte  das  ausländische 
rechtskräftige  Urteil  die  Scheidung  der  Ehe  von  Tisch  und  Bett  aus- 
gesprochen, so  kann,  wenn  die  Scheidungsgründe  zugleich  Auflösungs- 
grlüide  im  Sinne  des  ungarischen  Ehegesetzes  sind  (§115  G.A.  XXXI : 
1894),  nach  zwei  Jahren  von  Rechtskraft  des  Urteiles  an  vor  dem 
angarischen  Gerichte  auf  Auflösung  der  Ehe  geklagt  werden.  Das 
Q^cht  hat  in  diesem  Falle  auf  die  Prilfung  der  Wahrheit  des  vom 
ausländischen  Gerichte  in  seinem  Urteile  festgestellten  Scheidungsgrundes 
nicht  mehr  einzugehen  (§  715  E.). 

Wurde,  bevor  die  Ehegatten  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  er- 
langten, ein  Eheprozefs  vor  einem  ausländischen  Gericht  angestrengt, 
und  befindet  sich  derselbe  noch  im  Zuge,  so  ist  zwar  binnen  gewisser 
Fristen  eine  neuerliche  Klage  vor  dem  ungarischen  Gerichte  anstrengbar. 
es  ist  jedoch  die  vorherige,  sonst  vorgeschriebene  Vornahme  von  Ver- 
•Ohnungsversuchen  nicht  erforderlich,  wenn  sie  schon  im  Auslande  ver- 
geht worden  war;  es  kann  weiters  von  der  vorläufigen  Absonderung 
^  Gktten  abgesehen  werden,  wenn  schon  das  ausländische  Geriebt 
sie  angeordnet    hat,    und    endlich    kann    das    ungarische  Gericht   die 
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Das  internationale  Privatrecht  im  Japanischen  Civii- 

gesetzbuch. 

Von  TM.  Mlemejrer, 

Das   im  Mibrz  1899   publizierte  und  am  16.  Juni  1899  in  Kraft 

tretene  CiTÜgeBetzbuch  für  das  Kaiserreich  Japan  selbst  enthält  keine 

.  xilfikation  des  internationalen  Privatrechts.    Intematiooalprivatrechtlich 

i'l  jedoch   die  nachfolgend   (anter   1.)   mitgeteilten   Vorschriften   der 

rtikel  49  und  1086  des  Gesetzbuches. 

Dagegen  enthalt  ein  im  Juni  1898  publiziertes  Gesetz,  „betreffend 

:e  Anwendung   der  Rechtsvorschriften  im  allgemeinen",   welches  nach 

Mitteilung  der  Kaiserlichen  Japanischen  Gesandtschaft  in  Berlin  gleichfalls 

'Itdem   in  Kraft  getreten  ist  (der  Geltungsbeginn  ist  im  Gesetz  selbst 

Kaiserlicher  Order  vorbehalten)   eine  Kodifikation   des   internationalen 

Privatrechts,  welche  nachfolgend  (unter  2.)  mitgeteilt  ist. 

£b  bietet  Interesse,  mit  diesen  Bestimmungen  diejenigen  zu  ver- 
gleichen, welche  in  dem  später  nebst  der  ganzen  Kodifikation  suspen- 
dierten und  nunmehr  durch  das  vorher  genannte  G^etz  ersetzten  ent- 
sprechenden Gesetz  von  1891  enthalten  waren  und  welche  nachstehend 
(nnter  8.)  mitgeteilt  sind. 

Die  Übersetzung  ist  nach  dem  englischen  Text  gefertigt.    Letzterer 
ist  fllr  die  nunmehr  in  Geltung  stehenden  Gesetze  enthalten  in: 
The  civil  Code  of  Japan,    Translated  hy  Dr.  LSnhcHm ,  FrofesMr 
at  the  Imperial   University  Tokyo.    Bremen   (ohne  Jahr),  Max 
Nöesler, 
wihrend  die  deutsche  Ausgabe: 
Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  Japan.  Übersetzt  von  Dr.  X.  Lönholm  etc. 
3  Bde.,   Tokyo    1896,  1898    (zu   haben    Bd.    1    und    2   in    der 
Rossbergschen  Buchhandlung  in  Leipzig,  Bd.  3  bei  Max  Nössler  in 
Bremen), 
das  bezeichnete  Nebengesetz  nicht   enthält.     Der  Entwurf  von   1891 
hat  mir  im  Jahre  1894   in  einem  Exemplar  ohne  Druckort  und  Jahr 
in  der  Bibliothek  des  Comite  de  legislation  itranghre  in  Paris  vorgelegen. 

1.   Bttrererliches  Gesetzbucli. 

Art.  49. 

Abs.  2.  Wenn  eine  ausländische  juristische  Person  zum  erstenmal 
sine  Geschäftsstelle  im  Inland  errichtet,   so  kann  die  Entstehung  der 
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juristischen   Person   Dritten    gegenüber    erst   geltend   gemacht  werden, 
nachdem   sie  ihre  Eintragung  am  Orte  der  Geschäftsstelle  erwirkt  hat. 

Art.  1086. 

Wenn    ein   Japaner,    der  sich  an   einem  Orte   befindet,    wo  ein 

japanischer  Konsul  seinen  Sitz  hat,  seinen  letzten  Willen  im  Wege  der 

öffentlichen  Urkunde  oder  der  Oeheimurkunde   errichten   will,   so  übt 
der  Konsul  das  Amt  des  Notars  aus. 

2.   Gesetz,  betreffend  die  Anwendung:  der  Rechts- 
vorschriften im  allgremeinen,  von  1898. 

Art.  8. 

Die  Rechts-  und  HandlungsfiLhigkoit  (capacity)  einer  Person  richtet 
sich  nach  ihrem  Heimatrecht  (law  of  his  nationälity). 

Wenn  ein  Fremder  in  Japan  einen  Rechtsakt  vernimmt,  wozu  er 
nach  seinem  Heimatrecht  nicht  die  Fähigkeit  besitzen  würde,  so  gilt 
er  trotz  vorstehender  Bestimmung  als  fUhig,  sofern  er  es  gemäüs  dem 
japanischen  Recht  sein  wflrde. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes  finden  keine  An- 
wendung auf  familienrechtliche  und  erbrechtliche  Akte  und  auf  Rechts^ 
akte,  welche  sich  auf  im  Ausland  belegene  Immobilien  beziehen. 

Art.  4. 

Die  Grtlnde,  aus  welchen  eine  Person  entmündigt  werden  kann, 
werden  durch  ihr  Heimatrecht  bestimmt,  die  Wirkung  der  Entmündigung 
durch  das  Recht  des  Landes,  wo  diese  erfolgt  ist. 

Wenn  für  einen  Ausländer,  der  sein  Domizil  oder  seinen  Aufent* 
halt  in  Japan  hat,  ein  Entmündigungsgrund  nach  seinem  Heimatrecht 
vorliegt,  kann  das  Gericht  die  Entmündigung  aussprechen,  auch  wenn 
das  japanische  Recht  solchen  Grund  sonst  nicht  anerkennt 

Art.  5. 

Die  Bestimmungen  des  vorbeigehenden  Artikels  finden  auf  Personen, 
denen  ein  Kurator  bestellt  ist  (quasi  incompetent  personi)^  entsprechende 
Anwendung  ^). 

Art.  6* 

Wenn  es  ungewifs  ist,  ob  ein  Ausländer  lebendig  oder  tot  ist, 
kann  ein  Gericht  eine  Verschollenheitserklärung  gemäfs  dem  japanischen 
Recht  erlassen;  aber  nur  hinsichtlich  des  in  Japan  befindlichen  Ver^ 
mögens  oder  hinsichtlich  der  dem  japanischen  Recht  unterworfenen 
Rechtsverhältnisse. 


1)  „Incompetent*^   heifsen   Geisteskranke,   „quaii-incompetent"  Greistee- 
schwache,  Taube,  Blinde,  Verschwender  (Artt  7,  9  B.G.B.). 
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Art.  7. 

Die  Frage,    welches  Recht  ftkr   die  Existenz  und  Wirkung  eines 
Rechtsaktes  mafsgebend  ist,  richtet  sich  nach  der  Absicht  der  Parteien. 
Wenn  solche  Absicht  nicht  festgestellt  werden  kann,  ist  das  Recht 
des  Ortes  mafsgebend,  wo  der  Akt  stattgefunden  hat. 

Art.  8. 

Die  ftir  einen  Rechtsakt  erforderliche  Form  bestimmt  sich  nach 
dem  Recht,  welches  für  seine  Wirkung  mafsgebend  ist. 

Trotz  der  vorhergehenden  Bestimmungen  sind  die  Formen  genügend, 
wdche  dem  Gesetz  des  Ortes  entsprechen,  wo  der  Akt  stattgefunden 
hat;  jedoch  findet  dieser  Grundsatz  keine  Anwendung  auf  die  Rechts- 
akte, betreffend  Begründung,  Veränderung  oder  Aufhebung  von  ding- 
lichen oder  der  Eintragung  bedtlrfenden  Rechten. 

Art  9. 

Wenn  eine  Willenserklärung  gegenüber  einer  Person  abgegeben 
wird,  welche  sich  an  einem  Ort  mit  anderem  Recht  befindet,  so  gilt 
der  Ort,  von  dem  aus  die  Erklärung  abgesendet  ist,  als  der  Ort  der 
Abgabe. 

Hinsichtlich  der  Ebdstenz  und  der  Wirkung  eines  Kontraktes  gilt 
der  Ort,  von  welchem  aus  die  Ofibrte  abgegeben  ist,  als  Ort  des  Aktes. 

Art  10. 

Rechte  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  und  Rechte, 
welche  der  Eintragung  bedtlrfen,  richten  sich  nach  dem  Recht  des 
Ortes,  wo  die  solchen  Rechten  unterworfenen  Sachen  sich  befinden. 

Erwerb  oder  Verlust  solcher  Rechte  richtet  sich  nach  dem  Recht 
des  Ortes,  wo  die  Sache  sich  in  dem  Zeitpunkt  befindet,  in  welchem 
sieh  die  Thatsachen  vollziehen,  auf  welche  solcher  Erwerb  oder  Verlust 
aeh  gründet. 

Art.  11. 

EiZistenz  und  Wirkung  einer  Obligation  aus  unbeauftragter  Ge- 
schäftsführung, ungerechtfertigter  Bereicherung  oder  unerlaubter  Handlung 
richtet  sich  nach  dem  Recht  des  Ortes,  wo  die  Thatsachen  sich  vo Il- 
aehen, welche  den  Grund  solcher  Obligation  bilden. 

Die  vorhergehenden  Bestimmungen  bezüglich  unerlaubter  Hand- 
hmgen  finden  keine  Anwendung  auf  Thatsachen,  welche  sich  im  Aus- 
lande vollziehen,  aber  nach  japanischem  Recht  keine  unerlaubte  Hand- 
Itmgen  bilden. 

Ebenso  kann,  wenn  Thatsachen,  die  sich  im  Ausland  vollziehen, 
nadi  japanischem  Recht  unerlaubte  Handlungen  sind,  die  verletzte  Partei 
daraus  keine  weiteren  Ansprüche  erheben,  als  diejenigen,  welche  das 
japanische  Recht  gewährt 
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Art.  12. 

Die  Wirkung  der  Übertragung  einer  Cession  wird  hinsichtlich 
dritter  Personen  durch  das  Recht  des  Domizils  des  Schuldners  be- 
stimmt. 

Art.  18. 

Die  Erfordernisse  der  Eheschliefsung  werden  hinsichtlich  jedes 
Beteiligten  durch  sein  Heimatrecht  bestimmt  Die  Form  wird  durch 
das  Recht  des  Ortes  der  Eheschliefsung  bestimmt. 

Die  Bestimmungen  des  vorbeigehenden  Absatzes  bertlhren  nicht 
die  Anwendung  des  Art.  777  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

Art  777  B.G.B.  bestimmt:  „Wenn  Japaner  im  Ausland  eine  Ehe  mit- 
einander eingehen,  müssen  sie  ihre  Ehesohliefsuiig  dem  Greeandten'  oder 
Konsul  des  betreffenden  Bezirkes  mitteilen.  In  diesem  Fall  finden  die  Be- 
stimmungen der  Artt.  775  und  776  entsprechende  Anwendung.^ 

Die  zuletzt  genannten  Artikel  schreiben  vor,  dafs  die  Wirkung  einer 
Eheschliefsung  erst  auf  Grund  der  Annahme  der  Mitteilung  duxck  den 
Registerbeamten  eintritt  und  dafs  letzterer  die  Mitteilung  nur  annehmen 
da^,  wenn  gewisse  zwingende  Erfordernisse  des  japanischen  Rechtes  vor- 
liegen, in  anderen  F&Uen  sie  nur  annehmen  soll,  wenn  nach  HinweiB  aof 
gewisse  Umstände,  die  Beteiligten  auf  der  Mitteilung  bestehen. 

Art.  14. 

Die  Wirkung  der  Eheschliefsung  richtet  sich  nach  dem  Heimat- 
recht des  Ehemannes. 

Wenn  ein  Ausländer  eine  Frau  heiratet,  welche  das  Haupt  eines 
Hauses  ist  und  zugleich  in  ihr  Haus  eintritt,  oder  wenn  er  der 
mukopöshi  einer  Japanerin  wird,  so  richtet  sich  die  Wirkung  solcher 
Ehe  nach  japanischem  Recht. 

Art  15. 

Das  eheliche  Güterrecht  richtet  sich  nach  dem  Heimatiecht  des 
Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschliefsung. 

Wenn  ein  Ausländer  eine  Japanerin  heiratet,  welche  das  Haupt 
eines  Hauses  ist  und  er  zugleich  in  ihr  Haus  eintritt  oder  wenn  er  der 
im^coyöshi  einer  Japanerin  wird,  richtet  sich  das  eheliche  Gtttetrecfat 
nach  japanischem  Recht. 

Art  16. 

Die  Ehescheidung  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Ehe- 
mannes zur  Zeit  der  Thatsachen,  welche  den  Ehescheidungsgruid 
bilden;  aber  das  Gericht  kann  keine  Ehescheidung  aussprechen,  wenn 
der  Eheschddungsgrund  als  solcher  vom  Japanischen  Recht  nicht  an- 
erkannt ist 

Art  17. 

Die  Legitimität  eines  Kindes  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht 
des  Ehemannes  der   Mutter   zur  Zeit   der  Geburt  des  Kindes.    Wenn 
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der  Ehemann   stirbt,    bevor  das  Kind   geboren   ist,   ist  das  Recht  des 
Staates  mafagebend,  dem  er  zuletzt  angehörte. 

Art  18. 

Die  Erfordernisse  der  Anerkennung  eines  natürlichen  Kindes 
werden  hinsichtlich  des  anerkennenden  Vaters  oder  der  anerkennenden 
Mutter  durch  deren  Heimatrecbt  zur  Zeit  der  Anerkennung  bestimmt, 
hinsichtlich  des  Kindes  durch  dessen  Heimatrecht  zur  Zeit  der  Aar 
erkennung. 

Die  Wirkung  einer  Anerkennung  richtet  sich  nach  dem  Heimat- 
lecht  des  Vaters  oder  der  Mutter. 

Art.  19. 

Die  Erfordernisse  der  Adoption  werden  bezüglich  jeder  der  be> 
teiligten  Personen  durch  deren  Heimatrecht  bestimmt 

Die  Wirkung  der  Adoption  und  deren  Aufhebung  bestimmen  sich 
nach  dem  Heimatrecht  des  Adoptierenden. 

Art  20. 

Die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  Eltern  und  Kindern  richten 
sieh  nach  dem  Heimatrecht  des  Vaters,  oder  wenn  kein  Vater  vor- 
banden ist,  nach  dem  Heimatrecht  der  Mutter. 

Art  21. 

Die  Unterhaltspflicht  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Unter- 
haltspflichtigen. 

Art.  22. 

Abgesehen  von  den  in  den  vorbeigehenden  neun  Artikeln  hervor- 
gehobenen Fällen  richten  sich  Familienverhältnisse  und  die  daraus  ent- 
stehenden Rechte  und  Pflichten  nach  dem  Heimatrecht  der  betreffenden 
Penonen. 

Art.  23. 

Die  Vormundschaft  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Mündels. 

Die  Vormundschaft  über  einen  Ausländer,  der  in  Japan  Domizil 
oder  Aufenthalt  hat,  richtet  sich  nur  dann  nach  japanischem  Recht, 
wenn  gemäls  dessen  Heimatrecht  die  Voraussetzung  einer  Vormundschaft 
gegeben  ist,  aber  keine  Person  vorhanden  ist,  welche  sie  ausübt  oder 
wenn  in  Japan  eine  Entmündigung  ausgesprochen  ist. 

Art.  24. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  finden  auf  die  Be- 
stellung eines  Kurators  entsprechende  Anwendung. 

Art.  25. 
Die  Erbfolge  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Erblassers. 
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Art  26. 

Die  Existenz  und  die  Wirkung  einer  letztwilligen  Verfügung  be- 
stimmt sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Errichters  zur  Zeit  der  Er- 
richtung. 

Der  Widerruf  einer  letztwilligen  Veri^gung  richtet  sich  nach  dem 
Heimatrecht  des  Widerrufenden  zur  Zeit  des  Widerruft. 

Unbeschadet  der  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  AbsitEe 
'kann  bezüglich  der  Form  das  Recht  des  Ortes  angewendet  werden,  wo 
die  Willenserklärung  abgegeben  wird. 

Art.  27. 

Wofern  das  Heimatrecht  mafsgebend  sein  soll,  die  betrefiende  Penon 
aber  eine  doppelte  oder  mehrfache  Staatsangehörigkeit  besitzt,  so  ist  die 
zuletzt  erworbene  Staatsangehörigkeit  entscheidend;  ist  aber  eine  von 
diesen  Staatsangehörigkeiten  die  japanische,  so  ist  diese  mafsgebend. 

Für  eine  Person,  die  keine  Staatsangehörigkeit  hat,  gilt  das  Reeht 
des  Wohnsitzes  als  Heimatrecht  oder  wenn  kein  Wohnsitz  bekannt  ist, 
das  am  Ort  ihres  Aufenthaltes  geltende  Recht. 

Wenn  eine  Person  einem  Staate  angehört,  dessen  Recht  örüich  ve^ 
schieden  ist,  entscheidet  das  Recht  des  Ortes,  dem  die  Person  angehört 
^he  law  of  ihe  loctüUjf  to  which  he  helofigs). 

Art.  28. 

Wenn  das  Recht  des  Wohnsitzes  der  betreffenden  Pezson  maß- 
gebend sein  soll  und  kein  Wohnsitz  bekannt  ist,  so  entscheidet  das 
Recht  des  Aufenthaltsortes. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  27  Abs.  2  und  3  finden  entsprechende 
Anwendung  auf  den  Fall,  wenn  das  Recht  des  Wohnsitses  mafs- 
gebend ist. 

Art  29. 

Wofern  das  Heimatrecht  einer  Person  mafsgebend  sein  soll,  die 
Bestimmungen  desselben  aber  das  japanische  Recht  ftir  mafsgebend  er- 
klKren,  so  findet  das  letztere  Anwendung. 

Art.  30. 

Wenn  ein  an  und  für  sich  mafsgebendes  ausländisches  Recht  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  den  guten  Sitten  widerspricht,  soll  es  nicht 
mafsgebend  sein. 

3.    Gesetzentwurf  von  1891. 

Art  3. 

Der  bürgerliche  Status  und  die  gesetzliche  Fähigkeit 
der  Personen  wird  regiert  durch  das  Gesetz  des  Landes,  dem  sie 
angehören.  Dasselbe  gilt  hinsichtlich  des  VerhKltnissee  der  Verwandt- 
schaft und  der  daraus  entspringenden  Rechte  und  Pflichten. 
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Art.  4. 

Bewegliche  nnd  unbewegliche  Sachen  werden  regiert  durch  das 
Gesetz  des  Ortes,  wo  sie  belegen  si^d. 

Hinsichtlich  der  Erbfolge  and  der  Vermllchtnisse  werden  sie  von 
dem  Gesetz  des  Landes  regiert,  dem  die  Erblasser  und  Vermächtnisgeber 
angehören. 

Art.  5. 

Hinsichtlich  eines  im  Ausland  geschlossenen  Vertrages  ist  das  6e- 
«etz  anzuwenden,  welches  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden 
Intention  der  Parteien  entspricht. 

Wenn  die  Intention  der  Parteien  nicht  klar  ist,  so  ist  das  Recht 
des  Landes,  dem  sie  angehören,  anzuwenden,  wenn  sie  ein-  und  dem- 
selben Lande  angehören;  andernfalls  das  Recht  des  Ortes,  welches  im 
gegebenen  Fall  bei  dem  Vertrage  am  meisten  in  Betracht  kommt. 

Art«  6. 

Wenn  in  Japan  ein  Auslander  mit  einem  Japaner  einen  Ver- 
tilg schliefiit,  so  ist  hinsichtlich  der  Geschttftsf^igkeit  das  japanische 
Recht  oder  das  Recht  des  Landes,  dem  er  angehört,  anzuwenden, 
je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  dem  Bestände  des  Vertrage» 
gOnstiger  ist. 

Art.  7. 

Ungerechtfertigte  Bereicherungen,  rechtswidrige  Verletzungen  und 
gesetzliche  Verwaltungen  werden  regiert  durch  das  Gesetz  des  Ortes, 
wo  ihre  Veranlassung  sich  ereignet  hat. 

Art.  8. 

In  allen  Fällen,  in  denen  sonst  das  Recht  des  Landes  mafsgebend 
ist,  dem  eine  Person  angehört,  wird  eine  Person,  die  keine  Nationalität 
bat,  oder  in  deren  Heimatland  an  verschiedenen  Orten  verschiedenes 
Recht  gilt,  durch  das  Recht  ihres  Domizils  regiert;  ist  solches  nicht 
bekannt,  so  werden  sie  durch  das  Recht  ihres  Aufenthaltsortes  regiert. 

Eline  Person,  welche  sowohl-  die  japanische  wie  eine  andere  Staats- 
angehörigkeit besitzt,  wird  durch  das  japanische  Recht,  und  solche 
Personen,  welche  zweien  oder  mehr  fi^mden  Staaten  zugehören,  werden 
durch  das  Recht  des  Landes  regiert,  dessen  Staatsangehörigkeit  sie  zu- 
letzt erworben  haben. 

Art.  9. 

Die  Förmlichkeiten  öffentlicher  und  und  privater  Urkunden  werden 
durch  das  Recht  des  Landes  regiert,  wo  sie  errichtet  sind.  Privat- 
nrkunden,  welche  von  einer  einzelnen  Person  oder  von  mehreren  Per- 
sonen errichtet  sind,  welche  demselben  Staate  angehören,  können  in 
Gemäfsheit  der  Förmlichkeiten  errichtet  werden,  welche  das  Recht  des 
Landes  vorschreibt,  dem  sie  angehören. 
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Art.  10. 

Alle  förmlichen  Vertrage  oder  Akte  sind  gttltig,  sofern  ihre  Form 
den  Vorschriften  des  Landes  entspricht,  wo  sie  errichtet  sind  oder  wo 
sie  zu  erfüllen  sind.  Aasgenommen  ist  der  Fall,  dafs  die  Absicht  za 
Ghrunde  liegt,  die  Vorschriften  des  Japanischen  Rechtes  zu  amgehen. 

Art,  11. 

Eine  im  Ausland  in  Üboreinstimmong  mit  den  dortigen  Foim- 
Vorschriften  errichtete  Urkunde  kann  in  Japan  nur  geltend  gemacht 
werden,  wenn  solche  Urkunde  legalisiert  ist,  sofern  sie  sich  auf  die 
Übertragung  von  Realrechten  an  Immobilien  bezieht,  durch  den  Prisi- 
deuten  des  Distriktsgerichtes  des  Ortes,  wo  das  Grundstück  belegen 
ist,  und,  sofern  sie  sich  auf  einen  andern  Rechtsakt  bezieht,  durch  den 
Präsidenten  des  Distriktgerichtes  des  Domizils  oder  Aufenthaltsortes  der 
Parteien. 

Art  12. 

Die  Förmlichkeiten  der  öffentlichen  Bekanntmachungen,  welche  im 
Interesse  dritter  Personen  vorgeschrieben  sind,  werden,  wenn  sie  sieh 
auf  Immobilien  beziehen,  durch  das  Recht  des  Ortes  r^ert,  wo  diese 
belegen  sind,  andernfalls  durch  das  Recht  des  Landes,  in  dem  die  Ver- 
anlassung gegeben  worden  ist. 

Art.  15. 

Verträge  oder  andere  Akte,  welche  gegen  die  Gesetze  der  Polizei 
und  gegen  die  guten  Sitten  verstolsen,  oder  welche  deren  Umgehung 
bezwecken,  sind  ungültig. 

Art  16. 

Verträge  oder  Akte,  welche  die  bezüglich  des  Civiktandes  oder 
der  rechtlichen  Fähigkeit  gegegebenen  Vorschriften  auber  Anwendmig 
stellen,  sind  null  und  nichtig. 


über  die  Änderung  der  Nationalität  im  Falle  der 

Annexion. 

Von  JE.  Perltsell,  ord.  Professor  der  Rechte  in  Belgrad. 

Gemeiniglich  zählen  die  Antoren  die  Annexion  zu  denjenigen 
Reehtsthatsachen ,  welche  eine  Änderung  der  Nationalität  nach  sich 
äehen.  Nnr  besteht  zwischen  ihr  nnd  den  beiden  andern  Fällen  von 
Nationalitätaändemng  (Natnralisation  im  engeren  Sinne  nnd  Ehe)  der 
unterschied,  dafs  bei  der  Annexion  eine  ganze  Gruppe  von  Individuen 
nie  Nationalitilt  aafgiebt  und  eine  andere  annimmt,  während  bei  der 
NttoraliBation  stricto  sensu  und  der  Ehe  dies  nur  bei  einzelnen, 
bestimmten  Personen  der  Fall  ist.  Daher  wird  auch  die  Naturalisation 
im  ersteren  Falle  eine  kollektive,  im  letzteren  individuelle 
Naturalisation  genannt.  Im  übrigen  haben  wir  an  einer  anderen 
Stelle  und  anläfslich  einer  anderen  Frage')  dargelegt,  dafs  auch  dann, 
wenn  die  Naturalisation  des  Vaters,  nach  einer  Meinung,  welche  gewisse 
dehriftstelier  vertreten,  sich  auf  seine  Ehefrau  und  minderjährigen 
Kinder  erstreckt,  wir  dennoch  es  mit  einer  individuellen  und  nicht 
kollektiven  Naturalisation  zu  thun  haben.  Dort  haben  wir  auch  gleich- 
zeitig auf  noch  einige  Eigentümlichkeiten  der  Kollektivnaturalisation 
kiogewieeen ,  indessen  wollen  wir  diese  hier  nicht  wiederholen,  da  sie 
▼OD  keiner  Bedeutung  für  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  sind. 

Überhaupt  finden  die  Grundprincipien,  welche  fttr  die  Naturalisation 
im  allgemeinen  mafsgebend  sind,  auch  bei  der  Annexion  Anwendung. 
So  bfl&t  die  Idee,  wonach  die  Unterthauschaft  das  Ergebnis  freier  Ver- 
stindigung  zwischen  Staat  und  Individuum  ist,  nichts  von  ihrer  Geltung 
ein  bei  der  Naturalisation  im  Falle  einer  Territorialeession.  Auch  dann 
ist  in  erster  Reihe  die  Änderung  der  Nationalität  ein  Willensakt 
der  Bevölkerung  des  annektierten  Territoriums.  Dieselbe  tritt  in  die 
Unterthanschaft  des  Staates,  zu  dessen  Gunsten  die  Annexion  statt- 
gefunden hat,  nur  dann  ein,  wenn  sie  selbst,  ausdrücklich  oder  still- 
ichweigend,   in   diesem  Sinne  sich   erklärt.    Andernfalls  verbleibt  sie 


l)  Bevue  de  droit  international  et  de  le'gislation  comparie, 
i-  32,  184  ff.,  1900.  („  ün  cos  de  naturalisation  collective  en  dehors  de  ioute 
casim  de  terrüwn.'') 
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auch  weiter  im  Unterthanenverband  desjenigen  Staates ,  von  welchem 
das  betreffende  Territorium  losgelöst  ist  Alle  Einwohner  eines  solchen 
Gebietes  zu  naturalisieren,  ohne  eine  Erklärung  von  ihnen  darüber  za 
verlangen,  ob  sie  selbst  die  Naturalisation  wtlnschen,  —  wäre  eine 
augenscheinliche  Verletzung  des  Princips,  dafs  einer  Person  ohne  ihre 
Einwilligung  ihre  Nationalität  nicht  genommen  und  eine  andere  auf- 
gedrängt werden  kann.  In  zweiter  Reihe  bleibt  auch  nicht  un- 
berücksichtigt der  Wille  des  Staates,  dessen  Unterthanen  die  Bewohner 
des  annektierten  Gebietes  werden  sollen,  wenn  es  auch  den  Anschein 
hat,  dafs,  ihm  gegenüber,  die  beregte  Auffassung  des  inneren  Charakters 
der  UnterthanschaA;  hier  keine  Anwendung  gefunden  habe.  Mit  anderen 
Worten:  es  gewinnt  den  Anschein,  als  wenn  im  Falle  der  Annexion 
der  Erwerb  der  neuen  Nationalität  einzig  und  allein  abhinge  von  dem 
Willen  der  Bevölkerung  des  annektierten  Gebiets,  da  der  annektierende 
Staat  jeden  Bewohner  des  abgetretenen  Territoriums,  der  den  Wunsch 
nach  Naturalisation  äufsert,  in  seine  Unterthanenschaft  aufnehmen  mufs. 
In  Wirklichkeit  aber  verhält  es  sich  nicht  so.  Auch  in  diesem  Falle 
behält  die  obige  Auffassung  von  der  Natur  der  Naturalisation  ihre 
Richtigkeit.  Auch  hier  liegt  ein  Vertragsverhältnis  zwischen  Staat  und 
Individuum  zu  Grunde,  nur  mit  der  Besonderheit,  dafs  bei  der  Annexion 
(abweichend  von  dem  Vorgange  bei  der  Naturalisation  stricto  sensu) 
der  annektierende  Staat  seine  Einwilligung,  dafs  er  der  annektierten 
Bevölkerung  die  Staatsangehörigkeit  einräumen  werde,  zuerst  giebt,  und 
dafs  dann  erst  die  Einwilligung  der  Bevölkerung  zu  erfolgen  hat 
Durch  die  Thatsache  der  Annexion  selbst  hat  der  erwerbende  Staat 
sich  verpflichtet,  alle  Einwohner  des  cedierten  Territoriums,  welche  es 
wünschen  sollten,  zu  naturalisieren.  Seitens  des  annektierenden  Staates 
liegt  eine  Art  pollicitatio  vor,  ein  Anerbieten  der  Staatsbürger- 
schaft an  die  cedierte  Bevölkerung,  welche  dieses  Anerbieten  annehmen 
oder  zurückweisen  kann. 

Damit  nun  der  vertragsmäfsige  Charakter  der  Nationalität  bei  der 
Annexion  gewahrt  werde,  besteht  auch  das  Institut  der  Option. 
Mittels  dieser  entscheiden  die  Einwohner  des  annektierten  Territoriums 
über  die  Frage  ihrer  Nationalität;  das  heifst,  durch  die  Option  ant- 
worten sie  auf  das  Anerbieten  des  Bürgerrechts,  welches  ihnen  der 
erwerbende  Staat  macht.  Auf  diese  Weise  erklären  sie  sich  darüber, 
ob  sie  wtlnschen,  in  der  bisherigen  Nationalität  zu  verbleiben  oder  ob 
sie  dieser  die  neue  ihnen  angetragene  Nationalität  vorziehen.  Die  Option 
wird  in  der  Praxis  ausdrücklich  oder  stillschweigend  durch  Emigration 
ausgeübt.  Die  Cessionsverträge  regeln  gewöhnlich  die  Form  der  Option 
sowie  deren  Frist. 

Die  anläfslich  der  Annexion  erfolgende  Naturalisation  bietet  mehr- 
fache Schwierigkeiten,  von  denen  wir  hier  nur  zwei  der  wichtigsten 
erörtern  wollen.  In  erster  Reihe  wirft  sich  die  Frage  auf  nach  der 
Stellung  der  Bevölkerung  des  cedierten  Gebietes  in  der 
Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  und  sodann 
die  Frage  nach   dem  genauen  Zeitpunkte  der  Änderung  der 
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Nationalitttt  bei  jenem  Teile  dieser  Bevölkerung ,  welcher  fUr  die 
ihm  angetragene  NationalitHt  optiert. 

Wir  wollen  uns  zuvörderst  mit  der  ersteren  dieser  beiden  als  der 
Vorfrage  beschilftigen,  um  dann  znr  zweiten  ttberzngehen. 

TVas  die  Frage  nach  der  Stellung  der  Bevölkerung  des  annektierten 
Gebietes  im  Zeiträume  zwischen  Annexion  und  Option  betrifft,  so  wird 
dieselbe  nicht  von  allen  Schriftstellern  des  internationalen  Privatrechts 
berührt,  and  unter  denjenigen,  welche  diese  Frage  —  wenngleich  ober- 
flSeblich  —  behandelt  haben,  herrscht  keine  Übereinstimmung^). 

Nach  den  einen  ^)  ist  die  Annexion  eine  rechtliche  Thatsache, 
welche  eo  ipso  den  Wechsel  der  Nationalität  nach  sich  zieht,  einen 
Wechsel,  den  übrigens  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums 
venneiden  können,  durch  die  Ausflbung  ihres  Optionsrechts  zu  Gunsten 
desjenigen  Staates,  von  dem  sie  getrennt  worden  sind.  Nach  dieser 
Theorie  bat  der  Annexionsvertrag  die  unmittelbare  Wirkung,  dafs  er 
die  Bewohner  des  codierten  Grebietes  der  vollstilndigen  Souverllnität  des 
uinektierenden  Staates  unterwirft;  mit  anderen  Worten,  dafs  er  sie  zu 
Daterthanen  dieses  Staates  macht.  Das  Raisonnement  dieser  Autoren 
ist  im  wesentlichen  folgendes:  Wenn  mit  der  Annexion  nicht  diese 
Wirkung  verknüpft  wüiäe,  so  hätte  sie  auch  ftlr  den  erwerbenden  Staat 
keinen  Nutzen.  Die  Annektierung  des  Territoriums  allein  ohne  die« 
jenige  der  Bevölkerung  würde  zu  einer  der  folgenden  beiden  Kon- 
sequenzen ftlhren:  1.  Entweder  bliebe  das  annektierte  Gebiet 
anbewohnt,  was  der  Fall  wäre,  wenn  der  erwerbende  Staat  sämtliche 
Einwohner  aus  demselben  entfernen  würde,  und  zwar  aus  dem  Chrnnde, 
weil  er  sie  als  fremde  Unterthanen  gar  nicht  einmal  auf  seinem  Terri- 
torium zurückhalten  dürfte.  Eine  Annexion,  welche  ohne  Wirkung 
auf  die  Nationalität  der  Bevölkerung  des  Annexionsgebietes  geblieben 
ist,  würde  das  Resultat  ergeben,  dafs  auf  dem  Boden  des  annektierenden 
Landes  plötzlich  eine  grofse  Menge  fremdländischer  Unterthanen  sich 
hefinden  würde,  welche  ein  für  den  erwerbenden  Staat  gefährliches 
Element  bilden  könnten.  2.  Oder  aber  der  annektierende  Staat  müfste 
diese  unangenehme  Situation  acceptieren,  von  dem  Wunsche 
geleitet,  dafs  das  annektierte  Gebiet  nicht  ohne  die  zur  Kultivierung 
desselben  nötigen  Arbeitskräfte  verbleibe. 

Sowohl  die  eine  wie  die  andere  Folge  würde  für  den  erwerbenden 
Staat  schädlich  sein,  und  deswegen  mufste  eine  dritte  Lösung  gefunden 


2)  So  behandeln  diese  Frage  nicht  z.B.  Ca  U^o,  X«  droit  international 
iheorique  et  pratique^  t,  U,  p.  124  ff.;  Despagnet,  Pr^cis  de  droit 
international  prive\  p.  2  SO  ff.]  Durand,  Essai  de  droit  inter- 
national priv^  p.  252  ff,;  Funck- Brentano ,  Sorel,  Pricis  du 
droit  de  gens  p.  338i  ^*  •  •  •;  kurz  berühren  sie  z.  B.  Weiss,  Trait<i 
t\eorique  et  pratique  de  droit  international  j^riv^,  t.  1,  p.  527  et 
«wr.,  666  et  suiv.;  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  mtemationalen  Priyat- 
rechts,  I.  Bd.,  8.  247  u.  248;  Cogordan,  La  natxonalit^  au  point  de  vue 
des  rapports  internationaux  p.  305  et  351,  etc. . .  • 

8)  Wäs8,  V.  Bar. 
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werden,  welche  beide  Anforderungen  befriedigte:  nämlich  sowohl  die, 
dafs  das  fragliche  Gebiet  bewohnt  bleibe,  als  auch  die,  dafs  die  Be- 
wohner desselben  Unterthanen  des  annektierenden  Staates  werden. 

Wenn  also  der  Zweck  der  Annexion  die  Vergröfkerang  und  die 
Ejrtiftigang  des  erwerbenden  Staates  ist,  was  nur  in  der  Weise  ge- 
schehen kann,  dafs  mit  der  Vergrttfsening  des  Territorinms  aoch  die 
Einwohnerzahl  vergröfsert  wird,  so  folgt  daraus  mit  Notwendigkeit, 
dafs  die  Bewohner  des  codierten  Gebiets  in  dessen  Unterthanenverband 
eintreten  müssen,  —  ein  Faktum,  welches  diesen  Staat  gegen  das  obige 
Dilemma  schützen  wird.  Als  Unterthanen  des  annektierenden  Staates 
werden  diese  Bewohner  im  annektierten  Gebiete  yerbleiben.  Denn  der 
Staat  setzt  sich  nicht  mehr  einer  Gefahr  aus,  wenn  er  sie  behxlt;  a]s 
seine  Unterthanen  werden  sie  niemals  mehr  ein  unbequemes  Kon- 
tingent ausmachen. 

Damit  indessen  auch  das  Princip,  wonach  die  NationalitSt 
niemandem  aufgedrängt  werden  darf,  nicht  verletzt  würde,  ist  das  Recht 
der  Option  eingeftlhrt  worden,  mittelst  welcher  jene  Einwohner,  weiche 
es  wünschen,  ihre  bisherige  Nationalität  beibehalten  können. 

Der  Option  wird  rückwirkende  Kraft  beigel^,  was  bedeutet, 
dafs  diejenigen,  welche  sich  für  den  Staat  erklären,  dem  sie  bis  zur 
Annexion  angehört  haben,  so  angesehen  werden,  als  wenn  sie 
niemals  in  die  Unterthanschaft  des  annektierenden  Staates 
eingetreten  wären ^).  Die  Anhänger  dieser  Theorie  erkennen  der 
Option  diese  rückwirkende  Kraft  zu ,  um  das  Princip  der  freien  Wahl 
der  Nationalität  aufrecht  zu  erhalten.  Wenn  die  Option  nicht  diese 
Wirkung  hätte,  so  würden  diejenigen  Einwohner,  welche  für  ihre  alte 
Nationalität  optieren,  dieselbe  doch  nur  von  dem  Zeitpunkte  der  Option 
an  gerechnet,  fllr  die  Zukunft  haben.  Also  was  den  Zeitraum 
zwischen  Annexion  und  Option  anbetrifft,  so  würden  sie  in 
demselben  jene  Nationalität  definitiv  haben,  welche  ihnen  die  Annexion 
gegeben  hat,  das  heifst,  die  Nationalität  des  annektierenden  Staates. 
Dieses  würde  bedeuten,  dafs  ihnen  während  dieses  Zeitraumes  eine 
Nationalität  aufgedrängt  würde,  welche  sie  nicht  angestrebt  haben, 
ja  gegen  welche  sie  sich  sogar  erklärt  haben.  Durch  die  rück- 
wirkende Kraft  der  Option  soll  erreicht  werden,  dafs  bei  diesen  Ein- 
wohnern der  Wechsel  der  Nationalität,  welchen  die  Annexion  ihnen 
au%ezwungen  hat,  zu  nichte  gemacht  werde. 

Aber  trotz  der  retroaktiven  Wirkung  der  Option  haben  wir  es 
dennoch  hier  mit  einer  Verletzung  des  Princips  zu  thun,  wonach  die 
Nationalität  niemandem  au%ezwungen  werden  kann.  An  erster  Stelle 
kann  diese  Wirkung  nicht  gegen  die  Thatsache  aufkommen,  dafs  sämt- 
liche Bewohner  des  codierten  Gebiets  während  der  ganzen 
Dauer  der  Optionsfrist  als  Unterthanen  des  annek- 
tierenden Staates  betrachtet  werden,  trotzdem  sie  sich  noch 
nicht  erklärt  haben,  ob  sie  die  Nationalität  zu  ändern  wünschen. 

4)  Weiss  a.  a.  0.,  t  J,  p,  533» 
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Ao  zweiter  Stelle  hat  die  rückwirkende  Kraft  der  Option  im  wesent- 
liehen  nur  theoretische  Bedeutung.  Und  in  der  That  kann 
diese  rückwirkende  Kraft  jene  Rechtshandlungen  der  Bewohner  des 
nditnrten  Gebietes  nicht  entkräften,  welche  dieselben  im  Einklang  mit 
den  Gesetzen  des  erwerbenden  Landes  in  der  Zeit  von  der  Annexion 
bifl  zur  Option  vorgenommen  haben.  Als  Unterthanen  dieses  Staates 
Qoterliegen  sie  in  dieser  Zwischenzeit  ganz  dessen  G^etzen,  und  also 
auch  den  Gesetzen  des  Personalstatus,  welche  bekanntlich  nur 
die  Inländer  binden.  Die  Rechtsgeschäflte,  welche  von  den  Bewohnern 
des  annektierten  Territoriums  in  dieser  Zwischenzeit  vorgenommen 
werden,  haben  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  die  Kontrahenten  nach  den 
Gesetzen  des  erwerbenden  Staates  dazu  ftlhig  waren;  und  diese  Akte 
behalten  ihre  Rechtskraft  auch,  nachdem  die  Kontrahenten  für  die  alte 
Nationalität  optiert  haben.  Hieraus  ersehen  wir,  dafs  die  Option  fUr 
die  alte  Untertbanschaft  dieselbe  den  betreffenden  Bewohnern,  fUr  die 
Zeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  praktisch  nicht  wieder- 
Teileiht.  Andernfalls  wtlrde,  wenn  durch  die  rückwirkende  Kraft  der 
Option  erworbene  Rechte  vernichtet  würden,  die  Folge 
hiervon  die  sein,  dafs  die  Bevölkerung  des  annektierten  Gebietes 
während  der  ganzen  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option  sich 
aller  Rechtsgeschäfte  enthalten  müfsten,  aus  l<\ircht,  dafs  diese  Geschäfte 
eventuell  nach  der  Option  ihre  Gültigkeit  verlieren  könnten.  Hierdurch 
würde  gewissermafsen  das  Rechtsleben  der  cedierten  Bevölkerung 
suspendiert  werden '^). 

Die  Theorie,  welche  mit  der  Annexion  die  Wirkung  verbindet, 
eo  ipso  einen  Wechsel  der  Unterthanschaft  herbeizuführen,  leidet  auch 
an  dem  Mangel,  dafs  sie  die  Bewohner  des  annektierten  Gebietes 
eventuell  einem  doppelten  Nationalitätswechsel  aussetzt.  Insbesondere 
ist  dieses  bei  denjenigen  der  Fall,  welche  für  die  alte  Nationalität 
optieren.  Dieselben  ändern  zuerst  ihre  Nationalität  infolge  der 
Annexion ;  das  heifst,  sie  werden  Unterthanen  des  erwerbenden  Staates. 
Sodann  wechseln  sie  infolge  der  Option  abermals  ihre  Nationahtät:  sie 
kehren  zum  alten  Vaterlande  zurück. 

Dieser  doppelte  Wechsel  kann  in  der  Praxis  viele  Schwierigkeiten 
herbeiführen.  So  müssen  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums, 
^  sie  pendente  conditione  als  Unterthanen  des  erwerbenden 
Staates  gelten,  in  dieser  Zwischenzeit  alle  jene  Verpflichtungen  erfUUen, 
welche  den  Unterthanen   eines  Staates   in   dieser  Eigenschaft  obliegen. 


5)  Jedenfalls  nimmt  Weiss  an,  dafs  die  rückwirkende  Kraft,  die  er  der 
Option  beimifst,  erworbene  Rechte  nicht  vernichten  könne.  Allerdings  sagt 
er  im  aligemeinen,  dafs  ^Voption  r^troagit  au  jour  de  Vanneodon^  (op.  et  f., 
1 1,  p.  533)j  aber  gewifs  geht  er  nicht  so  weit,  dieser  rückwirkenden  Kraft 
eben  solchen  Umfang  zu  geben,  dafs  durch  sie  jene  Rechtshandlungen  ent- 
knftet  werden,  welche  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums i)e n (2 en^e 
conditione,  nach  Mafsgabe  der  Gesetze  des  erwerbenden  Staates,  unter 
deren  Herrschaft  sie  nach  der  Annexion  bis  zur  Option  geraten  sind,  voU- 
gfiltig  abgeschlossen  haben. 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Straf  recht  etc..  Band  XI.  14 
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So  z.  B.  die  Militttrpflicht.  Der  annektiereade  Staat  hat  also  das  Recht, 
die  Bewohner  des  cedierten  Gebiets,  welche  pendente  conditione 
grofsjährig  werden,  zu  rekratieren  und  in  den  stehenden  Cadre  ein- 
zustellen. Wenn  nun  diese  Militärpflichtigen  für  ihre  alte  Nationalitttt 
optieren,  so  müssen  sie  sogleich  von  dem  weiteren  Heeresdienst  ent- 
bunden werden.  Nachdem  sie  durch  die  Option  Unterthanen  eines 
fremden  Staates  geworden  sind,  unterliegen  sie  nicht  mehr  der  MilitSr- 
pflicht  in  einem  Lande,  welches  infolge  ihrer  Option  au%ehört  hat,  ihr 
Vaterland  zu  sein.  Und  da  infolge  der  rückwirkenden  Kraft  der  Option 
es  so  angesehen  werden  wird,  als  ob  diese  Personen  niemals  Unte^ 
thanen  des  erwerbenden  Staates  gewesen  seien,  so  wird  ihr  altes  Vater- 
land, zu  welchem  ihre  Option  sie  zurückgeführt  hat,  keine  Rücksicht 
nehmen  auf  den  Umstand,  dafs  sie  schon  eine  gewisse  Zeit  im  Militili^ 
dienst  des  annektierenden  Staates  zugebracht  haben,  sondern  wird  sie 
von  neuem  zur  vollständigen  Dienstleistung  im  eigenen  Heere  verhalten. 
Und  so  würden  diese  Personen^  ohne  ihr  Verschulden,  der  Militärpflicht 
in  zwei  Staaten  zu  genügen  haben,  vrährend  andererseits  diesen  Staaten 
in  keiner  Weise  ein  unkorrektes  Verfahren  vorgeworfen  werden  kann; 
der  eine  wie  andere  Staat  hat  eben  von  diesen  Personen  nur  die  Er» 
iüllung  einer  Pflicht  gefordert,  wozu  er  ihnen  gegenüber,  als  seinen 
Unterthanen,  berechtigt  war. 

Ähnliche  Komplikationen  können  bei  einem  solchen  System  ein- 
treten auch  in  Ansehung  jener  Rechte,  welche  eine  Person  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Unterthan  haben  kann,  wie  z.  B.  in  Ansehung  des 
Stimmrechts.  Wenn  pendente  conditione  politische  Wahlen  aus- 
geschrieben werden  sollten,  so  werden  die  Bewohner  des  annektierten 
Gebietes  unzweifelhaft  das  Stimmrecht  bei  denselben  haben.  Aber  wie 
steht  es  mit  dem  Votum  jener  Bewohner,  welche  für  ihr  altes  Vater- 
land optieren?  Nachdem  sie  durch  die  Option  die  Nationalität  des  eiv 
werbenden  Staates  verloren  haben,  mufs  angenommen  werden,  dafjs 
diese  Stimmen  von  ihnen,  als  fremden  Unterthanen,  abgegeben  worden 
sind.  Die  Folge  hiervon  würde  eine  eventuelle  Vernichtung  der 
Wahlen  seui,  was  jedenfalls  von  Nachteil  wäre  fllr  den  regebechten 
Fortgang  der  öffentlichen  Angelegenheiten  in  dem  betreffenden  Lande. 

Aufserdem  kann  dieser  doppelte  Nationalitätswechsel,  mit  rück- 
wirkender Kraft  der  Option,  Schwierigkeiten  hervorrufen,  auch  be- 
züglich der  Nationalität  der  Kinder  der  annektierten  Bevölkerong, 
welche  pendente  conditione  zur  Welt  kommen.  Von  der  Annexion 
bis  zur  Option  gelten  diese  Kinder  als  Unterthanen  des  erwerbenden 
Staates,  da  in  dieser  Zwischenzeit  ihren  Eltern  diese  Qualität  beiwohnt 
Aber  welches  wird  die  Nationalität  der  neugeborenen  Kinder  jener 
Einwohner  sein,  welche  für  ihr  altes  Vaterland  optieren?  Werden  sie 
diejenige  Nationalität  beibehalten,  welche  sie  durch  die  Greburt  erlangt 
haben  —  die  Nationalität  des  annektierenden  Staates ;  oder  wird  ihnen 
mit  Rücksicht  darauf,  dafs  ihre  Eltern  infolge  der  Option  retroakti? 
ihre  alte  Nationalität  wiedererlangt  haben,  ebenfalls  diese  Nationalititt 
zu  teil  werden? 
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Wie  wir  sehen,  zieht  das  System  der  retroaktiven  Wirkung  der 
Option  praktische  Unzukömmlichkeiten  nach  sich,  daher  es  für  uns  schon 
ans  diesem  Grunde  schwierig  wäre,   ein  solches  System  zu  adoptieren. 

Einige  Autoren,  wie  z.  B.  der  ausgezeichnete  Göttinger  Professor 
0.  Bar,  schreiben  der  Annexion  die  Wirkung  zu,  ipso  facto  eine 
Änderung  der  Nationalität  nach  sich  zu  ziehen,  ohne  indessen  der  Option 
rückwirkende  Kraft  zuzuerkennen.  Ein  solches  System  fUhrt  allerdings 
nicht  zu  allen  jenen  Unzukömmlichkeiten,  welche  wir  oben  als  Folgen 
der  retroaktiven  Wirkung  der  Option  erörtert  haben.  Es  hat  aber  den 
Xachteil,  dafs  in  der  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option 
das  Princip  der  freien  Wahl  der  Nationalität  hintangesetzt  wird,  da 
nach  diesem  System  sämtliche  Bewohner  des  codierten  Gebietes, 
in  Ansehung  des  Zeitraumes  zwischen  der  Annexion 
and  Option,  Ausschliefslich  als  Unterthanen  des  annektierenden 
Staates  angesehen  werden,  also  auch  jene  Einwohner,  welche 
für  ihre  alte  Nationalität  optiert  haben. 

Eine  zweiteTheorie  geht  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  dafs  der 
Wechsel  der  Nationalität  bei  keinem  Individuum  eintreten  kann,  ohne 
Einwilligung  desselben,  und  gelangt  daher  zu  dem  Schlufs,  dafs  die 
Bewohner  des  cedierten  Territoriums  in  dem  Zeiträume  von  der 
Annexion  bis  zur  Option  als  Unterthanen  jenes  Staates  anzusehen  sind, 
Ton  welchem  das  betreffende  Gebiet  losgelöst  ist^).  Nach  dieser  Theorie 
▼erdrängt  das  Princip,  wonach  die  Nationalität  das  Willensergebnis  des 
Individuums  ist,  jenes  andere  Princip,  welches  wir  in  der  früheren 
Theorie  dominieren  sahen,  nämlich  das  Princip,  dafs  die  Annexion  von 
selbst  die  Änderung  nach  sich  ziehe.  Aber  so  wie  die  Autoren,  welche 
der  ersten  Theorie  anhängen,  das  Princip,  wonach  die  Nationalität 
niemandem  aufgezwungen  werden  dai'f,  nicht  ganz  aufgegeben,  sondern 
dorch  das  Optionsinstitut  ihm  ebenfalls  Raum  gelassen  haben,  so  wird 
ebenso  auch  bei  dieser  zweiten  Theorie  das  Princip  anerkannt,  dafs  die 
Annexion  eine  Nationalitätsänderung  nach  sich  zieht.  Es  wird  nämlich 
aneh  hier  der  Option  nie  rückwirkende  Kraft  beigelegt,  daher  die  Be- 
wohner des  annektierten  Gebiets,  welche  für  den  erwerbenden  Staat 
optieren,  nicht  erst  vom  Momente  der  Option,  sondern  schon  von 
der  Annexion  an,  als  Unterthanen  des  annektierenden  Staates 
gelten  ^). 


6)  Cogordan,  op.  et«.,  p.  305;  Trib.  civ.  Vesoul,  19  jwllet  1871  (Sir. 
1871.  2.  185). 

7)  Cogordan  spricht  es  zwar  nirgends  ausdrücklich  ans,  dafs  die  Option 
räckwirkende  Krait  habe;  aber  aus  seinen  Erörterungen  über  die  Recbts- 
wirkong  der  Annexion  mnfs  gefolgert  werden,  dafs  er  eine  solche  Kraft  der 
Option  zuschreibe.  Er  sagt  nämlich  an  mehreren  Stellen,  dafs  die  Annexion 
die  Wirkung  habe,  eo  ipso  die  Bevölkerung  des  cedierten  Territoriums,  zu 
Gtmsten  des  annektieienden  Staates,  zu  naturalisieren.  Damit  aber  anderer- 
seits durch  eine  solche  Wirkung  der  Annexion  das  Princin  der  freien  Wahl 
der  Nationalität  nicht  vernichtet  werde,  so  beläfst  Cofjoraan  für  die  Dauer 
der  Optionsfnst  sämtliche  Einwohner  des  annektierten  Territoriums  in  ihrem 
alten  Unterthanenverband.    Wenn  man  beides  miteinander  in  Verbindung 
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Diese  Theorie  ist  vom  praktischen  Gesichtspunkt  aus  der  ersten 
vorzuziehen,  weil  sie  keinen  doppelten  Nationalittttswechsel  kennt, 
sondern  nur  eine,  'durch  die  Option  herbeigefUlirte  Änderung;  denn 
nach  dieser  Theorie  nimmt  die  Annexion  vor  der  Option  den  Be- 
wohnern des  annektierten  Gebietes  ihre  bisherige  Nationalität  nicht 
Aber  sie  hat  den  Nachteil,  dafs  sie  jene  Einwohner,  welche  fUr  die 
ihnen  angetragene  Nationalität  optieren,  als  Unterthanen  des  erwerbenden 
Staates  betrachtet  von  dem  Momente  der  Annexion,  also  dals 
sie  ihnen  diese  Qualität  schon  zu  einem  Zeitpunkte  giebt,  wo  dieselben 
sich  fUr  diese  Nationalität  noch  gar  nicht  erklärt  hatten.  Das  ist  eine, 
wenn  auch  mehr  theoretische^)  Verletzung  des  Grundsatzes  der  freien 
Wahl  der  Nationalität  Die  erstere  Theorie  vernachlässigt  dieses  Princip 
für  den  Zeitraum  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  bemüht  sich  aber 
diesen  Mangel  zu  mildern  durch  die  rückwirkende  Kraft  der  Option; 
während  die  zweite  Theorie  dieses  Princip  pendente  conditione 
aufrecht  erhält,  aber  es  doch  theoretisch  verletzt  gerade  durch  die  rück- 
wirkende Ejraft  der  Option.  Wie  wir  sehen,  hat,  trotzdem  beide 
Theorien  der  Option  rückwirkende  Erafl  zuerkennen,  dieser  Umstand 
dennoch  je  nach  der  Theorie  verschiedene  Folgen;  bei  der  einen  wird 
durch  rückwirkende  Kraft  der  Option  das  Princip  der  freien 
Wahl  der  Nationalität  intakt  erhalten,  bei  der  anderen  hingegen 
das  Princip,  wonach  die  Annexion  an  sich  einen 
Nationalitätswechsel  nach  sich  zieht  Deswegen,  weil  beide 
Theorien  nicht  dasselbe  Princip  zum  Ausgangspunkt  genommen  haben« 
sind  auch  die  Ergebnisse  ungleiche. 

Sowohl  eine  wie  die  andere  Theorie  bringt  beide  Principien  zur 
Anwendung:  sowohl  das  Princip,  dafs  die  Annexion  einer  der  Fälle  der 
Naturalisation  ist,  als  auch  das  Princip,  dafs  die  Naturalisation  ein  Akt 


bringt,  so  ergiebt  sich,  dafs  er  der  Ansicht  ist,  dafs  jene  Einwohner,  welche 
für  die  neue  Nationalität  optiert  haben,  dieselbe  schon  vom  Tage  der 
Annexion  an  erlangt  haben.  Bezüglich  ihrer  liegt  kein  Anlafs  vor,  die 
Wirkung,  welche  Cogardan  der  Annexion  zuschreibt,  zu  beschränken,  da 
diese  Bewohner  durch  ihre  Option  sich  für  die  ihnen  angetragene  Nationalität 
erklärt,  mit  anderen  Worten,  die  beregte  Wirkung  der  Annexion  ratifiziert 
haben.  Ebenso  ist  auch  nach  unserer  Ansicht  die  Doktrin  der  französiechen 
Jurisprudenz  aufzufassen,  welche  in  konkreten  Fällen,  wie  sie  nach  dem 
Frankfurter  Vertrage  auftauchten,  sich  dafür  entschied,  dafs  die  Bewohner 
von  Elsafs- Lothringen  pendente  conditione  französische  Unterthanen  ge- 
wesen seien.  Jedenfalls  haben  bezüglich  jener  Einwohner,  welche  für  das 
Deutsche  Reich  optierten,  die  französischen  Gerichte,  wie  auch  Cogordan^  die 
Anwendung  des  Princips  zugelassen,  wonach  die  Annexion  an  sich  tdne 
Änderung  der  Nationalität  nach  sich  zieht;  mit  anderen  Worten,  diese  Ein- 
wohner smd  auch  nach  der  französischen  Jurisprudenz  deutsche  Unterthanen 
mit  dem  Tage  der  Annexion  geworden. 

8)  Wir  sagen:  mehr  theoretisch  deswegen,  weil  die  privatrechtlichen 
Akte,  welche  die  Bewohner  pendente  conditione  vorgenommen  haben, 
bezüglich  der  Rechtsfähigkeit  der  Kontrahenten,  nach  den  Gesetzen  des 
cedierenden  Staats  beurteilt  werden  würden,  da  diese  Kontrahenten  in  der 
Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  Unterthanen  dieses  Staates 
waren. 
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freier  Einwilligung  des  Individuums  ist.  Der  Unterschied  liegt  nur 
darin,  dafs  die  eine  Theorie  das  Übergewicht  dem  ersteren  Princip 
giebt,  welches  durch  das  zweite  Princip  nur  gemildert  wird,  während 
die  andere  Theorie,  welche  den  Bewohnern  des  annektierten  Terri- 
toriums bis  zur  Option  ihre  bisherige  Nationalität  beläfst,  im  wesent- 
lichen das  Princip  der  freien  Wahl  der  Nationalität  zur  Anwendung 
bringt,  wobei  sie  jenem  anderen  Princip  nur  sekundäre  Bedeutung  giebt. 
Bei  beiden  Auffassungen  wird  also  mit  denselben  Principien  operiert, 
aber  weil  diesen  Principien  nicht  die  gleiche  Wichtigkeit  eingeräumt 
wird,  so  gelangen  ihre  Anhänger  zu  verschiedenen  Endergebnissen. 

Beide  Theorien  haben  aufser  ihren  besonderen  Mängeln  noch  einen 
gemeinsamen  Fehler,  welcher  ilbrigens  unvermeidlich  ist,  sobald  einmal 
die  Autoren  behufs  Lösung  der  uns  hier  interessierenden  Frage  zu  einer 
Kombination  obiger  beider  Principien  ihre  Zuflucht  genommen  haben. 
Die  eine  wie  die  andere  Theorie  fuhrt  nämlich  zu  dem  Ergebnis,  dafs 
die  definitive  Entscheidung  über  die  Nationalität  der  Bevölkerung  des 
cedierten  Gebiets  in  der  Zeit  zwischen  Annexion  und  Option  an  Un- 
gewifsheit  leiden  wird. 

Wir  werden  diese  unsere  Behauptung  sogleich  näher  erläutern,  — 
nur  sei  vorweg  erwähnt,  dafs  die  Ungewifsheit  ilber  dieNationalität 
nach  der  Option  und  von  derselben  an  für  die  Zukunft 
gerechnet'  keine  notwendige  Folge  der  obigen  Theorien  an  sich  ist. 
Mit  anderen  Worten,  wie  immer  die  Frage  der  Nationalität  der  Be- 
völkerung des  annektierten  Gebiets  pendente  conditione  beurteilt 
werden  mag,  so  wird  immer,  während  der  ganzen  Dauer  der  Options- 
frist,  ee  ungewifs  bleiben,  welchem  der  beiden  in  Betracht  kommenden 
Staaten  die  betreffenden  Individuen  nach  der  Option  angehören 
werden.  Diese  Ungewifsheit  rührt  von  dem  Institut  der  Option  selbst 
her.  Da  dieselbe  gerade  zu  dem  Zweck  eingeführt  ist,  damit  die  Be- 
wohner ihre  Wahl  treffen  zwischen  den  beiden  interessierten  Staaten, 
und  da  es  vorher  unbekannt  ist,  in  welchem  Sinne  sich  der  betreffende 
Einwohner  erklären  wird,  so  kann  man  natürlich  auch  vorher  nicht 
wissen,  welches  Vaterland  er  nach  der  Option  haben  wird. 

Schreiten  wir  nunmehr  zur  Erörterung  des  vorstehend  berührten 
gemeinsamen  Fehlers  beider  Theorien. 

Nehmen  wir  das  erste  System  vor.  Nach  ihm  haben,  wie  wir 
sahen,  die  Bewohner  des  annektierten  Gebiets  pendente  conditione 
die  Nationalität  des  erwerbenden  Staates.  Zu  der  f\ir  die  Option  fest- 
gesetzten Frist  werden  sie  sich  erklären,  ob  sie  in  dieser  Nationalität 
zu  verbleiben  wünschen  oder  aber  zu  jener  zurückkehren  wollen,  welche 
sie  bis  zur  Annexion  besessen  haben.  Es  entsteht  jetzt  die  Frage,  ob 
ein  Einwohner,  auch  nachdem  er  optiert  hat,  für  dieZeit  von  der 
Annexion  bis  zur  Option  die  Nationalität  behalten  wird,  welche 
er  hatte,  bevor  der  Zeitpunkt  der  Option  eingetreten  war?  Dies  hängt 
davon  ab,  in  welchem  Sinne  der  betreffende  Einwohner  optieren  wird. 
Wenn  er  für  das  neue  Vaterland  optiert,  so  bleibt  er  definitiv  ünterthan 
des   Staates,    dem    er    bereits    durch    die    Annexion    angehört.      Die 
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Nationalität,  welche  er  bis  zur  Option  hatte,  verhleibt  ihm  auch  nach 
derselben.  Optiert  er  aber  für  seine  alte  Nationalität,  so  wird  er  nicht 
blofs  für  die  Zukunft  dem  Staate  angehören,  dessen  Bürger  er 
bis  zur  Annexion  war,  sondern  es  wird  sogar  angenommen  werden, 
dafs  er  auch  in  der  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis 
zur  Option  nicht  Unterthan  des  annektierenden  Staates 
gewesen  ist.  Auf  diese  Weise  wi|rd  es  so  angesehen  werden,  als 
ob  er.  in  diesem  Intervalle  eine  andere  Nationalität  gehabt  hat, 
und  nicht  diejenige,  welche  er  hatte,  so  lange  die  Options- 
frist noch  nicht  abgelaufen  war.  Und  so  können  wir  während 
der  Dauer  der  Optionsfrist  nicht  wissen,  ob  ein  Einwohner  definitiv, 
das  heifst  auch  nachdem  die  Optionsfrist  verstrichen  ist,  in  An- 
sehung der  Zeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option  die 
Nationalität  behalten  wird,  welche  ilim  jetzt,  so  lange  die  Frist 
für  die  Option  noch  dauert,  verliehen  wird. 

Das   ist  diese  Ungewifsheit ,   welche  wir  oben  angedeutet  haben. 
Im  übrigen  hat  dieselbe  keine  besondere  praktische  Wichtigkeit  in  An- 
sehung der  privatrechtlichen  Akte,  da,  wie  wir  gesehen  haben,  die  rück- 
wirkende Kraft  der  Option  die  Gültigkeit  der  zwischen  der  Annexion 
und  Option  vorgenommenen  Rechtshandlungen  nicht  beeinträchtigt.   Mit 
denjenigen,  welche  ftlr  die  alte  Nationalität  optieren,  geht,  in  Ansehung 
der  Zeit  zwischen  Annexion   und  Option,    eine  mehr  theoretische  Ver- 
änderung ihrer  Rechtslage  vor.    Gleichwohl  ist,  wie  wir  bereits  erläutert 
haben,  ein  solches  System  auch  nicht  ohne  gewisse  praktische  Folgen. 
So   nimmt  Weif»   bei  seiner  Erläuterung  des  Frankfurter  Vertrags 
an,  dafs  die  Bewohner  von  Elsals-Lothringen  p  ende  nie  conditione 
deutsche    Unterthanen    waren;     dafs     diejenigen,     welche     ^     diese 
Nationalität   optieren,   dieselbe  auch   femer  behalten  haben,    dafs  aber 
diejenigen,    welche  für  Frankreich  optiert  haben,    lYanzosen  geblieben 
sind,   und  zwar  mit  retroaktiver  Wirkung,    das  heifst,   es  wird  so  an- 
gesehen, als  ob  sie  auch  pendente  conditione  dies  gewesen  wären. 
Wenn  wir  aber  beispielshalber  einen  solchen  Einwohner  nehmen,  so  ist 
er   zuerst  pendente   conditione   Deutscher   gewesen    —    vor  der 
Option;  nach  der  Option  aber  hat  er  ttlr  denselben  Zeitraum  die 
Eigenschaft  eines   Franzosen   erhalten.     Seine  Rechtslage   ist   demnach, 
für   einen  und  denselben  Zeitpunkt  betrachtet,    eine  zwie- 
fache:   er   ist    Franzose  und    Deutscher,  je  nach    dem    Momente,    in 
welchen  wir  uns  versetzen. 

Dieselbe  Ungewifsheit  ist,  wie  wir  ersahen,  auch  mit  dem  andern 
System  verbunden.  Nach  demselben  behalten,  wie  wir  wissen,  die 
Bewohner  des  cedierten  Gebietes  ihre  bisherige  Nationalität  bis  zur 
Option,  und  nach  derselben  behalten  auch  femer  diese  Nationalität  nur 
jene,  welche  für  dieselbe  optieren,  während  die  andern  sie  verlieren 
und  zwar  mit  rückwirkender  Kraft,  das  heifst,  es  wird  so  angesehen, 
als  ob  sie  dieselbe  bereits  mit  dem  Momente  der  Annexion  verloren 
hätten.  Demgemäfs  können  wir,  wenn  wir  uns  in  einen  Moment 
zwischen  der  Annexion  und  Option  versetzen,  in  diesem  Momente  nicht 
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wissen,  welche  Nationalit&t  endgültig  ein  Bewohner  des  annektierten 
Gebietes  in  Ansehung  der  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Opti<m 
haben  wird.  Das  wird  von  seiner  Option  abhängen,  welche  er,  wie 
wir  hier  annehmen,  noch  nicht  aosgetlbt  hat*). 

Vom  Gesichtspunkte  dieses  ihres  gemeinsamen  Mangels  aus,  dürfte 
der  ersten  Theorie  der  Vorzug  vor  der  zweiten  zu  geben  sein,  weil 
die  Zahl  derjenigen  Personen,  deren  definitive  Rechtslage  bezüglich  der 
Zeit  zwischen  Annexion  und  Option  eine  ungewisse  ist,  bei  diesem 
System  eine  viel  geringere  ist,  als  bei  dem  andern.  Wenn  man  an- 
nimmt, dafs  die  Bewohner  des  codierten  Territoriums  pendente  con^ 
ditione  Unterthanen  des  erwerbenden  Staates  werden,  so  wird  die 
oben  berührte  Ungewifsheit  bei  diesem  System  nicht  so  viel  bedeuten 
wie  bei  dem  andern.  Und  in  der  That  werden  wir,  da  die  Zahl  der 
Einwohner,  welche  für  das  alte  Vaterland  optieren  werden,  regelmäfsig 
eine  kleine  sein  wird,  hier  weniger  solche  Fälle  haben,  wo  ein  Ein- 
wohner —  bezüglich  der  Zeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option  — 
die  Nationalität  verliert,  welche  er  vor  der  Option  besafs. 

Im  Oegenteil,  wenn  wir  die  zweite  Aufftissung  adoptieren,  wonach 
pendente  conditione  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums 
ihre  Nationalität  nicht  ändern,  werden  wir  eine  viel  gröfsere  Zahl 
von  Personen  haben,  deren  endgültige  Nationalität  in  Ansehung  des 
Zeitraums  von  der  Annexion  bis  zur  Option  ungewifs  sein  wird,  und 
zwar  aus  demselben  Grunde,  aus  welchem  die  Zahl  solcher  Personen 
bd  der  ersten  Auffassung  eine  kleinere  sein  wird.  Zu  dem 
Zeiträume  von  der  Annexion  bis  zur  Option  behalten  alle  Bewohner  des 
cedierten  Gebietes  die  Nationalität  des  codierenden  Staates;  aber 
definitiv  werden  diese  Nationalität  jene  behalten,  welche  nicht  für  das 
neue  Vaterland  optieren;  und  die  Zahl  dieser  wird  weit  geringer  sein 
ak  die  jener,  welche  diese  Nationalität,  und  zwar  retroaktiv,  verlieren 
werden,  und  welche  auf  diese  Weise  betrefis  der  Zeit  zwischen  der 
Annexion  und  Option  zuerst  ihre  alte  Nationalität  und  sodann,  nach 
der  Option,  die  neue  Nationalität  haben  werden. 

Das  ist  der  Vorteil,  den  die  erste  Auffassung  vor  der  zweiten 
▼orans  hat,  ein  Vorteil,  der  durchaus  nicht  genügend  ist,  um  fieser  Auf- 


9)  Wie  wir  sehen,  bestehen  sowohl  nach  der  einen,  wie  anderen  Theorie 
bei  den  Bewohnern  des  annektierten  Territoriums,  was  ihre  Nationalität  an- 
betrifft, zwei  Perioden:  die  erste,  von  der  Annexion  bis  zur  Option;  die 
zweite,  von  der  Option  an,  in  die  Zukunft  sich  erstreckend.  In  dieser 
zweiten  Periode  hat  der  Bewohner  des  cedierten  Territoriums  nur  eine 
Nationalität,  jene  nämlich,  für  die  er  optiert  hat.  Hingegen  kann  er  in 
der  ersten  Periode  eventuell  zwei  Nationalitäten  haben:  einmal  diejenige, 
welche  ihm  bis  zur  Option  beigewohnt  hat  —  die  Nationalitat  des  anno- 
tierenden oder  abtretenden  Staates  (was  von  der  zu  adoptierenden  Theorie 
abhängt)  —  und  sodann  die  Nationalität,  welche  ihm  für  diese  erste  Periode, 
nach  der  Option,  verlieben  werden  wird,  und  welche  nicht  identisch  sein 
mufg  mit  derjenigen,  welche  er  bis  zur  Option  gehabt  hat  Bezüglich  dieser 
ersten  Period[e  kann  also  ein  Einwohner  des  annektierten  Tenitoriums  bald 
die  eine,  bald  die  andere  Nationalität  haben,  je  nachdem  ob  wir  ihn  vor 
oder  nach  der  Option  betrachten. 
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fassung  den  Vorrang  vor  der  anderen  za  geben.  Er  wäre  auch  dann 
ungentigend,  wenn  die  Ungewifsheit ,  die  wir  oben  erläuterten,  mehr 
praktischen  Wert  hätte.  Um  so  weniger  kann  ein  nar  mehr  theo- 
retischer Unterschied  zwischen  diesen  Systemen  (und  zwar  lediglich 
in  Ansehung  ihrer  Folgen)  einen  Grund  abgeben  zur  Bevorzugung  des 
ersteren. 

Nachdem  wir  so  beide  Systeme,  welche  bis  heute  für  die  Lösung 
der  Frage  des  Wechsels  der  Nationalität  bei  der  Annexion  in  Betracht 
kommen,  erörtert  haben,  wollen  wir  nunmehr  versuchen,  unsere  «igene 
Lösung  des  Problems  zu  entwickeln,  eine  Lösung,  welche  die  Mängel 
der  obigen  beiden  Systeme  vermeidet,  ohne  doch  dabei  zu  verhindern, 
dafs  der  durch  die  Annexion  angestrebte  Zweck  erreicht  werde. 

Eins  der  Grundprincipien  des  internationalen  Privatrechts  ist,  dafs 
68  jeder  Person  freisteht,  den  Staat  sich  zu  wählen,  dessen  Unterthan 
sie  werden  will;  mit  andern  Worten,  ihre  Nationalität  zu 
wählen.  Dieses  Princip  leitet  sich  her  aus  dem  allgemeinen  Princip, 
dafs  jede  Person  das  Recht  der  freien  Bewegung  hat,  welche 
eine  Vorbedingung  fllr  ihren  physiscben  und  geistigen  Fortschritt  in 
der  Gesellschaft  und  oftmals,  unter  den  jeweilig  obwaltenden  Verbält- 
nissen, eine  Vorbedingung  sogar  fHir  ihre  Existenz  ist.  Jemanden 
zwingen,  Btlrger  eines  einzigen,  bestimmten  Staates  zu  werden,  das 
würde  bedeuten,  eventuell  dieses  sein  Recht  zu  beschränken.  Dieses 
wäre  namentlich  dann  der  Fall,  wenn  der  Staat,  dessen  Unterthan  er 
ist,  ihm  nicht  so  gUnstige  Bedingungen  ftir  seine  Existenz  und  Ent- 
Wickelung  bieten  könnte,  als  er  in  einem  andern  Staat  zu  finden  ver- 
mag. Allerdings  könnte  diese  Person  den  Staat,  dessen  Unterthan  sie 
ist,  verlassen  —  kein  civilisiertes  Land  verbietet  heute  seinen  Be- 
wohnern die  Expatriierung  —  und  in  einem  anderen  Staate  sich  nieder- 
lassen ,  der  nicht  ihr  Vaterland  ist ,  in  welchem  sie  aber  bessere 
Existenzbedingungen  ^de.  Nur  mufs  man  wissen,  dafs  es  nicht  das- 
selbe ist,  in  einem  fremden  Staat  zu  wohnen  als  im  eigenen.  Im 
ersteren  Falle  stöfst  man  auf  Schwierigkeiten,  welche  im  letzteren  Falle 
.  nicht  vorhanden  sind.  Auf  diese  Weise  verfehlt  die  Auswanderung, 
deren  Zi^  es  war,  dem  Auswanderer  eine  bessere  Lebenslage  als  in 
seinem  Vaterlande  zu  schaffen,  ihren  Zweck,  oder  realisiert  ihn  doch 
nicht  vollkommen,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  der  Auswanderer 
in  dem  neuen  Staate  als  Fremder  gilt,  ein  Umstand,  der  in  keiner 
Weise  günstig  für  seine  Interessen  ist.  Aber  diese  Schwierigkeit  würde 
fortfallen,  wenn  ihm  der  Eintritt  in  die  Unterthanschaft  des  Staates, 
in  welchen  er  eingewandert  ist,  gewährt  würde.  Aber  da  ihm  dies  ver- 
wehrt ist  —  wir  setzen  voraus,  dafs  ihm  der  Wechsel  der  Nationalität 
nicht  frei  steht  —  so  würde  er,  unter  Beeinträchtigung  seines  Rechts 
auf  besseres  Fortkommen  und  Vervollkommnung,  stets  in  der  ungewissen 
und  mifslichen  Lage  eines  Ausländers  verbleiben. 

Das  Recht  der  freien  Wahl  der  Nationalität  Iftfst  sich  auch  durch 
theoretische  Erwägungen  anderer.  Art  begründen.  Die  Nationalität 
wirkt  auf  den  Status  oder  die  Rechtslage  der  Persönlichkeit  ein.     Der 
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Status  ist  die  Basis  aller  Rechte  und  Pflichten  eines  Individaams.  Von 
ihm  hlingt  es  ab,  welche  Rechte  dasselbe  haben  kann,  sowie  welchen 
Pflichten  es  unterworfen  ist.  Unser  Status  ist  sozusagen  unser  Eigentum, 
und  ebenso  yne  wir  firei  ttber  dieses  verf^en  können,  können  wir 
auch  ttber  unsem  Status  verftlgen,  —  insofern  mit  dieser  Freiheit  nicht 
etwa  das  allgemeine  gesellschaftliche  Interesse  kollidiert  Seine 
Nationalititt  ändern,  das  bedeutet,  eine  gewisse  Modifikation  in 
seinem  Status  vornehmen,  und  diese  Modifikation  mufs  das  Ergebnis 
unseres  freien  Willens  sein,  da  es  dem  allgemeinen  Gesellschafbs- 
interesse  durchaus  nicht  widerstreitet,  dafs  wir  eine  derartige  Modi- 
fiication  in  unserm  Status  vornehmen  können.  Inwiefern  könnte  das 
Interesse  der  Allgemeinheit  dadurch  gefördert  werden,  dafs  ein 
Individuum  Dnterthan  eines  bestimmten  Staates  sein  mufs,  d.  h. ,  dafs 
es  nur  einen  ganz  bestimmten  Status  bezüglich  seiner  Nationalität 
haben  darf  xmd  keinen  andern?  Dem  allgemeinen  Interesse  ist  genügt, 
sobald  jedes  Individuum  mit  einem  bestimmten  Staate  durch  die  Unter- 
tbanschaft  verbunden  ist,  gegenüber  einem  bestimmten  Staate  Unter- 
thanenpflichten  zu  erfüllen  hat,  ohne  welche  die  Staaten  als  Aggregate 
Ton  Einzelwesen  nicht  existieren  könnten.  Da  aber  hiermit  dem 
Interesse  der  Allgemeinheit  Gentige  geschehen  ist,  so  ist  es  für  diese 
ganz  gleichgültig,  an  welches  Staatswesen  speciell  ein  Individuum  als 
Unterthan  gebunden  ist  Eine  Person  auch  ohne  ihre  Einwilligung  an 
einen  Staat  fesseln,  würde  bedeuten,  ihr  Verpflichtungen  aufzwingen, 
welche  sie  nicht  will,  und  zwar  ohne  allen  Vorteil  ^r  das  allgemeine 
Gesellsehaftsinteresse.  Dem  Willen  der  einzelnen  mufs  man  volle 
Autonomie  gewähren  und  ihn  nur  dann  einschränken,  wenn  das  all- 
gemeine Interesse  des  staatlichen  Granzen  dieses  erheischt. 

Diese  Erwägungen  sind  hinreichend,  um  uns  von  der  Richtigkeit 
des  Princips  zu  überzeugen,  wonach  die  Nationalität  niemandem  auf- 
gedrängt werden  darf.  Und  dieses  Princip  mufs  immer  Anwendung 
finden,  weim  man  will,  dafs  es  in  vollem  Umfange  jene  praktischen 
Vorteile  ergeben  solle,  welche,  wie  oben  erläutert,  mit  seiner  An- 
wendung verbunden  sind.  Nur  unter  dem  Drucke  eines  übermächtigen 
Aiguments  könnte  es  und  mufs  es  aufgegeben  werden.  Speciell  liegt 
ein  solches  übermächtiges  Argument  dann  vor,  wenn  dieses  unser  Princip 
in  Konflikt  gerät  mit  einem  anderen  Princip,  dem  alsdann  der  Vorrang 
eingeräumt  werden  mufs.  Ein  solches  Princip  ist ,  d  a  fs  jedes 
Individuum  in  jedem  Momente  seiner  Existenz  eine 
Nationalität  besitzen,  Unterthan  eines  bestimmten 
Staates  sein  mufs.  Wir  sahen  bereits,  von  welcher  Wichtigkeit 
für  den  Fortschritt  eines  Individuums  die  Thatsache  ist,  dafs  es  durch 
die  Unterthanschaft  mit  einem  bestimmten  Staatswesen  verbunden  ist. 
Aufserdem  erheischt  schon  die  Möglichkeit  eines  Konfliktes  der  die 
internationalen  Privatrechtsverhältnisse  regelnden  Gesetzesbestimmungen 
kategorisch  die  Kenntnis  der  Nationalität  einer  Person.  Speciell  ist 
diese  Kenntnis  notwendig,  wenn  die  in  Frage  stehende  Person  ein 
privates  Recht  für  sich  beansprucht,   welches  nach  den  Gesetzen  ihres 
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Landes  zu  beurteilen  ist,  so  z.  B.  das  Recht,  eine  Ehe  einzogehen. 
Die  materiellen  Rechtserfordemisse  der  Eheschliefsnng  bestimmt  das 
Landesgesetz  derjenigen  Personen,  welche  die  Ehe  eingehen  wollen. 
£[aben  dieselben  aber  keine  bestimmte  Nationalität,  so  kann  man  nicht 
wissen,  nach  welchem  Gesetz  es  zu  benrteilen  ist,  ob  diesen  Erforde^ 
nissen  genügt  ist 

Wenn  also  die  Anwendung  des  Ptincips,  dafs  die  Nationalität  ein 
Akt  freier  Einwilligung  des  Individuums  sein  mufs,  die  Anwendang 
des  kurz  zuvor  erwähnten  Princips  verhindern  würde,  so  wird  das 
letztere  Princip  den  Vorzug  erhalten,  und  es  wird  einem  Individuum 
eine  bestimmte  besondere  Nationalität  verliehen  werden  auch  beim 
Mangel  seiner  Einwilligung.  Dies  ist  der  Fall  bei  neu- 
geborenen Kindern.  Wenn  auch  hier  der  Grundsatz,  dafs  die 
Nationalität  nicht  aufgezwungen  werden  kann,  zur  Anwendung  gelangen 
würde,  80  bliebe  das  neugeborene  Kind,  da  es  unfähig  ist,  eine 
Nationalität  sich  zu  erwählen,  die  ganze  Zeit  hindurch  bis  zu  seiner 
Grofsjährigkeit  ohne  Vaterland.  Um  dies  aber  zu  vermeiden,  und 
damit  die  rechtliche  Existenz  des  Neugeborenen  nicht  während  eines 
so  langen  Zeitraumes  gewissermafsen  in  suspenso  bliebe,  wird  ihm  bei 
der  Geburt  die  Nationalität  seiner  Eltern  verliehen. 

Aufser  diesem  Falle  ist  das  Princip,  dafs  die  Nationalität  nicht 
aufgedrängt  werden  kann,  in  vollem  Umfange  zur  Geltung  zu  bringen, 
weil  dasselbe  eben  aufser  diesem  Falle  nicht  kollidiert  mit  dem  Princip, 
dafs  jedes  Individuum  Unterthan  eines  Staates  sein  mufs. 

Aus  der  gesamten  vorstehenden  Darlegung  ergiebt  sich,  dafs  bei 
der  Annexion  der  Vorrang  zu  geben  ist  dem  Grundsatze  der  freien 
Wahl  der  Nationalität,  da  der  Zweck  der  Annexion  demselben  in 
keiner  Weise  widerstreitet  Der  Zweck  der  Annexion  ist,  wie  wir 
bereits  wissen,  sowohl  das  Territorium  wie  dessen  Bewohner  der 
Souveränität  desjenigen  Staates  zu  unterstellen,  zu  dessen  Gunsten  die 
Annexion  erfolgt.  Inwiefern  könnte  dieser  Zweck  beeinträchtigt  werden, 
wenn  der  Bevölkerung  des  annektierten  Gebietes  das  Recht  der  Wahl 
zwischen  zwei  interessierten  Staaten  belassen  würde?  Die  Option 
könnte  den  Interessen  des  neuen  Vaterlandes  der  abgetretenen  Be- 
völkerung zuwiderlaufen,  wenn  letztere  ganz  oder  ihrer  grofsen  Mehrheit 
nach  fllr  die  alte  Nationalität  optierte  und  aus  diesem  Grunde  das  ab- 
getretene Territorium  verliefse.  Eine  solche  Eventualität  vTÜrde  ohne 
Zweifel  den  Absichten  des  annektierenden  Staates  zuwiderlaufen,  da 
derselbe  durch  die  Annexion  nicht  blofs  sein  Territorium  zu  ?er- 
gröfsern  wünscht  —  welchen  Vorteil  würde  er  denn  von  einem  nicht 
bewohnten  Gebiete  haben?  —  sondern  auch  seine  Einwohnerzahl  za 
vermehren  bestrebt  ist.  Aber  eine  solche  Eventualität  wird  bei  der 
Annexion  selten,  um  nicht  zu  sagen  niemals,  eintreten.  Die  Praxis 
liefert  uns  hierfür  den  besten  Beweis.  In  der  That  verläfst  der  Mensch 
nur  schwer  den  Ort,  an  welchen  ihn  seine  moralischen  und  materiellen 
Interessen  und  oft  auch  sein  Ursprung  knüpfen.  Damit  die  Mehrheit 
der  Bewohner  eines   annektierten  Gebietes   dennoch   zu  diesem  Schritt 
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sieb  entBchliefse ,  mufs  man  schon  eine  solche  Annexion  annehmen, 
welche  eine  flagrante  Verletzung  des  Nationalitätsprincips  (le  principe 
des  nationalUes)  darstellt.  Aber  in  einem  derartig-en  Falle  würde  der 
annektierende  Staat,  wenngleich  er  der  annektierten  Bevölkerung  das 
Becht  der  Staatsbttrgerschafl  ohne  das  Recht  der  Option  gäbe,  and 
zwar,  um  sie  von  der  Emigration  zurückzuhalten  —  dennoch  durch 
ein  solches  Auskunftsraittel  nicht  viel  gewinnen,  weil  die  annektierte 
Bevölkerung  trotz  ihrer  infolge  der  Annexion  erlangten  Naturalisation 
dennoch  einen  Staat  verlassen  würde,  der  4urch  die  Annexion  ihre 
nationalen  Gd^lhle  verletzt  hat^^). 

üierans  eigiebt  sich  also  der  Schlufs,  dafs  die  Annexion  an  sich 
noch  keinen  Wechsel  der  Nationalität  nach  sich  zieht.  Sie  ist  nur  ein 
Ereignis,  anläfslich  dessen  dieser  Wechsel  bei  einer  grofsen  Anzahl  von 
Personen  eintritt;  aber  der  rechtliche  Akt  selbst,  welcher  die  Änderung 
der  Nationalität  nach  sich  zieht,  ist  nicht  die  Annexion,  sondern 
die  Option.  Bei  der  Annexion  haben  wir  also  einen  Fall  der 
Naturalisation,  welcher  sich  von  dem,  was  man  gewöhnlich  unter  dieser 
Bezeichnung  versteht,  im  wesentlichen  nur  durch  die  Zahl  der 
naturalisierten  Personen  unterscheidet.  Erst  wenn  die  Bewohner  des 
cedierten  Gebietes  von  ihrem  Optionsrecht  Gebrauch  machen,  d.  h.  erst 
wenn  sie  die  neue  ihnen  angebotene  Nationalität  annehmen,  tritt  bei 
ihnen  eine  Änderung  der  Nationalität  ein. 

Bis  zur  Option  verbleibt  demnach  diese  Bevölkerung  bei  ihrer 
alten  Nationalität.  Pendente  conditione  ist  ihr  Status  in  An- 
sehung der  Nationalität  nicht  geändert.  Eine  gegenteilige  Lösung  wäre 
eine  Verletzimg  des  Princips  der  freien  Wahl  der  Nationalität.  Jene 
Einwohner,  welche  für  ihre  bisherige  Nationalität  optieren,  verbleiben 
definitiv  in  demselben  Status,  in  welchem  die  Annexion  sie  angetroffen 
hat;  dieselbe  ist  ohne  Einflufs  auf  ihre  Nationalität  geblieben.  Freilich 
ist  sie  nicht  ohne  Wirkung  auf  ihr  Leben  und  vielleicht  auch  auf  ihre 
Zukunft  geblieben,  da  die  Emigration,  zu  welcher  sie  in  einem  solchen 
Falle  regelmäfsig  gezwungen  sind,  unvermeidlich  wichtige  Folgen  für 
ihr  späteres  Leben  haben  mufs.  Aber  ihre  Rechtslage  in  Ansehung 
der  Nationalität  ist  durch  die  Annexion  nicht  geiUidert. 

Was  aber  diejenigen  anbetrifft,  welche  für  den  erwerbenden  Staat 
optieren,  so  unterliegen  dieselben  mit  dem  Momente  der  Option  der 
auBSchliefslichen  Gewalt  desselben,  d.  h.  sie  unterliegen  den 
Gesetzen  dieses  Staates  auch  in  Ansehung  des  Personalstatus. 

Bezüglich  des  Realstatus  waren  sie  den  Gesetzen  dieses  Staates 
auch  vor  der  Option  unterworfen.  Denn  da  das  annektierte  Territorium 
durch  die  Annexion  ein  integrierender  Teil  des  Staates  geworden  ist, 
zu  dessen  Gunsten  die  Annexion  erfolgt  ist,  so  haben  sich  die  Be- 
wohner dieses  Territoriums  natürlicherweise  nach  der  Annexion  auf 
dem  Territorium  eines  fremden  Staates  als  fremde  Unterthanen  be- 
funden, eine  Thatsache,    welche  bewirkt  hat,   dafs  sie  sofort  nach  der 


.10)  Felix  StoerJCy  Option  und  Plebiscit  bei  Eroberungen  und  Gebiets- 
cewioncn  (1879). 
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Annexion  den  Gesetzen  des  annektierenden  Staates  hinsicbtlich  der 
Vorschriften  der  öffentlichen  Ordnung  and  des  Realstatus  unterworfen 
waren,  welche  bekanntlich  ftlr  alle  Einwohner  eines  Staates  bindend 
sind,  gleichviel,  ob  diese  aus-  oder  inländische  Unterthanen  sind. 

Was  jedocb  die  Frage  betrifft,  ob  der  Option  rückwirkende  Kraft 
zu  gewähren  ist,  so  gebt  unsere  Meinung  dahin,  dafs  sie  eine  solche 
Wirkung  nicht  haben  kann.  Einmal  deshalb  nicht,  weil  eine  solche 
Lösung  gegen  das  Recht  der  freien  Wahl  der  Nationalität  verstofsen 
würde,  ein  Recht,  um  dessenwillen  wir  der  Annexion  die  Wirkung, 
ipso  facto  einen  Wechsel  der  Staatsbüi^erschaft  nach  sich  zu  ziehen, 
absprechen.  Wenn  der  Option  rückwirkende  &aft  verliehen  würde, 
so  würde  es  hinsicbtlich  jener  Einwohner,  welche  für  den  annektierenden 
Staat  optiert  haben  —  und  welche  p enden te  conditione  ihre  alte 
Nationalität  hatten  —  so  angesehen  werden,  als  wenn  sie  bereits  im 
Momente  der  Annexion  optiert  hätten,  d.  i.,  dafs  sie  bereits  in  diesem 
Momente  in  die  Unterthanschaft  des  annektierenden  Staates  eingetreten 
seien.  Eine  derartige  Fiktion  läfst  sich  aber  nicht  aufrecht  erhalten, 
wie  wir  bereits  früher  erläutert  haben,  denn  nach  ihr  würde  den  Be- 
wohnern des  cedierten  Gebiets  die  neue  Nationalität  in  einem  Momente 
aufgedrängt,  wo  sie  noch  gar  nicht  ihre  Einwilligung  hierzu  erklärt  haben. 

Im  übrigen ,  welche  praktische  Bedeutung  hätte  die  Theorie  von 
der  rückwirkenden  Kraft  der  Option?  Ohne  Zweifel  könnte  diese 
rückwirkende  Kraft  sich  nicht  geltend  machen  zum  Nachteil  von  bereits 
erworbenen  Rechten.  Mit  anderen  Worten,  wenn  die  Fiktion,  dafs  der 
betreffende  Einwohner  von  der  Annexion  bis  zur  Option  Unterthan  des 
annektierenden  Staates  war,  zur  Folge  hätte,  dafs  dadurch  eine  Rechts- 
handlung annulliert  würde,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  damalige 
Nationalität  der  Interessenten,  in  dem  Zeitraum  zwischen  Annexion  und 
Option,  vollgültig  zu  stände  gekommen  war,  so  würde  diese  Fiktion 
keine  Anwendung  finden  können.  Hiermit  wollen  wir  folgendes  gesagt 
haben:  In  dem  Zeiträume  zwischen  der  Annexion  und  Option  behält 
die  annektierte  Bevölkerung  ihre  Nationalität  bei.  Ihre  rechtliche  Lage 
und  Rechtsfähigkeit  in  dieser  Zwischenzeit  wird  also  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  geregelt  werden,  welchem  das  cedierte  Territorium  angehört 
hat,  und  zwar  nach  jener  internationalen  Rechtsregel,  wonach  fUr  die 
rechtliche  Lage  und  Fähigkeit  eines  Individuums  seine  nationalen  Ge- 
setze mafsgebend  sind.  Wenn  nunmehr  ein  solcher  Einwohner  ein  be- 
stimmtes Rechtsgeschäft  nach  der  Annexion,  aber  vor  der  Option, 
abgeschlossen  hat,  so  wird  dieses  Geschäft  Gültigkeit  haben  unter  der 
Voraussetzung,  dafs  dieser  Einwohner  nach  den  Gesetzen  des  abtretenden 
Staates  rechtsfähig  war.  Dieses  Rechtsgeschäft  verbleibt  in  Kraft,  selbst 
wenn  eventuell  der  betreffende  Einwohner,  infolge  seiner  Option  f^ 
das  neue  Vaterland  und  wegen  der  rückwirkenden  Kraft  derselben,  als 
zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht  handlungstähig  angesehen  werden 
sollte.  Andernfalls  würden  erworbene  Rechte  vernichtet  oder  die  in 
Rede  stehende  Bevölkerung  ftir  die  Zeit  nach  der  Annexion  bis  znr 
Option   in  die  Unmöglichkeit  versetzt,    Rechtshandlungen  vorzunehmen, 
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ans  Furcht,   dafs   dieselben  eventnell  wegen  der  rückwirkenden  Kraft 
der  Option  yemichtet  werden  könnten. 

Hiemach  würde  die  rückwirkende  Kraft  der  Option  hinsichtlich 
der  Privatrechte  eine  praktische  Bedeutung  insofern  haben,  als  hier- 
durch eine  Verletzung  gewisser  Interessen  verursacht  werden  könnte. 
Aber  es  ist  nicht  nötig,  der  Option  rückwirkende  Kraft  zu  verleihen, 
damit  ein  Einwohner,  der  ftlr  die  Nationalität  des  neuen  Vaterlandes 
optiert  hat,  unter  die  Gesetze  desselben  in  Ansehung  jener  Rechts- 
bedehuDgen  ans  der  Zeit  zwischen  Annexion  und  Option  falle,  welche 
ftlr  ihn  kein  erworbenes  Recht,  sondern  nur  seine  Interessensphäre 
darstellen.  Derjenige,  welcher  sich  naturalisieren  läfst,  befindet  sich 
bezüglich  der  in  seinem  neuen  Vaterlande  in  Geltung  stehenden  Gesetze 
in  derselben  Lage,  in  welcher  sich  die  Untertbanen  eines  Staates  im 
Falle  der  Promulgierung  eines  neuen  Gesetzes  befinden.  Ebenso  wie 
das  neue  Gesetz  die  nach  den  Bestimmungen  des  alten  Gesetzes  er- 
worbenen Rechte  nicht  verletzen  kann,  so  können  auch  im  Falle  der 
Naturalisation  die  Gesetze  des  neuen  Vaterlandes  des  Naturalisierten 
jene  Rechte  nicht  vernichten,  welche  er  nach  den  Gesetzen  des  alten 
Vaterlandes,  so  lange  er  demselben  angehörte,  erworben  hat  Aber 
wenn  nicht  von  erworbenen  Rechten,  sondern  von  der  Interessen- 
sphäre die  Rede  ist,  so  finden  die  Gesetze  des  Landes,  in  dem  sich 
eine  Person  hat  naturalisieren  lassen,  auf  dieselbe  ebenso  mit  rück- 
wirkender Kraft  Anwendung,  wie  das  neue  Gesetz  rück- 
wirkende Kraft  hat,  soweit  nur  nicht  ein  erworbenes 
Recht  in  Frage  steht. 

Für  die  Einwohner,  welche  ftlr  den  annektierenden  Staat  optiert 
haben,  ist  es  also  vom  praktischen  Gesichtspunkte  aus  gleichgültig,  — 
wenigstens  soweit  privatrechtliche  Handlungen  in  Frage  kommen  — , 
ob  sie  als  Unterthanen  dieses  Staates  mit  dem  Tage  der  Annexion 
oder  erst  mit  dem  der  Option  angesehen  werden.  Und  daher  ist  auch, 
?on  diesem  Gesichtspunkte  betrachtet,  die  Frage  für  sie  gleichgültig, 
ob  die  Option  rückwirkende  Kraft  hat  oder  nicht  Diese  Frage  hat 
nur  eine  mehr  theoretische  Bedeutung,  wenigstens  wenn  von  privat- 
rechtlichen Beziehungen  die  Rede  ist  Aber,  wie  bereits  oben  erörtert, 
kann  sie  auch  theoretisch  keineswegs  in  dem  Sinne  gelöst  werden,  dafs 
der  Option  rückwirkende  Kraft  beigelegt  wird.  Die  Einwohner,  welche 
fllr  den  annektierenden  Staat  optiert  haben,  sind  erst  vom  Tage  der 
Option  an  als  Unterthanen  desselben  anzusehen. 

Nach  unserer  Ansicht  haben  wir  es  hier  also  eigentlich  mit  zwei 
Arten  von  Annexion  zu  thitu.  Erstens  haben  wir  eine  Annexion 
des  Territoriums,  welche  als  vollendete  Thatsache  anzusehen  ist 
mit  dem  Momente  der  Ratifizierung  des  Annexionsvertrages;  hierdurch 
ist  eo  ipso  das  Territorium  ein  integrierender  Teil  des  annektierenden 
Staates  geworden.  Dieses  ist  der  WiUe  der  kontrahierenden  Parteien, 
and  nichts  steht  im  Wege,  dafs  dieser  Wille  sogleich  auch  zur  Ver- 
wirklichung gelange.  Zweitens  haben  wir  es  zu  thun  mit  der 
Annexion    der  Bewohner    des  annektierten   Territoriums.     Auch 
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bezüglich  dieser  Annexion  besteht  ein  Konsensus  der  vertragschliefsenden 
Staaten ;  der  eine  derselben  willigt  ein,  dafs  sein  Souveränitätsreeht  Über 
diese  Einwohner  auf  den  andern  übergehe,  welcher  ebenfalls  dasselbe 
wünscht.  Wir  sahen  bereits,  dafs  der  Zweck  der  Annexion  dahin  geht, 
dem  annektierenden  Staate  nicht  blofs  einen  Zuwachs  an  Gebiet,  sondern 
auch  an  Bevölkerung  zu  .verschaffen,  und  dafs  deswegen  bei  der 
Annexion  die  Staaten  nicht  blofs  einen  Wechsel  der  Souveränität 
stipulieren  bezüglich  des  abzutretenden  Tenitoriums,  sondern  auch  be- 
züglich der  Einwohner  desselben.  Aber  während  diese  Stipulation, 
soweit  sie  blofs  das  Territorium  betrifft,  sogleich  in  Kraft  tritt,  ist  sie 
in  Ansehung  der  Bevölkerung  des  'Territoriums  an  die  Erfüllung  der 
wichtigen  Vorbedingung  geknüpft ,  dafs  auch  die  betreffende 
Bevölkerung  in  diesen  Wechsel  einwillige.  Dieselbe  hat 
das  Recht  —  welches  die  souveräne  Macht  der  Staaten  wenigstens 
moralisch,  wenn  nicht  anderweitig,  beschränkt  —  sich  ihr  Vaterland 
zu  wählen,  und  dieses  ihr  Recht  wiederum  fliefst,  wie  wir  bereits  ge- 
sehen haben ,  aus  jenem  allgemeinen  Princip,  wonach  das  Individuum 
ein  unantastbares  Selbstbestimmungsrecht  besitzt 

Und  während  so  die  Annexion  eines  Territoriums  in  jenem  Momente 
vor  sich  geht,  für  welchen  die  Staateninteressenten  dies  vereinbart 
haben,  erfolgt  die  Annexion  derEinwohner  erst  dann,  wenn  sie 
sich  in  diesem  Sinne  erklären.  Indem  sie  für  den  annektierenden 
Staat  optieren,  optieren  sie  für  ihre  Unterwerfung  unter  seine  Sou- 
veränität; mit  anderen  Worten,  sie  annektieren  sich  sozusagen 
selber  diesem  Staate.  Bis  zu  diesem  Momente  aber  sind  sie  nicht 
annektiert;  sie  befinden  sich  nur  auf  fremdem  Territorium,  aber  der 
Unterthanenverband  zwischen  ihnen  und  ihrem  bisherigen  Vaterlande 
ist  noch  nicht  gelöst  Sie  lösen  ihn  durch  die  Option  zu  Gunsten  des 
annektierenden  Staates  und  fallen  dann  definitiv  unter  die  Machtspbäre 
dieses  Staates;  sie  sind  dann  an  ihn,  ebenso  wie  das  Terri- 
torium, angegliedert 

Hieraus  ersehen  wir,  dafs  die  Annexion  ihrem  Wesen  nach  keines- 
wegs ein  Rechtsakt  ist,  der  eo  ipso  einen  Nationalitätswechsel  nach 
sich  zöge.  Sie  ist  nur  ein  Ereignis,  anläfslich  dessen  die  Naturalisation 
einer  grofsen  Zahl  von  Personen  erfolgt,  eine  Naturalisation,  welche 
von  der  gewöhnlichen  sich  zwar  durch  die  Zahl  unterscheidet,  mit  ihr 
aber  wiederum  dieses  gemein  hat,  dafs  auch  bei  ihr,  wie  bei  der  ge- 
wöhnlichen Naturalisation,  die  Änderung  der  Nationalität  herbeigeführt 
wird  nicht  durch  die  Annexion,  sondern  durch  den  Willen  der  be- 
treffenden Individuen. 

Diese  unsere  Aufißissung  verliert  auch  unseres  Bedünkens  nicht  an 
Wert  durch  die  Erwägung,  dafs,  wenn  man  annimmt,  da(s  die  Ein- 
wohner des  annektierten  Gebietes  ihre  Nationalität  nicht  in  dem  Zeit- 
räume von  der  Annexion  bis  zur  Option  wechseln,  —  der  annektierende 
Staat  während  dieser  ganzen  Zeit  keine  Unterthanen  in  dem  annektierten 
Gebiete  hätte.  Dies  ist  ein  rein  praktisches  Moment,  welches  nicbt 
genügt,   um   die  Bewohner  des  cedierten  Territoriums  eines  ihnen  za- 
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stehenden  Rechtes  zu  beraaben.  Im  Übrigen  erblicken  wir  keinerlei 
UnzakOmmlichkeit  für  den  annektierenden  Staat  in  dem  Umstände,  dafs 
die  Bewohner  des  annektierten  Gebietes  in  demselben  pendente  con- 
ditio ne  mit  ihrer  bisherigen  Nationalität  verbleiben,  d.  h.  als  Unter- 
thanen  des  cedierenden  Staates.  Wenngleich  sie  von  der  Annexion  bis 
tat  Option  ihre  Nationalität  beibehalten,  so  hindert  doch  dies  nicht, 
dafs  sie  in  diesem  Intervall  der  Souveränität  des  erwerbenden  Staates 
in  dem  Mafse  unterstehen  als  es  ftlr  die  Sicherheit  desselben  not- 
wendig ist,  und  zwar  aas  dem  Grande,  weil  diese  Einwohner  sich 
pendenie  conditione  infolge  der  Annexion  auf  dem  Territoriom 
dieses  Staates  befinden.  Die  G^etze,  welche  die  öffentliche  Ordnung 
und  den  Realstatus  regeln  nnd  die  in  engem  Zusammenhange  mit  der 
Oiganisation  und  dem  Bestände  der  GeseUschaft  selbst  stehen,  üben 
ihre  Wirkung  im  Bereiche  des  gesamten  Territoriums  eines  Staates  aus 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Person  eines  in-  oder  ausländischen 
Unterthanen  in  Frage  steht  Bei  einer  derartigen  Sachlage  wissen  wir 
nicht,  inwiefern  es  gefährlich  sein  könnte  ftbr  den  annektierenden  Staat, 
wenn  die  Bewohner  des  annektierten  Gebiets  Unterthanen  des  ab- 
tretenden Staates  pendente  conditione  bleiben,  namentlich  wenn 
man  im  Auge  behält,  dafs  dieser  Zeitraum  gewöhnlich  ein 
karzer  ist.  Dies  hindert  durchaus  nicht,  dafs  diese  Einwohner 
schon  mit  dem  Momente  der  Annexion  den  Gesetzen  betreffend  die 
Öffentliche  Ordnung  und  den  Realstatus  dieses  Staates  unterstehen,  und 
das  ist  für  den  letzteren  genügend,  um  diese  Personen  auch  vor  jeder 
Option  in  seiner  Hand  zu  haben. 

Im  übrigen  kann  derselbe  Umstand,  der  zwecks  Bekämpfung  der 
Ton  nns  verfochtenen  Meinung  als  eine  Unzukömmlichkeit  betont  wird, 
auch  bei  jenem  System  eintreten,  wonach  die  Bewohner  des  annektierten 
Gebietes  infolge  der  Annexion  ihre  Nationalität  ändern  und  bei  welchem 
die  Option  nur  zu  bestimmen  hat,  wer  definitiv  diese  neue  Nationalität 
behalten  und  wer  zur  alten  zurückkehren  wird.  In  der  That  erfllhrt 
nach  diesem  Systeme  die  Situation,  welche  bis  zur  Option  zu  Gunsten 
des  annektierenden  Staates  bestanden  hat  (insofern  bis  zu  diesem  Augen- 
blicke sämtliche  Einwohner  des  codierten  Gebietes  seine  Unterthanen 
waren),  eine  Änderung  nach  der  Option,  da  nach  derselben  die  Anzahl 
der  Unterthanen  dieses  Staates  im  annektierten  Gebiete  jedenfalls  sich 
verringern  wird;  viele  werden  erklären,  dafs  sie  ihre  alte  Nationalität 
zu  behalten  wünschen.  Die  Zahl  solcher  Einwohner  wird  namentlich 
dann  eine  grofse  sein,  wenn  man  annimmt,  dafs  die  Annexion  erfolgt 
ist  im  Widerspruch  mit  den  nationalen  Aspirationen  der  annektierten 
Bevölkerung.  Auf  diese  Weise  wird  sich  nach  dem  System,  welches 
dem  nnsrigen  entgegengesetzt  ist,  auf  dem  annektierten  Territorium 
wenn  nicht  vor,  so  doch  nach  der  Option,  oftmals  eine  grofse  Anzahl 
von  Unterthanen  des  abtretenden  Staates  vorfinden,  nnd  diesen  Unter- 
thanen mufs  nach  der  Option  eine  bestimmte  Frist  zur  Emigration  be- 
lassen werden.  Und  so  haftet  auch  diesem  Systeme,  wenn  auch  in 
geringerem  Grade,  dieselbe  Unzukömmlichkeit  an,  welche  seine  Anhänger 
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benutzen,  um  den  Wert  jener  Theorie  zu  bekämpfen,  welche  wir  hier 
ab  die  begründetere  verteidigen. 

Dafs  dies  schliefslich  gar  keine  UnzutrSglichkeit  und  Überhaupt 
kein  ernstliches  Argument  ist,  ersieht  man  auch  daraus,  dafs  es  in 
jedem  Staate  fremde  Unterthanen  giebt,  in  manchen  sogar  in  grofser 
Menge,  ohne  dafs  darum  der  Bestand  oder  auch  nur  der  Fortschritt 
dieser  Staaten  im  geringsten  in  Frage  gestellt  wäre.  Und  sodann,  was 
fUr  eine  Ge&hr  sollte  dies  für  den  erwerbenden  Staat  sein,  wenn  den 
Einwohnern  des  annektierten  Gebietes  ihre  bisherige  Nationalität  pen^ 
dente  condiiione  belassen  würde? 

Indessen  hat  gerade  jenes  System,  welches  wir  hier  bekämpfen, 
einen  erheblichen  praktischen  Nachteil.  Denn  wenn  es  zur  Anwendung 
gelangte,  so  würden  diejenigen  Bewohner  des  annektierten  Territoriums, 
welche  ftlr  ihre  alte  Nationalität  optieren,  einem  zwie&chen  Wechael 
ihrer  Nationalität  ausgesetzt  sein.  Sie  würden,  wie  wir  bereits  sahen, 
erstlich  Unterthanen  des  erwerbenden  Staates  sein,  um  sodann  infolge 
der  Option  wiederum  Unterthanen  des  cedierenden  Staates  zu  werden. 
Ihre  rechtliche  Existenz  würde  auf  diese  Weise  einen  Rifs  erfahren, 
was  wirklich  eine  Unzuträglichkeit  ist.  Die  Bewohner  des  abgetretenen 
Gebietes  würden  als  Unterthanen  des  annektierenden  Staates  auch  be- 
züglich ihres  Personalstatus  sich  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  zu 
richten  haben,  demnächst  aber  würden  sie  nach  der  Option,  wenn  sie 
durch  dieselbe  ihre  alte  Nationalität  wieder  erlangten,  von  neuem  mit 
demselben  Status  unter  diejenigen  Gesetze  fallen,  unter  deren  Herrschaft 
sie  bis  zur  Annexion  standen.  Es  ist  begreiflich,  dafs  in  der  Praxis 
so  häufige  Änderungen  des  Personalstatus  eine  Quelle  von  Rechts- 
komplikationen und  Schwierigkeiten  sowie  auch  von  Konflikten  zwischen 
den  interessierten  Staaten  wären.  Ist  es  schliefslich  recht  und  billig, 
die  gesamte  Einwohnerschaft  des  annektierten  Gebietes,  der  im  Princip 
die  Wahl  zwischen  dem  cedierenden  und  erwerbenden  Staate  belassen 
ist,  zu  nötigen ,  während  der  meist  kurzen  Frist  von  der  Annexion  bis 
zur  Option,  sich  mit  den  Gesetzen  des  Personabtatus  des  annektierenden 
Staates  bekannt  zu  machen,  trotzdem  ein  erheblicher  Teil  dieser  Ein- 
wohnerschaft für  ihr  bisheriges  Vaterland  optieren  wird?  Heilst  dies 
nicht  Verwirrung  in  ihr  Rechtsleben  hineintragen  und  sie  eventuell 
sogar  schädigen  wegen  ihrer  Unkenntnis  der  beregten  Gesetze,  infolge 
deren  viele  ihrer  Rechtshandlungen  annulliert  werden  könnten? 

Wir  finden  somit ,  dafs  gerade  das  entgegengesetzte  System  nach- 
teilige praktische  Folgen  hat,  die  bei  unserem  System  entfallen.  Im 
übrigen  kann  der  Umstand,  welchen  die  Gegner  unseres  Systems  hervor- 
heben, dafs  nämlich  der  annektierende  Staat  keine  Unterthanen  in  dem 
codierten  Gebiete  haben  wird,  wenn  die  Bewohner  des  letzteren  ihre 
Nationalität  nicht  pendente  conditione  ändern,  ernstlich  schon 
deswegen  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  weil  in  der  Praxis  der 
Zeitraum  von  der  Annexion  bis  zur  Option  durchgehends  ein  kurzer 
ist,  so  dafs  auch  aus  diesem  Grunde  dieser  Umstand  nicht  zu  Un- 
zukömmlichkeiten führen  wird. 
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Wir  haben  bisher  die  Frage  des  Wechsels  der  Unterthanschaft  bei 
der  Annexion  vom  theoretischen  Gesichtspunkte  aus  behandelt.  Wir 
haben  versucht,  die  Hechte  des  Individuums  in  dessen  Beziehungen 
som  annektierenden  Staate  zu  präcisieren,  Rechte,  welche  in  Annexions- 
vertriigen  nicht  vernachlässigt  werden  dflrfen.  Aber  wenn  auch  nach 
unserer  Meinung  die  Nationalitätsfrage  bei  der  Annexion  stets  in  der 
Praxis  auf  die  von  uns  dargelegte  Weise  geregelt  werden  sollte  (ist 
doch  die  Theorie  dazu  da,  um  die  Praxis  auf  den  wahren  Weg  zu 
leiten),  so  hat  die  Praxis  dennoch  oftmals  an  die  Anforderungen  der 
Wissenschaft  sich  nicht  gekehrt,  sondern  die  Frage  der  Nationalität  in 
oner  den  Grundrechten  des  Individuums  widerstreitenden  Weise  gelöst, 
sei  es,  indem  sie  dem  Individuum  das  Optionsrecht  versagte  oder  indem 
sie  es  dem  Nationalitätswechsel  auch  in  der  Zwischenzeit  von  der 
Annexion  bis  zur  Option  unterwarf.  Diese  Nichtachtung  eines  un- 
sweifelhaften  Kechtes  des  Individuums  läfst  sich  keineswegs  rechtfertigen 
iarch  das  Princip  der  souveränen  Macht  des  Staates.  Der  Staat  ist  — 
80  heifst  es  —  souverän,  er  steht  über  dem  Individuum,  letzteres  hat 
keine  anderen  Rechte,  als  welche  der  Staat  ihm  einzuräumen  geruht, 
ond  es  giebt  tlberhaupt  keine  individuellen  Rechte,  welche  sich  tlber 
den  Staat  erhöben,  da  solche  Rechte  eben  dem  Staate  den  Charakter 
einer  souveränen  Macht  rauben  würden.  Wir  erkennen  an,  dafs  das 
Individuum  sich  nicht  über  den  Staat  stellen  kann  und  dafs  letzterer 
Mmverän  sein  mufs,  um  seiner  Aufgabe  gerecht  werden  zu  können. 
Aber  ein  Raisonnement  auf  diesen  sozusagen  brutalen  Grund  allein 
BtfltMn  und  jeden  Akt  des  Staates  nur  deshalb  gutheifsen,  weil  derselbe 
in  der  Theorie  ein  schrankenloses  Recht  besitze  —  das  können  wir 
nicht  begreifen.  Dem  Staate  ist  allerdings  ein  unbeschränktes  Gesetz- 
^bungsrecht  eingeräumt.  Aber  aus  diesem  Rechte  läfst  sich  nicht 
die  Befugnis  herleiten,  es  zu  mifs brauchen.  Sobald  wir  ein  uns 
zustehendes  Recht  mifsbrauchen ,  sind  wir  dadurch  eo  ipso  aus  dem 
Kreise  der  uns  gesetzlich  verliehenen  Ermächtigung  gewissermafsen 
herausgetreten,  und  sobald  wir  diesen  Kreis  verlassen,  können  wir  nicht 
umhin,  jemandes.  Recht,  wenigstens  moralisch,  zu  verletzen.  Ebenso 
verhält  es  sich  auch  mit  dem  Staat.  Wenn  er  sein  Souveränitätsrecht 
mifsbraucht ,  so  verletzt  er  dadurch  individuelle  Rechte.  Denn  der 
Staat  besteht  wegen  der  Individuen,  nicht  das  Individuum  wegen  des 
Staates ;  mit  anderen  Worten,  die  souveräne  Gewalt  ist  dem  Staate  ver- 
liehen zum  Besten  der  Individuen,  deshalb  verliehen,  damit  er  freiere 
Hand  habe  bei  der  Ausfindigmachnng  der  Mittel,  welche  das  Individuum 
am  besten  seiner  Vervollkommnung  entgegeuzutühren  geeignet  sind. 
Bei  Ausübung  seines  Souveränitätsrechtes  darf  der  Staat  den  Zweck 
nicht  aus  dem  Auge  verlieren,  zu  welchem  ihm  dieses  Recht  verliehen 
werden.  Wenn  der  Staat  diesem  Zwecke  zuwiderhandelte,  so  wtlrde 
er  aus  dem  Kreise  der  ihm  gewährten  Ermächtigung  heraustreten,  das 
Beeht  des  Individuums  verletzen,  er  wäre  nicht  mehr  Staat,  und  dem 
Individuum  könnte  es  nicht  verargt  werden,  wenn  es  in  einem  solchen 
Falle  dem  Staate  den  Gehorsam  versagte. 
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In  eine  solche  Lage  würde  sich  der  Staat  versetzen,  wenn  er  dem 
Indtviduom  den  Gebrauch  jener  Mittel  verbieten  würde,  die 
ihrer  Natur  nach  sich  als  die  ftbr  seinen  Bestand  und  Fortschritt 
günstigsten  herausstellen.  Ein  solches  Voi^hen  des  Staates  wäre  eine 
Verletzung  der  Rechte,  welche  für  das  Individuum  aus  der  Natur  der 
Sache  selbst  sich  ergeben.  Ein  derartiges  Recht  ist  auch  das  Selbst- 
bestimmungsrecht.  Das  Individuum  wird  in  seiner  YervoUkommnimg 
am  weitesten  vorschreiten,  wenn  ihm  dieses  sein  natürliches  Recht  be- 
lassen wird.  Aus  diesem  allgemeinen  Rechte  aber  erfliefsen  andere, 
kleinere  Rechte,  so  auch  das  Recht  der  freien  Wahl  seiner  Nationalitit 
Namentlich  sollte  dieses  Recht  des  Individuums  respektiert  werden  bei 
der  Annexion,  welche  durchgehends  ohne  Plebiscit  der  Bewohner  des 
annektierten  Gebiets  erfolgt 

Ein  solcher  internationaler  Akt,  in  welchem  das  vorerwähnte  Recht 
der  einzelnen  hintangesetzt  wurde,  ist  der  Berliner  Vertrag. 
Durch  diesen  Vertrag  wurden  mehrere  Annexionen  durchgeführt  (sa 
Gunsten  Rufslands,  Rumäniens,  Griechenlands,  Serbiens,  Montenegros), 
ohne  dafs  den  Bewohnern  der  annektierten  Gebiete  das  Optionsrecht 
garantiert  wurde.  Dies  bedeutet,  dafs  der  Berliner  Vertrag  sämtliche 
Einwohner  der  codierten  Territorien  bedingungslos  der  Souveränität  der 
erwerbenden  Staaten  unterstellt  hat,  indem  er  sie  auf  diese  Weise  des 
Rechts  beraubte,  zwischen  den  genannten  Staaten  und  der  Türkei  za 
wählen.  Auf  alle  Fälle  hat  doch  der  Berliner  Vertrag  resp.  die  Hohe 
Pforte  in  dieser  Hinsicht  freie  Hand  gelassen  den  annektierenden  Staaten, 
welche  ermächtigt  waren,  für  den  Fall,  dafs  ihre  Interessen  ihnen  dies 
nahe  legten,  die  Bewohner  der  codierten  Territorien  zu  annektieren 
ohne  Recht  auf  Option,  eine  Ermächtigung  übrigens,  von  der  nicht 
alle  Staaten  —  wie  z.  B.  Serbien  —  vollkommenen  Gebrauch  gemacht 
haben. 

Wie  sehr  auch  die  durch  den  Berliner  Vertrag  sanktionierten 
Annexionen  den  nationalen  Bestrebungen  der  codierten  Bevölkenmgen 
entsprochen  haben  mögen  und  auf  Gründen  historischer  und  ethno- 
graphischer Art  beruhten ,  wie  sehr  auch  mit  anderen  Worten  bei  einer 
derartigen  Sachlage  das  Optionsrecht  überflüssig  erscheinen  möchte,  so 
kann  doch  alles  dieses  die  Signatarmächte  des  Berliner  Vertrages  von 
dem  Vorwurfe  nicht  reinwaschen,  dafs  sie  die  annektierten  Bevölkerungen 
ihres  Rechtes,  zwischen  der  Türkei  und  den  erwerbenden  Staaten  sa 
wählen,  beraubt  haben. 

Wir  haben  in  einer  unserer  Studien  ^^)  diese  Frage  bezüglich  der 
Einwohnerschaft  jener  Gebiete,  welche  der  Berliner  Vertrag  an  das 
Ftlrstentum  Serbien  angegliedert  hat,  erörtert  und  darauf  hingewiesen, 
dafs  dieser  Einwohnerschaft  weder  durch  diesen  Vertrag  noch  durch 
eine  Specialkonvention  zwischen  der  Ttlrkei  und  Serbien  das  Options- 


11)  „Le  traiU  de  Berlin  et  la  question  de  la  nationälite  par  rappori  ä 
la  PrincipmU^  d€  Serhie*^ ,  Bevue  de  droit  international  public 
1900. 
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recht  gewährleistet,  sondern  die  L(toung  dieser  Frage  der  serbischen 
Gesetzgebung  überlassen  worden  sei.  Wenn  auch,  wie  wir  dies  in  der 
beregten  Stndie  ansftlhrten,  keinerlei  specielle  G^tee  zu  dem  Zweeke 
erlassen  worden  sind,  am  den  Bewohnern  des  annektierten  Territoriums 
das  Recht  der  Option  zu  gamntieren,  so  haben  wir  doch  dieses  Options- 
iecht jenen  ßewohnem  des  betrefienden  Oebietes,  welche  türkischer 
Basse  waren,  zuerkannt,  und  dieses  ihr  Recht  deduziert  aus  den  be- 
sonderen politischen  und  ökonomischen  Verhältnissen,  in  denen  sich 
diese  Einwohner  befiuiden. 

Aber  wir   haben  dort,    entgegen   unsem   Erörterungen  in   dieser 
Stadie,    erklärt,   dafs  die   Einwohner  tttrkiseher  Herkunft  pendente 
€onditione   serbische  Unterthanen    waren.      Der   AnneoLion 
haben    wir  also  dort  die  Bedeutung  beigelegt,  dafs   die  betreffenden 
Personen  auch   vor  der  Option   serbische  Unterthanen  geworden  sind. 
Wir  mafsten  zu  einer  solchen  Konklusion  deswegen  gelangen,  weil  wir 
in  Ermangelung  legislativer  Bestimmungen,  welche  eine  bestimmte  Frist 
ftr  die  Option  festsetzen,    den  Türken  das  Optionsrecht  für  ihr  ganzes 
Leben  eingeräumt  hatten.    Bei  dieser  Sachlage  konnten  wir  nicht  ohne 
6e&hr  für  die  Ruhe  und  Ordnung  im  serbischen  Staat  alle  die  Türken, 
deren  es    in   den   annektierten  Gebieten  eine  bedeutende  Anzahl  gab, 
in  ihrer   türkischen  Nationalität  belassen.     Wenn  wir  diese  Frage  so 
gelöst  hätten,  dann  hätten  wirklich  jene  Nachteile  zu  Tage  treten  können, 
welche  von  Bar  als  Gründe  gegen  die  Theorie,  wonach  den  Bewohnern 
eines  annektierten  Territoriums  pendente  conditione   ihre  Natio- 
nalität zo  belassen  ist,  ins  Feld  führt,  Nachteile,  welche  in  Wirklich- 
keit  nicht    bestehen,    da    die   Optionsfnst    legelmäfsig  eine  kurze  ist 
Wenn  aber  diese  Frist  zufällig   eine  lang  bemessene  wäre  —  so  wie 
dies  der  Fall  ist  bezüglich  der  Frist,    welche  wir  den  die  Serbien  im 
Jahre  1878   angegliederten   Gebiete   bewohnenden  Türken   eingeräumt 
hab^n,   —   so   würde  es  dem  Interesse  des  annektierenden  Staates  zu- 
wideriaufen,    wenn   die  Einwohnerschaft  des  annektierten  Territoriums 
während    eines   langen   Zeitraumes   in  dem  alten  Unterthanenverbande 
belassen  würde.     Namentlich  war  eine  solche  Lösung  nicht  annehmbar 
ftbr  den  uns  hier  beschäftigenden  Fall,  weil  hier  die  Frist  fUr  die  Option 
sich    sogar    bis   zur    Dauer    eines   Menschenlebens    erstrecken    konnte. 
Was  aber  die  Wirkung  der  Option  anbetrifil,    so  haben  wir  derselben 
rückwirkende  Kraft  in  dem  Sinne  beigelegt,  dafs  jene  Türken,  welche 
durch  ihre  Emigration  für  das  Türkische  Reich  optierten,  so  behandelt 
würden,   als   wenn  sie   nie  aufgehört  hätten  türkische  Unterthanen  zu 
sein,    und    so    haben    wir    nach    Möglichkeit    das    Princip,    wonach 
niemandem  eine  Nationalität  aufgedrängt  werden  kann,   intakt  erhalten. 
Selbstverständlich    waren    die    von    solchen  Türken  pendente  con- 
diiione    vorgenommenen    Rechtshandlungen    nach    serbischem    Gesetz 
zu  beurteilen,    da   diese  Personen    während   des   gedachten   Zeitraums 
serbische  Unterthanen  waren,   mit  anderen  Worten,   die  rückwirkende 
Kraft  der  Option   konnte  nicht   zum  Nachteile  für  erworbene  Rechte 
geltend  gemacht  werden. 
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Im  Ubrigea  halten  wir  allerdings  dafür,  dafs  Serbien  dorch  eine 
solche  Lösung  der  Frage  bezüglich  der  Nationalität  der  Türken  in  den 
durch  den  Berliner  Vertrag  gewonnenen  Territorien,  in  gewissem  Oiade 
gegen  die  Thorie  wie  gegen  die  Rechte  dieser  Personen  sich  vergangen 
hat  Es  hat  die  Theorie  insoweit  respektiert,  als  es  den  Türken  ein 
Optionsrecht  im  Wege  der  Auswanderung  gegeben  hat  Aber  es  hat 
gegen  die  Theorie  verstofsen  dadurch,  dafs  es  die  serbische  Nationalität 
sogleich  nach  der  Annexion  und  yor  ausgeübter  Option  aufgedrängt 
hat  Dies  mulst«  aber  geschehen,  sobald  man  verabsäumt  hatte,  du 
Optionsrecht  an  eine  kurze  Frist  zu  knüpfen,  in  welchem  letzteren 
Falle  es  für  den  serbischen  Staat  ge&hrlos  gewesen  wäre^  den  Türken 
pendente  conditione  ihre  Nationalität  zu  belassen  und  demnftchst 
denjenigen,  welche  eine  diesfidlsige  Erklärung  abgaben,  den  Charakter 
serbischer  Unterthanen  beizulegen. 


Der  Erbfall  Collaro  und  die  Internationalen  Rechtsfragen, 

welche  er  veranlarst  hat 

Von  Herrn  €•  M .  BMSdmffail,  Erstem  Präsidenten  des  Königl.  Romftnischen 
Distriktsgerichtshofes  von  Mehedinti  zu  Tamseyerin. 

(Mit  Antorisiemng  des  Herrn  VeifiBUMers  ans  dem  Rumänisohen  ins  Deutsche 

übersetzt  von  H,  Seh.) 

Der  Fall  Collaro^)  Ist  wegen  der  Ausdehnung,  die  man  ihm  gab, 
imd  weil  er  so  sehr  unsere  juristische  und  politische  Welt  aufregte  und 
sogar  den  Staat  interessierte,  ein  berühmter  Fall  geworden,  vom 
jaridischen  Standpunkte  aus  vielleicht  noch  berühmter  als  der  Fall 
„Zappa*'.  In  letzterem  Falle  waren  sowohl  die  Regierung  als  auch  die 
Gerichte  und  alle  Juristen  mit  der  der  Angelegenheit  gegebenen  Lösung 
einverstanden;  in  dem  Fall  Collaro  sind  die  Meinungen  geteilt.  Die 
aufgetauchten  Fragen  des  internationalen  Rechts  haben  zu  Kontroversen 
und  zu  ernsten  Schwierigkeiten  Veranlassung  gegeben,  zu  um  so 
ernsteren,  als  sich  auch  die  Politik  einmischte,  ohne  welche,  wie  es 
seheinen  möchte,  nichts  in  unserem  Lande  behandelt  werden  kann. 

Berücksichtigen  wir  noch  eine  Empfindsamkeit  als  junger  Staat, 
dessen  Rechtsprechung  lange  Zeit  vergewaltigt  und  angezweifelt  worden, 
wie  dies  sehr  richtig  unser  ausgezeichneter  Professor  und  Rechtsgelehrter 
Herr  Dissescu  in  seinem  Artikel  im  „Dreptul"  vom  17.  Mai  anerkannt, 
und  tragen  wir  noch  dem  Umstände  Rechnung,  dafs  wir  aus  demselben 
Grunde  mit  scheelem  Auge  die  Konsulargerichtsbarkeit  bei  uns  be- 
trachten, so  werden  wir  es  noch  besser  verstehen,  dafs  man  dieser  An- 
gelegenheit eine  so  grofse  Wichtigkeit  gegeben  hat. 

Nach  Rechtsgelehrten,  wie  die  Herren  Dissescu  und  Väkrian 
Union ,  zu  schreiben ,  ist  schwer.  Diese  Professoren ,  «benso  wie  die 
Herren  Victor  Äntonescu  und  Dimürie  N,  Comsa^  Juristen  von  Talent, 
haben  in  meisterhafter  Weise  und  mit  unleugbarer  Kompetenz  alle 
Fragen  behandelt,  welche  der  Fall  Collaro  zur  Erörterung  gestellt  hat 
Trotzdem    halte   ich   es  nicht  fUr  überflüssig,   als  alter  Richter  und  als 


1)  Das  diesen  Fall  behandelnde  Urteil  ist  in  dem  gegenwärtigen  Heft 
dieser  Zeitschr.  unter  „Rechtsprechung*'  bei  Rumänien  mitgeteilt. 
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ein  Mann,  der  aach  anderwärts  Gelegenheit  gehabt  hat,  sich  Über  ver- 
schiedene Materien  des  internationalen  öffentlichen  and  privaten  Rechtes  aus- 
zusprechen ^),  mein  Wort  aach  in  dieser  Frage  zu  sprechen.  Ich  werde 
versuchen,  soviel  ich  kann,  die  Herren  Välerian  ürsiain^)  und 
Äntonescu*)  zu  ergänzen,  und  bitte  die  Herren  Dissescu  und  Cotnsa^y 
sich  nicht  zu  erzürnen,  wenn  ich  ihre  Ansichten  Über  die  L(S8angea 
nicht  teile,  welche  sie  den  in  dieser  Sache  entstandenen  Rechtsfragen 
gegeben  haben. 

Die  juridischen  Schwierigkeiten,  zu  welchen  die  Erbfolge  CoUaro 
Veranlassung  gegeben,  können,  glaube  ich,  auf  folgende  Fragen  zurück- 
geftlhrt  werden: 

1.  Erkennt  das  internationale  Recht  an,  dafs  in  den  Beziehungen 
zwischen  Staaten  Abmachungen  gemeinsamen  EinverBtändnisse» 
bestehen,  ohne  Aufstellung  eines  geschriebenen  Aktes?  Schreibt 
dasselbe  den  Konventionen  irgend  eine  äufserliche  obligatorische 
Form  vor?  Und  verpflichten  solche  internationale  Konventionen 
die  übereinkommenden  Souveränitäten? 

2.  Können  die  Unterthanen  eines  dritten  Staates  die  Bestimmungen 
einer  internationalen  Konvention  anrufen,  in  welcher  ihr  Land 
nicht  selbst  kontrahierender  Teil  ist  ?  In  Sonderheit,  ist  die 
Konsularkonvention,  welche  Rumänien  mit  Italien  abgeschlossen 
hat,  auf  dem  Wege  der  Gegenseitigkeit  anwendbar  auf  die 
anderen  Länder,  mit  denen  wir  internationale  Beziehungen  unter- 
halten? EÜLt  die  Klausel  der  Behandlung  der  meistbegünstigten 
Nation  in  allen  Fällen  denselben  Charakter? 

3.  Welcher  der  drei  Staatsgewalten  steht  das  Recht  zu,  die  Schntz- 
mafsr^geln  zu  interpretieren,  welche  von  den  kontrahierenden 
Souveränitäten  durch  die  geschlossenen  Verträge  zu  Gunsten  ihrer 
Staatsangehörigen  festgesetzt  wurden,  und  insbesondere  die  Aus- 
dehnung des  Wirkungskreises  der  diplomatischen  und  der  Konsular- 
agenten? 

Wir   werden  uns  der  Reihe  nach  mit  jeder  dieser  Fragen  beschäftigen 
und  ihre  Nutzanwendung  auf  den  Fall  CoUaro  machen. 

I. 

Herr  v.  Martens  sagt  uns :  Eine  internationale  Konvention  ist  eine 
Willensübereinstimmung  zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten.  Keine 
irgend  wie  äufsere,  obligatorische  Form  ist  vorgeschrieben  für  das  Be- 
stehen dieser  Übereinstimmung.  Bei  den  internationalen  Konventionen 
hat  die  Form  nicht  dieselbe  Wichtigkeit  wie  bei  Verpflichtungen  privat- 


2)  S.  besonders  unsere  Stadien:  .Über  die  Form  der  Testamente  im 
internationalen  Privatrecht,''  veröffentlicnt  in  Eevista  de  drept  vom  15.  Mars 
1900  p.  576  ff.  und  vom  15.  Mai  1900  p.  156. 

8)  S.  „Dreptul*'  No.  38  vom  13.  Mai  1901. 

4)  Vaffaire  CoUaro,  in  LHndependance  roumaine  vom  10./23.  Mai  1901. 

5)  Siehe  den  Artikel  des  Herrn  Comsa  in  Curierul  Jitdidas  vom 
17.  Mai  1901. 


Der  Erb&ll  Collaro  und  die  inteniationalen  Bechtsfragen  etc.       231 

rechtlicher  Natur.  Die  Zustimmnng  oder  die  Übereinstimmung  der 
abflchliefsenden  Teile  kann  aosgedrtlckt  werden  nicht  allein  durch  Schrift- 
itllcke,  welche  von  den  gesetzgebenden  Gewalten  genehmigt  und  von  den 
betreffenden  Regierungen  ratifiziert  sind,  sondern  auch  durch  zwischen 
den  Soaver&nen  gewechselte  Briefe,  durch  diplomatische  Noten  oder 
durch  von  den  Regierungen  gewechselte  Schriftsttlcke.  Dieselbe  kann 
mflndlicb  oder  sogar  stillschweigend  ausgedrückt  werden.  Weder  die 
wiwenschaftliche  Lehre,  noch  die  internationale  Übung  kennen  in  diesem 
Ponkte  einen  Unterschied.  „In  internationalen  Verträgen,  **  sagt  Herr 
Heffter^  „ist  fllr  die  FeststeUung  des  Willens  keinerlei  bestimmte  Form 
Toigeschrieben.  Sie  haben  ihr  Bestehen  von  dem  Augenblicke  an,  wo 
einer  der  Teile  sich  dazu  herbeigelassen  hat,  etwas  zu  thun  mit  der  Absicht, 
nch  durch  das  ,Annehmen^  des  anderen  Teiles  für  gebunden  zu  halten 
imd  das  Annehmen  genügend  nachgewiesen  ist^)."  Über  die  Möglich- 
keit stillschweigender  Verträge  sagt  Herr  v,  Neumann^  dafs 
gewisse  Handlungen  allerdings  ebenso  deutlich  als  die  deutlichsten 
Unterredungen  den  Willen  und  sogar  die  künftigen  Absichten  ihrer 
Urheber  ausdrücken.  Also,  es  ist  nur  davon  die  Rede,  dafs  die  Willens- 
ttbereinstimmung  hergestellt  sei^). 

Von  dem  Augenblicke  an,  wo  die  internationale  Konvention  be- 
steht und  unter  einer  der  oben  bezeichneten  Formen  nachgewiesen  ist, 
stehen  wir  vor  einem  Vorgang,  der  zwischen  den  abmachenden  Staaten 
Gesetzeskraft  hat.  Eine  zwischen  den  Regierungen  zweier  Staaten  auf 
dem  Wege  diplomatischer  Noten  oder  gemeinsamen  Einverständnisses 
SU  Stande  gekommene  Abmachung  hat  f^r  jeden  der  beiden  ab- 
ichliefsenden  Staaten  dieselbe  bindende  Kraft  wie  eine  geschriebene 
Konvention,  die  von  den  betreficnden  gesetzgebenden  Gewalten  an- 
genommen worden.  Pacta  sunt  servanda.  Dies  ist  ein  unbestrittener 
Grundsatz  des  internationalen  Rechtes. 

Internationale  Konventionen  behalten  ihre  Gesetzeskraft  zwischen 
den  abechliefsenden  Teilen  sogar   im  Falle  des  Wechsels,   sei  es  der 


6J  F.  de  Martens,  ob.  Werk  Bd.  I  p.  540.  „In  den  Werken,  welche 
Aber  das  internationale  Recht  schreiben,  ist  die  Frage  behandelt  worden, 
ob  Staaten  sich  durch  mündliche  Konventionen  verpflichten  können.  Da 
keinerlei  Vorschrift  für  internationale  Konventionen  allgemein  gültig  fest- 
gesetzt ist,  80  sind  mündliche  Abmachungen  vollständig  zulKssiff  und  müssen 
ebenso  treu  ausgeführt  werden  wie  die  geschriebenen.  Es  giebt  keinerlei 
jmidiBchen  Grund,  um  nicht  ihr  Vorkommen  und  ihre  Gültigkeit  im  Be- 
leiehe  freier  internationaler  Beziehungen  zuzugeben. '^ 

7)  A»  G.  Heffter,  Das  internationale  Recht  von  Europa,  Übersetzung 
von  Jules  Bergsou  S.  198  §  87.  In  demselben  Sinne  nachzusehen  in 
F.  Martens,  oben  gen.  Werk  Bd.  I  S.  538—540;  A,  Chräien,  oben  gen.  Werk 
S.  381;  H,  Wheaton,  lUemenU  du  droit  international,  5e  ifdition  228.  »Die 
Zostimmnng  der  Parteien  *  sa^t  uns  dieser  Autor,  „kann  stUlschweigend  ge- 
geben weraen  in  dem  Fall  eines  unter  unvollständiger  Ermächti^mg  ge- 
gebenen Einverständnisses,  indem  nach  diesem  als  geziemend  abgeschlossen, 
gehandelt  wird." 

8)  Neumann,  Elemente  des  modernen  europäischen  Völkerrechts,  Über- 
setzung von  Biedm^xttsu  §  29. 
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Person  der  Souveräne,  sei  es  der  Regienmgen,  welche  sie  abgeschlossen 
haben.  Im  Spiele  ist  die  Personalität  des  Staates,  welche  zn  bestehen 
fortfährt  and  welche  den  Abmachungen  unterworfen  bleibt,  die  im 
Namen  der  oder  von  denjenigen  Regierungen  gepflogen  wurden,  welche 
nacheinander  de  facto  die  Austlbung  der  Souveränität  inne  hatten. 

Steht  einmal  fest,  dafs  internationale  Konventionen  unter  jeder 
Form,  auch  der  mündlichen  und  der  stillschweigenden,  mit  verpflichtender 
Kraft  zwischen  Staaten  vorkommen,  so  entsteht  die  Frage,  ob  ein 
solches  von  dem  rumänischen  Staate  abgeschlossenes  Übereinkommen 
bindende  Kraft  für  den  rumänischen  Richter  hat,  wenn  es  vor  unsere 
Gerichte  gebracht  wird,  um  in  Bezug  auf  seine  Gtlltigkeit  erörtert  zu 
werden.  Wir  antworten  zum  voraus  mit  „Ja**,  insoweit  selbstverständ- 
lich der  Grundsatz  des  internationalen  Rechtes,  auf  welchen  es  sich 
stutzt,  nicht  im  Widerspruch  steht  mit  unseren  Staatsgrundgesetzen. 

Es  ist  augenscheinlich,  dafs,  wie  der  Appellhof  von  Bukarest, 
Sektion  III,  in  seiner  Entscheidung  vom  9.  Mai  1901  in  Sachen  OoUaro^) 
nach  Mafsgabe  unserer  Gesetze  über  öffentliches  Recht,  des  Art  11  aus 
dem  Codex  dvü  und  Art.  54  der  Givilprocedur  behauptet,  die  fVemden 
sich  gewöhnlich  derselben  bürgerlichen  Rechte'  erfreuen,  deren  sich  auch 
die  Rumänen  erfreuen,  ausgenommen  diejenigen  Fälle,  wo  das  GresetE 
anders  entschieden  hat,  und  dafs  die  rumänischen  Gerichte  alle  An- 
gelegenheiten zwischen  Rumänen  und  Fremden  abzuurteilen  berufen 
sind,  sowohl  Civilsachen  als  solche,  welche  ihnen  durch  andere  Gesetze 
zugewiesen  werden,  selbstverständlich  ausgenommen  diejenigen  Fälle, 
in  denen  internationale  Konventionen  dies  beschränken,  wie  dies  auch 
Herr  Dissescu  in  seiner  Studie  Über  eben  diesen  Fall  sehr  wohl  an- 
erkennt. 

Wenn  dies  sich  nun  so  verhält,  so  mufs  eine  bestehende  und 
nachgewiesene  internationale  Konvention,  welches  auch  die  Form 
sei,  in  der  sie  geschlossen  wurde  —  und  soweit  sie  nicht  im  Wider- 
spruch steht  mit  der  Verüsissung  und  unseren  Gesetzen  — ,  für  den 
rumänischen  Richter  dieselbe  bindende  Kraft  haben,  wie  für  den 
rumänischen  Staat,  der  sie  abschlofs. 

Eine  Willenseinigung  zwischen  dem  rumänischen  Staat  und  einem 
andern  Lande,  z.  B.  in  Bezug  auf  Schutzmafsregeln  zu  Gunsten  ihrer 
beiderseitigen  Unterthanen  oder  auf  Befugnisse  ihres  diplomatischen  und 
konsularischen  Personals,  ist  nicht  eine  „Gewohnheit"  in  der  inter- 
nationalen Praxis,  eine  ,yComita$  gentium^,  zählt  nicht  unter  diejenigen 
Quellen  von  Rechtslehren,  welche  nur  eben  einfache '  Ratschläge  für 
internationales  Recht  bleiben,  die  gänzlich  dem  Belieben  und  Gutdünken 
des  Richters  überlassen  sind,  wie  Herr  Dissescu  behauptet  Ein  solches 
Übereinkommen  ist  ein  wirklicher  Vertrag,  eine  wirkliche  internationale 
Konvention,  wie  ich  oben  gezeigt  habe,  anerkannt  von  dem  bestehenden 
internationalen  Recht.  Die  Grundlage  der  verpflichtenden  Eigenschaft 
solcher   internationalen  Konventionen    mtlssen  wir  suchen  —  wie  Herr 


8  a)  S.  oben  Anm.  1. 
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Chräien  sehr  gut  sagt  —  in  der  Rechtsidee,  welche  jedem  menschlichen 
Gewissen  eingepflanzt  ist.  ^Ohne  Achtung  vor  Konventionen  würde 
die  internationale  Gesellschaft  der  Anarchie  verfallen,  nicht  leben  können 
ond  in  die  Barbarei  zurücksinken.  Diese  Achtung  ist  also  ein  Gesetz 
f^  ihr  Bestehen,  ein  Gesetz,  welches  der  Instinkt  —  (dem  auf  rein 
sittlichem  Boden  die  Philosophie  den  Namen  Gewissen  giebt)  —  jedem 
Gliede  der  Gresellschaft  offenbart  ^).^ 

Wenn  die  Vorschriften  des  internationalen  öffentlichen  Rechtes  nicht 
kodifiziert  und  in  die  innere  Gesetzgebung  jedes  Landes  an%enommen 
sind,  so  ist  doch  nicht  weniger  wahr,  dafs  sie  sich  gründen  auf  die 
Kenschenrechte  und  auf  die  Rechte  der  Nationen,  und  dafs  sie  damit 
wahrhaftige  Rechtsgrundsätze  geworden  sind,  als  bindend  anerkannt  in 
allen  civilisierten  Staaten.  Von  ihnen  kann  sich  ein  Richter  nicht 
entfernen,  ohne  sich  eine  „zu  tadelnde*'  und  „tadelnswerte**  Handlung 
zu  schulden  kommen  zu  lassen.  Das  Recht,  welches  die  Regierungen 
der  Staaten  haben,  Konventionen  jeder  Art  abzuschliefsen,  gehört  dem 
internationalen  öffentlichen  Rechte  an.  Solche  Konventionen  nicht  zu 
achten,  hiefse  den  guten  internationalen  Beziehungen  Schaden  zuftlgen, 
bedeutete,  dafs  wir  uns  nicht  mehr  zu  den  civilisierten  Staaten  Europas 
ählen.  Unserem  Lande  würde  es  dann  besser  anstehen,  in  Asien  zu 
liegen,  eingeschlossen  von  chinesischen  Mauern. 

Ich  habe  gesagt,  dafs  eine  Vorschrift  des  internationalen  Rechtes, 
um  ftlr  einen  rumänischen  Richter  verpflichtende  Kraft  zu  haben,  auch 
die  Bedingung  erftülen  mufs  —  und  über  diesen  Punkt  bin  ich  in 
vollkommener  Übereinstimmung  mit  Herrn  Dissescu  — ,  dafs  sie  nicht 
im  Widerspruch  stehe  mit  unserem  konstitutionellen  Recht  und  mit 
unseren  organischen  Gesetzen. 

Ist  aber  diese  Vorschrift  des  internationalen  Rechtes,  nach  welcher 
als  gültig  und  gesetzeskräftig  zwischen  den  Übereinkommenden  Staaten 
angesehen  werden  sogar  Übereinkünfte,  die  durch  diplomatischen  Noten- 
wechsel, durch  gemeinsames  Einverständnis  von  Staat  zu  Staat  oder  gar 
mündlich  oder  stillschweigend  geschlossen  sind  — ,  ist  sie  wirklich  so 
sehr  in  Widerspruch  mit  unseren  Grundgesetzen,  dafs  sie  unsere  Ge- 
richte ermächtigen  würde,  solche  Konventionen  nicht  zu  beachten  ?  Ist 
es  nötig,  dafs  auch  diese  Konventionen  die  Form  eines  Schriftstückes 
haben,  das,  wie  jedes  innere  Gesetz,  von  den  gesetzgebenden  Körpern 
angenommen  ist?  Mufs  der  rumänische  Richter  ihnen  die  Anwendung 
venagen  unter  der  Begründung,  dafs  sie  nicht  die  Form  eines  von 
Kammer  und  Senat  angenommenen  Schriftstückes  haben?  Wir  glauben, 
nein.  Allerdings  setzt  der  Art.  93  der  Verfassung  im  Princip  fest,  dafs 
eine  von  dem  Souverän  geschlossene  Konvention,  um  verpflichtende 
Kraft  zu  haben,  zuvor  den  gesetzgebenden  Gewalten  unterbreitet  und 
von  ihnen  angenommen  sein  mufs.  Was  setzt  aber  unser  Verfassungs- 
gesetz voraus?  Es  setzt  ein  Schriftstück  voraus,  welches,  um  Gesetzes- 
kraft haben   zu   können   —   denn   neben  dem  Charakter  als  politische 


9)  A.  Chritien  S.  340. 
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Akte,  haben  die  intomatioiuden  Konventionen  auch  denjenigen  als  6e- 
getze  —  auch  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  genehmigt  sein  müfste. 

Im  öffentlichen  internationalen  Rechte  steht  es  heute  als  nn- 
abänderlicher  Grandsatz  fest,  dafs  der  Stand  der  Konsuln  in  Beziehung 
auf  ihre  Unverletzlichkeit  und  ihre  Vorrechte,  Befugnisse  und  ObliegeD- 
heiten  bedingt  ist  teils  durch  Verträge,  Konsularkonventionen  oder 
andere,  teils  beim  Fehlen  von  Konventionen  durch  die  ^Übung"  und 
den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit.  Herr  Calvo  erkennt  die  Zu- 
ständigkeit der  Konsuln  an  ab  feststehende  Regel  des  Volkerrechtes  in 
Sachen  von  Erbfolgen ,  Civilstandsakten  u.  s.  w. ,  und  drtlckt  sich  so 
aus:  «Wenn  die  Konsuln  in  dem  Lande  ihres  Amtssitzes  nicht  den 
Charakter  eines  Richters  im  eigentlichen  Sinne  haben,  noch  haben 
können,  so  erkennen  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Völkerrrechtes 
ihnen  doch  aufserhalb  jeder  besonderen  vertragsmäfsigen  Bestimmung 
fUr  ihre  Nationalen  einige  Befugnisse  wahrhaftigen  Richteramtes  zu^^). 

In  Vincent  und  Penaud  finden  wir,  dafs  die  Beftignisse  der 
Konsuln  bestimmt  sind  entweder  durch  Verträge  oder  durch  den 
Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  und  das  allgemeine  Völkerrecht  Sie 
kommen  hauptsächlich  zur  Ausübung  bei  Abwesenheitsf^Uen,  Civilstands- 
akten, allgemeinen  Rechtshandlungen,  Erbfolgen,  Seefahrtsangel^en- 
heiten  u.  s.  w.*'  ^^).  Femer:  „Die  Konsuln  haben  in  der  That  das  Recht, 
kraft  der  Verträge,  deren  Vorschriften  wir  weiter  unten  anftlhren 
werden,  gewisse  Mafsregeln  zu  treffen,  wie  das  Anlegen  von  Siegeb 
im  Interesse  ihrer  Nationalen  und  sogar  in  gewissen  Fällen  eine  Erb- 
folge zu  verwalten  und  zu  ordnen.  Sogar  wenn  Verträge  nicht  be- 
stehen, haben  die  Konsuln  das  Recht,  infolge  von  Gegenseitigkeit,  Siegel 
anzulegen  und  bei  Inventarisierungen  anwesend  zu  sein.  Es  ist  anderer- 
seits in  dem  internationalen  Rechte  zugestanden,  dafs  die  Konsuln  stets 
das  Recht  haben.  Über  die  Interessen  ihrer  minderjährigen  und  ab- 
wesenden Nationalen  zu  wachen '^  ^'. 

Über  diesen  Punkt  giebt  es  keine  Streitfrage.  Wollte  ich  noch 
mehr  Schriftsteller  anfUhren,  so  müfste  ich  alle  diejenigen  anf)lhre% 
welche  über  das  internationale  Recht  geschrieben  haben. 

Ein  Princip  ,  wie  das  der  Gegenseitigkeit ,  ist  nicht  von  der  Art, 
dafs  es  die  Verfassung  noch  irgend  ein  anderes  unserer  organischen 
Gesetze  berühren  könnte.  Dies  ist  um  so  sicherer,  als  wir  ein  orga- 
nisches Gesetz  besitzen,  das  jünger  ist  als  die  Ver&ssung,  und  zwar 
das  Gesetz  über  die  Reorganisation  des  Ministeriums  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten,  welches  in  seinem  Art.  23  bei  der  Feststellung  der 
Beftignisse  unserer  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln  im  Auslande 
sagt,    dafs  sie   das  Amt  der  Civilstandesbeamten ,   der  Notare  und  De- 


10)  Calvo,  Le  droit  international  et  pratique  Bd.  III  S.  256. 

11)  Vincefit  et  Fenaud,  Dictionnaire  de  droit  intemcUümal  priv4,  S.  284 
No.  24  u.  25,  wie  auch  die  dort  citierten  Gewährsmänner. 

12)  Vincent  et  Penaud  S.  842  No.  169,  dort  citierte  Jurisprudenz. 
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positare,  der  Richter  in  Civil-  and  Handelssachen,  bei  Streitigkeiten, 
welche  zwischen  Romllnen  vorkommen  n.  s.  w.,  ausüben  und  tlberhaupt 
im  Rahmen  der  diplomatischen  Gewohnheiten  und  Vertrttge  alle  Sicher- 
BteUangsmafsregeln  in  Abwesenheits-  und  TodesfWen  von  in  der  Fremde 
befindlichen  Rumänen  ins  Werk  setzen. 

Das  heilst:  Eines  unserer  organischen  Gesetze  erkennt  das  Be- 
stehen der  internationalen  Gewohnheiten  an  und  sagt  unseren  Konsuln 
in  der  Fremde,  dafs  sie  gemttfs  dem  diplomatischen  Brauch  —  also 
auch  einem  ein&chen  Einverständnis  zwischen  den  Regierungen  —  sich 
mit  der  Erbfolge  unserer  Nationalen,  die  in  der  Fremde  sterben,  zu 
beschäftigen  haben,  und  wir  sollen  —  kraft  der  Gegenseitigkeit  —  das- 
selbe Vo^ehen  den  fremden  Konsuln  nicht  gestatten? 

In  der  Wirklichkeit  werden  unsere  diplomatischen  Agenten  und 
Konsularagenten,  auch  diejenigen,  welche  nicht  in  Italien  sind ,  mit  dem 
wir  eine  besondere  Konsularkonvention  haben,  von  den  Regierungen  der 
Staaten,  bei  denen  sie  beglaubigt  sind,  nicht  daran  gehindert,  jene  Be* 
fbgmsee  auszuüben ;  in  Wirklichkeit  wird  dieselbe  Übung  bei  uns  schon 
seit  dem  Jahre  1869  gehandhabt,  wie  ich  sofort  zeigen  werde,  und 
zwar  kraft  Übereinkommens  von  Regierung  zu  Regierung.  Warum 
verweigern  wir  also  jetzt  bei  der  Erbfolge  Collaro  die  Anwendung  eines 
internationalen  Übereinkommens,  welches  schon  über  80  Jahre  dauert 
und  dessen  Anwendung  uns  keinerlei  Schaden  bringen  kann,  während 
die  Verweigerung  der  Anwendung  ganz  dazu  angethan  ist,  Trübungen 
in  den  guten  Beziehungen  hervorzubringen,  welche  wir  mit  allen  Staaten 
haben?  Wenn  wir  den  fremden  Konsuln  bei  uns  gestatten,  was  auch 
den  unsrigen  in  der  Fremde  nicht  verweigert  wird,  so  tasten  wir  in  keiner 
Weise  die  Würde  unseres  Staates  an  und  rotten  keine  der  Attributionen 
der  Souveränität  unseres  Staates  aus.  Wir  brauchen  uns  nicht  vor 
der  sogenannten  Konsularingerenz  zu  fürchten,  die  so  schlecht  an- 
gesehen ist  in  unserem  Lande,  wie  auch  Herr  Dissescu  anerkennt :  Sie 
besteht  in  allen  Ländern  Europas,  wo  beinahe  täglich  Erbregulierungen 
durch  die  Konsuln  geschehen,  ohne  dafs  sich  jemand  deshalb  aufregt. 
Der  Unterschied,  welchen  Herr  Dissescu  macht,  zwischen  unserem  Lande, 
wo  viele  Fremde  durch  Geldangelegenheiten  und  Familienbanden  zu 
Rumänen  u.  s.  w.  in  Beziehung  stehen,  und  anderen  Ländern,  wo  ver- 
bältnismäiaig  wenige  Fremde  leben,  und  woher  auch  die  Behauptung 
kommt,  dafs  für  diese  anderen  Länder  keine  Gefahr  in  der  Ausübung 
der  Konsularingerenz,  sogar  auch  ohne  Vertrag  bei  Regelung  von 
Erbfolgen,  bestehe,  während  bei  uns  dies  Gefahr  bringe  —  stutzt  sich 
auf  gar  nichts.     Wir  sehen  nirgends  eine  Gefahr. 

Solange  der  Konsul  sich  nur  mit  der  Person  und  dem  Vermögen 
seines  Nationalen  beschäftigt,  solange  er  weder  die  Interessen  eines 
Eingeborenen,  oder  des  Staates,  oder  der  öffentlichen  Ordnung  schädigt 
und  sich  nicht  mit  der  Regelung  unbeweglicher  Nacblafsgegenstände 
beschäftigt  — ,  welchen  Schaden  kann  er  uns  da  bringen? 
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Köanen  die  Unterthanen  eines  dritten  Staates  die  BestimmongeQ 
einer  internationalen  Konvention  anrufen,  bei  welcher  ihr  Land  nicht 
vertragschliefsender  Teil  ist? 

In  Sonderheit:  Ist  die  Konsularkonvention  mit  Italien 
vom  Jahre  1881  im  Wege  der  Gegenseitigkdt  anwendbar  auf  die 
anderen  Länder,  mit  den  wir  internationale  Beziehnngen  haben? 

Hat  die  Klausel  der  Behandlang  der  meistbegünstigten  Nation, 
welche  sich  in  den  meisten  Vertrttgen  findet,  in  allen  Fällen  denselben 
Charakter? 

Im  Princip  nnd  streng  genommen  können  die  unterthanen  eines 
dritten  Staates  die  Bestimmungen  eines  Vertrages  nicht  anrufen,  in  dem 
ihr  Land  nicht  Teilnehmer  ist  Es  giebt  indes  Fälle,  und  dazu  ge- 
hören insbesondere  die  Konsularbefhgnisse  bei  der  Ordnung  von  Erb- 
schaften für  minderjährige  und  abwesende  Nationale,  wo  die  oben  auf- 
gestellte Regel  Ausnahmen  erleidet.  Die  Vorschrift  des  internationalen 
Rechtes,  welche  wir  anftihrten,  dafs  die  Konsuln  jederzeit  das  Recht 
haben,  Über  die  Interessen  ihrer  minderjährigen  und  abwesenden 
Nationalen  zu  wachen,  wird  auf  Grund  des  Principes  der  Gegenseitig- 
keit ausgeübt  bei  der  Ordnung  der  Erbschaftsangelegenheiten  der 
Nationalen  und  rechtfertigt,  auch  wenn  keine  Verträge  bestehen, 
diese  Ausnahme,  da  sie  ebensowohl  von  der  Doktrin  als  von  der 
Jurisprudenz*^)  gutgeheifsen  ist.  So  sagen  Vincent  und  P^naud, 
dafs  in  Frankreich  die  französisch-schweizerischen  und  die  französisch- 
italienischen Verträge  über  die  Ausführung  fremder  Richtersprüche  auf 
alle  Parteien  anzuwenden  seien,  welches  auch  deren  Nationalität  sein 
möge**). 

Wenn  die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation,  die  in  den  meisten 
internationalen  Konventionen  vorkommt,  im  allgemeinen  Sinne  geschrieben 
ist,  so  giebt  sie  den  Unterthanen  des  einen  vertragschliefsenden  Teiles 
das  Recht,  Bestimmungen  anzurufen,  welche  sich  nicht  in  seinem  Ver- 
trage finden,  sondern  in  einem  solchen,  den  der  andere  vertragschliefaende 
Teil  mit  einem  dritten  Staate  geschlossen  hat.  Eine  solche  Klausel 
von  allgemeinem  Charakter,  sogar  wenn  sie  in  einem  Handels-  oder 
Schifiahrtsvertrag  aufgenommen  ist,  giebt  den  Unterthanen  der  vertrag- 
schliefsenden Teile  das  Recht,  Bestimmungen  eines  Konsularvertrages  oder 
eines  solchen  von  anderer  Natur  anzurufen,  welcher  ven  einem  dieser 
Länder  mit  einem  dritten  Staate  geschlossen  ist.  So  hat  eine  in  dem 
zwischen  Frankreich  und  Brasilien*^)   am  7.  Juni  1826  abge- 


13)  Vincmt  et  P^naud  S.  842  No.  169;  Bluntschlij  Le  droit  international 
codifi^f  Übersetzung  von  M,  C,  Lardy  S.  166. 

U)  Vincent  et  Penaud  S.  888  No.  29,  wie  auch  die  dort  citierten 
Autoritäten. 

15)  Die  Bestimmung  bezüglich  der  Klausel  hat  folgende  Fassung:  .Die 
Unterthanen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  werden,  während  sie 
den  Gesetzen  ihres  Landes  unterworfen  bleiben,  sich  mit  ihrer  Person  in  der 
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sehloeaenen  Freundschafts-,  Handels-  und  lächiffalirtsver- 
trag  enthaltene  Klansei  allgemeinen  Charakters  die  richterlichen  In- 
stinzen  Frankreichs  ermächtigt,  den  brasilianischen  Unterthanen  günstige 
Bestimmungen  in  anderen  Materien  zuzuerkennen,  welche  der  Schweiz 
Yon  Seiten  Frankreichs  durch  einen  späteren  Vertrag  aus  dem  Jahre  1869 
nerkannt  wurden.  Das  Seinetribunal  hat  mittelst  eines  Spruches  vom 
17.  Mai  1884,  den  der  Appellhof  von  Paris  anerkannte,  gestattet,  dals 
Brasilianer,  welche  in  Frankreich  plädieren,  in  Rücksicht  auf  Zu- 
sttndigkeit  das  Recht  auf  dieselbe  Behandlung  haben  soUen  wie  die 
Schweizer,  deren  Nation  die  meistbegünstigte  ist.  Der  Kassationshof 
hat  diese  Doktrin  bestätigt  durch  seine  Entscheidung  vom  22.  Juni 
1886  "). 

Wenn  dagegen  die  Klausel  in  einem  anderen  als  in  einem  Kon- 
solarvertrag  sich  vorfindend  z.  B.  in  einem  Handelsvertrag  speciell  auf 
die  Handelsverhältnisse  Bezug  nimmt,  so  mufs  ihre  Anwendung  auf 
diesen  Gegenstand  beschränkt  bleiben.  Das  ist  die  im  internationalen 
Recht  angenommene  Doktrin. 

Die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  hat  also  nicht  in  allen 
Fällen  denselben  Charakter. 

Die  Bestimmung  des  Art.  1  der  Handelskonvention  mit 
Grieehenland  vom  19.  Dezember  1900^^),  dafs  die  Natio- 
nalen, die  Schiffe  und  die  Waren  jedes  der  beiden  Staaten  sich  auf 
dem  Territorium  des  anderen  der  Behandlung  der  meistbegünstigten 
Nation  erfreuen  sollen  —  „für  die  Einfuhr,  die  Ausfuhr,  den  Transit 
und  im  allgemeinen  für  alles,  was  Handels-  und  SchifiPahrtswesen, 
Ausübung  von  Handel  und  Industrie,  Hebung  von  Taxen  und  anderen 
Steuern,  sowie  den  Schutz  des  industriellen  Eigentums  anlangt **,  hat 
keinen  allgemeinen,  sondern  einen  ganz  besonderen  und  beschränkten 
Cäiarakter. 

Sie  kann  den  griechischen  Unterthanen  nicht  das  Recht  geben, 
gesttttzt  auf  die  Ellausel  allein  die  Behandlung  zu  beanspruchen,  welche 
wir  den  Italienern  durch  die  Konsularkonvention  von  1881  in  Be- 
ziehung auf  die  Regulierung  ihrer  Erbschaftssachen  zugestehen.  In 
diesem  Punkte  hat  also  ebensowohl  der  Gerichtshof  von  Bukarest  als 
Herr  Comsa  Recht 

Aber  Griechenland  hat  nicht  nötig,-  diese  Klausel  anzurufen,  um 
ueh  der  Bestimmungen  der  Konsularkonvention  mit  Italien  bedienen  zu 
können;  seine  Konsuln  haben  bei  uns  die  Möglichkeit,  die  Mobiliar- 
erbschaften ihrer  Nationalen  zu  ordnen  kraft  des  Grundsatzes  der 
Gegenseitigkeit,  wie  dies  auch  mit  Österreich -Ungarn  und  den  anderen 
Lindem  scbon  seit  1869  gehandhabt  wird. 


niuen  Ausaebnung  des  Gebietes  des  anderen  Staates  derselben  Rechte, 
Frivilegien,  Vorzüge  und  Ausnahmen  erfreuen,  welche  zugestanden  sind  oder 
werden  werden  den  Unterthanen  der  meistbegünstigten  Nation.''  (Vincent 
et  Penaud  S.  279  No.  517.) 

16)  Vincent  et  PSnaud  S.  270  No.  518;  Clunet  1886  S.  583. 

17)  Monitorul  Officiai  No.  236  vom  28  Januar  1901. 
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Ich  gebe  hier  einige  Teile  des  Schreibens  Nr.  283  vom  9.  Januar  1869 
des  unvergefslichen  Rechtsgelehrien  B,  Boerescu,  damaligen  Justix- 
ministers,  an  das  Ministerinm  der  Auswärtigen  Angelegenheiten,  mit 
welchem  er  die  Grandsätze  des  Völkerrechtes  über  die  Befugnisse  der 
fremden  Konsnln  in  unserem  Lande  und  über  die  Regeln  znsammen- 
üSst,  welchen  in  dieser  Beziehung  unsere  richterlichen  Autoritäten  su 
folgen  haben. 

Der  Justizminister  sagt:  „Sie  haben  diesem  Ministerium  noch  am 
?•  November  vergangenen  Jahres  unter  Nr.  6664  ein  Schreiben  ge- 
sendet, mit  welchem  Sie  bei  Gelegenheit  mehrerer  Schreiben  des 
griechischen  Konsulates  bezüglich  Erbschafts-  und  anderer  Angel^en- 
heiten  seiner  Unterthanen  die  Grundsätze  des  Völkerrechtes  auseinander- 
setzen, nach  denen  sich  die  Gerichte  besonders  in  Erbschaftssachen  zu 
richten  haben." 

„Es  ist  wahr,  dafs  wir  beim  Mangel  an  Verträgen  uns  nach  dem 
Usus  und  nach  dem  europäischen  Völkerrecht  richten  müssen.  Die 
Herren  Konsuln  wollen  aber  hie  und  da  mehr  als  dieses;  sie  wollen 
ein  besonderes  Recht  für  sich  schaffen.  Dies  werden  wir  nicht  zu- 
lassen und  ich  ftir  meinen  Teil  werde  mich  bemühen,  es  dahin  zu 
bringen,  dafs  unsere  Gerichte  sich  in  Fragen  des  internationalen  Privat- 
rechtes  nach  dem  richten,  was  man  in  Frankreich  in  England,  in 
Belgien  und  in  allen  civilisierten  Staaten  thut''  „Die  Gmndsätae, 
welche  Sie  mir  in  dem  vorgenannten  Schreiben  auseinandei^esetset  haben, 
sind  wahr.  Um  aber  zu  einem  praktischen  Erfolg  zu  gelangen  und 
gerade  bei  dem  griechischen  Konsulate,  werde  ich  mir  erlauben,  die- 
selben etwas  ausgedehnter  zu  fiusen,  so  wie  sie  das  Justizministeriom 
auf&fst,  und  wie  ich  hoffe,  sie  zur  Auslegung  zu  bringen.^ 

„Persönliche  Zuständigkeit.^  „Was  vor  allem  Anderen  die  penön- 
liche  Zuständigkeit  anlangt,  so  ist  es  unbestritten,  dafs  alle  Strdtfragen 
zwischen  Unterthanen  dieser  Zuständigkeit  und  Fremden  von  ihren 
Konsularbehörden  abgeurteilt  werden.  Dahin  gehören  Streitigkeiten 
zwischen  Fremden  bezüglich  1.  beweglicher  Güter,  Schuldsachen, 
2.  Interessen  aller  Art,  welche  aufserhalb  Rumäniens  li^en.** 

Femer,  nachdem  er  sich  mit  dem  Vermögensstand  und  den  Falli- 
menten beschäftigt,  kommt  er  zu  den  Erbschaftssachen  und  drückt  sich 
folgendermafsen  aus: 

„Die  Behandlung  der  Erbschaitsangelegenheiten  bietet  das  grOfirte 
Interesse ;  denn  hier  erheben  sich  hauptsächlich  die  Fragen  über  Siegel- 
anlegung, Inventarisierung,  Besitzergreifung,  Fragen  über  Grundsätze 
des  Völkerrechtes,  die  allgemein  angenommen  und  ganz  unbestritten  sind.** 
„Zuerst  soll,  sobald  ein  Fremder  stirbt,  diejenige  Behörde,  welche  zuerst 
von  dem  Todesfsill  erfahrt,  sei  es  die  Ortsbehörde  oder  die  Konsulats- 
behörde, sofort  die  andere  von  dem  Falle  benachrichtigen.^ 

„Wenn  der  Verstorbene  keine  Erben  hinterlassen  hat  oder  wenn 
unter  den  gesetzlichen  oder  Testamentserben  sich  ein  Minderjähriger, 
ein  Abwesender  oder  ein  Unzurechnungsfähiger  befindet,  so  hat  die 
Konsularbehörde  das  Recht,  im  Verein  mit  der  Ortsbehörde  Siegel  an- 
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solegen  und  im  Beisein  der  Ortsbehörde  ein  Inventar  von  dem  ge- 
samten Vermögen  aufzunehmen.^  „Solche  Erbschaften  folgen  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  der  Nationalität  des  Verstorbenen,  und  die  Orts- 
bebGrde  schreitet  dabei  nicht  handelnd  ein,  aufser  wenn  ein  inländisches 
Interesse  im  Spiele  ist**  Folglich  geschieht  die  Verwaltung,  Ordnung 
imd  Liquidierung  einer  solchen  Erbschaft  nur  durch  die  Konsular- 
bebörde.'' 

„Wenn  aber  ein  Einheimischer  irgend  ein  Recht  an  dem  Erbe  hat 
oder  wenn  ein  Einspruch  bezüglich  der  Immobilien  geschieht,  so  hat 
jenes  Recht  oder  dieser  Einspruch  nur-  von  den  Ortsgerichten  abgeur- 
teilt zu  werden  und  die  Konsularbehörde  wird,  wenn  sie  will,  als  Ver- 
treterin der  Erben  auftreten.^ 

„Der  unbestrittene  Teil  der  Erbschaft  f^hrt  fort  unter  der  Ver- 
waltuüQg  des  Konsuls  zu  bleiben,  während  selbstverständlich  diese  Erb- 
schaft nicht  den  Erben  wird  übergeben  werden  können,  ab  nur  dann, 
wenn  sämtliche  von  dem  Verstorbenen  im  Lande  gemachten  Schulden 
werden  bezahlt  worden  sein.  Zu  diesem  Zwecke  hat  der  Konsul  aus- 
gedehnte Bekanntmachungen  durch  öffentliche  Blätter  machen  zu  lassen,, 
damit  die  Berechtigten  sich  mit  ihren  Ansprüchen  melden  können.*' 

„Wenn  ein  Vertrag  über  diesen  Gegenstand  zwischen  zwei  Staaten 
besteht,  so  ist  die  Zeitdauer  ftlr  die  Publikation  wenigstens  ein  Jahr; 
beim  Fehlen  eines  solchen  Vertrags  glaube  ich,  dafs  wir  nicht  an- 
spruchsvoll sind,  wenn  wir  diese  Zeitdauer  auf  sechs  Monate  be- 
stimmen.*' 

Das  Schreiben  handelt  sodann  von  d€*n  Fragen  über  Pfleger  und 
Vormünder  und  über  erblose  Verlassenschaften  (sitccesiuni  vacante),  in- 
dem es  die  ersteren  der  Befugnis  des  Konsuls  überläfst,  letztere  aber 
nach  dem  Gesetze  des  Landes  regelt,  in  dem  die  Erbschaft  eröffnet 
wird,  d.  h.  nach  rumänischem  Gesetz. 

Diese  Vorschriften  des  internationalen  Rechtes,  von  denen  auch 
Boereseu  nicht  geglaubt  hat,  dafs  sie  in  Widerspruch  mit  unseren 
Onmdgesetzen  kommen  könnten,  wurden  in  Anwendung  gebracht  und 
pind  auch  heute  noch  in  Anwendung  auf  dem  Wege  der  Gegenseitig- 
keit und  vermittelst  gemeinsamen  Einverständnisses  von  Staat  zu  Staat, 
zwischen  unserem  Lande  durch  das  Organ  der  ausübenden  Gewalt, 
welches  die  Regierung  ist,  und  den  anderen  Ländern.  Konsularkon- 
ventionen sind  mit  einigen  Staaten  schon  von  dem  Jahre  1880  an  ab- 
geschlossen worden,  nicht  lange  nach  unserer  Unabhängigkeitserklärung. 
Dieselben  sind  aber  abgelaufen,  ohne  wieder  erneuert  worden  zu  sein. 
Nor  diejenige  mit  Italien,  obwohl  sie  abgelaufen,  ist  heute  noch  in 
Geltung,  da  sie  noch  nicht  gekündigt  ist.  Im  Jahre  1880  wurden  von 
onserem  Staat  zwei  Konsularkonventionen  geschlossen,  eine  mit  Italien, 
die  andere  mit  der  Schweiz. 

Die  entere  wurde  im  „Monitcmil  Ofkial^  vom  26.  Februar  1881 
1>ekannt  gemacht  und  ratifiziert  am  1.  März  1881,  die  zweite  wurde 
bekannt  gemacht  am  11.  Januar  1881,  und  die  Auswechselung  der 
Batifikationen  geschah  am  31.  Januar  1881.    Im  Jahre  1881  wiirden 
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die  Konsularkonventionen  mit  Belgien,  ratifiziert  am  30.  Mftiz  nnd 
im  ^Monüortd  OfidaV  publiziert  am  1.  April  1881,  und  diejenige 
mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  abgeschlossenf  ye^ 
öffentlicht  am  4«  Januar  1882  und  ratifiziert  am  1.  Juli  1883^^). 
Die  Konsularkonvention  mit  Belgien  wurde  abgeschlossen  mit  der  Be- 
fugnis zur  Verlängerung  durch  stillschweigende  Erneuerung^*). 

In  den  Jahren,  in  welchen  diese  Konsularkonventionen  abgeschlossen 
wurden,  und  auch  noch  später,  folgten  Verhandlungen  zwischen  unserer 
Regierung  und  mehreren  fremden  Regieruhgen  wegen  des  AbschlusseB 
solcher  Konvebtionen ;  aber  sie  fUhrten  zu  keinem  Erfolg.  Wir 
finden  darftber  folgendes  in  dem  oben  angeführten  Buche  des  Hern 
Djuvara  *®) : 

„Der  Entwurf  fUr  eine  Gerichts-  und  Konsularkonvention  wurde 
aufgestellt  mit  Österreich-Ungarn  im  Jahre  1870;  die  damals 
unterbrochenen  Verhandlungen  wurden  1881  wieder  aufgenommen, 
ohne  aber  zu  irgend  einem  Erfolg  zu  fuhren.  Unterredungen  derselben 
Natur  und  ebenfalls  ohne  Erfolg  folgten  mit  Frankreich  in  den 
Jahren  1881  und  1884.  Zwischen  Frankreich  und  der  rumänischen 
Regierung  bestehen  indes  Verbindungen,  welche  auf  gewisse  Zeit 
hinaus  eine  Konsularkonvention  ersetzen  können.  So  sagt  uns 
Herr  Djuwira^  dafs  am  13.  Februar  1887  unser  Minister  des 
Äufseren  seinem  Kollegen  der  Justiz  Folgendes  geschrieben  hat: 
„Frankreich  erfreut  sich  bei  uns  bis  zum  AbschluTs  einer  besonderen 
Konsularkonvention  der  gleichen  Behandlung,  die  den  andern  Staaten 
zuerkannt  wird."  Ihrerseits  sagte  die  französische  Gesandtschaft  in 
einer  Note  vom  22./14.  April  1888,  dafs  „bis  zum  Abschlufs  eines  be- 
sonderen Vertrags  zwischen  Rumänien  und  Frankreich  die  Behandlang 
der  meistbegünstigten  Nation  in  Konsular-  und  Niederlassungsangeleg^* 
heiten  in  gegenseitiger  Weise  den  Agenten  und  anderen  Unterthanen 
der  beiden  Länder  auf  dem  Gebiete  des  anderen  gewährleistet  ist; 
und  einer  der  Erfolge  dieses  Standes  der  Dinge  ist  es,  dafs,  bestätigt 
durch  zahlreiche  Vorgänge,  die  Bestimmungen  der  italienisch-rumänischen 
Konsularkonvention  in  Rumänien  gültig  sind  für  die  Regelung  der  Be- 
ziehungen der  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsularagenten  Frankrdchs 
zu  den  Ortsbehörden.''  Diese  Anschauung  wurde  bestätigt  durch 
die  Note  Nr.  7947  vom  23.  Mai  1888,  welche  das  Ministerium  des 
Äufseren  an  das  Justizministerium  richtete. 


18)  T.  G,  Djuvara,  Die  heute  gültigen  Traktate,  Konventionen  und  Ab- 
machungen internationaler  Natur  in  Rumänien  (1888)  (rumfinisch)  8.  204,  348 
u.  485. 

19)  „Durch  stillschweigende  Erneuerung^  hdfst,  dafs  die  yertng- 
schliefsenden  Teile  durch  eine  Klausel  ad  hoc  ttbereinffekommen  sind,  dau, 
wenn  in  dem  Jahre  oder  in  sechs  Monaten ,  welche  dem  Endtermin  voitn- 
gehen,  nicht  der  eine  oder  der  andere  erklärt  hat,  dafs  er  dessen  Wirkai^[en 
aufheben  will,  der  Vertrag  fortßihrt  für  beide  verpflichtend  zu  sein  auf  eme 
mehr  oder  weniger  lange  Zeit  {Calvo  Bd.  III  S.  402). 

20)  T,  G.  l^uvara  S.  XXX. 
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Mit  Deutachland  warde  ebenfiBtlls  im  Jahre  1886  eme  Konsular- 
konvention abgeschlossen,  aber  nicht  ratifiziert 

EntvHlrfe  für  Konventionen  worden  gemacht  und  auch  Verhand- 
luogen  gepflogen  mit  den  Re^emngen  von  Holland,  der  Ttirkei 
mid  Griechenland  in  den  Jahren  1881,*  1884  und  1887,  aber  alle 
ohne  Erfolg. 

Mit  Rnfsland  setzt  der  Art.  12  der  Handebkonvention  fest,  dafs 
bis  com  AbechloTs  eines  besonderen  Vertrages  dasjenige  Konsulats- 
regime  bestehen  soll,  welches  auf  alle  Staaten  angewendet  wird,  mit 
denen  wir  Konsularkonventionen  haben. 

Nach  diesen  Verhandlungen  blieb  als  abgemacht  feststehend  zwischen 
unserer  Regierung  und  den  Regierungen  aller  derjenigen  Staaten,  mit 
denen  wir  internationale  Beziehungen  pflegen,  auf  Orund  der  Gregen- 
aeitigkeit,  bestätigt  durch  Art  2  des  Givilgesetzbuchs  und  auf  Grund 
der  Vorschriften  des  internationalen  Rechts,  die  anerkannt  sind  von  dem 
Olganischen  Gesetze  unseres  Ministeriums  des  Auswärtigen'^),  dafs  die 
Unterthanen  aller  Staaten  sich  in  Rumänien  des  Konsularregimes  er- 
freuen, insbesondere  wie  es  in  Beziehung  auf  Italien  gemäfs  der  Kon- 
vention von  1881  anwendbar  ist. 

Nach  Art.  22  der  genannten  Konvention  „mufs  im  Falle  des  Ab- 
lebens eines  Unterthanen  des  einen  der  beiden  vertragschliefsenden 
Teile  die  Lokalbehörde  sofort  den  Generalkonsul,  Konsul,  Vicekonsul 
oder  Konsularagenten  benachrichtigen,  in  dessen  Bezirk  der  Todesfall 
▼oigekommen  ist  Diese  haben  ihrerseits  die  Ortsbehörde  zu  benach- 
richtigen, wenn  sie  zuerst  sollten  in  Kenntnis  gesetzt  worden  sein.** 
gWeon  ein  Rumäne  in  Italien  stirbt  oder  ein  Italiener  in  Rumänien, 
ohne  ein  Testament  gemacht  zu  haben  und  ohne  einen  Testamentsvoll- 
strecker ernannt  zu  haben,  oder  wenn  die  Erben,  natttrliche  oder 
durch  Testament  bezeichnete,  minderjährig,  unzurecbnungsfl&hig  oder  ab- 
wesend wären  oder  wenn  die  Testamentsvollstrecker  sich  nicht  an  dem 
Orte  befinden,  wo  die  Erbfolge  eröfinet  wird,  so  haben  die  General- 
konsnln,  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsularagenten  der  Nation  des 
Verstorbenen  das  Recht,  der  Reihe  nach  folgende  Handlungen  vorzu- 
nehmen .  .  ."): 

Siegel  anzulegen,  Vermögensinventar  zu  machen  und  endlich  alle 
Haftnahmen  bis  zur  vollständigen  Liquidierung  der  Erbschaft  zu  treffen, 
sei  es  nach  dem  Testament  oder  ab  ifiiestato.'^ 

Zwei  Voraussetzungen  nimmt  dieser  Artikel  an,  um  das  Einschreiten 
der  Konsuln  zu  rechtfertigen:  a)  Die  Annahme,  dafs  die  Erben  voll- 
jährig sind,  aber  kein  Testamentsvollstrecker  ernannt  worden  ist,  der  sich 
«n  dem  Ort  der  Erbschaftseröfinung  befindet;  in  diesem  Falle  sollen 
nur  die  Ortsbehörden  mafsgebend  sein;  b)  die  Annahme,  dafs  die 
Erben,   Testamentserben    oder  ah  intestato  Erben  Minderjährige,   Ab- 


21)  Nachgesehen  das  Gesetz  von  1873  und  das  von  1894. 

22)  T,  G.  I^vara  8.  271. 

Z«itaehrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreobt  etc.,  Band  XI.  Iß 
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wesende  oder  ünzarechnungsf^hige  seien;  in  dieser  VorauBsetzung,  ob 
nun  ein  Testamentsvollstrecker  aufgestellt  sei  oder  nicht,  soll  das 
Konsalatsregime  seine  Anwendung  finden. 

Es  genügt,  dafs  der  Erbe,  —  ob  legitim  oder  natürlich  — 
minderjährig,  nnf^ig  oder  abwesend  sei,  um  dem  Einschreiten  des 
Konsuls  Raum  zu  geben.  Dies  folgt  deutlich  aus  der  Fassung  des 
fraglichen  Artikels  an  sich,  welcher  sagt:  „oder  wenn  die  Erben  ob 
natürliche,  ob  durch  das  Testament  bestimmte,  minderjährig  sind**  u.  s.  w. 
Im  übrigen  ist  dieser  Text  vollständig  in  Übereinstinmiung  mit  iet 
oben  aufgeführten  Regel  des  internationalen  Rechts,  dafs  die  Konsuln 
das  Recht  haben,  in  Erbschaftssachen  über  die  Interessen  ihrer  Natio- 
nalen, ob  Minderjährige,  Abwesende  oder  Unfähige,  zu  wachen. 

Nach  den  Bestimmungen  von  Alinea  6  dieses  Artikels  achreitea 
nur  dann  die  betreffenden  Ortsgerichte  ein  bezüglich  der  Verwaltung  und 
Liquidierung  der  Erbschaft,  ob  testamentarische  oder  ab  intesttxtOy  wemi 
die  Unterthanen  des  Landes  oder  einer  dritten  Macht  Rechte  ans  der 
Erbfolge  beanspruchen. 

Dafs  auf  Grund  gemeinsamen  Einverständnisses  zwischen  der 
rumänischen  und  der  griechischen  sowie  den  Regierungen  der  anderen 
Länder  festgestellt  worden,  dafs  das  Konsularregime  mit  Italien  auch 
auf  Unterthanen  der  anderen  Länder  angewendet  werden  solle,  dies 
folgt  nicht  allein  aus  den  gewechselten  diplomatischen  Noten  und  den 
ihnen  folgenden  Verhandlungen,  wie  ich  schon  oben  gezeigt  habe, 
sondern  auch  aus  verschiedenen  Schreiben,  die  unser  Ministerium  des 
Äufseren  mit  dem  Justizministerium  gewechselt  hat  aus  Veranlassung  von 
Erbschallseröfinungen  Fremder.  Aus  diesen  Schriftstücken,  welche  ich 
erhalten  konnte,  und  welche  wir  im  ganzen  wiedergeben  werden,  wird 
ersichtlich  werden,  dafs,  wer  auch  die  Person  des  Ministers  des 
Äufseren  und  welches  Regierungsregime  herrschend  gewesen,  doch 
das  oben  erwähnte  Einvernehmen  sich  nicht  verändert  und  die  Frage 
keinerlei  Änderung  erlitten  hat. 

Bei  Gelegenheit  der  Eröffiiung  der  Erbfolge  Corandino,  eines 
griechischen  Unterthanen,  schreibt  im  vorigen  Jahre  der  Minister  des 
Äufseren  seinem  Kollegen  der  Justiz  (unter  No.  12455  vom  28.  Juni 
1900)  folgendes. 


r> 


Herr  Minister! 


Indem  ich  mich  auf  Ihr  Schreiben  No.  8817  vom  31.  Mai  d.  J. 
beziehe,  habe  ich  die  Ehre  Sie  zu  bitten,  Sie  möchten  die  Güte 
haben,  dem  Gerichtshöfe  zu  Braila  au&utragen,  dafs  er  in  Sachen  der 
Erbfolge  Corandino  die  Bestimmungen  der  Konsularkonvention  mit 
Italien  in  Anwendung  bringe  auf  Grund  der  vorhandenen  Vorgänge, 
und  zwar  so  schnell  als  möglich,  da  sich  in  der  Erbschaft  Effekten 
befinden,  deren  Verfalltermin  nahe  bevorsteht  ** 

In   derselben  Angelegenheit  setzt  Herr  A.  Marghiloman,   welcher 
im  Ministerium  des  Äufseren  dem  Herrn  J.  Lahovari  folgte,  von  neuem 
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dem  JuBtizministeriam  auseinander,  wie  bei  der  Ordnung  jener  Erbfolge 
vonugehen  sei.  Es  folgt  hier  auch  dieses  Schreiben  (No.  14  245  vom 
24.  Juli  1900): 

Herr  Minister! 

„Sie  haben  die  Ottte  gehabt,  mir  persönlich  die  Berichte  des 
Primprftsidenten  des  Gerichtshofes  von  Braila  in  der  Angelegenheit 
Ck>randino  (No.  99  900  des  Justizministeriums)  mitzuteilen,  ebenso  wie 
die  Befehle,  welche  Sie  gegeben  haben  in  Erwartung  einer  neuen 
Untersuchung,  die  mein  Ministerium  in  dieser  internationalen  Rechts- 
frage vornehmen  werde.  << 

„In  dieser  Angelegenheit  ist  schon  mein  Schreiben  No.  12  435 
vermittelnd  eingetreten,  durch  welches  das  Ministerium  „aus  freien 
Stücken^  die  Anwendung  der  Konvention  mit  Italien  gestattet 
(Art  22  u.  ff.).« 

„Ich  sehe  aber,  dafs  der  Gerichtshof  von  Braila  diese  Ansicht 
nicht  teilt,  und  dafs  sowohl  der  Herr  Präsident  Grigorescu  als  auch 
der  Herr  Primprttsident  Mikulescu  der  Ansicht  sind,  dafs,  weil  die 
Erbschaft  auch  unbewegliches  Eigentum  enthält,  dieselbe  nur  von 
den  rumänischen  Gerichten  geordnet  werden  könne.  ** 

„Ich  bestreite,  Herr  Minister,  den  Gerichten  nicht  das  Recht, 
sich  in  souveräner  Weise  über  diesen  Punkt  auszusprechen,  da 
kemerlei  Gesetz  oder  diplomatische  Abmachung  die  Wohlthaten  der 
Konsularkonvention  mit  Italien  auch  auf  Griechenland  ausgedehnt 
hat« 

„Es  ist  aber  augenscheinlich,  dafs  den  Gerichten  ein&ch  zu 
empfehlen  sein  möchte,  sie  sollen  sich  nach  den  Vorgängen  richten, 
welche  eine  Rechtslehre  aufstellen,  und  sollen  betreffs  der  beweglichen 
Erbschaft  die  Konsularbehörden  walten  lassen.  Überdies  ist  auch 
bezüglich  des  Personenstandes  deren  Befugnis  im  Spiele,  ganz  tiber- 
einstimmend mit  allen  internationalen  Konventionen.« 

„Da  bei  den  unbeweglichen  und  gemischten  Erbschaftsteilen 
dieser  Beweggrund  nicht  zutrifil,  so  bleibt  die  Anschauungsweise  des 
Gerichtshofes  hier  unberührt«  (Es  wird  angeführt,  dafs  der  Ge- 
richtshof von  Falciu  eine  rein  unbewegliche  Erbschaftssacbe  von 
sich  abgewiesen  hat) 

„Ich  habe  Gelegenheit  gehabt,  diesen  Punkt  gegentlber  der 
griechischen  Gesandtschaft  ins  Licht  zu  stellen  (Angelegenheit 
Monotidi,  Note  vom  22.  August  1882),  wo  ich  versichert  habe,  ,daf8 
die  Gerichtsbehörden  allein  urteilen  und  entscheidend« 

„Dies  ftlr  unseren  vorliegenden  Fall.« 

„In  Beziehung  auf  die  Theorie  im  allgemeinen  deute  ich  Ihnen, 
Herr  Minister,  die  Richtschnur  an,  nach  welcher  bis  heute  das 
Ministerium  in  Erfolgefragen  vorgegangen  ist: 

1.   Für  bewegliche  Erbschaften  giebt   das  Ministerium  bereitwillig 
zu,   dafs  die  Konsularbehörden   der  firemden  Länder  sich  des 

16* 
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Art.  22  u.  ff.  der  Konvention  mit  Italien  bedienen.  (Ich  be- 
merke übrigens,  dafs  in  der  Sache  Corandino  der  Herr  Konsul 
sich  nicht  an  die  Vorschrift  gehalten  hat,  welche  bestimmt, 
dafs  die  Konsularbehörde  die  Ortsbehörde  verständige,  ehe  sie 
Siegel  anlege,  damit  die  letztere  beim  Anlegen  der  Siegel  an- 
wesend sein  könne.) 

2.  Für  gemischte  Erbschaflen  giebt  das  Ministerium  gerne  zu,  dafs 
die  bewegliche  Erbschaft  gemftfs  dem  Personenstand  geordnet 
werde,  die  unbewegliche  aber  nach  dem  Sachenstand,  insoweit 
die  Interessen  der  Erbfolge  eine  solche  Trennung  zulassen. 
In  diesem  Sinne  spricht  sich  die  österreichisch* ungarische  Aus- 
legung  aus,  welche  mit  vollständiger  Gegenseitigkeit  die  An- 
wendung der  Konvention  mit  Italien  zuläfst.  In  demselben 
Sinne  haben  Sie  auch  unser  Schreiben  No.  12145  Tom 
22.  August  1897. 

8.  9 Für  unbewegliche  Erbschaften  hat  das  Ministerium  niemab 
die  Ausdehnung  der  Konvention  mit  Italien  zugestanden,  haupt- 
sächlich nicht,  wenn  die  Interessenten  oder  einer  von  ihnen 
die  rumänischen  Gerichte  angerufen  haben." 

„Bei  dieser  Sachlage  möchte  ich  empfehlen,  der  Gerichtshof 
von  Braila  möge  diese  Erbfolgesache  aufschieben,  wenn  die  Interessen 
der  Erbfolge  es  zulassen.  Wenn  nicht,  so  möge  der  Gerichtshof  von 
Braila  diejenigen  Mafsregeln  treffen,  welche  er  ^r  gut  findet,  und 
wenn  dieselben  von  selten  des  Herrn  Konsuls  auf  Widerstand  stofsen 
sollten,  so  werden  wir  unsere  Pflicht  erfllllen  und  den  Herrn  Konsnl 
verpflichten,  die  gerichtlichen  Entscheidungen  zu  achten.  ** 

Die  Zuschrift  des  gegenwärtigen  Ministers  des  Auswärtigen,  Herrn 
Dimitrie  A.  Sturdza,  an  den  Minister  der  Justiz  in  der  Angelegenheit 
CoUaro  ist  ein  wirkliches  Dokument  Dieselbe  erklärt  in  der  deut- 
lichsten Weise  das  gemeinsame  Einverständnis  fllr  die  Anwendung  des 
konsularischen  Regimes  mit  Italien  auf  alle  anderen  Staaten,  mit  denen 
wir  internationale  Beziehungen  haben,  gemäfs  den  Kegeln  des  Völker- 
rechtes, und  das  im  Falle  der  Eröffiaung  der  Erbfolge  eines  Fremden 
zu  beobachtende  Vorgehen. 

Dieses  Schreiben  (No.  7858  vom  27.  April  1901)  lautet: 

„Herr  Minister! 

„Damit  die  Ordnung  der  Erbfolge  CoUaro  nicht  zu  späteren  Ver- 
wickelungen Anlafs  gebe,  habe  ich  die  Ehre,  Ihrer  Würdigung  folgende 
Betrachtungen  zu  unterbreiten,  mit  der  Bitte,  dieselben  den  be- 
treffenden richterlichen  Instanzen  zur  Beachtung  vorzulegen.*' 

„Die  Ordnung  der  Erbfolge  Fremder  bildet  einen  Teil  derjenigen 
Fragen  des  Völkerrechtes,  über  welche  die  Staaten  zu  einem  gemein- 
samen Einverständnis  gelangt  sind,  auch  in  solchen  fallen,  wo  keine 
besonderen  Übereinkommen  bestehen." 
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„Dies  ist  besonders  der  FaU  bei  dem  Vorgeben,  welches  zu  be- 
obachten ist  bei  dem  Tode  eines  Fremden. 

^Das  Vorgehen  ist  folgendes: 

„  Wenn  ein  fremder  Unterthan  stirbt,  ohne  ein  Testament  zu  hinter- 
Laseen  oder  ohne  einen  Testamentsvollstrecker  zu  bezeichnen,  oder  wenn 
die  natttriichen  oder  Testamentserben  unbekannt,  abwesend,  minderjährig 
oder  un^hig  sind,  dann  haben  die  Konsuln  desjenigen  Staates,  dessen 
Unterthan  der  Verstorbene  ist,  das  Recht,  Siegel  an  die  Hinterlassen- 
schaft anzulegen,  das  Inventar  zu  machen,  bewegliche  Gegenstinde 
%a  verkaufen  und  aufzubewahren,  die  Hinterlassenschaft  ordentlich 
zu  verwalten  und,  wenn  nötig,  eine  Vormundschafl  einzusetzen.  Bei 
der  Siegelung  und  Entsiegelung ,  der  Inventarisierung  können  die 
ortsrichterlichen  Behörden  teilnehmen,  wenn  sie  dies  fllr  gut  finden. 
Ebenso  ist  die  Einmischung  dieser  Behörden  gestattet,  wenn  bei  einer 
Erbschaft  einheimische  Interessen  oder  Interessen  von  Unterthanen 
anderer  Staaten  eingemischt  sind,  wenn  diese  letzteren  nicht  unter- 
einander einverstanden,  oder  in  besonderen  Fällen  des  Nichtzureichens 
der  Erbschaft  für  die  Bezahlung  der  Gläubiger  oder  bei  Konkursen." 

^  Diese  Regeln  sind  nicht  nur  in  der  Theorie  anerkannt,  sondern 
sie  sind  auch  in  einer  bedeutenden  Anzahl  von  internationalen  Ver- 
trägen festgelegt,  so  dafs  über  Fragen,  welche  lange  Zeit  bestritten 
waren,  ein  gemeinsames  Einverständnis  der  Staaten  zu  stände  ge- 
kommen ist,  denn  das  Ziel  des  Völkerrechtes  aller  Zeiten,  und  be- 
sonders in  der  neueren  Zeit,  ist  es,  Mifsverständnisse  zwischen  den 
Staaten  zu  unterdrücken  und  unter  ihnen  ein  friedliches,  durch  Ge- 
setze geregeltes  Zusammenleben  einzuführen.  Die  Absicht  der  neueren 
Staaten  ist,  Streit  zu  vermeiden,  ganz  besonders  solchen,  der  leicht 
beigelegt  werden  kann,  und  sich  nicht  untereinander  nutzlose  Un- 
annehmlichkeiten zu  schaffen. 

„Staaten,  welche  internationale  und  allgemein  angenommene  und 
in  Anwendung  befindliche  Regeln  nicht  anerkennen  würden,  setzten 
sich  in  unangenehme  Lagen,  würden  Mifsverständnisse  hervorrufen, 
welche  sicherlich  ihnen  selbst  nicht  günstig  wären,  da  sie  den  Tadel 
der  gebildeten  Welt  gegen  sie  aufrufen  würden." 

„Wenn  dies  schon  sicher  ist  für  die  alten  Staaten,  um  so  viel 
wahrer  ist  es  für  die  Staaten,  welche  erst  neu  in  das  Konzert  der 
europäischen  Staaten  eingetreten  sind,  und  es  wird  von  diesen  nicht 
zugelassen  werden,  dafs  irgend  ein  Staat  sich  dasjenige,  was  ihm 
gefiele,  von  diesen  Regeln  auslese,  welche  heute  das  gemeinsame  Ein- 
verständnis der  gebildeten  Staaten  vorstellen." 

gAufserdem  giebt  es  noch  ein  allgemeines  Gesetz  zwischen  den 
Staaten,  welches  Gesetz  eben  den  äufserlichen  Ausdruck  ihrer  Un- 
abhängigkeit vorstellt,  nämlich,  dafs  internationale  Fragen  durch  Be- 
ziehungen geordnet  werden,  welche  von  einer  Behörde  unterhalten 
sind,  die  das  Ministerium  des  Äufseren  heifst  Dieses  aUein  hat  die 
Befugnis,  den  internationalen  Gewohnheiten  und  Konventionen  ihre 
Ansl^ung  zu  geben^  denn  sie  sind  gemacht  von  Staat  zu  Staat,  nicht 
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von  dem  Staate  mit  verschiedenen  richterlichen  Instanzen  der  anderen 
Staaten,  ohne  noch  weiter  zu  reden  von  der  Verwirrung,  welche  die 
Folge  sein  mUfste,  wenn  man  ein  solches  Vorgehen  annllhme." 

„Angesichts  dieses  bitte  ich  Sie,  Herr  Minister,  bei  der  be- 
treffenden richterlichen  Instanz  darauf  dringen  zu  wollen,  dafs  in 
der  Frage  der  Erbfolge  GoUaro  der  von  dem  Ministerium  des 
Äufseren  angezeigte  Weg  gegangen  werde,  damit  nicht  ein  unnötiger 
Streit  hervorgerufen  werde,  welcher  unserer  internationalen  Stellung 
ungünstig  w&re." 

Diese  Ansicht  habe  ich  immer  geteilt,  und  ein  Beweis  dafür  ist^ 
dafs  ich  im  vergangenen  Jahre,  als  wir  nicht  daran  dachten,  dafs  em 
Fall  „Collaro'^  eintreten  werde,  die  gleiche  Ansicht  niederschrieb  bei 
Gelegenheit  einer  Studie  üh^  die  Form  der  Testamente  in  dem  inte^ 
nationalen  Privatrecht.  In  dieser  Studie,  welche  in  der  ^Reinsta  de 
drept  ei  sociologie"  Heft  No.  8  vom  15.  MHrz  1900  Seite  578  ver- 
öffentlicht ist,  sagte  ich,  da  von  der  Beftignis  der  diplomatischen  und 
Konsularagenten  Rumäniens  im  Auslände,  Testamente  ihrer  Nationalen 
aufzunehmen  die  Rede  ist,  nachdem  ich  die  verschiedenen  Verhandlungoi 
anftlhrte ,  welche  zwischen  unserer  Regierung  und  denjenigen  anderer 
Staaten,  mit  Ausnahme  von  Italien,  ohne  £rfolg  geftlhrt  worden,  um 
Konsularverträcre  abzuscbliefsen : 

„Bei  allen  negativen  Resultaten,  welche  diese  Verhandlungen  ge- 
habt, ist  doch  heute  feststehend,  dafs  die  Bestimmungen  der  ab- 
geschlossenen Konsularkonventionen,  und  insbesondere  derjenigen  mit 
Italien,  welche  noch  nicht  gekündigt,  auf  dem  Wege  der  Oegenseiti^eit 
bei  allen  Staaten  anwendbar  sind,  mit  welchen  wir  internationale  Be- 
ziehungen haben." 

Herr  Djuvara  erkennt  auch  seinerseits  in  seiner  obenangeftlbrten 
Arbeit,  nachdem  er  die  in  den  mit  Italien,  der  Schweiz  und  den  Ver- 
einigten Staaten  geschlossenen  Konsularkonventionen  aufgeftlbrten  Grund- 
sätze vorgeftlhrt,  an,  dafs  sie  auf  unsere  Beziehungen  mit  allen  Staaten, 
ohne  Ausnahme  anwendbar  seien. 

„Es  ist  von  der  höchsten  Wichtigkeit,"  sagt  er,  „hier  einen  un- 
bestreitbaren Punkt  festzustellen,  dafs  die  Anwendbarkeit  der  Be- 
stimmungen unserer  Konsularkonventionen  in  Wirklichkeit  auf  alle 
übrigen  Staaten  anerkannt  ist.  Man  würde  in  £rbschaftssachen  nicht 
wohl  den  Unterthanen  eines  Staates,  mit  welchem  wir  keine  Konsular- 
konvention haben,  Schwierigkeiten  machen  können.  In  der  Tliat,  wenn 
es  wegen  irgend  einer  zuf^ligen  oder  vorübergehenden  Ursache  einige- 
male  nicht  möglich  war,  regelrechte  Konventionen  zu  schliefsen,  so  ist 
damit  nicht  gesagt,  dafs  deshalb  in  unserem  Lande  z.  B.  ein  Fran- 
zose oder  ein  Deutscher  sollte  anders  behandelt  werden  als  ein 
Italiener**  *^). 


23)  T.  G,  Djuvara  S.  XXVII.  Im  gleichen  Sinne:  D.  G.  Maxim,  Imiere 
und  internationale  Fragekommissionen  S.  187. 
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In  der  Erbfolgefrage  Collaro '^)  behaupten  der  Appellhof  von 
Bukarest  und  der  Richter  des  Gerichtshofes  Ilfoo,  Herr  Gr.  Calinescu, 
in  seiner  separaten  Ansicht,  dafs,  nachdem  unser  Staat  mit  Griechenland 
keine  eigene  Konsularkonvention,  nttmlich  in  Form  eines  von  unserem 
gesetzgebenden  Körpers  wie  jedes  Gesetz  angenommenen  Schriftstückes, 
abgeschlossen  hat,  die  griechischen  Unterthanen  nicht  die  Dispositionen 
des  Konsularregimes  mit  Italien  anrufen  können,  um  ihre  Erbschaften 
IQ  ordnen;  dafs  sogar,  wenn  auf  Grund  der  internationalen  Gebräuche 
im  vorliegenden  Falle  der  Konsularvertrag  mit  Italien  angerufen  werden 
könnte,  noch  femer  aus  folgenden  Gründen  — :  weil  Testaments- 
vollstrecker ernannt  sind,  und  zwar  die  Herren  N.  Moroianu  und  Herr 
Matheu,  von  denen  der  erstere,  ein  Rumttne,  an  dem  Orte  der  Erbschafts- 
eröffirang  sich  befindet,  weil  in  der  Erbsaehe  auch  noch  die  Frau 
Elena  Magdo,  die  Mutter  des  minderjährigen  George  Collaro,  Universal- 
erben, die  österreichisch-ungarische  Unterthanin  ist,  Rechte  beansprucht ; 
weil  auiser  diesem  auch  der  rumänische  Staat  das  Recht  hat  gemäfs 
dem  Stempelgesetz  Taxen  zu  erheben  —  nur  die  rumänischen  Gerichte 
nach  Art  22  Lin.  6  der  Konvention  mit  Italien  befugt  sind,  Mafs- 
regeln  zu  ergreifen  und  zu  urteilen. 

Ich  habe,  glaube  ich,  genug  dargelegt,  dafs  die  griechischen  ebenso 
wie  die  Unterthanen  der  anderen  Staaten  die  Bestimmungen  der 
Konsularkonvention  mit  Italien  zur  Regelung  ihrer  Erbfolgesachen  an- 
lufen  können  auf  Grund  des  gemeinsamen  Einvernehmens  unserer 
Regierung  mit  den  betreffenden  Staaten  und  auf  Grund  des  Frincips 
der  Gegenseitigkeit,  welches  von  unseren  organischen  Gesetzen  an- 
genommen ist.  In  dem  vorliegenden  Falle  war  der  griechische  Konsul 
in  Bukarest  befugt,  sich  mit  dieser  Erbfolge  zu  beschäftigen. 

Was  die  letzten  Einwendungen  anlangt,  so  können  sie  einer  ernst- 
haften Auslegung  des  Art.  22  der  Konvention  mit  Italien  nicht  wider- 
stehen. Ich  habe  oben  angezeigt,  dafs  der  Text  zwei  Voraussetzungen 
vorsieht,  in  denen  die  Einmischung  des  Konsulates  nötig  wird:  die 
Voraussetzung  von  Erben,  ob  testamentarischen,  ob  Intestaterben,  die 
volljährig  sind,  aber  in  diesem  Falle  dürfen  keine  Testamentsvollstrecker 
am  Testamentseröffiiungsorte  vorhanden  sein,  und  die  Voraussetzung 
mindeijähiger,  unftlhiger  oder  abwesender  Erben,  ob  Testaments- 
vollstrecker ernannt  seien  oder  nicht.  Da  dieser  Fall  vorlag,  mufste 
in  dem  Fall  Collaro,  obwohl  Testamentsvollstrecker  existierten,  da  der 
Erbe  George  Collaro  minderjährig,  die  Erbfolge  bis  zur  Au&tellung 
einer  Vormundschaft  —  wo  dann  die  Rolle  des  österreichisch-ungarischen 
Konsuls  in  Bukarest  anfing  —  von  der  griechischen  Gesandtschaft  ge- 
ordnet werden.  Der  Umstand,  dafs  einer  der  Testamentsexekutoren  in 
Bukarest  wohnte,   wo  die  Erbfolge  eröfinet  wurde,   und  dafs  wir  uns 

24)  Nachzusehen  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes  von  Dfov  vom 
28.  Apnl,  1901  veröffentlicht  in  Dreptul  No.  26.  vom  6.  Mai  1901  S.  291,  und 
die  Entscheidung  des  Appellhofes  Bakarest  vom  9.  Mai  1901 ,  veröffentlicht 
im  Dreptul  No.  39  vom  17.  Mai  1901  S.  318.  S.  in  dieser  Zeitschrift  unten : 
9Bechtq[)rechnng"  unter  „Rumänien^. 


248  C-  N.  Busdiigan, 

also  vor  der  dritten  in  dem  angeführten  Artikel  genannten  Hypo- 
these befinden  —  ^^^^  wenn  die  Testamentsvollstrecker,  die  entumt 
sind,  sich  nicht  an  dem  TestamentserOffhungsorte  befinden'^  — , 
bringt  in  unsere  Lösang  gar  keine  Ändemng,  denn  diese  Bestimmung 
kann  sich  nur  auf  die  erste  Voraussetzung  beziehen,  d.  h.  dann,  wenn 
Testamentsexekutoren  vorhanden  sind,  ohne  dafs  die  Erben  minder- 
jährig  seien. 

Die  letzten  Einwendungen  bezüglich  der  Rechte  in  der  Erbfolge, 
welche  auf  einer  Seite  die  Elena  Magdo,  die  Mutter  des  minderjährigen 
Erben,  eine  österreichisch-ungarische  Unterthanin,  auf  der  anderen  Seite 
der  Staat,  haben,  sind  ebenso  unbedeutend,  weil  die  Elena  Magdo  bei 
dem  Gerichte  noch  mit  keinem  Gesuch  eingekommen  ist,  um  einen 
Anspruch  oder  ein  Recht  auf  das  Erbe  zu  verlangen,  und  weil  die 
Taxen  des  Staates  jederzeit  eingezogen  werden,  sei  es,  dafs  die  Erb- 
schaft von  den  Konsulaten  geordnet  werde,  oder  dafs  die  rumftniBchen 
Gerichte  in  der  Sache  befogt  sind.  Nur  die  Einwendungen,  wdche 
etwa  von  den  in  der  Erbschaft  Interessierten  gegen  diese  Registriemngs- 
taxen  des  Staates  gemacht  werden  würden,  sind  von  den  rumflniscben 
Gerichten  abzuurteilen. 

Übrigens  kann  der  Umstand,  dafs  jede  Erbschaft  bei  uns  einer 
Registriertaxe  an  den  Staat  unterworfen  ist,  nicht  begründen,  dafs  die 
KonsularbehOrden  nicht  befugt  wären.  Dann  würde  keine  Erbf(^ 
mehr  von  den  Konsulaten  geordnet  werden  können. 

III. 

Diejenige  Frage,  welche  am  meisten  unsere  politische  und  juristische 
Welt  in  der  Erbschaftssache  Collaro  aufgeregt  hat,  und  über  welche  sich 
die  Herren  Dissescu  und  Comsa  am  meisten  verbreitet  haben ,  ist  die- 
jenige bezüglich  der  Befugnis,  die  internationalen  Konventionen  aus- 
zulegen. 

Wer  hat  das  Recht,  eine  solche  internationale  Konvention  nach- 
zuweisen und  auszulegen,  die  Regierung,  d.  h.  die  ausübende  Gewalt 
oder  die  Gerichte? 

Obwohl  die  Herren  Dissescu  und  Comsa  anerkennen,  dafs  alle 
internationalen  Konventionen  zwischen  den  Staaten  „von  Staat  zu  Staat*^ 
abgeschlossen  werden,  dafs  der  Staat  den  ihm  zukommenden  Teil  bei  der 
Auslegung  der  internationalen  Konventionen  hat,  und  dies  besonders 
dann,  wenn  vom  öffenüichen  internationalen  Standpunkte  aus  deren 
Sinn  und  Ausdehnung  festzusteUen  ist,  behaupten  sie  doch,  dafs  bei 
Verträgen,  welche  nicht  den  Staat  in  seiner  politischen  Gesamteigenschaft 
interessieren  —  wie  dies  bei  einer  Konsularkonvention  ist  — ,  die  Aus- 
legung den  Gerichten  angehöre.  Herr  Dissescu  macht  einen  Untere 
schied  zwischen  Verträgen,  welche  den  Staat  in  seiner  politischen  Gre- 
samtheit  angehen,  wie  solche  sind  „die  über  Gebietsabtretungen, 
Thronfolge,  Allianzen,  Verträge  in  Kriegszeiten  zum  Zweck  der  Soige 
£i^x  Verwundete,  Friedensverträge,  Schiedsgerichtsverträge'',  und  zwischen 
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Vertrilgeii,  was  denen  Hechte  und  Pflichten  f)lr  gewöhnliche  Privatleute 
hervorgehen  können ,  als  da  sind  ^Handelsvertr&ge,  Zollverträge,  Post- 
and  Tel^graphenvertrltge,  Eisenbahnverträge,  solche  we^n  Anerkennung 
gemeinschaftlicher  Einrichtungen  (Anerkennung  juristischer  Personen,  wie 
in  dem  Vertrag  vom  9.  Dezember  1900  mit  Griechenland)  —  Kon- 
sularkonventionen u.  s.  w."  Die  Auslegung  der  ersteren,  welche 
Dor  SU  Fragen  des  internationalen  öffentlichen  Rechtes  Veranlassung 
giebt,  ist  ansschUerslich  der  Befugnis  der  Regierung  und  der  Ver- 
waltungsbehörden anheimgegeben;  die  Auslegung  der  letzteren,  welche 
nur  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes  hervorruft,  gehört  allein  den 
Gerichten. 

Herr  Cornea  geht  noch  über  den  Sinn  der  von  Herrn  Disseecu 
gegebenen  Auslegung  hinaus  und  sagt:  „Dann,  wenn  die  Rede  ist 
nicht  von  einer  diplomatischen  Auslegung  noch  von  einer  Beschiänkung 
der  Rechte  der  kontrahierenden  Staaten,  sondern  von  der  Anwendung 
eines  Vertrages,  der  ein  Gesetz  bildet  zur  Erledigung  eines  Streit^edles 
des  internationalen  Privatrechtes,  müssen  die  Gerichte  diesen  Vertrag 
auslegen,  wie  sie  jedes  Gesetz  auslegen,^  und  dieser  Fall  mufs  eintreten 
in  der  Angelegenheit  Gollaro,  weil  die  Rede  ist  von  der  Liquidation 
einer  Erbfolge  und  von  einer  Frage  reinen  internationalen  Privat- 
rechtes — ,  femer  behauptet  er,  wenn  die  Befugnis  der  Gerichte  im 
Falle  Gollaro  nicht  aufrechterhalten  werde,  so  würde  die  Souveränität 
unaeros  Staates  angetastet,  die  Rechte  der  Landesjustiz  vernichtet  und 
also  damit  auch  eines  der  Hauptattribnte  der  Souveränität  aufgegeben. 

Wir  glauben,  dafs  weder  Herr  Dissesou  noch  Herr  Camsa  recht  haben. 

Allerdings  hat  jeder  Vertrag  und  jede  internationale  Konvention 
zweierlei  Charakter:  als  politisches  Schriftstück  und  als  Gesetz.  Weder 
die  Doktrin  noch  die  Jurisprudenz  des  internationalen  Rechtes  machen 
den  Unterschied,  welchen  Herr  Disseseu  macht  Es  ist  richtig,  dafs 
die  Wirkungen  der  einen  Verträge  nur  den  politischen  Teil,  die  öffent- 
liche Staatsordnung  betreffen,  während  andere  neben  diesen  Wirkungen 
den  Zweck  haben,  Streitfragen  des  Privatrechtes  zwischen  Privaten  zu 
ordnen.  Keiner  internationalen  Konvention  kann  aber  ihr  politischer 
oder  öffentlicher  Charakter  fehlen.  So  die  Handels-,  Schifiahrts-,  Zoll-, 
Kbnsularverträge  u.  s.  w. 

Über  diesen  Punkt  sind  wir  volbtändig  in  Übereinstimmung  mit 
Heim  Välerian  Uman. 

Betrachtet  als  öfiSentliche  Akte,  als  Akte,  welche  das  öffentliche 
Recht  und  die  allgemeinen  Angelegenheiten  der  abschliefsenden  Staaten 
angehen,  hat  die  ausübende  Gewalt  ihre  Auslegung,  d.  h.  die  Regierung 
jedes  Staates,  da  eine  internationale  Konvention  ein  gegenseitiger  Ver- 
trag ist,  wie  jeder  Vertrag,  wo  die  gegenseitige  Zustimmung  zweier 
Parteien  vorkommt  und  also  deswegen  die  Auslegung,  wie  bei  jedem 
Kontiakt,  von  dem  Rechte,  ihn  abzuschliefsen,  abhängt. 

Als  Gesetze  betrachtet  sind  allein  die  Gerichte  befugt,  sie  auszu- 
legen, indem  sie  Anwendung  von  ihnen  machen  bei  der  Aburteilung 
der  vor  sie  gebrachten  Streitfälle. 
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Die  Lösung,  welche  wir  der  Frage  geben,  ist  nicht  im  Wider- 
sprach mit  der  Ver&ssung  and  mit  unseren  Gesetoen  über  inneres 
Privatrecht.  Der  Art  84  der  Verfassung  sagt  allerdings,  dajb  die  Aus- 
legung der  Gresetze  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  geschieht.  Aber 
welche  Auslegung?  Nur  diejenige  mit  dem  Recht  der  Autoritftt?  Die 
juristische  Auslegung  im  einzelnen  Falle  haben  einerseits  die  Gerichte, 
wenn  sie  berufen  sind,  über  Streitfragen  sieh  auszusprechen,  welche 
ihnen  vorgelegt  werden,  andererseits  die  Parteien,  wenn  darüber  rer- 
handelt  wird,  ob  das  Vorhandensein  und  die  Gültigkeit  eines  gegen- 
seitigen Vertrages  vorliegt  Eine  von  unserem  Souverttn,  dessen  Hflnden 
die  Handhabung  der  ausübenden  Grewalt  anvertraut  ist  (Art.  85  der 
Verfassung),  durch  seine  verantwortlichen  Minister  abgeechlossene  inter- 
nationale Konvention  ist,  nachdem  sie  durch  Annahme  seitens  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  verpflichtende  Autorität  erhalten  (Art  98  der  Ver- 
fassung) der  Ausl^ung  durch  die  Gerichte  ebensowohl  als  durch  die 
abschliefsenden  Teile  ausgesetzt  Es  kann  voi^ommen,  dafs  der  politische 
Charakter  und  also  damit  derjenige  als  gegenseitiger  Vertrag  der  Kon- 
vention bestritten  wird,  —  das  Auslegungsrecht  hat  die  R^emng; 
wenn  aber  dagegen  die  Rede  ist  von  ihrer  Eigenschaft  als  Gesetz,  so 
haben  allein  die  Gerichte  jene  Befugnis. 

Dieser  doppelte  Charakter  einer  internationalen  Konvention  und 
das  Auslegungsrecht  der  Regierung  sind  heute  ebensowohl  von  der  ganzen 
Doktrin  als  von  den  fremden  Jurisprudenzen  anerkannt  ,,Im  Prinzip,'' 
sagt  Herr  Calvo^  »^^^^  ^^^  Auslegung  der  Vertrilge  mit  dem  Rechte,  sie 
alouschliefsen,  zusammen  und  gehOrt  von  diesem  Augenblicke  an  aus- 
schliefslich  der  ausübenden  Gewalt  eines  jeden  Staates,  welche  in  Be- 
ziehung auf  die  mitkontrahierende  Macht  wie  auch  für  die  unter  ihre 
unmittelbaren  Befehle  gestellten  Behörden  allein  berufen  sein  kann,  den 
unterschriebenen  Verpflichtungen  ihren  doktrinären  Wert  und  ihre  Be- 
deutung zu  geben.  Aber  wenn  wir  uns  auf  den  praktischen  Boden, 
denjenigen  der  privaten  Interessen  und  der  Anwendung  auf  die  einzel- 
nen Fülle,  welche  sich  darbieten  können,  stellen,  und  wenn  wir  die 
internationalen  Konventionen  vom  Standpunkte  ihres  Charakters  als 
Gesetze  aus  betrachten,  mit  dem  sie  umgeben  sind,  so  mufh  anerkannt 
werden,  dafs  die  Auslegung  der  Verträge  ebenso  wie  diejenige  der  ge- 
wöhnlichen gesetzgeberischen  Akte  in  die  Befognis  der  richterlichen 
Behörden  f^llt.  Es  giebt  sogar  Staaten  —  unter  ihnen  die  Vereinigten 
Staaten  Amerikas  — ,  deren  inneres  öffentliches  Recht  in  dieser  Beziehung 
Regeln  vorschreibt  und  eine  besondere  Jurisprudenz  gutheifst"  ^^) 

Herr  Alfred  Curetien  ist  nicht  weniger  bestimmt  in  dieser  Hin- 
sicht „In  den  Beziehungen  zwischen  den  Staaten,^  sagt  er,  „steht  dis 
Recht  der  Auslegung  in  souverttner  Weise  einem  jeden  zu.  Daher 
Widersprüche,  Quellen  neuer  Konflikte.  Daher  sehen  vrir  httufig  beide 
Teile  sich  entweder  unmittelbar  oder  ex  post  facto  über  den  Sinn  einer 


25)  Ch.  Calvo,  Das  theoretische  und  praktische  internationale  Recht  m 
8.  398  §  1660. 
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Klausel  einyerstehen ,  welche  Veranlassung  zu  Schwierigkeiten  hätte 
geben  können  oder  schon  gegeben  hat  Die  häufigste  Auslegung  wird 
dann  in  einem  Protokoll  niedergelegt,  welches  kurz  nach  der  Untar- 
xeichnung  des  Vertrages  angenommen  wurde  oder  auch  dem  Akt 
selbst  angefügt  oder  in  einer  nachträglichen  Deklaration  von  beiden 
Staaten  unterzeichnet  wird. 

Fehlt  Abs  gemeinsame,  auf  diplomatischem  Wege  zu  erreichende 
Einverständnis,  so  mufs  notwendigerweise  bei  jedem  der  kontrahieren- 
den Teile  die  Auslegung  einer  der  Staatsgewalten  angehören.  Welches 
ist  diese  Gewalt?  Im  Prinzip  mufs  das  Recht  der  Auslegung  der- 
jenigen zuerkannt  werden,  welche  den  Vertrag  abgeschlossen  hat,  d.  h. 
im  allgemeinen  der  ausübenden  Gewalt,  wenigstens  soweit  von  einer 
Anwendung  auf  die  direkten  Beziehungen  zwischen  den  Staaten  die 
Bede  ist.  Wenn  die  Auslegung  nötig  wird  wegen  des  Vorkommens 
eines  Widerspruchs  rein  privater  Natur,  der  von  den  Gerichten  an- 
hängig, so  gehört  sie  den  Gerichten  an.  Der  Vertrag  erscheint  dann 
in  der  Gestalt  eines  Staatsgesetzes,  welches  die  Gerichte  bei  Konflikten 
privater  Interessen  auf  ihrem  Gebiete  in  Anwendung  zu  bringen  haben.*'  ^^) 
Endlich  versucht  Herr  Leon  Regnä  in  den  Bemerkungen,  die  er  zu 
einer  Entscheidung  des  französischen  E^assationshofes  —  bei  Dalloz^^)  — 
macht»  wie  Herr  Victor  Antonescu  zuerst  zu  beweisen,  dafs,  wenn  die 
Ansl^ung  der  internationalen  Verträge  nicht  den  Gerichten  zugehöre, 
dies  daher  komme,  dafs  die  gesetzgebende  Gewalt,  welche  den  Ver- 
tragen Gesetzeskraft  gebe,  und  welche  der  richterlichen,  administrativen 
oder  bürgerlichen  Behörde  das  Recht  der  Auslegung  zuerteile,  da  dafs 
Gesetz  selbst  entweder  administrativer  oder  bürgerlicher  Art  ist,  diese 
Zaerteilung  nicht  auf  internationale  Verträge  anwende,  —  eine  Theorie, 
welche  wir  nicht  für  begründet  halten  aus  den  von  Herrn  Disseacu  sehr 
gat  ausgedrückten  Gründen;  sodann  spricht  er  sich  folgendermafsen  aus: 
„Aus  diesem  doppelten  Charakter  als  Gesetz  und  als  gegenseitiger  Ver^ 
trag,  den  ein  internationaler  Vertrag  darbietet,  ist  ersichtlich,  dafs  die 
Gerichte  die  Macht,  diesen  Vertrag  auszulegen,  haben  oder  nicht  haben, 
je  nach  der  Natur  der  Verhandlungen  oder  nach  der  Eigenschaft  der 
Personen;  zwischen  denen  er  geschlossen  wurde."  „Wenn  die  Rede  ist 
von  Fragen,  die  durch  das  Völkerrecht  der  örtlichen  Gerichtsbarkeit 
unterworfen  werden,  wie  solche,  die  sich  auf  Güter  und  ihre  Über^ 
tragung  beziehen,  oder  wenn  die  Rede  ist  von  Eingeborenen,  die  ihrer 
Nationalität  wegen  von  ftanzösischen  Gesetzen  abzuurteilen  sind,  so 
haben  diese  die  Verträge  als  Gesetze  zu  betrachten,  welche  auszul^n 
sie  Macht  und  Recht  haben.  Wenn  aber  die  Rede  ist  von  Sachen,  in 
denen  die  öffentliche  Ordnung  oder  das  Völkerrecht  interessiert  ist, 
dann  entschlüpft  die  Auslegung  der  internationalen  Verträge  der  Be- 
fugnis der  Richter,   wer  sie  auch  seien,   weil  ihre  Entscheidung   einen 


26)  A.  Chraien  S.  314  No.  885. 

27)  DaUoz,  Becueil  Piriodique  1878   I  S.  187.    Nachzusehen  Martens 
Bd.  I  S.  556;  Reffier  S.  215;  Vvncent  et  Penaud  S.  887  u.  ff. 
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Eingriff  in  das  SoaveränUfttsrecbt  derjenigen  Nation  in  sieb  schliefsen 
könnte,  mit  welcher  die  internationale  Konvention  geschloeseii 
worden.** 

Ist  dies  nun  gesagt,  welches  können  dann  in  einer  Konsnlarkon- 
yention  die  Bestimmungen  sein,  die  ihrem  politischen  Charakter  zaMen 
und  als  solche  der  Auslegungsbefugnis  der  Regierung  angehören? 

Es  sind  dies  alle  diejenigen  Bestimmungen,  welche  sich  auf  Gegen- 
sti&nde  bezieben,  die  die  öffentliche  Ordnung  und  das  öffentliche  inter- 
nationale Recht  interessieren. 

In  diese  Gegenstände  mtlssen  wir  auch  diejenigen  einbegreifen, 
welche  von  den  Befugnissen,  Rechten  und  Vorrechten  der  Konsab 
handeln.  Diese  Bestimmungen  sind  von  Staat  zu  Staat  festgesetzt  wo^ 
den,  der  als  politische  Gesamtheit  seinen  Vertretern  einen  Teil  seiner 
Macht  an  öffentlichem  Recht  anvertraut  und  sie  mit  verantwortlich 
macht  bei  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  des  Re?htes  zwischen 
den  Nationen. 

Den  Souveränen  der  Staaten,  welche  abgeschlossen  haben,  und 
also  ihren  Re^erungen  gehört  demnach  die  Befognis  zur  Auslegung  zu. 

So  müssen  wir  als  Fragen  der  öffentlichen  Ordnung  betraditen 
alle  Fragen,  welche  die  Ausdehnung  der  Macht  der  Konsuln  zum 
Gegenstand  haben,  alle  Fragen,  die  sich  beziehen  auf  Scbutzmafsregehi 
der  kontrahierenden  Staaten  zu  Gunsten  ihrer  Nationalen,  wie  die  den 
Konsuln  zuerteilten  Befugnisse,  über  die  Interessen  der  Minderjährigen, 
Unflihigen  und  Abwesenden  zu  wachen,  sich  um  die  Erbfolge  ihrer 
Nationalen  zu  bekümmern,  hauptsächlich  wenn  Interessen  Minderjähriger 
im  Spiele  sind.  Unsere  Regierung  ist  allein  berechtigt,  die  Konsukr- 
konvention  mit  Italien  auszulegen,  was  ihren  gegenseitigen  Charakter 
anlangt  von  dem  Gesichtspunkte  der  Befugnis  der  Konsuln  in  Fragen 
von  Erbfolgen  ihrer  Nationalen,  wenn  sie  durch  ein  gemeinsames 
zwischen  unserem  Staat  m-'t  Griechenland  und  mit  Österreich-Ungarn 
getroffenes  Übereinkommen  zugegeben  hat,  daft  die  den  italienischen 
Konsuln  bei  uns  gestatteten  Befbgnisse  auch  auf  die  Konsuln  jener 
beiden  anderen  Mächte  ausgedehnt  werden  dürfen,  dafs  also  die  Be- 
fugnis der  Ordnung  der  Erbfolge  des  verstorbenen  CoUaro  das  griechische 
Konsulat  in  Bukarest  und  bei  der  Ordnung  der  Vormundschaft  des 
minderjährigen  CoUaro  das  österreichisch-ungarische  Konsulat  oder  die 
rumänischen  Gerichte  haben  sollen. 

Es  ist  hier  bei  dem  Fall  der  Erbfolge  CoUaro  nicht  die  BjA'^ 
von  den  Einsprüchen,  welche  bei  Gelegenheit  der  Ordnung  der  Erb- 
folge unter  den  fremden  Erben  oder  zwischen  ihnen  und  einem  Rumänen 
oder  mit  dem  rumänischen  Staat  wegen  fiskalischer  Rechte  oder 
anderer,  die  sie  an  die  Erbschaft  haben  könnten,  auftauchen  möchten,  — 
Einsprüche,  welche  zu  Streitigkeiten  über  Gesetze  privatrechtlicber 
Natur  und  somit  auch  zu  Fragen  internationalen  Privatrechtes  führen 
würden. 

Herr  Comsa  täuscht  sich,  wenn  er  glaubt,  dafs  bei  der  Ange- 
legenheit CoUaro  ganz  «einfach  nur  „von  der  Liquidation  einer  Erbfolge' 


Die  ErbfiJl  CoUaro  und  die  internationalen  Rechtsfragen  etc.       258 

die  Rede  sei.  Nein,  in  dieser  Angelegenheit  stehen  in  der  Diskussion 
Befbgnisse,  Vollmachten,  die  den  Konsnln  durch  die  Konsularkon- 
Teation  mit  Italien  und  durch  Übereinkommen  mit  den  anderen 
Staaten  überwiesen  sind,  aber  nicht  Streitfragen  über  privatrechtliche 
Gesetze,  deren  AusL^^ng  ausschliefslich  eine  Befugnis  der  richter- 
lichen Gewalten  wäre.  Eine  Erbschaftsliquidierung  ist  in  Wahrheit 
eme  Frage  des  internationalen  Privatrechtes,  soweit  wir  nur  privat- 
rechtliche  Fragen  zwischen  Privatpersonen  zu  lösen  haben;  aber  in 
unserem  Falle  sind,  wie  ich  gezeigt  habe,  vollständig  andere  Fragen 
in  Diskussion. 

Diese  Anschauungsweise  ist  auch  von  der  ausländischen  Juris- 
pradenz  anerkannt  So  haben  wir  eine  Entscheidung  des  französischen 
Eassationshofes  vom  27.  Juli  1887,  welche  sagt,  dafs  die  internationalen 
Verträge  in  Beziehung  auf  die  von  den  vertragschliefsenden  Souveräni- 
tiUen  festgesetzten  Schutzmafsregeln  zu  Gunsten  ihrer  Nationalen  Ver- 
handlungen von  Staat  zu  Staat  bilden,  welche  nur  von  den  Regierungen 
selbst  ausgelegt  werden  können.  „In  Anbetracht,"  sagt  dieser  Kassations- 
hof, „dafs,  wenn  regelrecht  veröffentlichte  diplomatische  Verträge  in 
Fiankreieh  Gesetzeskraft  haben  und  unter  diesem  Titel  von  der  richter- 
lichen Behörde  angewendet  werden  müssen,  es  nicht  Sache  der  Gerichte 
ist,  sie  auszuixen,  aufser  in  dem  Fall,  dafs  diese  Auslegung  sich  auf 
private  Interessen  beziehe,  deren  Ordnung  ihrem  Gutbefinden  unter- 
liege, —  dafs,  nachdem  in  allem,  was  Fragen  öffentlicher  Ordnung  in 
Beziehung  auf  die  von  den  vertragsclüiefsenden  Souveränitäten  aufge- 
stellten Schutzmafsregeln  fUr  ihre  Nationalen  anbetrifft,  die  diplomati- 
schen Konventionen  Akte  von  Regierung  zu  Regierung  sind  und  nur 
Von  den  R^ierungen  selbst  ausgelegt  werden  können  u.  s.  w.*''®) 

In  einem  anderen  Falle  ist  ebenfidls  von  dem  französischen  Kassations- 
hof entschieden  worden,  dafs  die  Gerichte  es  der  Sorge  der  Regierung 
flberlassen  können,  eine  Konsularkonvention  auszulegen  in  Beziehung 
auf  Vorrechte  und  Befognisse,  die  einem  fremden  Konsul  zustehen  ^^). 
Im  Sinne  des  französischen  Kassationshofes  hat  sich  auch  der  Kassationshof 
von  Rom  ausgesprochen  in  seiner  Entscheidung  vom  12.  Juni  1885®^). 

Ebensowenig  können  wir,  wie  Herr  Cornea  es  thut,  in  der  That- 
Sache,  dafs  den  fremden  Konsuln  auf  unserem  Gebiete  verschiedene 
Rechte  und  Befugnisse  eingeräumt  sind,  eine  Vernichtung  der  Souve- 
länität  unseres  Staates  finden.  Konsularkonventionen  haben  alle 
Staaten  abgeschlossen,  und  doch  werden  die  in  denselben  zu  Gunsten 
der  fremden  Unterthanen  enthaltenen  Beetimmungen  nirgends  als  Aus- 
rottungen des  Principes  der  Souveränität  angesehen. 

Die  civilisierten  Staaten  leben  nicht  eingeschlossen  zwischen 
Hauern,  sie  haben  internationale  Beziehungen;  und  gute  internationale 
Beziehungen  sowie  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  verlangen  den 
Abschlufs  von  Konventionen. 


28)  DdOoz,  R.  P.  1878  I  S.  187  u.  139. 

29)  Vincent  et  Finaud  S.  889  No.  36. 

30)  Vincent  et  P^naud  S.  889  Ko.  35. 
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Herr  Comsa  meint,  dafs  dergleichen  Souveränitätsbeschränkungen 
wenigstens  nur  durch  besondere  Texte  sollten  gemacht  werden.  Aber 
inwiefern  würde  ein  besonderer  Text  die  Beschränkung  weniger  empfindlich 
machen  ? 

Eine  Annfthenmg  der  Gerichte  an  die  von  der  Regierung  einer 
internationalen  Konvention  gegebene  Auslegung  begründet  bei  Gelegen- 
heit einer  Streitfrage  nicht  einen  Eingriff  in  den  Grundsatz  der  Teilung 
der  Gewalten.  So  hat  sich  auch  der  französische  Kassationshof  in 
mehreren  Fällen  geäufsert  ^^). 

Der  Weg,  dessen  sich  die  Regierungen  bedienen  können,  um 
ihre  Auslegung  zur  Kenntnis  der  Gerichtshöfe  zu  bringen,  kann  kein 
anderer  sein  als  derjenige  der  Cirkulare  oder  dienstlichen  Schreiben  seitens 
des  Justizministeriums,  sei  es,  dafe  Forderungen  von  Seiten  der  Gerichte 
vorliegen,  oder  dafs  die  Regierung,  angegangen  von  den  Parteien  oder 
aus  sich  selbst,  im  Laufe  der  Streitfrage  sich  direkt  an  die  Gerichte 
wenden  würde. 

So  das  hier  gegebene  Cirkular  des  französischen  Justizministers 
aus  dem  Jahre  1841  an  die  Generalstaatsanwälte  betrefis  der  Aus- 
legung eines  Auslieferungsvertrages  bei  einem  vor  die  französischen  Ge- 
richte gebrachten  Streitftill: 

,,Im  Prinzip  ist  die  Regierung  allein  Richter  über  die  GtQtigkeit 
einer  Ausweisung,  woraus  folgt,  dafs  es  ihr  allein  zusteht,  über  ihre 
Ausdehnung  zu  urteilen  und  ihre  Fassang  auszulegen.  Aus  diesem 
Grunde  mufs,  sobald  vor  einem  Gerichtshof  behauptet  wird,  dala  eine 
Ausweisung  gegen  die  Regel  sei,  oder  dafs  sie  in  einem  dem  Ange- 
klagten zu  günstigen  oder  zu  schädlichen  Sinn  ausgelegt  sei,  der  Ge- 
richtshof sich  vertagen,  bis  ihm  die  Regierung  ihre  Entscheidung  bekannt- 
gegeben haben  wird."  ^^) 

Wenn  ein  solches  Vorgehen  in  Frankreich  nicht  aufser- 
gewöhnlich  erschien,  so  weifs  ich  nicht,  warum  es  bei  uns  anden 
erscheinen  soll.  Die  Zuschrift  unseres  Ministers  des  Äufseren  an 
den  Justizminister  und  diejenige  dieses  letzteren  an  den  Gerichtshof 
von  Bfov  in  Sachen  der  Erbfolge  CoVaro  stellen,  glaube  ich,  kein 
Vorgehen  dar,  welches  dazu  angethan  wäre,  die  Unabhängigkeit  und 
die  Empfindlichkeit  einer  Gerichtsbehörde  anzutasten  oder  den  Grund- 
satz der  Trennung  der  Gewalten  zu  verletzen.  Sie  stützt  sich  auf 
frühere  Vorgänge  —  wie  in  der  Erbfolge  CorandinOf  wo  das  Ein- 
schreiten des  Ministers  des  Äufseren  bei  dem  der  Justiz  und  dieses 
bei  dem  Gerichtshof  von  Braila  bei  niemand  Aufregung  verursacht  hat  — 
und  auf  in  ähnlichen  Fällen  gehandhabte  Gewohnheiten.  Durch  solche 
Dinge  wird  unser  konstitutionelles  Recht  nicht  verletzt. 


31)  Im  besonderen  nachzusehen  Entscheidung  vom  80.  Juni  1884  (Vincent 
et  Penaud  S.  889  No.  36).  Femer  denselben  Autor  S.  889  No.  87,  38,  38  bis 
und  39. 

32)  DaUos,  R.  P.  1878  S.  188. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Seit  Inkrafttreten  des  B,G.B.  haben  die  Gerichte  der  ehemals 
framösisch-rechtlichen  Gebiete  den  die  Nachforschung  nach  der 
unehelichen  Vaterschaft  verbietenden  Art.  340  C.  c.  nur  auf  die- 
jenigen Thatbestände  anzuwenden,  für  welche  nach  den  sonst  mafs- 
gehenden  KoJlisionsnormen^)  das  französische  Hecht  mafsgebend 
i^.  Den  CharaJcter  eines  absolut  amuicendenden  Verbotsgesetzes 
(„Exklusivgesetz  der  lex  fori")  hat  Art  340  fOr  deutsche  Gerichte 

verloren. 

Urteil  des  Reichsgerichte  (IL  Civilsenat)  vom  10.  Mai  1901  in  Sachen  K.  K.  M.' 

wider  K.  H.  B.  (U  87/1901). 

Thatbestand.  Der  Klüger  und  der  Beklagte  sind  Staatsan- 
hörige  des  Königreichs  Sachsen.  Der  Beklagte  hatte  jedoch  schon 
vor  dem  1.  Januar  1900    seinen  Wohnsitz   in   Elsafs-Lothringen ;    zur 


1)  Das  Urteil  des  Reichsgerichts  entscheidet  nicht  die  Frage,  welches  die 
maÜKebende  Kollisionsuorm  und  welches  demeemärB  das  auf  aen  g^ebenen 
Thatbestand  anzuwendende  Recht  ist  Es  ^eht  davon  aus,  dais  für  die  vor 
1900  stattgehabten  Thatbestände  auch  die  damals  geltenden  partikular- 
rechtlichen Kollisionsnormen  mafegebend  bleiben.  Durch  die  £nt- 
scheidong,  dafs  die  Funktion  des  Art.  340  als  Kollisionsnorm  (im  Sinne  eines 
£xklasiv8atzes  der  lex  fori)  erloschen  sei,  wird  jene  Auffassung  e  cotUrario 
bestätigt.  Was  die  Frage  nach  den  mafsgeblichen  Kollisionsnormen  betrifi^ 
Bo  las^  die  Ausführungen  des  Urteils  £e  Vermutung  zu,  das  Grericht  er- 
achte die  KoUisionsnormen  des  Heimatrechtes  für  entscheidend. 
Denn  sonst  würden  la  die  im  Urteil  angezogenen  Kollisionsnormen  des 
sächsischen  Gresetzbnches  (§§  15,  16,  17)  gar  nicht  interessieren.  Nicht  aber 
sof  diese  Vorschriften  des  sächsischen  Gesetzbuches,  sondern  auf  Art.  8 
Abs.  3  des  Code  civH  muTs  im  gegebenen  Fall  die  Anwendung  des  sächsischen 
Rechtes  als  des  Heimatrechtes  gegründet  werden.  Art.  3  Abs.  8  Code  civil 
als  die  vor  1900  in  foro  geltena  gewesene  Kollisionsnorm  bestimmt  das  an- 
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Zeit  der  nach  dem  1.  Januar  1900  geschehenen  Klageerhebong  wohnte 
er  in  Diedenhofen.  Der  KlKger  hat  mit  der  Klage  beantragt,  den 
BeUagten  zu  verurteilen: 

1.  anzuerkennen,  dafs  dem  am  22.  April  1880  von  der  J.  W.  M., 
jetzt  Ehefrau  M...r,  geborenen  KlMger  dem  Beklagten  gegenüber 
die  Rechte  eines  ehelichen  Kindes  zustehen,  und 

2.  darin  einzuwilligen,  daTs  das  Oebürtsregister  zuReinsdorf  da- 
hin berichtigt  werde,  dafs  der  Kläger  nicht  den  Namen  „M/ 
sondern  „B.*'  zu  führen  habe. 

Zur  Begründung  der  Klage  war  geltend  gemacht:  Der  Beklagte 
habe  vom  Jahre  1879  bis  1884,  während  welcher  Zeit  er  als  Bahn- 
beamter  in  Zwickau  (Sachsen)  angestellt  war,  mit  der  Matter  des 
Klägers  in  einem  gültigen  Verlöbnisse  gestanden,  zu  dem  insbesondere 
die  Eltern  der  Verlobten  ihre  ausdrückliche  Zustimmung  erteilt  hätten; 
während  dieses  Verlöbnisses  sei  Kläger  von  den  Verlobten  gezeugt  und 
von  der  damals  ledigen  M.  am  22.  April  1880  geboren  worden.  Dem 
EJäger  ständen  danach  die  Rechte  eines  Brautkindes  nach  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Königreich  Sachse 
gegen  den  Beklagten  zu.  Diese  Rechtsstellung  sei  auch  durch  das  In- 
krafttreten des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  nicht  geändert  worden,  da 
nach  Artikel  208  Absatz  2  des  EmfÜhrungsgesetzes  zu  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuche  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend  blieben. 

Der  Beklagte  hat  die  Zurückweisung  der  Klage  beantragt. 

Das  Landgericht  zu  Metz  hat  mit  Urteil  vom  12-  Okto- 
ber 1900  die  Klage  abgewiesen.  Die  von  dem  Kläger  eingeigte  Be- 
rufung wurde  durch  Urteil  des  Oberlandesgerichts  zn 
Colmar  vom  16.  Januar  1901  zurückgewiesen. 


zuwendende  Recht.  Nur  das  kann  die  Frage  sein,  ob  diese  Kolliaions&onn 
nach  wie  vor  durch  den  Art.  340  ein^feschränkt  19  erde.  Ent^e^en  dem 
Reichsgericht  würde  ich  diese  fSnge  bejahen.  Art.  340  in  Verbmdung  mit 
Art  3  (^mit  dem  Sinn,  den  die  Rechtsubunff  diesen  Arükeln  gegeben  hat)  ergebt 
den  m.  E.  nach  wie  vor  für  die  älteren  Tbatbestände  mafsgeblichen  KolliaoDfi- 
grundsatz,  dafs  zwar  im  allgemdnen  die  Rechtsfragen  des  Familienstatus 
sich  nach  dem  Recht  der  Staatsangehörigkeit  richten,  jedoch  mit  Ausnahme 
der  Frage  der  unehelichen  Vaterschaft,  welche  stets  nach  Mafsgabe  des 
französischen  Rechtes  zu  behandeln  ist  Der  Gedanke,  dafs  diese  Aosnahme 
unanwendbar  geworden  sei,  nachdem  die  Gerichte  des  ehemals  französisch- 
rechtlichen  Grebiets  nunmehr  ja  doch  die  ehemals  absolut  verpönte  recherdie 
auf  spätere  Tbatbestände  anzuwenden  hätten ,  entspricht  der  Saviant^en 
Aui^ssuDg  von  der  Natur  der  sog.  Prohibitivgesetze  und  der  verbreiteten 
Anschauung  vom  ordre  public,  welche  neuerdings  gerade  hinsichtlich  des  in 
Rede  stehenden  Problems  zu  der  Formel  zugespitzt  worden  ist,  „da  eine 
Zwiespältigkeit  des  Moralbegriffs  unmö^Uch  sei",  so  könne  nicht  für  die  Ver 

fangenheit  Eiklusivsatz  sein,  was  jetzt  nicht  dafür  gelte.  S.  dagegen:  Niemeyer, 
K  mtem.  Privatrecht  des  B.G.B.  (Berlin  1901)  S.  181  und  dort  citierte 
litteratur,  und  besonders  Kahn,  Jherings  Jahrb.  39  S.  4  ff.  Vgl.  ferner 
Niedner,  Das  Einfuhrungsgesetz  z.  B.G-.B.  2.  Aufl.  S.  457;  Brogaitter  in  „Das 
Recht*"  1901  S.  202,  Habicht,  Einwirkung  des  B.G.B.  auf  zuvor  entstandene 
Rechtsverhältnisse  3.  Aufl.  S.  662.  Die  letztgenannten  Schriftsteller  stehen 
gleichfalls  auf  einem  der  vorliegenden  Entscheidung  entgegengesetzten  Stand- 
punkt   Vgl.  auch  unten  S.  29Sff.  Niemeyer» 
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In  den  Gründen  der  Vorderrichter  wird  ttbereinstimmend  ans- 
gcMbrt:  Artikel  208  des  EinfUhrangsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbache bestimme  in  Absatz  1,  dafs  in  Bezug  auf  die  vor  dem 
1.  Januar  1900  geborenen  unehelichen  Kinder  für  die  Erforschung  der 
Yaterschaf^  das  Recht  des  Kindes,  den  Familiennamen  des  Vaters  zu 
führen,  sowie  ftUüt  die  Unterhaltspflicht  des  Vaters  die  bisherigen  Ge- 
setze mafsgebend  bleiben.  Danach  bestehe  für  alle  vor  dem  1.  Januar 
1900  geborenen  unehelichen  Kinder  in  dem  Gebiete  des  Code  civü 
das  absolute  und  zwingende  Verbot  des  Art.  340  fort,  das  jede  Nach- 
frage, wer  Vater  eines  Kindes  sei,  untersage.  Der  Wortlaut  des 
Art  208  a.  o.  St.  und  der  in  den  Gesetzesmaterialien  niedergelegte 
Wille  des  Gesetzgebers  schliefse  die  fiir  das  Gebiet  des  Code  civü  ver- 
suchte Ausl^ung  aus,  dafs  das  Verbot  des  Art.  840  nur  fOr  die  Kinder 
fortbestehe,  die  an  sieh  dem  Code  cwü  unterstehen,  und  danach  nicht 
mehr  Platz  greife,  wenn  nach  dem  mafsgebenden  materiellen  Rechte 
an  sich  begründete  Ansprüche  eines  unehelichen  Kindes  lediglich  vor 
einem  Gerichte  im  früheren  Gebiete  des  Code  civü  verfolgt  würden. 
Wegen  dieser  unbeschränkten  Fortgeltung  stehe  Art.  840  auch  jetzt 
noch  dem  Begehren  des  EHägers  entgegen. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Klüger  Revision  eingelegt  mit 
dem  Antrage,  dasselbe  aufiEuheben  und  nach  dem  von  ihm  in  der  Be- 
nfongsinstanz  gestellten  Antrage  zu  erkennen. 

Von  selten  der  Beklagten  wurde  die  Zurückweisung  der  Revision 
beantragt. 

Das  Reichsgericht  gab  der  Revi'sion  statt  und  ver- 
wies die  Sache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung an  das  Berufungsgericht  zurück. 

Entscheidungsgründe.  Das  angefochtene  Urteil  konnte  nicht 
aufrecht  erhalten  werden.  Die  Antrftge  der  Klage  sind  darauf  be- 
gründet, dafs  der  vor  dem  1.  Januar  1900  aufserehelich  erzeugte  und 
geborene  Klüger  zu  dem  Beklagten  in  der  rechtlichen  Stellung  eines 
Brantkindes  nach  §  1578  des  Büigerlichen  Gesetzbuches  für  das  König- 
reich Sachsen  stehe.  Auf  Grund  des  Art.  208  Abs.  2  des  EinfUhmngs- 
gentzes  zum  Btb^erlichen  Gesetzbuche  bestimmt  sich  nach  den  bis- 
herigen Gesetzen,  inwieweit  einem  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürger- 
lichen Cresetzbuches  aufserehelich  erzeugten  Kinde,  wegen  Erzeugung 
im  Brautstände  die  rechtliche  Stellung  eines  ehelichen  Kindes  zukomme ; 
die  Vorschriften  des  sttchs.  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  recht- 
lidie  Stellung  der  Brautkinder  sind  auch  durch  Bestimmungen  in  dem 
siefas.  Gesetze,  vom  18.  Juni  1898,  „die  Ausftlhrung  des  Bflrgerlichen 
Oesetebuches  .  .  .  betreffend^,  ftlr  die  in  Betracht  kommenden  An- 
sprüche nicht  geändert  Bei  der  Frage,  ob  dem  Klüger  zu  dem  Be- 
klagten die  Eigenschaft  eines  Brautkindes  im  Sinne  des  §  1578  zu- 
komme, handelt  es  sich  femer  um  den  gesamten  Personen-  und  Familien- 
stand, und  es  wird  femer  in  der  Recbtslehre  der  Kollisionsnormen  des 
sIehB.  Bürgerlichen  Gesetzbuches  angenommen  —  Hoffma/wn^  Bürger- 
liches Gesetibnch  ftlr   das  Königreich  Sachsen,   Band  I  zu  §  15,   Be- 

ZcHMhrifi  f.  inUrn.  PriTat-  o.  Strafreoht  etc.,  Band  XI.  17 
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merkung  2  — ,  dafs  diese  Frage  in  analoger  Anwendung  der  §§  15, 
16  und  7  nach  dem  Gesetze  des  Staates,  welchem  die  Beteiligten  als 
Unterthanen  angehören,  zu  beurteilen  sei.  Nach  der  Absicht  des  er- 
wfthnten  Ausfllhrungsgesetzee  zum  Btlrgerlichen  Gesetzbache  ist  eine 
Aufhebung  jener  Kollisionsnonnen  ausgeschlossen  und  daher  deren 
analoge  Anwendung  auf  den  hier  gegebenen  Fall  gleichmäfsig  gerecht- 
fertigt 

Nach  dem  unbestritten   gebliebenen  Vorbringen  in  den  Instanzen 
ist   der  Kläger  Staatsangehöriger   des  Königreichs  Sachsen   und   war 
der  Beklagte  zur  Zeit   des   geltend    gemachten   Verlöbnisses    mit  der 
Mutter    des   Klägers    und    der  Zeugung    des    letzteren  während  jenes 
Verlöbnisses     gleichfalls     sächsischer     Staatsangehöriger;    er 
hatte  überdies  zur  Zeit  der   angeblichen  Zeugung   seinen   Wohnsitz  in 
Sachsen  und  hat  auch  bei  Verlegung  seines  Wohnsitzes  in   die  Beichg- 
lande  die  sächs.  Staatsangehörigkeit   nicht   aufgegeben.     Soweit  sonacb 
die  Kollisionsnormen   des  sächs.  Bürgerlichen  Gesetzbuches   in  Betracht 
kämen,   stände   der  Anwendung   des   §  1578   nichts   entgegen;   die  in 
einer  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  Dresden  —  Annalen,  Band  9, 
Seite    64   —   angeregte,    aber   dort   nicht   entschiedene   Frage,    ob  bei 
dieser  analogen  Anwendung  der  §§  15,  16  und  7  die  Staatsangehörig- 
keit des  Vaters  —  arg.  §  15  —  oder  die  des  Kindes   zu  Grunde  za 
legen  sei,  bedarf  nach  Lage   der  Sache   hier  nicht   der  Entacheidong. 
In   dieser  Rechtslage   ist   an   sich   auch   dadurch   eine  Änderung  nicht 
eingetreten,  dafs  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  nach  Elsafs-Lothringen, 
also  in  das  Gebiet  des  Code  civil  verl^  hat :  denn  die  KoUisionsDorm 
in  Art  3  Abs.  3  Code  civü  bestimmt  gleichfalls,  dafs  die  den  Personen- 
und  Familienstand  betreffenden  Klagen,    zu   denen   die   vorliegende  za 
rechnen   ist,    nach   dem   Rechte   der   Staatsangehörigkeit   zu    beurteile 
seien.     Der  Geltendmachung   der   hier  verfolgten  Ansprüche  vor  einem 
Gerichte  des  Code  civil  hätte  dagegen   bis  zum    1.  Januar  1900  die 
Vorschrift  des  Art  340  ^^la  recherche  de  la  patemite  est  ifUerdite'^  est- 
g^engestanden  -    denn    dieser   Vorschrift    wird    nach   der  nahezu   ein- 
stimmigen Rechtslehre  und  der  einstimmigen  Praxis  aller  Gebiete,  in  denen 
der  Code  civü  gegolten  hat,  auf  Grund  der  Annahme,  dafs  das  Verbot 
zur   Verhinderung  des  Mifsbrauches    der  Vaterscha^-   und   Unterhalts- 
prozesse   überhaupt  erlassen  sei,    die  Tragweite  gegeben,  dafs  die  Ge- 
richte im  Gebiete  des  Code  civil  sie  als  zwingende  KoUisionsnoim 
auf  jede   bei   ihnen   anhängige   Rechtssache   anzuwenden   haben,  ancli 
wenn   dieselbe   an  sich  nach  ausländischem  Rechte  zu  beurteilen  wäre, 
dafs    sie   also  die   Bedeutung   eines   Exklusivsatzes   der   lex  fori  habe. 
Die  in  der  Theorie  gemachten  Versuche  —  Laurent^  Droit  intemaHofUÜ^ 
Bd.  V  No.  262  ff.  — ,  diese  Tragweite  des  Art  340  zu  verneinen,  sind 
ohne  Einflufs  auf  die  Praxis  geblieben. 

Sonach  hatte  Art.  340  nach  dem  Rechte  des  Code  civü  eine 
doppelte  Bedeutung,  einmal  die  einer  materiellen  Regelung  des  Rechts- 
verhältnisses unehelicher  Kinder,  die  in  dem  Gebiete  des  Code  ddl 
geboren   sind,   oder  auf  die  nach   den  im  Einzel&lle  zur  Anwendung 
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kommeaden  KoUisionsnormen  anderer  Rechte  das  materielle  Recht  des 
Code  dvü  anzuwenden  ist,  dahin,  dafs  durch  denselben  die  Entstehung 
eines  Rechtsverhältnisses  zwischen  deda  Kinde  und  dem  unehelichen 
Erzeuger  ausgeschlossen  wurde  und  darnach  ein  Anspruch  gegen  den 
aafserehelichen  Vater  überhaupt  nicht  entstand,  und  sodann  bezüglich 
▼on  Rechtsverhlütnissen  aufserhalb  des  Gebietes  des  Code  civü  geborener 
unehelicher  Kinder,  dafs  nach  dem  mafsgebenden  materiellen  Rechte 
und  dessen  Kollisionsnormen  rechtsgültig  entstandene  Ansprüche  der- 
selben vor  ein^m  seinem  Gebiete  angehörenden  Gerichte  nicht  zuzulassen 
seien,  dafs  er  also  diesen  gegenüber  einen  Exklusivsatz  der  lex  fori 
begründete.  Der  Code  civU  ist  zwar  durch  §  1  des  elsafs-lothringischen 
Gesetzes  vom  29.  November  1899,  „die  Aufhebung  von  Landesgesetzen 
betreffend^  dort  seit  1.  Januar  1900  aufgehoben;  es  käme  aber  hier 
§  3  jenes  Gesetzes,  wonach  die  künftige  Anwendung  der  dort  auf- 
gehobenen Gesetze  auf  Grund  der  Übeigangsvorschriften  eines  Reichs- 
oder Landesgesetzes  durch  die  Aufhebung  der  Gesetze  nicht  berührt 
werde,  dann  zur  Anwendung,  wenn  durch  die  Vorschrift  in  dem  zweiten 
Satze  des  Art  208  Abs.  1  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Ge- 

setzbuche  —  ^  für  die  Erforschung  der  Vaterschaft bleiben  jedoch 

die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend*'  —  Art  340  auch  in  seiner 
zweiten  Bedeutung  als  Exklusivsatz  der  lex  fori  aufrecht  erhalten 
wSre.  Die  Entscheidung  über  die  Revision  hängt  daher  von  der  Stellung- 
nahme zu  der  Frage  ab,  ob  durch  jene  Bestimmung  des  Art.  208 
Abs.  1,  Art  840  in  jener  zuletzt  bezeichneten  Richtung  aufrecht  er- 
halten ist;  denn  wenn  diese  Frage  zu  bejahen  wäre,  so  käme  fOr  die 
in  Art.  208  Abs.  2  zugelassenen  Ansprüche  eines  Brautkindes  jenes 
Verbot  ab  zwingendes  Recht  des  Prozefsgerichtes  gleichfiills  zur  An- 
wendung, da  es  sich  auch  hier  um  Ansprüche  eines  aufserehelichen 
Kindes  handelt,  und  es  an  jedem  Anhalte  in  dem  Wortlaute  des  Ge- 
setzes und  in  den  Gesetzesmaterialien  ftlr  die  Annahme  fehlen  würde, 
dais  der  Gesetzgeber,  wenn  jenes  Verbot  als  zwingendes  Recht  des 
Prozefsgerichtes  sollte  erhalten  bleiben,  den  Fall  eines  Brautkindes 
ausgenommen  hätte. 

Die  sonach  für  die  Entscheidung  allein  mafsgebende,  in  der 
Litteratur  viel  umstrittene  Frage,  ob  das  Verbot  der  Erforschung  der 
Vaterschaft  in  Art.  840  im  Gebiete  des  Code  civü  für  die  nach  fremdem 
Rechte  rechtsgültig  entstandenen  Ansprüche  vor  dem  1.  Januar  1900 
aufserhalb  des  Gebietes  des  Code  civü  geborener  unehelicher  Kinder 
auch  nach  dem  1.  Januar  1900  ein  zwingendes  Verbot  ftlr  das  Recht 
des  P^ozefsgerichts  —  „ein  Exklusivsatz  der  lex  fori^  —  geblieben 
sei,  ist  aber  zu  verneinen. 

Der  erste  Entwurf  eines  Einftlhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
bache ist  in  Art.  126  Abs.  1  von  der  in  Art.  208  Abs.  1  zum  Gesetz 
gewordenen  Auftassung  ausgegangen,  dafs  die  rechtliche  Stellung  eines 
anehelichen  Kindes  sich  von  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
baches an  im  allgemeinen  nach  dem  neuen  Rechte  richte,  auch  wenn 
das  Kind  unter  der  Herrschaft  des  alten  Rechtes  geboren  ist;  es  hatte 

17* 
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indeBsen  Satz  2  des  Art.  126  Abs.  1  bereits  die  Bestimmung  entbalten, 
„in  Ansehung  der  vorher  (vor  dem  1.  Januar  1900)  geborenen  Kinder 

bestimmt   sich die    Unterhaltungsverpflichtung    des   Vaters  nach 

«den  bisherigen  Gesetasen.^  In  den  Motiven  zu  dieser  letzteren  Vor- 
schrift —  Seite  298  —  wird  ausgeführt,  nachdem  zunttchst  daigel^ 
wurde,  dafs  bei  rein  theoretischer  Auffassung  auch  auf  den  Unte^ 
haltsanspruch  das  neue  Recht  schlechthin  zur  Anwendung  zu  bringea 
wäre: 

„Oleich wohl  ist  in  dem  Entwürfe  ein  abweichender  Standpunkt  ein- 
genommen. Zur  Zeit  ist  in  einem  nicht  geringen  Teile  Deutschlands 
die  Erforschung  der  Vaterschaft  verboten.  Wird  den  in  den  be- 
treffenden Rechtsgebieten  bereits  vorhandenen  un- 
ehelichen Kindern  mit  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
ein  Unterhaltsanspruch,  wenn  auch  nur  ftir  die  Zukunft,  gewährt,  so 
sind  zahlreiche  Prozesse  die  Folge,  in  denen  wegen  des  in  der  Zeit 
vielleicht  weit  zurückliegenden  Thatbestandes  nicht  blofs  die  Er- 
mittelung der  materiellen  Wahrheit  in  hohem  Grade  schwierig,  sondern 
auch  Anlafs  zu  Meineiden  gegeben  wird.  Erpressungsversnche  und 
Störungen  des  Familienfriedens  sind  zu  besorgen.  Mag  der  Gesetz- 
geber diese  Momente,  die  gegen  die  Anerkennung  der  Unterhaltspflicht 
überhaupt  sprechen,  ftlr  nicht  so  gewichtig  erachten,  um  den  Unter- 
haltsanspruch im  allgemeinen  zu  versagen,  so  darf  er  sich  doch  nicht 
verhehlen,  dafs  das  Gewicht  erheblich  zunimmt,  wenn  es  sich  um 
Erstreckung  der  Unterhaltspflicht  auf  Kinder  handelt, 
die    zu    einer    Zeit    geboren   sind,    welche  eine   solche 

Unterhaltspflicht  nicht  kannte Hat  die  Gestaltung 

der  Unterhaltspflicht,  wie  dieselbe  in  den  einzelnen  Rechtsgebieteo 
sich  entwickelt  hat,  bisher  den  praktischen  Bedtlrftiissen  und  socialen 
Anforderungen  genügt,  so  wird  es  in  Ansehung  bereits  geborener 
Kinder  bei  dieser  Gestaltung  bewenden  können.  Jedenftdls  kann 
daraus,  dafs  die  auf  die  Unterhaltspflicht  bezüglichen  Normen  eine 
gewisse  sittliche  Grundlage  haben,  nicht  die  Notwendigkeit  einer  so- 
fortigen allgemeinen  Geltung  derselben  abgeleitet  werden ^ 

Die  Beratungen  der  zweiten  Kommission  —  Protokoll  Band  VI 
Seite  548/552  —  bieten  hier  nichts  Erhebliches.  Die  Hinzufügung  der 
Worte  „ftlr  die  Erforschung  der  Vaterschaft^  in  dem  jetzigen  Art  208 
Abs.  1  ist  erst  in  der  Beratung  des  Bundesrates  erfolgt  Eine  Ver- 
öffentlichung der  Gründe,  welche  den  Bundesrat  hierbei  geleitet  haben, 
hat  nicht  stattgefunden. 

Es  kann  im  Hinblick  auf  die  dargelegte  Entstehungsgeschichte 
nicht  verkannt  werden,  dafs  der  Begründung  zu  dem  Art  126  ^^ 
ersten  Entwurfes  um  deswillen  eine  durchschlagende  Bedeutung  nicht 
beigemessen  werden  darf,  weil  die  hier  in  erster  Reihe  in  Betracht 
kommenden  Worte  „für  die  Erforschung  der  Vaterschaft''  in  jenem 
Entwürfe  noch  nicht  enthalten  waren.  Immerhin  rechtfertigt  jene  Be- 
gründung die  Annahme,  dafs  in  jenem  Stadium  der  Gesetzgeber  bei 
Auftrechterhaltung  des  Verbotes  der  Erforschung  der  VaterachaA  die  im 
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Geltangsbereiehe  jenes  Verbotes  geborenen  Kinder  im  Auge  gehabt  hat, 
bexQglicfa  deren  mit  der  Geburt  festgestanden  hatte,  dafs  ein  Rechts- 
verhältnis zu  dem  Erzeuger  nicht  zur  Entstehung  gekommen  sei,  und 
dafs  er  eine  Erstreekung  der  Aufrechterhaltung  jenes  Verbotes  auf  solche 
Kinder,  die  nach  dem  für  ihr  Rechtsverhältnis  zu  dem  Erzeuger  mafs- 
gebenden  materiellen  Rechte  an  sich  einem  solchen  Verbote  nicht  unter- 
lagen, nicht  in  Aussicht  genommen  zu  haben  scheint  Die  Hinzutttgung 
der  Worte:  „für  die  Erforschung  der  Vaterschaft^,  konnte  in  dem 
Zusammenhange,  dafs  für  sie  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend  seien, 
allerdings  die  Annahme  nahelegen,  dafs  dieselbe  gerade  zu  dem  Zwecke 
erfolgt  sei,  um  das  Verbot  der  Erforschung  der  Vaterschaft  seinem 
ganzen  bisherigen  Inhalte  nach,  also  auch  für  die  vor  dem  1.  Januar 
1900  geborenen  unehelichen  Kinder,  deren  rechtliche  Beziehungen  nicht 
dem  materiellen  Rechte  des  hier  in  erster  Reihe  in  Betracht  kommenden 
Code  ciml  unterlagen,  aufrecht  zu  erhalten,  und  es  könnte  hierfür  noch 
geltend  gemacht  werden,  dafs  die  nachträgliche  Zustellung  solcher 
Klagen  hinsichtlich  derjenigen  unehelichen  Väter,  die  seit  vielen  Jahren 
in  dem  Gebiete  des  Code  eivü  ansässig  waren  und  dadurch  jenen  Schutz 
des  Art  340  genossen  hatten,  von  den  üblen  Folgen  begleitet  sein 
konnte,  welche  in  der  Begründung  des  Entwurfes  unter  anderem  als 
Zweckmäfsigkeitsgründe  für  die  Aufrechterhaltung  des  Verbotes  an- 
geführt sind.  Allein  jene  Hinzufügung  findet  ihre  Rechtfertigung  in 
einem  weit  näherliegenden  Grunde.  Die  Rechtslehre  und  die  Praxis 
in  den  Gebieten  des  Code  cUnl  hatte  dem  Verbote  der  Erforschung  der 
VateiBcluift  in  Art  340  eine  weitere  Bedeutung  dahin  zuerkannt,  dafs 
es  nicht  lediglich  auf  die  Feststellung  der  Vaterschaftsverhältnisse 
zwischen  Vater  und  Kind  beschränkt  werden  dürfe,  sondern  auch  bei 
anderen  Rechtsverhältnissen  anzuwenden  sei,  wo  die  Untersuchung  der 
Vaterschaft  in  Frage  komme.  Dieser  Auffassung  gegenüber  war  die 
Aairechterhaltung  jenes  Verbotes  in  der  Fassung  des  ersten  Entwurfes 
za  eng,  auch  wenn  dasselbe  —  wie  hier  angenommen  wird  —  nur 
für  die  im  Gebiete  des  Code  civil  geborenen  oder  nach  Kollisions- 
normen anderer  Rechte  dem  materiellen  Rechte  des  Code  dvH  unter- 
stehenden Kinder  fortbestehen  sollte.  Es  lag  daher  nahe,  aus  den  in 
der  Begründung  des  ersten  Entwurfes  enthaltenen  Erwägungen,  die  hier 
g^eichmäfsig  zutrafen,  für  diese  Kinder  jene  weitere  Bedeutung  des 
Art  340  aufrecht  zu  erhalten,  und  dies  durch  Aufnahme  einer  Be- 
stimmung, dafs  für  die  Erforschung  der  Vaterschaft  die  bisherigen  Ge- 
setze mafsgebend  bleiben,  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Deshalb  kann 
ans  der  Hinzufügung  jener  Worte  nicht  auf  eine  Absicht  der  gesetz- 
gebenden Faktoren  geschlossen  werden,  dafs  jenes  Verbot  als 
zwingendes  Recht  des  Prozefsgerichts  (als  Ezklusivsatz  der 
kc  fori)  festgehalten  werde.  Die  Beibehaltung  des  Verbotes  der  Er- 
forschung der  Vaterschaft  für  die  vor  dem  1.  Januar  1900  im  Ge- 
biete des  Code  cimL  geborenen  Kinder  war  durch  die  in  der  Be* 
grOndang  des  ersten  Entwurfes  dai^legten  Erwägungen  durchaus 
gerechtfertigt ;  für  dessen  Beibehaltung  als  absolut  zwingende  Kollisions- 
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nonn  des  Rechts  des  Prozefsgerichts,  also  für  die  Fälle,  wenn  das 
rechtsgültig  bestehende  materielle  Rechtsverhältnis  zn  dem  Code  civil 
keine  innere  Beziehung  hätte,  sondern  nur  dadurch,  und  zwar  nach 
dem  1.  Januar  1900,  in  seinen  Machtbereich  getreten  wäre,  dafs  dort 
ein  Prozefs  anhängig  wurde,  fehlt  es  dagegen  an  zureichendem  Anhalt 
Im  Gegenteil  folgt  aus  der  Natur  und  dem  Rechtsgrunde  solcher 
zwingenden  Verbotsgesetze,  soweit  dieselben  wie  hier  als  Kollisions- 
normen  des  Rechts  das  Prozefsgericht  in  Betracht  kommen,  dafs 
sie  im  Zweifel  des  Prozefsgerichts  fllr  die  Zeit  nicht  mehr  bindeo 
und  nicht  mehr  binden  wollen,  in  der  das  Verbotsgesetz  für  das  Recht 
des  Prozefsgerichts  seine  allgemeine  Bedeutung  verloren  hat,  und  so- 
nach, wenn  es  weiter  fortbestände,  das  Prozefsgericht  zur  Versaguog 
seiner  Thätigk^it  zwingen  würde,  die  es  zur  gleichen  Zeit  nach  dem 
neuen  Rechte  für  Ansprüche  dieser  Art  anstandslos  zu  gewähren  hätte. 
Es  kann  zwar  zugegeben  werden,  dafs  der  Gesetzgeber  eine  Zwie- 
spältigkeit des  zwingenden  Rechts  auch  in  dessen  Anwendung  auf  das 
Recht  des  Prozefsgerichts  zulassen  kann,  im  Zweifel  ist  aber  eine 
solche  Annahme  zu  verneinen.  Danach  rechtfertigt  auch  der  Wortkat 
der  Vorschrift  in  Art.  208  Abs.  1,  dafb  für  die  Erforschung  der  Vate^ 

Schaft die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend   bleiben,    nicht  dea 

Schlufs,  dafs  das  in  Art  340  des  Code  civü  enthaltene  Verbot  der 
Erforschung  der  Vaterschaft  in  seiner  weiteren  Bedeutung  als  zwingendes 
Verbot  für  das  Recht  des  Prozefsgerichts. fortbestehe. 

Das  angefochtene  Urteil,  welches  auf  der  Annahme  des  Fort- 
bestandes jenes  Verbotes  auch  in  dieser  letzteren  Beziehung  beruht, 
war  daher  aufzuheben,  und  die  Sache,  die  noch  weiterer  tbatsächlicber 
Erörterung  bedarf,  an  das  Berufungsgericht  zurückzuverweisen. 

Tran^ort-   (und  Feuer-?) Versicherungsvertrag.     Anwendung  des 

deutschen  Rechtes  als  des  Rechtes  des  vertragsmäßig  hestimmten 

Erfüllungsortes.    Dieses  Recht  ist  auch  für  die   Verjährungsfrage 

mafsgebend.    Englisches  Versicherungsrecht. 

Urteil  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  zu  Hamburg  (IV.  Civilsenat)  vom 
14.  Juni  1901  (Rheinische  TransportversicherungsgesellBchaft  gegen  1.  It(»/(d 
Exchange  Asstirance   Corporatiof^,  2.  Fine  Art  Insurance  Company  lAm.; 

A.  Z.  Bf.  IV  319/00). 

Mitgeteilt  durch  Herrn  Senatspräsidenten  Dr.  Martin  zu  Hamburg. 

Die  klagende  Spediteurfirma  beabsichtigte  im  Jahre  1892  den 
Versand  der  deutschen  Ausstellungsgegenstände  für  die  1898  in 
Chicago  stattfindende  Ausstellung  zu  besorgen  und  dabei  die  See- 
versicherung der  beförderten  Gegenstände  sowie  deren  Feuerversiche- 
rung für  die  Dauer  des  Aufenthaltes  in  der  Ausstellung  zu  festen 
Sätzen  fUr  die  Aussteller  zu  übernehmen.  Sie  wandte  sich  an  den 
Assekuranzmakler  Charles  Girtanner  in  London  zur  Elrlangung  von  Ve^ 
sicherungsabschlüssen  für  die  später  anzumeldenden  Objekte  mit  englischen 
Gesellschaften.     Girtanner   schlofs    aufser    einer   Transportversicherung 
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mit  den  beiden  beklagten  Gesellscbaften  und  einer  dritten,  der  Economic 
Fire  Offiee  Lifn,,^  welcbe  bier  nicbt  interessiert,  am  7.  April  1892  eine 
FeaerrerBicberang  ab  auf  90  000  £^  sEonKcbst  als  pro  ro^a-Versicbernng 
auf  einen  Gesamtbetrag  von  800  000  £  und  zwar  so,  dafs  die  Beklagte 
ad  1,   JSoyol  Exchange,   zu  50000  £,  die  Beklagte  ad  2,  Eine  Arty 
n  20  000  SS  neb  beteiligte.    Das  über  diesen  Abscblufs  aufgenommene« 
▼on  beiden  Parteien  als  j^Slip^  bezeicbnete  Scbriftstttck  lautet: 
j^Fire  risk 
on  goods  andlor  merehandise  andlor  exhibüs  of  äU  kinds  andlor 
objects  ofart  andlor  paintings  andlor  aniiquiiies  of  German  exhibUors 
firom  iime  of  arriral  in  Eaihibition  Buildings  at  Chicago  uniU  leaving 
Said  huüdmgs. 

A  complete  hst  of  insured  objeds  im(h  (heir  välues  to  he  given 
08  soon  as  pracUcäble  and  such  values  are  admitted  in  case  of  daim. 
Claims  to  he  settled  and  paid  in  Hamburg  and  parHes  sübmit  io 
Hamburg  Jurisdiction  to  be  concurrent  and  pro  rata  of  the  600000  £ 
insured  io  and  flrom  exihibitiony  hut  in  no  case  to  he  overlapping."^ 

Unterzeicbnet  ist  dieses  Scbriftstück  wie  folgt: 

50000  J.  S.  Foulmin,  Boyäl  Exchange^ 
20000  Economic  P.A.B. 

Foulmin  ist  Underwriter  der  Royal  Exchange^  nnd  die  Buchstaben 
P.A.B.  sind  als  Initialen  seines  Namens  von  Philipp  A.  Barendt,  da- 
maligem Beamten  der  Economic  Fire  Ins.  Co.^  auf  den  Schein  gesetzt. 
Eine  Unterschrift  der  Beklagten  zu  2  ist  nicht  vorhanden.  Sie  hat 
aber  ihrerseits  an  Girtanner  die  Bescheinigung  ^^)  erteilt 

Nach  Errichtung  des  vorstehenden  Slip  machte  im  Juni  1892 
Klägerin  den  Versuch,  durch  Yermittelung  von  Girtanner  eine  Um- 
wandlung der  pro  rato- Versicherung  in  eine  Versicherung  der  vollen 
anzumeldenden  Werte  bis  zur  Höhe  der  von  den  drei  Gesellschaften 
gezeichneten  90  000  äS  zu  erwirken.  In  diesem  Zusammenhange  wurden 
Ewischen  ihr  und  Girtanner  im  Juni  und  Juli  1892  Briefe  gewechselt 
In  dem  Briefe  vom  11.  Juli  1892  berichtete  Girtanner,  er  habe  die 
Angelegenheit  nun  so  arrangieren  können,  betr.  des  Feuerrisikos,  dafs 
die  ersten  90000  £ ^  die  ELlAgerin  für  Transport  deklariere,  auch  für 
Feoer  gedeckt  seien. 

Thatsüchlich  war  es  Girtanner  gelungen,  folgenden  Nachtrag  auf 
dem  Slip  zu  erhalten: 

y^To  tdke  any  intet  est  shipped  under  slip  No,  883  and  no 
oiher.*' 

Dieser  Zusatz  ist  beige^gt  von  Schmettau,  dem  Subdirektor  der 
Beklagten  zu  1 ,  und  er  ist  von  demselben  mit  den  Initialen  seines 
Namens  G.  E.  S.,  sowie  darnach  auch  von  Barendt  mit  dessen  Initialen 
nnterzeichnet.  Nach  Ansicht  der  Klägerin  ist  durch  diesen  Nachtrag 
abfleiten  der  drei  Gesellschaften  die  Verpflichtung  ttbemommen,  bis  zum 


1)  Die  Zahl  bedeutet  den  Hinweis  auf  die  Akten.  Bedaklion, 
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Betrage  von  90000  SS  Aasstellungsgegenstünde  aller  Art  von  der  Zeit 
der  Ankunft  in  Chicago  bis  zum  Abgange  zu  einer  festbeetimmten 
Prämie  gegen  Feuer  zu  decken,  je  nach  ihnen  von  der  Klägerin  ge- 
machter Aufgabe.  Es  sind  auch  zunächst  einige  kleinere  Objekte,  zwei 
elektrische  Scheinwerfer,  zum  vollen  Werte  von  den  Gesellschaften  unter 
Versicherung  genommen,  jedoch  wie  die  Beklagten  unter  Bezugnahme 
auf  die  vorgelegte  Police  betonten ,  mit  dem  Vorbehalte  ^i/oühoui  pre- 
judice^.  Als  indes  Klägerin  die  restlichen  82  500  £  auf  das  sogen. 
Qermctn  VtUage  deklarieren  liefs,  verweigerten  die  Beklagten  die  Über- 
nahme der  Versicherung,  indem  sie  den  Standpunkt  einnahmen,  dafs 
sie  keine  andere  Beteiligung  an  der  Feuerversicherung  anzunehmen 
brauchten  als  pro  rata  von  800000  ^,  und  dafs  das  sogen.  „Deutsche 
Dorf^  tlberhaupt  nicht  unter  Versicherung  genommen  zu  werden  brauche, 
weil  es  sich  dabei  nicht  um  Objekte  handle,  die  in  den  ofifizieUen 
Ausstellungsgebäuden  unterzubringen  seien,  sondern  um  ein  aufserhalb 
des  offiziellen  Ausstellungsplatzee  beabsichtigtes  Privatuntemehmen.  Es 
sind  unter  den  Beteiligten  bezüglich  der  Versicherung  des  „DeutscheD 
Dorfes*'  die  verlesenen  Briefe  gewechselt. 

Nachdem  die  Differenzen  beztiglich  des  „Deutschen  Dorfes"  aus- 
gebrochen waren,  forderten  die  Beklagten  Einlösung  einer  in  Über- 
einstimmung mit  den  Bedingungen  des  Slip  ausgestellten  Generalpolice 
binnen  bestimmter  Frist  Klägerin  fand  die  Bedingungen  dieses  Ent- 
wurfes nicht  übereinstimmend  mit  denjenigen  des  Slip^  weil  die  pro 
rato-Klausel  darin  beibehalten  sei.  Die  Gesellschaften  haben,  als  inner- 
halb der  von  ihnen  gesetzten  Fristen  die  Generalpolicen  nicht  eingelöst 
waren,  die  Versicherung  storniert. 

Klägerin  hat  für  die  zum  „Deutschen  Dorf"  gehörigen  Gegenstände 
bei  anderen  Gesellschaften  Versicherung  genommen  und  zwar  wie  sie 
gemäfs  der  Klagschrift  näher  ausgeführt  hat,  ist  sie  gezwungen  gewesen, 
an  Prämien,  Auslagen  und  Kosten  insgesamt  83  956  Mk.  mehr  auf« 
zuwenden,  als  ihr  die  Versicherung  gekostet  haben  würde  bei  Einhaitang 
der  mit  den  Beklagten  fest  bestimmten  Prämie. 

Im  gegenwärtigen  Prozefs  nimmt  Klägerin  die  Beklagten  auf  Ersati 
der  gedachten  Mehrkosten  für  die  Versicherung  des  „Deutschen  Dorfes' 
in  Anspruch,  indem  sie  der  Ajisicht  ist,  dafs  die  Beklagten  auf  Gnmd 
Vertragsbruches  ihr  schadensersatzpflichtig  seien,  und  zwar  eine  jede 
nach  dem  Verhältnis  ihres  Anteils  an  der  Versicherung,  also  die  Royal 
Exchange  zu  *^/»  und  die  Fine  Art  «7.  C.  L,  zu  */«. 

Das  Landgericht  hat  durch  Urteil  vom  17.  September  1900  die 
Klage  abgewiesen. 

Hiergegen  hat  Klägerin  Berufting  eingelegt 

Das  Hanseatische  Oberlandesgericht  als  Beruftmgsgericht  erkannte 
in  dem  oben  bezeichneten  Urteil  (Zwischenurteil)  dahin: 

Der  Anspruch  der  Klägerin  auf  Ersatz  des  Schadens,  welcher  ihr 
dadurch    erwachsen    ist,    dafs   sie   die  aufgeführten   Güter   infolge  der 
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Wdgerang  des  Beklagten,  ^)  diese  Güter  gemäfs  dem  sogen.  Slip  zu  den 
dafbr  vereinbarten  Prämiensfttzen  Fenerversichernng  zu  gewähren, 
anderweitig  zn  höheren  Prämien  versichern  mufste,  wird  dem  Grande 
nach  f&r  berechtigt  erklärt. 

Gleichzeitig  wurde  beschlossen,  Über  die  Höhe  des  zn  ersetzenden 
Schadens  Beweis  zu  erheben. 

Ans  den  Gründen: 

Kit  der  Klage  wird  Schadensersatz  wegen  Vertragsbraches  verlangt. 
Nach  der  Auffassong  der  Klägerin  begründete  das  in  dem  sogen.  Slip 
nebst  Nachtrag  bescheinigte  Abkommen  zwischen  den  Beklagten  und 
dem  Agenten  Girtanner  eine  Verbindlichkeit  der  ersteren,  Sachen  der 
in  dem  Sltp  bezeichneten  Art  je  nach  ihnen  von  der  Klägerin  gemachter 
Angabe  gegen  Feuer  zu  decken.  Klägerin  nimmt  also  eine  allgemeine 
Verbindlichkeit  der  Beklagten  an  in  der  Art  wie  sie  bei  offenen  Policen 
auf  Seiten  der  Versicherungsgesellschaften  besteht  Sie  sieht  in  dem 
finglichen  Abkommen  keinen  blofsen  auf  den  Abschlufs  künftiger  Ver- 
ncherungen  gerichteten  Vorvertrag,  sondern  den  Versicherungsvertrag 
selbst,  wenn  auch  vorläufig  nur  noch  eine  allgemeine,  durch  Anmeldung 
der  Vemicherungsobjekte  und  Eintritt  bestimmter  thatsächlicher  Ver- 
hlltnisse  za  konkretisierende  Verbindlichkeit  begründend.  Wenn  dieser 
Inhalt  in  das  vorliegende  Abkommen  zu  legen  ist,  so  würde  es  nach 
deutschem  Rechte  der  Gültigkeit  des  letzteren  nicht  entg^enstehen,  dafs 
keine  formelle  Police  vorliegt.  Denn  nach  diesem  Rechte  bedarf  der 
Versicherungsvertrag  keiner  Form,  er  ist  ein  Konsensualvertrag,  der 
durch  Willensübereinstimmung  zum  Abschlüsse  gelangt 

(Vgl  R.O.H.G.  in  Seufferts  Archiv  27  No.  61.) 
Und  Klägerin  hat  den  Inhalt  des  sogen.  Slip  ganz  zutreffend  hervor- 
gehoben. Die  für  die  Versicherung  in  Betracht  kommenden  Objekte 
sind  der  Art  nach  genau  bezeichnet,  das  Risiko  ist  fest  begrenzt,  die 
Versicherungssumme  ist  nach  dem  Höchstbetrage  —  wie,  wird  noch 
n&her  anzugeben  sein  —  festgelegt,  und  in  dem  Passus: 
,a  eomplde  ligt  of  wmired  ol^ects  wiOi  their  vdUnes  to  he  given  as 
soan  as  pracHcahle  and  such  väl/ues  are  admitted  in  case  of  daim^ 
ist  zum  Ausdrucke  gebracht,  dafs  sich  die  Gesellschaften  der  ihnen  von 
der  Klägerin  aufgegebenen  Sachen  beim  Eintritt  der  in  Betracht 
kommenden  thatsächlichen  Verhältnisse  als  Versicherer  anzunehmen 
haben.  Seinem  Inhalte  nach  präsentiert  sich  also  das  vorliegende 
Abkommen  als  Versicherungsvertrag  und  als  solcher  würde  er 
nach  deutschem  Rechte  bindend  sein. 

Dieses  Recht  aber  mufs,  anlangend  die  Frage  nach 
der  Gültigkeit  des  Vertrages  entscheidend  sein.  Denn 
in  der  Bestimmung:  ^Claims  to  he  settled  and  paid  in  Hamburg  and 
parties  stibmii  to  Eamhurg  Jurisdiction'*  ist  vereinbart,  dafs  die  Regu- 
lierung etwaiger  Schadensfälle  und  die  Auszahlung  der  Schadensgelder 


1)  Im  Urteilstenor  bt  hier  offenbar  das  Wort  ;,auf"  (oder  „für*')  ver- 

Bedaktion, 
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in  Hamburg  zu  erfolgen  habe.  Hamburg  ist  also  zum  Erftülungsorte 
für  alle  wesentlichen  Verpflichtungen  der  Versicherer  aus  dem  Vertrage 
gemacht.  Wenn  auTserdem  noch  bestimmt  ist,  dafs  man  sich  der 
Hamburgischen  Gerichtsbarkeit  unterwerfe,  so  ist  nicht  zu  bezweifeln, 
dafs  das  Vertragsverhftltnis ,  wie  es  in  Deutschland  seine  Wirksamkeit 
erweisen  sollte,  auch  in  allen  Beziehungen  den  hiesigen  Rechts-  und 
Verkehrsanschauungen  hat  unterstellt  werden  sollen.  Das  lag  auch  des- 
halb am  nächsten,  weil  Klägerin  in  ihrer  Eigenschaft  als  Spediteoiin 
für  Rechnung  deutscher  Aussteller  die  Versicherung  nahm,  der  Vertrag 
ako  ausschliefslich  deutsche  Interessen  schützen  sollte.  Indes  kommt 
es,  anlangend  die  Frage,  ob  in  der  vorliegenden  Form  schon  ein 
Feuerversicherungsvertrag  des  von  der  Klägerin  angenommenen  Inhaltes 
begründet  werden  konnte,  nicht  darauf  an,  ob  deutsches  oder  eng- 
lisches Recht  zu  Orunde  zu  legen  ist;  denn  die  rechtliche  Beurteilmig 
gestaltet  sich  vom  Standpunkt  beider  Rechte  gleich. 

Was  die  Beklagten  über  die  Unverbindlichkeit  des  sc^en.  Slip 
vorgetragen  haben,  würde  nach  englischem  Rechte  dann  zutrefifend  sein, 
wenn  eine  Seeversicherung  in  Frage  stände.  Der  Seeversicherungs- 
vertrag bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  Form  der  Police.  Das  beraht 
auf  der  Siam^p  Act  von  1891  (54  u.  55«  Vict.).  Daselbst  ist  in  Sect.  93 
bestimmt : 

A  contrad  for  sea  insurance  ....  shaM  not  he  valid  unlesa  ihe  same 
is  esepressed  in  a  policy  of  sea  insurance. 
Der  Grund  dieser  Bestimmung  ergiebt  sich,  wie  aus  dem  Zweck  des 
Gesetzes,  so  insbesondere  aus  Sect  95  desselben.  £r  ist  in  fiskalischen 
Rücksichten  zu  suchen.  Denn  es  findet  sich  weiter  vorgeschrieben, 
dafs  Seeversicherungspolicen  vor  den  Gerichten  als  Beweismittel  nur 
zugelassen  werden  dürfen,  wenn  sie  gestempelt  sind.  DemgemAf» 
bemerkt 

Gow  y^Marine  Insurance^  Edit,  6  S.  13:  „Slq>s  or  insurance  notes 
of  this  Mnd  are  in  England  of  no  legal  txäue:  in  the  form  described 
they  are  not  admitted  in  any  English  court  as  evidence  for  any&iing 
heyond  ihe  date  of  acceptance  of  a  risk;  ihis  being  (he  resuU  of 
fiscal   arrangements  which   are  enforced  partly  by  invalidating  aü 
contracts  not  fülfiUing  the  requirements  of  the  Bevenue  Departement'^ 
Die  Folge    der    gedachten  Vorschriften   der   Stamp  Act  ist   es  selbst- 
verständlich, dafs  alle  nicht  den  Erfordernissen  einer  Police  genügenden  — 
cf.   darüber  Sect.  93   No.  3    —   oder  ungestempelten  Beurkundungen 
vor  englischen  Gerichten  keine  Beweiskraft  haben  und  deshalb  auf  die 
Bedeutung   unverbindlicher  Appunktationen   herabsinken.      Diesen  Zu- 
sammenhang  der  Unverbindlichkeit  blofser  Sl^  bei  Seeversicherungen 
stellt  insbesondere  auch  der  bei 

AspiitaUf  ^Beports  of  casesrdating  to  Maritime  Law  VIIP  S.  408  f. 
referierte  Rechtsftill  klar. 

Das  englische  Recht  betrachtet  also  mit  Rücksicht  auf  die  Vor- 
schriften der  Stempelakte  Slips  der  hier  vorliegenden  Art,  d.  h. 
die    verabredete    Vertragsbestimmungen    bescheinigenden    Schriftstttcke, 
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welche  sich  nicht  als  gestempelte  Policen  darstellen,  als  j^binding  ofüff 

Vgl.  noch  hierüber: 
Mc,  Arthur y  ^Cofiir€ui  of  Marine  Insurance'^  S.  5  u.  22; 
Amouldj  ^Marvne  IiMurance"^  Ed.  6  S.  227  f. ; 
Ijovmät^^  ^Marine  Insurance^  8.  43. 

Läge  es  bei  Feuerversichernngen  ebenso,  so  würde  man  vor 
die  Fragen  gestellt,  ob  der  deutsche  Richter  eine  lediglich  im 
Interesse  des  englischen  Fiskus  aufgestellte  Beweisvorschrift  (for  the 
pttrpose  of  producHon  in  emdence)  zu  berücksichtigen  habe,  und  ob 
vielleicht  die  Bedeutung,  auf  welche  vor  englischen  Gerichten  ein  Slip 
sich  reduziert,  dahin  geführt  hat,  dafs  im  einschlttgigen  Verkehr  die 
Parteien,  solange  sie  nicht  zur  Errichtung  und  Stempelung  einer  Police 
geschritten  sind,  eine  Bindung  auf  keiner  Seite  gewollt  haben.  In 
letEcrer  Beziehung  wlire  weiter  zu  erwägen,  ob  nicht  auch  bei  An- 
wendung deutschen  Rechtes  das  vorliegende  Abkommen  sich  als  un- 
Terbindlich  darstellen  müsse,  weil  etwa  der  Agent  der  Klägerin  und 
der  Vertreter  der  beklagtischen  Gesellschaften,  von  ihrer  heimischen 
Verkehrsauffiissung  beherrscht,  eine  Bindung  noch  nicht  beabsichtigten. 

Indes  kommt  es  auf  alle  diese  Fragen  deshalb  nicht  an,  weil  das 
für  die  Seeversicherung  in  England  Geltende  keineswegs  auch  für  Feuer- 
veisicherungen  in  Betracht  kommt. 

Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  StcMip  Ady  indem  diese  trotz  Be- 
handlung auch  der  anderweiten  Versicherungen  ihre  Vorschrift  der 
Policenform  und  der  Beweiskraft  gestempelter  Policen  nur  für  See- 
versicherungen giebt  und  in  Sect  100  sich  darauf  beschränkt,  ftlr 
Nichterrichtung  und  Stempelung  von  Policen  bei  anderen  Versicherungen 
eine  Geldstrafe  einzuführen.  Dafs  bei  Feuerversicherungen  der  formlose 
Vertrag  genügt,  bezeugt  auch 

Bunyon^  ^Law  of  ISre  Insurance^  S.  1  f. 
mit  dem  Hervorheben,  dafs  jedes  geschriebene  Vertragsinstrument,  auch 
wenn  es  nur  als  gebräuchliches  receipt  sich  darstelle,  schon  unter  die 
Bezeichnung  Police  falle.  Ebenso  hat  sich  in  dem  bei  Aspi^MÜl  ab- 
gedruckten, oben  besprochenen  Rechtsfalle  der  Richter  Sfniih  in  seinem 
Votum  ausdrücklich  dagegen  verwahrt,  dafs  das  von  ihm  über  die  Un- 
verbindlicbkeit  des  die  Seeversicherung  betreffenden  Slip  Ausgeftihrte 
toeh  auf  andere  Versicherungen  Anwendung  finde.  ,,  J  say  nothing  about 
other  8lyf>8." 

Hiemach  darf  als  zweifellos  betrachtet  werden,  dafs  die  Contra- 
henten  im  vorliegenden  Falle  einen  bindenden  Vertrag  gewollt  haben, 
und  da(8  auch  der  Rechtsgültigkeit  ihres  Abkommens  nach  englischem 
Rechte  der  Umstand  nicht  en^egensteht ,  dafs  zur  Bescheinigung  des- 
selben lediglich  das  vorgelegte  ^  ab  SUp  oder  covering  note  von  den 
Parteien  bezeichnete  Schriftstück  ausgestellt  ist. 

Wenn  die  Beklagten  noch,  ohne  jeden  Hinweis  auf  eine  gesetzliche 
Grundlage,  behauptet  haben,  dafs  bei  Feuerversicherungen  eine  derart 
erteilte    noie   den    Versicherten    erst    decke,    sofern  er  spätestens   am 
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30.  Tage,  nachdem  die  Cover  noie  genommen  sei,  die  Police  gegen 
Zahlung  der  Prämie  herausnehme,  so  ist  das  nicht  zutreffend.  In  dieser 
Beziehung  ist,  was  die  englische  Geschäftspraxis  angeht,  auf  den  Brief 
des  Agenten  Girtanner  an  Klägerin  vom  14.  Juli  1893  zu  verweisen, 
in  welchem  der  Genannte  mitteilt,  dafs  er  eine  Generalpolice  nicht 
nehmen  könne,  weil  Klägerin  alsdann  die  Prämie  daftlr  schon  erlegen 
müsse;  Klägerin  gehe  vollkommen  sicher,  wenn  sie,  sobald  sie  Auftrag 
zur  Versicherung  (von  ihren  Kunden)  habe,  die  betreffende  Partie  ihm 
aufgebe,  er  notifiziere  alsdann  diese  Aufgaben  an  die  Gesellscbafben  und 
nehme  allmonatlich  die  Police  darüber  heraus ;  dieser  Vorschlag  sei  den 
Londoner  Usancen  entsprechend.  Das  hier  von  dem  gewifs  sach- 
verständigen Agenton  in  Vorschlag  gebrachte,  als  usancemäfsig  bezeichnete 
Verfahren  würde  einer  Rechtslage,  wie  sie  die  Beklagten  behaupten, 
nicht  entsprochen  haben.  Dieser  Behauptung  entspricht  es  femer  nicht, 
dafs  sich  weder  in  der  Statnp  Äct^  noch  in  der  dem  Berufungsgerichte 
zugänglich  gewordenen  Litteratur  ein  Hinweis  auf  den  von  den  Be- 
klagten angeftlhrten  Rechtssatz  findet.  Wenn  bei  Bunyon  a.  a.  0. 
S.  52  von  einem  locus  poenitentiae  die  Rede  ist,  so  bezieht  sich  das 
auf  andere  Verhältnisse,  nämlich  auf  den  ausdrücklichen  Vorbehalt,  dafs 
bis  zur  Zahlung  etc.  der  Prämie  eine  Versicherung  nicht  beginnen  soll. 
Sodann  widerspricht  ihr  auf  das  schlagendste,  dafs  die  Stamp  Act  nur 
in  Sect.  100  eine  Strafbestimmung  an  die  Nichtausstellung  und  Stempe* 
Inng  einer  Police,  sofern  es  sich  nicht  um  Seeversicherungen  handelt, 
knüpft,  während  sie  für  letztere  die  weitergehenden,  oben  r^eriertea 
Vorschriften  einführt.  Endlich  ist  auch  in  diesem  Zusammenhange 
wiederholt  darauf  zu  verweisen ,  dafs  nach  Bunyon  a.  a.  0.  S.  1  f. 
u.  51  f.  der  formlose  Kontrakt  zum  Abschlüsse  einer  Feuer- 
versicherung genügt,  und  als  Police  anzusehen  ist  sowohl  „the  mud 
deposit  receipt  as  iveU  as  the  more  formal  Instrument*^.  Auf  anderem 
Gebiete  liegt  die  Frage,  ob  bei  nicht  rechtzeitiger  Prämienzahlung  der 
Kontrakt  ab  Seiten  der  Versicherer  auflösbar  würde.  Darauf  wird  weiter 
unten  noch  zurückzukommen  sein.  Den  Beklagten  kann  bei  dem  von 
ihnen  behaupteten  Rechtssatze  nur  die  Vorschrift  der  Stempelstrafe  in 
Sect.  100  der  Stamp  AM  vorgeschwebt  haben. 

Allerdings  haben  sie  sich  berechtigt  gehalten,  im  November  1892 
die  Einlösung  einer  Generalpolice  zu  verlangen  und  eventuell  den  Ver- 
trag aufzuheben.  Das  spricht  aber  nicht  für  das  Beetehen  des  von  ihnen 
jetzt  geltend  gemachten  Rechtssatzes.  Es  waren  damals  schon  die 
Differenzen  der  Parteien  darüber  ausgebrochen,  ob  das  Gemuxn  ViUage 
in  Versicherung  zu  nehmen  sei  und  ob  die  pro  rafa-Klausel  noch 
Geltung  habe.  Die  Forderung  der  Einlösung  einer  Generalpolice  mit 
dieser  Ellausel  war  offenbar  nur  eine  Kampfmafsregel ,  die  den  Zweck 
hatte,  der  Auffassung  der  Versicherungsgesellschaften  Über  die  Fortdauer 
dieser  Klausel  Geltung  zu  schaffen. 

Hiemach  ist  die  Rechtsansicht  der  Beklagten,  wonach  eventuell 
dem  Abkommen  der  Parteien  nur  eine  wie  angegeben  beschränkte 
Rechtswirksamkeit     innewohnen     soll,     nicht     zu    billigen.      Dasselbe 
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leprltoentiert  auch  nach  englischem  Rechte  einen  bindenden  Feuer- 
TenicherungBvertrag,  der  allerdings  seinen  konkreten  Inhalt  erst  dadurch 
erhalten  sollte,  dafs  die  einzelnen  unter  die  Versicherung  fallenden 
O^enstände  den  Versicherern  aufgegeben  wurden  und  in  den  Aus- 
stellongsgebttuden  zu  Chicago  ankamen.  Der  Schlüssel  zu  der  im 
Froaesse  vorgetragenen  gegenteiligen  Auffassung  der  Beklagten  findet 
sich  in  der  Aussage  des  im  Vorprozesse  der  Klägerin  g^en  Girtanner 
vernommenen  Zeugen,  des  Direktors  der  Fine  Art^  welcher  aussagte, 
dafs  er  tlber  die  Bedeutung  des  Nachtrages  keine  Auskunft  geben  könne, 
weil  die  Klausel  „von  einem  Seeversicherer  in  solchen  Ausdrücken  ge- 
macht sei,  welche  dem  Feuerversicherungsgeschäfte  fremd  seien."  Die 
Beklagten  übertragen  offenbar,  weil  sich  die  fragliche  Feuerversicherung 
an  eine  Transportversicherung  anschlofs,  ohne  weiteres  die  für  letztere 
geltenden  Vorschriften  auf  die  erstere,  wie  sie  sich  auch  der  für  See- 
yenichemngen  üblichen  Aüsdrucksweise  bedient  haben.  Und  zwar  ohne 
6nmd.  Denn  die  Feuerversicherung  ist,  wenn  auch  im  äufseren  Zu- 
Honmenhange  mit  der  Transportversicherung,  so  doch  nach  deren  Ab- 
schlufs  vollständig  selbständig  hinzugeschlossen,  und  daher  mflssen  die 
diesbezüglichen  Abkommen  allein  nach  dem  für  Feuerversicherungen 
mafsgebenden  Rechte  beurteilt  werden. 

Stellt  sich  somit  das  vorgelegte  Schriftstück  in  Verbindung  damit, 
(lab  man  unbestritten  eine  feste  Prämie  vereinbart  hatte,  im  obigen  Sinne 
sk  Versicherungsvertrag  dar,  so  fragt  sich,  den  näheren  Inhalt  anlangend, 
mit  Rücksicht  auf  die  jetzigen  Differenzen  der  Parteien  weiter:  erstens 
ob  Klägerin  Gegenkontrahentin  des  Vertrages  war  oder  ihr  Agent 
Girtanner,  zweitens  ob  die  ursprüngliche  EÜausel,  wonach  die  für 
90000  £  bewilligte  Versicherung  pro  rata  von  800000  £  sein,  also 
die  Versicherung  sich  immer  nur  auf  ^/go  des  Wertes  der  Objekte  er- 
strecken sollte,  durch  den  Nachtrag: 

rfto    take   any   inierest    shipped  tmder  sUp  No.  863   and  no 
oiher'' 
Abgeändert  worden  ist. 

Nachdem  dann  das  Gericht  die  erste  Frage  dahin  beantwortet  hat, 
dafs  ELlägerin  selbst  Kontrahentin  sei,  und  bezüglich  der  zweiten  Frage 
ftttgesteUt  hat,  dafs  es  der  Klägerin  von  allen  drei  beteiligten  Gesell- 
Kbaften  konzediert  worden  sei,  bis  zu  90  000  £  auf  den  Vertrag  zum 
▼ollen  Werte  zu  versichern,  f^hrt  das  Urteil  fort: 

Bis  Klägerin  dann  auf  das  unbestritten  unter  Transportversicherung 
genommene  German  Vülagey  auf  den  Nachtrag  fufsend,  82  500  £  an- 
fang  Oktober  1892  deklarierte,  haben  die  Beklagten  nicht  etwa  die 
£inl08ung  einer  Generalpolice  gefordert  gehabt,  so  dafs  sich  ELlägerin 
^e  versichert  halten  dtlrfen,  es  werde  das  ihr  von  Girtanner  seiner 
Zeit  in  Aussicht  gestellte  und  als  usancemäfsig  bezeichnete  Verfuhren 
^bachtet  werden.  Als  sie  dann  das  Qerman  VtUage  deklarieren  liefs, 
lebnten  die  Beklagten  diese  Versicherung  ab,  weil  sie  nur  anteilig  an 
800000  £  Versicherung  zu  geben  hätten.  Nachdem  diese  Differenz 
^  einen  Monat  lang  behandelt  war,  trat  dann  am  7.  November  1892 
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die  Royal  Exchange  plötzlich  mit  dem  Verlangen  hervor,  dafs  Klftgerin 
innerhalb  zehn  Tagen  zur  Vermeidung  des  Stomierens  der  Versiche- 
rung die  Oeneralpolice  einlöse.  Die  angebotene  Police  ^  enthielt  aber 
den  Passus: 

y^This  insurance  is  concurrent  with  and  forms  a  pro  rata  pari 

of  the  insurance  of  800000  £  covtring  fhe  said  goods  pp^ 
und  ferner  die  Klausel: 

^To   take   any   interest   shipped  under  slip  No,  883   and  fu> 

oiher\ 
Sie  hielt  also  den  von  den  Versicherten  in  den  damals  schwebenden 
Verhandlungen  eingenommenen  Standpunkt  fest,  dafs  es  sich  nur  am 
eine  pro  rato- Versicherung  von  zugleich  unter  Transportversicherang 
genommenen  Otttem  gegen  Feuersge&hr  handle.  Die  mit  diesem  Inhalte 
angebotene  Police  wies  EllSgerin,  da  sie  nach  dem  oben  darüber  Aus- 
geführten in  der  Differenz  recht  hatte,  mit  vollem  Grunde  zurück,  so 
dafs  ihr  also  nicht  entgegengehalten  werden  kann,  sie  habe  die  Ein- 
lösung der  vertragBmttfsigen  Police  durch  Zahlung  der  Prämien  ver- 
weigert, und  so  dafs  keinesfalls  den  Beklagten  ein  Grund  zur  Aufhebung 
des  Versicherungsvertrages  gegeben  war,  wie  sie  am  17.  November 
1891  ab  Seiten  der  Royal  Exchange  erfolgte  und  auch  von  den  beiden 
anderen  beteiligten  Gesellschaften  auf  Grund  der  gleichen  Vorgänge 
vorgenommen  ist.  Dafs  sie  mit  Rücksicht  auf  die  in  der  Police  zum 
Ausdruck  gebrachte  pro  roto-Klausel  die  Einlösung  ablehne,  hatte 
Klägerin  am  16.  November  der  Royal  Exchange  angezeigt. 

Darauf  mufste  Klägerin  —  die  Frage  vorbehalten,  ob  überall  die 
unter  Bezeichnung  Qerman  Viüage  deklarierten  Güter  ihrer  Beschaffen- 
heit nach  unter  den  Vertrag  der  Parteien  fielen  —  für  eine  ander- 
weitige Versicherung  derselben  Sorge  tragen;  denn  sie  mufste,  da  sie 
ihren  Kunden  gegenüber  die  Versicherung  deckte,  auf  alle  Fälle  sich 
eine  klare  Position  schafien.  Sie  konnte  nicht  das  Resultat  eines  Pro- 
zesses mit  den  Beklagten  abwarten  und  auch  nicht  es  darauf  ankommen 
lassen,  ob  die  Beklagten  sich  dennoch  entschliefsen  würden,  später  im 
Schadensfifille  die  Schäden  zu  vergtlten. 

Nach  dem  Ausgeführten  also  enthielt  die  Aufhebung  des  Vertrages 
ab  Seiten  der  Versicherungsgesellschaften  einen  Vertragsbruch,  der  sie 
nach  den  Grundsätzen  des  in  dieser  Beziehung  gewifs  marsgebhchea 
deutschen  Rechtes,  als  desjenigen  des  Erfüllungsortes  für  die  Versicherer, 
schadensersatzpflichtig  machte.  Die  Beklagten  haben  sich  auch  in  dieser 
Hinsicht  übrigens  auf  abweichendes  englisches  Recht  nicht  berufen. 
Da  der  Vertragsbruch  die  Klägerin  gezwungen  hat,  zu  höheren  Prämien 
anderweitig  zu  versichern ,  so  macht  sie  als  Schaden  mit  Recht  den 
Mehrbetrag  der  verausgabten  Prämien  geltend.  Dafs  ihr  Schadens- 
anspruch verjährt  sei,  davon  kann  auch  nicht  die  Rede  sein,  da  bei 
Mafsgeblichkeit  des  deutschen  Rechtes  f^  den  hier  zu  erfüllenden  Ver- 
sicherungsvertrag die  deutschen  Verjährungsgesetze  Anwendung  finden, 
so  dafs  die  Berufung  auf  die  kürzere  Verjährungsfrist  des  englischen 
Rechtes  hinfiillig  erscheint. 
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Es  kommt  hiernach  nur  noch  darauf  an,  ob  die  unter  der  Be- 
zeichnung German  ViUage  deklariejrten  Outer  nach  ihrer  Art  und  Be- 
stimmung unter  den  Vertrag  fielen.  War  es  der  Fall,  so  war  das 
Verlangen  der  zu  Einlösung  einer  vertragsmäfsigen  Police  bereiten 
EJXgerin ,  sich  dieser  Güter  als  Versicherer  anzunehmen ,  berechtigt, 
imd  so  erwies  sich  die  in  der  Stornierung  des  Vertrages  zum  letzten, 
definitiven  Ausdrucke  gelangte  Ablehnxmg  des  Verlangens  als  ein  zum 
Schadensersätze  verpflichtender  Vertragsbruch  .... 

Nachdem  ausgeführt  ist,  dafs  die  Gegenstände  in  Qerman  Vülage 
unter  den  Vertrag  fielen,  schliefst  das  Urteil: 

Hiemach  hat  Klägerin  in  dem  German  Vülage  nur  solche 
Objekte  deklariert,  deren  sich  die  Beklagten  vertragsmäfsig  anzunehmen 
hatten.  Daher  macht  die  Zurückweisung  die  letzteren  schadensersatz- 
pflichtig. Der  Schade  der  Klägerin  besteht  in  den  zweifellos  gehabten 
Mehrkosten  einer  anderweit  infolge  der  beklagtischen  Weigerung 
fhr  dieselben  Sachen  genommenen  Versicherung.  Daher  ist  dem  Grunde 
nach  der  Klageanspruch  gerechtfertigt,  was  gemäfs  §  304  Civilprozefk- 
ordnung  durch  Zwischenurteil  ausgesprochen  ist,  da  es  bezüglich  des 
bestrittenen  Betrages  noch  der  Beweiserhebungen  bedarf. 


Anerkennung  der  Wirkung  eines  in  Ecuador  verhängten  Fordenmgs- 
arrestes.  Der  Arrest  („emhargo^),  welcher  in  Ecuador  durch 
dortige  Gerichte  auf  eine  Forderung  gelegt  ist,  die  einem 
Hamburger  Hause  mit  Zweigniederlassung  in  Ecuador  gegenüber 
einer  in  Hamburg  domizilierten  Versicherungsgesellschaft  zusteht, 
ist  mit  den  ihm  nach  ecuadorianischem  Recht  mkommenden 
Wirkungen  auch  in  Deutschland  anssuerhennen.  Er  hindert  dem- 
gemäfs  die    Wirksamkeit   der  Arrestierung   derselben  Forderung 

durch  deutsche  Gerichte. 

Urteil  des  hanaeatischen  Oberlandesgerichts  zu  Hamburg  (IV.  Civilsenat) 
vom    10.  Oktober   1900.     (M.    gegen   Transatlant^ische   Feuerversicherungs- 

gesellschaft,  AG.  Bf.  157/00.) 

Mitgeteilt  durch  Herrn  Senatspräsidenten  Dr.  Martin  zu  Hamburg. 

Thatbestand:  Die  Firma  Koppel,  Karl  &  Co.  zu  Guajaquil 
ist  bei  der  Beklagten  gegen  Feuersgefahr  versichert  gewesen  und  hat 
auf  Grund  dieser  Versicherung  wegen  des  Schadens,  den  sie  am  5.  und 
6.  Oktober  1896  durch  Brand  zu  Guayaquil  (Ecuador)  erlitten  hat, 
eine  Forderung  von  50000  Sucres  gegen  die  Beklagte  erlangt. 

Diese  Forderung  ist  durch  das  zuständige  Gericht  zu  Guayaquil 
mit  Embargo  belegt  worden: 

1.  am   29.  Oktober   1896    auf  Antrag  von    Geo   Chambers   &  Co. 
wegen  einer  Forderung  von  9000  Sucres; 

2.  am   11.  November  1896   auf  Antrag  von   Seminario  H<>"  &  Co. 
wegen  einer  Forderung  von  3000  Sucres. 
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Beide  Embargos  sind  durch  ZiiBtellang  an  Juan  H.  Krttger,  den 
zu  Guayaquil  ansässigen  Bevollmächtigten  der  Beklagten,  zu  Händen 
seines  Prokuristen  D.  zur  Ausführung  gebracht. 

Am  13.  November  1896  ist  nach  der  Behauptung  der  Beklagten 
zwischen  Koppel,  Karl  &  Co.  einerseits,  Seminario  H^"  &  Co.  und 
Chambers  &  Co.  andererseits,  unter  Beitritt  von  Ejrüger  ak  Vertreter 
der  Beklagten,  ein  Abkommen  getroffen  worden,  durch  welches  Seminario 
&  Co.  und  Chambers  &  Co.  sich  verpflichtet  haben,  die  erwirkten 
Embargos  aufisuheben ;  hiergegen  haben  Koppel,  Karl  &  Co.  an  Krtiger 
als  Vertreter  des  Beklagten  den  Auftrag  erteilt,  die  Versicherungssumme 
zwecks  Verteilung  an  ihre  europäischen  Gläubiger,  an  das  Bankhaus 
Mildred  Gojenecke  &  Co.  zu  London  zu  remittieren,  und  Krüger  hat 
diesen  Auftrag  angenommen. 

Am  14.  November  1896  hat  Kläger  wegen  eines  ihm  g^gen 
Koppel,  Karl  &  Co.  zustehenden  Anspruches  die  Forderung  dieser 
seiner  Schuldner  gegen  die  Beklagte,  durch  einen  bei  dem  Amtegerichte 
zu  Hamburg  erwirkten  Arrest-  und  Pfi&ndungsbeschluTs ,  der  der  Be- 
klagten hierselbst  zugestellt  ist,  zu  ihrem  vollen  Betrage  pfänden 
lassen. 

Des  weiteren  ist  diese  Forderung  durch  das  Gericht  von  Gaayaqail 
mit  Embargo  belegt: 

1.  am    18.  November  1896   auf  Antrag  von   Seminario  H^  &  Co. 
wegen  weiterer  4600  Sucres; 

2.  am   28.  November  1896   auf  Antrag    derselben  wegen   weiterer 
7000  Sucres; 

3.  am  5.  März  1897  auf  Antrag  der  Banca  del  Ecuador,  angeblich 
für  Streitbergs  Rechnung. 

Nachdem  der  Kläger  wegen  seiner  Forderung  hierselbst  gegen 
Koppel,  Karl  &  Co.  ein  Versäumnisurteil  erwirkt  hatte,  ist  ihm  die 
arrestierte  Forderung  der  Schuldner  gegen  die  Beklagte  durch  Beechlofs 
des  Amtsgerichts  vom  9.  Juni  1897  zur  Einziehung  überwiesen  worden. 
Auf  Grund  der  Überweisung  hat  er  Klage  gegen  die  Beklagte  erhoben 
auf  Zahlung  von  99848  Mk.  28  Pfg.  nebst  Zinsen  vom  1.  Januar 
1897.  Die  Beklagte  hat  erklärt,  dafs  die  Forderung  an  sich  zu  Recht 
bestehe,  sie  aber  mit  Rücksicht  auf  die  von  anderen  Gläubigem  auf 
Grrund  der  aufgeführten  Arreste  und  des  Abkommens  vom  13.  November 
1896  erhobenen  Ansprüche  nicht  zahlen  könne.  Sie  hat  keine  Antiäge 
gestellt,  aber  dreizehn  Firmen  den  Streit  verkündet  Die  elf  im  Rubnun 
des  angefochtenen  Urteils  aufgeführten  Firmen  sind  der  Beklagten  als 
Nebenintervenienten  beigetreten.  Nachdem  das  Landgericht  diese  Neben- 
interventionen  mit  Ausnahme  derjenigen  von  Seminario  H^*  zurück- 
gewiesen hatte,  sind  auf  eingelegte  Beschwerde  durch  Beschlufs  des 
Oberlandesgerichts  die  sub  2 — 5,  7 — 9  aufgeftlhrten  Firmen  als  Neben- 
intervenienten zugelassen.  Die  sämtlichen  Nebenintervenienten  haben 
Abweisung  der  Klage  beantragt. 

Das  Landgericht  hat  durch  das  Urteil  vom  21.  Februar  1900  die 
Beklagte  gemäfs  dem  Ellagantrage  verurteilt. 
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Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Nebenintervenienten  Bemfring  ein- 

Am  12.  Mai  1900  hat  die  Beklagte  das  Kapital,  in  das  sie  ver- 
vteilt  war,  nebst  Zinsen,  anter  Bemfang  auf  §  872  des  B.G.B., 
erentaell  anf  §§  75  nnd  858  der  C.P.O.,  bei  der  Hinterlegungsstelle 
in  Amtsgerichts  Hambniig,  ohne  Verzicht  anf  Rücknahme,  hinterlegt. 
In  der  mOndliehen  Verhandlnng  haben  die  Nebenintervenienten  1 — 5, 
8,  9  beantragt,  die  Eüage  kosten^^ichtig  absaweisen.  Der  KlHger  hat 
beantngt,  die  Bemfung  zu  verwerfen.  Die  Beklagte  hat  keine  AntrSge 
gSBtdlt,  jedoch  erklKrt,  dafs  sie  den  Kläger  nnd  die  übrigen  Forderungs- 
pifttendenten  anf  die  hinterlegte  Geldsumme  verweise,  welche  Er- 
klXrang  sie  ihnen  auch  aufserhalb  der  Verhandlung  hat  zugehen  lassen. 

Der  Anwalt  der  Nebenintervenienten  hat  zur  Rechtfertigung  seiner 
Bemfang  ausgeführt:  Nach  der  Hinterlegung  müsse,  selbst  wenn  das 
Urteil  richtig  wftre,  die  Klage  abgewiesen  werden,  da  die  Beklagte  den 
Ollubiger  auf  das  Depositum  verweisen  könne.  Das  Urteil  sei  in 
mehreren  Punkten  unrichtig.  Allerdings  sei  das  Gericht  von  Ecuador 
mit  Recht  für  zustllndig  erachtet  Dort  sei  die  ZwMgniederlassung  der 
Beklagten  gewesen,  dort  sei  der  Erfüllungsort  der  Policen,  dort  auch 
das  Gericht  der  Hauptsache.  Krüger  habe  demnach  auch  gar  nicht  ge» 
Eweifelt,  dafs  den  Arresten  gehorcht  werden  müsse.  Die  Formalien 
derselben  seien  einwandfrei.  Demnach  gingen  die  Arreste  zu  Ecuador, 
soweit  sie  zeitlich  früher  lügen,  denen  des  Klagers  vor.  Kläger  könne 
nicht  mehr  Rechte  haben  als  Koppel,  Kari  &  Co.,  und  diese  könnten 
keine  Zahlung  fordern,  solange  die  Arreste  beständen.  Es  sei  daher 
auch  gar  nicht  zu  untersuchen,  ob  die  Embargos  in  vollem  Umfange  zu 
Reeht  erlassen  seien,  ob  sie  wegen  der  kleineren  Forderung  auf  die 
gUkze  Summe  hätten  gelegt  werden  dürfen;  vielmehr  könne  Beklagte 
warten,  bis  die  Interessenten  eine  Aufhebung  oder  Beschränkung  der 
Arreste  erwirkt  hätten. — 

Der  Anwalt  des  Klägers  entgegnete :  Obwohl  vielleicht  das  Gericht 
n  Guayaqnil  zuständig  gewesen  sei,  seien  die  Arreste  doch  unerheblich, 
weil  sie  nichts  getroffen  hätten,  denn  Beklagte  habe  in  Ecuador  kein 
Vermögen  gehabt  Vor  allem  sei  aber  der  Arrest  von  Ecuador  nichts 
weiter  als  ein  Zahlungsverbot;  ebenso  wie  der  alte  Hambturgische 
Arrest  gebe  er  dem  Gläubiger  keine  dinglichen  Rechte.  Femer  sei  D. 
nieht  legitimiert  gewesen,  sich  für  die  Beklagte  den  Arrest  zustellen  zu 
IsMen.  Aber  auch,  wenn  formell  alles  in  Ordnung  sei,  gebe  der  Arrest 
der  Beklagten  kein  Recht,  die  Zahlung  zu  weigern.  Der  Satz,  dafs  der 
pfhndende  Gläubiger  nicht  mehr  Rechte  habe  als  der  gepülndete  Schuldner, 
Ni  unrichtig ;  so  im  Falle  des  auswärtigen  Konkurses,  vgl.  auch  R.G. 
26  8.  104.  Da  nun  das  Embargo  die  Forderung  niclit  aus  dem  Ver- 
mögen von  Koppel,  Karl  &  Co.  gebracht  habe,  sei  sie  in  Hamburg 
wirksam  gepfändet  Jedenfalls  müsse  der  Arrest  des  Klägers  den 
Embargos  vorgehen,  die  zeitlich  nach  ihm  lägen.  Vor  ihm  seien  aber 
nur  der  Arrest  von  Chambers  wegen  9000  Sucres  und  der  von 
Soninario  wegen  3000  Sucres.    Der  dritte  Arrest  von  Seminario  &  Co. 
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sei  erst  am  17.  November  zugestellt,  also  nach  Zostellang  des  klftge- 
rischen  Arrestes.  Schon  1898  sei  über  Koppel,  Karl  &  Co.  Konkon 
eröffnet.     Damit  hätten  die  Embargos  aufgehört  zu  existieren. 

Die  Hinterlegung  sei  flir  den  Prozefs  unbeachtlich.  §  853  der 
C.P.O.  sei  nicht  anwendbar.  Denn  die  Forderung  sei  ansschliefsHch 
für  Kläger  gep^det  Die  Embai^s  zu  Oua^aquil  seien  keine  Pfibi- 
düngen.  Eventuell  hätte  zu  Guayaquil  hinterlegt  werden  müssen.  Der 
§  75  der  C.P.O.  verlange  Hinterlegung  unter  Verzicht  auf  Rücknahme. 
Das  B.6.B.  §  872  sei  ebensowenig  anzuwenden.  Früher  seien  nur 
Koppel,  Karl  &  Co.  Gläubiger  gewesen.  Jetzt  nach  der  Überweisung 
sei  es  Kläger.  Die  Ungewißheit  sei  keine  solche  über  die  Person  des 
Gläubigers,  sondern  nur  Ungewifsheit  darüber,  ob  Beklagte  sich  durch 
Zahlung  an  den  Gläubiger  befreien  könne.  Halte  man  aber  §  872  t^ 
anwendbar,  so  müsse  das  Urteil  dennoch  bestehen  bleiben. 

Das  Oberlandesgericht  erkannte  durch  Urteil  vom  10.  Oktober  1900: 
Auf  die  Berufung  wird  das  Urteil  des  Landgerichtes  vom  21.  Febrosr 
1900  aufgehoben.  Die  von  der  Beklagten  am  12.  Mai  1900  ....  be- 
wirkte Hinterlegung  des  eingeklagten  Betrages  nebst  Zinsen  wird  ftlr 
rechtmäfsig  erklärt.  Durch  die  Hinterlegung  ist  die  Hauptsache  erledigt 
Die  Kosten  des  Prozesses  ....  werden  dem  Kläger  auferlegt. 
Aus  den  Gründen: 

Die  Sachlage  ist  seit  dem  Erlafs  des  angefochtenen  Urteiles  wesent- 
lich dadurch  verändert,  dafs  die  Beklagte  am  12.  Mai  1900  das  Kapital, 
in  das  sie  verurteilt  war,  nebst  den  Zinsen  unter  Berufung  auf  §  372 
des  B.G.B.,  eventuell  auf  §§  75  und  853  der  C.P.O.,  bei  der  Hinte^ 
legungsstelle  des  Amtsgerichtes  Hamburg  ohne  Verzicht  auf  Rücknahme 
hinterlegt  hat.  Diese  Hinterlegung  mufs,  zwar  nicht  auf  Grund  der 
angezogenen  Bestimmungen  der  C.P.O.,  welche  nicht  zutrefien,  wohl 
aber  auf  Grund  des  §  872  des  B.G.B.  fllr  rechtmäfsig  erachtet  werden. 
Dieser  Paragraph  berechtigt  den  Schuldner  Geld  etc.  bei  einer  dssa 
bestimmten  öffentlichen  Stelle  Blr  den  Gläubiger  zu  hinterlegen,  wenn 
der  Gläubiger  im  Verzug  der  Annahme  ist,  oder  der  Schuldner  aas 
einem  anderen  in  der  Person  des  Gläubigers  liegenden  Grunde,  oder 
infolge  einer  nicht  auf  Fahrlässigkeit  beruhenden  Ungewifsheit  über 
die  Person  des  Gläubigers  seine  Verbindlichkeit  nicht  oder  nicht  mit 
Sicherheit  erflillen  kann.     Ein  solcher  Thatbestand  liegt  hier  vor. 

Das  streitige  Sachverhältnis  ist  offenbar  ein  sehr  verwickeltes.  Es 
fragt  sich,  ob  das  zur  Zwangsvollstreckung  gegen  Koppel,  Karl  &  Co. 
zweifellos  zuständige  ecuadorianische  Gericht  beAigt  gewesen  ist,  bei 
solcher  Zwangsvollstreckung  an  die  zu  Hamburg  ansässige,  aber  auch 
in  Ecuador  Geschäfte  betreibende  Beklagte,  Gebote,  wie  sie  in  der  Zu- 
stellung der  Embargos  enthalten  sind,  wirksam  zu  erlassen,  welche 
Wirkung  solche  Gebote  nach  dem  Rechte  von  Ecuador  haben,  und 
welche  Hechtsfolgen  entstehen,  wenn  mit  denselben,  wie  hier  geschehen, 
eine  deutschrechtliche  Ptändung  in  Konkurrenz  tritt  Es  fragt  Mcb 
femer,  wie  der  Inhalt  der  Überweisung  rechtlich  zu  beurteilen  ist,  zu 
welchem   Zeitpunkte   dieselbe  acceptiert   ist   und   welche  Wirkung  sie 
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demzufolge,  sowie  unter  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Zwangs- 
Tollstreckungsmafsregeln,  auf  den  der  Firma  Koppel,  Karl  &  Co.  gegen 
die  Beklagte  zustehenden  Anspruch  ausgeübt  hat  Dafs  alle  diese 
Fragen  höchst  schwierig  und  verwickelt  sind,  dafs  es  insbesondere 
h({chst  zweifelhaft  ist,  welches  Ergebnis  durch  die  Kollision  der,  zwei 
ganz  verschiedenen  Rechtssystemen  angehörigen  Zwangsvollstreckungs- 
maTgregeln  hervorgebracht  wird,  das  bedarf  besonderer  Darlegung  nicht; 
die  weiter  unten  folgenden  Erörterungen  aller  dieser  Fragen  werden  es 
ohne  weiteres  ersichtlich  machen.  Als  Beweis  ihrer  Zweifelhaftigkeit 
mag  hier  nur  angeführt  werden,  dafs  dieses  Gericht  bei  Entscheidung 
denelben,  wie  sich  zeigen  wird,  ssu  ganz  anderem  Ergebnisse  gelangt, 
als  das  Landgericht  trotz  augenscheinlich  gründlicher  und  sorgsamer 
Untersuchung  gefunden  hat 

Die  Beklagte  konnte  sich  daher  mit  gutem  Grunde  sagen,  dafs, 
wenn  sie  es  unternommen  hfttte,  ihr  Verhalten  auf  Grund  eigener  Ent- 
scheidung aller  dieser  Fragen  einzurichten,  sie  sich  der  Gefahr  doppelter 
Zahlung  ausgesetzt  htttte,  da  sie  auch  bei  Aufwendung  aller  Sorgfalt 
nicht  sicher  sein  konnte,  das  Richtige  zu  treffen  und  die  Billigung  der 
Oerichte  zu  finden. 

Es  ergab  sich  aber  für  sie  aus  der  rechtlichen  Zweifelhaftigkeit 
der  Sachlage  in  erster  Linie  eine  nicht  auf  Fahrlässigkeit  beruhende 
Ungewifsheit  über  die  Person  des  Glftnbigers.  Denn,  wenn  nach  dem 
ttoadorianiscfaen  Rechte  durch  die  Embargos  die  beschlagnahmte  Forde» 
rang  in  die  ausschliefsliche  Verfügung  des  Vollstreckungsgerichtes  ge- 
bracht ist,  der  Art,  dafs  sie  —  wie  das  Gutachten  Viteris  sagt  — 
auTserhalb  des  menschlichen  Verkehrs  gestellt  war,  so  kann  es  be- 
gründeten Zweifeln  unterliegen,  ob  die  Forderung  spttter  noch  rechts- 
wirksam durch  das  hamburgische  Gericht  an  den  Kläger  überwiesen 
werden  konnte,  und  es  besteht  deshalb  für  die  Beklagte  die  Un- 
gewifsheit, ob  Klflger  oder  die  Firma  Koppel,  Karl  &  Co.  ihr 
GIftubiger  ist 

Sollte  man  aber  auch  zu  der  Überzeugung  gelangen,  dafs  die 
Forderung  durch  den  amtsgerichtlichen  Überweisungsbeschlufs  wirksam 
•n  den  Klüger  übertragen,  und  dieser  somit  seit  dem  9.  Juni  1897 
Gläubiger  ist,  so  bleibt  doch  bestehen,  dafs  Beklagte  aus  anderen 
Gründen  nicht  mit  Sicherheit  an  den  Kläger  zahlen  kann.  Diese 
Gründe  liegen  zwar  nicht  in  der  Person  des  Klägers,  wohl  aber  in 
derjenigen  seiner  Rechtsvorgängerin,  der  Firma  Koppel,  Karl  &  Co.; 
ond  unter  den  „in  der  Person  des  Gläubigers  li^;endi^  Grtlnden'^  mufs, 
wenn  eine  Forderung  den  Inhaber  gewechselt  hat,  im  Sinne  des  §  872 
des  B.G.B.  nicht  nur  der  jeweilige,  sondern  auch  der  frühere  Gläubiger 
▼erstanden  werden,  da  der  Wechsel  des  Gläubigers  dem  Schuldner 
nicht  zum  Nachteile  gereichen  darf. 

Die  in  der  Person  von  Koppel,  Karl  &  Co.  liegenden  Gründe, 
weshalb  Beklagte  an  den  Kläger,  auch  wenn  dieser  GUlubiger  ist,  nicht 
mit  Sicherheit  zahlen  kann,  sind  die  vor  dem  Arreste  des  Klägers, 
sor  Zeit,  als  Koppel,  Karl  &  Co.  unstreitig  noch  Gläubiger  waren,  auf 

18* 
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die  Forderung  gelegten  Embargos,  die  ihr  verbieten,  an  Koppel, 
Karl  &  Co.,  und  somit  anch  an  deren  Rechtsnachfolger  Zahlung  za 
leisten.  Dftfs  solche  dem  dentsohen  Arreste  analoge  Zwangs- 
yollstreckungsmafsregeln  im  Sinne  des  §  872  als  in  der  Person  des 
Gläubigers  liegende  Gründe  zu  erachten  sind,  darüber  kann  nach  der 
Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  kein  Zweifel  bestehen.  Schon  die 
MotiTe  des  ersten  Entwurfes,  welcher  als  §  272  eine  dem  §  372  des 
Gesetzes  ganz  ähnliche  Bestimmung  enthielt,  führen  den  Fall,  dafs 
die  Forderung  mit  Arrest  belegt  sei,  ausdrücklich  als  Beispiel  eines  in 
der  Person  des  Gläubigers  liegenden  Grundes,  der  dem  Schuldner  die 
sichere  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  unmöglich  mache,  und  ihn  des- 
halb zur  Hinterlegung  berechtige,  an  (cf.  Mugdans  Materialien  S.  52). 
In  den  Verhandlungen  der  zweiten  Kommission  wurde  ein  Zweifel  ge- 
äufsert,  ob  die  Fassung  des  Entwurfes  diesen  Fall  decke,  und  es  wurde 
daher  beantragt,  die  Worte  einzuschalten,  „oder  weil  ihm  die  Leistung 
an  den  Gläubiger  in  rechtlich  bindender  Weise  untersagt  ist^  {Mugdan 
S.  547,  548).  Da  eine  sachliche  Abweichung  vom  Ekitwurfe  nicht  be- 
zweckt war,  wurde  der  Antrag  der  Redaktionskommission  überwiesen. 
Diese  hat  aber  eine  Abänderung  nicht  für  nötig  erachtet,  was,  da  über 
den  zum  Ausdruck  zu  bringenden  Sinn  kein  Zweifel  bestand,  nur 
darauf  zurückgeführt  werden  kann,  dafs  man  die  Ausdruckswelse  des 
Entwurfes  für  genügend  hielt,  um  Flüle  von  der  Art  der  fraglichen  za 
decken.  Dies  ist  auch  zutr^Bend,  denn  unter  den  in  der  Person  des 
Gläubigers  liegenden  Gründen  müssen  nicht  nur  persönliche  Eigen- 
schaften desselben,  z.  B.  mangelnde  Geschäftsfllbigkeit ,  sondern  auch 
persönliche  Verhältnisse,  wie  Oberschuldung  und  deren  Konsequenzen, 
verstanden  werden. 

Es  ist  femer  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  das  Bestehen  der  Embargos 
der  Beklagten  die  sichere  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeit  unmöglich 
macht  Hierfür  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die  Embargos  nach 
deutschem  Rechte  als  rechtsbeständig  und  als  dem  vom  lOttger  durch 
die  Pfändung  erworbenen  Rechte  vorgehend  zu  erachten  sind,  —  was 
übrigens  nach  den  späteren  Ausführungen  dieses  Urteils  wird  bejaht 
werden  müssen.  Denn  jedenfiills  müssen  die  Embargos  nach  den  Ge- 
setzen von  Ecuador  respektiert  werden.  Nach  dem  dortigen  Rechte 
würde  die  Beklagte  durch  eine  an  den  Kläger  geleistete  Zahlung  nicht 
befreit  werden,  und  da  sie  in  Ecuador  Geschäfte  betreibt,  würde  sie, 
wenn  sie  an  den  Kläger  zahlte,  stets  der  Gefahr  ausgesetzt  sein,  in 
Ecuador  nochmals*  Zahlung  leisten  zu  müssen.  Der  Bestand  der 
Embargos  hat  also  ohne  Rücksicht  darauf,  welche  Wirkung  denselben 
nach  deutschem  Rechte  zukommt,  zur  Folge,  dafs  Beklagter  nicht  mit 
Sicherheit  an  den  Kläger  zahlen  kann.  Hieran  wird  auch  nichts  da- 
durch geändert,  dafs,  wie  Kläger  behauptet  und  allerdings  äu/sent 
glaubhaft  gemacht  hat,  über  das  Vermögen  der  Firma  Koppel, 
Karl  &  Co.  am  12.  Mai  1898  zu  Guayaquil  Konkurs  eröffnet  ist,  denn 
durch  den  Konkurs  werden,  wie  schon  nach  der  Natur  der  Sache 
selbstverständlieh  und  auch  von  Viteri  in  seinem  Gutachten  ausdrücklich 
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beseagt  ist,  die  £mbaigoB  nicht  angehoben,  sondern  nur  die  Rechte 
MB  denselben  auf  den  Konkursverwalter  übertragen. 

Die  Beklagte  ist  demnach  sowohl  wegen  der  nicht  auf  Fahrläasigr 
keit  bemhenden  Ungewifsheit  über  die  Person  des  Glttnbigers,  wie 
auch,  weil  sie  aus  einem  in  der  Person  des  ursprünglichen  Glftubigers 
liegenden  Grande  ihre  Verbindlichkeit  nicht  mit  Sicherheit  erfUUen 
kann,  gemllfs  §  872  B.G.B.  zur  Hinterlegung  des  geschilderten  Betrages 
berechtigt  gewesen.  Sie  hat  die  BLinterl^gung  in  einwandsfreier  Weise, 
ohne  auf  das  Recht  zur  Rücknahme  zu  verzichten,  bewirkt,  und  hat 
den  Klttger  berechtigtemarson  auf  den  hinterlegten  Betrag  verwiesen, 
wodurch  ihr  gemäfs  §  379  eine  verzögerliche  Einrede  gegen  die  Klag- 
forderunj;  erwachsen  ist  (vgl  Plancks  Komm,  zn  §  879). 

Klüger  kann  also  seit  dieser  Verweisung  den  eingeklagten  Betrag 
selbst  dann  nicht  mehr  fordern,  wenn  sein  Anspruch  bis  dahin  be- 
rechtigt gewesen  ist  Auch  seine  eventuellen  Antrüge  sind  unberechtigt 
Beklagte  ist  nicht  verpflichtet,  ihre  Zustimmung  dazu  zu  geben,  dafs 
Kläger  die  am  12.  Mai  1900  hinterlegte  Summe  erhebe,  denn  die  Be- 
deutung ihres  Rechtes  zu  hinterlegen,  besteht  eben  darin,  dafs  sie  der 
Entscheidung  darüber,  ob  der  Betrag  ihrer  Schuld  dem  KUlger  oder 
dcQ  anderen  Prtttendenten  zukommt,  überhoben  ist.  Da  die  Hinter- 
l^OQg  rechtmüfsig  ist,  ist  im  Gegenteil  Klttger  verpflichtet,  dieselbe 
anzunehmen,  wodurch  gemäfs  §  876  sub  2  Beklagte  vOUig  befreit 
werden  würde,  welche  Wirkung  auch  ohnehin  gemäfs  §  876  sub  8 
eintritt,  wenn  dieses  Urteil  die  Rechtskraft  beschreitet  und  der  Hinter- 
legungsstelle vorgelegt  wird.  Ebensowenig  kann,  selbst  wenn  die 
Forderung  des  Kittgers  vor  der  Hinterlegung  berechtigt  gewesen  ist, 
Beklagte  für  den  Fall,  dafs  sie  von  dem  Rechte  der  Rücknahme  des 
Depositums  Gebrauch  machen  sollte ,  zur  Zahlung  verurteilt  werden. 
DaGs  der  Beklagten  die  Möglichkeit  der  Rücknahme  noch  zusteht,  ist 
nor  dadurch  veraniafst,  dafs  Klttger  es  ohne  Grund  unterläfst,  seinerseits 
die  Annahme  zu  erklären.  Beklagte  hat  durch  Hinterlegung  alles  ge- 
leistet, was  nach  Sachlage  von  ihr  gefordert  werden  kann,  durch  dia- 
selbe  werden  daher  auch  gemäfs  §  879  Abs.  2  (vgl.  Planck)  gegen 
den  Klttger  die  Wirkungen  des  Annahmeverzuges  begründet;  und 
Klttger  kann  daher  ebensowenig  Verurteilung  der  Beklagten  für  den 
Fall  der  Rücknahme  des  Depositums  beantragen  wie  ein  im  Annahme- 
▼erzng  befindlicher  Gläubiger  auf  Verurteilung  für  den  Fall,  dafs  der 
Schuldner  sein  Erfüllungserbieten  zurückziehen  sollte,  würde  klagen 
tonnen.     Die  Eventualanträge  sind  demnach  zurückzuweisen. 

Daraus,  dafs  die  Hinterlegung  für  rechtmäfsig  erklärt  ist,  ergiebt 
sich  zwar  ohne  weiteres,  dafs  das  angefochtene  Urteil,  welches  der 
Klage  entspricht,  aufgehoben  werden  mufs.  Da  aber  die  Hinterlegung 
mt  nach  Elrhebung  der  Klage  geschehen  ist,  so  folgt  aus  ihrer  Recht- 
mäffligkeit  nicht,  dafs  die  Klage  von  Anfang  an  unberechtigt  gewesen 
ist  Die  Beklagte  bat  vielmehr  kraft  der  ihr  vom  Gesetze  verliehenen 
Befugnis  durch  die  Hinterlegung  die  Möglichkeit  abgeschnitten,  da(s 
swischen   dem  Kläger   und   ihr  zur  Entscheidung  gebracht  werde,    ob 
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Klüger  oder  ein  anderer  ihr  Oläabiger  Bei,  and  ob  sie  an  den  Kllger 
oder  an  einen  anderen  zu  zahlen  habe.  Der  Prozefs  nrnfs  also  ohne 
eine  Entscheidung  in  der  Sache  selbst  enden,  weshalb  dies  Urteil  dahin 
zu  fassen  war,  dafs  die  Hinterlegung  rechtmäfsig  und  die  Hauptsache 
erledigt  sei. 

Träfe  dies  nicht  zu,  so  hatte  die  Klage  abgewiesen  werden  mttssen, 
denn  die  zu  Guayaquil  gelegten  Embargos  müssen  als  rechtswirksam 
erachtet  werden,  und  deshalb,  soweit  sie  vor  dem  Arreste  des 
Klagers  gelegt  sind,  diesem  vorgehen.  Unzweifelhaft  ist  das  Geriebt 
von  Guayaquil  als  Gericht  der  Niederlassung  der  HandelsgeseU- 
Bchaft  Koppel,  Karl  &  Co.  illr  die  Zwangsvollstreckung  gegen  diese 
Firma  zuständig.  Aus  der  Zuständigkeit  gegenüber  dem  Schuldner 
ergab  sich  nun  allerdings  für  dieses  Gericht  keineswegs  die  Macht, 
Zwangsvollstreckungsmafsregeln  gegen  denselben  in  beliebigen  Staats- 
gebieten rechtswirksam  vorzunehmen.  Diese  Macht  erstrecke  sich  viel- 
mehr nur  soweit  als  das  Gebiet,  über  das  dem  Gerichte  zu  Guajaquü 
die  G^richtshoheit  zusteht  Ebensowenig  wie  das  Gericht  zu  Guajaquil 
in  Deutschland  befindliche  Sachen  hätte  pfönden  lassen  können,  konnte 
es  in  Deutschland  gegen  einen  Schuldner  von  Koppel,  Karl  &  Co. 
richterlichen  Zwang  dadurch  ausüben,  dafs  es  ihm  verbot,  an  letztere 
Firma  zu  zahlen.  Es  konnte  vielmehr  die  Embargos,  die  es  auf  die 
Koppel,  Karl  &  Co.  gegen  die  Beklagte  zustehende  Forderung  zu  legen 
beschlossen  hatte,  nur  dann  vollstrecken,  wenn  es  die  Beklagte  als 
Drittschuldnerin  innerhalb  des  Gebietes  von  Ecuador  mit  den  zur  Voll- 
streckung nötigen  Zahlungsverboten  belegen  konnte.  Das  war  aber 
der  Fall.  Ausweislich  der  dem  Gerichte  vorliegenden  Vollmacht  vom 
23.  Mai  1894  hatte  die  Beklagte  den  zu  Guayaquil  ansässigen  Kauf- 
mann Juan  H.  Krüger  zu  ihrem  Generalbevollmächtigten  bestellt  and 
ihn  befugt,  Feuerversicherungen  in  ihrem  Namen  abzuschliefsen,  Prämie 
einzuziehen,  Schäden  anzuerkennen  und  zu  bezahlen  oder  abzulehnen, 
alles  auszufahren,  was  die  Gesetze  von  Ecuador  von  dem  Agenten  einer 
Versicherungsgesellschaft  verlangen,  die  Gesellschaft  in  aller  und  jeder 
Beziehung  vor  Gerichten  und  Behörden  zu  vertreten,  diese  Vollmacht 
auf  andere  Personen  zu  übertragen,  endlich  Unteragenten  anzustellen 
und  im  Namen  der  Beklagten  zu  bevollmächtigen.  Auf  Grund  dieser 
Vollmacht  hat  Krüger  unstreitig  Namens  der  Beklagten  das  Gewerbe 
der  Feuerversicherung  zu  Guayaquil  auch  zur  Zeit  der  streitigen 
Embargos  betrieben.  Dafs  er  derzeit  nach  Europa  gereist  war,  macht 
keinen  Unterschied,  denn  er  hat  die  Führung  auch  der  beklagtischen 
Geschäfte  seinem  Prokuristen  D.  übertragen,  was  er  nach  dem  Inhalte 
seiner  Vollmacht  durfte,  und  was  auch  von  der  Beklagten,  die  regel- 
mäfsig  mit  D.  correspondiert  hat,  ab  selbstverständlich  zulässig  ge- 
billigt ist  Die  Beklagte  hat  also  zur  Zeit  der  Embargos  einen 
dauernden  und  vollständigen  Betrieb  ihres  Versicherungsgewerbes  zn 
Guayaquil  unterhalten,  der  durch  ihren  dort  ansässigen  Agenten  mittelst 
selbständiger  Entschliefsungeu  gefUhrt  wurde,  und  sie  hat  somit  dort 
eine  Zweigniederlassung   gehabt.      Diese   war   der   Gerichtshoheit  von 
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JOciiador  unterworfen.  Gegen  sie  konnte  daher  das  Gericht  von 
Cruajaqail  richterlichen  Zwang  aasüben,  nnd  somit  mittelst  der  gelegten 
Embargos  wirksam  gebieten,  die  hier  streitige  Schuld,  die  zu  dem 
Geschtt^kreise  der  Zweigniederlassung  gehört,  nicht  an  die  derzeitigen 
Gtilnbiger  Koppel,  Karl  &  Co.  zu  zahlen,  sondern  den  Betrag  zur  Ver- 
fügung des  Gerichtes  zu  halten. 

Solche  gerichtliche  Befehle,  durch  die  die  Embargos  gegen  Koppel, 
Karl  &  Co.  vollstreckt  wurden,  sind  von  dem  Gerichte  von  GuaTaquil 
gemäfs  den  dort  gültigen  Gesetzen  erlassen.  Das  ergiebt  sich  aas  Viteris 
Gutachten,  der  die  ihm  voi^elegten  Urkunden  nicht  beanstandet  hat. 

Wenn  Kläger  jetzt  die  Zustellung  an  D.  bemängeln  will,  weil 
dieser  nur  Prokurist  des  Agenten,  aber  nicht  Geschttflsangestellter  der 
Beklagten  sei,  und  eine  Ersatzzustellung  an  ihn  mithin  unzulässig  ge- 
wesen sei,  so  ist  das  hin^Ug,  denn  Krüger,  welcher  befugt  war,  seine 
Vollmacht  auf  andere  Personen  zu  übertragen,  hatte  ausweislich  seines 
Zeugnisses,  den  D.  zwar  nicht  unter  Erteilung  einer  schriftlichen  Voll- 
macht, wohl  aber  nach  seiner  allen  Beteiligten  als  selbstverständlich 
erscheinenden  Willensmeinung  beauftragt,  ihn  während  seiner  Abwesenheit 
auch  in  Führung  der  beklagtischen  Agentur  zu  vertreten;  D.  war  also 
im  Umfimge  der  Ejrügerschen  Vollmacht  und  demnach  auch  gegenüber 
den  Gerichten  zur  Vertretung  der  Beklagten  befugt,  und  hat  die  Zu- 
atellungen  der  Embargos  als  ihr  Vertreter  entgegennehmen  können,  was 
er  auch  unbedenklich  gethan  hat 

Dafs  aber  die  Zustellung  an  einen  „gehörig  konstituierten''  Be- 
vollmächtigten des  Drittschuldners  zur  wirksamen  Vollziehung  der 
Embargos  genüge,  wird  von  Viteri  bezeugt 

Die  beiden  auf  Autrag  von  Chambers  &  Co.  und  von  Seminario 
R^^  am  29«  Oktober  und  11.  November,  also  vor  dem  klägerischen 
Arreste,  gelegten  Embaigos  müssen  demnach  als  von  dem  Gerichte  zu 
Goajaquil  innerhalb  seines  Machtgebietes  und  gemäfs  seinen  Gesetzen 
vollzogene  Zwangsvollstreckungsmafsregeln  auch  von  diesem  Gerichte 
als  rechtswirksam  anerkannt  werden,  und  zwar  kommt  ihnen  die 
rechtliche  Wirkung  zu,  welche  das  ecuadoriauische  Recht  ihnen  beUegt. 
Die  Vorschriften  dieses  Rechtes  sind,  wie  das  Gutachten  Viteris  ergiebt, 
offenbar  dem  französischen  Rechte  nachgebildet,  welches  bekannter- 
mafsen  für  die  meisten  südamerikanischen  Gesetzgebungen  zum  Muster 
gedient  hat  Wie  nach  französischem  Rechte  (vgl.  Motive  zum  Entwürfe 
der  deutschen  CP.O.  S.  422)  so  entsteht  ausweislich  des  genannten  Gut- 
achtens auch  nach  dem  Rechte  von  Ecuador  durch  die  PfUndung,  dort 
Embargo  oder  retendon  genannt,  kein  Pfand-  oder  Verzugsrecht;  dieselbe 
wirkt  vielmehr  wie  eine  Sequestrierung.  Der  Drittschuldner  wird  durch 
den  gerichtlichen  Befehl  verpflichtet,  den  Betrag  seiner  Schuld  nach  Art 
eines  Depositars  zur  Verfügung  des  Gerichtes  zu  halten.  Von  da  ab 
bleibt,  wie  das  Gutachten  sagt,  der  mit  Embargo  belegte  Betrag  aufser- 
halb  des  menschlichen  Verkehrs.  Die  Forderung  kann  abo  nicht  mehr 
abseiten  des  Drittschuldners  durch  Zahlung  an  den  Schuldner  getilgt, 
noch    anch   von   diesem   durch   Cession  veräofsert  werden.     Sie  kann 
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ferner  nicht  von  einem  anderen  Richter  mit  Beschlag  bel^  werden, 
sondern  die  übrigen  Glttabiger  des  SchuldaerB  sind  darauf  beschrihikt, 
ihre  Forderungen  bei  dem  Gerichte,  das  das  Embargo  gelegt  hat,  geltend 
zu  machen,  welches  dann  eine  gleichmäfsige  Verteilung  (ob  im  Wege 
des  Konkurses  oder  eines  sich  auf  das  Pfkudungsprovenue  besehrttnkenden 
Verteilungsverfahrens,  ist  aus  dem  Gutachten  nicht  ersichtlich)  durch- 
zuftLhren  hat  Diese  Wirkungen  kommen  also  auch  den  dem  klüge- 
rischen  Arreste  zeitlich  vorangehenden  Embargos  vom  29.  Oktober  und 
11.  November  1896  zu.  Wenn  nun  das  Landgericht  meint,  dafs 
trotzdem  die  Arrestpfändung  des  Klägers  diesen  Embargos  vorgehen 
mufste,  so  ist  das  nicht  zu  billigen.  Diese  Meinung  erklärt  sich 
daraus,  dafs  das  Landgericht  den  Embargos  nur  die  Wirkung  beimilst, 
welche  Verfügungen  ähnlicher  Art,  wenn  sie  in  das  deutsche  Becbts- 
sjstem  eingeordnet  würden,  zukommen  müfsten.  Richtigerweise  mu(s 
jedoch  den  ausländischen  Zwangsvollstreckungsma&r^geln  die  Wirkung 
beigelegt  werden,  welche  ihnen  innerhalb  der  Rechtsordnung,  der  sie 
angehören,  zukommt.  Nach  dem  Rechtssystem  von  Ecuador  haben  nun 
aber  die  beiden  Embargos  die  Wirkung,  dafs  durch  die  ZustelluDg 
derselben  an  den  beklagtischen  Agenten,  die  beschlagnahmte  Forderung 
in  die  alleinige  Verfügung  des  Vollstreckungsgerichtes  gebracht  wurde, 
der  Art,  dafs  sie  von  da  an  nicht  nur  der  Verfügung  von  Koppel, 
Karl  &  Co.,  sondern  auch  dem  selbständigen  Zugriffs  anderer  Gläubiger 
entzogen,  und  letztere  darauf  beschränkt  waren,  durch  Anmeldung  ihrer 
Forderungen  bei  dem  Vollstreckungsgerichte  an  dem  Ergebnisse  der 
Embargos  zu  participieren.  Diese  Wirkung  muis  also  auch  das  deutsche 
Gericht  den  beiden  Embargos,  da  sie  sowohl  gegenüber  Koppel, 
Karl  &  Co.  als  gegenüber  der  Beklagten  rechtswirksam  vollstreckt  sind, 
augestehen,  und  zwar  erstreckt  sich  diese  Wirkung  nicht  nur  auf  einen 
den  Ansprüchen  der  betreibenden  Gläubiger  Chambers  &  Co.  und 
Seminario  H^"  gleichkommenden  Betrag  der  mit  Embargo  belegten 
Forderung,  sondern  auf  den  gesamten  Umfiuig  derselben,  denn  durch 
das  Embargo  vom  29.  Oktober  ist  der  auf  50000  Sucres  angegebene 
Wert  der  beiden  beklagtischen  Policen  ohne  Beschränkung  ai^  eine 
bestimmte  Summe  beschlagnahmt  worden.  Dafs  dies  weg^i  einer 
Forderung  von  nur  9000  Sucres  geschehen  durfte,  begreift  sich  sehr 
wohl,  da  die  betreibenden  Gläubiger  das  Ergebnis  der  Zwangs- 
vollstreckung mit  allen  sich  derselben  aaschliefsenden  Gläubigern  su 
teilen  hatt^i  und  somit  durch  eine  dem  Betrage  ihrer  Forderung  gleich- 
kommende Beschlagnahme  nicht  gesichert  gewesen  wären.  Übrigens 
kommt  es  hierauf  auch  gar  nicht  an,  da  dieses  Gericht  die  materielle 
Berechtigung  der  ecuadorischen  Embargos  nicht  nachzuprüfen  hat, 
sondern  sie  respektieren  mufs,  wenn  sie,  was  nach  den  fHlheren  £r^ 
drterungen  der  Fall  ist,  von  den  dortigen  Gerichten  innerhalb  ihrer 
Zuständigkeit  beschlossen  und  innerhalb  ihrer  Machtsphäre  in  einer  nach 
den  dortigen  Gesetzen  rechtswirksamen  Weise  vollstreckt  sind. 

Aus  der  hiernach  den  beiden  Embargos  vom  29.  Oktober 
und  11.  November   zukommenden  Rechtswirkung  ergiebt 
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sich  nun  erstens  die  Unzulässigkeit  der  klägerischen 
Arrestpfändung  und  der  Überweisung.  Da  die  Forderung 
darch  die  Embargos  dem  Zugriffe  der  Gläubiger  im  übrigen  entzogen 
war  und  von  diesen  nur  noch  durch  Anmeldung  und  Anschliefsung  bei 
dem  Gerichte  von  Ecuador  angegriffen  werden  konnte,  so  konnte 
Kläger  nicht  mehr  eine  rechtsgültige  Arrestpflüidung  durch  Beschlufs 
des  hambnrgiaehen  VoUstreckungsgerichtes  erwirken,  und  ebensowenig 
konnte  ihm  später  die  Forderung  rechtswirksam  überwiesen  werden. 
Es  fehlt  daher  die  klägerische  Aktivlegitimation.  Wollte  man  aber 
aach  hiervon  absehen,  so  ergiebt  das  Zahlungsverbot,  mit  dem  die 
Beklagte  belegt  worden  ist,  für  diese  eine  Einrede,  auf  Grund  welcher 
sie,  wie  ihren  ursprünglichen  Gläubigem,  so  auch  deren  angeblichem 
Bechtsnachfolger,  dem  Kläger,  die  Zahlung  weigern  kann.  Hiergegen 
lifst  sich  nicht,  wie  Kläger  dies  will,  einwenden,  dafs  die 
Beklagte  jedenfalls  nur  in  ihrer  Zweigniederlassung  zu 
Ecuador  und  bezüglich  der  dort  befindlichen  Aktiven 
wirksam  mit  dem  Zahlungsverbote  habe  belegt  werden 
kennen,  dafs  sie  aber  in  ihrer  hiesigen  Elauptniederlassung  und  be- 
süglich  ihrer  hiesigen  Aktiven  durch  das  Verbot  nicht  gebunden  werde 
nnid  dasselbe  daher  auch  nicht  dem  Kläger  entgegenhalten  dürfe.  Die 
beklagte  Gesellschaft  ist  eine  einheitliche  juristische 
Person,  und  ihre  Schuldverbindlichkeit  ist  nur  eine;  sie 
kann  daher  zu  Hamburg  nicht  anders  beschaffen  sein 
als  zu  GnayaquiL  Soweit  diese  Verbindlichkeit  durch 
den  dort  rechtmäfsig  an  die  Beklagte  erlassenen  richter- 
lichen Befehl  modifiziert  ist,  hat  dies  notwendig  auch 
zu  Hamburg  Geltung.  Die  Wirkung  der  Embargos,  dafs  Beklagte 
ihre  Schuld  nicht  mehr  durch  Zahlung  an  den  Gläubiger  tilgen  kann, 
mala  also  ebensowohl  zu  Hambuxg  wie  zu  Guayaquil  zu  Recht  be- 
stehen, und  sie  kann  sich  demzufolge  ebensowohl  dort  wie  hier  gegen- 
über dem  Kläger  auf  das  Embaigo  berufen.  Dieses  Recht  mufs  ihr 
um  so  mehr  zustehen,  als  sie  andernfalls  zu  Guayaquil,  wo  sie  Ver- 
sicherungsgeechäfte  betreibt,  ohne  Rücksicht  auf  eine  hier  an  den 
Klüger  geleistete  Zahlung  der  Zwangsvollstreckung  unterworfen  werden 
wurde. 

Die  Wirkung  der  Embargos  ist  auch  keineswegs  dadurch  auf- 
gehoben, dab  am  12.  Mai  1898  der  Konkurs  über  das  Vermögen  von 
Koppel,  Karl  &  Co.  eröffiiet  ist  Denn  die  Konkurserö&ung  kann 
telhstferständlich  nicht  die  Wirkung  haben,  dafs  die  durch  Embargos 
sequestrierten  Vermtfgensstücke  wieder  in  die  freie  VerRlgung  des  Gridars 
kommen,  sondern  vielmehr  nur  die,  dafs  sie  durch  das  Gericht,  in 
dessen  Disposition  sie  durch  die  Embargos  gebracht  waren,  dem 
Konkursverwalter  zur  konkursmäfsigen  Verwertung  und  Verteilung 
überantwortet  werden.  Das  ist  denn  auch  augenscheinlich  die  Meinung 
Ttteris^  wenn  er  sagt,  dafs  die  übrigen  Gläubiger  berechtigt  gewesen 
seien,  durch  Beantragung  des  Konkurses  eine  gleichmäfsige  Verteilung 
der  mit  Embargo  belegten  Aktiven  herbeizuführen. 
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Für  die  güterrechtUchen  Verhältnisse  der  Ehegatten  ist  das  Gesetz 
des  ersten  Wohnsitzes  der  Eheleute,  nicht  deren  Staatsangehörigkeit 
mafsgebend.  Ausgenommen  hiervon  sind  die  Immobilien  der  Güter- 
gemeinschaft; das  Recht  der  Teilungsgenossen  an  ihnen  wird  nach 
dem  Gesetz  der  belegenen  Sache  beurteilt^). 

Urteil  des  OberlandeBgerichtB  zu  Colmar  (UL  Civ.Sen.)  vom  12.  Februar  1901. 

(Ztschr.  f.  franz.  CivUrecht  XXXU  292.) 

.  .  .  Auch  der  (eine  Frage  des  ehelichen  Güter-,  nicht  des  Erb- 
rechts betreffende)  Hauptstreitpnnkt  ist  vom  ersten  Richter  zntrefiend 
entschieden.  Zeitlich  untersteht  das  Güterrecht  der  Eheleute  W. 
dem  bisherigen  Recht  (Art.  20  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.);  die  ans 
den  Protokollen  der  Kommission  ^  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs 
des  B.G.B.  (Bd.  VI  S.  57  ff.)  zur  Befürwortung  des  StaatsangehOrigkeits- 
princips  niedergelegten  Erwägungen  können  daher  für  den  vorliegenden 
Fall  nicht  für  ausschlaggebend  erachtet  werden,  örtlich  ist  das 
fragliche  Güterrecht^  obgleich  die  Eheleute  W.  Franzosen  waren,  (mit 
der  später  hinsichtlich  der  Immobilien  vorzubehaltenden  Ausnahme)  nach 
dem  in  Cincinnati  geltenden  Rechte  zu  beurteilen.  Denn  in  Ermangelung 
eines  Ehevertrages  bestimmen  sich  die  gegenseitigen  Vermögensrechte 
der  Ehegatten  W.  nach  dem  Gesetze  des  ersten  Wohnsitzes  der  Ehe. 
Dahin  geht  die  in  Frankreich  herrschende  communis  opinio,  welche  in 
den  deutschen  Gebieten  des  französischen  Rechts  bisher  nicht  aufgegeben 
worden  ist.  Insbesondere  streitet  gegen  dieselbe  nicht  das  Urteil  des 
Reichsgerichts  vom  8.  September  1899  (Entscheidungen  Bd.  XLIV 
S.  482).  Daselbst  werden  zwar  Standesveränderungen  von  Ausländem 
zufolge  L.R.  S.  8  Abs.  8,  „welcher  sich  gleicherweise  auf  die  ehelichen 
Güterrechtsverhältnisse  bezieht'',  nach  dem  Rechte  der  Staatsangehörig- 
keit der  Ausländer  beurteilt.  Aber  aus  der  hieran  geknüpften  Ver- 
weisung auf  Entscheidungen  Bd.  XXV  S.  842  geht  hervor,  dafs  jene 
Entscheidung  auf  Sondervorschriften  des  badischen  Rechtes  beruht,  und 
dafs  das  Reichsgericht  es  ausdrücklich  unentschieden  gelassen  hat,  ob 
aus  Art.  8  Abs.  8  des  Code  citnl  der  Satz  abgeleitet  werden  könnte, 
dafs  sich  die  ehelichen  Güterrechtsverhältnisse  beim  Mangel  eines  sie 
regelnden  Ehevertrages  nach  dem  Rechte  desjenigen  Staates  richten, 
dessen  Staatsangehöriger  der  Ehemann  ist. 

Welches  von  den  möglicherweise  in  Betracht  kommenden  Domizilen 
(Laurent^  droit  international  prive  Bd.  V  S.  422)  das  im  vorli^enden 
FaUe  allein  mafsgebende  ist,  bedarf  hier  keiner  Erörterung,  da  hier 
das  Domizil  des  Beklagten  mit  demjenigen  des  Eheabschlusses  und  mit 
demjenigen  zusammenfKUt ,  in  dem  sich  die  Ehegatten  in  der  Absicht 
der  Gründung  des  Mittelpunktes  ihrer  Existenz  niedergelassen  haben. 
Zunächst  nämlich  steht  nach  Art.  476,  10  C.  c.  fest,  dafs  der  Beklagte, 
obwohl  bis  zur . Verehelichung  minderjährig,   von  derselben  an  beftihigt 


1)  Vgl.  unten  S.  816. 
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war,  rechtswirkflam  einen  Wohnsitz  zu  wählen.  Seine  Wahl  ist  auf 
Cineinnati  ge&llen.  £r  hat  sich  nicht  darauf  beschränkt,  seinen  Aufent- 
haltsort vorttbergehend  zu  ändern^  in  der  Absicht,  demnächst  in  sein 
Heimatland ,  Frankreich,  zorückzakehren.  Klägerischerseits  wenigstens 
sind  keinerlei  Thatsachen  angeführt,  ans  denen  zu  schliefsen  wäre,  dafs 
der  Beklagte  nur  vorttbergehend  den  Aufenthalt  ins  Aushind  verlegt 
habe.  Im  Gegenteil:  Übereinstimmung  herrscht  unter  den  Parteien 
darüber,  dafs  er  von  Anfang  bis  Ende  der  fün&iger  Jahre  in  Cineinnati 
(sei  es,  wie  Klager  behaupten,  als  Handwerker  oder,  nach  Angabe  des 
Beklagten,  als  Inhaber  einer  Restauration)  den  Lebensunterhalt  ge- 
wonnen, dafs  er  dort  geheiratet  hat  und  nach  der  Heirat  mit  seiner 
Familie  dort  geblieben  ist.  Auf  die  Emstlichkeit  seines  damaligen  Vor- 
habens, der  Rückkehr  in  die  Heimat  zu  entsagen,  ist  auch  daraus  ein 
Rttckschlufs  gestattet,  dafs  er  im  Jahre  1888  das  amerikanische  Btliger- 
recht  erworben  und  in  der  von  ihm  überreichten,  klägerischerseits  nicht 
bestrittenen  Urkunde  vom  16.  September  desselben  Jahres  förmlich  auf 
die  Zugehörigkeit  zu  Frankreich  verzichtet  hat. 

Hiemach  kann  nicht  —  jedenfalls  nicht  in  vollem  Um&nge  — 
dem  Antrage  der  Kläger  entsprochen  werden,  ihnen  einen  Anspruch 
auf  Teilung  nach  den  Regeln  des  Code  Napoleon  über  die  gesetzliche 
Gütergemeinschaft  zuzuerkennen.  Auch  ihr  Versuch,  ihn  aushülisweise 
auf  einen  mit  dem  Beklagten  geschlossenen  Vertrag  zu  stützen,  ist  er- 
folglos. Zwar  gewinnt  ihr  unter  Beweis  gestelltes  Vorbringen,  Beklagter 
habe  nach  dem  Tode  seiner  Ehefrau  mit  ihnen  vereinbart,  nach  hiesigem 
Beehte  mit  ihnen  zu  teilen  und  ihnen  gegenüber  seine  ihm  nach 
amerikanischem  Rechte  zustehenden  Ansprüche  nicht  geltend  zu  machen, 
an  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  durch  die  von  ihm  in  dem  Schrift- 
sätze vom  26.  Juni  1900  angestellten  und  in  der  Beruiungsverhandlung 
wiederholten  Erklärungen.  Allein,  selbst  wenn  jenes  Abkommen  der 
Parteien  sich  bewahrheitete,  würde  es  nicht  zu  beachten  sein.  Unter 
den  Gesichtspunkt  eines  der  Form  nicht  bedürfenden  Vergleiches  näm- 
lich Wst  es  sich  nicht  bringen.  .  Denn  es  fehlt  an  einem  wesentlichen 
Merkmale  dieses  Rechtsgeschäftes,  nämlich  daran,  dafs  beide  Vertrags- 
Bchliefsende  etwas  von  ihren  Rechten  aufopfern.  Nach  der  eigenen 
Darstellung  der  Kläger  würde  bei  jener  Vereinbarung  das  Opfer 
blofs  auf  selten  des  Beklagten  liegen;  denn  er  würde  —  wie  un- 
bestritten: unentgeltlich  —  auf  die  ihm  durch  das  Gutachten  des 
amerikanischen  Vicekonsuls  Adler  an  dem  ehelichen  Vermögen  zu- 
geschriebenen Rechte  zu  Gunsten  der  Kläger  verzichtet  haben  (Art.  894 
G.  c).  Hierzu  war,  bei  Vermeidung  der  Ungültigkeit  der  Schenkung, 
die  notarielle  Form  erforderlich  (Art.  931  C.  c).  Diese  Form  der  vor- 
schriftswidrigen Formlosigkeit  des  Verzichtes  des  Beklagten  vermögen 
Kläger  auch  dadurch  nicht  abzuwenden,  dafs  sie  den  Inhalt  des  Gut- 
achtens von  Adler  ohne  näheres  Eingehen  auf  dasselbe  bestreiten. 
Selbst  wenn  es  in  Einzelheiten  ungenau  oder  unvollständig  sein  sollte, 
so  wird  doch  sein  wesentlicher  Inhalt,  dafs  nämlich  dem  Beklagten  zum 
mindesten  weitergehende  Rechte  als  den  Klägern  an  dem  ehelichen  Ver- 
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mögen  gebühren,  durch  das  eigene  Verhalten  der  Klüger  bekififtigt 
Denn  sie  wttrden  nicht  als  Teilongegnindlage  den  Code  civil  dem  in 
Cincinnati  znr  Zeit  des  Todes  ihrer  Mutter  geltenden,  in  dem  Gutaehten 
berücksichtigten  Rechte  vorziehen,  wenn  sie  sieh  nicht  durch  das 
amerikanische  Becht  benachteiligt  wü&ten.  Übrigens  besteht  mit  Rück- 
sicht auf  die  sich  näheren  Eingehens  enthaltende  Erklärung  der  KUlger 
über  das  mehrerwflhnte  Gutachten  kein  Anlafs,  von  der  durch  §  293 
G.P.O.  gewährten  Befugnis  Gebrauch  zu  machen,  zumal  auch  darüber 
kein  Zweifel  bestehen  kann,  dafs  das  zur  Zeit  des  Eheabechlussea  und 
der  Begründung  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  in  Cincinnati  in  dem 
Staate  Ohio  geltende  Recht  mafsgebend  ist. 

Immerhin  sind  die  EUäger  jedoch  wenigstens  insofern  durch  die 
Vorentscheidung  beschwert,  als  sie  den  Abs.  2  des  Art.  3  C.  c.  aaTser 
acht  gelassen  hat.  Wie  nämlich  aus  dem  Inventare  erhellt,  bestand  das 
Vermögen  der  Eheleute  M.  anfser  aus  Mobilien  auch  aus  Immobilien. 
Die  französische  Doktrin  und  Rechtsprechung  behandelt  nun,  was  die 
räumlichen  Grenzen  der  Herrschaft  der  Gesetze  anbelangt,  das  eheliche 
Vermögen  nicht  als  Einheit,  sondern  wendet  auf  dessen  unbewegliche 
Bestandteile  die  lex  rei  sitae  an,  einß  Regelung,  welche  nicht  (wie  dies 
bei  der  Erbschaft  der  Fall  sein  würde,  Entscheidungen  des  Reichs- 
geriehts  Bd.  XX  S.  352)  der  Natur  des  ehelichen  Vermögens  wider- 
strebt (vgl.  Art  1401,  1404  G.  c).  Bei  der  Lage  der  in  Rede 
etehenden  Immobilien  in  den  Bannen  Ton  PfiJzburg  und  Lütaeibuig 
unterliegt  deren  Teilung  den  Grundsätzen  des  Code  cwU  (Art  1476, 
816). 


Unlauterer  Wettbewerb  durch  einen  im  Inlande  geschriebenen  und 
abgesandten  Brief  an  einen  Empfänger  im  Auslände. 

Urteil  des  Reichsgerichts  (IL  Sen.)  yom  21.  Dezember  1900  in  der  hambais. 
Sache  Matthift  w.  den  Verein  der  Stauer  u.  Gen.  IL  254/99.    {Seuif.  AxA. 

Bd.  56  S.  308.) 

Die  Revision  beanstandet  die  Anwendung  des  deutschen  Reicbs- 
gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  vom  27.  Mai 
1896  auf  den  vorliegenden  Fall,  weil  der  Brief,  auf  den  die  Kluge 
sich  stützt,  zwar  in  Deutschland  geschrieben  und  abgesandt,  jedoch  an 
eine  in  England  domizilierte  Empfängerin  gerichtet  worden  und  die 
fragliche  Handlung  daher  als  an  dem  Orte  des  Empfanges  dieses  Briefes, 
somit  in  England  begangen  anzusehen  sei.  Dieser  Angriff  ist  ungerecht- 
fertigt Wie  der  erkennende  Senat  bereits  in  seinem  Urteil  vom 
20.  November  1888  (Eutsch.  des  RG.  Bd.  XXIII  S.  305)  bezüglich 
einer  aus  einem  Delikt  erhobenen  Schadensersatzklage,  welche  sich  auf 
einen  im  Inland  abgesandten,  an  einen  im  Ausland  wohnenden  Empfänger 
gerichteten  Brief  stützte,  näher  ausgeführt  hat,  ist  eine  auf  diese  Weise 
begangene  unerlaubte  Handlung,  wie  sie  auch  im  gegebenen  Falle  in 
Frage   steht,    aU   ein    einheitliches    civilrechtliches    Delikt  aufzufiassen, 
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denen  Thatbestaad  sich  l^rtlich  an  zwei  venchiedene  Punkte  knüpft, 
an  den  Ort  der  Absendong  and  an  den  Ort  der  Eropfangnabme  des 
Briefes.  Im  vorliegenden  Falle  hat  die  Ansftlhrang  der  fraglichen 
Handlang  in  Hambai^g  mit  der  Abfiusnng  und  Absendnng  des  die  be- 
treffenden Behauptungen  über  die  gewerblichen  Leistungen  des  Klägers 
enthaltenden  Briefes  begonnen,  und  ist  dieselbe  in  Liverpool,  wo  der 
Brief  der  Empf^gerin  zugegangen  ist,  vollendet  worden.  Es  sind  daher 
die  beiden  Städte,  Hamburg  und  Liverpool,  als  Orte  der  Begehung  des 
Deliktes  anzusehen.  Hieraus  ergiebt  sich ,  dafs  letzteres  mit  seinen 
Folgen  von  dem  an  dem  einen  und  dem  andern  Orte  geltenden  Rechte 
beherrscht  wird.  Es  ist  daher  schon  deshalb,  weil  die  fragliche  Hand- 
lung der  Beklagten  in  Deutschland  begangen  ist,  in  der  Anwendung 
des  erwähnten  deutschen  Keichsgesetzes  auf  dieselbe  ein  rechtlicher 
VerBtofs  nicht  zu  finden,  und  ist  daher  auch  hier  nicht  weiter  zu  er- 
5rteni,  ob  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  den  vorliegenden  Fall 
Sich  nicht  auch  von  anderen  rechtlichen  Gesichtspunkten  aus  recht- 
fertigen läikt. 

Freiheit  der  Ausländer,  besonders  der  Engländer,  von  dem  Kosten- 
vorschufs  und  der  Sicherheitsleistung  für  Frossefskosten.     Q.K.G. 

§  85  (G.F.  0.  §  HO). 

Mugdan  u.  FaXkmann^  Rechtsprech.  d.  Oberlandesger.  II  S.  487. 
1.   Beechl.  des  Kammergerichts  (XUI.  Civ.Sen.)  vom  9.  April  1900. 

Die  Meinungen  gehen  darüber  auseinander,  ob  die  Befreiung  des 
Ansttiiders  davon  abh&ngt,  dafs  die  materielle  oder  dafs  nur  die 
formelle  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist,  wobei  unter  dem  ersteren  Aus- 
druck die  Befreiung  der  Deutschen  von  jeder  Vorausbezahlung  oder 
SieheiBtellung ,  unter  dem  letzteren  lediglich  die  Gleichstellung  der 
Deutschen  mit  den  Angehörigen  des  auslandischen  Staates  verstanden 
wird.  Überwiegende  Gründe  sprechen  für  die  formelle  Gegenseitigkeit. 
Es  ist  anzunehmen,  dafs  durch  §  110  dP.O.  und  §  85  G.K.G.  über- 
einstimmend als  Voraussetzung  der  Befreiung  der  Auslander  die  Gleich- 
Btellnng  der  Deutschen  im  Auslande  hat  zum  Ausdrucke  gebracht  werden 
sollen  (Entsch.  d.  R.G.  89  S.  411).  Gegen  diese  Auffassung  kann 
nicht  ins  Gewicht  &llen,  dafs  §  85  das  Wort  „besonders**  mit  „Voraus- 
zahlung'', nicht  aber  mit  „Sicherstellung**  verbindet,  denn  es  kann  bei 
dieser  verschiedenen  Ausdrucksweise  lediglich  daran  gedacht  sein,  dafs 
im  Aaslande  die  Sicherstellung  in  Formen  vorkommen  mag,  welche  sich 
mit  den  Instituten  des  deutschen  Prozefsrechtes  nicht  vergleichen  lassen 
(J.W.Schr.  1898  S.  498).  Hiemach  hängt  —  entgegen  der  Auffassung 
des  R.G.  88  8.  406  [und  J.W.Schr.  1901  8.  141]  —  die  Freilassung 
der  Ausländer  von  der  Vorauszahlung  der  Gerichtskosten  allein  von  der 
Gleichstellung  der  Deutschen  in  ihrem  Heimatsstaate  ab.  In  England 
findet  sowohl  von  dortigen  Staatsangehörigen  als  von  Auslttndem  für 
jeden   Prozefsabschnitt  eine   Vorauszahlung  von  Kosten   in   der  Höhe, 
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wie   sie  für  den  einzelnen  Abschnitt  yoraoBsichtlich  erwachsen,   statt. 
(Vgl.  auch  Pfafferoth  8.  212;  J.W.Schr.  1898  S.  474,  497,  499.) 

2.   Urteil  des  Kammergerichto  (XIII.  CiT.Sen.)  vom  21.  Februar  1901. 

Der  Anspruch  der  Klägerin  auf  Freiheit  von  Sicherheitsleistung 
fUr  die  Prozefskosten  würde  begründet  sein,  wenn  die  Bestimmungen, 
welche  England  die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  in  Handels- 
beziehungen sichern  (Gesetz  vom  30.  Juni  1900  und  Bek.  vom  28.  Juli 
1900,  R.G.B1.  S.  305,  777),  auch  auf  die  Behandlung  der  Engländer 
in  Prozessen  über  Handelssachen  Anwendung  zu  finden  hätten.  Da 
das  internationale  Abkommen  einer  Reihe  von  Staaten  die  Befreiung 
von  der  Sicherheitsleistung  gewährt,  so  müfste  diese  auch  den  Engländern 
zu  gute  kommen.  Die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  deshalb  aus- 
zuschliefsen,  weil  die  Gültigkeit  der  Meistbegünstigungsklausel  fllr  Eng- 
land zunächst  auf  einer  dem  freien  Widerruf  unterliegenden  Anordnung 
des  Bundesrates  beruhe  (vgl.  Rsp.  1  No.  291c),  erscheint  bedenklich, 
da  doch  immerhin,  so  lange  die  Anordnung  besteht,  sie  gleiche  Rechte 
wie  ein  Gesetz  begründet.  Indessen  ist  keineswegs  durch  eine  der 
Überschrift  nach  ^Handelsbeziehungen"  betreffiande  Anordnung  die 
Anwendung  der  darin  enthaltenen  Meistbegttnstigungsklausel  auf  die 
entsprechenden  Prozesse  gegeben.  Hiergegen  spricht  schon  die  That- 
Sache,  dafs  in  letzterei*  Hinsicht  besondere  Bestimmungen  bestehen,  wie 
sie  das  erwähnte  Abkommen  enthält  (Vgl.  Leske- Löwen fdd^  Rechts- 
verfolgnng  1  S.  45). 

Auch  in  anderer  Weise  erscheint  der  Standpunkt  der  Klägerin 
nicht  haltbar.  [Es  wird  ausgeführt,  dafs  an  dem  in  der  vorstehenden 
Entscheidung  ausgesprochenen  Grundsatz  der  formellen  Gegenseitigkeit 
festgehalten  werde,  und  dann  fortgefahren:]  Der  entwickelte  Grundsatz 
scheint  zunächst  eine  der  Klägerin  günstige  Entscheidung  zu  erfordern, 
weil  nach  dem  gebotenen  Material  (vgl.  auch  Leske-Lötoenfeld  1  S.  742, 
746)  nicht  daran  zu  zweifeln  ist,  dafs  grundsätzlich  in  England  Eng- 
länder und  Deutsche  insofern  gleich  behandelt  werden,  als  ff\i  ihre 
Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung  nur  der  Wohnsitz  in  England  ent- 
scheidet. Indessen  besteht  hier  die  Gefahr,  unmittelbar  aus  dem  Schlag- 
wort der  „formellen  Gegenseitigkeit"  Folgerungen  zu  ziehen,  welche 
mit  dem  Gesetz  nicht  vereinbar  sind.  —  §  110  CP.O.  (und  über- 
einstimmend §  85  G.K.G.)  sagt,  dafs  die  fragliche  Verpflichtung  des 
Ausländers  nicht  eintritt,  wenn  „in  gleichem  Falle*'  dem  Deutschen  im 
Auslande  gewisse  Verpflichtungen  nicht  auferlegt  werden.  Denkt  man 
an  die  Lage  dieser  Sache,  so  würde  gerade  „in  gleichem  Faile^, 
nämlich  wenn  es  sich  in  England  um  einen  nicht  dort  wohnenden 
Deutschen  handelt,  dieser  zur  Sicherheitsleistung  verpflichtet  sein.  Über- 
einstimmend meinen  auch  Leske^LöwenfeUL  (S.  769),  dafs  der  klagende 
Engländer  Sicherheit  leisten  mufs,  „wenn  er  nicht  seinen  Wohnsitz  im 
Deutschen  Reiche  hat",  und  diese  Auslegung  erscheint  insofern  sach- 
gemäfs,   als   andernfalls  ein  Deutscher  in  England  der  Regel  nach  die 
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Pflicht  der  Sieherheitsleistong  haben,  ein  Engländer  in  Deutschland  aber 
i^lmärsig  davon  frei  sein  würde. 

3.  fiesohlafs  des  Oberlandesgerichts  Hamburg  (IV.  Civ.Sen.)  vom  24.  April  1901. 

Die  neueren  englischen  Bestimmungen,  betr.  das  Armenrecht,  be- 
sonders die  jetzt  mafsgebenden  Bules  of  (he  Supreme  Court  Yon  1888 
(Leske-Lötoenfeld  1  S.  679  ff.),  machen  jedenfalb  insoweit  keinen  Unter- 
schied zwischen  Ausländem  und  Inländern ,  als  die  Ausländer  in  Eng- 
land sich  aufhalten,  wie  denn  auch  Schuster  (Rechtspflege  in  England 
8.  69)  f^  zweifelbad  nur  erklärt,  ob  ein  „im  Auslande  wohnender" 
Kläger  in  England  im  Armenrecht  prozessieren  kann.  Diese  Fassung 
der  Rfdes  erklärt  sich  daraus,  dafs  England  in  diesen  prozessualen 
Fragen  den  Begriff  des  Ausländers  überhaupt  nicht  nach  der  Staats- 
angehörigkeit,  sondern  tuich  dem  Wohnsitze  bestimmt,  so  dafs  ent- 
scheidend ist,  ob  der  Kläger  aufserhalb  der  Jurisdiktion  des  angegangenen 
Gerichtes  wohnt  (vgl.  auch  Schuster  S.  136  und  die  zu  Gunsten  des 
Ausländers  noch  weiter  gehenden  Leske- Löwen feld  S.  680).  Dieses 
Ergebnis  findet  auch  in  dem  vorgelegten  Outachten  englischer  Solidtors^ 
die  ebenfalLs  für  die  Bechtsverfolgung  in  forma  pauperis  einen  Unter- 
schied zwischen  englischen  Staatsangehörigen  und  Fremden  überhaupt 
nicht  zulassen,  eine  weitere  Bestätigung.  Hiemach  ist  jedenfalls  insoweit 
in  England  die  Gegenseitigkeit  verbürgt,  als  es  sich  um  den  hier  vor- 
liegenden Fall  handelt,  dafs  ein  im  Inlande  wohnender  Engländer  das 
Armenrecht  nachsucht .  .  . 


Ncidi  welchem  Recht  ist  eine  Bürgschaft  zu  hewrteilen,  welche  in 

Württemberg    seitens    dort    wohnender   Personen   für    eine    dem 

schweizerischen  Recht  unterliegende  Schuld  eingegangen  ist? 

Urteil  des  OberlaDdesgerichts  Stuttgart  (II.  Civilsenat)  vom  25.  Januar  1900 

(Jahrb.  der  Württemb.  Rechtspflege  XIII  16). 

Aus  den  Gründen: 

Was  weiterhin  das  aus  der  Rückbürgschafl  zwischen  den  Parteien 
entstandene  Rechtsverhältnis  betrifil,  so  würde  sich  zwar  die  aus  dieser 
Rückbürgschaft  für  den'  Fall  ihrer  Gültigkeit  erwachsene  Schuld  der 
Beklagten  als  eine  accessorische  Verpflichtung  gegenüber  der  ftlr  A.  H. 
aus  der  vorerwähnten  Bürgschaft  erwachsenen  Schuld,  der  Hauptschuld, 
darstellen ;  es  würde  objektiv  eine  Obligation  mit  mehrfacher  subjektiver 
Beziehung  vorliegen,  und  man  könnte  im  Hinblick  auf  dieses  Verhältnis 
daran  denken,  dafs  dem  Willen  der  Beteiligten  entsprechend  das  Schud- 
verhältnis  der  Beklagten  gegenüber  dem  L.  gleich^ls  nach  schweize- 
rischem Recht  zu  beurteilen  sei.  Allein  das  angeführte  Verhältnis  der 
beiden  Verpflichteten  „rechtfertigt  doch  nur  den  Schlufs,  dafs  in  ob- 
jektiver Beziehung,  also  hinsichtlich  des  Gegenstandes  und  Inhaltes  der 
schuldigen  Leistung,  für  die  Verpflichtungen  des  Hauptschuldners  (A.  H.) 
und  der  beiden  Bürgen  (der  Beklagten)  ein  und  dasselbe  Recht,  nämlich 
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das  die  Hauptschuld  beherrschende  Recht,  mafsgebead  sein  mura.*^ 
Dagegen  ist,  wenn  man  von  dem  Gegenstand  nnd  Inhalt  der  aehuldigen 
Leistung  absieht,  der  Btlrgschaftsvertrag  „als  ein  selbständiges  Rechts- 
geschäft aufznfistfsen,  welches  in  Ansehung  der  Form,  der  Auslegung 
und  der  GtÜtigkeit  und  Klagbarkeit  des  daraus  entspringenden  Forderungs- 
rechtes  auch  besonders  zu  beurteilen  ist",  ohne  dafs  hierbei  an  sich  die 
Beziehung  zur  Hauptschuld  in  Betracht  kommt  ^).  —  Im  vorliegenden 
Fall  ist  nun  das  Rechtsgeschäft,  durch  welches  die  Haftung  der  Be- 
klagten als  Bürgen  begründet  sein  soll,  —  wie  unbestritten  —  in  Gmünd 
abgeschlossen  worden;  die  Personen,  welche  die  Bürgschaftserklärungen 
abgegeben  haben,  hatten  sämtlich  damals  ihren  Wohnsitz  in  Gmünd, 
wie  auch  bezüglich  der  Verbürgung  der  M.  H.  eine  dortige  Behörde 
mitgewirkt  hat.  Bei  dieser  Sachlage  und  da  Anhaltspunkte  daftlr,  dafs 
etwa  nach  der  Willensmeinung  der  Beteiligten  das  Rechtsgeschäft  anderen 
als  den  hierländischen  Gesetzen,  speciell  dem  schweizerischen  Recht, 
unterstellt  werden  sollte,  nirgends  vorhanden  sind,  ist  in  den  bereits 
angeführten  Richtungen  ftlr  das  Rechtsverhältnis  der  Parteien  das  in 
Württemberg  geltende  Recht  mafsgebend. 

Oerichtskostenvorschufspflicht  der  Türken. 

Beschluia  des  Eammergerichts  vom  17.  September  1900.    (Mugdan  u,  FaSk- 

mannyU,  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  I  467.) 

Der  Antrag  des  Klägers,  dafs  von  der  Einforderung  eines  Aus« 
ländervorschusses  Abstand  zu  nehmen  sei,  wird  abgelehnt.  Nach  der 
Mitteilung  bei  Leske-L&wenfeldi  Reehtsverfolgnng  2  S.  368  nnd 
369  hat  in  der  Türkei  der  Kläger  ^U  der  Gerichtskosten  zu  erle^goi, 
bevor  das  Gericht  überhaupt  thätig  wird,  und  der  Beruflingskläger  dem 
Beruftmgsbeklagten  ftlr  die  Prozefskosten  der  Instanz,  Reiseauslagen 
und  sonstige  Schäden  Sicherheit  durch  Bürgenstellung  zu  leisten.  Der 
Deutsche  ist  also  in  der  Türkei  auch  der  Gerichtskasse  gegenüber  zur 
Sicherheitsleistung  durch  Vorausbezahlung  eines  Viertek  der  Kosten 
mit  der  Wirkung  verpflichtet,  dafs  sonst  das  Gericht  nicht  einschreitet 
Deshalb  liegen  die  Voraussetzungen  des  §  85  No.  1  G.K.G.  für  die 
Befreiung  bei  einem  Türken,  der  als  Kläger -auftritt  oder  als  Kläger 
(Entsch.  des  R.G.  31  S.  385)  ein  Rechtsmittel  einlegt,  nicht  vor. 
Gleichgültig  ist  dabei,  dafs  in  der  Türkei  den  eigenen  Staatsangehörigen 
die  gleiche  Verpflichtung  obliegt  (R.G.  38  S.  403,  dessen  Richtigkeit 
durch  die  Begründung  des  den  Fall  des  §  102  C.P.O.  betreffenden 
Urteiles  R.G.  39  S.  406  nicht  erschüttert  wird).  Dem  internationalen 
Abkommen  vom  14.  November  1896  ist  die  Türkei  bisher  nicht  bei- 
getreten. 


1)  Vgl.  Entech.  des  Reichsger.  Bd.  IX  S.  187. 
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Aus  österreichischen  Kostenfeststellungsbeschlüssen  kann  weder  ein 
VoJlstreckungsurteü  erlassen  noch  im    UrTcundenprozesse   geklagt 

werden. 

Urteil  des  Oberlandesgerichtee  Dreeden  vom  5.  Juli  1900  (Afugdan  u.  FaXh- 

manny  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  II  79). 

Der  Kläger  (Österreichischer  Rechtsanwalt)  fordert  im  Urkonden- 
prosesse  Zahlimg  des  Honorars,  das  ihm  für  die  Prozefsvertretung  des 
Beklagten  mittels  Beschlusses  des  Bezirksgerichtes  zu  K.  vom  29.  Sep- 
temher  1899  zugesprochen  worden.  Dieser  Beschlufs  ist  auf  Grund 
des  (in  Wirksamkeit  gehliebenen)  Hofdekretes  vom  4.  Oktober  1833 
ergangen.  Damach  sind  „die  Gebühren  der  Advokaten  von  jenem 
Richter,  vor  dem  das  Geschäft  verhandelt  wurde,  im  amtlichen  Wege 
iiiidy  falls  nötig,  nach  vorläufigem  Einvernehmen  der  Parteien  ...  zu 
liquidieren **,  und  es  hat  „über  das  Begehren  des  Advokaten,  den 
Klienten  zur  Bezahlung  der  liquidierten  oder  vom  Klienten  anerkannten 
Gebühren  zu  erhalten,  der  kompetente  Richter  dieses  letzteren  •  .  . 
durch  Urteil  zu  entscheiden".  In  diesem  Nachverfahren  kann  zwar 
nicht  die  Höhe  des  Anspruches,  wohl  aber  noch  die  „Frage  der  Be- 
voUmAchtigung  und  der  faktischen  Leistung  der  verzeichneten  Ver- 
tretnngshandlungen  und  Kosten  Gegenstand  des  Streites  und  der  Ent- 
scheidung sein"  {Schauer,  österr.  C.P.O.  S.  220  f.).  Ist  aber  hiemach 
der  Kostenschuldner  nach  dem  Erlasse  des  Beschlusses  überhaupt  noch 
mit  Einwendungen  gegen  den  Grund  des  Anspruches  zu  hören,  so 
fehlt  es  auch  schon  nach  österreichischem  Rechte  an  der  Füglichkeit 
ftr  den  Gläubiger,  sofort  die  Zwangsvollstreckung  beginnen  zu  lassen, 
imd  damit  an  einer  Voraussetzung  des  §  722  C.P.O. 

Auch  der  weitere  Einwand  gegen  die  Beweiskraft  der  EUag* 
ukunde  ist  beachtlich.  Der  Beklagte  hat  nunmehr  die  Erteilung  des 
Auftrages  an  den  Kläger  bestritten,  diese  Thatsache  kann  aber  durch 
den  Kostenfeststellungsb^chlufs  aus  den  angeführten  Gründen  nicht 
bewiesen  werden. 

Der  Richter  der  freitotUigen  Gerichtsbarkeit  haty  soweit  er  hiereu 
in  der  Lage  ist,  auch  von  den  in  Betracht  kommenden  im  Aus- 
land geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  sich  Kenntnis  zu  ver- 
schaffen. Für  die  Legalisation  ausländischer  Urkunden  ist  auch 
jetzt  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1878  §  2  mafsgebend  geblieben. 

Beschlnls  des  Kammerfferichts  vom  6.  Juni  1900  {Mugdan  u.  Faüsmann, 

D.  fiechtspr.  d.  Oberlandesg.  I  412). 

Der  Notar  G.  hat  am  9.  April  1900  eine  Urkunde  aufgenommen, 
in  der  die  Eheleute  V.  an  Eidesstelle  versichert  haben,  dafs  die  in 
Holland  verstorbene  Frau  B.  als  alleinige  Intestaterbin  ihre  Tochter,  die 
Ehefrau  Y.,  hinterlassen  habe.  Da  zum  Nachlasse  der  Verstorbenen  ein 
im  Bezirke  des  Amtsgerichtes  A.  belegenes  Grundstück  gehört,  haben 
die  Eheleute  V.  unter  Überreichung  jener  notariellen  Verhandlung  und 
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dreier  standeBamtlichen ,  in  Holland  aoBgestellten  Urkunden  die  Aqb- 
stellang  eines  Erhscheines  beantragt.  Das  Amtsgericht  bat  den  Antrag 
dem  Notar  zurückgegeben,  weil  die  Urkunden  nicht  legalisiert  seien, 
dem  Richter  auch  das  hollttndische  Recht  nicht  bekannt  sei.  Die  Be- 
schwerde und  die  weitere  Beschwerde  sind  zurückgewiesen,  letztere  aus 
folgenden  Gründen: 

Mit  Recht  hat  das  Landgericht  den  ersten  Grund,  d^  das  Amts- 
gericht für  Abweisung  des  Antrages  geltend  gemacht  hat,  verworfen. 
Für  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gelten  nicht  die 
Vorschriften  der  G.P.O. ,  und  es  kann  der  Richter,  wenigstens  soweit 
er  in  der  Lage  ist,  sich  von  dem  Inhalt  ausländischen  Rechtes 
Kenntnis  zu  verschaffen,  seine  Thätigkeit  nicht  deshalb  ablehnen,  weil 
die  Parteien  ihm  den  Inhalt  eines  ausländischen  Rechtssatzes  nicht 
nachgewiesen  hätten.  Ebenso  mufste  dem  Landgericht  darin  bei- 
getreten werden,  dafs  das  Amtsgericht  berechtigt  ist,  die  Legalisation 
der  holländischen  Standesamtsurkunden  zu  verlangen.  Es  mag  sein, 
dafs,  wie  der  beschwerdeführende  Notar  behauptet,  in  desi  Grenzbezirken 
bisher  die  Praxis  geherrscht  hat,  derartige  Urkunden  auch  ohne 
Legalisation  anzunehmen  und  für  gültig  zu  erachten.  Einer  derartigea 
Praxis  würde  auch  nicht  entgegengetreten  werden  müssen,  wenn  sie 
auf  Kenntnis  der  Grenzverhältnisse  beruht.  Eine  Rechtsverletzung  aber 
kann  in  dem  Verlangen  der  Vorinstanz  nicht  gelinden  werden,  und 
nur  auf  eine  solche  läfst  sich  nach  §  27  Fr.G.G«  das  Rechtsmittel  der 
weiteren  Beschwerde  stützen. 

Der  §  2  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Mai  1878  schreibt  vor,  dafs 
zur  Annahme  der  Echtheit  einer  ausländischen  öffentlichen  Urkunde 
die  Legalisation  durch  einen  Konsul  oder  Gesandten  des  Reiches 
genügt  Aus  diesem  Wortlaut  des  Gesetzes  eigiebt  sich,  dafs  der 
Richter  zur  Annahme  der  Echtheit  einer  ausländischen  öffentlichen 
Urkunde  mindestens  das  Erfordernis  der  Legalisation  stellen  kann^  es 
ist  nicht  gesagt,  dafs  der  Richter  auch  ohne  Legalisation  die  Echtheit 
anzuerkennen  brauche.  Es  kann  demselben  deshalb  nicht  entgegen- 
getreten werden,  wenn  er  bei  dem  vom  Gesetz  aufgestellt«!  Mindest- 
erfordemis  beharrt.  Demgegenüber  kann  sich  der  Beschwerdeführer 
nicht  auf  die  Vorschrift  des  §  438  C.P.O.  berufen.  Nach  diesem  hat 
das  Gericht  allerdings  nach  den  Umständen  des  Falles  zu  ermessen, 
ob  es  eine  von  einer  ausländischen  Behörde  ausgestellte  Urkunde  ohne 
weiteres  als  echt  ansehen  will.  Allein  die  Vorschriften  der  C.P.O.  be- 
ziehen sich ,  wie  bereits  erwähnt ,  nicht  auf  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  soweit  das  diese  betreffende  Gesetz  nicht 
ausdrücklich  auf  sie  Bezug  nimmt,  und  das  ist  hier  nicht  der  FalL 
Das  Gesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
enthält  keine  besonderen  Vorschriften  über  ausländische  Urkunden.  Es 
mufs  deshalb  bei  den  Vorschriften  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Mai  1878 
sein  Bewenden  behalten. 
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Elterliche  Gewalt  (KG.  z.  S.G.B.  Art.  19). 

BeflchlafB  des  Oberlandesgerichts  Dresden  vom   16.  Januar  1900  {Mingdan 
«.  FcAkmann^  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  I  484). 

Ein  ans  der  deatschen  Staatsangehörigkeit  entlassener  Minderjähriger, 
welcher  eine  fremde  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  hat,  bleibt  unter 
der  elterlichen  Gewalt  seines  Vaters  bezw.  seiner  Matter. 


Ehescheidung.    Bedeutung  der  „bisherigen  Gesetze^  im  Art.  201 

E,G.  z.  S.G.B. 

Urteil  des  Oberlandeegerichts  Köln  (I.  Civ.Sen.)  vom  14.  Mai  1901  {Mugdan 
u.  FaUcmann^  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  II  452). 

Art  201  Abs.  1  E.O.  z.  B.O.B.  stellt  den  das  moderne  Recht 
überhaupt  beherrschenden  Grundsatz  an  die  Spitze,  dafs  grundsätzlich 
für  die  Scheidungen  dasjenige  Recht  mafsgebend  ist,  unter  dessen  Herr- 
schaft sie  begehrt  werden.  Damach  und  dem  öffentlichrechtlichen 
Charakter  des  Scheidungsrechtes  entsprechend  wtlrde,  streng  genommen, 
nur  zu  prüfen  sein,  ob  die  behaupteten  Thatsachen,  gleichviel,  wann 
sie  sich  ereignet  haben,  nach  den  Grundsätzen  des  B.G.B.  einen 
Scheidungsgrund  darstellen  oder  nicht.  Das  Gesetz  hat  nun  aber  nach 
den  Vorgäng^i  der  früheren  preufsischen  Gesetzgebung  aus  Billigkeits- 
grüaden  eine  Ausnahme  von  dem  im  Abs.  1  aufgestellten  Grundsati 
dahin  zugelassen,  dafs  die  Verfehlungen,  deren  sich  ein  Ehegatte  vor 
1900  schuldig  gemacht  hat,  nur  dann  ab  Scheidungsgrund  gelten  sollen, 
wenn  bereits  das  bisherige  Recht  eine  derartige  Verfehlung  als 
Scheidnngsgrund  anerkannt  hat.  Begründet  wird  dies  in 'den  Motiven 
(4  S.  288)  damit,  dafs  „die  als  Scheidungs-  und  Trennungsgründe  sich 
qualifizierenden  Thatsachen  der  Regel  nach  im  schuldhaften  Verhalten 
eines  Ehegatten  bestehen  und  ein  solches  Verhalten  füglich  nur  dann 
ingenommen  werden  kann,  wenn  der  Ehegatte  wufste  oder  wissen 
konnte,  dafs  seine  Handlungsweise  überhaupt  den  Bestand  der  Ehe  in 
Frage  zu  stellen  geeignet  sei**.  Nach  diesem  gesetzgeberischen  Motiv 
können  unter  den  „bisherigen  Gesetzen^  des  Art  201  Abs.  2  nur  die- 
jenigen Gesetze  verstanden  werden,  welche  am  Wohnsitze  der  Ehegatten 
za  der  Zeit  galten,  als  der  eine  Ehegatte  sich  die  ihm  zur  Last  gelegte 
Verfehlung  hat  zu  schulden  kommen  lassen. 

Zu  demselben  Ergebnisse  führt  folgende  Erwägung:  Da  grund- 
Bätzlich  seit  1.  Januar  1900  das  B.G.B.  für  die  Scheidung  von  Ehen 
aller  Reichsangehörigen  mafsgebend  ist,  so  kann  in  den  Scheidungs- 
prozessen derselben,  genau  genommen,  ein  Fall  der  Statutenkollision 
gar  nicht  mehr  vorkommen.  Es  fehlt  demnach  für  das  mit  einem 
solchen  Scheidungsprozesse  befafste  Gericht  jeglicher  Grund  dafür ,  die 
bisherige  lex  fori  als  das  unter  allen  Umständen  mafsgebende  Scheidungs- 
reeht  anzuwenden,  da  vielmehr  jetzt  nur  das  Recht  des  B.G.B.  die  lex 
fori  im  Sinne   der  Grundsätze   des   internationalen  Privatrechtes  bildet 
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(vgl.  Abs.  4  Art.  17  £.6.).  Demnach  sind  jetzt  auch  die  bisher  bei 
der  Anwendung  des  Scheidungsrechtes  aufgetauchten  Streit-  und  Zweifels- 
tfsgen  (vgl.  Entsch.  des  R.G.  9  S.  191;  16  S.  138;  41  S.  215)  be- 
seitigt, soweit  sie  nur  darauf  beruhten,  dafs  innerhalb  der  einzelnen 
Bundesstaaten  das  verschiedenartigste  Scheidungsrecbt  in  Greltung  war. 
Vgl.  auch  D.  Jnr.-Zeit.  1900  S.  250;  Habicht  3.  Aufl.  S.  605  Anm.  2^). 

Ehescheidung.     Örtliche  und  zeitliche  StatutenkoUision. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe  (III.  Senat)  vom  81.  Januar  1901 
in  Sachen  Haas  gegen  Haas  („Badische  Rechtspraxis"  1901  S.  55)l 

Da  sämtliche  Verfehlungen,  aus  welchen  die  Parteien  ihre  Klage- 
und  Widerklageanträge  herleiten,  in  die  Zeit  vor  Einführung  des 
B.G.B.  &llen,  und  angesichts  der  wUrtt.  Staatsangehörigkeit  der  Streit- 
teile eigiebt  sich  aus  Art.  201  E.G.  z.  B.G.B.  hinsichtlich  der  örtlichen 
und  zeitlichen  Statutenkollision,  dafs  die  Scheidung  vorlißgends  nur 
ausgesprochen  werden  kann,  wenn  sich  die  behaupteten  Vorgänge  so- 
wohl als  Scheidungsgründe  i.  S.  des  B.G.B.,  wie  auch  als  Scheidoogs- 
oder  Trennnngsgründe  im  Sinne  desjenigen  bisherigen  Landrechts 
darstellen,  welches  mafsgeblich  des  jetzigen  und  des  früheren  inter- 
nationalen Privatrechts  in  Betracht  kommt.  Im  vorwürfigen  Falle 
weisen  nun  die  für  den  badischen  Richter  bindenden  intemationalen 
Rechtsnormen  des  alten  und  des  neuen  Rechts  gleichraäfsig  auf  die 
württembergische  Ehegesetzgebung  hin;  denn  nach  Bad.L.R.S.  ist  fUr 
das  persönliche  Eherecht  die  lex  originis^  d.  h.  das  Recht  des  Heimats- 
staates der  Ehegatten,  ausschlaggebend  (R.G.  in  Jurist.  Wochenschr. 
1899  S.  717  u.  736,  1900  S.  285;  Bad.  Annalen  1899  S.  276),  ein 
Grundsatz,  der  auch  in  der  nach  Aufhebung  des  Bad.L.R.  eingreifenden 
gemeinrechtlichen  Doktrin,  sowie  in  Art.  17  E.G.  z.  B.G.B.  anerkannt 
ist.  Zu  demselben  Ergebnisse  würde  auch  die  auf  das  jetzige  inter- 
nationale Privatrecht  deutende  Anwendung  des  Art  2  des  Bad.Aasf.G. 
z.  B.G.B.  führen. 

Unterhaltsanspruch  des  unehelichen  Kindes,     „Bisherige  Gesetze^ 

im  Sinne  des  Art.  J208  E.G.  z.  B.G.B. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln  (II.  Civ.Sen.)  vom  4.  Mai  1901  {Mugdan 
u.  FcUkmanny  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  II  453). 

Der  Beklagte  und  die  Mutter  des  unehelichen  Kindes  haben  wtthrend 
der  EmpAlngniszeit  und  bei  der  Geburt  des  Kindes  in  X.  i«i  Gebiete 
des  preufs.  A.L.R.  gewohnt;  dort  ist  auch  die  Geburt  erfolgt.  Nach 
den  Regeln  des  intemationalen  Privatrechtes  findet  daher  auf  den  Unter- 


1)  Vgl.  auch  Zitelmann,  Jherings  Jahrb.  42  S.  189 ff.,  Niedner.  Ein- 
fttbrongsgesetz,  2.  Aufl.  (1901),  S.  447 ;  Niemeyer,  Das  intern.  Privatrecnt  des 
B.G.B.  (1901)  S.  179  ff.  N. 
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bftltsanspruch  des  Kindes  an  sich  unzweifelhaft  das  preufs.  Ges.  vom 
24.  April  1854  Anwendung,  wonach  dem  Kinde  der  Anspruch  zusteht 
anter  der  Voraussetzung,  dafs  der  Beklagte  während  der  EmpftLngszeit 
der  Kindesmutter  beigewohnt  hat.  Nach  feststehender  Rechtsprechung 
stand  jedenfalls  bis  1.  Januar  1900  der  Geltendmachung  derartiger  An- 
sprüche im  Gebiete  des  rheinischen  Rechtes  die  Verbotsbestimmung 
des  Art.  340  C.  c.  entgegen.  Dem  Vorderrichter  ist  aber  darin  bei- 
sttpflichten,  dafs  das  Gleiche  auch  nach  1.  Januar  1900  bezflglich  der 
Ansprüche  der  vor  diesem  Zeltpunkte  geborenen  unehelichen  Kinder 
der  Fall  ist,  und  zwar  jedenfalls  dann,  wenn,  wie  hier,  der  als  Vater 
in  Anspruch  Genommene  vor  1.  Januar  1900  im  Gebiete  des 
rheinischen  Rechtes  gewohnt  hat.  Hierfür  spricht  sowohl  der  Wortlaut, 
als  auch  die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  208. 

Nach  Art.  208  bestimmt  sich  die  rechtliche  Stellung  eines  früher 
geborenen  unehelichen  Kindes  vom  Inkrafttreten  des  B.G.B.  an  zwar 
im  allgemeinen  nach  dessen  Vorschriften,  jedoch  bleiben  für  die  Er- 
forschung der  Vaterschaft,  das  Recht  des  Kindes,  den  Familiennamen 
des  Vaters  zu  führen,  sowie  für  die  Unterhaltspflicht  des  Vaters  die 
bisherigen  Gesetze  mafsgebend.  Dieser  Wortlaut  des  Gesetzes  bietet 
keinen  Raum  zu  der  beschränkenden  Auslegung,  dafs  das  Verbot  der 
Erforschung  der  Vaterschaft  nur  insoweit  habe  aufrecht  erhalten  werden 
sollen,  als  es  in  den  nach  den  Regeln  des  internationalen  Privatrechtes 
über  die  örtliche  Statutenkollision  zur  Anwendung  kommenden  Gesetzen 
enthalten  sei. 

Anlangend  die  Entstehungsgeschichte,  so  sollten  nach  Art.  126 
des  ersten  Entwurfes  nur  für  das  Recht  des  Kindes,  den  Familien- 
namen des  Vaters  zu  führen,  und  für  die  Unterhaltspflicht  des  letzteren 
die  bisherigen  Gesetze  au&echt  erhalten  bleiben  .  .  .  Die  Motive  er- 
achten also  die  Vermeidung  nach  den  bisherigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ausgeschlossener,  unliebsamer  Prozesse  für  erheblich  genug, 
um  mit  Rücksicht  hierauf  bezüglich  der  vorher  geborenen  unehelichen 
Kinder  eine  Ausnahme  von  den  Grundsätzen  des  B.G.B.  und  der  im 
Prinzipe  ausgesprochenen  alsbaldigen  Anwendbarkeit  der  Bestimmungen 
desselben  auf  die  rechtliche  Stellung  dieser  Kinder  eintreten  zu  lassen. 
Was  die  Motive  vermieden  wissen  wollten,  würde  aber  nur  tellwoise 
vermieden  worden  sein,  wenn  der  Art  126  Gesetz  geworden  wäre. 
£s  würden  alsdann  nämlich  die  das  Verbot  der  Erforschung  der  Vater- 
schaft enthaltenden  bisherigen  Gesetze  nur  bezüglich  der  Unterhalts- 
pflicht und  nur  soweit  sie  in  Beziehung  auf  die  Entstehung  derselben 
als  solcher  in  Frage  kamen,  aufrecht  erhalten  worden  sein.  Dagegen 
wären  in  zahllosen  ^Uen,  namentlich  in  denjenigen,  in  welchen  bisher 
im  Hinblicke  auf  Art.  340  C.  c.  die  Klage  versagt  worden  ist,  Prozesse 
wegen  oft  weit  zurückliegender  Thatbestände  und  demgemäfs  mit  den 
von  den  Motiven  gekennzeiclineten  unliebsamen  Folgen  alsbald  statthaft 
gewesen.  Es  erscheint  daher  die  Annahme  gerechtfertigt,  dafs  der 
Bandesrat  die  Worte  „für  Erforschung  der  Vaterschaft**  hinzugeftlgt 
lutt,  weil  er  diese  Lücke  erkannt  und  hat  ausfüllen,  also  zum  Ausdrucke 
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bringen  woUen,  dafs  die  Verhältnisse,  wie  sie  nnn  einmal  bisher  nnter 
dem  Schatze  der  bezüglichen  Bestimmungen  bestanden  haben,  auch 
fernerhin  zu  Recht  bestehen  bleiben  sollen^). 

Cession.    Die  Wirksamkeit  der  Cession  richtet  sich  nach  dem  für 
die  cedierte  Forderung  mafsgehenden  Recht. 

Urteil  des  Oberlandesgeriehts  Hamburg  vom  15.  Dezember  1900  (SeuffetU 

Archiv  Bd.  56  S.  260.). 

E.  &  Co.  in  Hamburg  schuldeten  dem  Kaufmann  J.  in  St.  Brieox 
in  Frankreich  den  Kaufpreis  fllr  von  ihm  bezogene  Waren.  Am 
10.  Januar  1900  zog  J.  über  den  Fakturabetrag  einen  Wechsel  auf 
K.  &  Co.  und  indossierte  denselben  an  die  Klfigerin,  ein  Bankhaus  in 
Paris.  Diese  liefs  den  Wechsel  den  Bezogenen  zur  Annahme  prBsen- 
tieren,  welche  aber  von  ihnen  abgelehnt  wurde,  weil  am  24.  Januar 
von  D.  0.  in  Hambuig  bei  den  dortigen  Gerichten  ein  Arrest  g^gen 
den  inzwischen  in  Konkurs  geratenen  J.  erwirkt  und  dessen  Forderung 
an  K.  &  Co.  aus  dem  hier  fraglichen  EAufgeschäft  gepfändet  worden 
war.  Die  Klägerin  klagte  nunmehr  gegen  K.  &  Co.  auf  Stählung  des 
von  ihnen  dem  J.  geschuldeten  Kaufpreises ,  indem  *  sie  sich  zur  Be- 
grtlndung  ihrer  Aktivlegitimation  auf  einen  Satz  des  französischen 
Rechtes  berief,   demzufolge  durch  Indossierung  der  über  eine  Waren- 


1)  Vgl.  oben  S.  255  ff.  Der  Einsender  des  Erkenntnisses  v.  4.  Mai  1901 
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bemerkt  a.  a.  0.  zu  demselben:  „Die  Entscheiduuff  dieser  vielnmstritteneD 
Frage  —  vgl.  auch  Habicht  3.  Aufl.  S.  41  u.  &  Anm.  1  —  erachdnt 
nicht  unbedenklich.  Unter  den  ^bisherigen  Gresetzen''  sind,  ähnlich  wie 
im  Art  201   E.Gr.  z.  B.G.B.,   digenigen  zu  verstehen,  welche   hätten  an- 

Sewendet  werden  müssen,  wenn  die  nach  1.  Januar  1900  aneestrengte 
llage  auf  Gewährung  des  Unterhaltes  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes 
erhoben  worden  wäre;  denn  wie  auch  die  Motive  hervorheben,  ist  ^ 
die  Fra^e,  ob  dem  vor  1900  geborenen  unehelichen  Kinde  ein  Unterhalts- 
anspruch zusteht,  lediglich  der  Zeitpunkt  seiner  Geburt  und  daa  damals 
ma&gebende  Recht  entscheidend.  Im  obigen  Urteile  ist  aber  nicht  dieses 
Recht,  sondern  die  ehemalige  lex  fori  (Art.  840  C.  c.  als  absolutes  Verbots- 

fesetz)  zur  Anwendung  gebracht  Nach  den  Grundsätzen  des  internationalen 
*rivatrechtes  kommt  aber  die  lex  fori  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  ein 
absolutes  Ge-  und  Verbot  fUr  den  Prozefsrichter  enthält;  dagegen  lälst  ne 
das  zwischen  den  Parteien  bestehende  Privatrechtsverhältnis  an  sich 
unbertthrt,  wie  denn  auch  zweifellos  die  Klage  ohne  weiteres  zneelassen 
werden  mufs,  sobald  der  Beklagte  sich  wieder  in  das  frühere  Gebiet  des 
A.L.R.  begiebt  Da  das  Urteil  an  mehreren  Stellen  betont,  dafs  der  Be- 
klagte bereits  vor  1900  fnicht  aber  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes)  im 
Gebiete  des  rheinischen  Kechtes  seinen  Wohnsitz  genommen,  so  sch^t  es 
davon  auszugehen,  als  ob  der  Beklagte  dadurch  ein  subjektives  Recht 
auf  den  ihm  durch  das  Verbot  des  Art  340  C.  c.  thatsächlich  gewährten 
Schutz  gegen  eine  Inanspruchnahme  erlangt  habe,  während  derartige  Verbots- 
gesetze  nur  Bedeutung  för  das  Prozefs^ericht  haben,  dagegen  aof  dss 
zwischen  den  Parteien  einmal  rechtsgültig  entstandene  materielle  Rechts- 
verhältnis ohne  Einflufs  sind.  Lex  fori  ist  aber  seit  1.  Januar  1900  ftir 
alle  Klagen,  die  sich  auf  eine  uneheliche  Geburt  gründen,  lediglich  das 
B.G.B.« 
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foidentiig  gezogenen  Tratte  auch  die  der  letzteren  zu  Oronde  liegende 
Warenfordemng  selbst  auf  den  Indossatar  übergehe.  E.  &  Co.  ver- 
kOndeten  dem  D.  0.  den  Streit,  hinterlegten,  nachdem  dieser  erklärt 
hatte,  dem  Rechtsstreit  beitreten  zu  wollen,  die  Schuldsumme  unter 
Verzicht  auf  das  Recht  der  Rtlcknahme  und  wurden  auf  ihren  Antrag 
aus  dem  Rechtsstreit  entlassen.  In  dem  nunmehr  gemäfs  C.P.O.  §  75 
zwischen  den  streitenden  Gläubigem  fortgesetzten  Rechtsstreit  verurteilte 
das  Landgericht  den  D.  0.,  in  die  Erhebung  des  hinterlegten  Betrages 
seitens  der  Klägerin  zu  willigen.  In  der  Ber.-Instanz  wurde  die 
Klägerin  abgewiesen  und  auf  Grund  der  Widerklage  verurteilt,  in  die 
Erhebung  des  Depositums  seitens  des  D.  0.  zu  willigen.  —  Aus  den 
Gründen : 

^Die  Klägerin  leitet  il^re  Legitimation  zur  Geltendmachung  der 
von  der  Firma  J.  in  St.  Brieux  erworbenen  Forderung  daraus  her, 
dafs  nach  einem  im  Gebiete  des  französischen  Rechts  anerkannten  Rechts- 
satze mit  der  Indossiemng  der  tlber  den  Betrag  der  Faktura  vom 
10.  Januar  1900  gezogenen  Tratte  auch  der  Anspruch  aus  dem  von 
der  Firma  J.  mit  der  Firma  K.  &  Co.  geschlossenen  Vertrage  selbst, 
welcher  die  Deckung  für  die  Tratte  bilde,  auf  sie  übergegangen  sei. 
Dafe  das  deutsche  Recht  einen  solchen  Rechtssatz  nicht  kennt,  steht 
fest  und  damit  auch,  dafs,  wenn  für  den  Rechtsstreit  zwischen  der 
Klägerin  und  dem  Intervenienten,  welcher  an  Stelle  der  Firma  K.  &  Co. 
als  Beklagter  in  den  Rechtsstreit  eingetreten  ist  und  Widerklage  er- 
hoben hat,  deutsches  Recht  in  Anwendung  zu  bringen  ist,  Klägerin  mit 
ihrem  Ansprüche  nicht  durchzudringen  vermag.  Davon  geht  auch  das 
Landgericht  bei  der  Begründung  seines  Urteüs  aus;  es  gelangt  jedoch 
zu  der  Ansicht,  dafs  der  Entscheidung  französisches  und  nicht  deutsches 
Recht  zu  Grunde  zu  legen  sei.  Darin  ist  jedoch  dem  angefochtenen 
Urteile  nicht  beizustimmen. 

In  Übereinstimmung  mit  mehr^hen  Entscheidungen  des  Reichs* 
gerichts  *)  ist  davon  auszugehen,  dafs  bei  Prüfung  der  Frage,  ob  ein  be- 
stimmter Rechtsakt  geeignet  sei,  den  Übergang  einer  Forderung  von 
dem  bisherigen  Gläubiger  auf  einen  anderen  zu  bewirken,  dasjenige 
Recht  mafsgebend  ist,  welchem  das  Schuldverhältnis,  aus  welchem  sich 
die  Forderung  eigiebt,  untersteht,  jeden£dk  soweit  es  sich  um  die 
Wirksamkeit  des  Forderungsübergangee  dem  Schuldner  und  Dritten 
gegenüber  handelt.  Die  Einwendungen,  welche  in  dem  angefochtenen 
Urteile  gegen  diese  Auffassung  erhoben  werden,  sind  nicht  zutreffend. 
Liegt  eine  Statutenkollision  vor,  so  hat  der  Richter  bei  der  Entscheidung 
darüber,  ob  auswärtiges  oder  einheimisches  Recht  anzuwenden  sei,  sich 
nach  den  für  den  Fall  der  Statutenkollision  in  Betracht  kommenden 
Vorschriften  des  einheimischen  Rechts  zu  richten  und,  insoweit  für  die 
Entscheidung  die  rechtliche  Natur  eines  Rechtsverhältnisses  oder  eines 


1)  Vgl.  B.G.  39  S.  976  und  die  dort  citierten  Erkenntnisse,  sowie  Bar, 
Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechtes  (Stuttgart  1892)  S.  117. 

N. 
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Bechtsaktee  von  Bedeutung  ist,  die  Beurteilung  des  Rechtsverhältniflses 
oder  des  Rechtsaktes  zu  Grunde  zu  legen,    welche  dem  einheimischen 
Rechte  entspricht.    Der  Vertrag  zwischen  der  Firma  J.  und  der  Firma 
K.  &  Co.,    aus    welchem    die    streitige  Forderung  entstammt,   ist   im 
Januar  1900    geschlossen,    die   Begebung  des  Wechsels,   aus  welcher 
Klägerin     ihre    Berechtigung    zur    Geltendmachung    der    eingeklagten 
Forderung    herleitet,    ist    ebenfalls   im  Januar   1900    erfolgt.     Soweit 
deutsches  Recht   in  Betracht  kommt,   sind  demnach  die  Bestimmimgen 
des  B.G.B.    in  Anwendung  zu  bringen.     Nach  §  398  B.G.B.  geht  mit 
Abschlufs  des  Cessionsvertrags  die  Forderung  auf  den  Erwerber  Über. 
Die  Gession   kann  Rechte  und  Verpflichtungen  zwischen  dem  Gedenten 
und  dem  Gessionar  begründen;  sie  enthält  aber  weiter  einen  sog.  ding- 
lichen Vertrag,    den  Veräufserungsvertrag,   und   gerade  diese  Seite  der 
Cession   ist  es,  welche  für  die  Wirkung  derselben  dem  Schuldner  uid 
Dritten   gegenüber  von  Bedeutung  ist.     Wenn,   wie  das  L.G.  in  dem 
angefochtenen  Urteil  ausführt,   die   Wirksamkeit  der   Gession   in   dem 
Verhältnisse  zwischen  Gedenten   und  Gessionar  nach  dem  für  den  Sitz 
des  Cessionsgeschäfles  mafsgebenden  Rechte  zu  beurteilen  ist,   so  folgt 
daraus  nicht,  dafs  das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Wirkung  des  zwischen 
dem  Gedenten  und  Gessionar  vorgenommenen  Rechtsaktes  Dritten  gegen- 
über,  zu  welchen  auch  der  Schuldner  zu  rechnen  ist.     Ob  der  ding- 
liche Vertrag,  durch  welchen  eine  Sondemachfolge  in  die  Forderung 
bewirkt  wird,   zur  Vollziehung  gelangt  ist,   entscheidet  sich  vielmehr 
nach  dem  Recht  des  Ortes,  wo  die  Obligation,  dem  die  Forderung  ent- 
stammt,  ihren  Sitz   hat,   mdge  es  nun  der  Erfüllungsort  sein  oder  der 
Ort,   wo   der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat     Es  kommen   in   dieser 
Beziehung  gleiche  Gesichtspunkte   in   Betracht   wie   in   dem  Falle,    in 
welchem   es  sich   um   den  Erwerb   einer  Sache  handelt.     Wenn   zwei 
Ausländer   im   Auslande   einen   Kaufvertrag   über   eine   in  Deutschland 
befindliche  Sache  schliefsen,  so  bestimmt  sich  die  Wirksamkeit  des  Ver- 
trages   zwischen   den   Kontrahenten    nach    dem   ausländischen   Rechte; 
nicht  aber  ist  dieses  Recht  mafsgebend  für  die  Frage,   ob  der  Käufer 
Eigentum   an  der  Sache  erworben  hat,   sondern  diese  regelt  sich  nach 
dem    einheimischen   Rechte.     Es   würde  ako,    wenn   ein  Kaufvertrag 
über  eine  in  Deutschland    befindliche  Sache  zwischen  zwei  Franzosen 
in  Frankreich   geschlossen  wäre,    der  Käufer  bei  einem  deutschen  Gre- 
richt  in  einem  Rechtsstreit  mit  einem  Dritten  nicht  damit  gehört  werden 
können,  dafs  nach  französischem  Rechte  der  Eigentumsübergang  bezüglich 
der  verkauften  Sache  sich  unmittelbar  mit  Abschlufs  des  Vertrages  voll- 
ziehe, während  die  Wirksamkeit  des  Vertrages  unter  den  Kontrahenten 
im   übrigen  allerdings   nach  französischem  Rechte   zu   beurteilen  wäre. 
Was  das  L.G.  ausführt,   ist  somit  nicht  geeignet,  die  als  unrichtig  be- 
zeichnete Ansicht   zu   widerlegen.     Die  weiteren  Deduktionen,   welche 
das  L.G.  unter  Bezugnahme  auf  ein  Urteil  des  Schweizer  BundesgerichtB 
macht,    stehen  auch  nicht  grundsätzlich  im  Widerspruch  zu  dem  Satze, 
•dafs    die   dingliche   Wirkung   der   Gession   sich   nach   dem   Rechte   be- 
istimmt,  welches  fUr  die  Forderung,  deren  Übertragung  in  Frage  steht, 
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das  mafsgebende  ist,  sondern  sie  gehen  darauf  hinaus,  eine  Ausnahme 
Ton  diesem  Satze  eintreten  zu  lassen  Rlr  den  Fall,  dafs  die  Stellung 
des  Schuldners  durch  den  Übergang  der  Forderung  in  keiner  Weise 
erschwert  wird,  eine  Ausnahme,  fUr  deren  Begründung  mehr  Rücksichten 
der  Zweckmäfsigkeit  herangezogen  werden. 

(Vgl.  z.  B.  V.  Bar,  Internationales  Privatrecht  Bd.  2  S.  79  ff.) 
Ob  diese  Ansicht  Billigung  verdient,  mag  dahingestellt  bleiben,  sie  ist 
jedenfalls  nicht  entscheidend,  wenn  es  sich  um  eine  Kollision  zwischen 
demjenigen,  welcher  als  angeblicher  Cessionar  die  Forderung  in  An- 
spruch nimmt,  und  einem  Dritten,  der  Rechte  an  der  Forderung  zu 
haben  vermeint,  handelt  Bei  diesem  Streit,  bei  welchem  der  Schuldner 
anbeteiligt  ist,  handelt  es  sich  lediglich  um  die  Frage,  ob  die  Forderung 
aas  dem  Vermögen  des  Cedenten  durch  den  Rechtsakt,  welcher  den 
Übeigang  der  Forderung  auf  den  angeblichen  Cessionar  bewirkt  haben 
BoU,  herausgegangen  ist,  und  diese  Frage  ist  nach  dem  Rechte  zu  be- 
urteilen, welchem  das  die  Forderung  begründende  Schuldverhältnis  unter- 
steht (vgl.  auch  V.  Bar  S.  82  ff.).  Sonach  ist  auch  im  vorliegenden 
Fall  die  Frage,  ob  zu  der  Zeit,  ab  auf  Antrag  von  D.  0.  die  Arrest- 
pflbidnng  erfolgte,  die  von  derselben  betroffene  Forderung  noch  zu  dem 
Vermögen  der  Firma  J.  gehörte,  nach  deutschem  Recht  zu  entscheiden. 
Bei  Anwendung  des  deutschen  Rechts  gelangt  man,  das  ist  nicht  streitig, 
m  einer  Bejahung  dieser  Frage  und  damit  zu  der  fllr  die  Entscheidung 
des  Rechtsstreits  genügenden  Feststellung,  dafs  dem  D.  0.  der  Klägerin 
gegenüber  das  bessere  Recht  an  der  fraglichen  Forderung  zusteht  Die 
weitere  Konsequenz  ist  allerdings,  dafs  Klägerin  überhaupt  als  Inhaberin 
der  fraglichen  Forderung  Dritten  gegenüber  nicht  anerkannt  werden 
kann. 

Französisches  Recht  ist  sonach  für  den  vorliegenden  Rechtsstreit 
nicht  heranzuziehen,  und  es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  der  Rechts- 
satz, auf  welchen  Klägerin  sich  beruft,  in  der  französischen  Recht- 
sprechung Anerkennung  gefunden  hat  oder  nicht.  —  ' ^ 

Eisenbahnfrcuihtgeschäft  ^  ZoUncichforderung.  Anerkennung  eines 
auäändischen  Urteiles  als  Grundlage  eines  privatrechüichen  An- 

qmiches. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Zweibrücken  vom  12.  Dezember  1900  (Ztschr. 

f.  französ.  CSvilrecht  XXXII  174  ff.). 

Auf  Rechnung  des  Kaufmanns  Sigmund  K.  in  Zweibrücken  sind 
am  26-  und  28«  Dezember  1887  Alnf  Eisenbahnwagen  Gerste  aus 
Belgien  in  das  Zollvereinsgebiet  eingeführt  worden.  Die  Frachtbriefe 
tragen  den  Vermerk:  „An  der  Grenze  zu  verzollen;  Station  Bettingen ^. 
Die  KaiserL  deutsche  Eisenbahnverwaltung  in  Elsafs- Lothringen,  der 
die  Verwaltung  der  Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahnen  zusteht,  brachte 
das  Getreide  bei  dem  Grofsh.  NebenzoUamte  Bettingen  zur  Verzollung. 
Nach  dem  Zolltarife  vom  24.  Mai  1885  wurden  1  M.  50  Pf.  fllr 
100  kg  erhoben.    Auf  Grund  des   Reichsgesetzes  vom    21.  Dezember 
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1887,  die  Abänderuog  des  Zolltarife  betr.,  wurde  nachträglich  von  der 
Zollbehörde  die  Zahlung  eines  Betrages  von  803  M.  verlangt  Auf 
Orund  des  §  2  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  reichte  K.  ein  Gesuch  um 
Erlafs  der  erhöhten  Abgabe  ein,  das  jedoch  durch  Verftlgung  der 
Grofsh.  Zolldirektion  zu  Luxemburg  vom  5.  April  1888  ablehnend 
beschieden  wurde,  weil  aus  den  beigebrachten  Schriftstücken  nicht  za 
entnehmen  sei,  dafs  die  Gerste  schon  vor  dem  26.  November  1887 
zur  Einftihr  bestimmt  gewesen  sei.  Da  von  K.  auf  gütlichem  Wege 
Zahlung  nicht  zu  erlangen  war,  erging  von  Seiten  des  Grofsh.  Haupt- 
zollamts Luxemburg  an  die  Generaldirektion  der  Eisenbahnen  in 
Elsafs-Lothringen ,  vertreten  durch  ihre  Betriebsdirektion  in  Luxem- 
burg, im  November  1888  Zahlungsaufforderung  und  sodann  ZwangB- 
befehl,  worauf  zu  dem  Grofsh.  Bezirksgerichte  zu  Luxemburg  Ein- 
spruch erhoben  wurde.  In  diesen  Prozefs  liefs  die  Eisenbahn- 
verwaltung am  15.  Dezember  1890  den  Sigmund  K.  beiladen. 
K.  erschien  nicht.  Durch  Urteil  vom  8.  August  1892  wurde  die 
Eisenbahn  Verwaltung  zur  Zahlung  verurteilt.  Im  Jahre  1895  erhob 
sie  Klage  gegen  Sigmund  K.  auf  Ersatz  des  an  die  Zollbehörde  ge- 
zahlten Betrages  von  308  M.  und  der  in  Luxemburg  ihr  erwachsenen 
Prozefskosten.  Das  Landgericht  Z.  wies  die  Klage  ab,  weU  die  Gerste 
vor  dem  26.  November  1887  zur  Einfuhr  gekauft  worden  und  die  Bei- 
ladung in  den  Luxemburger  Prozefs  nicht  in  den  Formen  der  BeichB- 
civilprozefsordnung  erfolgt  sei.  In  zweiter  Instanz  wurde  K.  nach  An- 
trag verurteilt 

Aus  den  Gründen:  „Wie  in  dem  Thatbestande  des  ange- 
fochtenen Urteils  festgestellt  ist,  sind  die  fünf  Wagen  Gerste,  welche  am 
26.  und  27.  Dezember  1887  in  Betting  zur  Verzollung  kommen  sollten, 
auf  Bestellung  des  K.  von  der  Firma  Gebr.  M.  in  Antwerpen  abge- 
schickt worden.  K.  giebt  zu,  dafs  der  Zoll,  wenn  er  geschuldet  wäre, 
im  Verhältnis  zur  Firma  Gebr.  M.  von  ihm  zu  tragen  sein  würde.  Es 
ist  daher  die  Klage  mit  Recht  gegen  ihn  erhoben  worden,  indem  er 
als  derjenige  erscheint,  der  durch  Gebr.  M.  den  Frachtvertrag  mit  der 
Eisenbahnverwaltung  abgeschlossen  hat. 

In  der  über  den  Frachtvertrag  aufgenommenen  Urkunde  ist  der 
Auftrag  erteilt:  „An  der  Grenze  zu  verzollen;  Station  Bettingen **. 
Die  Eisenbahnverwaltung  hat  diesen  Auftrag  angenommen  und  auf  der 
Station  Bettingen  durch  ihre  Leute  das  Getreide  zur  Verzollung  ange- 
meldet, auch  den  ihr  damals  von  der  Zollbehörde  angeforderten  Zoll 
zur  Zahlung  übernommen.  Ob  die  Zollbehörde  am  26.  oder  28.  Dezem- 
ber schon  den  erhöhten  Zoll  nach  dem  Reichsgesetze  vom  21.  Dezem- 
ber 1887  hätte  verlangen  können  und  sollen,  berührt  die  KUtgerin 
nicht,  denn  jedenfalls  durfte  sie  selbst  den  Empflingem  der  Gerste  oder 
dem  Beklagten .  gegenüber  keinen  höheren  Zollbetrag  in  Ansatz  bringen, 
als  sie  selbst  der  Zollbehörde  entrichtet  oder  zu  entrichten  sich  ver- 
bindlich gemacht  hatte. 

Aus  dem  Grunde,  weil  die  Eisenbahnverwaltung,  dem  Auftrage 
des  Beklagten   entsprechend,   die   Gerste   in   Bettingen   zur  Verzollung 
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angemeldet  hatte,  ist  ihr  später  daselbst  der  Betrag,  nm  den  der  Zoll 
mit  Wirkung  vom  26.  November  ab  erhöbt  worden  ist,  von  der  Zoll- 
beht^rde  angefordert  worden.  Gemttfs  Art.  1998  C.  c  wäre  es  Sache 
des  Beklagten  gewesen,  die  Klägerin  von  den  Ansprüchen  zu  befreien, 
die  ans  der  Vollziehung  des  ihr  erteilten  Auftrages  mit  Recht  oder 
mit  Unrecht  gegen  sie  erhoben  wurden.  Dem  Beklagten  ist,  wie  aus 
den  von  den  Parteien  verlesenen  Schriftstücken  sich  ergiebt,  von  der 
Anforderung  der  Zöllbehörde  Kenntnis  gegeben  worden,  er  hat  auch 
um  Erlafs  der  erhöhten  Eingangsabgabe  nachgesucht;  nachdem  er 
aber  von  der  Giofsh.  Zolldirektion  zu  Luxemburg  am  5.  April 
1888  ablehnenden  Bescheid  erhalten  hatte,  hat  er  unterm  15.  Juni 
1888  erklärt,  er  zahle  nicht,  bis  er  in  Zweibrücken  verurteilt 
werde. 

Dieses  Verhalten  des  Beklagten  hatte  zur  Folge,  dafs  die  2^11- 
bebörde  der  Klägerin  schliefslich  Zwangsbefehl  zustellen  liefs.  Klägerin, 
die  gemäfs  §  3  der  Übereinkunft  vom  11.  Juni  1872  (Reichsges.Bl. 
S.  831)  vor  den  Grerichten  in  Luxemburg  Recht  zu  nehmen  hat,  machte 
durch  Einspruch  die  Sache  bei  Gericht  anhängig,  und  ermöglichte  dem 
Beklagten  dadurch,  dafs  sie  ihn  am  15.  Dezember  1890  beiladen  liefs, 
vor  dem  Gerichte  den  durch  §  2  des  Reichsgesetzes  vom  21.  Dezem- 
ber 1887  zugelassenen  Nachweis  zu  liefern.  Da  der  Beklagte  der 
Beiladung  keine  Folge  leistete,  auch  auf  die  Zustellung  des  Urteils 
vom  3.  August  1892  sich  unthätig  verhielt,  ist  die  Klägerin  rechts- 
kräftig zur  Zahlung  des  Zollbetrags  von  303  M.  und  der  Prozefs- 
kosten  verurteilt  worden.  Dafs  die  Prozefskosten,  soweit  sie  hier  in 
Betracht  kommen,  167  M.  48  Pf*  betragen,  und  dafs  die  Klägerin  die 
von  ibr  eingeklagten  Beträge  gezahlt  hat,  ist  aufser  Streit.  Ihr  Ersatz- 
anspruch aber  ist  nach  den  Bestimmungen  der  Art.  1999,  2000  C.  c. 
begründet.  Auf  die  Frage,  auf  welche  das  angefochtene  Urteil  ent- 
scheidendes Gewicht  legt,  ob  nämlich  die  Gerste  eingeführt  worden  ist 
infolge  von  Verti^en,  die  vor  dem  26.  November  1887  abgeschlossen 
waren,  kommt  es  nicht  an;  der  Anspruch  der  Zollbehörde  auf  den  er- 
höhten Zoll  ist  der  Klägerin  gegenüber  rechtskräftig  festgestellt.  Richtig 
ist  wohl,  dafs  das  in  Luxemburg  ergangene  Urteil  nicht  gegen  den 
Beklagten  vollziehbar  ist,  allein  für  den  jetzt  anhängigen  Rechtsstreit 
genügt  es,  dafs  für  die  von  dem  Beklagten  oder  dessen  Vertreter  mit 
der  Verzollung  beauftragte  Klägerin  das  Urteil  des  Luxemburger  Ge- 
richts bindend  ist.  Jenes  Urteil  bildet  die  Grundlage  für  die 
Ersatzforderung  der  Klägerin,  wenn  es  auch  kein  Voll- 
streckungstitel gegen  den  Beklagten  ist  Bei  seiner  Weige- 
rung zu  zahlen,  bis  er  von  einem  Gerichte  in  Z.  verurteilt  werde,  hat 
d«>r  Beklagte  übersehen,  dafs  bei  der  Entscheidung  des  heimatlichen 
Gerichtes  die  Vorgänge  in  Luxemburg  in  Betracht  gezogen  werden 
müssen.  Der  Beklagte  konnte  nicht  gezwungen  werden,  in  Luxemburg 
Recht  zu  nehmen;  da  er  aber  durch  seine  Vertreter,  Gebr.  M.,  die  Ver- 
zollung in  Luxemburg  angeordnet,  und  die  Klägerin,  welche  in  Luxem- 
burg Recht  nehmen  mufs,  mit  der  Verzollung  beauftragt  hat,   kann   er 
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sich    der   WirkaDg    der   in   Luxemburg    ergangenen   Verurteilang   der 
Klägerin  nicht  entziehen. 

Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  etwa  Klägerin  dadurch  ein  Versehen 
herbeigeführt  hat,    dafs  die  eingeklagten   Ausgaben  auf  Rechnung   des 
Beklagten  gemacht  werden  mufsten.     Diese   Frage   ist  zu   vemeineo. 
Ein    Versehen    ist    insbesondere    nicht    darin    zu    erblicken,    dafs    die 
Klägerin  den  Beklagten  nicht  als  Zeugen   nach   Luxemburg  hat  vor- 
laden lassen.     Ein  solches  Verfiihren  wäre  nicht  angemessen  gewesen, 
denn  es  handelte  sich  in  seinem  Prozesse  um  die  eigene  Angelegenheit 
des  Beklagten;    Beklagter  hatte  in  jenem   Prozesse  als  Partei  aufzu- 
treten, nicht  als  Zeuge  zu  erscheinen.     Die  Klägerin  hat  ihren  Mandats- 
pflichten  Genüge  geleistet,   indem  sie   dem   Beklagten  durch  die   Bei- 
ladung die  M((glichkeit  gewährte,   die  Prozefsleitung  zu   übernehmen. 
Dafs    Beklagter    die   Vorladung   vom    15-  Dezember  nicht   verstanden 
haben  sollte,  ist  nicht  glaubhaft,   zumal  er  selbst   zagegeben   hat,    dafs 
er  das  Schriftstück    seinem   damaligen   ßechtsbeistande    gezeigt   habe. 
Über  den  Orund  der  Streitverkündung  und  über  die  Lage   des  Rechts- 
streites war  übii^ens  der  Beklagte  schon  durch  die  an  ihn  ergangenen 
Zahlungsaufforderungen  und  durch  die  Zuschrift  vom  9.  Februar  1889 
hinreichend  aufgeklärt,  es  genügte  vollständig,   wenn  er   den  Verhand- 
lungstermin  aus    der  Zustellung    ersah.     Wäre    ihm   aber   selbst    dies 
nicht  möglich  gewesen,   so  wäre  es  seine  Aufgabe  gewesen,   bei   der 
Klägerin,  die  ÜXr  ihn  in  den  Prozefs  gezogen  worden   war,   Erkundi- 
gung  einzuziehen.     Das   angefochtene    Urteil   vermifst    die 
Beobachtung   der  Vorschriften   der  Reichscivilprozefs- 
ordnung  bei  der  dem  Beklagten  gewordenen  Beiladang. 
Diese  Vorschriften  kommen  hier  nicht  in  Betracht,  es  war  nur  ein  Ver- 
fahren einzuhalten,  das  nach  den  in  Luxemburg  geltenden  Bestimmungen 
dem    Beklagten    gestattete,    in    den    Prozefs    als    Partei    einzutreten. 
Das  ist  geschehen.     Dafs  Beklagter  von  der  ihm  verschafften  Befugnis, 
in  Luxemburg  den  Prozefs  zu  fahren,  keinen  Gebrauch   machte,    darf 
der  Klägerin  nicht  zum  Nachteil  gereichen.     Nur  dann  wäre   der  Er- 
satzanspruch  der  Klägerin   nicht  ohne    weiteres   gerechtfertigt,    wenn 
das   unthätige  Verhalten    des  Beklagten    darauf   zurückzuführen    wäre, 
dafs   Klägerin   in   dem  Schreiben  vom  9.  Februar  1889)   wie  sie  za- 
giebt,  irrtümlicherweise  behauptet  hat,   es  sei  an  der  Verurteilang  in 
Luxemburg  nicht  zu  zweifeln.     Dem  Gerichte  stehe  keine  Nachprütiing 
zu,  ob  der  erhöhte  Zoll  geschuldet  werde;   nach  §  12  des  Vereinszoll- 
gesetzes  seien   die  Entscheidungen    der   Verwaltungsbehörden    für  die 
Gerichte  unbedingt  mafsgebend  ^).     Beklagter  ist  aber  durch  diese  un- 
richtige Belehrung  nicht  bestimmt  worden,  sich  dem  in  Luxemburg  an- 
hängigen Prozesse  gegenüber  unthätig   zu  verhalten Da  auch 

nicht  anzunehmen  ist,    dafs  Beklagter  in  den  Prozefs  eingetreten  wäre, 
wenn  ihm  die  Klägerin  später   von   der  Unrichtigkeit  ihrer   Kechtsan- 


1)  Vgl.  EntacheiduDgen  des  Reichsgerichts  Bd.  5  S.  87  Bd.  16  S.  d9. 
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rieht  Kenntnis  gegeben  hätte,  so  kann  auch  kein  Gewicht  darauf  gelegt 
werden,  dafs  sie  ihm  eine  solche  Mitteilung  nicht  gemacht  hat.    .   .    .^^ 

Beehtshülfeverkehr   deutscher    Gerichte  mit  EUafs-Lothringen   in 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  GerichtsbarJceit 

Oberlandesgericht  Colmar  1.  Mai  1901,  Reichsgericht  3.  Juni  1901  (Zeitschr. 
f.  Rechtspflege  im  Herzogtum  Braunscnweig  1901  S.  81  ff.}. 

In  der  Flentgeschen  Vormundschaftssache  hatte  auf  Ersuchen  des 
H.  Amtsgerichts  Erchershausen  das  Kaiserliche  Amtsgericht  zu  Dieuze 
in  Elsafs-Lothringen  seitens  des  aufserehelichen  Vaters  des  Mündels, 
Musketiers  P.,  das  Anerkenntnis  seiner  Vaterschaft  und  seiner  Ver- 
pflichtung zur  Alimentation  des  Mtlndels  zu  Protokoll  genommen,  das 
fernere  Ersuchen,  den  P.  noch  erklären  zu  lassen,  dafs  er  sich  rttck- 
richllich  seiner  Unterhaltsverpflichtung  der  sofortigen  Zwangsvollstreckung 
unterwerfe  (CP.O.  §  794  Nr.  5),  jedoch  unter  Berufung  auf  §  44  des 
elsafs  -  lothringischen  Ausführungsgesetzes  zum  Reichsgesetze  ilber  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  6.  November  1899^) 
wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichts  abgelehnt.  Die  gegen  diesen  Be- 
schlnfs  seitens  des  genannten  hiesigen  Gerichts  in  Gemäfsheit  des  §  2 
des  Eeichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit bezw.  §§  159,  160  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  bei  dem 
Kaiserlichen  Oberlandesgerichte  zu  Colmar  nachgesuchte  Ent- 
scheidung vom  1.  Mai  1901  ging  auf  Zurückweisung  der  Beschwerde. 
Die  Gründe  lauten: 

„Das  Amtsgericht  in  Dieuze  hat  zwar  insoweit  dem  Ersuchen  des 
H.  Braunschweigischen  Amtsgerichts  Eschershausen  stattgegeben,  als  es 
von  dem  p.  P.  die  Anerkennung  der  Vaterschaft  des  am  15.  Januar  1901 
geborenen  unehelichen  Kindes  der  Marie  F.,  sowie  die  Anerkennung 
aufgenommen  hat,  für  dessen  Unterhalt  eine  gewisse  Summe  zu 
entrichten.  Das  weitere  Ersuchen,  den  p.  P.  zu  einer  Erklärung 
darüber  zu  veranlassen,  dafs  er  sich  hinsichtlich  der  Unterhalts- 
gewährung der  sofortigen  Zwangsvollstreckung  unterwerfe,  wurde  von 
dem  Amtsgericht  in  Dieuze  mit  Recht  abgelehnt.  Die  von  dem  Vater 
eines  unehelichen  Kindes  abzugebenden  Erklärungen  unterscheiden  sich 
nämlich,  was  ihre  Beurkundung  betrifit,  darin,  dafs  die  Anerkennung 
der  Vaterschaft  nach  §  1718  des  B.G.B.  nur  in  einer  öffentlichen 
Urkunde  abgegeben  werden  kann,  £\Xr  deren  Aufnahme  nach  §  167 
AbB.  2  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  aufser  den  Notaren  auch  die  Amtsgerichte  zuständig 
sind,  während  die  Anerkennung  des  Vaters  über  seine  Verpflichtung 
zur  Unterhaltsleistung   (B.G.B.   §  1708)   der   blofsen   Schriftform   (das. 


1)  Dieser  §  44  lautet:   „Für  die  Beurkundung   von  Rechtweschäften, 

'       '^  '  '  '    '  '"  jher   oder 

anderes  gc- 


welche  nach   den   Vorschriften   der   Reichsgesetze  gerichtlicher  oder 
notarieller  Beurkundunir  bedürfen,  sind,  soweit  nicht  ein  ande 


setzÜch  bestimmt  ist,  nur  die  Notare  zuständig.' 
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§  781)  unterworfen  ist.  Dagegen  findet  nach  §  794  Nr.  5  der  CP.O. 
die  Zwangsvollstreckung  aus  jenem  Unterhaltsversprechen  nur  dann 
statt,  wenn  die  Urkunde,  worin  dasselbe  niedergell^  ist,  von  einem 
deutschen  Gerichte  oder  von  einem  deutschen  Notar  innerhalb  der 
Grenzen  seiner  Amtsbefugnisse  in  der  vorgeschriebenen  Form  aufge- 
nommen ist,  und  der  Schuldner  sich  der  sofortigen  Zwangsvollstreckung 
unterworfen  hat  Obgleich  sich  an  diese  Unterwerftmg  einschneidende 
prozessualische  Folgen  knüpfen,  stellt  sich  ihre  Beurkundung,  wenn  sie, 
wie  hier,  aufserhalb  eines  Rechtsstreites  vorgenommen  wird,  als  em, 
Akt  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  dar.  Nach  §  2  des  ange^hrten 
Reichsgesetzes  haben  sich  nun  J|die  Gerichte  Rechtshtllfe  zu  leisten, 
und  finden  hierauf  die  §§158  und  169  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
Anwendung.  Diese  Verpflichtung  zur  Rechtshülfe  beschränkt  sich  nach 
§  1  das.  auf  diejenigen  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
welche  durch  Reichsgesetz  den  Gerichten  übertragen  sind.  Durch  §  44 
des  elsafs-lothringischen  AusfUhrungsgesetzes  vom  G.November  1899  (Ge- 
setzblatt S.  128)  ist  jedoch  auf  Grund  der  der  Landesgesetzgebung  im  Art. 
141  des  Einfährungsgesetzes  zum  B.G.B.  erteilten  Ermächtigung  ausschlie/k- 
lich  den  Notaren  die  Zuständigkeit  zur  Beurkundung  solcher  Rechtsge- 
schäfte verliehen,  welche  nach  Vorschrift  der  Reichsgesetze  der  gericht- 
lichen oder  notariellen  Beurkundung  bedürfen.  Dem  Amtsgerichte  in 
Dieuze  wird  daher  durch  den  Beschwerdeführer  eine  Amtshandlung 
angesonnen,  die  in  den  Geschäftskreis  des  Notariats  fkllt.  Nach  Abs.  2 
des  §  159  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  ist  aber  das  Ersuchen  eines 
nicht  im  Instanzenwege  vorgesetzten  Gerichts  abzulehnen,  wenn  die 
vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte  des  ersuchten  Gerichts 
verboten  ist.  Hierunter  sind  nicht  blofs  solche  Handlungen  begriffen, 
deren  Vornahme  ausdrücklich  gesetzlich  untersagt  ist,  sondern  auch 
solche,  deren  Erledigung  überhaupt  nicht  zum  Geschäftskreise  des  er- 
suchten Gerichts  geh((rt;  dies  war  im  §  87  des  Bundesgesetzes  vom 
21.  Juni  1869  (B.G.Bl.  S.  313)  ausdrücklich  als  Ablehnungsgnmd  zu- 
gelassen und  ist  blofs  wegen  seiner  Selbstverständlichkeit  nicht  in  den 
§  159  des  G.V.G.  hinübergenommen  worden.  An  der  Berechtigung 
des  Amtsgerichts  in  Dieuze  zur  Ablehnung  des  fraglichen  Ersuchens 
wird  auch  durch  §  194  Abs.  4  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  nichts  geändert,  da  er  auf  der 
hier  nicht  zutreffenden  Voraussetzung  einer  Zulässigkeit  der  Rechts- 
hülfe  beruht.  Endlich  besteht  auch  kein  allgemeiner  Rechtssatz  dahin, 
dafs  ein  Gericht  ohne  weiteres  zur  Vornahme  solcher  —  an  sich 
seinem  Geschäftskreise  fremder  —  Amtshandlungen  zuständig  bleibt, 
die  sich  als  Zubehör  oder  als  Folgerung  aus  einer  von  ihm  zuständiger^ 
mafsen  bewirkten  Amtshandlung  qualifizieren  lassen." 

Unter  Bezugnahme  darauf,  dafs  es  sich  um  eine  Frage  handle, 
die  nicht  allein  für  das  hiesige  Herzogtum,  sondern  für  das  ganze 
Reich  und  namentlich  für  alle  Vormundschaftsgerichte  von  Wichtigkeit 
sei,  verfolgte  das  Amtsgericht  Eschershausen  die  nach  §  160  des  Ge- 
richtsverfassungsgesetzes zulässige  Beschwerde  an  das  Reichsgericht. 
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Sie  ist  indessen  durch  Beschlafs  des  4.  Civilsenats  vom  8.  Juni  1901 
(IV.  Bd.  148,  1901)  als  unbegrtlndet  zurückgewiesen,  „da  die.Aus- 
ftifamngen,  auf  Grund  deren  das  Oberlandesgericht  zu  Colmar  zur 
Billigung  der  ablehnenden  Entscheidung  des  Amtsgerichts  zu  Dieuze 
Tom  29.  März  1901  gelangt  sei,  durchweg  ftlr  zutreffend  zu  erach- 
ten  seien." 

Zuständiges  NcuMiifsgericht  nach  einem  in  Amerika  verschollenen 

Erblasser. 

Beachlnfs  des  Oberlandeagerichts  Stutt^rt  (I.  Ciyüsenat)  vom  15.  März  1901 
(Ztechr.  für  d.  freiwillige  Grerichtsbarkeit ....  in  Württemberg  42.  Jahrgang 

S.  157). 

Dem  am  17.  Juni  1880  zu  B.  im  Königreich  Holland  geborenen 
P.  M.  ist  im  Jahr  1845  auf  Ableben  seiner  Mutter,  die  nach  dem 
Tode  des  Vaters  nach  St  in  Württemberg  übergesiedelt  war,  ein  elter- 
liches Vermögen  zugefallen,  welches  in  der  Folge  unter  der  Aufsicht 
der  württ  Vormundschaftsbehörde  W. ,  wo  der  Vater  das  Gemeinde- 
btti^rrecht  besessen  hatte,  verwaltet  wurde.  P.  M.  hat  sich  im  Jahre 
1854  mit  einer  aus  seinem  Pflegvermögen  ihm  gereichten  Ausstattung 
nach  Amerika  begeben  und  ist  dort  nach  kurzer  Zeit  verschollen.  Durch 
Urteil  des  Amtsgerichts  St.  vom  12.  November  1900  ist  derselbe  nun- 
mehr fllr  tot  erklärt  worden.  Zu  der  von  dem  Bruder  des  Verschollenen 
Ch.  M.  in  M.  beantragten  Auseinandersetzung  seines  Nachlasses  hat  sich 
sowohl  das  Nachlafsgericht  W.  als  das  Nachlafsgericht  St.  für  un- 
zuständig erklärt,  ersteres,  weil  der  Verschollene  sich  nie  in  W.  auf- 
gehalten, letzteres,  weil  er  auch  in  St.  keinen  Wohnsitz  gehabt  habe, 
wonach  gemäfs  §  78  Abs.  2  des  6.  fr.  G.  das  zuständige  Nachlafs- 
gericht von  der  Landesjustizverwaltung  zu  bestimmen  sei. 

Von  dem  Nachlafsgericht  W.  um  Entscheidung  nach  §  5  des  ge- 
nannten Gesetzes  angerufen,  hatte  das  Oberlandesgericht  zu  erwägen, 
dafs  ein  inländischer  W^ohnsitz  des  P.  M.  allerdings  nicht  nachweisbar 
ist,  indem  insbesondere  der  von  seiner  Mutter  nach  dem  Tode  des 
Vaters  gewählte  Wohnsitz  der  letzteren  in  St.  nach  den  mafsgobenden 
Grandsätzen  des  württ.  und  gemeinen  Rechts  nicht  geeignet  war,  einen 
neuen  gesetzlichen  Wohnsitz  der  Kinder  an  dem  letzteren  Ort  zu  be- 
gründen, und  keine  Anhaltspunkte  dafUr  vorliegen,  dafs  der  Sohn 
P.  M.  mit  dem  Willen  der  Mutter  oder  seines  nach  deren  Tod  auf- 
gestellten Vormundes  einen  eigenen  Wohnsitz  in  St.  oder  an  einem 
dritten  Ort  begründet  habe,  ehe  er  im  Alter  von  24  Jahren  Württem- 
berg für  immer  verliefs.  Gemäfs  §  73  Abs.  2  Satz  2  des  G.  fr.  G. 
wäre  daher  die  Entscheidung  des  K.  Justizministeriums  einzuholen, 
wenn  P.  M.  noch  jetzt  als  württembergischer  Staatsangehöriger  zu  be- 
trachten wäre.  Diese  Voraussetzung  ist  jedoch  zu  verneinen,  nachdem 
derselbe,  wie  aus  den  vorliegenden  Erhebungen  hervorgeht,  kurze  Zeit 
nach  seiner  Ankunft  in  New  York  seinen  im  Inland  gebliebenen  An- 
gehörigen  wie   seinem  Vormund  fremd  und  unerreichbar  geworden  ist, 
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ohne  sich  je  wieder  um  die  wilrttembergische  Heimat  and  nm  sein 
daselbst  verwaltetes  Vermögen  zu  kümmern.  Wenn  auf  Grund  der 
Feststellung  in  dem  Ausschlufsurteil  des  Amtsgerichts  vom  12.  November 
1900  gemttfs  B.G.B.  §§  18,  19  das  Fortleben  des  Verschollenen  bis 
zum  1.  Januar  1900  zu  vermuten  ist,  so  ist  doch  hieran  keine  Ver- 
mutung der  Fortdauer  der  württ  Staatsangehörigkeit  desselben  zu 
kntlpfen,  und  entspricht  es  vielmehr  den  gegebenen  UmstKnden,  im  Hin- 
blick auf  die  mit  dem  1.  Januar  1871  in  Geltung  getretene  Vorschrift 
des  §  21  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870  die  Thatsache  eines 
ununterbrochenen ,  wenigstens  zehnjährigen  Aufenthaltes  desselben  im 
Ausland  und  eben  damit  den  Verlust  der  württ.  Staatsangehörigkeit  als 
feststehend  anzusehen,  wonach  die  in  §  73  Abs.  2  des  G«  ir.  G.  vor- 
gesehene Zuständigkeit  des  Nachlafsgerichts,  in  dessen  Bezirk  Nachlafs- 
g^enstände  —  hier  das  ftlr  den  Verschollenen  in  W.  verwaltete  Ver- 
mögen —  sich  befinden,  Platz  greift.  Hiernach  war  das  Nachlafsgaricht 
W.  als  zuständiges  Nachlafsgericht  zu  bestimmen. 

Bedeutung  englischer  Schiedssprüche,    Klausel:   nAny  dispute  an 
this    contract    to    be   settled   by    arbitration    in    London   in  the 

usudl  way^. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe  (U.  Senat)  vom  5.  Mars  1901  in 
Sachen  Cox  &  de.  gegen  Seilindustrie  („Badische  Kechtsprazis''  1901  S.  106). 

Durch  diese  Vertragsbestimmung  haben  die  Parteien  die  Verein- 
barung getroffen,  dafs  die  Entscheidung  aller  aus  dem  Vertrage  er- 
wachsenden Rechtsstreitigkeiten  durch  ein  Schiedsgericht  erfolgen  solle. 
Die  beklagt  Ische  Behauptung,  diese  Klausel  lege  den  Parteien  nur  die 
Verpflichtung  auf,  sich  im  Falle  des  Streites  dem  Versuche  einer  güt- 
lichen Lösung  durch  Schiedsspruch  zu  unterziehen,  beeinträchtige  aber 
f^r  den  Fall,  dafs  sie  den  Schiedsspruch  nicht  anerkennen  wollen,  ihr 
Recht  nicht,  die  Entscheidung  der  ordentlichen  Gerichte  anzurufen, 
widerstreitet  dem  Wortlaut,  Sinn  und  Zweck  dieser  Vertragsbestimmung. 
Statt  der  angr:trebten  Vereinfachung  fllr  die  Regelung  der  beider- 
seitigen Beziehungen  würde  dadurch  eine  der  Verkehrssitte  wider- 
strebende Erschwerung  und  Verschleppung  beim  Austrage  von  Zwistig- 
keiten  hervorgerufen  werden.  Das  Wesen  des  Schiedsvertrags  besteht 
gerade  in  der  Unterwerfung  unter  den  Spruch  des  bestellten  Schieds- 
gerichts, und  nachdem  die  Parteien  ausdrtlcklich  vereinbart  haben,  dafs 
ihre  Streitigkeiten  aus  dem  Vertrage  durch  ein  Schiedsgericht  zu  schlich- 
ten seien,  haben  sie  in  einer  Weise,  die  sie  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  eines  jeden  der  in  Betracht  kommenden  Civilrechte  bindet, 
kraft  der  ihnen  über  den  Gegenstand  zustehenden  Verfögungsgewalt 
ihren  Vertrsgswillen,  sich  dem  Schiedssprüche  zu  enterwerfen,  rechts- 
geschäftlich bethfttigt.  Die  Parteien  haben  dann  auch  in  Vollziehung 
dieser  Vereinbarung  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  über  den  den 
Gegenstand  der  Widerklage  bildenden  Anspruch  der  Beklagten  ange- 
rufen, und  das  Schiedsgericht  hat  seinen  Sprach  gefällt.     Die  Beklagte 
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liat  nicht  bdiauptet,  dafs  die  bestellten  Schiedsricliter  gegen  die  nach 
dem  englischen  Rechte  bestehenden  Vorschriften  für  das  Schiedsgericht- 
Helle  Verfahren  verstofsen  hätten ;  sie  giebt  selbst  zn,  dafs  der  Schieds- 
spruch nach  dem  englischen  Rechte  formell  richtig  zu  stände  gekommen 
ist  Die  Beklagte  behauptet  nur,  nach  englischem  Rechte  sei  ein 
Schiedsspruch  nicht  bindend,  wenn  die  Entscheidung  materiell  unrichtig 
sei  und  auf  einem  groben  Irrtom  beruhe.  Diese  Behauptung  zerfilUt 
nicht  nur  an  der  Kraft  der  civilrechtlichen  Wirkungen  der  nach  dem 
Obigen  iswischen  den  Parteien  getroffenen  Vereinbarung,  sie  steht  auch 
im  Widerspruche  mit  den  allgemein  gültigen  Onindsätzen  ttber  das 
Wesen  des  Schiedsvertrags.  FOr  das  englische  Recht  insbesondere, 
das  nach  dem  übereinstimmenden  Vorbringen  der  Parteien  und  nach 
der  Auf£usnng  des  Gerichts  auf  den  Fall  anzuwenden  ist,  ergiebt  sich 
die  Unrichtigkeit  der  von  der  Beklagten  aufgestellten  Behauptung  aus 
der  ArhUratUm  Act,  1889  (52  und  53  Vict.  Oh.  41),  durch  welche 
das  schiedsgerichtliche  Veriahr^i  ftlr  England  geregelt  ist.  Dieses 
Gesetz  enthält  keine  Bestimmung,  welche  die  Aufhebung  eines  Schieds- 
spruchs aus  dem  von  der  Beklagten  angegebenen  Grande  zoliefse.  In 
dem  von  der  Klägerin  weiter  Übergebenen  Auszage  aas  einem  Judg- 
meni  des  Lord  Halsbury  in  Adams  v.  Qrealt  North  of  Scoüand 
Baüway  Comptmy  ist  dargelegt,  dafs  eine  Aufhebung  eines  formell 
perfekten  Schiedssproches  wegen  Irrtums  in  rechtlicher  oder  thatsäch- 
licher  Beziehung  unzulässig  sei. 
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Prisengeriehtlicher   Spruch    des  Supreme    Cowrt    in   Saehm   des 

„Benito  Estenger^. 

Mitgeteilt  von  Th.  N. 

Der  Dampfer  ^Benito  Estenger"  war  bis  zam  9.  Joni  1898 
E^entum  des  spanischen  Unterthanen  Enrique  de  Messa.  An  dem 
genannten  Tage  Übertrag  de  Messa  das  Eigentum  des  Schiffes  an  den 
Engländer  Beattie,  auf  dessen  Namen  es  bei  der  Registerbehörde 
des  Hafens  Kingston  (Jamaica)  gemäfs  den  Vorschriften  des  englischen 
Rechtes  eingetragen  wurde.  Das  Schiff  verliefs  darauf  Kingston  am 
28.  Juni  and  ftihr,  mit  einer  Ladung  Reis,  Getreidemehl  und  Kaffee, 
nach  Manzanillo,  wo  die  Ladung  gelöscht  wurde.  Am  27.  Juni 
verliefe  es  mittags  2  Uhr  Manzanillo,  um  zunächst  nach  Monteyo,  dann 
nach  Kingston  zu  fahren.  Um  5^/2  Uhr  wurde  es  bei  Kap  Cruz 
darch  das  amerikanische  Kanonenboot  „Hörnet^  angehalten  und  be- 
schlagnahmt. Es  wurde  nach  Key  W e s t*  gebracht  und  dort  auf  An- 
ordnung des  Gerichtshofes,  nachdem  es  am  17.  Dezember  1898  „08 
latofid  priee  as  enemy  property^  erklärt  war,  verkauft.  Der  oberste 
Gerichtshof   bestätigte    im    Oktober    1899    (Entecheidung  No.  192   — 
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Oktober  Teno  1899)  die  Entscheidang  des  Gerichtshofes  enter  Instana, 
indem  er  —  Richter  Fall  er  —  unter  anderem  ausführte: 

Die  in  Frankreich  geltende  Regel,  wonach  die  Veräufserung  yon 
Schiffen  flagrante  hello  als  schlechthin  ungtdtig  zu  behandeln  ist,  hat 
in  England  und  den  Vereinigten  Staaten  keine  Qeltung.  (Das  Urteil 
beruft  sich  auf  Hall,  IntemaUonal  Law,  4^  ed,  §  5JÜ5\  Story, 
Frinciplea  and  Praäice  of  Priee  Courts,  PraOs  ed.  §  63,  2  Wheai. 
App.  30.)  Aber  der  Verkauf  feindlicher  Schiffe  an  Neutrale  ist  ^Uabk 
to  great  suspicion*'.  Damit  er  prisenrechtlich  respdctiert  werde,  muft 
nachgewiesen  werden,  da(s  er  jfiona  fide^  und  ^äbsöltUdy**^  geschehen  ist 
Der  bisherige  Eigenttlmer  mufs  sich  jedes  ferneren  Interesses  an  dem 
Schiff  entäufsem,  damit  die  für  die  Fraudulositftt  des  Verkaufes 
sprechende  Präsumtion  entkräftet  werde.  (Das  Urteil  weist  hin  auf  die 
Präcedenzfklle  „Sechs  Geschwister,  4  C  Roh.  100  [Richter 
William  Scott];  Jemmj,  4  C.  Roh.  81  [Richter  William  Scott]; 
Omnibus,  6  C.  Roh.  71  [Richter  CSadwalader] ;  Baltica,  Spioki 
Prize  Gases  [Dr.  Lushington];  Ernst  Merck  [Spinks  Prize  Gases  98]; 
Jenny  [5  Wall.  183];  Amiable  Isabella  [6  Wheat.  1];  Lilla 
[2  Cliff.  69,  Storys  Prize  Courts  26].)" 

Im  gegebenen  Fall  sei,  so  führt  das  Urteil  aus,  der  Beweis  der 
bona  fid^  nicht  erbracht  Es  sprächen  verschiedene  Umstände  dir^t 
dagegen.  Dazu  gehöre  insbesondere  die  Thatsache,  dafs  der  bisherige 
Kapitän  nach  dem  Verkauf  in  seiner  Stellung  an  Bord  geblieben  sei, 
und  dafs  der  bisherige  Eigentümer  nach  dem  Verkauf  als  Superkaigo 
des  Schiffes  fungierte. 

Das  Urteil  erörtert  auch  die  Frage,  ob  die  nach  Manzanillo  ge- 
brachte Ladung  als  y^enemy  property^  zu  betrachten  gewesen  sei, 
worunter  im  Sinn  des  amerikanischen  Prisenrechtes  alle  der  Wegnahme 
unterworfene  Zufuhr  verstanden  wird.  Die  Frage  wird  bejaht,  weil 
Manzanillo  ein  durch  Kriegsschiffe  und  Küstenbatterien  verteidigter,  that- 
sächlich  (wenn  auch  nicht  rechtlich)  blockierter  Platz  gewesen  und  die 
Zuftihr  daher  geeignet  gewesen  sei,  die  feindliche  Stellung  zu  stärken. 
„J3  is  enough  fhat  in  decding  w%(h  a  vessd  adjudioated  in  suppUes 
neceasary  for  the  enemy's  forces,  is  of  weU  nigh  decmoe  in^rtance.*^ 

Prisengerichüicher   Spruch   des    Swpreme   Court   in   Seuchen  des 

„Olinde  Bodrigues^. 

Mitgeteilt  von  Th.  N. 

Der  von  der  französischen  Regierung  subventionierte  grofse  Dampfer 
der  C!ompagnie  Generale  Transatiantique  „0 linde  Rodrigues''  ver- 
liefs  am  27.  Juni  1898  Havre  und  kam  am  3.  Juli  in  St  Thonu» 
an.  Von  dort  kommend  lief  er  am  4.  Juli  1898  in  den  Hafen  von 
San  Juan,  Portorico,  ein,  wobei  er  von  dem  amerikanischen  Htd&kreozer 
^ Y  0  s  e  m  i  t  e"  ,  welcher  als  Blockadeschiff  fungierte,  beobachtet  wurde, 
ohne  dafs  es  diesem  gelang,  ihn  aufzuhalten.  Am  5.  Juli  verliefs  der 
^Olinde  Rodrigues*'  wieder  den  Hafen  von  San  Juan.  Der  „Yosemite" 
hielt  ihn  nunmehr  an  und  machte  ihn  in  Form  der  Verwarnung  darauf 
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«nfmerksain,  dafs  der  Hafen  San  Juan  laut  Proklamation  dea  Prttaidenten 
der  Vereinigten  Staaten  Tom  27.  Juni  blockiert  sei.  £in  Offizier  des 
„Yoeemite"  trag  in  die  Schiffiipapiere  des  „Olinde  Rodrigaea"  ein: 
^Wofned  off  San  Juan,  July  5*,  1898,  hy  U.  S.  8.  Tosemü&. 
Commander  Bmoru,  John  Bums  Ensign.  U.  8.  Navt/.^  Der  „Olinde 
Sodriguea"  ging  darauf  nach  Paerto  Plata,  Haiti.  Am  16.  Juli  ver- 
lieTs  er  dieaen  Hafen.  Am  Morgen  dea  17.  Juli  wurde  er  durch  den 
amerikanischen  Kreuzer  „New  Orleans",  welcher  San  Juan  blockierte, 
angehalten  und  wegen  versuchten  Blockadebraches  beschlagnahmt, 
während  er  unweit  San  Juan  auf  hoher  See  erschien.  Der  District 
Court  von  South  Carolina  als  Prisengericht  ordnete  am  18.  Dezember 
1898  die  Freigabe  des  Schiffes  an,  weil  die  Blockade  von  San  Juan 
nicht  effektiv  gewesen  sei.  Der  Supreme  Court  trat  am  15.  Mai  1899 
dieser  Entscheidung  bei,  ohne  jedoch  Schadensersatz  an  den  „Olinde 
Bodrignes**  zu  bewilligen.  Richter  Füller  ftlhrte  zur  Begründung  — * 
No.  704  Oktober  Term  1898  —  aus: 

Die  Blockade  von  San  Juan  sei  im  Sinne  der  Pariser  Seerecbts« 
deUaration  ^pracHcaUy  effedive*^  gewesen.  Die  Pariser  Deklaration 
sei  gegen  die  j^paper  Uockades^  gerichtet  gewesen,  habe  aber  nicht  etwa 
eine  absolute  militärische  Überlegenheit  gefordert.  Die  General  Order 
(No.  492)  dea  Secretarj  of  Nayy  vom  20.  Juni  1898  habe  zutreffend 
bestimmt:  „Ä  Uodcade  to  he  effecHve  and  hvndüng  m^st  he  maintained 
dy  a  force  sufßcieni  to  render  vngress  to  or  egresa  from  O^e  pari 
dangerous,^    Diesem  Erfordernis  sei  genügt  gewesen. 

Ein  Blockadebruch  wurde  nicht  in  dem  Einlaufen  des  Schiffes  in 
San  Juan  am  4.  Juli  gefunden,  da  die  Blockade  verhängt  worden  sei, 
während  das  Schiff  sich  auf  hoher  See  befhnden  hatte  und  nicht  in 
der  Lage  war,  Kenntnis  von  der  Blockadeproklamation  zu  nehmen. 

Der  Gerichtshof  neigte  auf  Grund  einer  sehr  eingehenden  Beweis- 
aninahme  trotz  gegenteiliger  Behauptung  der  Offiziere  des  „Olinde 
Rodrigues"  zu  der  Annahme,  dafs  das  Schiff  im  Augenblick  der  Be- 
schlagnahme die  Absicht  gehabt  habe,  die  Blockade  zu  brechen,  indem 
es  in  San  Juan  Passagiere  und  Material  im  spanischen  Interesse  an 
Bord  nehmen  wollte.  Unterstützend  wurde  dabei  in  Betracht  gezogen, 
dafs  zwei  spanische  Gesundheitspässe  verheimlicht  und  vernichtet  worden 
waren,  welche  in  Port  au  Prince  und  Cap  Hajtien  ausgestellt  waren 
und  als  Bestimmungshafen  San  Juan  angaben,  ferner  der  Umstand,  dafs 
der  „Olinde  Rodrigues**  auf  das  Haltesignal  des  „New  Orleans^  nicht 
sogleich  beigedreht,  dies  vielmehr  erst  dann  gethan  hatte,  ab  der  „New 
Orleans"  feuerte. 

Indessen,  im  Ergebnis  nahm  das  Gericht  an,  dafs  ein  voller  Be- 
weis ftlr  die  Absicht  des  Blockadebruches  nicht  erbracht  sei.  „The 
evidence  of  evü  intent  must  he  dear  and  oomrincing  hefore  a  merdiani 
s^tp  hdonging  to  ctHeens  of  a  friendly  naHon  wiU  he  condemned. 
And  on  a  carefid  review  of  ihe  entire  emdence,  we  fhink  we  are  not 
compdled  to  that  extremUy.*^  In  Rttcksieht  des  Schadensersatzes  und 
der  Kosten  wurde  der  dringende  Verdacht  des  Blockadebruches,    weil 
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y^probäbie  cause  for  maJdng  the  capture  \mdoMdy  ex%8teä!^^  ab  Gnmd 
fttr  die  Venuitwortlichkeit  des  „Olinde  Rodrigaee^  angesehen,  unter 
Bero^g  auf  Section  4639  der  bandesrechtlichen  Reräed  Statates, 
welche  bestimmen  j^ihai^  under  circufMtanceB  aü  oosts  and  ejopeMes 
shaU  remain  eharged  on  the  capiwred  vessd  fhough  ehe  he  restored'^. 
Der  Gerichtshof  stdlte  als  einen  von  ihm  konstant  anerkannten  Grand- 
satz fest,  j^that  damages  and  cosis  wiU  he  demied  whete  (here  wa$ 
prohcMe  cauee  for  seieure.^ 

PfisengerichUicher  Sprtich    des   Swpreme    Court   in   Sachen   des 

y^Faquete  Hahana^  und  y^Lola^, 

Sapreme  Conrt,  8.  Janaar  1900  (Clund  1900  S.  1027). 

Die  spanischen  Fischerei&farzeoge  „Paqnete  Habana^  und 
„Lola"  wurden  während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  am  25. 
md  26.  April  1898  von  amerikanischen  Schiflbn  aa%ebracht  Dur 
District  Court  des  Southern  District  von  Florida  als  Prisengericht  er- 
kllfrte  beide  Fahrzeuge  för  gute  Ptise,  und  beide  Fahrzeuge  wurden 
infolge  dieses  Spruches  (^ffantlich  versteigert.  Der  Supreme  Court  der 
Vereinigten  Staaten  sprach  sich  in  seiner  Majoritl&t  durch  den  Richter 
Gray  daftlr  aus,  dafs  die  nur  der  Küstenfischerei  dienenden  Fischerei- 
ftihrzeuge  dem  Beuterecht  zur  See  nicht  unterliegen.  Ein  MinontätB- 
votum  (durch  Chief  Justice  Füller  begrtlndet)  sprach  sich  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  aus. 

Anm.  Das  Urteil,  dessen  ausführliche  Wiedergabe  die  Redaktion  dieser 
Ztschr.  sich  vorbehält,  eiebt  eingehende  historische  und  litterarische  Dar- 
legungen  über  die  Ausübung  des  Beaterechts  gegen  Fischereifahrzeuge. 

Schiffskollision    auf  hoher   See  zwischen   Schiffen   verschiedener 

NationalHät.    Schadensersatzanspruch  der  Erben  eines  dabei  tun- 

gekommenen  Pa^ssagiers.    MafsgebUchkeit  der  lex  fori. 

Circuit  Court  of  Appeals,  28.  März  1900  (Clunet  1900  S.  1019). 

Am  4.  Juli  1898  sank  der  französische  Dampfer  „Bourgogne" 
auf  hoher  See  auf  der  Fahrt  zwischen  New  York  und  Havre  infolge 
einer  Kollision  mit  dem  englischen  Schiff  „CromartTshire**.  Der  ab 
Passagier  der  „Bourgogne"  fahrende  Edwin  R.  Rundell  ertrank  dabei 
Der  Nachlafsadministrator  verlangte  namens  des  minderjährigen  Kindes 
des  Rundell  von  der  Schiflbgesellschsft  für  den  durch  ihr  Verschulden 
verursachten  Tod  eine  Entschädigung  von  50000  Dollars.  Es  war 
fraglich,  ob  dieser  Anspruch  nach  französischem  oder  nach  amerika- 
nischem Recht  zu  beurteilen  sei.  Der  Gerichtshof  lehnte  es  ab,  franzö- 
sisches Recht  anzuwenden,  weil  nicht  erwiesen  sei,  dafs  der  Verstorbene 
an  Bord  ertrunken  sei,  vielmehr  umgekehrt  die  Wahrscheinlichkeit 
dafür  spreche,    dafs   er  im  Meere  selbst  umgekommen  sei.     In  diesem 
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Fall  aber  mtlBse  die  lex  fori  angewendet  werden,  da  es  nicht  darauf 
ankomme,  wo  das  den  Tod  yerorsachende  Verschulden  begangen  sei, 
sondern  wo  der  Tod  stattgefunden  habe.  Übrigens  sei  der  Inhalt  des 
£ranz($Bischen  Rechtes  dem  Gerichtshof  nicht  nachgewiesen,  und  auch 
deswegen  müsse  der  amerikanische  Richter  das  amerikanische  Recht 
anwenden.  Endlich  habe  sich  die  amerikanische  Jurisprudenz  daAtr 
entschieden,  dafs  bei  Schifiskollisionen  auf  hoher  See  zwischen  Schiffen 
verschiedener  Nationalität  die  lex  fori  entscheide.  Das  amerikanische 
Hecht  aber  lasse  keinerlei  Schadensersatzanspruch  Blr  den  Tod  eines 
Menschen  zu. 

WtUkürung  eines  bestimmten  Rechtes  durch  die  Konnossements^ 

klausel. 

Distriktsgericht  von  Maryland,  15.  Dezember  1885  (Clunet  1900  S.  1015). 

Die  Konossementsbestimmung,  wonach  das  englische  Recht  für  alle 
Ansprüche  gegen  das  Schiff  oder  seinen  Eigentümer  mafsgebend  sein 
sollte,  ist  vor  amerikanischen  Oericbten  wirksam.  Dies  gilt  insbesondere 
für  die  vor  einem  amerikanischen  Admiralitätsgericht  geltend  gemachten 
Sehadensersatzansprüche. 

Staatsangehörigkeit.     Erwerbung   der   amerikanischen  8t.  gemäfs 

jus  soU. 

Sapxeme  Ck>nrt,  28.  Mäns  1898  (Supreme  Court  B^^yrts  Bd.  XVIII  S.  456  ff^ 

American  Law  Bwiew  Bd.  XXXU  S.  554)l 

Der  im  Jahre  1878  in  San  Francisco  als  Sohn  chinesischer  Eltern 
geborene  Wong  Kim  Ark,  welcher  bis  1894  in  den  Vereinigten  Staaten 
gewohnt  hatte,  begab  sich  in  diesem  Jahr  nach  China.  Von  dort  1895 
nach  den  Vereinigten  Staaten  zurückkehrend  sollte  er  als  Ausländer, 
und  insbesondere  als  Chinese,  gemäfs  der  Chinese  exdusion  act  vom 
6.  Mai  1882  ausgewiesen  bezw.  ihm  das  Betreten  der  Union  versagt 
werden.  Das  Distriktsgericht  von  Nord-ELalifomien  am  3«  Januar  1896 
und  ebenso  der  Supreme  Court  in  dem  oben  bezeichneten  Erkenntnis 
verwarfen  dieses  Vorgehen  der  Behörden  und  erkannten  Wong  Kim 
Ark  als  amerikanischen  Bürger  an,  unter  Beruftmg  auf  das  14.  Amend- 
ment zur  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  in  welchem  der  höchste 
Gerichtshof  den  Grundsatz  des  jus  soli  erblickt,  d.  h.  der  Erwerbung 
des  amerikanischen  Bürgerrechtes  seitens  aller  im  Gebiet  der  Union 
geborenen  Personen. 

Anm.  Vfd.  dazu  Wharton,  Diaest  of  ihe  internaUondl  law  of  the 
United  States  (Washington  1886  II  S.  394  ff.);  Cahn,  Das  Reichsffesetz  über 
cUe  Erwerbung  u.  d.  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit,  2.  Aufl. 
(Berlin  1896)  S.  22;  Clunet  1900  S.  1015.  —  Das  vielbestnttene  Amend- 
ment 14  lautet:  „AU  persans  bom  or  wOwralised  in  ihe  United  States  and 
suiject  to  the  jurisdictum  thereof,  are  Citizens  of  the  United  States  and  of  the 
Steves  wherein  they  reside.^  Jv. 
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Belgien. 

Einwand  der  Rechtshängigheit  auf  Grund  eines  im  Auslände  ge- 

fürten  Prozesses. 

AppellatioiiflgerichtBhof  BrüBsel  (Clunet  1900  S.  1014). 

Auf  einen  im  Auslände  anhängigen  Prozefs  kann  von  belgischeD 
Gerichten  unter  dem  Gesichtspunkt  des  durch  die  Streiteinlassung  be- 
gründeten Quasikontraktsverhältnissee  der  Einwand  der  Rechtshängigkeit 
gegründet  werden. 

Konkurs.    Grundsätgliche  Anerkennung  sowie  Grrentsen  der  Wirkung 
einer  im  Ausland  erfolgten  Konkurseröffnung. 

Antwerpen,  27.  Mai  1896,  10.  Mai  1899  (Clunet  1900  S.  1012). 

1.  Der  Verwalter  eines  im  Auslande  erOffiieten  Konkurses  ist 
auch  vor  belgischen  Gerichten  allein  aktiv  legitimiert  zur  Verfolgnng 
der  Rechte  der  Konkursgläubiger. 

2.  Konkursprivilegien  sind  „cPordre public^ .  Ausländische Konkon- 
privilegien,  welche  dem  belgischen  Recht  unbekannt  sind,  finden  daher 
Tor  bdigischen  Gerichten  keine  Anerkennung. 

8.  Die  Beetimmungen  der  Artt  444,  452,  453  des  belgischsD 
Konkursgesetzes  (wonach  auch  das  nach  der  Konkurseröfinung  vom 
Gemeinschuldner  erworbene  Vermögen  zur  Konkursmasse  gehört  und 
gegen  den  Gemeinschuldner  während  des  Konkursverfahrens  keine  ve^ 
mögensrechtlichen  Klagen  angestellt  werden  können)  sind  von  belgischen 
Gerichten  absolut  anzuwenden.  Insbesondere  sind  die  abweichenden 
Vorschriften  des  russischen  Rechtes  nicht  zu  beachten. 

Anm.  Über  die  belgische  Judikatur  und  die  durch  sie  seit  der  Ent- 
scheiduDff  des  beigischen  Kaasationshofes  vom  28.  Januar  1889  {PaMcrisU 
bdge  1889,  1,  229)  konstant  befolgte  Anerkennung  der  sog.  Universalität  des 
Konkurses  s.  die  Note  beilClun^t  1900  S.  1012.  .     N. 

Internationales   Übereinkommen  über  den  Msenbahnfrachtverhihr 
vom  JA.  Oktober  1690;  Haftpflicht  für  Verlust  und  Beschädigung 

des  Frachtgutes. 

Urteil  des  belgischen  Kassationshofes  vom  22.  November  1900  (Pctsicr.  bel^t 
1901.  1.  58.  Ztsch.  f.  franz.  CivUrecht  XX  XH  S.  101  ff.,  859  ff.). 

„In  Erwägung,  dafs  thatsächlich  feststeht  und  aufserdem  von  den 
Parteien  anerkannt  ist,  dafs: 

1.  am  4.  Juni  1897  Appellat  bei  der  königl.  Eisenbahndirektion 
zu  Altena  die  Zusammenstellung  eines  Sonderzuges,  bestehend  ans 
23  Personen-  und  Gepäckwagen,  behufs  Transportes  des  Personals  und 
Materials  des  Cirkus  Wulff  von  ^el  nach  Ltlttich  beantragt  hatte; 
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2.  die  Beladung  dnrch  das  Personal  eines  Spedlteors  zn  Kiel  unter 
Mitwirkung  des  Personals  des  Girkus  und  in  Gegenwart  eines  Bahn- 
beamten bethtttigt  worden  war; 

3.  nur  3  Gepftckwagen  mit  Decken  versehen  worden  waren, 
zwei  Decken  bei  jedem  Wagen,  im  ganzen  sechs  Decken,  zur  Ver- 
wendung kamen,  deren  Mie^reis  Tom  Appellaten  an  die  Eisenbahn- 
verwaltung bezahlt  worden  war; 

4.  auf  einem  offenen  und  nicht  mit  einer  Decke  versehenen  Wagen 
sich  ein  mittelst  Ketten  befestigter  Möbelwagen,  eine  Kutsche  und  eine 
Schaukel  befand;  die  R&der  der  Kutsche  mit  Strohbftndem  umflochten 
und  Strohmatten  zwischen  diesen  Yerschiedenen  Gegenstttnden  angebracht 
worden  waren,  um  die  Reibung  während  der  Fahrt  zu  verhüten;  die 
Verpackung  der  Kutsche  im  CüHlus  selbst  stattgefunden  hatte;  endlich 
dieser  Gepftckwagen  durch  die  Bahnbediensteten  nahe  an  der  Loko- 
motive eingestelit  worden  war; 

5.  der  Zug  in  der  Nacht  vom  13.  auf  den  14.  Juni  1897  ab- 
gelassen worden  war;  im  Laufe  der  Fahrt  dann  zwischen  den  Bahn- 
höfen Blechten  und  Buchholz  auf  dem  erwfthnten  Gepftckwagen  an  der 
AuTsenseite  des  Möbelwagens  ein  Brand  ausbrach ;  dieser  Gej^kwagen 
vom  Zuge  abgetrennt  und  mit  Volldampf  auf  den  Bahnhof  Buchholz 
verbracht  wurde,  woselbst  es  gelang,  den  Brand  zu  ersticken;  jedoch 
die  auf  dem  Gepftckwagen  befindlichen  Gegenstände  und  die  Mehrzahl 
der  in  dem  Möbelwagen  untergebrachten  Sachen  durch  Feuer  zerstört 
oder  beschädigt  worden  waren; 

6.  der  zwischen  den  Parteien  abgeschlossene  Transportvertrag 
nach  der  internationalen  Übereinkimit  vom  14.  Oktober  1890,  genannt 
Bemer  Übereinkunft,  zu  beurteilen  ist; 

in  Erw.,  dafs  Art.  30  des  besagten  Übereinkommens  den  Grundsatz 
der  Haftpflicht  der  transportierenden  Eisenbahn  hinsichtlich  des  aus  dem 
gftnzlichen  oder  teilweisen  Verluste  oder  der  Beschftdigung  des  Gutes 
von  der  Annahme  zur  Beförderung  bis  zur  Ablieferung  aufstellt;  dafs 
er  sie  jedoch  von  dieser  Haftpflicht  befreit,  wenn  sie  beweist,  dafs  der 
Schaden  durch  ein  Verschulden  des  Verftlgungsberechtigten  oder  eine 
nicht  von  der  Eisenbahn  verschuldete  Anweisung  desselben  entstanden 
ist;  dafs  er  sie  femer  befreit,  wenn  der  Schaden  durch  die  natürliche 
BeschafiTenheit  des  Gutes  oder  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführt 
worden  ist; 

in  Erw.,   dafs  dieser  Beweis  weder  anerboten  noch  erbracht  ist; 

in  Erw.  aber,  dafs  Appellantin  (Eisenbahngesellschaft  Lttttich- 
Mastricht),  um  der  ihr  kraft  G^etzes  der  Parteien  obliegenden  Haft- 
pflicht zu  entgehen,  in  erster  Linie  sich  auf  Art  31  des  Bemer  Über- 
einkommens beruft,  welcher  eine  Anzahl  von  FftUen  aufstellt,  in  welchen 
bis  zum  Nachweise  des  Gegenteils  vermutet  wird,  dafs  der  eingetretene 
Schade  aus  einer  der  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Gefahren  ent- 
standen sei; 

in  Erw.,  dafs  sie  namentlich  aufstellt,  es  seien  Strohbftnder,  Stroh- 
matten und  andere  brennbare  Gegenstände  auf  dem  ungedeckten,   in 
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Brand  geratenen  Wagen  angebracht  gewesen,  und  es  sei  deshalb  nach 
Ziff.  1  Abs.  1  des  erwähnten  Artikels  ihre  Haftpflicht  für  den  dem 
Gute  entstandenen  Schaden  nicht  begründet,  da  dieser  Schaden  aus  der 
mit  dieser  Transportart  verbundenen  €refahr  entstanden  sei; 

in  Erw.,  dafs  die  Bestimmungen  des  Art  31  Ausnahmen  von  dem 
in  Art.  80  aufgestellten  Grundsatze  der  Haftpflicht  bilden  und  sie  dem- 
gemäfs  enge  ausgelegt  werden  müssen; 

in  Erw. ,  dafs  bei  der  Annahme ,  der  Brand  bilde  eine  mit  dem 
Transport  in  ungedecktem  Wagen  verbundene  Gefahr,  doch  diese  Aus- 
nahmebestimmung nur  auf  das  Gut,  nicht  aber  tiuf  die  Verpackung 
Anwendung  finden  kann,  welche  im  voriiegenden  Falle  von  keiner  der 
Parteien  dem  Gute  gleichgestellt  wird;  da&  es  nämlich  weder  dem 
Spediteur  noch  dem  Frachtftllurer  in  den  GManken  gekommen  ist,  die 
Strohbänder,  welche  die  Räder  der  auf  dem  Gepäckwagen  verladenen 
Kutsche  umgaben,  oder  die  Strohmatten  oder  Hürden,  welche  zum  Fest- 
halten der  anderen  G^enstände  dienten,  als  Güter  zu  erachten,  dafs 
dies  so  richtig  ist,  da&  die  Bahnbeamten  nicht  einen  Augenblick  daran 
dachten,  das  Verlangen  zu  stellen,  es  sollen  die  derart  geschützten 
Gegenstände  mit  einer  Decke  versehen  werden,  wie  sie  dies  flir  drei 
andere  Gepäckwagen  verlangt  hatten,  dafs  sie  die  so  verpackten  Gegen- 
stände angenommen  hatten,  während  die  Verpackung  der  Kutsche  sogar 
im  Cirkus,  wie  Appellantin  behauptet,  stattgeBonden  hatte  und  demgemäfs 
der  Aufmerksamkeit  der  Beamten,  welche  die  derart  verpackte  Kntsehe 
angenommen  haben,  nicht  entgehen  konnte;  dafs  endlich  noch  ein  Be- 
weis daftir,  dafs  die  Eisenbahn  diese  so  beschaffenen  Gegenstände  nicht 
als  der  Brandgefahr  ausgesetzt  erachtete,  aus  dem  Umstand  zu  entnehmen 
ist,  dafs  der  Gepäckwagen,  auf  welchem  sie  verladen  waren,  nahe  an 
der  Lokomotive  eingestellt  wurde; 

in  Erw.,  dafs  es  bei  dieser  Sachlage  unmöglich  ist,  im  vorliegenden 
Falle  die  augenscheinlich  eine  Ausnahme  bildende  Bestimmung  der 
Ziff.  1  Abs.  1  des  Art.  31  zur  Anwendung  zu  bringen  und  der  in 
dieser  Richtung  erbetene  Beweis  unerheblich  erscheint; 

in  Erw.,  dafs  vorstehende  Erwägungen  ebenfalls  auf  die  Behauptung 
der  Appellantin,  es  seien  im  vorliegenden  Falle  die  in  Abs.  1  Zi£  2 
und  3  desselben  Artikels  enthaltenen  Bestimmungen  zur  Anwendung 
zu  bringen,  nach  welchen  die  Eisenbahn  nicht  für  den  Schaden  hafte, 
welcher  dem  mit  mangelhafter  Verpackung  versehenen  oder  mangelhaft 
verladenen  Gute  entstanden  sei,  die  Antwort  erteilen;  dafs  es  nämlich 
genügt,  den  Wortlaut  des  Art.  9  des  Berner  Überemkommens  und 
XXXrV  der  Anlage  I  zu  lesen,  um  sich  zu  überzeugen,  dafs  diese 
Bestimmungen  Güter  von  ganz  anderer  Natur  als  die  auf  dem  in 
Brand  geratenen  Wagen  verpackten  und  verladenen  Gegenstände  im 
Auge  haben;  dafs  aufserdem  der  Mangel  der  Verpackung  im  vorliegenden 
Falle  nur  darin  bestehen  konnte,  dafs  der  Spediteur  die  in  Frage 
stehenden  Gegenstände  mit  Strohbändem  und  Strohmatten  umgeboi 
hatte,  einer  vollkommen  offensichtlichen  Verpackung,  die  zu  verbeiigen 
der  obenerwähnte  Spediteur  zudem  kein  Interesse  hatte  und  die  auch 
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Ton  den  Bahnbeamten  nicht  als  mangelhaft  erachtet  wurde,  da  sie  keine 
ErklSrong  in  dem  Frachtbriefe  verlangt  haben,  wozu  sie  Art.  9  Abs.  2 
des  angmifenen  Übereinkommens  berechtigt  hätte;  dafs  demnach  der 
Ton  der  Apellantin  zu  diesem  Punkte  anerbotene  Beweis  ebenfalls  un- 
erheblich erscheint; 

in  Erw.,  dafs  man  aus  obigen  Erwägungen  den  Schiufs  ziehen 
mufs,  dafs  Art.  43  des  Bemer  Übereinkommens,  kraft  dessen  die  Haft- 
pflicht des  Transports  sich  nicht  auf  Oegenstände  erstreckt,  welche, 
obschon  vom  Transport  ausgeschlossen  oder  nur  bedingungsweise  zu- 
gelaseeD,  nichtsdestoweniger  unter  unrichtiger  oder  ungenauer  Deklaration 
zur  Beförderung  aufgegeben  oder  ftb:  welche  der  Absender  die  für 
dieselben  voigesehenen  Sicherungsvorschriften  aufser  acht  gelassen  hat, 
in  der  Sache  selbst  keine  Anwendung  finden  kann;  dafs  demnach  der 
Grundsatz  der  Ebiftpflicht  der  Eisenbahn,  wie  er  in  Art.  80  des  vor- 
genannten Übereinkommens  geregelt  ist,  vollständig  zur  Geltung  zu 
bringen  ist; 

In  Erw.,  dafs  die  vom  ersten  Richter  wegen  des  Verlustes  des 
Materials  zugebilligte  Summe  von  keiner  der  Parteien  einer  Kritik 
untarsteUt  wird; 

Zum  Incidentappell : 

in  Erw.,  dafs  Appellat  ab  Incidentappellant  gesttltzt  auf  Art  41 
des  Berner  Übereinkommens  beantragt,  es  möge  ihm  eine  weitere 
Summe  von  40  000  Franken  als  Ersatz  des  Schadens  zugebilligt  werden, 
den  er  dadurch  erlitten  habe,  dafs  es  infolge  der  Nichter^lung  des 
Frachtvertrages  ihm  unmöglich  gewesen  sei,  am  15.  Juni  1897  und 
den  folgenden  Tagen  Vorstellungen  zu  geben; 

in  Erw.,  dafs  die  Bestimmung  des  vorerwähnten  Artikels,  nach 
welcher  die  Vergütung  des  vollen  Schadens  in  allen  FÜlen  gefordert 
werden  kann,  wenn  derselbe  infolge  der  Arglist  oder  der  groben  Fahr- 
lässigkeit der  Eisenbahn  entstanden  ist,  ebenfiUls  eine  Ausnahme- 
bestimmung ist  und  enge  ausgelegt  werden  mufs;  dafs  man  nicht  ein 
grobes  Verschulden  der  Angestellten  der  Eisenbahn  darin  erblicken  kann, 
dafs  sie  den  Oepäckwagen,  auf  dem  sich  die  in  Brand  geratenen  Gegen- 
stände befanden,  in  die  Nähe  der  Lokomotive  eingestellt  haben,  da 
nicht  einmal  dargethan  ist,  dafs  der  an  diesen  Gegenständen  entstandene 
Brand  durch  die  Funken  der  Lokomotive  oder  nicht  aus  einem  anderen 
Grunde  hervorgerufen  worden  ist; 

in  Erw.,  dafs  man  femer  nicht  als  ein  grobes  Verschulden  die 
Thatsache  erachten  kann,  dafs  der  in  Brand  geratene  Gepäckwagen 
vom  Zuge  losgetrennt  und  mit  grOfster  Eile  auf  den  nächsten  Bahnhof 
verbracht  wurde,  da  die  vorerwähnten  Angestellten  nicht  sichere  Ge- 
wifsheit  darüber  hatten,  ob  es  ihnen  gelingen  werde,  gröfseren  Schaden 
dadurch  zu  verhüten,  dafs  sie  den  Versuch  machten,  den  Brand  an  Ort 
und  Stelle  zu  löschen; 

in  Erw.,  dafs,  wenn  die  von  dem  Incidentappellanten  artikulierten 
und  JEum  Beweis  gestellten  Thatsachen  als  ein  der  Eisenbahn  zur  Last 
fallendes  Verschulden  angesehen  werden  können,   sie  in  keinem  Falle 
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ein  grobes  VerBcholden  bilden;  dafs  sie  demnach  ab  weder  zaltoig 
noch  erheblich  zu  erachten  sind  und  hinsichtlich  des  erlittenen  Schadens 
ansschliefslich  die  Art.  24  und  87  des  erwähnten  Übereinkommes  an- 
zuwenden sind ^ 

Gegen  dieses  Urteil  des  AppeUhofes  Ltlttich  vom  81.  Januar 
1900  war  ELassationsrekurs  eingelegt  worden,  welcher  durch  das  nach- 
folgende Urteil   des   belgischen  Kassationshofes  zurückgewiesen  wurde: 

„Zu  den  vier  vereinigten  ELassationsmitteln :  das  erste  derselben 
stutzt  sich  auf  die  unrichtige  Anwendung  des  Art.  80  des  am  14.  Oktober 
1890  zwischen  Belgien,  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Kufsland  und  der  Schweiz  ge- 
schlossenen und  durch  das  Gesetz  vom  25.  März  1892  (Monüetiur  ^om 
7. — 8.  November  1892)  genehmigten  Übereinkommens,  sowie  auf  die 
Verletzung  des  Art  81  dieses  Übereinkommens  und  der  Art.  Id49t 
1850  und  1351  C.  c,  begangen  dadurch,  dafs  das  angefochtene  Urteil 
die  durch  das  Berner  Übereinkommen  an  die  bekannte  Thatsache,  dafs 
der  Transport  in  offen  gebauten,  nicht  mit  einer  Decke  versehenen 
Wagen  in  den  Eisenbahnzügen  die  brennbaren  Gegenstände  dem  Brand 
aussetze,  gekntlpfte  Vermutung  mifskannt  habe,  indem  ee  hinsichtlich 
der  in  einem  o£fen  gebauten,  nicht  mit  einer  Decke  versehenen  Wagen 
transportierten  Waren  die  Haftung  für  den  während  des  Transpoits 
entstandenen  Brand  der  Ltlttich-Mastrichter  Eisenbahngesellschaft  auf- 
erlege, obgleich  Wulff  nicht  den  Nachweis  dafür  erbringe,  dals  das 
Vorhandensein  der  brennbaren  Stoffe  auf  dem  Wagen  den  Brand  nicht 
habe  verursachen  kOnnen; 

das  zweite  Kassationsmittel  stützt  sich  auf  die  Verletzung  des 
Art  31  Ziff.  1  des  Bemer  Übereinkommens  mit  der  Behauptung,  das 
angefochtene  Urteil  betrachte  diese  Klausel  der  Nichthafbbarkeit  als 
lediglich  auf  die  Ge&hren  des  Verlustes  und  der  Beschädigung  an- 
wendbar, welchen  die  Art  des  Transportes  in  offen  gebauten,  nicht  mit 
einer  Decke  versehenen  Wagen  die  Güter  aussetze,  und  beziehe  sie 
nicht  auf  die  Ge&hr  des  Brandes,  welcher  diese  Art  des  Transportes 
die  aus  entzündlichen  Stoffen  beigestellte  Verpackung  aussetze,  ^^Ihrend 
doch  die  Nichthaftbarkeit  der  Eisenbahn  in  ganz  allgemeiner  Form  ond 
unter  dem  alleinigen  Vorbehalt  des  dem  Absender  oder  dessen  Rechts- 
nachfolgern obliegenden  Gegenbeweises  geregelt  sei,  da  die  notwendige 
Folge  der  durch  dessen  Handlung  sich  ergebenden  Unsicherheit  ans 
dem  Mangel  einer  Vorsicht  sich  ergebe,  deren  Nfltzlichkeitsgrad  wesent- 
lich von  der  Natur  der  Verpackung  abhänge; 

das  dritte  Kassationsmittel  stützt  sich  auf  die  Verletzang  des 
Art  81  Ziff.  8  des  Bemer  Übereinkommens,  weil  das  angefochtene 
Urteil  entscheide,  dafs  diese  Klausel  der  Nichthaftbarkeit  ausschlieAUeh 
eine  Kategorie  von  Gütern  betreffe,  zu  welcher  die  Güter,  deren  Ver- 
lust oder  Beschädigung  Anlafs  zur  Erhebung  der  Klage  g^en  die 
Lüttich-Mastrichter  Eisenbahngesellschaft  gegeben  habe,  nicht  gehörten, 
während  sie  unterschiedslos  alle  durch  die  Eisenbahn  transportierten 
Güter  betreffe,  deren  Verladung  durch  den  Absender  bethätigt  worden  ist; 
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das  vierte  Mittel  grtkndet  eich  auf  die  Verletzung  der  Art  9 
mid  43  des  Bemer  Übereinkommens,  der  Ziff.  34  der  die  erste  Beilage 
sa  diesem  Übereinkommen  bildenden  Vorschriften  und  die  Verletzung 
der  Art  1382,  1383  und  1384  C.  c,  weil  das  angegriffene  Urteil 
entscheide,  dafs  das  in  Ziff.  34  der  ersten  Beilage  zn  dem  Bemer  Über- 
einkommen aasgesprochene  Verbot  sich  nicht  auf  das  Stroh  oder  jeden 
sonstigen  entzündlichen,  von  dem  Absender  zur  Verpackung  oder  Be- 
festigung der  von  ihm  in  offen  gebauten,  nicht  mit  einer  Decke  ver- 
sehenen Wagen  verladenen  Gtlter  verwendeten  Stoff  beziehe,  selbst  wenn 
das  Stroh  oder  der  sonstige  Stoff  in  der  Form  von  Strohdecken  oder 
in  sonstiger  Weise  ohne  Wissen  des  Transporteurs  in  den  Wagen  ver- 
bracht worden  sei;  dafs  demnach  diese  Handlungsweise  seitens  des  Ab- 
senders gestattet  sei  und  weder  ein  vertragliches  Verschulden  noch  ein 
Qoasidelikt  bilde; 

in  Erw.,  dafs  ausweislich  des  angefochtenen  Urteib  das  verbrannte, 
dem  Beklagten  gehörige  Material  durch  die  klttgerische  Gesellschaft  von 
Kiel  ab  nach  dem  Bestimmungsort  Ltlttich  in  einem  offen  gebauten,  nicht 
mit  einer  Decke  versehenen  Wagen  transportiert  wurde; 

in  Erw.,  dafs  nach  Art.  30  des  internationalen  Bemer  Über- 
einkommens vom  14.  Oktober  1890,  welches  durch  Gesetz  vom  25.  MSrz 
1892  für  Belgien  gültig  erklärt  worden  ist,  die  Eisenbahn  ttir  den 
Verlust  oder  die  Beschädigung  des  von  ihr  transportierten  Gutes  von 
der  Annahme  zur  Beförderung  bis  zur  Ablieferung  haftbar  ist,  sofern 
sie  nicht  beweist,  dafs  die  Ursache  des  Schadens  in  einem  Verschulden 
des  Verfügungsberechtigten,  einer  nicht  aus  einem  Verschulden  der 
Eisenbahn  sich  ergebenden  Anweisung  desselben,  einem  Fehler  des 
Gutes  oder  in  höherer  Gewalt  zu  finden  ist; 

in  Erw.,  dafs  nach  Art.  31  Abs.  1  des  besagten  Übereinkommens 
die  Eisenbahn  nicht  für  den  Schaden  haftbar  ist,  welcher  den  Gtltem 
entsteht,  die  kraft  der  Bestimmungen  des  Tarifes  oder  der  mit  dem  Ab- 
sender getroffenen  Vereinbarung  in  offen  gebauten  Wagen  transportiert 
werden,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dafs  der  Schaden  aus  der  mit 
dieser  Transportart  verbundenen  Gefahr  entsteht; 

in  Erw.,  dafs  der  Instanzrichter,  nachdem  er  erkannt  und  erklärt 
hat,  die  klägerische  Gesellschaft  habe  weder  zum  Beweis  gestellt  noch 
den  Beweis  dafür  erbracht,  dafs  sie  sich  in  einem  der  in  Art.  80  des 
besagten  Übereinkommens  vorgesehenen  Fälle  der  Nichthaftbarkeit  be- 
finden habe,  ausdrücklich  feststellt,  der  Brand  des  transportierten 
Materiak  sei  keineswegs  das  Ergebnis  der  mit  dem  Transport  in  offen 
gebautem  Wagen  verbundenen  Gefahr,  da  diese  Gefiihr  in  der  Regel- 
widrigkeit bestehe;  dafs  aufserdem,  wenn  die  transportierten  Gegenstände 
mit  Strohbändem  umgeben  und  voneinander  durch  Strohmatten  ge- 
trennt waren,  diese  besondere  Art  der  Verpackung  der  Aufmerksamkeit 
der  Eisenbahnbeamten,  welche  die  besagten  Gegenstände,  so  wie  diese 
verpackt  waren,  angenommen  hatten,  nicht  entgangen  sei,  da  sie  die 
Verpackung   so   wenig  als   gefahrdrohend  ansahen,   dafs  sie  sogar  den 
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Wagen,   auf  welchem  sich  das  in  Brand  geratene  Material  befand,   in 
der  Nähe  der  Lokomotive  in  den  Zog  einstellten; 

in  Erw.,  dafs  es  ohne  Bedeutung  ist,  wenn  das  angefochtene  Urteil 
irrtümlich  erklärt,  die  in  Art  31  Abs.  1  des  besagten  Übereinkommens 
vorgesehene  Ursache  der  Nichthaflbarkeit  der  Eisenbahn  könne  nur  bei 
Gutem,  nicht  aber  bei  den  verschiedenen,  einen  Bestandteil  des  Trans- 
portes bildenden  Gegenständen  Anwendung  finden;  dafs  es  eben&lls 
bedeutungslos  ist,  wenn  der  Instanzrichter  erklärt  hat,  die  Verpackung 
des  Materials  habe  aus  Strohbändem  und  Strohmatten,  d.  h.  ans  ent- 
zündlichen Stoffen  bestanden,  da  er  gleichzeitig,  wie  oben  bemeikt, 
feststellt,  die  Verpackung  sei  sichtbar  gewesen,  und  die  Bahnbeamten 
hätten  nichtsdestoweniger  das  Material  des  Beklagten  angenommen  und 
an  eine  gefährliche  Stelle  des  Zuges  eingestellt; 

in  Erw.,  dafs  das  angefochtene  Urteil  durch  die  Entscheidung, 
nach  Lage  der  Sache  sei  die  Haftbarkeit  der  Klägerin  begründet  ge- 
wesen, die  Thatsachen  in  der  Nachprüfung  entzogener  Weise  gewürdigt 
hat  und  demnach  den  zur  Begründung  des  Kassationsrekurses  angeföhrten 
Gesetzesstellen  nicht  zuwiderhandeln  konnte *^ 


Frankreich. 

Eheliches  Grüterrecht.  Mangels  eines  Ehevertrages  und  bei  Ver- 
schiedenheit der  Nationälit^  der  Ehegatten  ist  das  Güterrecht 
des   als  erstes  eheliches  Bomieü  in  Aussicht  genommenen   Ortes 

mafsgebend, 

Appellationsgericht  Caen  28.  Mai  1900  (Clti/net  1900  S.  982). 

Ein  in  Cherbourg  domizilierter  Franzose  hatte  in  London  eine  dort 
domizilierte  Engländerin  geheiratet.  Die  Mafsgeblichkeit  des  französischen 
Güterstandes  gründet  der  Gerichtshof  auf  die  präsumtive  Intention  der 
Parteien. 

Anm.  Die  französische  Judikatur  befolgt  in  konstanter  Praxis  den 
Grundsatz,  dafs  für  das  eheliche  Güterrecht  („regime  matrimonial*')  die  ans 
den  obwaltenden  Umstönden  sich  ergebende  Intention  der  Nopturienten  im 
Angenblick  der  Eheschliefsun^  mafseebend  ist  Bei  der  ÜurchfÜhraBg 
dieses  Grundsatzes  tritt  die  Neigung  hervor,  das  Recht  des  bei  der  £he- 
schliefsung  ins  Auge  gefafsten  ersten  Ehedomizils  zu  Grunde  zu  legen. 
Aus  neuerer  Zeit  sind  z.  B.  die  Erkenntnisse  des  Kassationshofs  vom 
9.  März  1891  (diese  Ztschr.  I  S.  697),  Seine,  22.  Mai  1890  (diese  Ztsehr.  I 
S.  797X  Bordeaux,  25.  Mai  1891  (diese  Ztschr.  U  S.  612)  zu  veigleichen. 

In  manchen  Entscheidungen  wird  eine  Präsumtion  zu  Gunst^  des 
ersten  Ehedomizils  angenommen.  Ein  Erkenntnb  des  Appellationsgerichtet 
Toulouse  vom  26.  April  1893  (Clund  1893  S.  816)  bezeichnet  diese  Präsumtion 
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wofur  als  GnindBatz  „d'une  jurisprudence  qui  parait  dbsolument  ftastfe*^.  Doch 
wird  mitanter  auch  auf  Grund  der  Umstände  des  Falles  Joi  nationcUe*^  an- 
gewendet Vgl.  s.  B.  in  dieser  Ztschr.  Bd.  II  S.  611,  612,  618.  Aach  be- 
gegnet vereinselt  die  Auffassung,  dafs  eine  Präsumtion  für  loi  nationale 
spreche.    VgL  z.  B.  Qwnet  1892  S.  471,  1896  S.  1070. 

Nietneyer. 


Ehescheidung.      Verschiedene  Nationalität    der  beiden  Ehegatten. 
üngulässigJceit  der  Ehescheidungy  wenn  diese  na>ch  dem  Heimoitrecht 

der  Frau  unstatthaft  ist. 

Urteil  des  Appellationsgerichts  Montoellier  vom  19.  Februar  in  liiachen  Bordes 

gegen  Bordes  ifilunet  1900  S.  955.) 

Ein  ehemaliger  Spanier,  der  durch  Naturalisation  Franzose  ge- 
worden ist,  während  seine  Frau  Spanierin  geblieben  ist,  kann  die  nach 
französischem  Recht  zugelassene  Ehescheidung  nicht  erlangen,  weil  sie 
nach  spanischem  Recht  nicht  zulässig  ist  In  der  Begründung  heifst 
es:  ^£^  le  naturalis^  frangais  est  rigi  par  la  loi  fran^aise^  et  si  son 
Statut  personnd  doit  Stre  respectd  dans  toute  son  äendue,  les  mSmes 
principes  s*appliguent  aux  Strangers.''  Es  wird  femer  hervorgehoben, 
dafs,  wenn  man  dem  Personalstatat  des  Mannes  die  ausschlaggehende 
Bolle  zuweisen  wollte,  dies  zu  schweren  Mifsständen,  insbesondere 
zu  der  Möglichkeit  fllhren  würde,  dafs,  während  der  Mann  eine  zweite 
Ehe  eingehen  könne,  die  Frau  „verheiratet  bleiben  würde,  ohne  einen 
Ehegatten  zu  haben**,  und,  wenn  sie  in  Spanien  wieder  heiraten  würde^ 
sich  der  Bigamie  schuldig  mache. 

Anm.  In  demselben  Sinn  ist  in  Frankreich  auch  sonst  mehrfach  ent- 
schieden worden;  so  z.  B.  durch  die  Urteile  des  Tribunal  civil  zu  Nizza 
vom  10.  Januar  1894  und  vom  9.  Dezember  1896  {Clunet  1894  S.  120,  1897 
&  SSS).  Die  finuDzöflisehen  Schriftsteller  haben  sichj^ieichfalls  meist  für  diese 
Behandlung  der  Frage  ausgesprochen.  Vgl.  z.  B.  Surville  und  Ärthuys, 
Coura  ^limeniaire  de  droit  international  privS^  8.  Aufl.  (Paris  1900)  S.  ä20; 
Weis  8 y  Traitd  thSorique  et  pratique  de  droit  international  priv(f,  Bd.  8  (Paris 
1898)  S.  588.  (Bei  Ctwnet  ist  irrtümlich  Asser-Rivier,  Elements  de  droit 
intemaHonäl  privS  [Paris  1884]  f&r  die  gegenteilige  Auffassung  citiert 
Ä88er»Rivier  referieren  nur  über  die  Judikatur  und  sprechen  ihrerseits 
nur  von   der  Gerichtskompetenz.)    Dabei  steht  indessen  meist  der  Gesichts- 

Sunkt  im  Vordergrund,  daTs  es  unbillig  sei,  dem  einen  Ehegatten  zu  gestatten, 
urch  die  seinerseits  bewirkte  Naturalisation  die  Rechtslage  des  anderen  Ehe- 
gatten hinsichtlich  der  Ehescheidungsfrag^e  einseitig  zu  verändern.  Die  Be- 
gründung des  vorstehend  ri^erierten  Urteils  greift  weiter. 

Eäiuelne  französische  Judikate  im  entgegengesetzten  Sinn  sind  mitgeteilt 
bei  Clunet  1894  S.  120,  1896  S.  842,  1897  S.  728. 

Niemeyer. 
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Trennung  auslcmdischer  Ehegatten  auf  Zeit  kann  durch  franzö- 
sische Gerichte  ausgesprochen  werden^  wenn  dies  nach  dem  Heimat- 
recht  der  Ehegatten  mlässig  ist    Zuständigkeit, 

Tribunal  civil  de  U  Seine,  23.  Mai  1900,  f.  gegen  P.  (Clunet  1900  S.  993). 

Ein  Chilene  hatte  auf  beständige  siparaJtion  de  corps  geklagt  Der 
Gerichtshof  hielt  dafür,  dafs  die  Verfehlungen  der  Frau  nicht  einen 
jfCaract^e  irreparahU^  trUgen,  und  erkannte  deswegen  gemäfs  dem 
chilenischen  Recht  auf  Trennung  für  die  Dauer  von  fünf  Jahren.  Die 
Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  stützte  der  G^chtshof  auf  die 
Klausel  des  französisch-chilenischen  Vertrages  vom  15.  September  1846: 
y^que  les  su^ets  et  cUoyens  respectifs  jouiront  dans  les  deux  ^Jtats  d^une 
compUte  et  constante  protection  pour  Uurs  personnes  et  leurs  proprüUs] 
quHls  auront  libre  et  facile  accbs  auprhs  des  tribunaux  de  justice  pour 
la  poursuite  et  la  defense  de  leurs  droits ;  qu'ils  jouiront  enfin  sous  ce 
rapport  des  mSmes  droits  et  privilhges  que  ceux  qui  sont  accordis  am 
nationaux  eux-m4mes^. 

Die  Note  bei  Clunet  a.  a.  0.  legt  dar,  dafs  die  wissenschaftlichen 
Autoren  Frankreichs  die  AuÜassung  des  Gerichtshofes  hinsichtlich  der 
Rechtsfrage  teilen. 


Das  Erbrecht  richtet  sich  hezikglich  des  MobiliamcuMasses  nach 

dem  Heimatrecht  des  Erblassers. 

Appellation^erichtshof  Paris,  26.  März  1900  {(Jlunet  1900  S.  995). 

Pedro  de  Errazquin,  ein  spanischer  Staatsangehöriger,  der  zur  Zeit 
seines  Todes  ein  kaufmännisches  Geschäft  in  Bilbao  betrieb,  aber  eine 
Wohnung  in  Paris  bewohnte,  hinterliefs  ein  Testament,  in  welchem 
seine  Witwe  als  Universalerbin  eingesetzt,  drei  Testamentsvollstrecker 
ernannt  wurden  und  jede  gerichtliche  oder  konsularische  Einmischung 
untersagt  war.  Ein  Bruder  des  Verstorbenen  erhob  zunächst  als 
Intestaterbe,  dann  als  Gläubiger  Anspruch  auf  Siegelung.  Die  An- 
sprüche wurden,  weil  gemäfs  ^loi  nationale  du  de  cujus^  unbegründet, 
zurückgewiesen. ' 

7Anm.  Die  französische  Judikatur  hat  sich  in  der  Weise  entwickelt, 
dafs  ursprünglich  wie  för  den  Inunobiliamachlafs  so  auch  für  den  Mobiliar- 
nachlafs  lex  rei  sitae  als  mafsgeblich  behandelt  wurde.  Als  locus  rei  süae 
des  gesamten  Mobiliamachlasses  wurde  aber  das  Domizil  des  Erblassen  an- 
gesehen. So  entwickelte  sich  die  Formel,  dafs  für  den  Mobiliamachlafs  lex 
aomicüii  des  Erblassers  mafsgebend  sei.  Als  Domizil  aber  wird  in  der  neueren 
Judikatur  nicht  der  thatsächliche  Wohnatz,  „domicHe  de  faif*^  sondern 
„domicile  legal'*,  das  durch  die  Autorisation  der  Regierung  ffem&fs  Art  IS 
Code  civil  erworbene  Wohnrecht,  behandelt.  Vgl.  Vincent  und 
Finaudf  Dictionnaire  de  droit  international  |)rire  (Paris  1888)  S.  824,  No.  7 
und  8;  s.  auch  diese  Ztschr.  U  S.  617,  V  588;  Clunet  1896  S.  400  ft.    Obig« 
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Formel  giebt  nun  keine  LöBong  für  die  Fälle,  wo  dn  aoallndiflcher  Erblasser 
sor  Zeit  seines  Todes  in  Frankreich  domicile  de  faü,  nicht  aber  domicae  Ugal 
hat  In  diesen  Fällen  \eat  die  Judikatur  loi  nationale  des  Erblassers  zu 
Grunde.    VgL  s.  B.  diese  Ztschr.  I  S.  70,  II  617;  Clund  1896  S.  402. 

N. 

nFcdl  Petrolea.^    Schadensverurstichung  durch  ein  englisches  Schiff 
in  franßösischen  Terrüoriälgewässem.    Recht  des  Abandons. 

Hinsichtlich  der  vielverhandelten  Explosion  des  englischen  Schiffes 
„Petrolea**  im  französischen  Hafen  Blaye  (Oironde)  —  am  11.  Juni 
1892  —  haben  der  Eassationshof  am  31.  Juli  1899  und  der  Appellations- 
hof von  Poitiers  am  28.  Februar  1900  —  ebenso  wie  früher  schon 
der  Eassationshof  (24.  November  1897,  Cimet  1898  S.  98  ff.)  —  den 
Grandsatz  anerkannt,  dafs  in  Bezug  auf  UnfUle  in  französischen 
TerritorialgewXssem  ausländische  Schilbeigner  das  Recht  des  Abandons 
gemäTs  Art  216  des  Code  de  eommeree  haben,  auch  wenn  ihr  Heimat- 
recht es  nicht  gewährt. 

Kauffahrteischiffe  in  tunesischen   Territoritügewässem  sind  nicht 

exterritorial. 

(Conseil  permanent  de  r^vision  d' Alger,  5.  Juli  1900  (Clunet  1900  S.  974). 

Der  französische  Soldat  Thomas,  welcher  seinen  Truppenteil 
verlassen  hatte,  wurde  am  18.  Januar  1900  in  einem  tunesischen  Hafen 
an  Bord  des  italienischen  Kauffahrteischiffes  „Paraguay^  durch  einen 
französischen  Commissaire  de  poUce  verhaftet  Der  „Conseil  permanent 
de  revision**  in  Algier  entschied: 

1.  dafs  Tunis  und  seine  Kttstengewässer  zufolge  des  französisch- 
tunesischen  Vertrages  vom  12.  Mai  1884  der  französischen 
Territorialhoheit  („uft  vSritable  droU  de  souveravneti)  unter- 
worfen seien; 

2.  dafs  der  Soldat  Thomas  sich  demgemäfs  im  Augenblick  seiner 
Verhaftung  auf  französischem  Gebiet  im  Sinn  des  (den  That- 
bestand  der  Desertion  behandelnden)  Art  285  des  Code  de  justice 
milHaire  befunden  habe. 

Anm.  Es  ist  hervorzuheben,  dafs  der  verhaftende  Polizeikommissar 
äch  erst  an  Bord  beeab,  nachdem  er  von  dem  italienischen  Konsul  des  Ortes 
ein  betreffendes  (inhaltlich  nicht  näher  bezeichnetes)  Schreiben  erhalten  hatte. 
Die  firanzÖBische  Praxis  hat  ihrerseits  stets  den  Grundsatz  festgehalten,  dafs 
auch  bei  Kauffahrteischiffen  ^U  rdgime  inUrieur  du  navire'^  der  Bordautorität 
vorbehalten  ist  Dem  entspricht  die  Königlich  französische  Ordonnanz 
vom  29.  Oktober  1888  über  das  Verhältnis  der  Konsuln  zur  Handelsmaiine 
(Bull,  des  his  9.  S.,  B,  267  n.  5060),  worin  die  französischen  Konsuln  ins- 
oesondere  auch  angewiesen  werden,  in  vorkommenden  Fällen  mit  Rttcksicht 
auf  die  seitens  der  französischen  Behörden  beobachtete  Praxis  das  Prineip 
der  G^enseitigkeit  anzurufen.  N, 
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Österreich. 

Geschäftsfähiakeit,     Eine   grofsjährige  Rumänierin   wird   durch 
Enterbung  der  österreichischen  Staatsangehörigkeit  nicht  wieder 

minderjährig  *). 

EntBcheidimg  des  obenten  Gerichtshofes  vom  29.  NoTember  1900,  Z.  12.988. 

Klägerin  giebt  an,  dafis  ihr  die  Beklagte  durch  die  Annahme  der 
Wechsel  ddo.  15.  Juni  1899  per  600  E.,  ddo.  28.  Februar  1899  per 
10000  K.  und  2000  K.  und  vom  8.  Juli  1899  per  2600  E.  die  bezflg- 
liehen,  bereits  f^illig  gewordenen  Beträge  schulde.  Gegen  die  diesbezüglichen 
Zahlungsaufträge  hat  die  Beklagte  unter  anderem  die  Einwendung  e^ 
hoben,  dafa  sie  zur  Zeit  der  Acceptation  der  Eiagewechsel  noch  minder- 
jährig gewesen  sei.  Dem  gegenüber  führt  die  Elägerin  an ,  dafs  die 
Beklagte  —  sngestandenermafsen  —  als  rumitnische  Unterihanin  im 
Jahre  1876  geboren  und  als  solche,  da  in  Rumänien  die  ßrofsjährig- 
keit  mit  dem  21.  Lebensjahre  eintrete,  bereits  im  Jahre  1897  grofs- 
jährig  geworden  sei. 

Die  erste  Instanz  hat  die  Zahlungsaufträge  aufrecht  erhalten.  — 
Gründe:  Die  Einwendung  der  Minderjährigkeit  ist  unbegründet. 
Nach  rumänischem  Rechte  tritt,    da  dort  uubestrittenermarsen  der  code 


1)  Es  mag  daran  erinnert  werden,  daüs  das  österreichische  Civilgeseti- 
buch  bestimmt :  §  4.  ...  „Die  Staatsbürger  bleiben  auch  in  Handlungen  imd 
Geschäften,  die  sie  auTser  dem  Staatsgebiete  vornehmen,  an  diese  Gesetze 

Sebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche  FlUiiffkeit,  sie  zu  unternehmen,  da- 
urch  eingeschränkt  wird,  und  als  diese  Hanfiangen  und  Geschäfte  zugleich 
in  diesen  Liändem  rechtliche  Folgen  hervorbringen  sollen.^  §  84.  ...  „Die 
persönliche  Fähigkeit  der  Fremden  zu  Rechtsgeschäften  ist  insgemein  ntch 
den  Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  vermöge  seines  Wohnsitzes,  oder 
wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat,  vermöge  seiner  Geburt  als  Unter- 
than  nuterliegt,  zu  benrtdlen;  insofern  nicht  für  einzelne  Fälle  in  dem  Ge- 
setze etwas  Anderes  verordnet  ist*'  Trotzdem  legt  die  österreichische  Praris 
seit  langer  Zeit  auch  bei  Ausländem  konstant  das  Recht  der  Staatsangehörig- 
keit zu  Grunde.  Vgl.  Jettel,  Handbuch  des  intern.  Priv.-  u.  Strärechtefl 
(Wien  u.  Leipzig  18^)  S.  24 ff.  —  Jettel  a.  a.  0.  S.  27  berichtet,  dafs  der 
Grundsatz  der  Unwandelbarkeit  der  einmal  erworbenen  GrofiBiährigkeit  m 
Osterreich  anerkannt  sei.  Böhm,  „Die  räumL  Herrschaft  der  fiechtsnormen 
(Erlangen  1890)/*  berichtet  —  S.  27  —  unter  Berufumic  auf  „Die  Spruchpraxis, 
Revue  über  die  Rechtsprechuug  in  den  obersten  Instanzen  der  im  Reidis- 
rat  vertretenen  Länder  {Eiehl)^*^  Bd.  4,  1887,  S.  126  im  Gegensatz  hieno, 
dafs  nach  österr.  Rechtsprechung  die  Frage,  „ob  für  eine  an  einen  Oster 
reicher  verehelichte  Ausländerin,  welche  nach  dem  £(echt  ihrer  Heimat  be- 
reits grofsjährig  gewesen,  aber  noch  nicht  das  für  Osterreich  erforderliebe 
Grofi^ährigkeitsalter  erreicht  hat,  als  noch  minüerjähriff  anzusehen  ist,  bejaht 
wird.''  —  Die  neuere  Praxis  steht  ab^  entschieden  aut  dem  in  obigem  Erk.  v. 
25.  Nov.  1900  vertretenen  Standpunkt.  Vgl.  insbesondere  auch  diese  Ztschr.  V 
S.  588  (Erk.  des  obersten  Gerichtshofes  v.  18.  Febr.  1894  Z.  1553),  Clund 
Xni  468  (Erk.  des  obersten  Gerichtshofes  v.  9.  Aug.  1882). 

N. 
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NapdUon  gilt'),  die  Grofsjahrigkeit  mit  dem  vollendeten  21.  LebenBJabre 
ein.  Da  die  Beklagte  eingestandenermafsen  im  Jahre  1876  geboren 
wurde,  bat  sie  im  Jahre  1897  ihre  OrorsjKhrigkeit  erlangt,  die  sie 
durch  ihre  im  Jahre  1898  erfolgte  Verbeiratong  mit  einem  öster- 
reichischen Unterthan  nicht  deshalb  wieder  verlieren  kann,  weil  in 
Österreich  die  Grofsjährigkeit  erst  mit  dem  vollendeten  24.  Lebensjahre 
flintntt  •  •  . 

Die  zweite  Instanz  hat  das  erstrichterliche  Urteil  ttber  Be« 
rafmig  der  Beklagten  bestätigt  —  Gründe:  Wie  die  Beklagte  selbst 
iqgiebt,  hat  sie  nach  rumänischem  Rechte  mit  dem  21.  Lebensjahre  die 
£igenberechtigung  erlangt.  Diese  Eigenberechtigong  gab  ihr  die 
Möglichkeit,  allein  mit  Rechtswirkong  Verträge  abzoschliefsen,  —  sie 
wirkte  daher  gleich  einem  erworbenen  Rechte.  Diese  Eigenberechtigong 
konnte  anch  durch  die  nachher  erfolgte  Verehelichung  mit  einem  öster- 
rMobiaeben  Staatsbürger  und  die  hierdurch  erlangte  österreichische 
Staatsbttrgenchaft  nicht  mehr  beseitigt  werden,  blieb  vielmehr  —  gleich 
einem  erworbenen  Rechte  —  aufrecht  besteben.  Fttr  die  Richtigkeit 
dieser  Auslegung  spricht  die  analoge  Anwendung  des  Hofdekretes  vom 
3.  Januar  1818,  J.G.8.  No.  1408  .  .  . 

Die  dritte  Instanz  hat  der  Revision  der  Beklagten,  als  un- 
begründet, keine  Folge  gegeben. 

Ämcendung  des  §  36  St.G.    Anrechnung  einer  im  Auslande  ver- 

bufsten  Strafe.      Wurde  daselbst  van  gesetzlich  angedrohten  zwei 

Straf  arten  die  müdere»  verhängt  und  in  Volhmg  gesetsrt,  so  kommt 

auch  nur  diese  für  die  Einrechnung  in  Betracht, 

Entscheidung  des  Kaflsationshofes  vom  21.  September  1900,  Z.  9127. 

(Sammig.  strafir.  E.  II  Nr.  2518.) 

Der  Ejussationshof  verwarf  die  von  Peter  P.  erhobene  Nichtigkeits- 
beschwerde gegen  das  Urteil  des  Schwurgerichtshofes  in  Innsbruck  vom 
5.  Juni  1900,  womit  der  genannte  Angeklagte  des  in  den  §§  171,  173 
und  176  Uc  StG.  bezeichneten  Verbrechens  des  Diebstahles  und  des 
m  den  §§  197,  200,  201,  lit  a  und  208  StG.  bezeichneten  Ver- 
brechens des  Betruges  schuldig  erkannt  und  deshalb  nach  §  203  zum 
sehweren  Kerker  in  der  Dauer  von  drei  Jahren,  verschärft  mit  einem 
Fasttage  in  jedem  Vierteljahre,  verurteilt  und  zugleich  ausgesprochen 
wurde,  dafs  die  von  demselben  in  Sachsen  bereits  verbüTste  l^/s  jährige 
Gefängnisstrafe  einer  einjährigen  schweren  Kerkerstrafe  entspreche,  dafs 
diese  von  der  verhängten  dreijährigen  schweren  Kerkerstrafe  in  Abzug 
gebracht  werde,  und  der  Angeklagte  sohin  noch  zwei  Jahre  schwerer 
Kerkerstrafe  zu  verbüfsen  habe. 

Gründe:  Vom  Schwuigerichte  in  Innsbruck  wurde  Peter  P. 
schuldig  erkannt  des  Verbrechens  des  Diebstahles  nach  den  §§  171,  173 


2)  BecHus:  §  342  des  rumänischen  Civilgesetzbnches,  welches  sich  in 
der  Haontsache  dem  Code  NapoUon  anschlielst,  läfst  die  Grofsjährigkeit  mit 
der  Vollendung  des  21.  Lebensjahres  eintreten.  JV. 

Z«it«ohrift  f.  intern.  PriTat-  n.  Strafrooht  etc..  Band  XI.  21 
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und  176  IIc  StGr.,  begangen  zom  Nachteile  des  Otto  P.  in  Innabmek 
und  des  Sieg^ed  S.  in  Dresden,  dann  des  Verbrechens  des  Betrogea 
nach  den  §§  197,  200  und  201a  St.6.,  begangen  zum  Nachteile  des 
Siegfried  S.  in  Dresden.  Er  wurde  deshalb  nach  §  208  St.O.  mit  Be- 
dacht auf  §§  34  und  36  St.G.  und  unter  Anwendung  des  §  388  StP.O. 
zum  schweren  Kerker  in  der  Dauer  von  drei  Jahren,  verschirft  mit 
einmal  Fasten  vierteljährig,  verurteilt  und  dabei  zugleich  ausgesprochen, 
dafs  ihm  auf  diese  Strafe  die  wegen  der  angeführten,  an  Siegfried  S. 
in  Dresden  b^angenen  strafbaren  Handlungen  im  Auslande  verbBngte 
iVs  jährige  Gefängnisstrafe  im  Äquivalente  einer  einjährigen  schv?Bre& 
Kerkerstrafe  eingerechnet  werde.  In  der  gegen  diese  Strafbemeasong 
aus  dem  Nichtigkeitsgrunde  des  §  344,  Z.  12  St.P.0.  erhobenen  Be- 
schwerde behauptet  der  Angeklagte,  dafs  ihm  von  der  mit  drei  Jahren 
zuerkannten  schweren  Kerkerstrafe  die  gegen  ihn  mit  dem  Urteile  des 
Landgerichtes  in  Dresden  vom  24.  Oktober  1898  verhängte  Oefllngnis- 
strafe  im  vollen  AusmaTse  von  l^/s  Jahren  abzurechnen  sei,  weil  er 
sonst  der  ihm  mit  jenem  Urteile  zu  teil  gewordenen  Begttnstigoiig,  ver- 
möge welcher  ihm  anstatt  der  nach  §  268  R.St.6.  hier  zutrefibnden 
Zuchthausstrafe  nur  Gef^lngnisstrafe  zuerkannt  wurde,  verlustig  gehen 
würde,  und  weil  die  schwere  Kerkerstrafe  der  Zuchthausstaife  des 
Reichsstrafgesetzes  gesetzlich  überhaupt  nicht  gleichgestellt  ist  Der  an- 
gerofene  Nichtigkeitsgrund  liegt  jedoch  nicht  vor.  §  268,  Z.  1  R.SLG., 
nach  welchem  vorliegend  die  Strafbemessung  in  dem  ausländischen  Ur- 
teile erfolgte,  setzt  allerdings  auf  das  Delikt,  welches  fllr  jene  den  Aus- 
schlag gab,  in  erster  Linie  Zuchthausstrafe,  er  normiert  jedoch  zu^eich, 
dafs  anstatt  der  Zuchthausstrafe  GeflUignisstrafe  zu  verhängen  sei,  wenn 
mildernde  Umstände  vorhanden  sind.  Da  nun  das  diesbezügliche  Urteil 
mildernde  Umstände  angenommen  hat,  war  die  GefiLngnisstrafe  nach  den 
Umständen  des  Falles  die  gesetzliche,  und  es  kann  daher  von  einer 
in  Anwendung  eines  richterlichen  Strafinilderungsrechtes  geschehenen 
Strafumwandlung  keine  Rede  sein. 

Übrigens  kann  es  sich  bei  der  Anwendung  des  §  36  St.G.  nur 
darum  handeln,  welche  Strafe  im  Auslande  gegen  den  Angeklagten 
thatsächlich  verhängt  und  von  ihm  verbüfst  wurde.  Das  G^etz 
will  durch  die  hier  bezeichnete  Einrechnung  verhüten,  dafii  der  Inländer 
ftlr  seine  That  ein  gröfseres  oder  geringeres  Übel  erleide,  als  ihn  bei 
der  Zugrundelegung  des  inländischen  Gesetzes  getroffen  hätte.  Dies 
kann  aber  nur  erreicht  werden,  wenn  der  inländische  Richter  die  von 
ihm  verhängte  Strafe  mit  der  im  Auslande  verbttfsten  in  ein  Verhältnis 
bringt  und  mittels  der  so  gewonnenen  Vergleichungsbasis  das  bereitB 
erlittene  Straftlbel  ermittelt.  Da  nun  die  Gefängnisstrafe  des  deutschen 
Strafrechtes  der  hierländischen  schweren  Kerkerstrafe  nicht  gleichwertig 
ist,  war  es  vorliegend  erforderlich,  für  die  im  Auslande  verhängte 
l^/e  jährige  Gefängnisstrafe  nach  den  dortlands  geltenden  strafrechtÜchen 
Bestimmungen  jenes  Äquivalent  zu  finden,  welches  zugleich  der  von 
dem  österreichischen  Richter  verhängten  Strafe  hinsichtlich  der  Strafart 
gleichwertig  ist  und  daher  hinsichtlich  der  Strafdauer  die  Einrechnung 
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ermöglicht.  Nach  §  21  R.St6.  ist  aber  eine  einjährige  GeA&ngniflstrafe 
einer  achtmonatlichen  Zachthaumtrafe  gleichzaachten,  folglich  steht  eine 
1^/2  jährige  Oe&ngnisstrafe  einer  einjährigen  Zuchthausstrafe  gleich.  Die 
Zuchthausstrafe  des  deutschen  Reichsstrafgesetzes  steht  hinsichtlich  der 
Strafart  der  hierländischen  schweren  Kerkerstrafe  gleich  ^).  Es  ergiebt 
sich  dies  aus  der  Würdigung  aller  bei  einer  Vergleichung  beider  mafs- 
gebenden  Momente,  aus  der  Intensität  und  der  Art  der  Freiheits- 
beschränkung sowie  aus  den  sonstigen  damit  verbundenen  Straftibeln, 
insbesondere  auch  aus  den  mit  der  Strafe  verbundenen  Rechtsfolgen. 
Wenn  also  das  angefochtene  Urteil  nach  der  die  Gleichwertigkeit  der 
ausländischen  Strafen  untereinander  regelnden  Bestimmung  des  §  21 
R.StO.  für  die  dem  Angeklagten  im  Auslande  zuerkannte  l^/s jährige 
Oeftognisstrafe  als  Äquivalent  einjährige  Zuchthausstrafe  annahm,  und 
diese  wegen  der  Gleichwertigkeit  von  Zuchthausstrafe  und  schwerer 
Eerkerstrafe  von  der  hierlands  mit  drei  Jahren  bemessenen  schweren 
Kerkerstrafe  in  Abrechnung  brachte,  so  hat  es  den  §  36  St.G.  gans 
richtig  angewendet 

üngüUigkeüserklärtmg  der  von  einem  Österreicher  mit  einer  Aus- 
länderin im  Auslande  geschlossenen  Ehe  wegen  des  Ehehindemisses 
des  bestehenden  Ehebandes  und  des  Kaiholicismus^), 

Plenarentscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  19.  Dezember  1900, 

Z.  15377. 

Wenzel  F.  hat  am  1.  September  1892  vor  dem  grofsherzoglich 
oldenburgischen  Standesamte  der  Stadt  Oldenburg  mit  Johanna  F.  geb. 
B.  die  Ehe  geschlossen.  Dieselbe  wurde  auch  nach  evangelisch- 
latherischem  Ritus  eingesegnet.  Wenzel  F.  war  zur  Zeit  der  £he- 
schliefsung,  wie  vorher  und  auch  nachher,  katholischer  Religion  und 
von  seiner  ersten  Gattin,  Auguste  M. ,  welche  gegenwärtig  noch  am 
Leben  ist  und  mit  welcher  er  am  11.  Mai  1885  vor  dem  kgl. 
sächsischen  Standesamte  in  Dresden  die  Ehe  eingegangen  war,  laut 
Urteiles  des  kgl.  Landgerichtes  in  Dresden  vom  27.  April  1891  dem 
Bande  nach  geschieden.  Johanna  F.  war  zur  Zeit  der  Eheschließung 
ledig,  und  wie  auch  jetzt  noch,  evangelisch  -  lutherischer  Konfession. 
Wenzel  F.  war  und  ist  Österreichischer  Staatsbürger,  Johanna  F.  war 
oldenburgische  Staatsbürgerin.  Auguste  M.  war  zur  Zeit  ihrer  Ehe- 
fichliefsung  mit  Wenzel  F.  evangelisch-lutherischer  Konfession  und 
^tehsische  Staatsbtlrgerin.  Sämtliche  angeführten  Thatsachen  sind  bis 
auf  die  kirchliche  Trauung  der  Ehegatten,  Wenzel  und  Johanna  B., 
urkundlich  nachgewiesen. 

Alle  drei  Instanzen  haben  die  zwischen  Wenzel  F.  und 
Johanna  B.  geschlossene  Ehe  für  das  Gebiet  der  österreichischen  Länder, 


1)  Ebenso:  Entscheidung  v.  18.  März  1898,  Z.  8179,  Sammlung  Kr.  2232. 

2)  Vgl  diese  Ztschr.  X  S.  150  ff.,  XI  8.  110  ff. 

21* 
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in  welcLen  das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  vom  1.  Jnni  IBII 
gilt,  ab  ungültig  erklärt. 

Gründe  der  ersten  Instanz:  Die  Gültigkeit  der  beiden  von 
dem  österreichischen  Staatsangehörigen  Wenzel  F.  im  Deutschen  Reiche 
geschlossenen  Ehen  richtet  sich  bezüglich  der  Form  nach  den  in 
DeutschUbd  geltenden  Gesetzen  (§  37  a.  b.  G.B.).  Geriehtsbekannt 
ist,  dafs  in  Deutschland  zur  Zeit  der  Eingehung  beider  Ehen  die  ge- 
setzliche Form  in  der  Abschliefsung  vor  dem  Standesamte  bestand,  — 
eine  kirchliche  Einsegnung,  wie  sie  bei  der  zweiten  Ehe  noch  statt- 
gefunden hat,  kommt  nicht  in  Betracht.  Die  Ehe  dea  Wenzel  F.  mit 
Auguste  geb.  M.  war  daher  eine  auch  nach  (teterreichischem  Rechte 
gültige  Ehe.  Diese  Ehe  vnirde  vom  Landgerichte  Dresden  dem  Bande 
nach  geschieden,  ein  Ausspruch,  der  zweifellos  der  Trennung  nach 
österreichischem  Rechte  gleichkommt.  Es  soU  hier  gar  nicht  untersucht 
werden,  welche  Bedeutung  dieser  Spruch  im  Inlande  und  für  den  Kann 
als  österreichischen  Staatsangehörigen  hat,  —  für  das  Gebiet  des 
Deutschen  Reiches  war  die  Ehe  zweifellos  gelöst.  Wenzel  F.  aber 
konnte  ab  österreichischer  Staatsangehöriger  und,  da  er  zur  Z/eit  der 
ersten  Eheschliefsung  bereits  dem  katholischen  Glauben  angehört  hatte, 
gemUfs  §  111  a.  b.  G.B.  zu  Lebzeiten  seiner  ersten  Gattin  eine  nach 
österreichischem  Rechte  gtdtige  Ehe  nicht  mehr  eingeben.  Dies  ist  mit 
Rücksicht  auf  das,  was  wegen  Gültigkeit  der  ersten  Ehe  gesagt  wurde, 
fUr  das  Inland  ganz  zweifellos.  Dasselbe  gilt  aber  nach  §  37  und  dem 
darin  bezogenen  §  4  a.  b.  G.B.  auch  für  das  Ausland.  Wenzel  F. 
blieb  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Fähigkeit  zu  einer  neuen  Ehe- 
schliefsung an  das  inländische  Gesetz  gebunden.  Es  war  daher  die 
Ungültigkeit  der  zweiten  Ehe  auszusprechen,  wenn  auch  die  Wirkung 
dieses  Spruches  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtes 
nur  Wirksamkeit  (\Xr  das  Inland  hat  ^). 

Gründe  der  zweiten  Instanz:  In  dem  erstrichterlichen 
Urteile  konnte  der  Mangel  der  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  nicht 
erblickt  werden,  da  bei  der  Beurteilung  der  Gültigkeit  der  strittigen 
Ehe  thatsächlich  die  Normen  des  §  111  a.  b.  G.B.  zur  Anwendung 
zu  gelangen  haben.  Die  zwischen  Wenzel  F.  und  Auguste  M.  in 
Dresden  geschlossene  Ehe  kam  nach  den  in  Deutschland  bestehenden 
Gesetzen  gültigerweise  zu  stände,  sie  hat  daher  nach  dem  Grundsatze: 
locus  regit  actum  in  Österreich  Rechtswirkung.  Eine  solche  kann  aber 
dem  Urteile  des  Landgerichtes  in  Dresden,  durch  welches  diese  erste 
Ehe  dem  Bande  nach  geschieden  wurde,  nicht  zugeschrieben  werden, 
da  gemäfs  §  83  Abs.  3  E.G.  die  Bewilligung  der  Exekution  auf  Grund 
eines  ausländischen  Erkenntnisses  zu  versagen  ist,  wenn  der  Ezekutions- 
titel  den  Personenstand  eines  österreichischen  Staatsangehörigen  betrifii 
und  gegen  letzteren  vollzogen  werden  soll.  Nach  österreichischem  Ge- 
setze   besteht    daher   die   zwischen  Wenzel  F.    und   Auguste  M.    ge- 


1)  Dieser,  von  der  dritten  Instanz  ausdrücklich  bestätigte  Satz,  macht 
das  Erkenntnis  besonders  bemerkenswert  Bed. 
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flcblossene  Ehe  noch  fort  und  war  der  Ehegatte  nach  §  111  a.  b.  G.B. 
nicht  fHhig ,  bei  Lebzeiten  seiner  Ehegattin  eine  zweite  Ehe  ein- 
zugehen. 

Gründe  der  dritten  Instanz:  Gegen  die  Gültigkeit  der 
ersten,  von  Wenzel  F.  mit  Auguste  M.  am  11.  Miii  1885  vor  dem 
Standesamte  in  Dresden  eingegangenen  Ehe  bestehen  keinerlei  Be- 
denken. Diese  Ehe  wurde  zwar  vom  kgl.  Landgerichte  in  Dresden 
rechtskräftig  dem  Bande  nach  geschieden ,  aliein  Wenzel  F. ,  welcher 
nach  wie  vor  österreichischer  Staatsbürger  geblieben  war,  blieb  nach 
§  4  a.  b.  G.B.  insoweit  an  das  österreichische  Gesetz  gebunden,  ab 
seine  persönliche  Fähigkeit,  eine  neue  Ehe  einzugehen,  hierdurch  ein- 
geschränkt wird,  und  die  neue  Ehe  zugleich  in  diesen  Ländern  recht- 
liche Folgen  hervorbringen  soll.  Da  nun  Wenzel  F.  zur  Zeit  der  Ein- 
gehung der  ersten  Ehe  katholischer  Religion  war  und  es  übrigens  auch 
dermal  noch  ist,  —  da  fem  er  seine  erste  Gattin  noch  am  Leben  ist,  — 
da  endlich  nach  §  111  a.  b.  G.B.,  wenn  auch  nur  Ein  Teil  schon  zur 
Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war, 
das  Band  einer  gültigen  Ehe  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten 
getrennt  werden  kann,  so  erscheint  durch  dieses  Ehehindemis  des 
Eatholicismus  die  persönliche  Fähigkeit  des  Wenzel  F.  zur  Eingehung 
einer  neuen  Ehe  beschränkt,  und  somit  die  am  1.  September  1892 
zwischen  Wenzel  F.  und  Johanna  B.  vor  dem  Standesamte  in  Olden- 
burg geschlossene  Ehe  für  das  Geltungsgebiet  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  ^)  ungültig,  weil  Wenzel  F.  nach  §  62  a.  b.  G.B.  zu 
gleicher  Zeit  nur  mit  Einem  Weibe  verehelicht  sein  kann  und  ihm  das 
Ehehmdemis  des  bestehenden  Ehebandes  zufolge  der  für  ihn  noch 
gültigen  ersten  Ehe  entgegenstand.  Dieser  Anschauung  steht  die  Vor- 
schrift des  §  87  a.  b.  G.B.  nicht  entgegen,  denn  wenn  hiernach  auch 
Inhalt  und  Form  der  im  Auslande  von  Österreichern  mit  Ausländem 
geschlossenen  Rechtsgeschäfte  —  also  auch  Ehen  —  in  der  Regel  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes  zu  beurteilen  ist,  wo  das  Geschäft  abgeschlossen 
worden  ist,  so  ist  doch  die  Einschränkung  normiert,  „dafeme  die  im 
§  4  enthaltene  Vorschrift  nicht  entgegensteht **,  welche  sich  eben  auf 
die  Beschränkung  der  persönlichen  Fähigkeit  bezieht.  Unentscheidend 
ist  daher,  ob  die  erste,  von  Wenzel  F.  eingegangene  Ehe  nach 
sächsischem  Rechte  den  Charakter  der  Löslichkeit  an  sich^trug,  und 
ebenso  unentscheidend,  dafs  diese  erste  Ehe  eine  Civilehe  und  keine 
katholisch-konfessionelle  Ehe  war.  Nach  §  75  a.  b.  G.B.  mufs  die 
feierliche  Erklärung  der  Einwilligung  allerdings  vor  dem  ordentlichen 
Seelsorger  eines  der  Brautleute  geschehen,  aUein  die  Form  der  Ehe- 
schliefsnng  kofimt  nach  ^  87  a.  b.  G.B.  hier  nicht  in  Betracht,  weil 
die  Ehe  im  Auslande  eingegangen  wurde,  bezüglich  der  Form  der 
Eheschliefsung  also  das  ausländische  Gesetz  zur  Anwendung  zu 
kommen  hat. 


1)  S.  vorige  Anmerkung.  Bed. 
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Auslegung  des  §  29  der  deutschen  Civtlprozefsordnung  und  des 
§  101  aer  österreichischen  Jurisdiktionsnorm,  Änwmdung  des 
österreichischen  Rechtes  auf  die  Frage  des  Erfüllungsortes  einer 
in  Unterlassungen  bestehenden  Verbindlichkeit  deutscher  St^iats- 
bürger  aus  einem  in  Österreich  geschlossenen  Vertrage. 

EntBcheidang  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes  Wien  vom  22.  Januar  1901, 

GeschSftszahl  R  IV  7/01. 

In  dem  in  Wien  zwischen  dem  Frankfurter  Kaufmann  A.  und  der 
Wiener  Firma  6.  im  Jahre  1895  abgeschlossenen  Vertrage  yerpflichtete 
sich  ersterer  zur  Unterlassung  gewisser  näher  bezeichneter  Lieferungen 
nach  Österreich-Ungarn  bei  sonstigem  Verfall  einer  in  Wien  zahlba^ 
Konventionalstrafe.  B.  klagte  diese  nun  beim  Wiener  Landesgerichte 
ein  und  stützte  die  Zuständigkeit  dieses  Oerichtes  auf  §  101  der  Juris- 
diktionsnorm  vom  1.  August  1895  (No.  111  K.O.BL),  in  Verbindung 
mit  §  29  R.C.P.O.  Nach  ersterer  Gesetzesstelle  ist,  wenn  in  einem 
andern  Staatsgebiete  gegen  Osterreichische  Staatsangehörige  in  btlrger- 
liehen  Rechtssachen  Klagen  vor  Gerichten  zugelassen  werden,  welchen 
nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  für  derlei  Rechtssachen  Überhaupt  keine 
oder  nur  eine  beschränkte  Zuständigkeit  zukommen  würde,  ein  gleicher 
Gerichtsstand  gegen  die  Angehörigen  jenes  Staatsgebietes  auch  bei  den 
inländischen  Gerichten  begründet.  Kläger  behauptet  nun,  dafs  im  vo^ 
liegenden  Falle  der  Gerichtsstand  des  vereinbarten  Erfüllungsortes  nach 
§  29  R.C.P*0.  in  Anwendung  komme,  wonach  die  Konventionalstrafe 
als  in  Wien  zahlbar,  auch  in  Wien  klagbar  sei.  Die  erste  Instanz 
pflichtete  diesem  Standpunkte  bei  und  wies  die  vom  Beklagten  erhobene 
Einrede  der  Unzuständigkeit  ab.  Dagegen  ergriff  der  Beklagte  den 
Rekurs^  indem  er  unter  anderem  anführte,  dafs  nach  deutschem  Rechte 
im  vorliegenden  Falle  nicht  der  Zahlungsort  der  Konventionalstrafe, 
sondern  der  Erfüllungsort  der  Hauptverbindlichkeit,  zu  deren  Be- 
stärkung jene  versprochen  worden  sei,  den  Gerichtsstand  des  §  29  cit 
begründe  (Entscheidungen  des  Reichsgerichtes  in  Civilsachen  Bd.  III, 
8.  885,  Bd.  XV  S.  486,  Bd.  XL  S.  409  und  §  241  B.G.B.  für  dss 
Deutsche  Reich). 

Das  Oberlandesgericht  bestätigte  mit  Entscheidung  vom  22.  Janaar 
1901  den^  erstrichterlichen  Beschlufs. 

Begründung:  Da  der  Beklagte  unbestrittenermafsen  deutscher 
Reichsangehöriger  ist  und  die  Kompetenz  des  inländischen  Gerichts  auf 
die  Vorschrift  des  §  101  J.N.  gestützt  wird,  hängt  die  Entscheidung 
des  Zuständigkeitsstreites  davon  ab,  ob  nach  den  im  Deutschen  Reiche 
bestehenden  Gesetzen  daselbst  derartige  Klagen  wie  die  vorliegende 
gegen  österreichische  Staatsangehörige  zugelassen  werden.  Nachdem 
der  Bestand  und  der  Worthiut  des  diesMls  mafsgebenden  §  29  der 
deutschen  C.P.O«  dem  Gerichte  bekannt,  übrigens  auch  unbestritten  ist, 
bedarf  es  nach  §  271  C.P.O.  in  dieser  Beziehung  keines  Beweises. 
Was  die  Auslegung  des  §  29  anlangt,  so  ist  es  richtig,  dafs  unter  die 
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Klagen  auf  EntschKdigang  wegen  Nichterfüllung  nach  der  Einreihnng 
des  §  1386  des  a.  b.  O.B.  in  das  80.  Hauptstück  des  II.  Teiles  auch 
Klagen  auf  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  zu  subsumieren  sind,  femer 
dafs  unter  „streitiger  Verpflichtung^  im  §  29  diejenige  Verpflichtung 
zu  yerotehen  ist,  an  deren  Stelle  der  Entschädigungsanspruch  tritt. 
Unrichtig  ist  es  aber,  dafs  im  vorliegenden  Falle  diejenige  Leistung, 
(fkr  welche  im  Falle  des  Zuwiderhandelns  die  Konventionalstrafe  be- 
dungen wurde,  an  einem  andern  Orte  zu  erfolgen  hat,  als  die  Kon- 
ventionalstrafe selbst.  Es  handelt  sich  hier  um  Unterlassungen,  zu 
denen  sich  der  Beklagte  verpflichtet  hat,  und  wenn  auch  im  allgemeinen 
die  Leistung  auch  in  einem  Unterlassen  bestehen  kann,  so  ist  diese 
Subsumtion  doch  logischerweise  nicht  auf  den  Erfüllungsort  auszudehnen, 
da  die  Unterlassung  nicht  an  einem  bestimmten  Orte,  sondern  über- 
haupt zu  erfolgen  hat.  Offenbar  aus  diesem  Grunde  haben  die  Parteien 
nicht  der  stipulierten  Unterlassung,  wohl  aber  der  im  Falle  des  Zu- 
widerhandelns vereinbarten  Konventionalstrafe,  der  einzigen  positiven 
Leistung,  die  aus  diesem  Vertragsverhttltnisse  entspringen  kann,  den 
Erfüllungsort  Wien  beigesetzt  und  dadurch  zum  Ausdruck  gebracht, 
dafs  der  Vertrag  in  den  hier  in  Rede  stehenden  Punkten  überhaupt, 
soweit  hierbei  ein  bestimmter  Erfüllungsort  in  Betracht  kommen  kann, 
an  demselben  zu  erfüllen  ist.  Abgesehen  davon  kommen  aber  auf 
diesen  in  Wien  zwischen  österreichischen  und  deutschen  Reichs- 
angehörigen errichteten  Vertrag  nicht  die  Bestimmungen  des  deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuchs,  sondern  nach  §  36  a.  b.  G.B.  die  Vor- 
schriften des  a.  b.  G*B.  in  Anwendung,  denen  zufolge  (§§  905  und 
1420  a.  b.  G.B.)  mangels  anderer  Voraussetzungen  die  Leistung  be- 
wegücher  Sachen,  wozu  nach  §  298  a.  b.  G.B.  auch  Rechte  gehören, 
an  dem  Orte,  wo  das  Versprechen  gemacht  worden  ist,  also  vorliegenden 
Falles  in  Wien,  zu  erfolgen  hat.  Da  somit  sowohl  Vertrags-  als  gesetz- 
m&Tsig  die  streitige  Verpflichtung  in  Wien  zu  erfüllen  ist,  erscheint  die 
Kompetenz  des  angerufenen  Gerichtes  nach  §  101  J.N.  und  §  29  der 
deutschen  C.P.O.  begründet. 


Rumänien. 

NichtcmerJcennung  ^/usländischer  Urteile. 

Appellationsgerichtshof  Galatz  1898  in  Sachen  Fraissinet  gegen  Naville 
(„Dreptul''  Jahrg.  27  No.  80,  88,  Clwnet  1900  S.  1037). 

Der  Liqueurfabrikant  Naville  in  Tecuci  (Rumänien)  hatte  durch 
die  Schii&hrtsgesellschaft  Fraissinet  (Marseille)  Liqueure  transportieren 
lassen,  welche  durch  Havarie  geschädigt  wurden.  Die  Gesellschaft 
wurde  von  den  Gerichten  erster  und  zweiter  Instanz  (Bordeaux)  zum 
Schadensersatz  verurteilt,  indem  angenommen  wurde,  die  im  Transport- 
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vertrage  enthaltene  Klauael  der  Niehihaftung  aei  wirkongsloe.  Die  Qe- 
aellschaft  zahlte  70B3  Franken,  l^gte  aber  Kassationsr^ars  ein.  Der 
Eaasationshof  erklärte  die  Klausel  für  wirksam,  verwies  den  Prozefs 
vor  das  Appellationsgericht  Agen,  und  letzteres  wies  die  fiüag«  ab.  — 
Die  Gesellschaft  klagte  nun  vor  dem  Gericht  in  Tecuci  gegen  NaviUe 
auf  Rückgabe  der  gezahlten  Summe,  wurde  aber  abgewiesen,  und  das 
abweisende  Urteil  wurde  vom  Appellationsgericbtshof  Galatz  bestätigt, 
unter  Berufung  auf  Art.  374  der  rumänischen  Prozefsordnong.  Dieser 
Artikel  lautet:  Ausländische  Urteile  können  in  Rumänien  nur  in  der 
Weise  und  in  den  Grenzen  vollstreckt  werden  wie  die  rumänischen 
Urteile  in  dem  betreffenden  Lande,  und  nachdem  sie  durch  die  zu- 
ständigen rumänischen  Richter  für  vollstreckbar  erklärt  worden  sind« 

Der  Richter  Sp.  Statescu  gab  ein  ausführliches  Minoritätsvotom 
ab,  in  welchem  er  die  Nichtanwendbarkeit  des  Art.  374  und  die  Natur 
der  Klage  ab  einer  Bereicherungsklage  darzulegen  suchte. 

Anm.  Über  die  l^chtanerkennung  aualändischer  Urteile  in  Kumänien 
s.  ausführlich:  Leske-Löwenfeld^  Die  Bechtsverfolgung  im  intemationalen 
Verkehr  Bd.  H  S.  161  ßL  N. 


„Der  Fall  CoUaro^.  Zuständigkeit  der  rummischen  Qerickte  fSr 
Erhschaftstmgelegenheiten  von  At4sländem.  Das  Heitnairecht  nach 
rufnänischem  Recht.  Personalstai/ut  in  Erbschafts-  und  Vormund^ 
Schaftssachen.    Auch   die   Testamentsform  richtet  sich  ncuih  dem 

Heimatrecht 

Urteil  des  Appellationsgerichts  zu  Bukarest  vom  9.  Blai  1901 '). 

Es  wurden  gehört:  der  Rechtsanwalt  P.  G.  der  Appellanten: 
Elena  Magdo,  Vormttnderin  des  Minderjährigen  G^oige  CoUaro,  und 
N.  D.  Moroianu,  Testamentsvollstrecker: 

Herr  Staatsanwalt  C.  C.  S.,  welcher  den  Stuhl  des  öffentlichen 
Ministeriums  einnahm,  hat  sich  in  seinen  Ausführungen  ülr  Zurück- 
weisung der  Berufting  erklärt 

Der  Gerichtshof  verhandelt 

In  Erwägung,  dafs  Berufung  eingelegt  worden  von  Elena  Magdo, 
der  Mutter  des  Minderjährigen  George  CoUaro,  und  von  N.  D.  M., 
einem  der  beiden  Testamentsvollstrecker  des  Verstorbenen  N.  Collaro,  — 
gegen  den  Spruch  in  Civilsachen  des  Tribunals  Ilfov,  S.  III  Nr.  334 
aus  1901,  durch  welchen  dieses  i^lehnt,  die  auf  die  Erbfolge  des 
verstorbenen  N.  Collaro  bezüglichen  Differenzen  zu  untersuchen; 

In  Erwägung,  dals  noch  am  1.  März  d.  J.,  dem  Todestage  des 
N.  Collaro,  das  Tribimal,  von  diesem  Falle  benachrichtigt  durch  N. 
D.  Moroianu,  beschlossen  hat,  Siegel  an  die  Geldkasse  des  Verstorbenen 


1)  Das  Urteil  Ist  rumftmsch  in  der  Zeitschrift  .Dreptul''  No.  89  vom 
17.  Mai  1901  (S.  318)  abgedruckt  Die  Obersetzung  für  diese  Zeitschrift  ist 
von  Herrn  H,  5.  gefertigt.    S.  über  das  Urteil  den  Aufsatz  oben  S.  229  ff. 
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ansalzen,  ein  Vorgehen,  welches  auch  von  dem  Gehilfen  des 
richten  I  von  Bnkarest  am  2.  MXrz  ausgeführt  wnrde;  dais  femer, 
immer  infolge  Verlangens  des  Herrn  Moroiann  am  5.  März  das 
Tribonal,  durch  Tagebuch  Nr.  2686,  die  Abnahme  der  Siegel  und 
Aufnahme  des  Inventars  befohlen  hat,  welche  Arbeit  auch  von  diesem 
Gerichte  ausgeführt  wurde,  wobei  anwesend  war  G.  Miliaresis,  Gerant 
des  griechischen  Konsulates,  der  auf  Verlangen  der  Blutsverwandten 
auch  sein  Siegel  auf  der  eisernen  Kasse  anlegte  und  die  Schltlssel  in 
Verwahrung  nahm; 

In  EIrwfigung,  dafs  bei  Aufnahme  des  Inventars  in  einer  eisernen 
Kassette  des  Verstorbenen,  welche  in  dem  Comptoir  des  Herrn  Moroiann 
in  Verwahrung  gelassen  war,  sich  ein  Briefumschlag  ftind,  in  dem  nach 
«einer  Eröffiaung  durch  das  Tribunal,  das  eigenhAndige  Testament  des 
Verstorbenen  N.  Gollaro,  datiert  vom  20.  Dezember  1900,  enthalten 
war,  und  durch  welches  als  einziger  Universalerbe  des  ganzen  Ver- 
mögens bestimmt  ist  sein  Adoptivsohn,  der  Minderjährige  Greorge  CoUaro; 
und  die  Mutter  dieses,  Frau  Elena  Magdo,  mittelst  Bittschrift  an  das 
Tribunal  vom  9.  Mttrz,  eingetragen  unter  Nr.  7564,  verlangt,  als  gesetz- 
liche Vormünderin  ihres  minderjährigen  Sohnes  George  Collaro  aner- 
kannt zu  werden,  während  sie  mittelst  einer  anderen  Bittschrift,  zu- 
^eich  mit  N.  D.  Moroiann  und  M.  Matheiu,  den  Testamentsvollstreckem, 
die  durch  das  Testament  des  verstorbenen  N.  Collaro  ernannt  waren, 
verlangt,  dafs  der  Finanzbehörde  mitgeteilt  werde,  sie  möge  die  der 
Staatskasse  zukommenden  Taxen  einziehen,  nachdem  die  Mutter  in 
ihrer  Eigenschaft  als  gesetzliche  Vormünderin  in  Besitz  des  Nachlasses 
gesetzt  wäre,  femer  die  Frau  Elena  Magdo  mittelst  Bittschrift  Nr.  10  512 
ond  Herr  Moroiann  durch  solche  Nr.  10513  zur  Kenntnis  des  Tribunals 
bringen,  dafs  der  griechische  Konsul  angefiungen  habe,  Verwaltnngsakte 
bestiglich  des  von  dem  verstorbenen  N.  Collaro  hinterlassenen  Ver- 
mögens vorzunehmen,  und  verlangen,  da(s  das  Tribunal,  welches  zuerst 
ang^angen  worden,  sich  ausspreche  und  dem  an  dasselbe  gerichteten 
Verlangen  Folge  gebe  in  Gemäfiiheit  der  rumänischen  Gesetze;  dafs 
endlich  das  Tribunal  ttber  diese  verschiedenen  Verlangen  den  mittelst 
Berufung  angegriffenen  Spruch  gef^t  hat,  durch  welchen  es  die  Ord- 
nimg dieser  Erbschaft  von  sich  abweist; 

In  Erwägung,  dafs  die  Beweggründe,  auf  welche  sich  der  Spruch 
des  Tribunals  stützt,  sind :  dafs  der  Verstorbene  N.  Collaro  griechischer 
Daterthan  war,  dafs  nach  ihm  nur  bewegliches  Vermögen  hinterblieb; 
dais  an  dieser  Erbfolge  auch  keine  Interessen  eines  rumänischen  Unter- 
tfaanen  beteiligt  sind;  dafs  der  Universalerbe  österreichisch-ungarischer 
Unterthan  ist  und  dessen  Konsnlarbehörde  sich  in  Übereinstimmung 
mit  der  griechischen  befindet;  dafs  die  Appellantin  Elena  Magdo  den 
Schatz  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats  angerufen  hat,  indem  sie 
dsBBen  Einschreiten  zur  Ordnung  dieser  Erbfolge  verlangte,  so  dafs  sie,  die 
Befugnis  desselben  anerkennend,  nicht  mehr  nachher  sich  an  die  rumäni- 
Mhen  Gerichte  wenden  konnte;  und  dafs  nach  den  heute  zwischen 
Romänien    und    den    fremden    Staaten   in    Kraft   stehenden  Konsular- 
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konventionell  die  Ronsolarbebdrden  allein  befugt  sind,  die  Erbfolge  d« 
verstorbenen  N.  Collaro ,  eines  griechischen  Unterthanen ,  zu  ordnen 
und  die  Interessen  des  Minderjährigen  Georg  Collaro,  eines  Osterreichisch- 
nngarischen  Unterthanen  zn  schützen; 

In  Erwttgnng,  dafs  der  Gesetzgeber  dorch  Art  II  des  Civilgesets- 
baches  bestimmt  hat,  dafs  die  Fremden  ftbr  gewöhnlich  in  RnmäBien 
sich  derselben  bürgerlichen  Rechte  erfreuen  wie  die  Rumänen,  mit 
Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  das  Gesetz  anders  bestimmt  hat,  und 
als  dieser  von  dem  Civilgesetzbuch  aufgestellte  Grundsatz  auch  von 
dem  neuen  Gesetzbuch  über  den  Civilprozefs  in  Art.  54  aa%enommen 
ist,  welcher  bestimmt,  dafs  die  Bezirksgerichte  alle  Streitsachen  zwischen 
allen  rumänischen  oder  fremden  Streitenden,  sowohl  Civilsachen  als 
auch  solche,  die  ihnen  in  Folge  anderer  Gesetze  zuikllen,  ahm- 
urteilen  haben,  mit  anderen  Worten,  dafs  das  Recht,  Gerechtigkeit  zn 
erhalten,  ein  bürgerliches  Recht  ist,  auch  alle  Fremden  sich  disBes 
Rechtes  erfreuen  und  die  rumänischen  Gerichte  ihren  Schutz  dem 
Fremden  nicht  verweigern  können,  welcher  ihn  verlangt,  übrigens,  wu 
die  Gesetze  anlangt,  welche  hier  anzuwenden  sind,  grundsätzlich  die 
Regel  gilt,  dafs  die  rumänischen  Gerichte  keine  anderen  G^esetze  an- 
zuwenden haben  als  die  rumänischen,  weil  sie  nicht  gehalten  sind, 
andere  als  die  rumänischen  Gesetze  zu  kennen;  ausnahmsweise  jedoch, 
wenn  es  sich  um  den  Personenstand  der  Fremden  handelt  und  die 
Gerichte  in  den  Stand  gesetzt  werden,  die  Bestimmungen  des  fremden 
Landes  kennen  zu  lernen,  welche  sich  auf  den  Streitfall  beziehen,  dann 
die  rumänischen  Gerichte  gehalten  sind,  das  fremde  Gesetz  auf  Gmnd 
des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  anzuwenden,  da  Art  2  des  CStü- 
gesetzbuchs  das  Entsprechende  für  die  Rumänen  bestimmt,  wenn  sie 
sich  in  der  Fremde  befinden^); 

In  Anbetracht  aber,  dafs  insbesondere  Elena  Magdo  mit  ihrer 
Bittschrift,  eingetragen  bei  Nr.  10  512,  verlangt  hat,  dafs  das  rumänische 
Gericht  die  Ordnung  der  Erbfolge  des  Verstorbenen  Ckdlaro  vornehmen 
und  in  Übereinstimmung  mit  dem  WiUen  des  Verstorbenen  aar 
Flüssigmachung  dieses  Vermögens  schreiten  solle,  wie  dies  in  dem 
Testament  desselben  und  nach  den  rumänischen  Gesetzen  vorgesehen 
ist,  dafs  das  Gericht  richtig  und  regelmäfsig  verständigt  worden,  dafii 
dasselbe  nur  ablehnen  konnte,  wenn  eine  Konsularkonvention  mit 
Griechenland  bestünde,  welche  dem  Konsulate  Griechenlands  znspiäche, 
die  Erbfolge  seiner  Unterthanen  zu  ordnen,  die  in  Rumänien  sterben 
würden; 

In  Anbetracht  aber,  dafs  eine  solche  Konvention  nicht  besteht; 
dafs  die  einzige  Konvention  mit  Griechenland  die  Handelskonvention 
vom  19.  Dezember  1900  ist,  welche  beschlossen   und  veröffentiieht  ist 


1)  Art.  2  AI.  2  des  Civilgesetzb.  (vom  4.  Dez.  1864,  in  Kraft  getreten  am 
1.  Dez.  1865)  bestimmt:  „Die  Gesetze  betreffend  den  bürgerlichen  Stand  und 
die  persönliche  Fähigkeit  sind  für  die  Rumänen  mafsgebend,  auch  wenn  äe 
im  Auslande  wohnen.''  N, 
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mit  dem  Genetze  vom  5.  Janaar  1901,  bekannt  gemacht  im  Amts- 
Uatte  Nr.  236  vom  28.  Janaar  d.  J.,  welche  in  ihrem  Art.  1  be-^ 
stimmt:  „dafs  die  Lande8angeh((rigen,  Schiffe  and  Waren  eines  jeden 
der  beiden  Staaten  sich  aaf  dem  Gebiete  des  anderen  der  Behandlang 
der  meistbegünstigten  Nation  erfreuen  sollen  £Va  die  Einfahr,  die  Aas- 
fahr, die  Darchfahr  and  im  allgemeinen  in  allem,  was  die  Handeb- 
and seem&nnische  Thätigkeit,  die  Aasttbang  der  Industrie,  Zahlung 
von  Taxen  und  anderen  Steuern,  sowie  den  Schutz  des  industriellen 
Eigentums  angeht*' ;  dafs  also  die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation 
dieser  Konvention  nicht  das  Recht  giebt,  den  mit  Italien  ab- 
geschlossenen Konsularvertrag  anzurufen,  was  die  Ordnung  der  Erb- 
folge griechischer  Unterthanen  betrifft. 

In  Betracht  ziehend,  dafs,  auch  wenn  auf  Grund  der  internationalen 
Gkbrftuche  in  diesem  Fall  der  Konsularvertrag  mit  Italien  angerufen 
werden  könnte,  welcher  in  Art.  2  den  Konsuln  das  Recht  giebt,  allein 
die  Erbfolge  ihrer  auf  dem  Gebiete  des  anderen  Staats  gestorbenen 
Unterthanen  zu  liquidieren,  ohne  daia  die  Ortsbehörden  bei  diesem 
Voigehen  einzuschreiten  haben,  —  wenn  aber  ein  von  dem  Verstorbenen 
ernannter  Testamentsvollstrecker  vorhanden  ist,  welcher  sich  am  Orte 
der  ErbschaflserOfinung  befindet,  oder  wenn  Unterthanen  des  Landes 
oder  einer  dritten  Macht  Rechte  aus  der  Erbfolge  beanspruchen,  und 
da  in  allen  diesen  Fällen  Schwierigkeiten  entstehen  könnten,  die  haupt- 
sXchlich  aus  irgend  einer  Reklamation  herrühren,  welche  zu  einem 
Widerspruch  ftlhren  könnten,  während  die  Konsuln  keinerlei  Recht 
dazu  haben,  diese  Schwierigkeiten  zu  endigen  oder  zu  schlichten,  dann 
die  Gerichte  des  Landes  berufen  sind,  wie  es  ihnen  gebührt,  Mafs- 
regeln  zu  ergreifen  oder  zu  urteilen; 

In  Betracht  ziehend  insbesondere,  dafs  der  verstorbene  N.  Collaro, 
griechischer  Unterthan,  als  Testamentsvollstrecker  den  N.  Moroianu  und 
den  M.  Matheiu  ernannt  hat,  von  denen  der  erstere  sich  am  Orte  der 
Erbscha^eröffnung  befindet,  Rumäne  ist  und  nach  Art.  916  des  Civil- 
gesetzbuches  die  Pflicht  *  hat,  darauf  zu  dringen,  dafs  das  Testament 
ausgeführt  werde;  femer,  dafs  der  Erbe  George  Collaro,  den  das 
Testament  bezeichnet,  obwohl  minderjährig,  aber  österreichisch-ungarischer 
Unterthan  ist;  dafs  hinsichtlich  dieser  Erbfolge  auch  die  Frau  Elena 
Magdo,  Mutter  des  minderjährigen  Universalerben  George  Collaro,  welche 
österreichisch-ungarische  Unterthanin  ist,  Ansprüche  macht;  dafs  aufser- 
dem  der  rumänische  Staat  seinerseits  das  Recht  hat,  die  ihm  laut 
Stempelgesetz  zukommenden  Taxen  einzuziehen;  dafs  also  von  einem 
zum  anderen  Schwierigkeiten  entstehen  könnten,  welche  zu  Einwendungen 
führen  könnten,  —  so  sind  allein  die  rumänischen  Gerichte  berufen, 
Mafsnahmen  zu  treffen  und  zu  urteilen. 

In  Anbetracht,  dafs,  sobald  die  Erbfolge  Collaro  von  diesen  Ge- 
sichtspunkten aus  betrachtet  wird,  die  Befiignis  der  rumänischen  Ge- 
richte nicht  in  Zweifel  gezogen  werden  kann,  auch  die  zwischen  dem 
griechischen  und  Österreichisch-ungarischen  Konsul  zu  stände  gekommene 
Übereinstimmung  nicht  die  Wirkung   haben   kann,  jene   Befugnis   auf- 
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zaheben,  dafs,  wenngleich  die  Appellantin  Elena  Magdo  die  Ver- 
mittelang des  ÖBterreichiBch-ungarischen  EonBulates  beha&  Ordnang  dieser 
Erbschaft  verlangt  hat,  doch  damit  nicht  behauptet  werden  kann,  dafs 
flie  sich  nicht  mehr  an  die  rumänischen  Gerichte  wenden  kttnne,  denn 
sie  konnte  als  österreichisch- ungarische  Unterthanln  in  dem  Augeublick, 
als  sie  sah,  dafs  der  griechische  Konsul  Verwaltungs-  und  Erbschafts- 
liquidationsmafsnahmen  treffe,  die  Yermittelung  ihres  eigenen  Konsulates 
anrufen  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  und  derjenigen  ihres  minder- 
jährigen Sohnes,  aber  daraus  kann  nicht  gefolgert  werden,  dafs  sie 
das  Recht  verloren  habe,  sich  an  die  rumänischen  Gerichte  zu  wenden ; 

Dafs,  nachdem  die  BeAignis  des  rumänischen  Gerichts  anerkannt 
ist,  bezüglich  der  Fragen,  welche  in  Beziehung  auf  die  ELrbfolge 
Gollaro  dem  Gericht  vorgelegt  wurden,  zu  bemerken  ist,  dals  nach 
dem  griechischen^)  Gesetze  vom  11.  Februar  1880  «n  Grieche  in  holo- 
graphischer Form  testieren  kann,  wobei  unter  holographischem  Testament 
verstanden  ist  dasjenige,  welches  geschrieben  und  unterzeichnet  ist  von 
dem  Testator  und  welches  sich  nach  seinem  Tode  unter  seinen  Papieren 
vorfindet  —  nicht  in  den  Händen  eines  anderen  — ,  das  die  Auf- 
schrift des  Tages,  Monates,  Jahres  und  Ortes  tragen  mufs,  —  Be- 
dingungen, welche  in  der  Form  des  Testaments  des  N.  Collaro  zutreffen; 

In  Betracht  ziehend,  da£9  der  minderjährige  George  Collaro,  der 
Universalerbe  und  Adoptivsohn  des  verstorbenen  N.  Collaro,  ungarischer 
Nationalität  ist,  da  er  als  natürlicher  Sohn  der  Nationalität  seiner  Mutter 
folgt,  welche  durch  ihren  Pafs  Nr.  87  794,  unterzeichnet  von  dem 
rumänischen  Generalkonsulat  in  Budapest,  am  13.  Juli  1898,  beweis^ 
dafs  sie  magyarischer  Nationalität  ist;  dafs  nach  §  89,  XX.  Art  des 
ungarischen  Gesetzes  vom  Jahre  1877,  das  von  der  Ordnung  der  Vor- 
mundschaft und  Kuratel  handelt,  die  VormundschafI:  über  ein  illegitimes 
Kind  nur  allein  dem  Rechtsstande  der  mündigen  Mutter  folgt;  dafs, 
wenn  behufs  Ausübung  dieses  Rechts  zufolge  §  66  und  folgende  es 
nötig  wird,  von  Seiten  der  Vormundschaftsbehörde  ii|;end  welche  Ver- 
ftlgungen  zu  treffen ;  dafs  in  jedem  Falle  die  Erfüllung  dieser  Förmlich- 
lichkeiten  in  Ungarn  von  der  Vormundschaftsbehörde  und  in  der  Fremde 
von  den  Konsuln  beobachtet  werden  mufs,  aber  dafs  sie  nicht  obliga- 
torisch ist  ftir  die  Gerichte  des  Ortes,  insonderheit  für  die  rumänischen, 
welche  sich  nur  darum  zu  bekümmern  haben  ob  die  natürliche  Matter 
die  Eigenschaft  als  gesetzliche  Vormünderin  nach  ihren  Landesgesetzen 
hat    oder  nicht  —  eine   Eigenschaft,    welche  die    AppeUantin    besitzt; 

Dafs  folglich  in  dieser  Eigenschaft  die  Appellantin  Elena  Magdo 
berechtigt  ist,  ftlr  den  Minderjährigen  die  Einsetzung  in  den  Besitz 
des  Vermögens  zu  verlangen,  welches  sich  in  der  Erbfolge  des  ver- 
storbenen Collaro  vorfindet. 


1)  Art.  61:  „Der  sich  im  Ausland  aufhaltende  Grieche  kann  durch 
eigenhändiges  Testament  oder  durch  eine  öffentliche  Urkunde  in  den  am 
Orte  der  Handlung  für  öffentliche  Urkunden  üblichen  Formen  testieren.^ 

N. 
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In  Erwttgung,  dafs,  was  die  von  dem  Herrn  Staatsanwalt  ex 
officio  erhobene  Frage  nach  der  Anwendbarkeit  der  Gesetze  der 
Konsulargerichtsbarkeit  anlangt,  d.  h.  der  Gesetze,  die  znfolge  kaiser- 
liehen Patentes  in  der  Fremde  anf  die  Osterroichiseh^nngarischen  Unter- 
tbanen  ohne  Unterschied  ihrer  Nationalität  angewendet  werden  sollen, 
wobei  insbesondere  der  österreichische  Civilkodex  in  Betracht  kommt, 
welcher  der  natürlichen  Mutter  nicht  die  Vormundschaft  über  ihr 
minderjähriges  Kind  zuerkennt,  —  zu  bemerken  ist:  Abgesehen  von 
dem  Umstände,  dafs  der  Gerichtshof  nicht  in  die  Lage  gesetzt  wurde^ 
diese  Gesetze  tlber  Ronsulargorichtsbarkeit  und  die  betreffenden  kaiser- 
lichen Patente  zu  kennen,  so  wtürdo,  auch  wenn  er  in  die  Lage  gesetzt 
wäre,  sie  zu  kennen,  die  Sachlage  für  ihn  doch  die  gleiche  sein,  wie 
ftr  die  österreichischen  Konsulate,  im  Falle  sie  mit  der  Erledigung  be- 
Mst  wären;  denn  da  in  Österreich-Ungarn  verschiedene  Nationalitäten 
bestehen,  jede  mit  ihrem  eigenen  Gesetze,  aber  die  Konsulaigerichts- 
bukeit  eine  einzige  für  alle  ist,  so  kOnnen  die  österreichischen  Kon- 
sakte nur  gehalten  sein,  das  österreichische  Gesetz  zu  kennen  und  an- 
nwenden; nicht  ganz  ebenso  wird  aber  vorgegangen  werden,  wenn 
das  Gericht  des  Landes,  in  dem  sich  der  Unterthan  befindet,  berufen 
ist,  zu  urteilen;  denn  in  diesem  Falle  verpflichtet  der  Personenstand 
das  Gericht,  für  ihn  sein  Nationalgesetz  in  Anwendung  zu  bringen, 
in  diesem  Falle  das  ungarische; 

In  Anbetracht,  dafs  der  minderjäbrige  George  Collaro  neben  seiner 
Eigenschaft  als  Universalerbe  auch  das  Adoptivkind  des  verstorbenen 
N.  Collaro  ist,  dafs  er  in  jeder  dieser  Eigenschaften  das  Recht  der 
Erbfolge  besitzt  und  infolgedessen  auch  dasjenige,  in  den  Besits^ 
der  Erbschaft  gesetzt  zu  werden;  da  er  aber  keinen  Rechtsakt  au»- 
Miren  kann,  weil  er  minderjährig  ist,  da  das  Erbschaftsvermögen  sich 
in  den  Händen  des  Gerichts  befindet,  und  da  die  Taxen  an  den  Staat 
in  zahlen  sind,  so  kann  die  Appellantin  als  gesetzliche  Vormtlnderin 
nieht  anders  in  den  Besitz  der  Erbschaft  treten  als  durch  Zulassung 
seitens  des  Gerichtes. 

Aus  diesen  Rocbtsgrttnden,  die  der  Herr  Gerichtsrat  Sc.  Popeseu 
redigierte,  unter  Anhörung  auch  des  Herrn  Staatsanwaltes,  wird  der 
Berniung  stattgegeben,  wird  der  Urteilsspruch  des  Tribunales  aufge- 
hoben, wird  erklärt,  daft  die  rumänischen  Gerichte  zuständig  sind,  Be- 
stimmungen zu  treffen  ttber  die  Fragen,  welche  eingetragen  worden 
unter  Nr.  7564,  10  512  und  10  518  aus  1901,  wird  die  Frau  Elena 
Magdo  als  gesetzliche  Vormttnderin  ihres  minderjährigen  Sohnes  George 
ColUut)  anerkannt,  wird  befohlen,  den  minderjährigen  George  Collaro, 
vertreten  durch  seine  Mutter  und  gesetzliche  Vormttnderin  Elena  Magdo^ 
in  den  Besitz  des  Erbschaftsvermögens  einzusetzen,  das  geblieben  ist 
nach  dem  Verstorbenen  Collaro,  nachdem  zuerst  die  dem  Staate  zu- 
kommenden Taxen  gezahlt  sein  werden. 

Mit  der  Ausführung  dieser  Operation  wird  beauftragt  das  Tribunal 
Ilfov,  Sektion  III. 
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Rursland. 

Crrenisen  der  Ingerenz  der  italienischen  Konsulatsbehörden  in  Erb- 
Schaftsangelegenheiten,      Vollstreckbarheit  italienischer    Urteile  in 

Bufsland. 

Bezirksgericht  Petersbnig  11./25.  Januar  1900  (Clunä  1900  S.  841,  Sondebnaüt 

Gazeta  13.  Februar  1900  No.  7  p.  13). 

G.  Chinizelli,  italienischer  Staatsangehöriger,  Eigentümer  eines 
Oirkos,  war  1881  in  Petersburg  gestorben.  Unter  seinen  Kindern, 
Scipione  Chinizelli,  Frau  Pujot  und  Frau  Kirgheim,  entstand,  nachdem 
ersterer  die  Fortführung  des  Cirkus  an  sich  genommen  hatte,  zunSchst 
Streit  Ober  die  Verteilung  der  Einkünfte;  dann  suchten  Frau  Pujot 
und  Frau  Kiigheim  bei  den  Gerichten  die  Übertragung  der  Verwaltung 
des  Cirkus  an  Pujot  zu  erreichen,  wurden  aber  abgewiesen.  Dagegen 
erreichten  sie,  dafs  auf  Anordnung  der  italienischen  Regierung  und  mit 
Genehmigung  des  russischen  Auswärtigen  Amtes  der  italienische  Ronsnl 
den  Cirkus  siegelte,  inventarisierte  und  in  Verwaltung  nahm,  indem  er 
Scipione  Chinizelli  die  Geschäfte  unter  seiner  Aufkicht  führen  liefs,  die 
Kasse  aber  seinerseits  verwaltete.  Nach  einigen  Monaten  ordnete  dor 
Konsul  an,  dafs  S.  Chinizelli  durch  dessen  Schwager  Pujot  ersetzt 
werde,  vermochte  aber  die  Verwbrklichung  dieser  Mafsnahme  g^en  den 
Widerstand  Chinizellis  nicht  durchzusetzen,  da  die  Polizeibehörden  ihre 
Hülfe  versagten. 

Die  Ehegatten  Pujot  und  Kirgheim  klagten  darauf  in  Italien  (Como) 
auf  Bestätigung  der  Anordnungen  des  Konsuls,  insbesondere  der  Ver- 
waltungsbefugnis des  Pujot.  Sie  erlangten  ein  obsi^endes  Urteil  und 
beantragten  dessen  Exequatur  bei  dem  Bezirksgericht  in  Petersbmf. 
Dieses  wies  den  Antrag  ab  mit  der  Begründung,  dafs  ausländische 
Urteile  in  Rufsland  nur  auf  Grund  besonderer  Staatsverträge  exequierhar 
seien,  wie  solche  zwischen  Rufsland  und  Italien  nicht  existierten.  Der 
Gerichtshof  erklärte  femer,  dafs  der  russisch-italienische  Vertrag  vom 
28./ 16.  April  1875  die  italienischen  Konsuln  nur  zu  konservatorischen 
Mafsregeln  bis  zu  dem  Moment  ermächtigte,  wo  der  Nachlafs  den  Erben 
ausgeantwortet  werde. 

Änm.  Über  die  Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urteile,  welche  troti 
der  deutlichen  Bestimmung  des  Art.  1278  der  russischen  C.P.O.  (mit  welchem 
Art  1614  des  im  Jahr  1900  publizierten  Entwurfes  einer  C.P.O.  übereinstimmt: 
„Die  Urteile  ausländischer  Gericht«  sind  im  Kaiserreich  nur  vollstreckban 
sofern  darüber  Staatsverträge  existieren*')  bestritten  ist,  vgl.  Leske  vm 
Löwenfeldy  Die  Bechtsverfolgung  im  internationalen  verkehr  Bd.  II 
(1897)  S.  688.  K 
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Schweiz. 

Verjährung.    Mafsgeblich  für  die  Verjährung  ist  nicht  das  Recht 
des  Prozefsgerichtes ,    sondern    das   für   das    betreffende   Rechts- 
verhältnis sonst  mafsgebende  Recht. 

Bnndeegericht,  14.  Juli  1899  (Clunet  1900  S.  884). 

Gegen  den  Beklagten,  der  in  der  Schweiz  seinen  Wohnsitz  ge- 
nommen hatte,  wurde  ans  einem  Kommanditgesellschaftsvertrage  geklagt, 
der  von  ihm  in  Frankreich  mit  dort  domizilierten  Personen  geschlossen 
war,  während  auch  er  selbst  dort  Domizil  hatte.  Der  Klaganspruch 
gründete  sich  auf  den  in  Frankreich  eröffneten  Konkurs  der  OesellschafL 
Der  Gerichtshof  erklärte  fttr  den  Anspruch  das  französische  Recht  wie 
im  übrigen  so  auch  hinsichtlich  der  Verjährung  für  mafsgeblich,  ins- 
besondere die  Verjährungsfrist  des  schweizerischen  Rechtes  ftlr  nn- 
anwendbar,  die  im  gegebenen  Fall  kürzer  als  diejenige  des  französischen 
Bechtes  war. 

Erbrecht.   Fransfösisch-schweizerischer  Vertrag  vom  15.  Juni  1869. 
Kantonalgerieht  Vaud,  3.  Oktober  1899  (Chi/net  1900  S.  850). 

Die  Erbfolge  nach  einem  in  Frankreich  domizilierten  und  dort  ge- 
storbenen Franzosen  richtet  sich  gemäfs  Art.  5  des  in  der  Überschrifb 
genannten  Vertrages  nach  dem  Recht  seines  Heimatkantons.  Die  Be- 
stimmungen dieses  Vertrages  gehen  dem  schweizerischen  Bundesgesetz 
▼om  25.  Juni  1891  vor  (s.  diese  Ztschr.  II  S.  198  ff.)* 


Vermischte  Mitteilungen. 

1.  Amerikanische  Äufserungen  über  das  Beuterecht 
im  Seekriege. 

In  der  New  York  Times  vom  17.  November  1898  veröffent- 
lichte A.  T.  Mahan  einen  an  die  Redaktion  gerichteten  Brief,  in 
welchem  er  darauf  hinweist,  dafs  in  der  Frage  des  feindlichen  Privat- 
eigentums zur  See  zu  unterscheiden  sei  zwischen  Privateigentum,  welches 
den  Gegenstand  des  Handels  bildet  und  Privateigentum,  welches 
Passagieren  gehöre.  Letzteres  könne  und  müsse  fr^i  sein.  Ersteres 
könne  dem  Zugriff  des  Eriegführenden  nicht  entzogen  werden.  Die 
Zerstörung  des  feindlichen  Handels  aber  bilde  eines  der  wichtigsten 
Eri^smittel,  und  zudem  ein  humanes.  Die  damit  ftlr  den  Handel  ge- 
gebene Ghefahr  femer  trage  wesentlich  zur  Verminderung  der  Kriege 
bei.  —  Wenn  Amerika  frtther  die  Freiheit  des  Privateigentums  zur 
See  erstrebt  habe,  so  hänge  das  mit  dem  damaligen  Fehlen  einer  Kriegs- 
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flotte  zasammen.  Gegenwärtig  habe  Amerika  kein  Interesse  mehr  an 
der  Freiheit  des  Privateigentums. 

In  der  New  York  Times  yom  19.  November  1898  wurde  gegen 
diesen  Brief  Mähana  anonjm  unter  der  Überschrift:  ^Capt  Mähan  on 
commerce  at  war^  geltend  gemacht ,  dafs  Amerikas  wachsender  Handel 
Sicherheit  des  Privateigentums  auch  zur  See  fordere. 

Femer  antwortete  auf  MakanB  Brief  Charlen  Henry  Butler 
in  einer  Broschüre: 

A  letier  addreased  to  Capiain  Ä.  T.  Mahan  in  regard 
to  freedom  of  private  property  on  the  sea  from  capture 
during  war;  Washington  D.  C.  Nov.  24,  1998  (7  Seiten), 

in  welcher  ausgeführt  wird,  einmal,  dafs  yjprwate  property^  in  inter- 
nationalrechtlichem Sinn  das  gesamte  ^ownership^  umfassen  und  nur  im 
G^ensatz  zum  Staatseigentum  stehe,  femer,  dafs  Amerika  interessiert 
an  der  Freiheit  des  Privateigentums  zur  See  sei,  da  es  ein  sehr  giofses 
Angri£bobjekt  in  seinem  Handel  biete. 

Ch,  H^  Butler  hatte  früher  bereits  in  demselben  Sinne  ver- 
öfientlicht : 

Letter  addreased  to  the  Hon.  O.  H.  8chu>ahy  Chairmem  Comäee 
on  Commerce,  Chamber  of  Commerce  of  the  State  of  New  York,  in 
regard  to  freedom  of  private  property  on  the  aea  from  capture  during 
war  (Washington,  12  Nov.  1898), 

worin  u.  a.  daran  erinnert  wurde,  dafs  die  Frage  im  Parlament  der 
Vereinigten  Staaten  erörtert  ist:  1856,  1862  {Horafaüa  motion)^  1871 
(Treaty  of  Waahmgton)  und  1878  {Lwtibock),  sowie  da(^  die  Freiheit 
des  Privateigentums  anerkannt  ist  in  Amerikas  Verträgen  mit  Preu&en 
(1785),  Bolivia  (1858),  Italien  (1876). 

(TT.  E.  Hall  schrieb  1875,  Oktober  in  der  Contemporaiy  Review 
über  Freiheit   des  Privateigentums  zur  See  unter  anderem: 

„7f  two  men  aet  fire  to  eaeh  other'a  houae^  he  ia  aptto  hae  most 
who  haa  moat  to  loae.  The  cuatom  of  aeieing  private  property  ai 
aea  appeara  in  fad  to  he  of  more  and  more  doubtftd  advantage  to 
England.*^) 

2.  Zuführung  von  Kriegsmaterial  an  Kriegführende 
von  Seiten  neutraler  Privatpersonen. 

In  der  Washington  Post  vom  22.  Februar  1901  findet  sich 
unter  der  Überschrift:  ^Chairman  EiU  explain  ahipmenta  to  South 
Afrioa*^  ein  Bericht  über  die  Interpellation  des  Abgeordneten  Fitt- 
gerald  im  Parlament  der  Vereinigten  Staaten  über  die  Duldung 
der  Zufuhr  von  Pferden  und  Mauleseln  aus  den  Vereinigten  Staaten 
nach  Südafrika  für  englische  Zwecke.  Der  Interpellant  macht  den 
Vertrag  von  Washington  geltend  und  ermnert  daran,  dafs  1898  Eng* 
land  zwei  amerikanischen  Dampfern  („New  Orleans^  und  „Somers*^)  das 
Auslaufen   ans  englischen  Hftfen  untersagt  habe,   welche  fbr  Bechnnng 
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der  amerikanischen  Regiorang  einige  Monate  yor  Ansbrnch  des  Kriegee 
■ngekanft  waren. 

Chairmann  Hitt  erwiderte,  dafs  der  Vertrag  von  Washington 
Ton  80  zweifelhaftem  Sinn  sei,  dafs  man  sich  darauf  nicht  berafen 
könne.  £r  sei  ftlr  eine  bestimmte  Situation  geschaffen  und  habe  keine 
allgemeinere  Bedentong.  Nach  dem  mafsgebenden  allgemeinen  Völker- 
recht dtirfe  gnmdslltzlich  jeder  Private  einem  Kriegführenden  Pferde 
imd  aach  Wafifon  zuführen. 

3.  Zuständigkeit  zur  Behandlung  des  Nachlasses 
eines    in   Tsingtau  gestorbenen  Deutschen. 

Flir  den  bezeichneten  Nachlafs  ist  das  kaiserliche  Gericht  in  Kiautschau 
ab  Nachlafsgericht  zuständig.  Vgl.  den  Allerhöchsten  Erlafs,  betr.  die 
Eiklärang  Kiautschous  zum  Schutzgebiete  vom  27.  April  1898  [R.G.BL 
S.  171],  §  2  des  Schutzgebietsgesetzes  in  der  Fassung  vom  10.  Septem- 
ber 1900  [R.6.B1.  S.  813]  in  Verbindung  mit  §  7  des  Gesetzes  über 
die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  7.  April  [R.G.BL  S.  213]  und  §  72 
des  R.6es.  ü.  d.  freiw.  Gbkeit.,  Art.  1  der  V.  zur  Einführung  des 
Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  25.  Oktober  1900 
[R.G.61.  S.  999];  vgl.  auch  §  1  der  V.  betr.  die  Rechtsverhältnisse 
m  Kiautschou  vom  27.  April  1898  [R.G.B1.  S.  173],  §  2  des  Ge- 
setzes betr.  die  Rechtsverhätnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  in  der 
Fassung  vom  19.  März  1888  [R.G.B1.  S.  75]  und  §  12  Abs.  2  des  Ge- 
setzes über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879  [R.G.B1. 
S.  197]  hinsichtlich  der  Zeit  vor  dem  1.  Januar  1901. 

Bekanntmachung  des  Bad.  Just-Min.,  19.  Jan.  1901. 

4.  Siegelung  und  Inventarisierung  der  Verlassen- 
sehaften der  im  Grofsherzogtum  Baden  verstorbenen 
rassischen  Staatsangehörigen. 

Nach  der  auf  Grund  des  §  43,  Abs.  3,  Satz  3  des  RP.G. 
erlassenen  Vorschrift  des  §  156  Abs.  1  der  R.P.O.  sind  für  die 
in    der    Konvention    über    die    Regulierung    von    Hinterlassenschaften 

zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Rufsland  vom  ^|i  ^ktobw^ 
1874  (R.G.B1.  1875  S.  136)  der  inländischen  Lokalbehörde  zu- 
gewiesene Inventarisierung  oder  Mitwirkung  bei  Inventarisierung 
des  Nachlasses  im  Inlande  verstorbener  russischer  Staatsangehöriger 
die  Notare  zuständig;  in  diesem  Falle  kommt  somit  auch  die 
Verzeichnung  der  zum  Nachlafs  gehörigen  beweglichen  Sachen  dem 
Notar,  nicht  der  örtlichen  Inventurbehörde  (dem  Ortsgericht)  zu,  soweit 
sie  nicht  etwa  durch  diese  schon  an  Stelle  der  Siegelung  (RP.O. 
§§108  und  117)  stattgefunden  hat  Das  Just.-Min.  hat  überdies  die 
Notare  angewiesen,  dafs  sie  auch  die  Siegelung  des  Nachlasses  eines 
mssisehen  Staatsangehörigen  vorzunehmen  und  das  vorgeschriebene 
Siegelnngs-  und  Ermittelungsprotokoll  aufzunehmen  haben,  wenn  die 
Siegelung  am  Sitze  eines  Notariats  zu  erfolgen  hat  und  der  kaiserlich 
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russische  Geschäftstrttger  auf  die  ihm  zugegangene  Mitteilung  dem  Notar 
zu  erkennen  gegeben  hat,  dafs  er  bei  der  Siegelung  selbst  mitzuwirken 
oder  einen  Vertreter  zu  entsenden  beabsichtige. 

An  den  Orten,  welche  Sitz  eines  Notariats  sind,  hat  das  Ortsgericht 
deshalb  von  der  Anordnung  der  Siegelung  des  Nachlasses  eines  russi- 
schen Staatsangehörigen  regelmäfsig  abzusehen  und  die  SterbeftLlls- 
anzeige  mit  einem  Vermerk  gemMfs  §  94  Abs.  8  der  R.P.O.  unge- 
säumt an  das  Notariat  einzusenden,  welches  von  der  Anordnung  der 
Siegelung  durch  Vermittelung  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  dem 
kaiserlich  russischen  Geschäftsträger  die  durch  die  Nachlafskonvention 
vorgeschriebene  Mitteilung  zu  machen  hat  (RP.O.  §  117  Abs.  2). 
Wenn  der  kaiserlich  russische  Geschäftsträger  bei  der  Si^elung  weder 
selbst  mitwirkt  noch  einen  Vertreter  dazu  entsendet,  darf  der  Notar 
um  den  Vollzug  der  von  ihm  angeordneten  Siegelung  das  Ortsgericht 
ersuchen  (R.P.O.  §  104  Abs.  4).  Hiervon  abgesehen  soll  nur  in 
dringenden  Fällen,  in  denen  zur  Sicherung  des  Nachlasses  eines 
russischen  Staatsangehörigen  die  unverzügliche  Vornahme  der 
Sicherungsmafsregeln ,  insbesondere  der  Siegelanlegung  notwendig  er- 
scheint, deren  Vornahme  durch  das  Ortsgericht  am  Notariatssitze  er- 
folgen. In  solchen  Fällen  ist  das  Notariat  behujfe  weiterer  Mitteilung 
nach  Art.  2  Abs.  8  der  Nachlafskonvention  ungesäumt  von  den  ge- 
troffenen Mafsregeln  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Wenn  hinsichtlich  der  Siegelung  an  Orten,  die  nicht  Sitz  einee 
Notariats  sind,  von  der  gleichen  Anordnung  Umgang  genommen  wird, 
so  geschieht  dies  deshalb,  weil  die  Zahl  der  auswärtigen  Amtsgeschäfte 
der  Notare  ohnedies  schon  sehr  grofs  und  zu  befürchten  ist,  dafs  durch 
eine  solche  Anordnung  die  Erfüllung  anderer  wichtiger  Aufgaben  der 
Notare  beeinträchtigt  werden  könnte.  Das  Just-Min.  hat  aber  den 
Notaren  empfohlen,  soweit  irgend  thunlich,  die  Siegelung  unter  Be- 
achtung des  §  108  Abs.  8  der  R.P.O.  selbst  vorzunehmen,  falls  der 
kaiserlich  russische  Geschäftsträger  auf  die  nach  §  117  Abs.  2  der  R.P.O. 
durch  Vermittelung  des  Notariats  und  des  Ministeriums  des  Auswärtigen 
an  ihn  gelangte  Mitteilung  ihnen  zu  erkennen  giebt,  dafs  er  bei  der 
Siegelung  selbst  mitzuwirken  oder  einen  Vertreter  dazu  zu  entsendeo 
beabsichtige. 

Bekanntmachung  des  Bad.  Just.-Min.,  29.  Jan.  1901* 

5.  Erbrecht  und  Vormundschaft  im  nordamerikani- 
schen Staate  Massachusetts. 

Nach  dem  Gutachten  des  Anwaltes  T.  in  Boston  Wli  ein  im 
Staate  Massachusetts  belegener  unbeweglicher  Nachlafs,  sofern 
der  Erblasser  Kinder  hinterläfst  und  letztwillig  nicht  verfügt,  ans- 
schliefslich  den  Kindern  des  Verstorbenen  zu.  Dagegen  ist  an  dem 
beweglichen  Nachlasse  des  Verstorbenen  auch  seine  Witwe  erb- 
berechtigt, und  zwar,  wenn  Kinder  vorhanden  sind,  in  Höhe  von 
^/s    des    Reinnachlasses.      Wenn    Nachkommenschaft    nicht    vorhanden 
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ist,  erbält  die  Witwe  den  beweglichen  Reinnachlafs ,  falls  derselbe 
$  5000  nicht  übersteigt,  ftir  sich  aUein.  Wie  der  Anwalt  ans- 
ffthrt,  bestand  der  Nachlais  des  W.  anscheinend  nur  aus  beweglichem 
Vermögen  von  nicht  ilber  $  900.  Es  wtlrden  mithin,  soweit  ersicht- 
lich, dem  Kinde  0.  S.  aus  jenem  Nachlafs  eventuell  $  600  abzüglich 
des  auf  diesen  Anteil  entfidlenden  Betrages  etwaiger  Nachlafsschulden 
sowie  der  Begräbnis-  und  Verwaltungskosten  zustehen.  Wegen  Ver- 
waltung dieses  Vermögens  würde  dem  minderjährigen  0.  S.  in  Boston 
oder  an  einem  anderen  Orte  der  Vereinigten  Staaten  nur  dann  ein  Vor- 
mund bestellt  werden  können,  wenn  der  Genannte  sich  im  Bezirke  des 
betreffenden  Gerichtes  aufhielte;  und  auch  in  diesem  Falle  würde  die 
Bestellung  nicht  von  Amts  wegen  erfolgen,  sondern  nur  auf  Antrag  von 
Angehörigen  oder  Freunden  des  Kindes. 

Mitteilung   des  Kais.    Generalkons.   New -York,    14.  Jan.   1901. 
(„Badische  Rechtspraxis''  1901,  S.  86.) 


6.  Kechtliche  Stellung  unehelicher  Kinder  nach 
italienischem  Kecht. 

„Nach  italienischem  Rechte  besteht  zwischen  einem  unehelichen 
Kind  und  seiner  Mutter  kein  gesetzlich  anerkanntes  Verhältnis^  so- 
lange die  letztere  ihre  Mutterschaft  nicht  im  Geburtsakte  oder  sonst 
in  öffentlicher  Urkunde  ausdrücklich  anerkannt  hat  Der  vom 
Standesbeamten  angenommene  Geburtsakt  genügt  demnach  selbst  dann 
nicht  zum  Nachweise  der  unehelichen  Mutterschaft,  wenn  die  Mutter 
darin  namhaft  gemacht  ist.  Uneheliche  Kinder,  die  weder  von  der 
Mutter  noch  vom  Vater  rechtmäfsig  anerkannt  sind,  werden  nach 
italienischem  Rechte  als  Kinder  unbekannter  Eltern  bezeichnet  und  als 
Staatsangehörige   des  Landes   angesehen,    in   dem   sie  geboren  sind.** 

Bekanntmachung    des  Bad.   Just-Min.   vom  28.  November  1900. 
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7.  iDternationaler  Änsli  eferungBTerkahr  der  Schwell 
in   den  Jahren  1890  bis  1899- 

In   der   Zeitschrift   fttr   BchweiEeriKbes    Stn&ecbt    14.    Jahrgang 
S.  218  finden  sich  folgende  Mitteilnngen : 


).  AuilleUr«MgtlMgtliren  der  Schwell  vi  uiivrtrHge  Stuten, 
i^  Zahl  der  Begdvren. 


Jahre 

1 

1 
1 

1 

1 
1 

! 

g 

1 

i 

1 
t 

1 

! 

i 

i 

f 

der 
Oe- 

1899 
1698 
1897 
1696 
1895 
1894 
1893 
1892 
1891 
1890 

51 
69 
45 
59 
42 
49 
49 
51 
70 
64 

47 
47 
41 
28 
25 
37 
32 
33 
32 
18 

14 

8 
11 
3 
6 

4 
5 
8 

8 
7 

2 
6 
2 
4 

5 

2 
4 
6 

7 

5 
2 

2 
3 

7 
9 
4 

2 
1 
1 

T 

2 

1 

1 
3 

1 
1 

1 

1 

1 
j 

4 
1 
2 

11 

134 
136 
114 
99 
99 
98 
99 
107 
134 
108 

Summ» 

549 

340 

69 

38 

37 

^ 

' 

5 

4 

8 

7 

34 

1118 

Die    andern   Staaten,    an    welche   AnBliefemngBbegehreu    gerichtet 
wnrden,  waren 

Rnfaland  1899  nnd  1897  je  ein  FaU 

Mexiko  1899  und  1898  je  ein  Fall, 

Portugal  1899  ein  FaU, 

Traneraal  1899  ein  Fall, 

Braeilien  189?  ein  FaU. 
Ein  Blick  aof  die  Eieenbahakarte  der  Scbweia  genllgt,  nm  Anf- 
Bchlnfs  darüber  zu  erhalten,  wamm  die  Ubeigrobe  Mehrzahl  der  FlBch- 
tigen  die  franztfeiBche  oder  deutsche  Grenze  za  erreichen  trachtet  Er- 
fahrungsgemgre  hat  auch  Harre  fllr  diejenigen,  die  Über  Heer  zu  kommen 
trachten,  stets  eine  grOrBere  Anziehongskiaft  als  die  deutschen  Au- 
vranderungsl^ien ,  es  entscheidet  eben  die  kürzeste  Linie  fUr  Harre. 
Unser  Konsnl  daselbst  wtlrde  davon  zu  eizKhlen  wissen.  Nach  do 
Nacbbaistaaten,  znm  Teil  noch  vor  Italien,  kommen  die  beiden  gleich- 
falls an  der  Linie  nach  Nordamerika  gelegenen  Staaten  Belgien  (Ant- 
werpen) nnd  Grofsbritaanien  (Sonthampton  and  andere  PUtae). 
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Tab.  8. 


h)  Erledigung  der  Äuslieferungsbegehren. 


Aus- 
lieferung 
bewerk- 

steUigt 

Die  Aoslieferong  erfolgte  nicht 
wegen 

Unerledigt 

am 

Sohlusse 

des 

Jahres 

Jahre 

Niohtent- 
deokung 

des 
ThAters 

Bücksug 

des 
Begehrens 

Ver- 
weigerung 
der  Aus- 
lieferung 

Total 

• 

1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1898 
1892 
1891 
1890 

93 

85 
69 
66 
59 
64 
68 
62 
70 
59 

13 
23 

16 

11 

20 
11 
11 
25 
20 
26 

10 

18 
22 
13 
13 
17 
11 
13 
20 
16 

2 
3 
2 

1 

1 
1 

3 

6 
7 
5 
8 
7 
6 
8 
6 
24 
4 

124 
136 
114 

99     ' 

99 

98 

99 
107 
134 
108 

695 

176 

158 

13 

13 

1118 

•/o 

62.a 

15.7 

13.7 

1.9 

7.« 

100 

Die  Yergleichong  mit  der  Tabelle  über  die  Erledigang  der  Tom 
Ausland  gestellten  Begehren  wird  unten  zu  einigen  Bemerkungen  Anlafs 
geben. 

2.  Auslieferungtbegehren  auswlrtiger  Staaten  an  die  Schweiz. 

„  ^  ^  a)  ZäM  der  Begehren. 

Tab.  8.  7  if 


Staaten,  welche  Auslieferungsb^gehren  gestellt  haben 

•o 

1     . 

%^^ 

Total 

Jahre 

9 

o 

1 

o 

1 

S 

Österreich' 
Ungarn 

S 

'S) 

l 

1 

1 

1 

a 
o 

Andere 

Staaten 

der 
Ge- 
suche 

1899 

215 

52 

66 

32 

1 

1 

1 

368 

1898 

186 

56 

53 

23 

2 

2 

>- 

3 

3 

328 

1897 

174 

44 

60 

17 

_ 

2 

1 

— 

— 

298 

1896 

209 

53 

41 

11 

..— 

2 

1 

— 

2 

319 

1895 

151 

49 

47 

10 

2 

1 

-— 

—m. 

1 

261 

1894 

147 

45 

39 

6 

.... 

— 

1 

—^ 

— 

238 

1893 

111 

38 

29 

6 

2 

1 

_^ 

-^ 

2 

189 

1892 

105 

63 

36 

6 

1 

1 

— 

— .- 

— 

212 

1891 

99 

59 

44 

9 

3 

1 

1 

— . 

2 

218 

1890 

70 

53 

46   , 

8 

3 

— 

— 



— 

180 

Summa 

1467 

512 

461 

128 

16 

10 

5 

3 

11 

2611 

342 
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Die  anderen  Staaten,  welche  Analieferangsbegehren  stellten,  waren 
folgende: 

Liechtenstein  1899  und  1896  je  ein  Begehren, 

Grofsbritannien  1898  und  1892  je  ein  Begehren, 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  1895  und  1891  je  ein  Begehren, 

Dänemark  1898  ein  Begehren, 

Niederlande  1891  ein  Begehren, 

Spanien  1893  ein  Begehren, 

Mexiko  1898  ein  Begehren, 

Brasilien  1896  ein  Begehren. 

Wie  aus  der  Tabelle  ersichtlich,  haben  wir  mehr  Individuen  aos- 
zuliefern,  als  wir  ausgeliefert  erhalten ;  es  ist  wohl  derselbe  Grund,  aas 
'welchem  die  Zahl  der  Ausländer  überhaupt  in  der  Schweiz  gröfser  ist 
ab  die  Zahl  der  Schweizer  im  Ausland.  Erstaunlich  ist  auf  den  ersten 
Blick  die  grofse  Invasion  von  Verbrechern  ans  dem  Deutschen  Bmcbe, 
deren  stetes  Ansteigen,  bis  auf  das  Drei&che  gegenüber  dem  Anfimg 
der  Periode,  auch  die  Gesamtzahl  der  Auslieferungsb^ehren  des  Aus- 
landes zur  Verdoppelung  gebracht  hat.  Es  taucht  dabei  die  Frage  anf, 
ob  die  Schweiz  nicht  Veranlassung  hätte,  für  die  Auslieferung  den 
Grundsatz  zur  Geltung  zu  bringen,  dafs  der  requirierende  Staat  die 
Kosten  zu  tragen  habe,  was  z.  B.  im  Vertrage  mit  den  Vereinigten 
Staaten  eingerilumt  werden  mufste.  Allein  es  ist  nicht  zu  veigessen, 
dafs  den  von  uns  angegangenen  grolben  Nachbarstaaten  meist  ein 
Transport  von  ungleich  gröfserer  Länge  bis  zur  Schweizergrenze  zu- 
gemutet wird,  als  wir  ihn  bis  zur  Landesgrenze  zu  leisten  haben. 


Tab.  4. 


h)  Erledigung  der  AusUeferungsbegehren. 


Aus- 
lieferung 
bewiUigt 

Die  Auslieferung  erfolgte  nicht  wegen 

Un- 
erledigt 

am 

Schlüsse 

des 

Jahres 

Jahre 

Nichtent- 
deokung 

des 
Th&ters 

Bflokzug 
des  Be- 
gehrens 

Eingang 
des  Be- 
gehrens 

nach  Ab- 
lauf der 

HaftMst 

Verwei- 
gerung 
der  Aus- 
lieferung 

Total 

1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1898 
1892 
1891 
1890 

316 
267 

237 
257 
210 
199 
149 
164 
162 
138 

39 

48 
40 
89 
32 
28 
27 
37 
32 
32 

10 
10 

17 

18 

10 

8 

9 

6 

12 

5 

2 

2 
3 

2 
2 
5 
2 

"3 

1 

1 

4 
8 
5 
3 
2 
5 
9 
4 

368 
328 
298 
319 
261 
238 
189 
212 
218 
180 

Summa 

2099 

349 

105 

2 

20             36 

2611 

o/o 

80.4 

13.4 

4.0      J 

0 

0.8 

1.   1 

100 
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Diese  Tabelle,  verglicben  mit  Tabelle  2,  Bcbeint  zu  erweisen,  dass 
die  Schweiz  dem  Auslande  eine  weitaus  promptere  Recbtshttlfe  leistet, 
als  sie  von  demselben  zu  erwarten  bat.  Die  relative  Zahl  der  dem 
Auslände  bewilligten  Auslieferungen  ist  weit  höher  als  die  vom  Aus- 
knd  bewilligte',  umgekehrt  ist  die  Zahl  erfolgloser  Nachforschungen 
etwas  kleiner,  ebenso  die  Zahl  der  verweigerten  Begehren,  und  insbe- 
sondere sah  sich  die  Schweiz  in  viel  mehr  Fällen  veranlafst,  des  langen 
Haders  und  der  Schwierigkeiten  müde,  ein  Auslieferungsgesuch  fallen 
zu  lassen,  als  die  Auslandsstaaten  uns  gegenüber. 

8.  Rechtsgebräuche  des  Volkes  in  Kroatien-Slavo- 
nien.  —  Cüpefara-Spregatscha, 

Unsere  geschriebenen  Gesetze  haben  bekanntlich  das  römische  Recht 
zor  Grundlage.  Bei  ihrer  Abfassung  wurde  nur  wenig  Rücksicht  auf 
die  Rechtsanschauungen ,  auf  die  Bedürfnisse  und  das  Leben  des  Volkes 
{HtH>t  nacoda)  genommen.  Wenn  sich  nun  auch  unsere  Bevölkerung 
diesen  Gesetzen  mit  der  Zeit  vollkommen  angeschmiegt  hat,  so  haben 
sich  in  derselben  teilweise  doch  auch  eigene  Rechtsgehrftuche  (sopstveni 
pravni  obidaji)  erhalten  und  teilweise  neu  gebildet,  die  ^  den  wirt- 
flchaftliefaen  und  kulturellen  Fortschritt  oft  schwerer  ins  Gewicht  fidlen 
als  die  geschriebenen  Gesetze.  —    ' 

Unter  den  Rechtsgebräuchen  unseres  Volkes  ist  die  sogenannte 
^Spregatsc'ha^  (spregaÖa)  hervorzuheben,  eine  Einrichtung,  die 
den  Beweis  liefert,  wie  sehr  unser  Landvolk  der  wirtechaftlichen 
Association  zuneigt  Die  Spregatscha  ist  nämlich  nichts  anderes 
als  eine  Vereinigung  (udruienje)  von  zwei  oder  drei  Bauernhäusern 
behufs  gemeinsamer  Bearbeitung  der  Äcker  und  Wiesen.  Es  existieren 
in  vielen  Orten  Kroatien-Slavoniens  derartige  landwirtschafUiche  Arbeits- 
vereinigungen,  und  ist  die  Schliefsung  solcher  Associationen  im  serbi- 
schen Volke  ganz  besonders  eingebürgert.  — 

Die  „Spregatscha^  ist  keine  althergebrachte  Einrichtung;  sie 
entstand  erst  nach  Auflösung  der  Hauskommunionen  {Zadruga)j 
hat  aber,  zumindest  im  ehemaligen  slavonischen  Grenzgebiete,  bereits 
eine  grofse  Verbreitung  gefunden.  Diejenigen  Bauernhäuser,  die  in 
den  Verband  der  ^Spregatscha"  getreten  sind,  betrachten  alle 
Feldarbeiten  ab  gemeinsam;  sie  beackern  ihre  Felder  gemeinsam 
sie  mähen  gemeinsam  die  Wiesen,  sie  säen  und  ernten  gemeinsam. 

Wie  die  Verbrüderung  (jpohratimstvo)  und  die  Verschwiste- 
mng  (posestrimstvo),  gilt  auch  die  Spregatscha  zwischen  zwei 
oder  drei  Bauernhäusern  gewissermafsen  als  ein  geheiligter  Verband. 
Deswegen  wird  sie  ausschliefslich  am  zweiten  Weihnachtstage,  also  an 
einem  an  und  für  sich  schon  heiligen  Tage,  abgeschlossen.  Ein  förmlicher 
Vertrag  ist  hierzu  nicht  notwendig,  es  genügt,  wenn  sich  die  Häup- 
ter der  betre£fenden  Häuser  über  den  AbschluJs  der  Spregatscha 
verständigt  haben.  Die  Mitglieder  (Spreinici)  des  einen  Hauses 
kommen    dann    am    zweiten    Weihnachtstage    vormittags,    gewöhnlich 
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nach  der  Messe,  in  das  Hans  ihres  zukünftigen  Spregatscha-Ge- 
nossen.  Hier  werden  sie  festlich  bewirtet,  wobei  der  Kola&- Laib-Brot 
nicht  fehlen  darf.  Am  Abend  kommen  dann  die  Mitglieder  der  beiden 
Spregatscha- Hänser  im  ersten  Hanse  zusammen ,  wo  die  Gasterei 
unter  grofsen  Lustbarkeiten  fortgesetzt  wird.  Die  beiden  Familien  leben 
nun  zusammen  wie  in  einer  Hauskommunion  (Zadruga), 

Wenn  die  Feldarbeiten  beginnen,  so  gehen  die  Arbeiter  aus  bei- 
den Häusern  gemeinsam  aufii  Feld  und  verrichten,  wie  erwähnt,  ancb 
sämtliche  Arbeiten  gemeinsam ;  auch  die  Bewirtschaftung  geschieht  nach 
einem  gemeinsamen  Plane;  die  Verköstigung  der  im  Spregatscha- 
Verbande  befindlichen  Arbeiter  wird  abwechselnd  von  einem  und 
dem  anderen  Hause  besorgt. 

Interessant  ist  es,  in  welcher  Weise  die  Verteilung  der  Produkte 
wie  in  der  Hauskommunion  so  gewöhnlich  &VLch  in  der  Spregatscha 
vorgenommen  wird.  So  erwähnen  wir  z.  B.  die  Verteilung  der  Wolle 
und  der  Obsternte,  mit  dem  ausdrücklichen  Bemerken  jedoch,  dafs 
sämtliche  Produkte  in  ähnlicher  Weise  verteilt  werden.  Die  Verteilung 
der  Wolle  geschieht  gleich  nach  der  Schaftchur.  Sämtliche  Wolle 
wird  erst  abgewogen,  dann  vom  Ältesten  (stareiina)  der  Haus- 
kommunion oder  der  Spregatscha  im  geräumigen  Hofe  in  so  viele 
gleiche  Haufen  zerlegt,  als  es  anteilsberechtigte  Mitglieder  giebt.  An- 
teilsberechtigt sind  sämtliche  Mitglieder  mit  Ausnahme  der  Kinder,  wo- 
bei jedoch  die  nicht  verheirateten  Burschen  und  Mädchen  einen  ge- 
ringeren Anteil  erhalten,  dessen  Bestimmung  dem  Ermessen  des  Ältesteu 
anheimgegeben  ist  —  £s  ist  selbstverständlich,  dafs  die  Haufen  trotz 
aller  Sorgfalt  nicht  aUe  gleich  sein  können,  da  dieselben  nur  nach 
dem  Augenmafs  gemessen  werden.  Nun  machen  die  Weiber  ftlr  jedes 
berechtigte  Mitglied  besondere  Zeichen  aus  Zweigen  und  Holz.  Diese 
Zeichen  werden  einem  Kinde  übergeben,  welches  auf  jeden  Haufeo 
eines  derselben  legt,  und  sollen  diesbezüglich  niemals  Streitigkeiten  vor- 
kommen. 

Wie  die  ehemalige  Hauskommunion  durch  die  Bande  der  Familie, 
so  ist  die  Spregatscha  durch  freie  Wahl  als  eine  zu  Recht  be- 
stehende Institution  in  das  Bewufstsein  des  Volkes  übergegangen,  die 
offenbar  in  den  volkswirtschaftlichen  Bedürfnissen  ihre  Grundlage  hat 

Milan  Paul  Jovanovid. 


KSnnen  deutsche  Gerichte  bei  Aueländern  auf  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  ericennen? 

Von  Professor  Dr.  Framts  in  Kiel. 

Über  die  Frage,  ob  deutsche  Gerichte  bei  Ausländem  auf  be- 
BtSndige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkennen  dürften,  bestand  schon 
früher  unter  der  Herrschaft  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875 
keine  Einstimmigkeit.  Das  Reichsgericht^)  hat  dieselbe  unter  der 
Herrschaft  dieses  Gesetzes  wiederholt  verneint  und  daran  festgehalten, 
dafs  §  77  Abs.  1  des  Gesetzes^)  in  Ehestreitigkeiten  von  Ausländem 
selbst  dann  Anwendung  finde,  also  auf  Scheidung  zu  erkennen  sei, 
wenn  die  im  konkreten  Falle  mafsgebenden  Gesetze  des  Heimatlandes 
nur  die  beständige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  ver- 
statten. Dieser  Auffassung  wurde  aber  von  verschiedenen  Seiten  wider- 
sprochen^) und  insbesondere  die  Behauptung  aufgestellt,  §  77  beziehe 
sich  nur  auf  die  nach  inländischem  Rechte  zu  beurteilenden  Ehen  und 
stehe  bei  Ehen,  welche  dem  ausländischen  Rechte  unterworfen  seien, 
der  beständigen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  im  Wege.  Auch 
nach  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  ist  diese  Frage  keineswegs  gegen- 
standslos geworden.  Im  Gegenteil  wird  der  Streit  mit  verdoppelter 
Heftigkeit  weitergeführt,  und  es  ist  bereits  eine  stattliche  Reihe  von 
Meinungsäufserungen  hierüber  ergangen,  die  zum  Teil  sehr  von  einander 
abweichen.  Dabei  ist  von  vornherein  zu  bemerken,  dafs  es  für  die 
Entscheidung  der  Frage  gegenwärtig  nicht  sowohl  auf  die  dem  §  77 
Abs.  1  beizulegende  Tragweite  ankommt,  obwohl  diese  Bestimmung 
durch   Art  46  E.G.   zum  B.G.B.   nicht  aufgehoben  worden  ist^),   ab 


1)  Vergl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  CSivilsachen,  Bd.  8 
8.  27  ff.,  Bd.  11  8.  29  ff. 

2)  §  77  Abs.  1  lautet:  „Wenn  nach  dem  bisherigen  Rechte  auf  be- 
ständige Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen  sein 
wSade,  ist  fortan  die  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  ausznsprechen.^ 

3}  So  von  Bahr,  Jahrbücher  für  Dosmatik,  Bd.  21  8.  390  ff.  — 
Frieaberg^  Lehrbuch  des  Eirchenrechts,  4,  Aufl.,  8.  439  Anm.  46.  — 
Baraeettif  Das  internationale  Privatrecht,  Hannover  1897.    8.  68  f. 

4)  Das  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  vom  19.  April  1901  (Bd.  11  dieser 
Zeitschiift  8.  71  ff.)  nimmt  allerdmgs  an ,  dafs  §  77  Abs.  1  trotz  der  Nicht- 

Zeitsohzift  f.  intern.  Privat-  n.  StraCreoht  eto..  Band  XI.  23 


346  Professor  Dr.  Frantz  in  Kiel, 

vielmehr  aaf  die  Auslegung  des  Art.  17  E.G.  Die  bis  jetzt  gettufserten 
Meinungen  sind  in  der  Hauptsache  folgende:  Während  die  Einen  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  flLr  schlechterdings  unstatthaft  erklären  ^), 
behaupten  die  Andern,  sie  sei  zulässig^);  wieder  Andere  scbliefsen 
zwar  die  s^aratio  perpetua  als  solche  aus,  wollen  sie  aber  durch  die 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ersetzt  wissen^).  Auch  die 
Praxis  hat  Veranlassung  gehabt,  sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen, 
und  zwar  haben  die  bis  jetzt  vorliegenden  Äufserungen  derselben  sich 
der  Meinung  angeschlossen,  welche  die  beständige  Trennung  ftir  statt- 
haft erklärt.  Zwei  Urteile^)  des  Oberland esgericbts  in  Jena  vom  14- 
und  28.  November  1900  und  des  Oberlandesgerichts  zu  Dresden  vom 
2.  Februar  1901  haben  sich  dahin  ausgesprochen,  dafs  auch  unter  der 
Herrschaft  des  B.G.6.  bei  Ehen  von  Ausländem  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  erkannt  werden  kann,  wenn  das  ausländische  Recht 
nur  diese  Form  kennt. 

Es  soll  im  folgenden  versucht  werden,  den  Nachweis  zu  erbringen, 
dafs  diejenige  Ansicht,  welche  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ftbr 
schlechthin  unstatthaft  erklärt  ^  die  allein  zutreffende  und  dem  Gesetz 
entsprechende  ist,  und  dafs  die  ^r  die  gegnerischen  Auffassungen  bei- 
gebrachten Gründe  nur  Scheingründe  sind. 

Zunächst  wird  schon  eine  unbefangene  Betrachtung  des  Wortlauts 
des  Art.  17  E.G.  die  Richtigkeit  der  hier  vertretenen  Ansicht  ergeben. 
Es  heifst  in  Abs.  1 :  „Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des 
Staates  mafsgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der 
Klage  angehört.  **  Hierin  liegt  eine  Anerkennung  des  Nationalitftts- 
princips.    Ein  Scheidungsurteil  im  Sinne  des  §  1564  B.G.B.  kann  also 


erwähnung  in  Art.  46  E.G.  aufser  Kraft  getreten  ist  und  folgert  das  aos 
Art.  32  Satz  2  in  Verbmdung  mit  Art.  17  E.G.  —  Siehe  auch  Erkenntnis 
des  Reichsgerichts  vom  13.  Dezember  1900  (a.  a.  0.  S.  65). 

5)  So  Niemeyer,  Das  internationale  Privatrecht  des  B.G.B. ,  Berlin 
1901,  S.  153.  —  "Davidson,  Das  Recht  der  Ehescheidung  nach  B.G.B., 
Berlin  1900,  S.  217  ff.  —  Achilles,  B.G.B.,  2.  Aufl.,  Berlin  1899,  S.  811.  — 
Neumann,  Internationales  Privatrecht,  Berlin  1896,  S.  116 ff.  und  Hand- 
ansgabe des  B.G.B.,  Bd.  8,  Berlin  1900,  S.  1362.  —  JSndemann,  Lehrbuch 
des  bürgerlichen  Rechts,  Bd.  2,  Berlin  1900,  S.  674f.  —  PJawcJb,  B.G.B., 
Bd.  6,  Berlin  1901,  S.  60. 

6)  So  Scherer,  E.G.  zum  B.G.B.,  Erlangen  1900,  S.  37  und  Das  Ente 
Jahr  des  B.G.B.,  Erlangen  1901,  S.  4. 

7)  So  Barazetii  a.  a.  0.  S.  65.  69.  —  Erler,  Ehescheidungsrecht, 
2.  Aufl.,  Berlm  1900,  S.  93  und  in  Das  Recht,  Jahrg.  1900,  S.  95.  -- 
Fischer  u.  Henle,  B.G.B.,  4.  Aufl.,  München  1900,  S.  1118.  —  Keidel 
in  dieser  Zeitschrift,  Bd.  7  S.  «43.  ~  Mariolle  in  Blätter  für  Rechts- 
anwendung,  Bd.  63  S.  126  ff.  —  Über  die  besondere  Ansicht  you  Niedner, 
KG.,  2.  Aufl.,  Berlin  1901,  S.  51  ff.  siehe  unten  S.  358  Anm.  30.  —  Einen  durch- 
aus singulären  Standpunkt  nimmt  ein  Walter,  Das  Recht  der  Ehescheidang, 
München  1897,  der  S.  88  unter  Benifunff  auf  den  Geist  des  deutschen  Rechts 
und  unter  Hinwegset2ung  über  Art.  17  in  den  Fällen,  wo  nach  fremdem 
Recht  separatio  perpetua  zulässig  ist,  einfach  Scheidung  gewähren  will.  Diese 
Meinung  bedarf  keiner  Widerlegung. 

8)  Abgedruckt  in  Bd.  11  S.  66  ff.,  75  ff.  dieser  Zdtechiift. 
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▼on  einem  deutschen  Richter  nur  erlassen  werden,  wenn  die  für  die 
Scheidung  mafsgebenden  Gesetze  des  Auslandes  dieses  zulassen.  Aber 
selbst  wenn  letzteres  der  Fall  ist,  macht  Abs.  4  doch  noch  die  weitere 
Einschränkung,  da(s  das  Scheidungsurteil  nur  ergehen  darf,  wenn  nicht 
blofs  nach  dem  ausländischen  Gesetze,  sondern  auch  nach  den  deutschen 
Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde.  Dafs  in  Abs.  1  blofs  von 
der  Scheidung  der  Ehe,  in  Abs.  4  dagegen  von  Scheidung  und  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  die  Rede  ist,  vermag  diesen  durchaus 
klaren  Sinn  nicht  zu  beeinträchtigen.  Auf  den  ersten  Blick  könnte 
diese  Nichterwähnung  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  in 
Abs.  1  und  ihre  Anftlhrung  in  Abs.  4  allerdings  befremden.  Indessen 
hat  dieselbe  ihren  guten,  in  der  Sache  selbst  liegenden  Grund.  Die 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ist  ein  durchaus  neues,  vom 
deutschen  Recht  begründetes  Institut,  das  zwar  manches  Äufsere  mit 
der  separatio  perpetua  gemein  hat,  aber,  wie  später  noch  gezeigt  werden 
soll,  in  keiner  Weise  mit  ihr  identisch  ist.  Kein  anderer  Staat  kennt 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  im  Sinne  des  deutschen 
Rechtes ,  und  da  wäre  es  doch  völlig  zwecklos ,  ja  geradezu  verkehrt 
gewesen,  hätte  Abs.  1  ftlr  dieselbe  auf  die  Gesetze  des  fremden  Staates 
verweisen  wollen.  Dagegen  bedeutet  die  Erwähnung  derselben  in 
Abs.  4  ein  Zugeständnis  an  die  Parteien,  welches  zugleich  eine  kleine 
Abweichung  von  dem  dem  Abs.  1  zu  Grunde  liegenden  Nationalitäts- 
princip  involviert:  Die  Parteien  können^  wenn  sie  die  deutschrechtliche 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  der  Scheidung  vorziehen,  diese 
wählen,  und  der  Richter  mufs,  wenn  dieses  geschieht,  auf  sie  erkennen, 
sofern  nur  sowohl  nach  dem  ausländischen,  wie  nach  dem  deutschen 
Recht  die  Scheidung  zulässig  ist. 

Nun  wird  von  den  Gegnern  der  hier  vertretenen  Meinung,  um 
darzuthun,  dafs  Art  17  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  ent- 
gegenstehe, behauptet,  das  TV  ort  „Scheidung"  sei  in  Abs.  1  (und  auch 
in  Abs.  2)  in  einem  andern  Sinne  gebraucht,  als  in  Abs.  4.  In  Abs.  1 
sei  es  im  weiteren,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  mitumfassenden 
Sinne  zu  verstehen,  in  Abs.  4  aber  in  der  engeren,  der  Terminologie 
des  B.G.B.  entsprechenden  Bedeutung  gebraucht^).  Auf  diesem  Stand- 
punkte steht  insbesondere  das  angefllhrte  Urteil  des  Oberlandesgerichts 
zu  Jena^^).  Dasselbe  ftlhrt  aus,  Scheidung  nach  Abs.  1  sei  nicht 
Scheidung  im  (engem)  Sinne  des  deutschen  Ilechtes,  sondern  Scheidung 
im  Sinne  der  Gesetzgebung  der  Kulturstaaten,  die  das  Scheidungsrecht 

9)  Noch  weiter  geht  Osthelder  in  Das  Recht,  1900,  S.  58  und 
nimmt  an.  dAÜ  Art  17  Scheidung  überhaupt  nur  in  der  weitem  Bedentunff 
falflt,  auch  in  Absatz  4;  denn  er  sagt:  „Das  Wort  »Scheidung*  in  Art.  17 
ist  eben  im  weitesten  Sinne  zu  verstehen,  in  welchem  jede  Art  der  JShe- 
trennung,  auch  die  nur  zeitweilige,  darunter  be^'ffen  ist  .  brigens  scneint 
dieses  auch  der  Standpunkt  des  Oberlandesgenchts  zu  Dresden  zu  seiq.  — 
Siehe  dagegen  unten  S.  858. 

10)  Aber  auch  das  Reichsgericht  vertritt  m  dem  vorhin  anffeftthrten 
Erkenntnis  vom  19.  April  1901  die  Ansicht,  dafs  ^Scheidung"  in  Abs.  1  im 
allgemeinen    Sinn   zu   verstehen   sei   und   die   zeitweilige  oder  bestandige 
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verschieden  gestaltet  haben,   und  will  bei  Abs.  4  ans  seinem  Inhalte, 
sowie    „ans    der   Heranziehung    der   ganz   speciell    deutsch- rechtlichen 
Aufhebung   der    ehelichen  Gemeinschaft  und   aus  ihrer  Oleichsteilong 
mit  der  Scheidung"    folgern,   dafs  hier  unter  Scheidung  die   deutsch- 
rechtliche  Scheidung  des  Bandes  der  Ehe  zu  verstehen  ist.     Nun,  wu 
es  mit  dieser  Heranziehung  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
in  Abs.  4  für  eine  Bewandtnis  hat,  ist  bereits  oben  dai^elegt  und  damit 
den   an   das  Fehlen  derselben  in  Abs.  1   geknüpften  Folgerungen  der 
Boden  entzogen.    Im  übrigen  sind  die  Gründe,  welche  die  Gegner  ftr 
die  von   ihnen  behauptete  verschiedene  Bedeutung  von  „Scheidung"  in 
Art  17    beibringen,   recht  wenig  überzeugender  Natur  und  verm(fgeQ 
keineswegs    einen  Beweis   zu   erbringen.     Ehe  wir  an   eine  Prüfdog 
derselben  herantreten,  möchte  ich  vorausschicken,  dafs  doch  im  Grunde 
die  Unterstellung,   die  man  dem  Gesetzgeber  macht,  er  habe  in  dem- 
selben  Artikel    dasselbe  Wort  in  verschiedener  Bedeutung  gebraucht, 
eine  ganz  ungeheuerliche  ist.     Wllre  diese  Annahme  richtig,  so  würde 
das    in  der   modernen   Gesetzgebung   einzig   dastehen   und   dürfte  sich 
weder   im  B.G.B. ,    noch   in  den  sonstigen  neueren  Gesetzen  auch  nur 
die  geringste  Analogie  dazu  finden.    Der  Gesetzgeber  würde,  wenn  der 
Gedanke,  von  dem  die  Gegner  ausgehen,  begründet,  die  Willensmeinuig, 
die   sie   ihm   imputieren,    zutreffend  wäre,    in  Abs.  1    doch  sicher  das 
Wort  „Scheidung",    diesen   tenninus  technicu8  des  B.G.B.,   vermieden 
und  statt  dessen  einen  andern,  weniger  verftUiglichen  Ausdruck  gewXblt 
haben,    etwa  „Trennung"    oder  „Auflösung";    durch  dieses  sehr  nahe- 
liegende Auskunftsmittel  wttre  von  vornherein  jede  Unklarheit  vermieden 
worden.    Daran  aber,  dafs  das  Wort  „Scheidung"  in  Abs.  1  nur  infolge 
eines   Redaktionsversehens   stehen   geblieben   sei,    vermag   ich   bei  der 
Sorgfalt,    mit  welcher  vom  Bundesrat  und  vom  Reichstag  der  Entwurf 
geprüft  wurde  und  bei  der  principiellen  Wichtigkeit  gerade  der  in  Be- 
tracht kommenden  Materie  nicht  zu  glauben.    Es  mUfsten  demnach  äufserst 
schwerwiegende  Grtlnde  sein,  wenn  sie  uns  zu  der  Überzeugung  bringea 
sollten,    „Scheidung"  sei  in  Abs.  1  in  einem  anderen  Sinne  gebraucht, 
ab  in  Abs.  4.    Prüfen  wir  jetzt  diese  Gründe  auf  ihre  Berechtigung  hin. 
Zunächst   führt  das  Jenaer  Erkenntnis  zum  Beweise  dafür,   dafs 
Abs.  1  das  Scheidungsrecht  im  weiteren  Sinne  im  Auge  habe,  an,  dafs 
derselbe  nicht  vom  deutschen,  sondern  von  dem  Rechte  des  (deutschen 
oder  ausländischen)  Staates   rede,    dem   der  Mann  zur  Zeit  der  Elage- 
erhebung   angehört.      Damit   ist   gar    nichts    bewiesen.      Gewifs  redet 
Abs.  1  von  dem  Rechte  des  Staates,  dem  der  Mann  zur  Zeit  der  Elag- 
erhebung  angehört.     Aber  er  sagt  nicht,   dafs,   wenn  dieses  Recht  die 
deutsche  Scheidung  gar  nicht  kennt,   seine  mit  dem  deutschen  Recht 
unvereinbaren    Grundsätze    über    Trennung    der    Ehe    gleichwohl   An- 
wendung   finden     sollen.      Vielmehr     sagt    Abs.    1     nur:     „Für    die 


Trennung  von  Tisch  und  Bett  sowie  die  Aufhebung  der  beliehen  Qemein- 
schaft  mit  umfasse.  Es  werden  aber  für  diese  Auftassung  keinerlei  Grande 
angegeben. 
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Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend,  dem 
der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  angehört."  Dafs  aber 
^Scheidung*'  im  weitem  Sinne  und  nicht  im  Sinne  des  B.6.B.  ge- 
braucht sei,  dafür  vermag  ich  in  dieser  Ausdrucks  weise  nicht  den  ent- 
ferntesten Anhalt  zu  finden.  Vielmehr  ist  es  die  natürlichste  und 
folgerichtigste  Au£Gusung,  die  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  un- 
befangener Betrachtung  von  selbst  ergiebt,  dafs,  wenn  ein  deutsches 
Gesetz  von  Scheidung  spricht,  es  damit  nur  das  vom  deutschen  Recht 
anerkannte  Institut  meinen  kann.  Kennt  also  das  in  Betracht  kommende 
firemde  Recht  diese  deutsche  Scheidung  nicht,  so  kann  es  in  Gemäfsheit 
Ton  Abs«  1  nur  negativ  in  der  Weise  zur  Anwendung  kommen,  daTs 
dann  der  deutsche  Richter  nicht  -auf  Scheidung  erkennen  darf.  Inwiefern 
man  sich  aber  zur  Begrflndung  der  hier  bekämpften  Auffassung  auf  die 
Motive,  Bd.  4  S.  563  ff.,  zu  beorufen  vermag,  ist  absolut  nicht  einzusehen ; 
denn  gerade  dort  werden  Scheidung  und  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  scharf  auseinander  gehalten  und  dieses  insbesondere  auch  schon 
durch  die  Überschrift  auf  S.  562 :  „Scheidung  und  Trennung  von  Tisch 
und  Bett^  zum  Ausdruck  gebracht  Wenn  femer  das  Jenaer  Er- 
kenntnis für  seine  Auslegung  des  Wortes  „Scheidung^  auf  §  592  C.P.O. 
alter  Fassung  und  auf  eine  Entscheidung  des  Reichsgerichts  Bd.  11 
S.  414  Bezug  nimmt,  so  ist  damit  ebenfalls  durchaus  nichts  gewonnen. 
§  592  versteht  zwar  unter  Scheidungsklage  auch  die  Klage  auf  zeit- 
weilige Trennung  von  Tisch  und  Bett,  und  ihm  schliefst  sich  natur- 
gemäfs  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  an.  Aber  das  geschah 
eben  nach  Mafsgabe  des  damaligen  Rechtszustandes,  und  überdies  konnte 
die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  schon  damals  nicht 
unter  den  Begriff  der  Scheidung  gezogen  werden  wegen  des  entgegen- 
stehenden §  77  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875. 

Des  weiteren  hat  man  die  Entstehungsgeschichte  des  Art  17  ins 
Feld  geführt,  um  zu  beweisen,  dafs  „Scheidung''  in  Abs.  1  im  weitem 
Sinne  gebraucht  und  somit  der  Richter  befugt  sei,  zutreffenden  Falles 
aof  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen.  Aber 
diese  Entstehungsgeschichte  liefert  nicht  nur  keinen  Beweis  für  die 
Richtigkeit  der  gegnerischen  Auf&ssung ,  -  sondern  im  Gegenteil  geht 
ans  derselben,  wie  des  näheren  dai^ethan  werden  soll,  auf  das  augen- 
flLlligBte  hervor,  dafs  der  Gesetzgeber  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  schlechtbin  ausgeschlossen  wissen  wollte.  Von  vornherein  ist  den 
Glegnem  zugegeben,  dafs  die  von  ihnen  vertretene  Auffassung  allerdings 
dem  Standpunkt  der  zweiten  Kommission  entspricht,  ja,  was  sie  nicht 
einmal  hervorgehoben  haben,  auch  schon  demjenigen  des  ersten  Ent- 
wurfes. Was  zunächst  den  letzteren  anlangt,  so  bestimmte  Art  6  des 
Entwurfes  eines  Einführungsgesetzes  zum  B.G.B.:  „Eine  Ehefrau  teilt 
nicht  den  Wohnsitz  des  Ehemannes,  wenn  auf  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  erkannt  ist.^  Und  die  Motive  zu  Art.  6  (S.  65  f  der 
amtlichen  Ausgabe)  bezogen  darunter  ausdrücklich  solche  Fälle,  ^in 
welchen  die  Statthaftigkeit  der  Trennung  unter  ausländischem  Rechte 
steht,   auf  Grund   dieses  Rechtes  beständige  Trennung  ausgesprochen, 
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die  DomizUfrage  aber  nach  deutschem  Rechte  zu  beurteilen  ist^^).'* 
Was  sodann  die  zweite  Kommission  betrifft ,  so  nahm  dieselbe  unter 
Verwerfung  der  oben  erörterten  Auffassung  des  Keichsgerichts  mit  aller 
Entschiedenheit  den  Standpunkt  ein,  dafs  es  zulässig  und  geboten  sein 
müsse,  für  Ausländer  die  beständige  und  zeitweilige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  zu  gestatten  ^^).  Nur  eine  Minderheit  vertrat  die  ent- 
gegengesetzte Auffassung,  indem  sie  geltend  machte ^^),  es  erscheine 
nicht  angebracht,  auf  die  Ausländer  mehr  Rücksicht  zu  nehmen  als  auf 
die  eigenen  konfessionellen  Bedürfnisse  der  deutschen  Beyölkerang. 
Der  überwiegenden  Auffassung  entsprechend  wurden  die  den  ein- 
schlagenden Beratungen  der  zweiten  Kommission  zu  Grunde  gelegten 
Bestimmungen  des  Entwurfes  eines  Gesetzes  über  die  räumliche  Herr- 
schaft der  Rechtsnormen  ^^)  mit  geringen  Änderungen  ^^)  angenommen 
und  als  6.  Buch  dem  Entwürfe  eines  B.G.B.  hinzugefügt.  DemgemäTs 
erhielt  der  zweite  Entwurf  in  den  uns  hier  interessierenden  Punkten 
folgende  Fassung: 

§  2247  Abs.  2.  Für  die  Ehescheidung  und  flr  die  beständige 
oder  zeitweilige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  sind 
die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend,  welchem  der  Mann  zur  Zeit  der 
Erhebung  der  Klage  auf  Scheidung  oder  auf  Trennung  angehört 

Abs.  3.  Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der 
Mann  einem  andern  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungsgrund  oder 
als  Trennungsgrund  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  That- 
sache auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  ein  Scheidangsgnmd 
oder  ein  Trennungsgrund  ist. 

§  2249.  Auf  Scheidung  sowie  auf  beständige  oder  zeitweilige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  kann  auf  Grund  eines  ausländischen 
Gesetzes  im  Inlande  nur  erkannt  werden,  wenn  zugleich  nach  den 
deutschen  Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde. 

Auf  die  Ausführungen  der  zweiten  Kommission  sich  stützend  nehmen 
nun  die  Vertreter  der  Zulässigkeit  der  beständigen  Trennung  von  Tisch 
und  Bett   ohne   weiteres   an,   die  Anschauung   der  Kommission  sei  die 


11)  Wenn  daher  das  Jenaer  Erkenntnis  sagt,  der  erste  Entwurf  habe 
zu  der  Frage,  ob  §  1440  Abs.  3  („Auf  beständige  Trennung  der  Ehegatten 
von  Tisch  und  Bett  kann  nicht  erkannt  w erden 'O  auch  für  Ausländer  geltCi 
keine  Stellung  genommen,  so  ist  das  zum  mindesten  nicht  genau. 

12)  ProtOKOlie  der  Kommission  für  die  zweite  Lesun^i:  des  Entwarft 
des  B.G.B.,  bearb.  von  Achilles,  Gebhard  und  Spahn,  Bd.  6  S.  58. 

13)  Protokolle,  Bd.  6  S.  54. 

14)  Abgedrackt  in  Protokolle,  Bd.  6  S.  8ff. 

15)  Diese  Ändeiiingen,  auf  welche  einzugehen  nicht  erforderlich  ist, 
sind  grofsenteils  mehr  redaktioneller  Natur.  Zum  Teil  bezweckten  sie  auch, 
den  von  der  Kommission,  wie  auch  schon  vorher  vom  Entwürfe,  vertretenen 
Standpunkt  schärfer  zum  Ausdruck  zu  bringen.  —  Wenn  Ab&  5  des  §  10 
des  Entwurfes,  wonach  die  Vorschriften  des  §  1440  Abs.  3  auf  Ehen  von 
Ausländem  keine  Anwendung  finden  sollten,  gestrichen  wurde,  so  geschah 
das  lediglich  deshalb,  weil  er  durch  Streichung  des  S  1440  Abs.  8  gegen- 
standslos geworden  und  durch  den  Beschlufs  zu  Abs.  2  erledigt  war 
(Protokolle  S.  54). 
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mafsgebende  geblieben  und  liege  der  dem  Reichstage  gemachten  Vor- 
lage and  damit  dem  Gesetz  selbst  zu  Grunde.  Diese  Annahme  ist 
aber  durchaus  unzutreffend  und  enthält  eine  unbewiesene  Behauptung. 
Thatsftchlich  hat  der  Bundesrat  den  Standpunkt  der  zweiten  Kommission, 
den  er  frtlher  selbst  gebilligt  hatte  ^®),  verworfen.  Derselbe  unterzog 
den  von  der  Kommission  fertig  gestellten  Entwurf  einer  eingehenden 
Prtifting  und  nahm  im  Verlaufe  derselben  einschneidende  Änderungen 
mit  ihm  vor,  die  nicht  blofs  formeller  Natur  waren ^'^),  wie  von  den 
Gegnern  behauptet  wird,  vielmehr  eine  vollständige  Umgestaltung  des 
dem  zweiten  Entwürfe  zu  Grunde  liegenden  Gedankens  betrafen  und 
augenfällig  zu  Tage  treten  liefsen,  dafs  der  Bundesrat  sich  gegen- 
über einer  Zulassung  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  bei  Ausländer- 
ehen durchaus  ablehnend  verhielt.  Das  eigiebt  sich  klar  und  deutlich 
aas  der  Beschaffenheit  dieser  Änderungen  selbst,  und  aufserdem  wird 
meine  Annahme,  dafs  der  Bundesrat  den  von  der  zweiten  Kommission 
eingenommenen  Standpunkt  nicht  geteilt  hat,  auch  noch  durch  andere 
später  zu  erörternde  Momente  unterstützt. 

Was  die  vom  Bundesrat  vorgenommenen  Änderungen,  soweit  sie 
fllr  unsere  Frage  in  Betracht  kommen,  im  einzelnen  anlangt,  so  hat  der 
Bundesrat  bei  §  2247  in  Abs.  2  (Abs.  1  wurde  ganz  gestrichen)  hinter 
„Ehescheidung"  die  Worte  „und  für  die  beständige  oder  zeitweilige 
Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett"  und  hinter  „Klage"  die 
Worte  „auf  Scheidung  oder  auf  Trennung"  gestrichen,  aufserdem  drei 
kleine  Änderungen  rein  redaktioneller  Natur  vorgenommen ,  indem  er 
„Ehescheidung"  durch  „Scheidung  der  Ehe",  „Mann"  durch  „Ehe- 
mann" und  „welchem"  durch  „dem"  ersetzte  ^^).  In  Abs.  3  sind 
hinter  „kann  als  Scheidungsgrund"  gestrichen  die  Worte  „oder  als 
Trennongsgrund",  wogegen  hinter  „ein  Scheidungsgrund"  die  Worte 
„oder  ein  Trennungsgrund"  stehen  gelassen  sind  und  zwar,  wie  schon 
hier  hervorgehoben  werden  möge,  mit  gutem  Grund.  Bei  §  2249 
wurden  hinter  „auf  Scheidung"  die  Worte  „sowie  auf  beständige  oder 
zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett"  gestrichen  und  sodann  rein 
redaktionell  „zugleich"  durch  „auch"  ersetzt.  Genau  in  dieser  Gestalt 
sind  die  Absätze  in  Art.  17  E.G.  übergegangen;  nur  sah  sich  die 
Beichstagskommission  veranlafst,  dem  Art.  17  Abs.  4  (Art.  16  der  Vor- 
lage —  §  2249  des  zweiten  Entwurfes  eines  B.G.B.)  eine  andere 
Redaktion  zu  teü   werden  zu  lassen  „zur  grOfseren  Klarstellung  seines 


16)  Siehe  darüber  weiter  unten  S.  355. 

17)  Dafs  es  sich  nur  um  formelle  Änderungen  gehandelt  habe,  nimmt 
a.  a.  auch  Beatz,  Die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  eines  E.G.  zum  B.G.B., 
Berlin  1896,  S.  9  ohne  irgend  welche  Begründung  an. 

18)  Übrigens  geschah  die  Umwandlung  von  „Enescheidung"  in  „Scheidung 
der  Ehe"  möglicherweise  auch  ans  dem  Grunde,  um  sich  in  Elinklang  zu 
setzen  mit  der  Überschrift  von  Titel  7  in  Buch  4  Abschnitt  1  B.G.B.,  welche 
,yScheidnng  der  Ehe"  und  nicht  „Ehescheidung"  lautet  Wäre  dieser  Gesichts- 
mmkt  maßgebend  gewesen,  so  würde  er  ein  neuer  Beweis  dafür  sein,  dafs 
m  Art.  17  Abs.  1  die  Worte  „Scheidung  der  Ehe"  im  Sinne  des  B.G.B.  ge- 
braucht sind. 
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G^ankens  und  zugleich  zur  Berücksichtigung  der  nehen  der  Sdieidung 
der  Ehe  nach  den  Beschlüssen  der  Kommission  zugelassenen  Anfhehung 
der  ehelichen  Gemeinschaft"  ^^).  Dementsprechend  wurde  hinter  „auf 
Scheidung"  eingeschoben  „sowie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft" und  die  Worte  „auch  nach  den  deutschen  Gesetzen"  ersetzt 
durch  „sowohl  nach  dem  ausländischen  Gesetze  als  nach  den  deutschen 
Gesetzen". 

Indem  der  Bundesrat  überall  mit  einer  Ausnahme  alle  auf  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  hinweisenden  Worte  strich,  hat  er  auf 
das  Deutlichste  zum  Ausdruck  gebracht,  dafs  er  eine  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  auch  bei  Auslilnderehen  nicht  zulassen  wollte.  Wozu 
sonst  die  Streichung?  Jeder  Zweifel  aber,  der  etwa  noch  an  dieser 
Wiilensmeinung  des  Bundesrats  bestehen  könnte,  wird  beseitigt,  wenn 
man  die  Ausnahme  betrachtet,  wo  ein  solcher  Hinweis  auf  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  stehen  gelassen  wurde.  In  Art  17  Abs.  2  E.G. 
heifst  es: 

„Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidnngsgrund  (hier  sind  die 
Worte  ,oder  als  Trennungsgrund^  gestrichen)  nur  geltend  gemacht 
werden,  wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates 
ein  Scheidungsgrund  oder  ein  Trennungsgrund  ist" 

Diese  Thatsache,  dafs  an  der  zweiten  Stelle  „Trennungsgrund* 
stehen  blieb,  an  der  ersten  Stelle  aber  gestrichen  wurde,  ist  nach 
meiner  Auftassung  der  evidenteste  Beweis  daftlr,  dafs  der  Bundesrat 
den  Ausdruck  „Scheidungsgnind"  lediglich  als  Grund  der  Auflösung 
des  Bandes  der  Ehe,  worunter  die  blofse  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  nicht  mit  zu  begreifen  ist,  verstanden  wissen  wollte ^^),  und 
nicht  im  weitem  Sinne,  wie  das  Jenaer  Erkenntnis  will^^).  Und 
femer  ist  das  zugleich  auch  ein  weiterer  Beweis  daftlr,  dafs  „Scheidung*^ 
in  Abs.  1,  wie  oben  bereits  dargetban,  nicht  im  weitem  Sinne,  sondern 
nur  im  Sinne  des  B.G.B.,  welches  die  separatio  nicht  kennt,  aufge&fst 
werden  mufs.  Denn  es  wäre  doch  wirklich  höchst  merkwürdig  und 
von  grofser  Flüchtigkeit  zeugend,  wenn,  nachdem  in  Abs.  1  von 
Scheidung  im  weitem  Sinne  gesprochen  wäre,  unmittelbar  daran  sich 
anschliefsend  in  Abs.  2  der  Ausdruck  „Scheidungsgrund"  im  Sinne 
des  B.G.B.  gebraucht  wird.  Das  wäre  &6t  noch  auf&Uender,  als  die 
behauptete  verschiedene   Bedeutung  von    „Scheidung"    in   Abs.  1  und 


19)  Bericht  der  Reichstagskommission  über  den  Entwurf  eines  B.G.B. 
und  eines  E.G.,  Berlin  1896,  S.  829. 

20)  Nach  der  Annahme  von  Fischer-Henle  a.  a.  O.  S.  1118  wiie 
„TrennuDgsgmnd'^  in  Abs.  2  aus  Redaktionsverseben  stehen  geblieben.  Gegen 
die  Annahme  eines  Redaktionsversehens  sprechen  sich  aus  Niedner  a.a.O. 
S.  52  und  Niemeyer  a.  a.  0.  S.  158. 

21)  Hält  man  die  Jenaer  Auffassung  für^  zutreffend,  so  mufii  man  folge- 
richtig dazu  kommen,  anzunehmen,  dafs  das  in  Abs.  2  zwdmal  vorkommende 
Wort  „Scheidungsfrnnd'^  zwar  an  erster  Stelle  in  weiterer,  an  zweiter  IStelie 
aber  wegen  der  Hinzufügung  von  „oder  ein  Trennungsgrund^  In  engerer 
Bedeutung  gebraucht  ist 
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Abs.  4.  Das  Jenaer  Erkenntnis  meint  allerdings,  wenn  der  Bandesrat 
hätte  ausdrücken  wollen,  dafs  auf  Grund  ausländischen  Rechtes  zwar 
Scheidung,  nicht  aber  Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  Inland  verfügt 
werden  dürfe,  so  hätte  Abs.  1  etwa  lauten  müssen :  „Für  die  Scheidung 
sind  die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend,  dem  der  Ehemann  z.  Z.  der 
Erhebung  der  Ellage  angehört;  auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung 
der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  kann  auf  Grund  eines  ausländischen 
Gesetzes  im  Inland  nicht  erkannt  werden.^  Nach  meiner  Ansicht 
konnte  der  Bundesrat  seinen  Willen  nicht  klarer  zum  Ausdruck  bringen, 
als  es  durch  seine  Formulierung,  insbesondere  durch  Streichung  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  und  ihr  Stehenlassen  in  einem  Falle 
thatsächlich  geschehen  ist,  und  der  vom  Jenaer  Erkenntnis  vermifste 
Znsatz  wäre  absolut  überflüssig  und  zwecklos  gewesen.  Ja,  umgekehrt 
möchte  ich  mit  Rücksicht  auf  die  deutliche  Sprache  des  Gesetzgebers 
behaupten,  dafs  der  Bundesrat,  wenn  er  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  hätte  zulassen  wollen,  dieses  durch  einen  entsprechenden  Zusatz 
ausdrücklich  hervorgehoben  haben  würde,  um  sich  den  auf  der  Hand 
liegenden  Vorwurf  zu  ersparen,  er  habe  ein  Gesetz  geschaffen,  das,  der 
Intention  des  Gesetzgebers  entgegen,  der  Mifsdeutung  fähig  sei  und 
seinem  Wortlaute  nach  etwas  ganz  anderes  sage,  als  in  Wahrheit 
gemeint  sei.  Inwiefern  aber  bei  der  von  mir  für  richtig  gehaltenen 
Auslegung  dem  Bundesrat  der  Vorwurf  gemacht  werden  könnte,  eine 
starke  Lücke  in  das  Gesetz  hineingebracht  zu  haben,  vermag  ich  nicht 
einzusehen.  Einen  solchen  Vorwurf  macht  allerdings  das  Jenaer  Er- 
kenntnis, indem  es  ausführt,  wenn  „Scheidung"  in  Abs.  1  nur  als 
Trennung  des  Bandes  der  Ehe  aufzufassen  wäre,  so  würde  es  an  einer 
Vorschrift  darüber  fehlen,  ob  das  Gesetz  des  Auslandes  auch  dann  mafs- 
gebend sei,  wenn  auf  Grund  desselben  nicht  Trennung  des  Bandes  der 
Ehe,  sondern  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gefordert  werden  kann 
und  gefordert  wird.  Nun,  der  Bundesrat  hat  als  leitendes  Priucip  den 
Satz  aufgestellt,  dafs  von  deutschen  Gerichten  niemals  auf  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden  kann,  auch  bei  AuslXnderehen  nicht 
Es  erübrigte  somit  von  vornherein,  eine  Vorschrift  darüber  zu  geben, 
oh  das  ausländische  Gesetz  auch  dann  anzuwenden  ist,  wenn  nach 
demselben  nur  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gefordert  werden  kann, 
und  von  einer  Lücke  kann  keine  Rede  sein :  der  deutsche  Richter  darf 
ja  eben  nicht  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkennen. 

Noch  einen  andern  Weg  schlägt  das  Dresdener  Erkenntnis  ein. 
Dasselbe  knüpft  zum  Erweise  seiner  Ansicht,  dafs  die  Fassung  durch 
den  Bundesrat  eine  Abänderung  der  von  der  zweiten  Kommission  ver- 
tretenen Ansicht  nicht  herbeifUhren  sollte,  an  den  vorhin  erwähnten 
Bericht  der  Reichstagskommission  an  und  behauptet,  wenn  dort  gesagt 
sei,  dafs  Art.  16  (übrigens  spricht  der  Bericht  nur  von  Abs.  4  des 
Art.  16)  eine  andere  Redaktion  erfahren  habe  nur  „zur  gröfseren  Klar- 
stellung seines  Gedankens'',  so  sei  damit  olOPenbar  die  von  der  zweiten 
Kommission  kundgegebene  Ansicht  gemeint.  Das  ist  aber  keineswegs 
so    selbstverständlich;     im   Gegenteil    erscheint    eine   solche  Annahme 
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ziemlich  anwafarscheinlich  und  gekünstelt  Viel  nftherliegend  und 
natürlicher  ist  die  Annahme,  dafs  die  Reichstagskommission  die  Klar- 
stellang  des  vom  Bundesrat  in  Art.  16  (17)  hineingelegten  and  von 
der  Auffassang  der  zweiten  Kommission  so  ganz  erheblich  abweichenden 
Gedankens  meinte,  der  doch  zweifellos  der  Reichstagskommission  nicht 
verborgen  geblieben  ist  Wollte  das  Dresdener  Erkenntnis  die  recht 
entfernt  liegende  Eventualität  behaupten,  der  Gedanke  der  zweiten 
Kommission  sei  gemeint,  so  mufste  es  auch  den  Beweis  hierfür  erbringen. 
Diesen  Beweis  aber  ist  es  uns  vollständig  schuldig  geblieben. 

In  Betracht  kommt  noch  ein  anderes  wichtiges  Moment,  welches 
auch  ganz  wesentlich  dazu  dient,  die  hier  verteidigte  Anffassong  zu 
unterstützen.  Die  zweite  Kommission,  von  dem  von  ihr  festgehaltenen 
Standpunkte  ausgehend,  hielt  eine  Ergänzung  der  Vorschriften  der 
C.P.O.  über  das  Verfahren  in  Ehesachen  mit  Bezug  auf  die  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  ftlr  erforderlich.  Es  wird  in  den 
Protokollen  S.  53  betont,  dafs  dem  schon  bei  der  ersten  Kommission 
(Prot  S.  11527)  berührten  Mangel,  dafs  die  CP.O.  weder  den  Gerichts- 
stand, noch  das  Verjähren  für  die  Klage  auf  beständige  Trennung 
geordnet  habe,  sich  leicht  abhelfen  lasse,  entweder  durch  die  Aufnahme 
eines  die  entsprechende  Anwendung  der  Scheidungsvorschriften  an- 
ordnenden Zusatzes  oder  auch  schon  durch  die  Streichung  des  Wortes 
„zeitweilige^  im  §  592  CP.O.  Der  Bundesrat  aber  schlug  diesen  in 
der  That  sehr  einfachen  Weg,  auf  den  ihn  die  zweite  Kommission 
hingewiesen  hatte,  nicht  ein,  und  der  dem  Reichstag  vorgelegte,  die 
Änderungen  der  CP.O.  betreffende  Entwurf  enthielt  nicht  blofs  nichts 
hierauf  Bezügliches,  sondern  es  war  auch  sogar  in  §  592  die  Klage 
auf  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gestrichen.  Der  Grund 
für  dieses  ablehnende  Verhalten  des  Bundesrats  gegenüber  den  Wünschen 
der  zweiten  Kommission  konnte  doch  keinesfalls  ein  anderer  sein,  als 
dafs  er  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  überhaupt  nicht,  auch  nicht 
bei  Ausländerehen,  zulassen  wollte.  Demgemäfs  kann  darin,  dafs  die 
CP.O.  in  ihrer  neuen  Fassung  nur  das  Verfahren  für  solche  Rechts- 
streitigkeiten r^elt,  welche  die  Scheidung  oder  die  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  zam  Gegenstande  haben,  ein  neuer  Beweis 
dafür  erblickt  werden,  dafs  man  die  s^aratio  perpetua  ausgeschlossen 
wissen  wollte.  Fehlt  es  doch  vollständig  an  Vorschriften  über  das 
Verfahren,  welches  einzuschlagen  ist,  wenn  bei  einem  deutschen 
Richter  eine  Klage  auf  beständige  Trennung  angebracht  wird^^).  Das 
Dresdener  Erkenntnis  setzt  sich  freilich  über  diese  Schwierigkeit  leicht 
hinweg,  indem  es  im  Hinblick  auf  §  639  CP.O.  die  Vorschriflen  über 
„das  Verfahren  in  Ehesachen"  sinngemäfs  auf  diese  Klage  angewendet 
wissen   will.     Diese   analoge  Anwendung   des   §  639    erscheint  jedoch 


22)  Auch  FlancTc  a.  a.  0.  Bd.  6  S.  60  schliefst  aus  dem  Mangel  dnes 
besonderen  Verfahrens,  dafs  eine  Klage  auf  beständige  oder  zeitweilige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  Deutschland  überhaupt  nicht  znlfissig  ist, 
und  hebt  mit  Recht  hervor,  man  könne  unmöglich  annehmen,  dais  über 
derartige  Klagen  in  dem  gewöhnlichen  Prozels verfahren  zu  verhandeln  wäre. 
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in  hohem  Grrade  bedenklich.  Wenn  ich  auch  die  Zulässigkeit  der 
Analogie  überhaupt  auf  dem  Gebiete  der  Procefsgesetze  keineswegs 
bestreiten  will,  so  meine  ich  doch,  dafs  sie  gerade  im  vorliegenden 
Falle  mit  Rücksicht  auf  die  bestimmte,  jeden  Zweifel  ausschliefsende 
Ansdrncksweise  des  §  639  ausgeschlossen  sein  mufs.  Denn  der  Gesetz- 
geber hat  sicherlich,  wie  auch  aus  den  vorhin  gemachten  Ausführungen 
hervorgeht,  mit  gutem  Grunde  in  §  639,  der  dem  §  592  der  alten 
C.P.O.  entspricht,  sich  darauf  beschränkt,  blofs  die  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  anzuführen:  da  das  deutsche  Recht  die  separatio 
perpetua  nicht  kennt,  so  erübrigte  es  auch,  Vorschriften  über  das  Ver- 
fiihren  bei  derselben  zu  geben.  Hätte  er  aber  fUr  Ausländer  die 
s^araüo  perpetua  zulassen  wollen,  so  würde  er,  wozu  ihm  ja  die  zweite 
Kommission  die  Anregung  gegeben  hatte,  sicherlich  bei  §  639  im 
Interesse  der  Klarheit  und  Deutlichkeit  einen  Zusatz  gemacht  haben 
des  Inhalts,  dafs  bei  Ausländem  unter  Scheidung  auch  die  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  verstehen  sei,  wie  ja  auch  sonst  in 
der  C.P.O.  mehrfach  besondere  Bestimmungen  gerade  mit  Bezug  auf 
Ausländer  getroffen  sind.  Daraus,  dafs  das  nicht  geschehen  ist,  mufs 
man  also  schliefsen,  dafs  die  C.P.O.  an  der  Unzulässigkeit  einer  Klage 
auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  festhält,  und  somit  ist 
auch  die  Anwendung  ihrer  Vorschriften  über  Scheidung  auf  diese  Klage 
im   Wege  der  Analogie  schlechthin  ausgeschlossen^^). 

Ist  durch  die  bisherigen  Austührungen,  wie  ich  glaube,  der 
eigentliche  Wille  des  Bundesrats  bei  Vornahme  der  in  Rede  stehenden 
Änderungen  nachgewiesen,  so  könnte  doch  immerhin  der  Umstand  auf 
den  ersten  Blick  Befremden,  ja  sogar  Bedenken  erregen,  dafs  der 
Bundesrat  innerhalb  des  kurzen  Zeitraums  von  wenigen  Jahren  seinen 
Standpunkt  vollständig  geändert  hat.  Denn  es  steht  wohl  aufser  allem 
Zv^eifel,  dafs  der  Entwurf  eines  Gesetzes  Über  die  räumliche  Herrschaft 
der  Rechtsnormen,  welcher  den  Beratungen  der  zweiten  Kommission 
als  Grundlage  diente  und  dessen  hierher  bezügliche  Bestimmungen  von 
dieser,  wie  wir  gesehen  haben,  im  wesentlichen  angenommen  wurden, 
den  Intentionen  des  Bundesrats  entsprach;  ist  doch  in  demselben  der 
dem  Art.  6  des  ersten  Entwurfes  eines  Einftlhrungs-Gesetzes  zum  B.G.B. 
za  Grunde  liegende  und  vom  Bundesrat  gebilligte  Gedanke,  dafs  bei 
Ausländerehen  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  statthaft  sei, 
lediglich  weiter  ausgeführt.  Und  bald  darauf  stellte  sich  der  Bundes- 
rat   auf  einen   ganz  andern,    diesem  Entwurf  direkt  entgegengesetzten 


28)  Erler  in  Das  Recht,  1900,  S.  95  nimmt  ebenfalls  an,  dafs  sich 
die  für  die  Klage  auf  Scheidung  und  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
gegebenen  Vorschriften  bei  der  Fassung  des  §  &9  C.P.O.  auch  nicht  einmal 
rinnen tsprechend  auf  Trennungsklagen  anwenden  lassen,  und  kommt  zu  dem 
Ergebnisse,  dafs  Ausländer  im  Deutschen  Reiche  nur  die  daselbst  zu^lassenen 
Eheklagen  erheben  können.  Dagegen  will  Mari  olle  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  8  S.  458  daraus,  dafs  die  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  weder 
in  §  606,  noch  in  |  689  besonders  erwähnt  ist,  noch  nicht  den  Schlafs  ziehen, 
dafs  dieselbe  vor  deutschen  Gerichten  nicht  erhoben  werden  kann. 


356  Professor  Dr.  Frantz  in  Kiel, 

Standpunkt!  Um  diesen  an  sich  auffallenden  Umschwung  zu  eridiren, 
mufs  man  sich  vergegenwärtigen,  dafs  vom  25.  Juni  his  13.  Juli  1894 
der  zweite  internationale  Kongrefs  flir  internationales  Priyatrecht  im 
Haag  stattgefunden  hatte.  Dieser  Kongrefs,  an  welchem  auch  Delegierte 
des  Deutschen  Reiches  teil  genommen  hatten,  hatte  sich  u.  a.  aüeb 
mit.  der  Ehe,  insbesondere  mit  der  Ehescheidung  beschäftigt  und  in 
letzterer  Hinsicht  Beschlüsse  gefafst,  die  inhaltlich  grofsenteils  genaa 
mit  dem  deutschen  Entwürfe  in  der  Gestalt,  wie  sie  ihm  der  Bundes- 
rat später  nach  den  Beratungen  der  zweiten  Kommission  gab,  ttber- 
einstimmten^^).  Namentlich  hatte  der  Haager  Kongrefs  den  Satz  ver 
treten,  dafs  Ehegatten,  deren  Recht  nur  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  kennt,  in  einem  Lande,  dem  nur  die  Scheidung  bekannt  ist,  weder 
Scheidung  noch  Trennung  zu  gewähren  ist  '*).  In  dem  von  sämtlichen 
Delegierten,  auch  den  deutschen,  unterzeichneten  und  der  Würdigung 
der  beteiligten  Regierungen  unterbreiteten  Protocole  fincA*^)  beifst  es 
folgendermafsen : 

I,  c.    Divorce  et  Separation  de  corps, 

Ärtide  1,  Les  4poux  ne  sont  admis  ä  former  une  demande  en 
divorce  que  si  leur  loi  nationale  et  la  loi  du  Heu  oii  la  demande  est 
formte  les  y  atUorisent, 

Art.  3.    La  s^aration  de  corps  peut  äre  demandSe: 

1.  si  la  loi  nationale  des  ipoux  dt  la  loi  du  lieu  oü  Vadion 
est  intentee  Vadmettent  egaXement. 

2.  (Kommt  für  uns  nicht  in  Betracht) 

Was  war  nun  natürlicher,  als  dafs  der  Bundesrat  diese  nicht  bloÜB 
von  den  deutschen,  sondern  von  den  Delegierten  aller  beteiligten  Staaten 
—  und  unter  den  Teilnehmern  des  Haager  Kongresses  waren  hervor- 
ragende Fachmänner  —  empfohlenen  Grundsätze,  die  er  als  dem  gegen- 
wärtigen Standpunkte  der  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechto 
entsprechend  anzusehen  guten  Grund  hatte,  zu  den  seinen  machte  und 
demgemäfs  mit  den  bisherigen  Anschauungen  vollständig  brach !  Geradezu 
rätselhaft  und  unerklärlich  wäre  es  gewesen,  wenn  er  in  starrem  Fest- 
halten an  veralteten  Theorien  den  Haager  Resultaten  sein  Ohr  ver- 
schlossen hatte.  Berücksichtigt  man  diesen  Umstand,  so  wird  die 
plötzliche  Schwenkung  des  Bundesrats  nicht  blofs  nicht  als  auffallend, 
sondern  im  Gegenteil  als  durchaus  gerechtfertigt  und  in  der  Natur  der 
Sache  liegend  erscheinen. 

Das  Ergebnis  der  bisherigen  Darstellung  ist  also  dieses,  dafs  die- 
jenige Auslegung   des  Art    17,    welche   die   beständige  Trennung  von 


24)  Dafs  die  deutschen  Bestimmungen  über  das  internationale  Ehereeht 
im  allgemeinen  auf  denselben  Grundanschauun^en  wie  die  Beschlüsse  des 
Haager  Kongresses  beruhen,  erkennt  auch  Keiael  in  dieser  Zeischrift  Bd.  7 
S.  287  an. 

25)  Der  zweiten  Kommission  war  dieser  Beschlafs  sehr  wohl  bekannt 
und  er  wird  auch  in  den  Protokollen,  S.  53  erwähnt,  aber  nur,  um  ihn 
zu  verwerfen. 

26)  Dasselbe  ist  abgedruckt  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  5  S.  8£ 
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Tisch  und  Bett  in  Dentschland  auch  bei  Aasländerehen  schlechterdings 
für  unstatthaft  erklärt,  nicht  blols  dem  Wortlaut  des  Art.  17  am 
gemäfsesten  ist,  sondern  auch  sonst  noch  durch  die  schwerwiegendsten 
GMnde  untersttltzt  wird  und  dafs  dem  gegenüber  die  von  den  Gegnern 
ftiT  ihre  Auflassung  von  der  Zulässigkeit  der  separatio  perpekM  bei- 
gebrachten Gründe  in  keiner  Weise  stichhaltig  sein  können.  Dieses 
Resultat  steht  nach  meiner  Überzeugung  so  unzweifelhaft  fest,  dafs  wir 
gar  nicht  erst  nötig  haben,  die  meines  Erachtens  äufserst  problematische 
Begründung  heranzuziehen,  die  separaiio  perpetua  sei  in  Gemäfsheit  des 
Art.  80  E.G.  schon  deshalb  ausgeschlossen,  weil  sie  gegen  die  guten 
Sitten  oder  g^en  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofse.  Als 
gegen  die  guten  Sitten  verstofsend,  also  als  eine  unsittliche  Einrichtung, 
können  wir  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  auf  welche 
bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  in  einem  grofsen  Teile  von  Deutschland 
von  den  Gerichten  erkannt  wurde,  unmöglich  ansehen'^).  Schon  eher 
könnte  es  fraglich  sein,  ob  die  perpetua  separatio  nicht  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstöfst,  der  bei  der  Regelung  des 
Eberecbts  durch  B.G.B.  doch  sicher  dahin  geht^  das  Eheschliefsungs- 
und  Ehescheidungsrecht  einheitlich  zu  gestalten  und  der  durch  Zulassang 
der  separaHo  perpetua  ftlr  gewisse  Fälle  immerhin  alteriert  werden 
könnte.  Indessen  können  wir  von  einem  nähern  Eingehen  auf  diese 
Frage  absehen,  da,  wie  oben  des  Näheren  dargelegt  wurde,  schon  aus 
Art.  17  sich  die  UnStatthaftigkeit  der  separaiio  perpetua  ergiebt,  ein 
Zurückgreifen  auf  Art  30  also  nicht  erforderlich  ist 

Endlich  haben  wir  noch  die  Frage  zu  prüfen,  ob  der  deutsche 
Richter,  wenn  das  ausländische  Recht  die  Scheidung  nicht  kennt,  sondern 
nur  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zuläfst,  befugt  bez. 
im  konkreten  Falle  verpflichtet  ist,  auf  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  zu  erkennen.  Es  wird  dieses  allerdings  von  verschiedenen 
Seiten  behauptet,  wobei  aber  im  einzelnen  unter  den  Vertretern  dieser 
Meinung  nicht  in  allen  Punkten  völlige  Übereinstimmung  herrscht 
Während  nämlich  die  Einen  ^^)  beim  Zutreffen  der  sonstigen  Voraus- 
setzungen (Ausschlufs  der  Scheidung,  aber  Ehetrennungsgrund  im  Auslande 
und  Ehescheidungsgmnd  im  Inlande)  ohne  irgend  welche  Modifikationen 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  gewähren,  gehen  die  Andern  ^^) 
weiter  und  modifizieren,  indem  sie  sich  auf  Art.  17  Abs.  1  berufen, 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  dahin,  dafs  sie  die  An- 
wendung  der   §§  1575,  1576  B.G.B.   auf  dieselbe  ausschliefsen.     Da- 


27)  In  diesem  Sinne  hat  sich  auch  das  Reichsgericht  ausgesprochen: 
Entscheidungen  Bd.  11  S.  80.  —  Isensee  im  Archiv  f.  bürg.  Recht  Bd.  12 
8.  343  f.  behauptet  freilich,  wenn  auch  die  separatio  perpetua  nicht  unsittlich 
sei,  so  sei  dodi  der  durch  sie  entstehende  Zustand  der  Gebundenheit,  sich 
bei  Lebzeiten  des  anderen  Teiles  nicht  wieder  verheiraten  zu  können,  un- 
sittlich, weil  er  sich  mit  unserer  sittlichen  Auffassung  von  der  Freiheit  des 
Individuums  nicht  vereinbaren  lasse. 

28)  So  MarioUe  in  Bl&tter  für  Rechtsanwendnng  Bd.  63  S.  125 ff.  — 
Baragetti  a.  a.  O.  S.  65,  69.  —  Fischer-Henle  a.  a.  0.  S.  1118. 

29)  So  £r {er,  Ehescheidungsrecht  S.  98.  —  Keidel  &.  sl.  0.  S.  248^ 


358  Profeesor  Dr.  Frantz  in  Kiel, 

nach  ist  also  zutreffenden  Falles  zwar  aof  Aufhebung  der  ehelichen 
^  Gemeinschaft  zu  erkennen;  aber  der  Beklagte  hat  nicht  das  Recht,  zu 
verlangen,  dafs  die  Ehe  geschieden  wird,  und  ebensowenig  kann  einer 
der  Ehegatten  später  auf  Grund  des  Urteib  die  Scheidung  beantragen  '^). 
Die  Vertreter  der  Meinung ,  dafs  an  Stelle  der  separctüo  perpetua  auf 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  erkennen  sei,  sind  zu  dieser 
ihrer  Ansicht  verleitet  worden  durch  die  irrtümliche  Annahme,  dafs 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  wesentlich  identisch  sei 
mit  der  beständigen  Trennung  von  Tisch  und  Bett^^),  wobei  sie  ganz 
übersehen,  dafs  selbst  wenn  sie  mit  dieser  Annahme  im  Rechte  wären, 
doch  Art.  17  Abs.  4  E.G.  der  daran  geknüpften  Folgerung  entgegen- 
stehen würde ^^).  Aber  ihre  Annahme  ist  Überhaupt  nicht  zutreffend, 
entbehrt  vielmehr  jeglicher  Begründung.  Wenn  auch  die  separatio 
perpetua  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zum  Vorbüde  ge- 
dient haben  mag  und  beide  manche  äufsere  Momente  gemeinsam  haben, 
so  ist  doch  die  Aufhebung  in  den  wichtigsten  Beziehungen  grund- 
verschieden von  der  separatio  und  bedeutet  eine  durch  die  besonderen  Ver- 

80)  Durchaus  abweichend  von  obigen  zwei  Gruppen  ist  die  Ansicht 
von  Niedner  a.  a.  0.  8.  51  ff.  Derselbe  iäfst  die  Klage  auf  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu,  will  ihr  aber  nur  durch  ein  Urteil  auf 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  stattgeben,  und  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, dafs  das  ausländische  Recht  die  Scneidung  kennt  und  sowohl  nach 
ausländischem,  wie  nach  deutschem  Recht  ein  Scheidnngsgrund  gegeben  ist 
Damit  nähert  er  sich  sehr  der  von  mir  verteidigten  Auffassung,  und  er  würde 
völlig  mit  ihr  übereinstimmen,  wenn  er  den  Ausdruck  J^lage  auf  beständige 
Trennune^  fallen  liefse  und  statt  dessen  „Klage  auf  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinscnaft"  gebrauchte.  Der  Grund,  weshalb  er  die  ausländische  Klage 
zulassen  will,  hegt  in  der  Unterstellung,  die  er  macht,  dafs  B.G.B.  die  be- 
ständige Trennung  in  der  Form  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschsft 
wieder  eingeführt  habe.  Andererseits  erkennt  er  wiederum  an,  dafs  sich  die 
neue  Klage  von  der  alten  durch  das  in  §§  1575,  1576  geregelte  Recht  unter 
scheidet 

31)  Erler,  Ehescheidungsrecht  S.  92  sagt,  dafs  sie  sich  „nur  durch 
den  sprachlichen  Ausdruck  unterscheidet"  und  in  Das  Recht,  1900,  8.  d5 
bezeicnnet  er  sie  als  „einen  gleichwertigen  Ersatz''  für  die  separatio  perp^ua. 
Nach  Bar az etil  a.  a.  0.  S.  69  tritt  uns  die  Klage  auf  Trennung  von  xisch 
und  Bett  ^nter  dem  Namen"  Klase  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft im  B.G.B.  entgegen.  —  Nach  Mar  tolle  a.  a.  0.  S.  125  f.  ist  die  Auf- 
hebung „ein  der  Trennung  der  Ehe  analoges  Rechtsinstitut",  womit  freilich 
nicht  ganz  im  Einklang  steht,  wenn  er  sie  in  einem  Aufsatz  in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  8  S.  457  als  „eine  die  Ehescheidung  einleitende  Mafsnahme" 
charakterisiert  —  Auch  nach  isensee  a.  a.  0.  8.  341  f  ist  .unter  dem  Namen'' 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  die  alte  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  JBett  wieder  eingeführt  —  Ähnlich  auch  Enneccerus-Lehmannf 
Das  Bürgerliche  Recht,  2,  Aufl.,  Bd.  2,  Marburg  1901,  8.  493. 

32)  Einige,  wie  Keidel  a.  a.  0.  S.  243,  legen,  um  die  in  Art  17  Abs.  4 
sich  entoegenstellende  Schwierigkeit  zu  umgehen,  dem  Worte  „Scheidung"  in 
Abs.  4  dieselbe  allgemeine  Bedeutung^  bei^  wie  Andere  es  bei  Abs.  1  thon. 
Das  ist  aber,  wie  auch  das  Reichsgencht  im  Erkenntnis  vom  19.  April  1901 
anerkannt  hat,  eine  durchaus  unzutreffende  Auslegung,  der  schon  der  Um- 
stand entffeeensteht,  dafs  dann  die  Erwähnung  der  Aiuhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  in  Abs.  4  absolut  überflüssig  sein  würde,  weil  sie  ja  schon  in 
„Scheidung"  mit  einbegriffen  wäre. 
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b&ltnisse  in  Deutschland  ins  Leben  gerufene  neue  Schöpfung.   Eine  kurze 
Hervorhebung  der  Hauptunterscbiede   möge  dieses   dartbnn.     Während 
die     von    einer   Reihe   von   Staaten   mit   katholischer  Bevölkerung    an- 
erkannte s^aratio  perpetua  des  kanonischen  Rechts  in  letzter  Linie  auf 
flrwUgangen    religiöser   Natur    zurückzuführen    ist   und    die   nicht   zu- 
gelassene Scheidung   des  Bandes    der  Ehe   ersetzen    soll,    ist   die   Auf- 
bebung   der   ehelichen    Gemeinschaft   wahlweise  neben   der   Scheidung 
zugelassen  und  wenn  ftlr  ihre  Zulassung  auch  die  Rücksichtnahme   auf 
die  katholische  Bevölkerung  mafsgebend  war,    so    hat    sie   doch   nichts 
mit  der  Religion  gemein   und    kann,    wenn    ihre  Voraussetzungen   vor- 
liegen, ohne  Rücksicht   auf  das   Bekenntnis    von   Katholiken   wie   von 
Akatbotiken,  ja  selbst  von  Solchen,  die  überhaupt  keiner  Kirche  oder 
Religionsgemeinschaft  angehören,  beantragt  werden.  Der  wichtigste  Unter- 
schied aber  liegt  in  folgendem :  Die  separatio  perpetua  des  kanonischen 
Rechts    erfolgt   auf  einseitigen   Antrag  des   verletzten   Teiles.      Dieser 
kann  jederzeit    die  Wiederherstellung    des    ehelichen   Lebens    fordern, 
und    dieselbe   mnfs   sogar   vorgenommen    werden,    wenn   er  sich  nach- 
träglich   selbst    einen    Ehebruch    zu    Schulden    kommen    läfst      Der 
schuldige   Teil    dagegen    hat    auf  die    Wiederherstellung   oder   Nicht- 
wic^lerherstellung   des    ehelichen    Lebens  gar   keinen    Einflnfs,    ebenso- 
wenig wie  er  eine  Umwandlung  in  Scheidung  erlangen  kann^^).    Ganz 
anders   bei   der  Aufhebung   der   ehelichen   Gemeinschaft   nach    B.G.B. 
Hier  hat,  wenn  Kläger  die  Aufhebung  beantragt,  der  Beklagte  es  stets 
in  der  Hand,  dieselbe  dadurch  auszuschliefsen,  dafs  er  ihr  widerspricht 
und    Scheidung   verlangt.     Dann    mufs   der  Richter,    wenn    die   Klage 
begründet  ist,  auf  Scheidung  erkennen  (§  1575).     Ebenso   kann   nach 
erfolgter  Aufhebung  jeder  Ehegatte  auf  Grund  des  Urteils  die  Scheidung 
verlangen  und  der  Richter  mufs  sie  aussprechen,  selbst  wenn  der  andere 
Teil    widerspricht   (§    1576).     Eine   Wiederherstellung     der   ehelichen 
Gemeinschaft  aber  kann  nicht  etwa  auf  einseitiges  Verlangen  des  Ver- 
letzten,   sondern   nur   in  gegenseitiger   Obereinstimmung  der  Parteien 
erfolgen  ^^).     Diese  Unterschiede   sind  so  in    die  Augen  springend  und 
so    fundamentaler  Natur,    dafs    es  nicht   angeht,    beide  Institute  als  im 
wesentlichen   identisch    zu   bezeichnend^).     Die   deutschrechtliche   Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  hat  mit  der  beständigen  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  ungefähr  ebensoviel  gemein,  wie  die  deutsche  Auf- 
lassung mit  der  römischen  traditio^  obwohl  beide  der  Übertragung  des 
Grundeigentums  dienen. 


38)  Vergl.  über  die  kanonische  separatio  perpetua  Friedherg  a.  a.  O. 
8.  438  und  mein  Lehrbuch  des  Kirchenrechts,  8.  Aufl.,  Göttingen  1899, 
8.  312  f. 

84)  Nicht  unzutreffend  bezeichnet  Niemeyer  a  a.  O.  S.  158  die  Anf- 
ltl,ebnng  der  ehelichen  Gemdnschaft  als  eine  potestativ  bedingte  Scheidung.  — 
Ähnlich  auch  Planck  a  a.  0.  S.  60.  —  JSndemann  a.  a.  0.  S.  692  nennt 
sie  „eine  andere  Rechtsform  für  die  Auflösung  der  Ehe**. 

85)  In  meinem  vorhin  dtierten  Lehrbuch,  S.  819  habe  ich  selbst  noch 
diese  Meinung  vertreten,  mich  aber  längst  von  deren  Unrichtigkeit  über- 
zeogt. 
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Bemerken  möchte  ich  noch,  dafs  diejenigen,  welche  zwar  die  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  an  Stelle  der  ausländischen  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  setzen,  aber  dabei  die  Wirkungen  der  §§  1575, 
1576  ausschliefsen,  sich  eines  noch  gröfsem  Verstofses  schuldig  machen: 
sie  schmuggeln  thatsttchlich  die  s^arcUio  perpetua  in  das  deutsche  Recht 
ein,  und  nur  weil  sie  sich  scheuen,  offen  diese  Konsequenz  zu  ziehen, 
nennen  sie  dieselbe  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft.  Dabei 
können  sie  sich  auf  keinen  auch  nur  annähernd  einleuchtenden  Grand 
ftir  die  Unanwendbarkeit   der  §§  1575,  1576  berufen. 

Somit  ergiebt  sich  als  Resultat  dieser  Ausftlhrungen,  dafs,  wenn  der  An- 
gehörige eines  fremden  Staates,  dessen  Recht  nicht  die  Ehescheidung, 
sondern  nur  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  kennt,  bei  einem 
deutschen  Gerichte  die  Scheidung  oder  die  Trennung  oder  die  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  beantragt,  seine  EJage  einfiich  abzuweisen  ist 
Man  hat  dagegen  geltend  gemacht,  dafs  es  auf  Rechtlosigkeit  solcher 
Ausländer  hinauslaufen  würde,  wenn  man  ihnen  im  Deutschen  Reiche 
weder  Scheidung,  noch  Trennung,  noch  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  gewähren  wollte  ^®).  Selbst  wenn  dieser  Einwurf  begründet 
wäre,  so  würde  das  an  dem  jetzt  bestehenden  Rechtszustand  doch  nichts 
ändern  und  könnte  höchstens  die  Veranlassung  geben,  an  eine  Revision 
des  Art.  17  zu  denken.  Aber  in  Wahrheit  ist  das  Bedenken  von  der 
Rechtlosigkeit  gar  nicht  begründet  Der  Ausländer,  der  seinen  Wohn- 
sitz nach  Deutschland  verlegt,  unterwirft  sich  damit  auch  dem  deutschen 
Gesetz  in  dem  von  diesem  bestunmten  Umfange.  Er  mufste  sich  von 
vornherein  sagen,  dafs  in  der  einen  oder  andern  Beziehung  seine 
Rechtslage  sich  in  Deutschland  ungünstiger  gestalten  könnte  als  in 
seinem  Heimatsstaat,  und  wenn  er  diese  ihm  unangenehme  Konsequenz 
mit  in  den  Kauf  nimmt  und  gleichwohl  an  dem  Wohnsitz  in  Deutsch- 
land festhält,  so  legt  er  damit  an  den  Tag,  dafs  die  Vorteile, 
die  ihm  aus  dem  Aufenthalt  in  Deutschland  erwachsen,  bei  weitem  die 
daraus  sich  ergebenden  Nachteile  überwiegen.  Zu  diesen  Nachteilen 
gehört  aber  eben,  dafs  er  die  nach  den  Gesetzen  seines  Heimatstaates 
vielleicht  mit  Leichtigkeit  durchzuführende  Trennung  seiner  Ehe  in 
Deutschland  nicht  zu  erlangen  vermag.  Dieserhalb  schon  von  Recht- 
losigkeit des  im  übrigen  in  allen  wesentlichen  Punkten  gleiches  Reeht 
und  gleichen  Schutz  mit  den  Deutschen  geniefsenden  Ausländers  sa 
sprechen,  heifst  denn  doch,  die  Farben  etwas  sehr  stark  auftragen. 
Zudem,  wer  zwingt  überhaupt  den  Ausländer,  die  deutschen  Gerichte 
wegen  Trennung  seiner  Ehe  anzugeben?  Er  kann  sich  ja  an  die  Ge- 
richte seines  Heimatstaates  wenden,  und  wenn  diese  ihm  ihre  Hälfe 
verweigern,  so  hat  er  allerdings  eher  Grund,  sich  über  Rechtlosigkeit 
zu  beklagen,  aber  nicht  über  Rechtlosigkeit  im  Deutschen  Reiche, 
sondern    über    Rechtlosigkeit   in    seinem   Heimatstaate  ^'^).     Schlielslich 


36)  Dieser  Gesichtspunkt  wurde  übrigens  schon  bei  den  Beratungen  der 
zweiten  Kommiasion  betont  —  Protokolle,  6,  S.  53. 

87)  Siehe  auch  Neumann,  Internationales  Privatrecht  S.  118.  — 
Dajüidson  a.  a.  0.  S.  218  f. 
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mnfs  doch  auch  berücksichtigt  werden,  dafs  es  nicht  etwa  Willkür  war, 
die  dem  Gesetzgeber  seine  Bestimmung  diktierte,  sondern  dafs  wohl- 
gegründete ErwSgungen  der  schwerwiegendsten  Natur  dazu  geehrt 
haben,  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  bei  in 
Deutschland  wohnenden  Ausländem  auszuschliefsen. 

Das  Reichsgericht  hat,  soviel  mir  bekannt,  zu  der  Frage  aus- 
drücklich noch  keine  Stellung  genommen  ^^).  Ich  kann  zum  Schlufs 
nur  dem  Wunsche  und  der  Hoffiiung  Ausdruck  geben,  dafs  es,  wenn 
dieses  geschieht,  in  dem  hier  verteidigten  Sinne  sich  äufsem  möge,  und 
dalfl  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  in  Zukunft  die  Pforten 
Deutschlands  verschlossen  bleiben. 


38)  Das  oben  erwähnte  Erkenntnis  vom  19.  April  1901  hat  aus  dem 
von  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  angeführten  Grunde  (Bd.  HS.  74)  die 
Frage  noch  nicht  direkt  entschieden.  Da  es  aber  den  Ausdruck  „Scheidung" 
in  Art  17  Abs.  1  im  weitem  Sinne  verstanden  wissen  will,  so  neigt  es 
offenbar  dazu,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zuzulassen. 


Zeitoohrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreoht  etc..  Band  XI.  24 


Beerbung  von  Franzosen  und  Nordamerikanern,  weiche 
mit  deutschem  Woiinsitz  sterben.    (Art  25,  27  LG. 

zum  B.G.B.) 


Z'vv'ei  Gutachten. 

Von  TM.  Miemeyer'). 

L 
Beerbung  Ton  franBOsisoben  Staatsangebörigen. 

Die  Frage,  ob  deutsche  Gerichte  die  Erbfolge  und  insbeeondere 
das  Pflichtteilsrecht  bezüglich  des  Mobiliamachlasses  eines  im  Jahre  1900 
mit  deutschem  Domizil  gestorbenen  Franzosen  nach  deutschem  oder 
nach  französischem  Recht  zu  beurteilen  haben,  mufs  dahin  beantwortet 
werden,  dafs  auf  Grund  des  Art.  25  £.G.  zum  B.G.B.  französisches 
Recht  anzuwenden  ist.  — 

Die  Vorschrift  des  Art  27  E.G.  zum  B.G.B.  findet  keine  An- 
wendung auf  den  vorstehend  bezeichneten  Fall,  da  das  französische 
Recht  in  der  hier  in  Rede  stehenden  Hinsicht  nicht  auf  das  deutsche 
Recht  zurückverweist 

Die  vorstehend  aufgeworfene  Frage  erfordert  die  Erörtemog 
folgender  zwei  Fragen: 

A.  der  Frage,   wie  Art  27  E.G.. im  Verhältnis  zu  Art.  25  E.G. 
zu  interpretieren  ist, 

B.  der  Frage,   ob   der  Inhalt  des  geltenden  französischen  Rechtes 
die  Anwendung  des  Art  27  fordert  oder  nicht. 

Die  erste  Frage  ist  eine  Frage  des  deutschen,  die  zweite  eme 
solche  des  französischen  Rechtes. 

Beide  Fragen  sind  dementsprechend  im  folgenden  getrennt  be- 
handelt. 


1)  Die  hier  mitgeteilten  Gutachten  sind  aus  Anlafs  praktischer  Bechts- 
f&lle  erstattet.  Das  allgemeine  Interesse  der  behandelten  Fragen  wird 
ihre  VeröffentlichuDg  gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  welche  unter  Wef- 
lassnng  der  Namen  und  Einzelheiten,  im  übrigen  aber  unverändert  geschieht 


Th.  Niemejer,  Beerbong  von  Franasoien  und  Nordamerikanem.     ggg 

A)   Die  internationalprivatrechtllche  Frage  des 

deutschen  Rechts. 

Dafa  nach  Artikel  25  £.0.  ^r  die  Beerbung  der  mit  deutschem 
Domizil  sterbenden  Ausländer  rogelmäfsig  deren  Heimatrecht  mafs- 
gebend  ist,  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung  angesichts  der  deutlichen 
Bestimmung: 

„Ein  Ausländer,  der  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  im 
Inlande  hatte,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beerbt,  dem  er 
zur  Zeit  seines  Todes  angehörte." 

Wenn  dem  gegenüber  der  Art.  27  bestimmt: 

„Sind  nach  dem  Recht  eines  fremden  Staates,  dessen  Gesetze 
in  dem  ....  Artikel  25  für  massgebend  erklärt  sind,  die  deutschen 
Gesetze  anzuwenden,  so  finden  diese  Gesetze  Anwendung", 

80  charakterisiert  sich  diese  Bestimmung  auf  das  deutlichste  als  Aus- 
nahmebestimmung, deren  thatbestandliche  Voraussetzungen  positiv 
festgestellt  werden  müssen,  damit  die  daran  geknüpfte  rechtliche  Aus- 
nahmebehandlung Platz  greifen  darf. 

Die  demgemäfs  zu  erweisende  thatbestandliche  Voraussetzung  für 
die  Anwendung  des  Art.  27  würde  für  den  gegebenen  Fall  darin  be- 
stehen, dafs  das  französische  Recht  eine  positive  Rechtsnorm  enthielte, 
inhalts  deren  für  den  Mobiliamachlafs  nicht  das  Heimatrecht  als  erb- 
rechtliches Personalstatut  gölte,  sondern  ein  anderes  Recht,  etwa  lex 
m  sitae  oder  lex  domicüii. 

Diese  Voraussetzung  trifil  nicht  zu,  wie  unter  Bj  dargelegt  werden 
8oU.  Das  neuere  französische  Recht  behandelt  in  der  That  in  positiver 
Übereinstimmung  mit  Art.  25  E.G.  die  loi  nationale  als  erbrechtliches 
Personalstatut. 

Es  mufs  aber  hier  festgestellt  werden,  dafs  der  Art.  ^  E.G.  auch 
dann  unanwendbar  sein  würde,  wenn  das  Ergebnis  der  Untersuchung 
zu  B)  insofern  ein  anderes  wäre,  als  das  französische  Recht  Zweifel 
darüber  liefse,  ob  nach  seinen  Grundsätzen  die  loi  nationale  oder  ein 
anderes  Recht,  oder  inwiefern  das  eine  oder  das  andere  Recht  mafs- 
gebend  sein  solle.  Mit  anderen  Worten:  Es  ist  festzustellen,  dafs  auch 
im  Falle  blofs  zweifelhafter  Ergebnisse  in  Bezug  auf  die  zu  B.) 
erörterte  Frage  Art  27  E.G  unanwendbar  sein  würde. 

Dies  letztere  ergiebt  sich  für  den  Prozefs  schon  aus  dem  Charakter 
des  Art.  27  E.G.  als  einer  Ausnahmebestimmung  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  die  prozessualische  Beweislast.  Wenn  auch  diese 
Grandsätze  hier  nicht  ohne  weiteres  als  solche  anwendbar  sind,  da  es 
sich  nicht  um  Thatfragen  im  gewöhnlichen  Sipn  handelt,  so  ist  doch 
die  Analogie  jener  Grundsätze  insofern  zutreffend,  als  man  sagen  mufs: 
In  dem  Rechtssatz  des  Art.  27  ist  der  Inhalt  des  fremden  Rechtes 
Thatbestand.  Wer  diesen  Thatbestand  behauptet,  mufs  ihn  be- 
weisen.    Dafs    es    sich   nicht   um   Thatsachen   im  gewöhnlichen   Sinn, 
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sondern  um  aoslftndisclie  Kechtssfttze  handelt,  steht  dem  nicht  eDt> 
gegen.  Der  §  293  C.P.O.  spricht  von  dem  „Beweis"  des  in  einem  anderen 
Staate  geltenden  Rechtes.  In  der  Judikatur  wird  einhellig  der  Grund- 
satz befolgt,  dafs  die  Präsumtion  für  die  Übereinstimmung  des 
fremden  und  des  einheimischen  Rechtes  spricht  «Wer  sich  auf  den 
Inhalt  fremden  Rechtes  beruft,  mufs  ihn  beweisen." 

Vgl.  von  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privat- 
rechts.   (Hannover  1889)  Bd.  1  S.  132  ff. 

Niemeyer f  Vorschlage  und  Materialien  zur  Kodifikation  des 
internationalen  Privatrechts.     (Leipzig  1895)  S.  77. 

Zitelmanny  Internationales  Privatrecht  (Leipzig  1897)  Bd.  1 
S.  284  ff. 

Vgl.  femer  die  Kommentare  zu  §  265  der  früheren,  §  298  der 
jetzigen  C.P.O.  — 

Aus  dieser  Auffassung  ergiebt  sich  aber  nicht  nur,  dafs  im  Prozefk 
die  Thatbestandsvoraussetzungen  des  Art  27  (d.  h.  der  Inhalt  dsB 
fremden  Rechtes)  —  so  wie  bei  anderen  Ausnahmebestimmungen,  deren 
rein  thatsächliche  Voraussetzungen  —  von  demjenigen  zu  erweisen  sind, 
der  sich  darauf  beruft,  sondern  es  ergiebt  sich  daraus  auch  femer,  dafs, 
ganz  unabhängig  von  dem  Ausnahmecharakter  des  Art.  27  die  Beweis- 
pflicht denjenigen,  der  sich  auf  das  Auslandsrecht  beruft,  darum  triffi, 
weil  es  sich  eben  um  ausländisches  Recht  handelt,  ein 
Gesichtspunkt,  nach  welchem,  im  gegebenen  Fall  die  Präsumtion  auch 
dann  gegen  die  Anwendbarkeit  des  Art  27  sprechen  würde,  wenn  man 
diesen  nicht  als  Ausnahmebestimmung,  sondern  als  koordinierte  Er- 
gänzung des  Art.  25  E.G.  betrachten  mttfste. 

Bei  alledem  ist  es  selbstverständlich,  dafs  die  BeweisUust  durch  die 
Bestimmung  des  §  293  C.P.O.  erleichtert  wird: 

,,Bei  Ermittelung  dieser  Rechtsnormen  ist  das  Gericht  auf  die 
von  den  J'arteien  beigebrachten  Nachweise  nicht  beschränkt;  es  ist 
befugt,  auch  andere  Erkenntnisquellen  zu  benutzen  und  zum  Zwecke 
einer  solchen  Benutzung  das  Eiforderliche  anzuordnen.'' 

Indessen  es  bleibt  doch  wahr,  dafs,  wenn  die  das  Auslandsrecht  an- 
rufende Partei  und  der  Richter  —  sei  es  selbst  infolge  blofs  subjektiver 
Schwierigkeiten  der  Ermittelung  —  das  Auslandsrecht  nicht  zuverlässig 
zu  ermitteln  in  der  Lage  sind,  vollends  aber,  wenn  das  Auslandsreeht 
objektiv  undeutlich  und  ungewifs  ist,  diejenige  Partei  obsiegen  mufs, 
welche  die  Übereinstimmung  des  Auslandsrechtes  mit  dem  Inlandsrechte 
behauptet,  das  heifst  im  gegebenen  Fall  diejenige  Partei,  welche  die 
Unanwendbarkeit  des  Art  27  E.G.  und  die  Mafsgeblichkeit  der  Regel- 
bestimmnng  des  Art.  25  E.G.  behauptet. 

Es  ist  aufserdem  zu  bemerken,  dafs  die  Entstehungsgeschichte 
des  Art.  27 

Vgl.  Niemeyer,  Das  intemationale  Privatrecht  des  bürgerlichen 

Gesetzbuchs.  (Berlin  1901)  S.  80  ff. 
erkennen  läfst,  dafs   der  Art.  27    auch   materiell   vom  Gesetzgeber  als 
eine  Ausnahme  gemeint  ist,   und  zwar   zu  dem   Zwecke:    einerseits 
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die  KolÜBionen  mit  dem  in  gewissen  Aaslandsstaaten  geltenden  Princip 
der  lex  domicilii  zu  mindern,  andererseits,  „die  Sicherheit  des  in- 
landischen  Rechtsverkehrs  zu  fördern''.  Beide  Gesichtspunkte  kommen 
nur  dann  zu  ihrem  Rechte,  wenn  der  Art.  27  nur  gegenüber  denjenigen 
Auslandsrechten  angewendet  wird,  welche  in  positiver  und  zweifelloser 
Weise  einen  von  dem  Princip  des  Art  25  E.G.  abweichenden  Stand- 
punkt einnehmen. 

Wenn  die  Judikatur  sich  darauf  einlassen  würde,  auf  Grund 
zweifelhafter  ausländischer  Rechtsgrundsätze  den  Artikel  27  anzu- 
wenden, so  würde  damit  die  Gefahr  einer  unabsehbaren  Mehrung  der 
Kollisionen  und  einer  höchst  bedenklichen  Rechtsunsicherheit  gegeben 
sein.  Das  Bedürfnis  der  Rechtssicherheit,  welchem  Art.  27  dienen 
will,  spricht  also  für  strikte  Anwendung  des  Art  25  Satz  1  und  für 
Beschränkung  der  Anwendung  des  Art.  27  auf  die  Fälle  zweifel- 
loser Rückverweisung  des  Heimatrechtes  auf  das  deutsche  Recht 

Dafs  das  Pflichtteilsrecht  unter  den  Grundsatz  des  Art  25 
(bezw.  auch  des  Art.  27)  E.G.  fUUt,  bedarf  keiner  weiteren  Dar- 
legung, 

Vgl.  Niemeyer,  Das  internationale  Privatrecht  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs,  S.  169. 

B)  Weist  das  französische  Recht  bezüglich  des  Mobiliar- 
nachlasses  auf  das  deutsche  Recht  zurück? 

In  dem  „Handbuch  der  internationalen  Nachlafsbehandlung"  von 
F.  Böhm,  2.  Auflage  (Augsburg  1895),  findet  sich  S.  265  der  Satz: 
^Bezüglich  der  Erbfolge  in  das  Vermögen  eines  Fremden  wird  nach 
französischem  Gerichtsgebrauche  lediglich  der  Mobiliamachlafs  nach  dem 
Gesetz  des  Domizils  des  Verstorbenen  beurteilt,  in  Ansehung  des 
nnbew^lichen  Nachlasses  entscheidet  das  Gesetz  der  belegenen  Sache. ' 
Diese  Bemerkung  hat  Niedner,  „Das  EinAlbrungsgesetz*'  Berlin  1899, 
2.  Aufl.  1901,  (Kommentar  zum  B.G.B.  von  Biermann  etc.)  bei 
Art  24  E.G.  übernommen  T«  während  hinsichtlich  des  MobiliamachlafseB 
Frankreich  und  England  am  Wohnsitz  festhalten^).  Wäre  sie  richtig, 
80  würde  der  Art.  27  E.G.  in  dem  zur  Beurteilung  stehenden  Fall 
Platz  greifen. 

Sie  ist  aber  nicht  richtig. 

Böhm  selbst  sagt  in  dem  oben  genannten  Werk  an  anderer 
Stelle  (S.  33)  das  Gegenteil  seines  vorher  wiedergegebenen  Satzes,  in- 
dem er  äufsert:  „Auch  in  den  Niederlanden  und  der  französischen  Juris- 
prudenz wird  die  Staatsangehörigkeit  für  die  Erbfolge  als  mafsgebend 
angesehen **,  ein  Satz,  welcher  sich  wörtlich  auch  in  Böhms  Buch  „Die 
läunhche  Herrschaft  der  Rechtsnormen"  (Erlangen  1890)  S.  180  findet, 
hier  unter  Berufung  auf 

Ässer  S.  29,   Äuhry  et  Bau  I  §  31   S.    102,   BrocWer 
no.  75,  Journal  du  droit  intern.^  1876,  S.  378. 
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Der  Wideraprach  dieser  Äufserangen  erklHrt  Bich  daraus,  dafs  sich 
in  der  französischen  Judikatur  selbst  widersprechende  Äufsenmgen 
finden,  deren  Vereinigung  unmöglich  ist,  wenn  man  sie  nicht  zeitlich 
sondert  und  nicht  beachtet,  dafs  sich  in  der  französischen  Jurisprudenz 
im  Laufe  der  letzten  40  Jahre  eine  Entwickelung  vollzogen  hat, 
deren  Thatbestand  hier  kurz  dargelegt  sei: 

Eine  unmittelbar  die  hier  fragliche  Statutenkollision  des  Erbrechts 
regelnde  gesetzliche  Bestimmung  enthält  das  französische  Recht 
nicht 

Dafs  insbesondere  Art  110  des  Code  Civil: 

y^Le  lieu  oii  la  succession  s'ouvrira^  sera  däermine  par  U 
domicüe^ 
sich  nicht  auf  die  Statutenkollision  bezieht,  ist  nach  dem  Wortlaut  und 
dem  Zusammenhang  an  sich  einleuchtend.  Der  Art.  110  bezieht  sich 
auf  die  Oerichtskompetenz  und  was  damit  zusammenhängt,  nicht  auf 
die  Statutenkollision. 

Die  ältere  französische  Praxis  hat  allerdings  gelegentlich  die  Be- 
handlung der  Statutenkollision  an  Art.  110  anzuschliefsen  versucht 
Dafs  aber  die  neuere  Jurisprudenz  hiervon  weit  entfernt  ist,  lehrt 
ein  Blick  auf  die  Kommentare  des  Code  Civil^  von  denen  ab  in  der 
französischen  Praxis  besondero  gern  verwendet  angeführt  seien: 

DalloZy    Les    Codes   annotis-  (Paris,    Bue    de    Lille   19)    1900, 
Fu e  ier- Herrn  an  y  Codes  annotes  (Paris,  Larose)  1900. 

Diese  und  andere  Kommentare  des  Code  Civil  knfipfen  vielmehr 
die  Lehre  von  der  erbrechtlichen  Statutenkollision  an  Abs.  2  und  3 
Art.  3  Code  Citnl  an,  welche  lauten: 

Abs.  2 :  Les  immeubleSj  mSme  ceux  possidA  par  des  ärangers^ 
sont  r^is  par  la  loi  frangaise, 

Abs.  3:  Les  lois  concemant  Väai  et  la  capacUe  des  personnes 
rigissent  les  FrangaiSj  meme  risidant  en  pays  äranger. 

Man  unterscheidet  hiemach  zwischen  Immobiliarnachlafs  und 
Mobilia  rnachlafs. 

Für  ersteren  ist  stets  gemäfs  Art  3  (7.(7.  Absatz  2  lex  rei  sHae 
als  mafsgebend  behandelt  worden. 

Vgl.  Vincentxmd  Penaudy  Diäionnaire  de  droit  internationd 
privS  —  Paris  1889  —  S.  824  Nr.  7;  Clunet,  Journal  de  droit 
international  pHvi  Bd.  I  S.  79,  II  357,  XIX  489,  962,  XXI  562, 
XXII  95,  127,  390,  1082;  Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrocht  Bd.  VI  S.  452. 

In  Bezug  auf  den  Mobiliar nachlafs  hat  die  Judikatur  viel- 
fach geschwankt. 

Die  ältere  Judikatur  legte,  entsprechend  der  Behandlung  der  Im- 
mobilien, das  Realstatut,  lex  rei  sitae,  zu  Grunde.  Dabei  führte  aber 
das  Bedürfnis,  flir  den  Mobiliamachlafs  eine  einheitliche  Behandlung  ein- 
treten zu  lassen,  zu  der  These,  dafs  der  Wohnort  des  Erblassers  als 
lex  rei  sitae  ftlr  alle  Nachlafsmobilien  zu  gelten  habe. 
Vgl.  Vincent  und  Pinaud  a.  a.  0. 
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Damit  war  eine  Anattherong  an  den  anderen,  auch  schon  in  der 
Siteren  Jndikator  aoftretenden  Gesichtspunkt  gegeben,  dafs  Air  den 
Mobiliamachlafs  das  Personalstatnt  des  Erblassers  niafsgebend  sei, 
als  welches  die  ältere  Judikator  die  lex  domicüii  behandelte.  Alsbald 
aber  bildete  sich  die  Anschauung  heraus,  dafs  es  sich  dabei  nicht  um 
^domicüe  de  fait^^  sondern  um  ^domicile  legal'^  handle,  das  heifst  um 
das  gemäfs  Art  13  CG,: 

„L'äranger,  qui  aura  äS  autorisS  pa/r  dAret  ä  fixer  son  domi- 
cüe  en  France^  y  jouira  de  tous  les  droits  civüs*^ 
in  Frankreich  erworbene  Wohnrecht 

Vgl.  Vincent  und  Fdnaud  a.  a.  0.,  Urteil  des   Kassations- 
hofes vom  29.  Juni  1893,  Clunet,  Bd.  XXII  S.  340,  Zeitscbr.  f. 
intern.  Privat-   u.   Strafrecht   Bd.  V  S.  586    Entscheidung  der  Ad- 
ministration de  Venregistrement  1.  Dez.  1894,  Clunet,  Journal  de 
droit  international  prive  Bd.  XXIII  S.  400. 
Dieses  domicHe  legcd,  oder  dofnicHe  autorisS,  droU  de  rSsidence  hat 
keinen  Bezug  zu  einem  bestimmten  Wohnort,  sondern  es  bezieht  sich 
aaf  das  ^nzOsische  Staatsgebiet   im   Ganzen.     Es   stellt  sich   als   eine 
Staatsangehörigkeit  minderen  Grades  dar.    Das  französische 
Staatsangehörigkeitsgesetz  vom  26.  Juni  1889  hat  die  Eonsequenz  dieser 
Auffassung  gezogen,  indem  es  bestimmt: 

„Veffet  de  Vautorisation  cessera  ä  Vexpiration  de  cinq  annSes^ 
si  Väranger  ne  demande  pas  la  naturälisaHon,   ou  si  la  demande 
est  r^etde.^ 
Das  domicHe  aiäorisS  wird   also  regelmäfsig  als  Vorstufe  für  die 
Naturalisation  betrachtet. 

Wenn  man  daher  in  Äufserungen  französischer  Juristen,  ins- 
besondere auch  in  Urteilen  der  französischen  Gerichte  liest,  dafs  die  loi 
de  domidle  des  de  cujus  für  den  Mobiliamachlafs  mafsgebend  sei,  so 
ist  dies  nicht  ohne  weiteres  so  zu  verstehen,  als  ob  lex  domicilii  im 
Sinn  der  deutschen  Terminologie  gemeint  sei.  Für  die  ältere  Zeit  ist 
letzteres  wohl  der  Fall.  In  der  neueren  Zeit  aber  versteht  man,  falls 
nicht,  wie  meistens,  schlechtweg  ^loi  nationale*^  gesagt  wird,  sondern 
der  Ausdruck  domidle  gebraucht  wird,  darunter  regelmäfsig  domidle  Ugäl* 
Aber  die  Rechtsregel,  dafs  lex  rei  sitae  oder  lex  domidlii  den 
Mobiliamachlafs  bestimme,  ist  in  der  neueren  Judikatur  aufgegeben 
ond  durch  den  Grundsatz  ersetzt  worden,  dafs  loi  nationale  mafs- 
gebend ist 

Orome^  Handbuch  des  französischen  Civilrechts  (begr.  von 
Z.  17.  lAngmthdt)  8.  Aufl.  (Freiburg  1894)  S.  112  Anm.  6,  erklärt 
acblechthin:  „Unbestritten  gilt  bezüglich  der  Mobilien  das  Heimatrecht 
des  Erblassers,  wenn  derselbe  nicht  ein  domicHe  a/uiorisi  in  Frankreich 
erlangt  hatte.  ^ 

In  den  (nicht  veröffentlichten,  aber  in  der  Bibliothek  des  Beichs- 
JQStizamtes  gedrockt  zugänglichen)  Motiven  zu .  dem  Vorentwurf  eines 
B.O.B.  für  das  Deutsche  Reich  Abschn.  I,  ii,&  („Internationales  Privat- 
leeht^)  S.  137  heifst  es,  und  zwar  mit  Bezug  auf  das  Erbrecht: 


368  Th.  Niemeyer, 

„Die  französische  Jurispradenz  hat  sich  neuerdings  eben&Us  für 
die  Staatsangehörigkeit  entschieden.  Der  zu  Gunsten  des  Wohnsitzes 
bisweilen  angeführte  Art.  110  des  Code  Civil  dürfte  ebensowenig 
wie  die  entsprechende  Vorschrift  des  niederländischen  (Art  80) 
und  des  italienischen  Gesetzbuches  (Art.  928)  auf  das  materielle 
Recht  Bezug  haben.  Zachariä  I  §  31  S.  76;  Aubry  und  Bau  I 
§  81  S.  102  ff.,  Bracher  nr.  75,  Fiore  S.  709;  Journal  1876, 
S.  378." 

Die  allein  mafsgebliche  und  schlechthin  verlftfsliche  Grundlage  für 
die  Feststellung  des  praktisch  geltenden  Rechtes  sind  aber  die  neueren 
Erkenntnisse  des  französischen  Kassationshofes,  von  denen  ins- 
besondere die  folgenden  zu  nennen  sind: 

Erkenntnis  des  Kassationshofes  vom  5.  Mai  1875  (mitgeteilt  bei 
atmet  Bd.  II  S.  358). 

Erkenntnis  des  Kassationshofes  vom  8.  Mai  1894  (Clunä 
Bd.  XXI  S.  562). 

In  diesen  Urteilen  wird  schlechthin  loi  nationale  fUr  den  Mobiliai- 
nachlass  eines  in  Frankreich  domizilierten  Ausländers  angewendet. 

Mit  dieser  Judikatur  des  obersten  Gerichtshofes  stimmen  überem 
die  folgenden  Erkenntnisse  von  Gerichtshöfen  niederer  Instanz; 

Havre,  22.  August  1872  {Cltmet  I  123), 

Seine,  1.  März  1881  {Glumt  VIII  433), 

Evreux,  17.  August  1881  {Chunet  IX  194), 

Seine,  21.  Juli  1883  {Cluneb  XI  405), 

Marseille,  26.  Januar  1889  {Clu/net  XVI  676), 

Aix,  27.  März  1890  {Clwnel  XVIII  210,  Zeitschrift  f.  intemat 

Privat-  und  Strafrecht  Bd.  I  S.  70), 
Algier,  14.  Jan.  1891  {Cltmet  XXIT  1082,  Zeitschrift  VI  452), 
Algier,  14.  Jan.  1892  (Zeitschrift  II  817), 
Paris,  7.  Mai  1892  (Balloz  periodique  1892  U  S.  553), 
Paris,  20.  März  1896  {Clunä  XVIII  402). 

Wenn  diese  Urteile  sich  auf  Fälle  beziehen,  in  denen  ein  Aus- 
länder mit  französischem  Domizil  gestorben  ist,  während  kein  Urteil 
aus  neuerer  Zeit  bekannt  geworden  ist,  welches  die  Frage  ftlr  den  hier 
unmittelbar  interessierenden  Fall  eines  mit  ausländischem  Domizil  ver- 
sterbenden Franzosen  behandelt,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dafs 
hier  das  Nachlafsvermögen  sich  meist  nicht  in  Frankreich  befindet,  und 
dafs  die  französische  Gerichtszuständigkeit  in  diesen  Fällen 
regelmäfsig  ausgeschlossen  ist.  Ältere  Urteile  haben  den  Fall  aller- 
dings  behandelt,  können  aber  gegenüber  der  neuesten  Entwickelong 
nicht  mehr  in  Betracht  kommen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  nicht  nur  die  juristische  Konsequenz 
und  das  praktische  Eechtsbedttrfnis ,  sondern  vor  allem  auch  das  natio- 
nale Interesse  Frankreichs  es  ausschliefst,  dafs  die  französische  Juris- 
prudenz bei  künftig  vorkommenden  Fällen  dieser  Art  den  eigenen 
Staatsangehörigen  die  Anwendung  des  Heimatrechtes  versagt,  während 
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den  Ausländem  ihr  Heimatrecht  zugebilligt  wird  and  die  dentsche  Oe- 
setzgebung  den  Franzosen  ihr  Heimatrecht  offeriert 

Die  französische  Theorie  yertritt  denn  auch  die  generelle  An- 
wendung der  loi  nationale  seit  lange. 

Vgl.  z.  B.  Benault  in  Clunäs  Journal  Bd.  II  S.  329  ff.« 
besonders  8.  837,  sowie  die  Citate  bei  Dalloe^  Les  Codes  annotSs, 
Ausgabe  von  1900,  Note  132  zu  Art  3,  Fuzier-Herman,  Codes 
annotes^  Code  dvil,  SuppUment,  1900,  par  Th.  Griffond:  Note  148 
zu  Art.  3. 

Nach  allem  mufs  nicht  nur  negativ  gesagt  werden,  dafs  das  fran- 
zösische Recht  keine  Rückverweisung  im  Sinne  des  Art.  27  E.G.  ent- 
halt, sondern  positiv,  dafs  die  französische  Jurisprudenz  heute  gewohn- 
heitsrechtlich, übereinstimmend  mit  dem  neuen  deutschen  Recht,  das 
Prinzip  des  Heimatrechtes  anerkennt. 

Somit  ist  lediglich  Art.  25  E.G.  zum  B.G.B.  fllr  die  aufgeworfene 
Frage  mafsgebend. 

n. 

Beeibung  Ton  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten. 

„Falls  ein  Btlrger  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
Deutschland  stirbt,  nachdem  er  daselbst  mit  seiner  Familie  längere  Zeit 
Beinen  Wohnsitz  gehabt  und  auch  sein  Vermögen  deponiert  hatte,  findet 
dann  seine  Beerbung  —  in  Bezug  auf  bewegliches  Vermögen,  nicht 
Grundeigentum  —  nach  dem  Rechte  seines  Heimatstaates  oder  nach 
deutschem  Rechte  statt ?^ 


Da  die  Kollisionsnormen  der  verschiedenen  Staaten  nicht  überein- 
stinomen,  so  kann  die  vorstehende  Frage  nicht  absolut  beantwortet 
werden.  Ihre  Beantwortung  mufs  vom  Standpunkt  bestimmter  Rechts- 
gebiete aus  geschehen.  Sie  fällt  thatsächlich  für  verschiedene  Rechts- 
gebiete verschieden  aus.  Insbesondere  ergiebt  auch  der  Standpunkt  des 
nordamerikanischen  Rechtes  eine  teilweise  andere  Antwort  als  der 
Standpunkt  des  deutschen  Rechtes.  Der  Zusammenhang,  in  welchem 
die  an  der  Spitze  stehende  Frage  vorgelegt  ist,  begründet  aber  die 
Annahme,  dafs  die  Beantwortung  in  dem  Sinne  gewünscht  wird:  „Nach 
welchem  Recht  haben  deutsche  Gerichte  den  Erbfall  zu  beurteilen?" 

Nach  Art.  25  E.G.  z.  B.G.B.  wird  regelmäfsig  „ein  Ausländer, 
der  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  im  Inlandc  hatte,  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beerbt,  dem  er  zur  Zeit  seines  Todes  angehörte''. 
Von  dieser  Regel  macht  aber  Art  27  a.  a.  O.  eine  wichtige  und  weit- 
greifende Ausnahme,  indem  er  bestimmt,  dafs,  wenn  nach  dem  Rechte 
des  fremden  Staates,  dessen  Gesetze  an  sich  nach  Art.  25  mafsgebend 
Bein  sollen,  die  deutschen  Gesetze  anzuwenden  sind,  diese  letzteren  An- 
wendung finden   sollen.     Art.  27   macht  also   fflr  den  gegebenen  Fall 
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die  Untersuchung  notwendig,  ob,  wenn  der  gegebene  Thatbestand  der 
Beurteilung  amerikanischer  Gerichte  unterworfen  werden  würde,  diese 
auch  ihrerseits  amerikanisches  oder  etwa  deutsches  Recht  anzuwenden 
haben  würden. 

Die  angestellten  Nachforschungen  führen  zu  dem  Ergebnis,  dals 
die  letztere  Frage  zu  bejahen  ist,  dafs  die  amerikanischen  Gerichte  den 
gegebenen  Erb^l  bezüglich  des  Mobiliarnachlasses  nicht  nach 
amerikanischem,  sondern  nach  deutschem  Recht  zu  beurteilen  haben 
wtlrden. 

Bundesrechtliche  Gesetzesbestimmungen  für  die  Vereinigten 
Staaten  sind  in  dieser  Hinsicht  nicht  vorhanden.  Die  Gesetzgebung 
der  Gliedstaaten  hat  zwar  einzelne  erbrechtliche  KoUisionsnormen 
aufgestellt  (vgl.  Niemeyer^  Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodifikation 
des  internationalen  Privatrechts,  Leipzig  1895,  Teil  II  S.  120  ffl),  aber 
keine  die  obige  Frage  entscheidenden  Bestimmungen.  Mafsgebend  ist 
unter  diesen  Umständen  allein  common  lato^  d.  h.  das  in  der  Gerichts- 
praxis  gebildete,  in  den  Urteilssammlungen  und  in  der  Fachlitterator 
erkennbare  Gewohnheitsrecht. 

Die  Standard  works  f^r  das  internationale  Privatrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  sind: 

F,  Wharton,  A  trecUise  of  the  conflid  of  laivs  or  private 
international  lato  (2.  Aufl.  Philadelphia  1881). 

J.  Story,  Commentaries  on  the  conflict  of  laws  (8.  Aufl.,  besorgt 
von  Melvüle  M,  Bigeloto,  Boston  1883). 

Hinsichtlich  der  in  Rede  stehenden  Frage  stellt  Wharton  a.  a.  0. 
§  561  fest,  es  bestehe 

^an  emphatia  recognition  of  the  law  of  the  last  domicil 
as  governing  succession  as  to  movahles*^. 
Dieser  Grundsatz  wird  von  Wharton  noch  einmal  prägnant  wieder- 
holt in  der  Marginalnotiz : 

^movahles  governed  hy  lex  domicilii^^ 
Story  stimmt  damit  überein. 
Er  sagt  a.  a.  0.   §  481: 

j^The  universal  dodrine,  noto  recognized  hy  the  common  latc, 
althovgh  formerly  much  contested,  is  ihat  the  succession  to 
personal  property  is  governed  exclusively  hy  the  law  of  the 
actual  domicil  of  the  intestate  at  the  time  of  his  death,'^ 

Die  Präcedenzfälle ,  welche  in  der  amerikanischen  Praxis  ftir  den 
Grundsatz  als  mafsgebend  angeführt  werden,  sind: 

Potter  V.  Brown,  5  East,   180; 

Sill  V.  Worswick,  1  H.  Black,  690; 

Price  V.  Dewhurst,  4  Mylna  &  C,  76; 

De  Bonneval,  1  Curteis,  856; 

Robins  v.  Delphin,  1  Swaby  &  Trist,  37; 

Laneuville  v.  Anderson,  2  Swaby  &  Trist,  24 

Enohin  v.  Wylie,  10  H.  L.  Gases,  1; 
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Dizon  V.  Kamsey,  3  Cranch,  319; 
Kerr  v.  Moon,  9  Wheaton,  565; 
Ennis  v.  Smith,  14  Howard  U.  S.,  400; 
Harrison  v.  Nixon,  9  Peters,  483; 
Grattan  y.  Appleton,  3  Story,  755; 
Giknan  v.  Gilman,  52  Me.,  165; 
Eyre  v.  Storer,  37  N.  H.,  114; 
Holmes  v.  Remsen,  4  Johns  C.  R.,  460; 
Moultrio  V.  Hunt,  23  N.  Y.,  374; 
Bascom  v.  Albertson,  34  N.  T.,  584; 
Suarez  v.  Mayor,  2  Sandf.  Ch.,  173; 
Knox  V.  Jones,  47  N.  Y.,  389; 
Mercure's  Est.,  1  Tuck  (N.  Y.),  288; 
Freemann's  Est,  68  Penn.  St.,  88; 
Desesbats  v.  Berquiers,  1  Binney,  336; 
Noonan  v.  Kemp,  34  Md.,  73; 
Swearingen  v.  Morns,  14  Ohio  (N.  S.),  424; 
Converse  v.  Starr,  23  Oh.  St,  491; 
Johnson  v.  Copeland,  35  Ala.,  521 ; 
Lingen  v.  Lingen,  45  Ala.,  410; 
Abston  V.  Abston,  15  La.  An.,  137  ; 
Hill  V.  Townsend,  24  Tex.,  575; 
Danelli  v.  Danelli,  4  Bush.  (Ky.),  5; 
Lawrence  v.  Kitteridge,  21   Conn.,  577; 
Holcomb  V.  Phelps,  16  Conn.,  127; 
Lynch  v.  Paraguay,  L.  R.  2  P.  &  M.,  268; 
Rüssel  V.  Madden,  95  HL,  485; 
Slaughtcr  v.  Garland,  40  Miss.,  172; 
Wilkins  v.  Eilet,  9  Wall.,  740. 

Ein  neueres  Urteil  des  Supreme  Court  of  Appeals  of  West-Virginia 
(yom  1.  Dezember  1888)  ist  mitgeteilt  in  der  Zeitschrift  ftlr  inter- 
nationales Privat-  und  Stra^cht,  Bd.  I  (1891)  S.  879. 

Das  Heimatrecht  des  amerikanischen  Bürgers  enthält  also  hin- 
sichtlich des  Mobiliarnachlasses  die  Rückverweisung  auf  das 
deutsche  Recht,  und  dieser  Ruckverweisung  ist  zufolge  des  Art  27 
E.G.  z.  B.O.B.  seitens  der  deutschen  Gerichte  stattzugeben. 

Dafs  den  dargelegten  Gesichtspunkten  nicht  nur  das  Intestat- 
erbrecht, sondern  auch  das  Pflichtteilsrecht  und  die  rechtliche  Behand- 
lung von  Vermächtnissen,  Auflagen,  Testamentsvollstreckung,  desgleichen 
die  Art  des  Erbschaftservrerbes  und  die  Haftung  des  Erben  für 
Nachlafsschulden,  Ausgleichungspflicht  u.  s.  w.  zu  unterwerfen  ist,  unter- 
liegt keinem  Zweifel.  Es  ergiebt  sich  aus  der  allgemeinen  Fassung  des 
Art  25  („wird  .  .  .  beerbt''),  aber  auch  aus  dem  in  Deutschland 
geltenden  Princip  der  Einheit  des  Nachlasses  und  des  Erbrechts. 

[Der  zweite  Absatz  des  Art  25  E.G.  z.  B.G.B.  hat  keine  An- 
wendbarkeit auf  den  gegebenen  Thatbestand,  bezieht  sich  vielmehr  nur 
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auf  diejenigen  Fiüle,  in  welchen  im  übrigen  fremdes  Recht  zur  Än- 
weudang  kommt] 

Für  die  Form  einer  zu  errichtenden  letztwilligen  Ver- 
fügung ist  im  gegebenen  Fall  nach  Art  11  E.G.  z.  B.6.B.  gleich- 
falls principiell  das  deutsche  Recht,  und  zwar  ev.  das  am  Domizil 
des  Erblassers  geltende  Landesrecht  mafsgebend.  Es  gentigt  jedoch  die 
Beobachtung  der  Gesetze  des  Ortes,  an  dem  das  Rechtsgeschäft  toiv 
genommen  wird. 


der  örtlichen  und  zeitlichen  Kollisionsnormen, 

Von  Landrichter  A.  Ifiedner,  Meiningen. 

Tn  der  von  mir  im  „Recht**  1900  S.  250  ff.  ins  Rollen  gebrachten 
Streitfrage,  ob  beim  Zusammentreffen  zeitlicher  und  örtlicher  Kollisions- 
normen  die  zeitliche  oder  die  örtliche  Kollision  zuerst  zu  lösen 
Bei,  sind  ^t  sämtliche  Schriftsteller^),  die  in  dieser  Frage  das  Wort 
ergriffen  haben,  im  Ergebnis  auf  Seite  meines  Oegners  HaMcH  ge- 
treten, haben  also  zu  Ounsten  der  Vorentscheidung  der  zeitlichen 
Kollision  plädiert.  Neuerdings  wird  von  Cahn  in  einer  ebenso  ein-  . 
gehenden  wie  scharfsinnigen  Untersuchung  in  Jkervngs  Jahrbüchern  1901  f 
S.  299  bis  434  dahin  entschieden,  dafs  keiner  der  Streitteile  recht  hat, 
d&Ts  nämlich  grundsätzlich  die  neuen  Kollisionsnormen  alsbald  zur  An- 
wendung kommen,  dafs  aber  die  bisherigen  Kollisionsnormen  insofern 
Bestand  haben,  als  sie  das  bisherige  inländische  Recht  zur  An- 
wendung berufen. 

Ich  halte  es  nunmehr  an  der  Zeit,  auch  meinerseits  wieder  in 
dieser  Frage  das  Wort  zu  ergreifen. 

Vorausschicken  will  ich,  dafs  keiner  der  Gegner  mich  von  der 
Unrichtigkeit  meines  Standpunktes  überzeugt  hat. 

In  erster  Linie  wird  mir  entgegengehalten,  dafs  meine  AufBsMSung 
zu  praktisch  unhaltbaren  Konsequenzen  führe.  Habicht  a.  a.  0. 
S.  408  exemplifiziert:  „Ein  Deutscher,  der  seinen  Wohnsitz  im  Aus- 
lande hatte,  ist  dort  im  Jahre  1875  gestorben;  seine  Witwe,  die  nach 
dem  damals  mafsgebenden  Recht  des  Wohnsitzes  seine  alleinige  Erbin 
war,  hat  den  Nachlafs  in  Besitz  genommen,  ist  nach  Deutschland 
znrflckgekehrt  und   seitdem  im  Besitz  und  Genufs   des  Nachlasses  ge- 


1)  Vgl.  insbes.  Habicht  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  4  S.  405  ff. ;  Zitdmann, 
m  Jherings  Jahrb.  42  S.  189  ff.  Diena,  Zeitschr.  f.  I.  P.R  10  S.  353 ff.; 
Niemeyer,  Int.  Privr.  S.  179  ff.  und  die  weiter  von  Cahn  a,  a.  O.  S.  299 
Ang^hrten.  G^enüber  Habicht  a.  a.  O.  S.  406  Anmerk.  unten  kann 
ich  an  dieser  Stelle  nicht  unerwähnt  lassen,  dafs  das  von  mir  angeblich 
£ftl8ch  wiedergegebene  Citat  aus  der  ersten  Auflage  seines  Werkes  entnommen 
war  und  dem  dortigen  Text  entspricht  Dafs  J7.  in  der  2.  Aufl.  seines 
Werkes  demnächst  den  Text  geändert  hat,  habe  ich  freilich  bei  der  Korrektur 
meines  Artikels,  wo  mir  diese  2.  Auflage  erst  zugängig  wurde,  übersehen. 
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blieben.  Jetzt,  im  Jahre  1900,  kommt  ein  Verwandter  des  ver- 
storbenen  Mannes,  der,  wenn  der  damalige  Erbfall  nach  dem  inländischen 
(z.  B.  dem  gemeinen)  Recht  zu  bearteilen  gewesen  wäre,  an  Stelle  der 
Witwe  zur  Erbschaft  berufen  gewesen  wäre  und  verlangt  von  der 
Witwe  die  Herausgabe  der  Erbschaft  samt  allen  seitdem  gezogenen  und 
vorhandenen  Nutzungen.  Nach  meiner  Auffassung  ist  der  Anspruch 
des  Verwandten  nnbegrtlndet  etc.,  dagegen  mufs  nach  Nxedner^  der  so- 
fort den  Art  24  E.G.  mafsgebend  sein  läfst,  die  Witwe  den  Nachlals 
ihres  Mannes  jetzt  nach  25  Jahran  herausgeben.*' 

Ich  will  einmal  hier  zunächst  ununtersucht  lassen,  ob  bei  Zu- 
grundelegung meiner  Ansicht  eine  Rückwirkung  in  dem  von  Habidd 
ang^ebenen  Umfange  unter  allen  Umständen  g^eben  sein  mttfste.  Es 
wttrde  hier  ein  Eingehen  auf  die  m.  E.  einer  gründlichen  Bearbeitung 
noch  sehr  bedürftige  Frage  erforderlich  sein,  inwieweit  die  auf  dorn 
Gebiet  des  intertemporalen  Privatrechts  auch  gegenüber  dem  Grund- 
satz der  Rückwirkung  anerkannte  Integrität  der  unter  dem  bisherigen 
Recht  erledigten  Thatsachen,  auch  auf  dem  Gebiete  des  internationalen 
Privatrechts  zu  respektieren  ist.  Zuzugeben  ist  in  jedem  Fall,  dafs  ein 
Eingriff  in  bereits  erworbene  Erbrechte  mit  alsbaldiger  Anwendung  des 
Art..  24  E.G.  gegeben  sein  kann.  Ich  habe  selbst  das  wiederholt 
hervorgehoben.  Es  erhebt  sich  doch  aber  die  Frage:  Ist  dieser  Ein- 
griff stets  gegeben?  Ist  das  Erbrecht  der  Witwe  in  dem  vorgedachten 
Beispiel  ein  wohlerworbenes? 

Gewifs  war  das  Erbrecht  der  Witwe  ein  von  dieser  bereits 
erworbenes,  wenn  der  Erbfall  lediglich  von  deutschen  Gerichten  zu 
beurteilen  wäre,  und  der  Naclilafs  in  die  Machtsphäre  des  deutschen 
Rechts  gelangt  war.  Und  das  Gleiche  mufs  auch  gelten  im  Verhältnis  za 
Staaten  mit  Wohnsitzprincip,  z.  B.  Dänemark,  russische  Ostseeprovinzen. 
Wie  aber  in  allen  übrigen  Fällen  ?  Es  ist  doch  bekannt,  dafs  die  grofse 
Mehrzahl  sämtlicher  Staaten  das  nunmehr  vom  B.G.B.  adoptierte  Personal- 
Statut  der  Staatsangehörigkeit  längst  gehabt  haben,  dafs  mithin  nach  dem 
Rechte  aller  dieser  Staaten  (Österreich,  Rufsland,  Holland,  Schweden, 
Spanien ;  zum  Teil  Schweiz,  England,  Frankreich),  endlich  auch  einiger 
deutscher  Staaten  selbst,  nämlich  Sachsen  und  Baden,  der  vorgedachte 
Nachlafs  auch  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  nicht  der  Witwe,  sondern 
dem  nach  dem  materiellen  deutschen  Recht  erbberechtigten  Verwandten 
anheimgefallen  war  und  dafs  dieser  Verwandte  doch  wohl  recht  häufig 
in  der  Lage  war,  sein  Erbrecht  unter  dem  Schutze  dieser  Auslands- 
staaten vor  demjenigen  der  Witwe  zu  realisieren.  Hieraus  folgt  aber, 
dafs  bei  der  Anwendung  der  alten  erbrechtlichen  Kollisionsnormen  im 
Hab\cht»c)ien  Sinne  in  erworbene  Erbrechte  in  weit  gröfserem  Umfange 
eingegriffen  würde  als  umgekehrt 

Ich  kann  mit  Genugthuung  konstatieren,  dafs  Cdhn  a.  a.  0. 
S.  315,  818,  350,  851  zu  dem  völlig  gleichen  Resultat  gelangt  wie  ich. 

Ganz  das  nämliche  läfst  sich  von  den  übrigen  von  Habicht  a.  a.  0. 
gegen  mich  ins  Feld  geführten  Beispielen  sagen. 

ZiUlmann  a.  a.  0.  S.  191   ond  Cähn  S.  800  stimmen  mir  swftr 
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darin  bei,  dafs  die  örtliche  Kollision  zuerst  unabhängig  von  den  Über- 
gangsbestimmungen des  E.G.  zum  6.G.B.  zu  lösen  sei.  Sie  meinen 
aber,  dafs  damit  der  Inhalt  der  Streitfrage  nicht  erschöpft  sei.  EjS 
trete  nämlich  die  Übergangsfrage  ftlr  die  Kollisionsnormen  selbst  potenziert 
anf,  und  es  sei  eben  die  Frage,  ob  die  alten  oder  die  neuen  Kollisions- 
normen zur  Anwendung  zu  kommen  haben. 

ZUdmcmn  beantwortet  diese  Frage,  indem  er  die  Übergangs- 
bestimmungen des  deutschen  E.G.  zum  B.G.B.  analog  zur  Anwendung 
bringt  imd  gelangt  auf  diesem  Wege,  wie  oben  hervorgehoben,  zu  dem 
ganz  gleichen  Ergebnis  wie  Habicht.  Cahn  (S.  804,  305)  wendet  sich 
mit  Recht  g^en  diese  Verwertung  des  Rechtsbehelfs  der  Analogie.  Er 
befindet  sich  auch  mit  dieser  Ausführung,  auf  welche  ich  hier  der  Kürze 
wegen  verweise,  in  völliger  Übereinstimmung  mit  meiner  Darlegung 
in  der  2.  Aufl.  meines  Kommentars  (S.  296  unten).  Er  glaubt  aber 
die  dem  intemational-privatrechtlichen  Rechtsverhältnis  eigenen  Über- 
gangsnormen aus  der  „Natur  der  Sache*'  eruieren  zu  können.  Er 
gelangt  auf  diesem  Wege  dahin,  in  Ansehung  eines  vor  dem  1.  Januar 
1900  begrtlndeten  Rechtsverhältnisses  nur  diejenigen  deutschen  KoUisions- 
normen  aufrecht  zu  erhalten,  welche  ein  bisheriges  inländisches 
Recht  zur  Herrschaft  berufen.  Cahn  wendet  daher  mit  mir  die  neuen 
Kollisionsnormen  alsbald  an  auf  solche  Rechtsverhältnisse,  welche  über- 
haupt keine  örtliche  Anknüpfung  irgend  welcher  Art  im  Inland e  hatten 
(es  steht  z.  B.  vor  unsern  Gerichten  die  Erbschaft  hinter  einem  mit 
englischem  Wohnsitz  versterbenden  Franzosen  in  Frage),  ferner  auf 
solche  Rechtsverhältnisse,  welche  zwar  eine  örtliche  Anknüpfung  hatten, 
aber  keine  solche,  die  für  die  Berufung  des  inländischen  Rechts  mafs- 
geblich  war  (es  handelt  sich  z.  B.  um  die  Erbschaft;  hinter  einem  mit 
ansländischem  Wohnsitz  versterbenden  Deutschen;  vgl.  das  oben  an- 
geführte Beispiel).  Cahn  stellt  dann  weiter  fest,  dafs  im  Hinblick  auf 
die  in  Deutschland  selbst  in  den  verschiedenen  Staaten  bisher  geltenden 
verschiedenen  Kollisionsnormen  unter  dem  aufrecht  zu  erhaltenden  in- 
ländischen Recht  nur  das  inländische  Recht  desjenigen  Partikularstaates 
zu  verstehen  sei,  in  welchem  die  für  die  Anwendung  dieses  Rechts 
mafsgebliche  Anknüpfung  bestand.  Er  scheidet  also  von  der  Aufrecht- 
erhaltung gegenüber  den  neuen  Kollisionsnormen  weiter  die  Fälle  aus,  wenn 
in  dem  obigen  Beispiel  der  Erblasser  vor  dem  1.  Januar  1900  zwar 
mit  deutschem  Wohnsitz  verstorben  war,  wenn  aber  der  Erbfall  zur 
Entscheidung  steht  vor  den  Gerichten  eines  Partikularstaates  mit  bis- 
herigem Staatsangehörigkeitsprincip  oder  eines  solchen  mit  Wohnsitzprincip, 
in  dessen  Gebiet  aber  thatsächlich  der  Sterbewohnsitz  sich  nicht  befand. 

Was  ist  denn  nun  unter  dem  von  Cahn  empfohlenen  Auslegungs- 
behelf der  „Natur  der  Sache^  zu  verstehen?  Cahn  giebt  zunächst 
einige  praktische  Beispiele  und  verlangt,  dafs  sich  unser  „natürliches 
Rechtsgefühl ^  in  den  von  ihm  bezeichneten  Fällen  gegen  die  An- 
wendung der  alten  Kollisionsnormen,  in  den  anderen  Fällen  gegen 
die  Anwendung  der  neuen  Kollisionsnormen  sträuben  müsse.  Be- 
trachten  wir   aber   einmal    das   von   Habicht  a.   a.  0.   S.   408   gegen 
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mich  ins  Feld  geehrte  zweite  Beispiel,  in  welchem  Cahn  in 
Übereinstimmung  mit  Habicht  die  alten  Kollisionsnormen  weiter  gelten 
lassen  will.  „Ein  Ausländer,  der  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte, 
ist  nach  dem  damals  mafsgebenden  Recht  seines  Wohnsitzes,  also  des 
Inlandes,  von  dem  danach  berufenen  gesetzlichen  Erben  beerbt  worden. 
Jetzt  im  Jahre  1900  kommt  der  nach  dem  Gresetze  des  Staates,  dem 
der  Verstorbene  angehörte,  berufene  Erbe  und  verlangt  Herausgabe 
der  Erbschaft.^  Ich  frage:  Treffen  die  von  Ctihn  für  den  um- 
gekehrten Fall,  wenn  nämlich  der  Inländer  mit  ausländischem  Wohnsitz 
verstorben  ist,  gegen  die  Anwendung  der  alten  Kollisionsnormen  oben 
ins  Feld  geführten  Ghründe  hier  nicht  in  gleichem  Mafse  zu?  Auch 
hier  ist  es  doch  richtig,  dafs  in  den  meisten  Staaten  des  Auslandes  und 
auch  in  Deutschland  selbst  in  weiten  Rechtgebieten  der  Erb&ll  schon 
früher  wie  jetzt  nach  dem  Staatsangehörigkeitsprincip  beurteilt  wurde, 
dafs  also  der  Nachlafs  demjenigen,  der  jetzt  die  Herausgabe  verlangt, 
gebührt.  Auch  hier  werden  die  Fälle,  wo  der  Nachlafs  bereits  in  den 
faktischen  Besitz  des  hiemach  berufenen  Erben  übergegangen  war,  nicht 
eben  selten  sein.  Man  denke  an  das  auswärtig  befindliche  Vermögen 
(Grundstücke,  Wertpapiere)  und  die  vielen  Fälle,  wo  der  Nachlafs 
durch  Vermittlung  ausländischer  Behörden  in  das  Ausland  gelangt 

Man  kann  hier  auch  nicht  etwa  einwenden,  dafs  in  dem  hier  be- 
sprochenen Fall  die  deutschen  Interessen  an  der  Aufrechterhaltung  der 
alten  Kollisionsnormen  in  erheblicherer  Weise  beteiligt  wären,  als  in  dem 
oben  hervorgehobenen  umgekehrten  Fall.  Ich  behaupte  vielmehr,  dafs, 
wenn  ein  Ausländer  im  Inlande  stirbt,  die  deutschen  Interessen  in  der 
breiten  Mehrzirhl  der  Fälle  weit  geringer  beteiligt  sind,  als  wenn  ein 
Deutscher  im  Auslande  verstirbt  Denn  hauptsächlich  kommt  doch  das 
Interesse  der  erbberechtigten  Personen  in  Betracht,  welche  im  ersten 
Fall  doch  regelmäfsig  Ausländer  sind. 

Mit  dem  natürlichen  Rechtsgeftlhl  scheint  es  mir  doch  hiemach 
ein  recht  heikles  Ding  zu  sein.  Cähn  führt  nun  aber  weiter  aus 
(S.  308  ff.),  dafs  das  von  ihm  gefundene  Ergebnis  sich  bei  Anwendung 
einer  natürlichen  Betrachtungsweise  durch  die  einfache  Folgerung  aus 
der  Thatsache  ergebe,  dafs  nur  im  Imlande  am  1.  Januar  1900  die 
Gesetze  gewechselt  haben,  im  Auslande  aber  nicht,  dafs  also  ^bisherige" 
Gesetze,  welche  aufrechterhalten  werden  könnten,  auch  nur  inländische 
Gesetze  sein  könnten.  Beim  ersten  Blick  scheint  dies  unwiderleglich 
richtig.  Beim  näheren  Zusehen  merkt  man  aber  sofort,  dafs  hier  eine 
peHtio  prindpii  untergelaufen  ist.  Was  ist  denn  unter  ^Ipland**  in 
Ansehung  des  Geltungsbereiches  der  Gesetze  (denn  nur  um  diesen 
haben  wir  es  doch  zu  thun)  zu  verstehen?  GkJten  und  gelten  denn 
die  deutschen  Gesetze  nur  innerhalb  der  Gebietsgrenzen  des  Deutschen 
Reichs^)?     Galten  und  gelten  sie  denn  nicht  in  Ansehung   zahlreicher 


2)  Das  war  freilich  für  die  von  Cahn  S.  308,  309  an  die  Spitze  seiner 
Untersuchungen  gestellte  reichsgerichtliche  Entscheidung  (E.  d.  K.G.  Bd.  9 
S.  368  ff.)  richtig.    Bei  dieser  handelte  es  sich  darum ,  ob  die  §§  660,  661 
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Bechtsverhältnisse  darüber  hinaus,  auch  für  aufserhalb  dieser  Gebiets- 
grenzen  befindliche  Personen,  sofern  dieselben  nur  ihre  Staatsangehörig- 
keit und  bezw.  ihren  Wohnsitz  im  Deutschen  Reiche  hatten?  Haben 
denn  für  die  im  Ausland  wohnenden  Deutachen  die  für  sie  mafsgebenden 
Geaetze  in  Ansehung  der  Geschäfts^higkeit,  des  Eherechts,  Erbrechts, 
am  1.  Januar  1900  nicht  in  gleicher  Weise  gewechselt  wie  für  die 
im  Reichsgebiet  befindlichen  Deutschen?  Sind  denn  also  die  nach 
dem  früher  mafsgebenden  Wohnaitzprincip  für  diese  Deutschen  gelten- 
den Auslandsgesetze  nicht  ebenfalls  ^bisherige  Gesetze?^  Cahn  wird 
mir  hier  nicht  einwenden:  „Ja  aber  doch  nur  vom  Standpunkte  der 
deutschen  örtlichen  Kollisionsnorm.  ^  Denn  er  selbst  geht  ja  davon  aus, 
dafs  für  die  Bestimmung  des  Geltungsbereiches  der  Gesetze  nur  immer 
unsere  deutsche  KoUisionsnorm  allein  roafsgebend  ist.  Wir  schliefsen 
also:  Durch  die  von  Cähn  empfohlene  Betrachtungsweise  wird  sein  Problem, 
die  Übergangsfrage  für  die  Kollisionsnorm  selbständig  zu  finden, 
nicht  gelöst  Denn  die  international-privatrechtliche  Frage,  auf  deren 
Mitentscheidung  es  doch  gerade  ankommt,  wird  bei  jener  Betrachtungs- 
weise entweder  eliminiert  oder  als  stillschweigend  gelöst  vorausgesetzt. 
Dies  zeigt  sich  insbesondere  auch  deutlich  in  der  Art,  wie  Ccihn  schon 
im  Eingang  seiner  Erörterungen  S.  801,  802  den  in  den  deutschen 
Übergangsbestimmungen  angeblich  zum  Ausdruck  kommenden  Willen 
des  Gesetzgebers  zur  Interpretation  heranziehen  zu  können  glaubt  Dafs 
unter  den  dort  aufrechterhaltenen  bisherigen  Gesetzen  nur  die  deutschen 
Sachnonnen  zu  verstehen  sind,  kommt  im  Te^t  des  IV.  Abschnittes  zum 
E.G.  nirgends  zum  Ausdruck.  Dafs  der  Gesetzgeber  bei  Aufstellung 
dieser  Normen  vielfach  nicht  an  die  privatintemationalen  Beziehungen 
gedacht  haben  mag,  habe  ich  selbst  schon  in  der  ersten  Auflage  meines 
Kommentars  gerade  bei  Besprechung  des  von  Cälm  als  Beispiel  ange^hrten 
Art.  158  (S.  246  Bem.  Ib)  hervorgehoben.  Das  beweist  aber  keines- 
wegs, dafs  der  Gesetzgeber  nur  diejenigen  Rechtsverhältnisse  habe  auf- 
rechterhalten wollen,  welche  durch  das  von  den  früheren  Kollisionsnormen 
berufene  deutsche  Recht  geprägt  sind.  Die  Übergangsbestimmungen 
sind  doch  nicht  von  den  früheren  Landesgesetzgebern  im  Rahmen  ihrer 
Kompetenz  beschlossen,  sondern  von  dem  Reichsgesetzgeber  im  Rahmen 
seiner  Zuständigkeit  Wie  dieser  —  wie  wohl  nicht  geleugnet  wird  — 
in  Ajrt  199  E.G.  für  alle  auch  im  Ausland  lebenden  deut- 
schen Ehegatten  ausgesprochen  hat,  dafs  deren  persönliche  Rechts- 
beziehungen sich  vom  1.  Januar  1900  unter  Wegfall  der  für  sie 
bisher  geltenden  Auslandsgesetze  nach  den  Sachnormen  des 


CP.O.  (a.  F.)  auch  auf  aasländische  Urteile,  die  vor  dem  Inkrafttreten  der 
C.P.O.  gefällt  worden  sind,  anzuwenden  seien.  Das  Reichsgericht  hat  die 
Frage  mit  dem  Hinweis  darauf  bejaht,  dafs  nur  im  Inland  am  1.  Okt  1879 
die  Prozefsgesetze  gewechselt  hatten ,  und  dafs  im  Ausland  nach  wie  vor 
nach  den  dort  geltenden  Prozefsgesetzen  verfahren  würde.  Diese  Argu- 
mentation war  hier  im  Ergebnis  zutrefPend,  denn  die  Prozefsgesetze  gelten 
und  galten  nur  für  die  innerhalb  der  Grenzen  des  Reichsgebiets  yor- 
zonehmenden  prozessualen  Mafsnahmen. 

ZeiUehrift  f.  intern.  Prirat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  XI.  25 
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B.6.B.  richten,  so  könnte  er  doch  kraft  derselben  Zuständigkeit  in 
Art  200  für  diese  Ehegatten  aussprechen,  dafs  ihre  güterrechtlichen 
Verhältnisse  sich  nicht  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  sondern 
nach  ihren  bisherigen  inländischen  oder  ausländischen  Gesetzen  regeln! 
Durch  dieses  Zurückgehen  auf  die  Bestimmungen  unseres  deutschen 
E.G.  fällt  Cähn  wieder  vollständig  in  den  Fehler  von  Habicht  und 
Genossen,  den  er  gerade  vermeiden  will,  zurück.  Er  unterscheidet 
sich  von  diesen  nur  insoweit,  als  er  nicht  so  konsequent  ist,  wie 
folgende  Erwägung  ergiebt. 

Habicht  (a.  a.  0.  S.  407)  sowohl  wie  Cähn  {Jherings  Jahrb.  40 
S.  1  jQT.  passim)  sind  Anhänger  der  sogenannten  positivistischen  Methode 
des  intemationlen  Privatrechts,  welche  der  Auffiissung  huldigt,  dafs  das 
inländische  Recht  kompetent  ist,  nicht  nur  die  Grenzen  seines  Geltungs- 
bereiches, sondern  auch  denjenigen  der  Auslandsrechte  zu  regeln,  und 
dafs  in  jeder  positiven  Rechtsordnung,  auch  wenn  dieselbe  keine  aus- 
drücklichen Kollisionsnormen  aufstellt,  doch  konkludent  die  mafsgebliche 
Kollisionsnorm  enthalten  ist  und  zwar  nicht  nur  für  das  Verhältnis  des 
inländischen  Rechtes  zu  einem  bestimmten  Auslandsrecht,  sondern  auch 
für  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Auslandsrechte  zu  einander*). 
Geht  man  hiervon  aus,  so  ist  trotz  der  Darlegung  Cahns  S.  314  doch 
so  viel  sicher,  dafs  ein  vor  dem  1.  Januar  1900  begründetes  Rechts- 
verhältnis kraft  des  Willens  des  deutschen  Gesetzgebers 
durch  ein  bestimmtes  Recht  geprägt  ist,  wenn  es  eine  bestimmte, 
nach  dem  Ausspruch  des  Gesetzgebers  mafsgebliche  Anknüpi^g  zu 
diesem  Recht  bereits  gehabt  hat.  Völlig  gleichgtütig  ist  es  hierbei,  ob 
dieses  Recht  in  deutschen  oder  in  ausländischen  Gesetzbüchern  kodifiziert 
ist  Denn  auch  die  ausländischen  Rechtssätze  gelten  ja  für  jenes  Rechts- 
verhältnis nicht  kraft  des  Willens  irgend  eines  Auslandsgesetzgebers, 
sondern  allein  kraft  des  Willens  unseres  deutschen  Gesetzgebers. 
Lediglich  unter  dessen  Schutz  und  seiner  Garantie  ist  es 
erworben  und  begründet.  Allein  konsequent  erscheint  es  daher,  auf 
Grund  dieser  principiellen  Auflassung  auch  jene  ausländischen  Rechts- 
sätze fOr  das  früher  begründete  Rechtsverhältnis  aufrecht  zu  erhalten. 
„Denn  der  Staat  als  Hüter  der  Rechtsordnung  würde  doch  mit  sich 
selbst  in  Widerspruch  treten,  wenn  er  den  unter  dem  Schutze 
seiner  Gesetze  und  unter  seiner  Garantie  gehörig  erworbenen 
und  begründeten  Rechtsverhältnissen  später  ihre  Wirksamkeit  in  will- 
kürlicher Weise  wieder  eniziehen  wollte!** 

Ist  hiemach  Cahn  mit  seiner  eigenen  Grundau£^ung  von  dem 
Wesen  der  Intemationalprivatrechtsnormen  in  Widerspruch,. so  geht  er 
mit  seinen  Ausführungen  oiSensichtlich  in  das  Lager  der  internationali- 
stischen Schule  des  int,emationalen  Privatrechts  über.  Denn  wer  die 
bisherigen  Kollisionsnormen  insoweit  verleugnet,  als  sie  ausländischeB 


8)  Cahn  hat  diesen  insbesondere  von  Niemeytr,  Positives  Intern.  Privat- 
recht 1894  S.  6  ff.  konsequent  vertretenen  Standpunkt  allerdinffs  in  seiner  oben 
citierten  Abhandlung  in  einigen  für  die  vorliegende  UnterBU<3Lung  nicht  an»- 
Bchlaggebenden  Puiäten  modifiziert 
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Hecht  zur  Herrschaft  berufen  oder  das  Verhältnis  yerschiedener  Ans- 
landsrechte  za  einander  regeln,  der  kann  auch  nicht  mehr  anerkennen, 
dafs  das  geltende  inländische  Recht  stets  konkludent  mafsgebliche 
Kollisionsnormen  in  den  bezeichneten  Richtungen  enthält  Würde  Cahn 
sich  konsequent  zu  dieser  internationalistischen  Schule  bekennen,  so  würde 
er  mit  dem  Rechtsbehelf  der  Natur  der  Sache  auch  bei  der  Lösung 
unseres  Problems  zu  dem  gleichen  Resultat  gelangen,  das  ich  geftinden 
habe,  nämlich  alsbaldige  Anwendung  der  neuen  Kollisionsnormen.  Ich 
freue  mich,  dafs  Cahn  S.  383,  334  Anmerkung^)  diese  Schlufsfolgerung 
unumwunden  als  zutreffend  anerkennt  In  der  That  aber  läfst  sich 
nur  von  diesem  Ausgangspunkt  und  auf  diesem  Wege  eine  zutreffende 
JjiBiXDg  des  Problems  gewinnen. 

Richtig  ist,  wie  man  Ziteknann  und  Cahn  zugeben  mufs,  dafs  — 
wenn  überhaupt  —  die  Übergangsfrage  für  die  örtlichen  Kollisions- 
normen des  E.G.  zum  B.Gr.B.  selbständig  imd  insbesondere  unab- 
hängig von  den  Übergangsnormen  des  IV.  Abschnittes  zum  E.G.  zu 
lösen  ist.  Richtig  mag  auch  sein,  dafs  in  ihesi  die  Aufstellung  einer 
Übergangsnorm  für  diese  Kollisionsnormen  denkbar  ist. 

Richtig  endlich  ist,  was  Cahn  ausführt,  dafs  die  Auffindung  dieser 
Übergangsnorm ,  da  ein  anderer  Rechtsbehelf,  insbesondere  derjenige 
der  Analogie  ermangelt,  lediglich  aus  der  Natur  der  Sache  erjfolgen 
kann. 

Richtig  aber  ist  weiter  —  was  wir  behaupten  —  dafs  nur  die- 
jenige Lösung  der  Übergangsfrage  der  Natur  der  Sache  entspricht, 
bei  welcher  die  vom  Standpunkte  völkerrechtlicher  Gleichberechtigung 
der  Gesetzgebungen  aller  Kulturstaaten  unter  dem  Schutze  und  ui^ter 
der  Garantie  dieser  Gesetzgebungen  wohlerworbenen  Rechte  am  sichersten 
und  gleichmäfsigsten  gewahrt  werden.  Das  aber  ist  im  Hinblick  auf 
die  bereits  in  der  Mehrzahl  unserer  Nachbarstaaten  herrschenden  und 
den  neuen  Bestimmungen  unseres  Gesetzbuchs  entsprechenden  Grund- 
sätze des  internationalen  Privatrechts  allein  die  von  uns  vorgeschlagene 
LttBong. 

Was  aber  hindert  uns,  das  „Intemationalitätsprincip"  zum  Aus- 
gangspunkt der  Lösung  zu  nehmen.  Dieses  Princip  ist  in  der  Mehr- 
zahl aller  Kulturstaaten  das  herrschende.  Es  ist  zwar  von  der  über- 
wiegenden Mehlzahl  der  deutschen  Schriftsteller,  die  sich  gern  die 
herrschende  Schule  nannten,  hartnäckig  bekämpft,  dagegen  von  der  ge- 
wichtigen Stimme  v.  Bars  nach  wie  vor  verteidigt  und  neuerdings  in 
eigenartiger  Auffassung  durch  Zitdmann  auch  bei  uns  wieder  zur  An- 
erkennung gebracht  Insbesondere  aber  steht  unser  neues  Gesetzbuch 
selbst  auf  diesem  Standpunkt,  was  es  im  Anschlufs  an  die  durch  SchneU 
aus  unserm  Princip  konsequent  hergeleiteten  Folgerungen,  durch  grund- 
sätzlich einseitige  Normierung  der  Kollisionsnormen  zum  Ausdruck 
gebracht   hat     (Ich  verweise  hier  vorläujQg   auf  die  Ausführungen  in 


4}  Ich  bin  gespannt  wie  2Htelm<mn  diesen  Ausfahrungen  Cahns  gegen- 
über sich  verhalten  wird. 

25* 
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meinem  Kommentar  zum  E.G.  2.  Aufl.  S.  13  ff.  und  werde  mäne 
Auffassung  insbesondere  gegenüber  Niemeyer  demnächst  in  dieser  Zeit- 
schrift eingehender  vertreten.) 

Nicht  weit  ab  von  diesen  Erwägungen  stehen  diejenigen,  welche 
die  alsbaldige  Anwendung  der  neuen  KoUiBionsnormen  aus  dem  öffent- 
lich-rechtlichen Charakter  (vgl.  meinen  Aufsatz  IV  S.  252  und  das 
Urteil  des  O.G.  Zürich.  Zeitschrift  f.  I.  RR.  IV  S.  597)  oder  ans  dem 
Gesichtspunkte  einer  authentischen  Interpretation  (vgl.  Dtena,  Zeitschrift 
f.  L  P.K.  10  S.  353  ff.)  rechtfertigen.  Auch  hierbei  geht  man  davon 
aus,  dafs  unser  Gesetzgeber,  wenn  er  z.  B.  an  die  Stelle  des  früher 
geltenden  Personalstatuts  des  Wohnsitzes  dasjenige  der  Staatsangehörig- 
keit ein^hrt,  solches  nicht  deshalb  thut,  weil  die  Normen  gerade  des 
deutschen  Personen-  und  Familienrechts  oder  etwa  die  materiell- 
rechtlichen Änderungen  desselben  in  dem  neuen  Gesetzbuche  diese 
Änderung  heischen,  sondern  lediglich  deshalb,  weil  er  erkannt  hat,  dafs 
die  bisherige  Auffassung  von  dem  Personalstatut  der  Natur  der  Sache 
und  einer  in  der  gleichmäfsig  abweichenden  Behandlung  in  den  Nachbar- 
staaten zum  Ausdruck  kommenden  völkerrechtlichen  Überzeugung  wider- 
strebt. Die  Rücksicht  auf  dieses  Interesse  hat  den  Gesetzgeber 
bestimmt,  dem  Richter  eine  anderweite  Anweisung  nach  der  Richtung 
zu  geben,  welches  Rechtssjstem  er  im  gegebenen  Falle  seiner  Entscheidung 
zu  Grunde  zu  legen  hat  und  zwar,  da  jenes  Interesse  doch  ein  spezi- 
fisch öffentliches  ist,  mit  dem  Willen,  dafs  diese  Anweisung  in 
jedem  gegebenen  Falle  alsbald  befolgt  werde. 

Die  vorstehenden  wie  meine  früheren  Ausführungen  bewegen  sich 
—  was  zum  Schlufse  hervorgehoben  werden  mag  —  auf  principiellem 
Gebiet  Ich  habe  niemals  verkannt,  dafs  eine  neue  Kollisionsnorm  aus- 
nahmsweise nach  dem  Willen  das  Gesetzgebers  und  im  Hinblick  auf 
die  materiellrechtlichen  Neuerungen  der  inländischen  Gesetze  gegeben  sein 
kann  und  dafs  dieser  Wille  auch  konkludent  in  bestimmten  einzelnen 
Kollisionsnormen  der  Art  7 — 23  unseres  Gesetzbuchs  (z.  B.  Art  16)  zum 
Ausdruck  kommt  (Dies  gegen  Cahn  S.  808.)  Zu  bemerken  ist  hier 
insbesondere,  dafs  einzelne  Bestimmungen  des  Axt.  7  ff*  E.G.  zum  B.G.B. 
ganz  oder  zum  teil  materiellrechtlicher  Natur  sind  (vgl.  Zitelmann  1 S.  256) 
und  dafs  sich  bei  diesen  die  Nichtrückwirkung  schon  aus  diesem  um- 
stände rechtfertigt  Es  gilt  dies  u.  a.  von  dem  Art  10  E.G.,  welchen 
Cahn  a.  a.  0.  gegen  mich  ins  Feld  führt 

Gegenstand  der  nächstfolgenden  Untersuchung  wird  es  sein,  diese 
Ausnahmefalle  im  Anschlufs  an  die  Cahn'scliea  sehr  wertvollen  Einzel- 
erörterungen (a.  a.  0.  S.  835 — 484)  zur  Darstellung  zu  bringen. 


Grundeigentum  und  Grundbuch  in  der  TOrlcei^). 

Von  Prof«  Dr.  IV*  Harcaseil,  Bern. 

Das  heilige  oder  Scheriatrecht,  darch  welches  alle  privaten,  öffent- 
liehen  und  religiösen  Verhältnisse  der  Moslem  geregelt  werden,  bildet  in 
der  Türkei  anch  die  Quelle  der  rechtlichen  Vorschriften  über  das 
Grondeigentom.  Die  Anwendung  dieses  heiligen  Rechtes  erfolgt  nach 
dem  Dogma  der  hanefitischen  Schule,  deren  Lehren  in  der  „Multeka** 
von  1549  zusammengefafst  wurden  und  auch  noch  den  Charakter  der 
„Medschelle",  der  modernen  Ausarbeitung  des  Givilrechtes  bedingen. 
Die  neuste  Regelung  der  Grundstücksverhältnisse,  welche  mit  dbm 
Kanuname^i-erajsi  (Grrundstücksgesetz)  vom  7.  Ramadan  1274,  das  ist 
21.  April  1858,  einsetzt,  fufst  materiell  ebenfalls  gröfstenteils  auf  dem 
alten  Rechte. 

V7ir  finden  in  der  Türkei  fünf  Arten  von  Grundstücken: 
Miük,  Mirie^  Väfcuf,  Metruke  und  Mevat, 

Unter  Mülkland  versteht  man  dasjenige,  an  welchem  der  Berechtigtii 
volles  Eigentum  und  unbeschränktes  Verftlgungsrecht  hat.  Auch  dieses 
Recht  selbst  heifst  Mülk,  die  Ausübung  desselben  Tesarruf.  Die 
definitive  Urkunde,  welche  im  Obergrundbuchamt  in  Stambul  für  den 
Eigentümer  ausgefertigt  wird,  heifst  MüLk-senedi  und  ist  seit  1875 
obligatorisch.  Diese  MÜlk-senedi  ist  aber  nicht  ein  Eigentumstitel, 
sondern  nur  einer  der  Beweise  des  Eigentums,  neben  dem  es  noch 
andere  giebt. 

Die  Eigenschaft  von  Mirieland  weisen  zum  grofsen  Teil  die  Grund- 
stücke in  den  eroberten  Gebietsteilen  auf.  Das  Recht  an  denselben, 
welches,  ähnlich  wie  die  Empbjtheuse,  weitgehende  Nutzung  und 
Verfügung  gestattet,  heifst  Tesarrufy  ebenso  die  Ausübung  desselben. 
Obereigentum    oder   nuda  proprietas  an   diesen   Grundstücken  (türk. : 


1)  Die  nachfolgende  Zusammenstelluog  ist  zwei  vorzüglichen  Abhand- 
lungen in  den  Mitteuangen  des  Berliner  orientalischen  Seminars  entnommen: 
Dr.  Graf  von  MüUnen,  Beiträge  zur  Kenntnis  des  türkischen 
Grundbuchwesens,  Jahrg.  IV,  1901,  2.  AbteU^.,  S.  116—136;  und 
TT.  Padelj  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  nach  der  neueren 
Gesetzgebung,  Jahrg.  III,  1900,  2.  Abteiig.,  S.  102—180;  Jahrg.  IV, 
1901,  2.  Abtdlg.  S.  1  bis  116. 
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Baqhe)  gebtthrt  dem  Fiskiis,  welcher  von  diesen  Ländereien  auch  den 
Yerkanfepreis  nnd  Zehnten  erhebt.  Von  diesem  Verkau&preise,  dem 
Tapu  (eigentlich  Lehenshuldignng) ,  hat  die  Urkunde  des  Berechtigten 
den  Namen  Tapu-senedi  erhalten,  welcher  im  Gegensatz  zum  MQlk-senedi 
den  wirklichen  Titel  des  Kechtes  darstellt;  zu  bemerken  ist  noch,  dafs 
die  Errichtimg  von  Gebäuden  auf  Mirieland  nur  auf  Grund  landes- 
herrlicher Erlaubnis  erfolgen  kann.  Yakuf  sind  die  den  Stiftungen  ge- 
widmeten Ländereien.  Unter  Metruke  versteht  man  die  dem  öffentlichen 
Gebrauch  dienenden,  sowie  die  im  Eigentum  einer  öffentlichen  Korpo- 
ration stehenden  Grundstücke;  Mevat  endlich  ist  das  unbebaute  Ödland, 
welches  in  niemandes  Eigentum  steht.  Das  Grundstttcksgesetz  von 
1858  regelt  hauptsächlich  die  Mirieverhältnisse,  während  die  wichtigsten 
Vorschriften  über  Mttlk,  die  aber  meist  auch  ftir  Mobilien  gelten,  in 
der  Medschelle  enthalten  sind. 

Schon  yerhältnismäfsig  früh  wird  in  grofsartigem  Stile  die  Basis 
für  die  Ausbildung  und  Entwicklung  des  Grundbuchwesens  gelegt 
Der  Sultan  Solimann  (1496 — 1566)  führte  das  gewaltige  Werk  dordi, 
das  ganze  Ländergebiet  des  grofsen  Reiches  genau  beschreiben  und  ver- 
messen zu  lassen.  Das  Ergebnis  dieser  Arbeit  mit  den  Zus&taen 
und  Nachträgen  aus  den  Provinzialregistem ,  die  im  Lauf  der  Jahr- 
hunderte jeweilen  eingefügt  wurden,  bildet  das  grofse  Grundbuch  der 
Türkei,  welches,  wie  man  sagt,  aus  975  Bänden  besteht,  deren  Ein- 
sicht jedoch  Unberufenen  verwehrt  bleibt.  Die  Aufbewahrung  und 
Weiterführung  dieser  Bücher  liegt  einer  eigenen  Ministerialabteilung, 
Defterhane  (Obergrundbuchamt),  ob,  welcher  die  lokalen  Grundbach- 
ämter in  den  Provinzen  unterstehen.  Mit  dem  Grundbuch,  welches 
durch  den  neuen,  1867  eingeführten,  aber  noch  immer  nicht  beendigten 
Ejitaster  eine  wichtige  Ergänzung  gefunden  hat,  ist  eine  Art  Auf- 
lassungsverfahren in  Verbindung  gebracht  worden.  Ganz  besondere 
Sicherheit  und  Festigkeit  der  Immobiliarvcrhältnisse  wird  dadurch  be- 
wirkt, dafs  durch  die  ursprünglichen  Aufzeichnungen  im  Grundbuch  ein 
absoluter  unumstöfslicher  Beweis  hergestellt  wird,  während  die  heutigen 
Urkunden  wenigstens  eine  Rechtsvermutung  für  die  Richtigkeit  ihres 
Inhaltes  begründen,  soweit  sie  in  die  defters  (Grundbücher)  eingetragen 
sind,  was  hinsichtlich  der  MÜlk-senedi  Überhaupt  nicht  geschieht 

Übertragung  und  Erwerb  gestalten  sich  beim  Mülk-  and  Mirieland 
etwas  verschieden.  Das  Eigentum  an  Mülkland  wird  durch  Kaufvertrag 
(JBd)  und  daraufTolgende  Tradition  (Kabz)  erworben.  Hierzu  mufs  aber 
nach  der  neuesten  Gesetzgebung  noch  ein  obrigkeitlicher  Akt,  der  sog. 
TaÄBTtr,  vor  der  lokalen  Verwaltungsbehörde,  eine  Art  Auflassung,  hinzu- 
treten. Die  Übertragung  von  Mirieland,  durch  welche  blofses  Unter- 
eigentum eingeräumt  wird,  heifst  FWagh,  Hier  wird  das  dingliche  Recht 
erst  durch  oberherrliche  Erlaubnis  zur  Übertragung,  die  auf  den  Takrvr 
zu  folgen  hat,  perfekt  Besitzübergabe  ist  nicht  erforderlich.  Der  Ver- 
waltungsconseil,  vor  welchem  sich  der  Tdkrir  abspielt,  setzt  sich  unter 
dem  Vorsitz  des  Kaimmakam  (Landrat)  zusammen  aus  dem  Naib  oder 
Kaäij   dem  Präsidenten   des  geistlichen   Gerichts,   sowie  einem  Mufli^ 
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welcher  das  heilige  Gesetz  auszulegen  hat,  den  lokalen  Oberen  der  in 
der  Türkei  anerkannten  nicht  muselmännischen  Religionsgemeinschaften 
oder  sogenannten  Mllets^  dem  GrundbuchiUhrer  und  aus  drei  Gemeinde- 
mitgliedem.  Bevor  die  Beteiligten  vor  dieser  Behörde  erscheinen,  hat 
ein  jeder  derselben  sich  den  sogenannten  lUnuhäberj  d.  h.  ein  Identitäts- 
nnd  Lebenszeugnis,  zu  verschaffen,  in  welchem  auf  die  beabsichtigte 
Mutation  und  auf  die  Rechtstitel  des  Veräufserers  unter  Angabe  des 
Kaufpreises  hingewiesen  wird.  Dieser  Ihnuhaber  wird  i\lr  Einheimische 
vom  Quartiervorsteher,  für  Fremde  von  deren  Konsulate  ausgestellt.  Der 
Verwaltungsconseil  prüft  zunächst  den  Tlmuhäber,  die  Steuerquittung 
und  etwaige  Vollmachten ;  sodann  nimmt  er  die  Erklärung  der  Parteien, 
betreffend  die  Veräufserung,  entgegen.  Über  die  Verhandlung  wird  ein 
Protokoll  (Mazbata)  aufgenommen,  welches  die  Grundlage  ftir  die  Ein- 
tragung in  das  Grundbuch  des  Distriktes  bildet  Das  Grundbuch  ist 
als  Souche  mit  Ck>upons  eingerichtet;  von  der  mit  der  Eintragung  ver- 
sehenen Souche  werden  zwei  entsprechend  ausgefüllte  Coupons  ab- 
getrennt, deren  einen  der  Erwerber  als  provisorischen  Besitztitel 
(KoischtM)  erhält,  während  der  andere  an  das  Obergrundbuchamt  in 
Stambul  eingesandt  wird,  welches  nach  Berichtigung  seiner  Register, 
den  definitiven  Besitztitel  Senedi  Udkam  (je  nachdem,  MäXk-senedi  oder 
Tapt/tsenedi)  ausfertigt.  Letzteren  tauscht  der  Erwerber  beim  Distrikts- 
Grundbuchamt  gegen  seinen  Kotschan  aus. 

Infolge  eines  Gesetzes  von  1867  ist  auch  den  Ausländem  der  Er- 
werb von  Grundbesitz  in  der  TtLrkei  gestattet  worden,  aber  nur  den 
Angehörigen  derjenigen  Staaten,  deren  Regierungen  durch  Protokoll  von 
dieser  Erlaubnis  Gebrauch  zu  machen  erklärt  haben.  Dies  ist  bisher 
noch  nicht  geschehen  (soweit  es  sich  um  die  Staaten  Europas  handelt) 
durch  Serbien,  Rumänien  und  Montenegro.  Die  Angehörigen  der 
Protokollstaaten  werden  nach  diesem  Gesetze  in  allen  den  Grundbesitz 
betreffenden  Fragen  den  ttlrkischen  Unterthanen  vollständig  gleich- 
gestellt. Damit  ist  aber  auch  jede  konsulare  Vertretung  in  dieser  An- 
gelegenheit ausgeschlossen. 

In  einem  ziemlich  weiten  Umfange  kennt  das  ttlrkische  Recht 
auch  das  Institut  des  Retrakts  oder  Näherrechts  (Schufä).  Die  Ex- 
propriation ist  in  Gemäfsheit  der  modernen  Anschauungen  geregelt 
worden.  Die  Zwangsvollstreckung  ist  an  Mtllkland  ohne  weiteres  zu- 
lässig; an  Mirieland  ist  sie  erst  durch  neuere  Gesetze  ftUr  statthaft  er- 
klärt worden.  Ohne  Not  soll  sie  aber  nicht  durchgettthrt  werden, 
aulserdem  mufs  auch  das  Interesse  des  Schuldners  so  weit  als  möglich 
gewahrt  werden;  daher  hat  letzterer  die  Wahl,  welches  von  mehreren 
Grundstücken  er  zur  Versteigerung  geben  will,  und  von  einer  Ver- 
steigerung soll  überhaupt  abgesehen  werden,  wenn  zur  Deckung  der 
Schuld  ein  dreijähriger  Zins  genügt  Es  erfolgt  zunächst  Sequestration 
durch  einen  Beamten,  welcher  zwei  gleichlautende  Subhastationspatente 
ausfertigt,  femer  die  Versteigerung,  sowie  die  Bedingungen  derselben 
öffentlich  bekannt  giebt,  bevor  er  ztun  Verkaufe  schreitet. 

Ein  eigentliches  P&ndrecht  (Behn)  ist  nur  an  Mülkknd  möglich. 
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Dasselbe  wird  durch  die  Medschelle  geregelt  und  unterscheidet  sich 
nicht  vom  Pfandrecht  an  Mobilien.  Daneben  wird  aber  auch  zu  Yer- 
pfUndungszwecken  die  Form  des  Verkaufes  mit  Vorbehalten  verwendet, 
welcher  in  einem  Täkrir  vor  dem  Verwaltungsconseil  als  Fertigungs- 
behörde  zum  Abschlüsse  gelangt.  Die  Übergabe  der  Besitzurknnde 
und  des  Pfandtitels  geschieht  hier  nur  zum  Beweise  der  stattgefundenen 
Verpfandung.  Der  Besitz  des  Grundstückes  verbleibt  regelmäfsig  dem 
Schuldner.  Die  beiden  Typen  dieses  Kaufgeschäftes  sind  der  Bei  hil 
Vefa  und  der  Istighlah  Beim  ersteren  behält  sich  der  Verpfönder  das 
Wicdereinlösungsrecht  ftlr  den  Fall  der  Zahlung  vor,  beim  zweiten  ver- 
pflichtet sich  der  Gläubiger  für  diesen  Fall  zur  Rückübertraguug.  Wie 
beim  eigentlichen  Pfandrecht  ist  auch  hier  die  Befngnis,  das  Grundstück 
zu  veräufsem,  solange  das  Grundpfandrecht  besteht,  sowohl  f%Lr  den 
Schuldner  wie  für  den  Gläubiger  an  sich  ausgeschlossen.  Letzterem 
kann  allerdings  dieses  Recht  eingeräumt  werden,  es  bedarf  aber  hierza 
eines  ausdrücklichen  Vermerkes  auf  dem  Sened.  An  Mirieland  kann 
nach  der  neuem  Gesetzgebung  ein  dem  Pfandrecht  analoges  Recht 
durch  Mragh  hü  Vefa  und  Istighldl  bestellt  werden,  hierzu  ist  aber 
landesherrliche  Genehmigung  mit  darauffolgender  Übergabe  von  Besitz- 
und  Pfandtitel  an  den  Gläubiger  erforderlich.  Ein  gesetzliches  Pfand- 
recht ist  anerkannt  zu  Gunsten  des  Fiskus  für  dessen  Forderungen 
wegen  Abgaben.  Dasselbe  steht  jedoch  jedem  vertraglich  begründeten 
Pfandrecht  nach.  £in  gesetzliches  Pfandrecht  zu  Gunsten  des  Kauf- 
geldes  ist  jedoch  dem  türkischen  Recht«  unbekannt  Pfandschulden 
gehen  nach  heutigem  Rechte,  wie  alle  übrigen  Schulden,  auf  die  Erben 
über.  Eine  Mehrheit  von  Pfandrechten  am  gleichen  Grundstücke  ist 
mit  Rücksicht  auf  den  Modus  der  Begründung  des  Pfandrechtes  nicht 
möglich. 


Das  Seekriegsrecht  in  den  Vereinigten  Staaten 

von 


Das  amerikanische  Navy  Department  hat  anter  dem  27.  Juni  1900 
eine  Seekriegsinstruktion  für  die  amerikanischen  Seeoffiziere  veröffent- 
licht Sie  ist  verfaTst  von  dem  Kapitän  Charles  H.  Stockton,  dem  hing* 
jährigen  Präsidenten  und  Lehrer  ftlr  internationales  Becht  an  der 
Marineakademie  in  Washington.  Laut  B^anntmachung  des  Staats- 
sekretärs des  Nayy  Department  ist  die  vom  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  genehmigte  Verordnung  bestimmt  y^for  Ihe  use  of  ihe  Navy  and 
for  ihe  information  of  aU  concemed^,  Sie  ist  demnach  der  amtliche 
Ausdruck  der  Auf&ssung  der  amerikanischen  Regierung  hinsichtlich  des 
Seekriegsrechtes.  —  Sie  stimmt  in  den  Grundztlgen  und  auch  vielfach 
wörtlich  mit  der  am  20.  Juni  1898  erlassenen  „Instruction  to  Blockading 
Vessds  and  Cruisers*^  überein,  enthält  aber  auch  Abweichungen.  Die 
letztgenannte  Instruktion  ist  offenbar  nunmehr  als  aufgehoben  anzusehen. 
Die  Vergleichung  beider  Instruktionen  ist  aber  nicht  nur  wissenschaftlich 
interessant,  sondern  für  die  Interpretation  der  neuen  Instruktion  von 
Bedeutung.  Im  folgenden  geben  wir  eine  Übersetzung  der  letzteren 
(I)  und  ^Igen  deren  Text  (II)  sowie  den  Text  der  Instruktion  von 
1898  (III)  hinzu. 

Bedäktion. 
I. 

A  Naval  War  Code,  prepared  by  Captain  Charles  H.  Stockton. 

Washington  1900. 

Übersetzt  von  L,  Niemeyer,  Kiel. 

Die  Gesetze  und  GebrAuelie  des  Seekriegres. 

Sektion    1. 
Vetndzeligkeiten. 

Artikel  1.  Der  allgemeine  Zweck  des  Krieges  ist  die  voll- 
Btftndige  Niederkämpfung  des  Feindes  in  möglichst  kurzer  Zeit  und  mit 
möglichst  geringem  Aufwand  von  Leben  und  Eigentum. 

Der  besondere  Zweck  des  Seekrieges  ist  die  Einnahme  oder  Zer- 
störung der  militärischen  und  schwimmenden  Machtmittel  des  Feindes; 
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seiner  Befestignngen,  Arsenale,  Trockendocks  und  Schifibwerfteni  seiner 
verschiedenen  militärischen  nnd  der  Seefahrt  dienenden  Anlagen  nnd 
seines  Seehandels.  Femer  bezweckt  der  Seekrieg,  den  Feind  zu  hindern, 
sich  Ejriegsmaterial  aus  neutralen  Quellen  zu  verschaffen;  er  hat  den 
Zweck,  den  militärischen  Operationen  zu  Lande  zu  Hülfe  zu  kommen 
und  sie  zu  unterstützen  und  das  nationale  Gebiet,  Eigentum  und  den 
Seehandel  zu  schützen  und  zu  verteidigen. 

Art  2.  Das  Gebiet  des  Seekrieges  umfafst  die  offene  See  oder 
andere  Gewisser,  die  unter  keiner  Territorialgewalt  stehen  and  die 
Gewässer,  die  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  der  kriegführenden  Mächte 
liegen.  Weder  Feindseligkeiten  noch  irgend  ein  Elriogsrecht,  wie  etwa 
das  einer  Visitation  und  Durchsuchung,  dürfen  in  den  Gewässern,  die 
innerhalb  des  Hoheitsgebietes  einer  neutralen  Macht  liegen,  ausgeübt 
werden. 

Die  Gewässer,  die  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  eines  Staates  liegen, 
erstrecken  sich  seewärts  bis  auf  die  Entfernung  von  3  Seemeilen  von 
der  Niedrigwassergrenze  seiner  Eüstenlinie.  Sie  mnikssen  auch  bb  zu 
einer  annehmbaren  Ausdehnung,  die  in  vielen  FäUen  durch  die  Gewohn- 
heit festgesetzt  ist,  die  angrenzenden  Teile  des  Meeres,  z.  B.  Buchten, 
Golfe  und  die  von  Landzungen  eingeschlossenen  Flufsmündungen.  Und 
wo  die  Gebiete,  von  denen  sie  eingeschlossen  sind,  zwei  oder  mehr 
Staaten  gehören,  sind  die  Seegrenzen  dieser  Staaten  gewöhnlich  durch 
vereinbarte  Linien  festgesetzt. 

Art.  3.  Die  Zwangslage  des  Krieges  erlaubt  Mafsnabmen,  welche 
unentbehrlich  sind ,  um  das  Ende  des  Krieges  zu  sichern,  und  welche  in 
Übereinstimmung  mit  den  modernen  Kriegsgesetzen  und  Gebräuchen  sind. 

Sie  erlaubt  keine  mutwillige  Verwüstung,  keinen  Gebrauch  von 
Giften  und  kein  Begehen  irgend  einer  feindseligen  That,  welche  die  Rück- 
kehr zum  Frieden  unnötig  schwer  machen  würde. 

Nichtkombattanten  sollen  während  der  Feindseligkeiten  an  Person 
und  Eigentum  geschont  werden,  soweit  die  Erfordernisse  des  Elrieges 
und  das  Verhalten  dieser  Nichtkombattanten  es  gestatten. 

Das  Auswerfen  von  Projektilen  und  Explosivstoffen  vermittelst  Luft- 
ballons oder  vermittelst  irgend  einer  anderen  Methode  ähnlicher  Art  ist 
ftlr  einen  Zeitraum  von  5  Jahren  verboten  durch  die  Haager  Dekla- 
ration, an  der  sich  die  Vereinigten  Staaten  beteiligt  haben.  Diese  Vor- 
schrift findet  keine  Anwendung  im  Kriege  mit  einem  nicht  zu  den 
ßignatarmächten  gehörenden  Staat. 

Art  4.  Das  Bombardement  unbefestigter  und  unverteidigter  St^te, 
Dörfer  oder  Gebäude  durch  Seestreitkräfte  ist  verboten,  es  sei  denn  dafs 
solches  Bombardement  zusammentäUt  mit  der  Zerstörung  von  mili- 
tärischen oder  anderen  der  Seefahrt  dienenden  Anlagen,  von  öffentUchea 
Depots  ftlr  Kriegsmunition  oder  von  Kriegsschiffen  im  Hafen,  oder  falls 
notwendige  Requisitionen  von  Lebensmitteln  und  unentbehrliche  Er- 
gänzung anderer  zur  Zeit  notwendiger  Hül&mittel  solchem  Kriegsschiff 
oder  Kriegsschiffen  gewaltsam  vorenthalten  werden,  in  welchem  Fall 
gebührende  Ankündigung  des  Bombardements  erfolgen  soll. 


Das  Seekriegsrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.      387 

Das  Bombardement  von  nnbefestigten  und  unverteidigten  Städten 
und  Plätzen  wegen  Nichtbezahlung  einer  Kriegskontribution  ist  verboten. 

Art  5.  In  Bezug  auf  die  unterseeischen  Kabel  mtissen  zur 
Eriegszeit  folgende  Vorschriften  ohne  Rücksicht  auf  das  Eigentumsrecht 
befolgt  werden. 

a)  Unterseeische  Kabel  zwischen  Punkten  im  Gebiet  des  Feindes 
oder  zwischen  dem  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  und  dem  des  Feindes 
sind  solcher  Behandlung  unterworfen,  wie  die  Lage  des  E^rleges  sie 
erfordern  mag. 

b)  Unterseeische  Kabel  zwischen  dem  Gebiet  des  Feindes  und 
dem  einer  neutralen  Macht  dtlrfen  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  des 
Feindes  unterbrochen  werden. 

c)  Unterseeische  Kabel  zwischen  zwei  neutralen  Gebieten  müssen 
unverletzt  und  frei  von  Unterbrechung  gehalten  werden. 

Art.  6.  Wenn  die  Lage  des  Krieges  es  erfordert,  dürfen  neutrale 
Schiffe,  die  innerhalb  der  Grenzen  des  Machtbereichs  der  kriegführenden 
Mächte  gefunden  werden,  weggenommen  und  zerstört  oder  anderweitig 
für  militärische  Zwecke  benutzt  werden,  doch  müssen  in  solchem  Fall 
die  Besitzer  neutraler  Schiffe  voll  entschädigt  werden.  Wenn  es 
praktisch  durchführbar  ist,  sollte  die  Höhe  dieser  Entschädigung  im 
voraus  mit  dem  Besitzer  oder  dem  Kapitän  des  Schiffes  abgemacht 
werden.  Vertragsmäfsige  Abmachungen  über  diesen  Punkt  müssen  ge- 
bührend berücksichtigt  werden. 

Art  7.  Der  Gebrauch  falscher  Flaggen  im  Kriege  ist  verboten, 
und  wenn  Schiffe  der  Vereinigten  Staaten  ein  Fahrzeug  auffordern  bei- 
zulegen oder  bevor  sie  im  Gefecht  einen  Schufs  abgeben,  sollen  sie  die 
Nationalflagge  setzen. 

Art  8.  Im  Fall  ein  Feind  es  unterläfst,  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Krieges  zu  beachten,  darf,  felis  der  Übertreter  nicht  zu  erreichen 
ist,  auf  Repressalien  zurückgegriffen  werden,  wenn  solche  Handlungs- 
weise fUr  notwendig  erachtet  wird ;  es  mufs  aber  stets  den  Pflichten  der 
Menschlichkeit  gebührende  Beachtung  gezollt  werden.  Die  Repressalien 
dürfen  an  Strenge  nie  den  begangenen  Verstofs  übertreffen,  und  man 
darf  nicht  zu  ihnen  greifen,  wenn  der  Verstofs,  über  den  man  zu  sich 
beklagen  hatte,  bereits  wieder  gut  gemacht  ist 

Wenn  sich  der  Übertreter  im  Machtbereich  der  Vereinigten  Staaten 
befindet,  kann  er  nach  gebührender  Untersuchung  von  einem  gehörig 
besetzten  Kriegsgericht  der  Armee  oder  Marine  bestraft  werden.  Solche 
Übertreter  sind  den  vom  Strafgesetzbuch  angedrohten  Strafen  unter- 
worfen. 

Sektion  11. 

Die  kriegführenden  Maohte. 

Art  9.  Aufser  den  Truppen,  die  gesetzlich  für  den  Landkrieg 
ausgehoben  werden,  erkennt  man  die  folgenden  als  staatliche  Truppen  an : 

1.  Die  Of£ziere  und  Mannschaften  der  Marine,  der  Marinereserve, 
der  Marine-Miliz  und  ihrer  Htll&kräfte. 
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2.  Die  Offiziere  und  Mannschaften  aller  anderen  bewafineten  Schiffe, 
die  mit  gesetzlicher  Erlaubnis  kreuzen. 

Art.  10.  Im  Fall  der  Gefangennahme  hat  die  Besatzung  der  be- 
waffneten Streitkräfte  oder  der  bewaffneten  Schiffe  des  Feindes,  ob 
Kombattanten  oder  Nichtkombattanten,  Anspruch  auf  die  humane  Be- 
handlung, die  Kriegsgefangenen  zukommt. 

Die  Besatzung  unbeweiffneter  im  Staatsdienst  stehender  Schiffe  des 
Feindes,  die  ihm  entweder  gehören  oder  als  Hülfskrfiite  in  seinem  Dienst 
sind,  ist  im  Fall  der  Gefangennahme  der  Verhaftung  als  Kriegsgefangene 
ausgesetzt  Die  Besatzung  feindlicher  Handelsschiffe,  die  in  Selbstrer- 
teidigung  und  zum  Schutz  des  ihr  anvertrauten  Schiffes,  einem  Angriff 
Widerstand  leistet,  hat  im  Fall  der  Gefangennahme  Anspruch  auf  die 
Lage  von  Kriegsgefangenen. 

Art.  11.  Die  Besatzung  eines  feindlichen  Handelsschiffes,  das  als 
Prise  genommen  ist,  kann  nach  Gutdünken  des  Nehmers  als  Zeuge 
oder  als  Kriegsgefangene  zarückbehaiten  werden,  wenn  sie  durch  ihre 
Ausbildung  oder  ihr  Militärverhältnis  sofort  Olr  den  feindlichen  Seedienst 
brauchbar  ist ;  oder  sie  kann  von  Haft  und  Gefangennahme  befreit  werden. 
Sie  bat  Anspruch  auf  ihre  persönlichen  Effekten  und  auf  solches  pereön- 
liche  Eigentum,  mit  Ausschlufs  von  Kriegskontrebande,  von  dem  nicht 
angenommen  werden  kann,  dafs  es  ein  Teil  des  Schiffes  oder  seiner 
Ausstattung  ist  oder  in  Gestalt  von  Geld,  Silbergeschirr  oder  Ladung 
darin  enthalten  ist. 

Alle  Passagiere,  die  nicht  im  Dienst  des  Feindes  stehen,  sowie  alle 
Frauen  und  Kinder  an  Bord  solcher  Schiffe  sollen  freigelassen  und  bei 
erster  Gelegenheit  in  einem  passenden  Hafen  ausgeschifft  werden. 

Jede  zur  Marine  der  Vereinigten  Staaten  gehörige  Person,  die 
irgend  eine,  auf  einem  als  Prise  genommenen  Handelsschiff  geAmdene 
Person   beraubt  oder  mifshandelt,   soll  strenge  bestraft  werden. 

Art.  12.  In  feindlichen  Ländern,  die  von  ihren  Trappen  besetit 
sind,  anerkennen  und  beschützen  die  Vereinigten  Staaten  AmeiikM 
Religion  und  Sittlichkeit,  persönliche  Sicherheit  der  Person  aller  Ein- 
wohner, besonders  der  Frauen,  endlich  die  Heiligkeit  des  häuslichen 
Herdes.     Verstöfse  hiergegen  sollen  strengstens  bestraft  werden. 

Sektion  IIL 

Kriegführende  und  neutrale  Bohiffe. 

Art.  13.  Alle  im  Staatsdienst  stehenden  Schiffe  des  Feindes  sind 
der  Wegnahme  unterworfen,  ausgenommen  diejenigen,  die  rein  wohl- 
thätige  oder  wissenschaftliche  Zwecke  verfolgen,  die  sich  auf  Entdeckungs- 
reisen befinden  oder  als  Hospitalschiffe  unter  den  später  erwilhntea 
Vorschriften  fahren.  Kartellschiffe  und  andere  Schiffe  des  Feindes,  die 
mit  einem  gehörigen  Geleitbrief  ausgestattet  sind,  sind  von  der  Weg- 
nahme ausgeschlossen,  ftdls  sie  nicht  in  Handels-  oder  Kriegsoperationen 
verwickelt  sind. 
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Art.  14.  Alle  Handelsschiffe  des  Feindes  mit  Ansnahme  der 
Ktistenfischereifethrzenge ,  die  harmlos  ihrer  Beschäftigung  nachgehen, 
sind  der  Wegnahme  unterworfen,  &lls  sie  nicht  durch  vertragsmäfsige 
Abmachungen  ausgenommen  sind. 

Falls  es  die  Kriegs-  oder  sonstige  Notwendigkeit  erfordert, 
können  feindliche  Handelsschiffe  zerstört  oder  fUr  den  Dienst  der 
Begierung  zurtlckbehalten  werden.  Jedesmal,  wenn  weggenommene 
Schiffe,  Waffen,  Kriegsmunition  oder  anderes  Material  zerstört  worden 
oder  füi  den  Gebrauch  der  Vereinigten  Staaten  verwandt  worden  ist, 
soll  es,  ehe  es  ins  Gewahrsam  eines  Prisengerichts  übergeht,  be- 
sichtigt, taxiert  und  inventarisiert  werden  von  so  kompetenten  und  un- 
parteiischen Personen,  als  man  zur  Stelle  schaffen  kann,  und  ein  Bericht 
dieser  Besichtigung,  Taxierung  und  Inventarisierung  soll  an  das  Prisen- 
gericht eingeschickt  werden,  wo  ein  Verfahren  eingeleitet  werden   soll. 

Art.  15.  Handelsschiffe  des  Feindes,  die  vor  der  £jiegserklllrung 
aus  einem  Hafen  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  der  Vereinigten  Staaten 
abge&hren  sind,  sollen  Erlaubnis  haben,  die  Fahrt  nach  ihrem  Ziel 
fortzusetzen,  es  sei  denn  sie  wHren  mit  Beförderung  von  Kriegs- 
kontrebande  betraut  oder  sie  betttnden  sich  im  militärischen  Dienst 
des  Feindes. 

Handelsschiffe  des  Feindes,  die  sich  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs 
in  Häfen  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  der  Vereinigten  Staaten  befinden, 
sollen  Ebrlaubnis  haben,  30  Tage  lang  nach  Beginn  des  Krieges  ihre 
Ladung  einzunehmen  und  abzufahren,  und  es  soll  ihnen  darauf  gestattet 
werden,  die  Fahrt  nach  ihrem  Ziel  fortzusetzen,  es  sei  denn,  sie  wären 
mit  Beförderung  von  Kriegskontrebande  betraut  oder  sie  ständen  im 
militärischen  Dienst  des  Feindes.  ' 

Handebschiffe  des  Feindes,  die  vor  der  Kriegserklärung  von  irgend 
einem  fremden  Hafen  nach  irgend  einem  Hafen  innerhalb  des  Hoheits- 
gebietes der  Vereinigten  Staaten  abgefahren  sind,  sollen  Erlaubnis  er- 
balten, einzulaufen  und  ihre  Ladung  zu  löschen  und  darauf  die  Fahrt 
nach  irgend  einem  nicht  blockierten  Hafen  fortzusetzen. 

Art  16.  Neutrale  Schiffe,  die  im  Militär-  oder  Seedienst  des 
Feindes  sind  oder  unter  der  Kontrolle  des  Feindes  fUr  militärische  oder 
Marinezwecke  stehen,  sind  der  Wegnahme   odet  Zerstörung   ausgesetzt 

Art  17.  Kriegsschiffe  der  Vereinigten  Staaten  dürfen  während 
des  Krieges  in  einem  neutralen  Hafen  Zuflucht  suchen,  sind  dann  aber 
der  Beschränkung  unterworfen,  welche  die  Behörden  des  Hafens  in 
Betreff  der  Zahl  der  kriegführenden  Schiffe,  die  im  Hafen  zur  jemaligen 
Zeit  Einlafs  finden  dürfen,  vorschreiben. 

Diese  Zuflucht,  die  aus  internationaler  Höflichkeit  gestattet  wird, 
darf  man  aufsuchen,  um  einem  Feind  zu  entgehen,  um  vor  dem  Wetter 
Schutz  zu  suchen  oder  um  Lieferungen  einzunehmen  oder  Ausbesserungen 
ZQ  erhalten,  die  das  Schiff  braucht,  um  die  Fahrt  in  Sicherheit  fortzu- 
setzen und  den  nächsten  Hafen  des  eigenen  Landes  zu  erreichen. 

Art.  18.  Solches  Schiff  oder  solche  Schiffe  müssen  sich  nach  den 
Vorschriften  richten,  welche  die  Behörden  des  neutralen  Hafens   ihnen 
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geben  in  Bezug  auf  den  Ankerplatz,  auf  die  Beschränkung  des  Aufent- 
halts des  Schiffes  im  Hafen  und  in  Bezug  auf  die  Zeit,  die  verstreicheu 
soll,  ehe  das  Schiff  ausläuft  in  Verfolgung  oder  nach  Abfahrt  eines 
feindlichen  Schiffes. 

Keine  Vermehrung  der  Armierung,  der  Elriegsausrttstung  oder  der 
Besatzung  eines  Kriegsschiffes  der  Vereinigten  Staaten  soU  während 
des  Aufenthalts  solches  Schiffes  in  einem  neutralen  Hafen  versucht 
werden. 

Art.  19.  Ein  neutrales  Schiff,  das  Güter  des  Feindes  führt,  ist 
mit  seiner  Ladung  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen,  jBblUs  es  nicht 
Kriegskontrebande  f\lhrt  oder  eine  Blockade  zu   durchbrechen  versucht 

Art  20.  Ein  neutrales  Schiff,  das  feindliche  Depeschen  föbrt, 
ist,  wenn  es  als  Depeschenboot  faktisch  im  Dienste  des  Feindes  fkhrt, 
der  Wegnahme  ausgesetzt.  Postdampfer,  die  unter  neutraler  Flagge 
solche  Depeschen  im  regelmäfsigen  laufenden  Dienst  fllhren,  entweder 
als  einen  Teil  ihrer  Post  in  ihren  Postbeuteln  oder  gesondert  als  Gre- 
legenheitsdienst  ohne  besondere  Abmachung  oder  Vergtltung,  sind  der 
Wegnahme  nicht  ausgesetzt  und  dtlrfen  nicht  beschlagnahmt  werden, 
ausgenommen  es  lägen  klare  Verdacht^grttnde  einer  Verletzung  der 
Elriegsgesetze  über  Kontrebande,  Blockade  oder  die  Neutralität  vor. 
In  diesem  Fall  müssen  die  Postbeutel  mit  unverletzten  Siegeln  ab- 
geliefert werden. 

Sektion  IV. 
Hospitalsohiffe,  SoKiflfbrüohige,  Kranke  und  Verwundete. 

Art.  21.  Hospitalschifie  der  Kriegsverwaltungen,  das  helfet  Schifie, 
die  von  den  kriegführenden  Mächten*  ^r  den  besonderen  und  alleinigen 
Zweck  gebaut  und  eingerichtet  sind,  den  Verwundeten,  Elranken  und 
Schiffbrüchigen  zu  helfen  und  deren  Namen  den  respektiven  Mächten 
beim  Ausbruch  des  Krieges  oder  im  Laufe  der  Feindseligkeiten,  jeden- 
falls aber  ehe  sie  so  in  Thätigkeit  treten^  mitgeteilt  sind,  sollen  respektiert 
werden  und  sind  während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  keiner  Weg- 
nahme ausgesetzt 

Solche  Schiffe  sollen  in  Bezug  auf  den  Aufenthalt  in  einem  nea- 
tralen  Hafen  nicht  als  Kriegsschiffe  gelten. 

Art.  22.  Hospitalschiffe,  die  im  ganzen  oder  zum  Teil  auf  Kosten 
von  Privatleuten  oder  offiziell  anerkannten  Hülfsgesellschaflen  ausgerüstet 
sind,  sollen  eben&lls  respektiert  und  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen 
sein,  vorausgesetzt,  dafs  die  kriegführende  Macht,  unter  der  sie  stehen, 
ihnen  eine  offizielle  Beglaubigung  erteilt  hat  und  der  Gegenpartei  die 
Namen  solcher  Schiffe  beim  Ausbruche  oder  im  Laufe  der  Feind- 
seligkeiten, jedenfalls  aber  ehe  sie  in  Thätigkeit  treten,  bekannt  ge- 
geben hat 

Diese  Schiffe  sollen  mit  einer,  von  den  zuständigen  Behörden  aus- 
gestellten, Beglaubigung  versehen  sein,  die  klar  stellt,  dafs  sie  während 
ihrer  Ausrüstung  und  zur  Zeit  ihrer  endgültigen  Abfahrt  unter  der 
Kontrolle  dieser  Behörden  gestanden  haben. 
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Art.  23.  Die  in  Artikel  21  und  22  namhail  gemachten  Schiffe 
sollen  den  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Krieg- 
ftlhrenden  Hülfe  und  Beistand  gewähren  ohne  Unterschied  der  Nationalität 

£b  ist  strengstens  verboten,  diese  Schiffe  zu  irgend  welchen  mili- 
tSrischen  Zwecken  zu  benutzen. 

Diese  Schiffe  dürfen  die  Bewegungen  der  Kämpfenden  in  keiner 
Art  hindern.  Während  des  Kampfes  und  unmittelbar  nachher  handeln 
sie  auf  eigene  Verantwortung  und  Gefahr. 

Die  ElriegfÜhrenden  haben  über  diese  Schiffe  das  Recht  der  Kon- 
trolle und  Visitation;  sie  können  ihre  Mitwirkung  ablehnen,  kOnnen 
verlangen,  dafs  sie  sich  zurückziehen,  können  ihnen  einen  bestimmten 
Kurs  vorschreiben  und  einen  Kommissär  an  Bord  schicken,  sie  können 
sie  sogar  zurückhalten,  wenn  die  Kriegslage  es  unumgänglich  erfordert 

Falls  es  sich  thun  läfst,  sollen  die  Kriegführenden  die  Vorschriften, 
die  sie  den  Hospitalschiffen  machen,  in  das  Logbuch  derselben  ein- 
tragen. 

Art  24.  Hospitalschiffe  der  Ejriegsver waltung  sollen  durch  einen 
äulseren  weifs^i  Anstrich  mit  einem  grünen  Streifen  von  1  ^1»  m  Breite 
kenntlich  sein. 

Die  in  Artikel  22  genannten  Schiffe  sollen  durch  einen  äufseren 
weifsen  Anstrich  mit  einem  roten  Streifen  von  l^/g  m  Breite  kennt- 
lich sein. 

Die  Böte  der  Hospitalschiffe,  sowie  die  etwa  im  Hospitaldienst  ver- 
wandten anderen  kleinen  Fahrzeuge  sollen  durch  dieselben  Farben 
kenntlich  sein. 

Hospitalschiffe  sollen  sich  überhaupt  dadurch  kenntlich  machen, 
dafs  sie  die  von  der  Genfer  Konvention  vorgeschriebene  weifse  Flagge 
mit  dem  roten  Kreuz  aufser  ihrer  Nationalflagge  setzen. 

Art  25.  Handelsschiffe,  Yachten  oder  neutrale  Schiffe,  die  sich 
zufällig  in  der  Nähe  eines  Seegefechts  befinden,  dürfen  Verwundete, 
Kranke  nnd  Schiffbrüchige  der  Kriegftlhrenden  aufnehmen.  Nachdem 
dieser  Dienst  geleistet  ist,  sollen  sich  solche  Schiffe  wegen  weiteren 
Verhaltens  an  den  kriegführenden  Oberbefehlshaber  halten,  der  die  um- 
liegenden Gewässer  in  der  Gewalt  hat,  und  während  sie  ein  krieg- 
führendes Schiff  begleiten,  sollen  sie  in  jedem  Fall  unter  seinem  Befehl 
stehen;  &lls  es  ein  neutrales  Schiff  ist,  soll  es  durch  die  am  Fockmast 
gehifste  Nationalflagge  des  betreffenden  Kriegführenden  kenntlich  sein, 
und  die  rote  Kxeuzflagge  unmittelbar  unter  dieser  führen. 

Diese  Schiffe  sind  für  jede  Verletzung  der  Neutralität,  die  sie  be- 
gehen, der  Beschlagnahme  ausgesetzt.  Jeder  Versuch,  solche  Verwundete, 
Kranke  oder  Schiffbrüchige  ohne  Erlaubnis  fortzuschaffen,  ist  eine  Ver- 
letasung  der  Neutralität  Sie  sind  im  allgemeinen  auch  den  Vorschriften 
von  Art  28  unterworfen. 

Art  26.  Personen  geistlichen  Charakters,  Ärzte  und  das  Kranken- 
pflegerpersonal jedes  Schifies,  das  während  der  Feindseligkeiten  ge- 
nommen worden  ist,  sollen  unverletzlich  und  der  Elriegsgefangenschaft 
nicht  ausgesetzt  seio.     Beim  Verlassen   des  Schiffes  soll   ihnen  erlaubt 
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sein,  diejenigen  chimrgischen  Gegenstände  und  Instrumente,  die  ihr 
persönliches  Eigentum  sind,  mitzunehmen. 

Solche  Personen  sollen  solange  es  nötig  ist  die  Ausübung  ihres 
Berufes  fortsetzen,  später  können  sie  sich,  wenn  es  dem  Höcbstkomman- 
dierenden  thunlich  scheint,  zurückziehen. 

Die  Kriegführenden  sollen  solchen  Personen,  wenn  sie  in  ihre 
Hände  fallen,  die  freie  Ausübung  ihres  Berufs,  den  Empfiing  ihrer  6^ 
hälter  und  vollkommene  Bewegungsfreiheit  sichern,  falls  die  ELriegslage 
es  nicht  unbedingt  verhindert 

Art  27.  Seeleute  und  Soldaten,  die  krank  oder  verwundet 
an  Bord  genommen  sind,  sollen  von  denen,  die  sie  aufgenommen 
haben,  geschützt  und  gepflegt  werden,  gleichviel  welcher  Nation  sie 
angehören. 

Art.  28.  Die  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten  des 
Feindes,  die  gelingen  genommen  sind,  werden  als  Kriegsge^gene  an- 
gesehen. Der  Nehmer  mufs  den  Umständen  gemäfs  entscheiden,  ob 
es  ratsam  ist,  sie  an  Bord  zu  behalten,  sie  in  einen  Hafen  des  eigenen 
Landes,  in  einen  neutralen  Hafen  oder  selbst  in  einen  feindlichen  Hafen 
zu  schicken.  Im  letzten  Falle  dürfen  die  6e&ngenen,  die  so  in  ihr 
Vaterland  zurückgekehrt  sind,  während  der  Dauer  des  Krieges  nicht 
wieder  dienen. 

Art.  29.  Die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  oder  Kranken,  die 
mit  Einwilligung  der  Ortsl^eh  Orden  in  einem  neutralen  Hafen  gelandet 
sind,  sollen  sich,  falls  nicht  ein  Abkommen  entgegengesetzter  Art 
zwischen  dem  neutralen  und  den  kriegführenden  Staaten  besteht,  ein- 
verstanden erklären,  nicht  wieder  an  den  Operationen  des  Krieges 
teilzunehmen. 

Die  Ausgaben  f^r  Hospitalpflege  und  Unterhalt  sollen  von  dem 
Staat,  dem  diese  Schiffbrüchigen^  Verwundeten  und  Kranken  angehören, 
getragen  werden. 

Sektion  V. 
Die  Ausübung  des  Rechtes  der  Durohsuchunff. 

Art  80.  Die  Ausübung  des  Durchsuchungsrechtes  soll  während 
des  Krieges  auf  eigens  hiermit  beauftragte  und  hierzu  autorisierte  Kriegs- 
schiffe beschränkt  bleiben.  Konvoys  von  neutralen  Handelsschiffen  unter 
Bedeckung,  die  von  Kriegsschiffen  ihres  eigenen  Staates  begleitet  werden, 
sind  dem  Recht  der  Durchsuchung  enthoben  auf  spezielle  Versicherung 
des  Höchstkommandierenden  der  Bedeckung,  die  auf  gründlicher  In- 
formation beruht 

Art  31.  Der  Zweck  einer  Visitation  oder  Durchsuchung  eines 
Schiffes  ist: 

1.  Seine  Nationalität  festzustellen; 

2.  Sich  zu  vergewissem,  ob  Kriegskontrebande  am  Bord  ist; 

3.  Sich  zu  vergewissern,  ob  ein  Blockadebruch  beabsichtigt  oder 
begangen  ist; 
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4.  Sich  za  veigewissern ,  ob  das  Schiff  in  irgend  einer  Hinsicht 
im  Dienste  des  Feindes  thtttig  ist. 

Das  DuTcbsuchangsrecht  mufs  in  strengster  Übereinstimmung  mit 
den  vertragsmäfsigeu  Abmachungen,  die  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  anderen  Staaten  bestehen  und  mit  gebührender  Berücksichtigung  des 
betretenen  Schiffes,  ausgeübt  werden. 

Art  32.  Von  dem  anhaltenden  Schiff,  das  zu  der  Zeit  seine 
Flagge  Mhren  mufs,  soll  folgendes  Verfahren,  vorbehaltlich  besonderer 
Tertragsmäfsiger  Abmachungen,  eingeschlagen  werden: 

Das  Schiff  wird  durch  einen  blinden  Eanonenschnfs  angehalten« 
Wenn  dies  nicht  genügt,  es  zum  Beidrehen  zu  veranlassen,  wird  ein 
Schufs  vor  den  Bug  gefeuert  und  im  Falle  der  Flucht  oder  des  Wider- 
standes kann  Gewalt  angewendet  werden,  um  das  Schiff  zur  Übergabe 
zu  zwingen. 

Das  anhaltende  Schiff  soll  dann  eins  seiner  Beiboote  Ittngsseit 
schicken  mit  einem  befehlshabenden  Offizier,  der  ein  Seitengewehr  trägt, 
an  Bord,  um  die  Durchsuchung  zu  leiten.  Im  Boot  dürfen  Waffen 
mitgebracht  werden,  doch  soll  die  Besatzung  sie  nicht  anlegen.  Wenn 
der  Offizier  an  Bord  geht,  soll  er  von  nicht  mehr  als  zwei  unbewaffiieten 
Leuten  begleitet  sein  und  soU  zunächst  die  Schifi&papiere  prüfen,  um 
die  Nationalität  des  Schiffes,  die  Art  seiner  Ladung  und  den  Ab&hrts- 
und  Bestimmungshafen  festzustellen.  Wenn  die  Papiere  Eontrebande, 
einen  Verstofs  in  Bezug  auf  eine  Blockade  oder  einen  dem  Feinde  ge- 
leisteten Dienst  erweisen,  soll  das  Schiff  genommen  werden.  Andem- 
fidls  soll  es  frei  gegeben  werden,  wenn  nicht  verdächtige  Umstände 
eine  weitere  Durchsuchung  rechtfertigen.  Wenn  das  Schiff  freigegeben 
ist,  soll  von  dem  durchsuchenden  Offizier  ein  diesbeztlglicher  Eintrag 
ins  Logbuch  gemacht  werden. 

Art  33.  Ohne  Rücksicht  auf  den  Charakter  seiner  Ladung  oder 
B^ne  angegebene  Bestimmung  soll  ein  neutrales  Schiff  genommen  werden, 
wenn  es: 

!•  Versucht,  der  Durchsuchung  durch  Flucht  zu  entgehen;  doch 
mufs  dies  klar  zu  Tage  treten; 

2.  Sich  der  Durchsuchimg  mit  Gev^alt  widersetzt; 

3.  Qef^schte  Papiere  vorzeigt; 

4.  Nicht  mit  den  nötigen  Papieren  versehen  ist,  um  die  Gegenstände 
der  Durchsuchung  festzustellen; 

5.  Papiere  vernichtet,  entstellt  oder  verbirgt. 

Die  Papiere,  die  man  allgemein  an  Bord  eines  Schiffes  er- 
wartet, sind: 

1.  Der  Beilbrief. 

2.  Die  Liste  der  Besatzung  und  der  Passagiere. 

3.  Das  Logbuch. 

4.  Ein  Gesundheitspafs. 

5.  Ein  specifiziertes  Verzeichnis  der  Ladung. 

6.  Ein  Gharterbrief,  wenn  das  Schiff  gechartert  ist 

7.  Ein  Verzeichnifs  der  steuerbaren  Güter  und  Frachtbriefe. 
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Sektion  VI. 

KriesBOontrebande. 

Art  34.  Der  Ausdruck  „Kriegskontrebande"  nmfiirBt  nur  G^en- 
sttfnde,  die  kriegerischen  Zweck  nnd  Bestimmung  haben.  Solche  Gegen- 
stände werden  unter  zwei  Haupttitel  gebracht: 

1 .  Gegenstände,  die  in  erster  Linie  und  gewöhnlich  zur  Ejriegszeit 
für  militärische  Zwecke  verwandt  werden,  wie  zum  Beispiel  Waffen  und 
Ejriegsmunition,  Kriegsmaterial,  Eriegsschiffe  oder  Werkzeuge,  die  un- 
mittelbar zur  Herstellung  von  Kriegsmunition  dienen. 

2.  Gegenstände,  die  je  nach  den  Umständen  f\Xr  Kriegs-  oder 
Friedenszwecke  gebraucht  werden  können  und  gebraucht  werden. 

Gegenstände  der  ersten  Klasse,  die  für  feindliche  Häfen  oder 
für  vom  Feinde  besetzte  Orte  bestimmt  sind,  sind  immer  Kriegs- 
kontrebande. 

Gegenstände  der  zweiten  Klasse  sind  Kriegskontrebande,  wenn  sie 
wirklich  und  speziell  für  das  Militär  oder  die  Seestreitkräfte  des  Feindes 
bestimmt  sind. 

Im  Kriegsfalle  werden  die  Gegenstände,  die  bedingt  oder  unbedingt 
zur  Kriegskontrebande  gehören,  falls  sie  nicht  in  vorher  getroffenen 
und  bereits  gültigen  Verträgen  besonders  erwähnt  sind,  gebtlhrend  öffeotr 
lieh  bekannt  gegeben  werden« 

A  rt.  85.  Schiffe,  die  für  den  Feind  bestimmte  Kriegskontrebande 
tlhren,  sind,  gleichviel  ob  neutral  oder  nicht,  der  Wegnahme  und  An- 
haltung  ausgesetzt,  wenn  nicht  vertragsmäfsige  Abmachungen  es  ande^ 
weitig  vorgesehen  haben. 

Art.  86.  Folgende  Gegenstände  sollen,  solange  nichts  anderes 
bekannt  gegeben  ist,  für  Kriegskontrebande  gelten: 

Absolute  Kontrebande:  Schwere  Geschütze,  Maschinengeschtttze, 
sowie  alles  Zubehör  und  die  einzelnen  Teile  derselben,  Panzerplatten 
und  was  sonst  zur  offensiven  und  defensiven  Armierung  der  Kriegs- 
schiffe gehört;  Waffen  und  Instrumente  aus  Eisen,  Stahl,  Messing, 
Kupfer  oder  irgend  einem  andern  Material,  wenn  solche  Waffen  und 
Instrumente  für  den  Kriegsgebrauch  zu  Liand  oder  See  besonders  ge- 
eignet sind;  Torpedos  und  ihr  Zubehör;  Minengetäfse  für  Minen  jeg- 
lichen Materials ;  Maschinen  und  Transportmaterialien  wie  z.  B.  Lafetten, 
Munitionswagen,  Patronentaschen,  Feldschmieden,  Kantinen,  Pontons, 
Artillerievorräte,  tragbare  Entfernungsmesser,  Signalflaggen,  die  für  den 
Seedienst  bestimmt  sind ;  Munition  und  Explosivstoffe  aller  Art  und  ihre 
einzelnen  Teile;  Maschinen  zur  Fabrikation  von  Waffen  und  Kriegs- 
munition; Salpeter;  militärische  Ausrüstungen  und  Armatur  aller  Art; 
Pferde  und  Maulesel. 

Bedingte  Kontrebande:  Kohlen,  wenn  sie  für  eine  Marinestation 
oder  einen  Hafen,  den  der  Feind  benutzt,  für  ein  Schiff  oder  für  Schiffs 
des  Feindes  bestimmt  sind;  Material  zur  Herstellung  von  Eisenbahnen 
und  Telegraphen  sowie  Geld,  wenn  solches  Material  oder  solches  Geld 
für  die  Streitkräfte  des  Feindes  bestimmt  ist;   Lebensmittel^  wenn  sie 
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thatBttchlich   für  das   MilitKr  oder  die  Seestreitkräfte  des  Feindes  be- 
stimmt sind. 

Sektion  VII. 
Blockade. 

Art  37.  Blockaden  mUssen,  um  bindend  zu  sein,  wirksam  sein: 
das  beifst,  sie  müssen  von  einer  Streitkraft  anfrecbt  erhalten  werden, 
die  genügt,  um  den  Einlauf  in  den  Hafen  und  den  Auslaaf  ans  dem- 
selben gefährlich  zu  machen. 

Werden  die  blockierenden  Schiffe  von  stürmischem  Wetter  vertrieben 
nnd  kehren  ohne  Aufenthalt  auf  ihren  Posten  zurück,  so  ist  dadurch 
der  Bestand  der  Blockade  nicht  unterbrochen.  Verlassen  die  blockierenden 
Schiffe  ihren  Posten  freiwillig,  ausgenommen  für  Zwecke  der  Blockierung 
oder  werden  sie  vom  Feinde  vertrieben,  so  ist  die  Blockade  aufgegeben 
oder  unterbrochen.  Das  Aufgeben  oder  die  erzwungene  Unterbrechung 
einer  Blockade  erfordern  eine  neue  Ankündigung  der  Blockade. 

Art.  38.  Neutrale  Kriegsschiffe  müssen,  um  die  Blockade  zu 
passieren,  entweder  von  der  Regierung  des  Staates,  dessen  Schiffe  den 
EUifen  blockieren,  oder  von  dem  Oberbefehlshaber  oder  dem  ört- 
lichen Befehlshaber  der  Blockade  dazu  Erlaubnis  erhalten.  Wenn 
nötig,  sollen  diese  Schiffe  ihre  Identität  zur  Zufriedenheit  des  Örtlichen 
Befehlshabers  der  Blockade  nachweisen.  Wenn  militärische  Operationen 
oder  andere  Gründe  es  verlangen,  kann  die  Erlaubnis,  in  einen  blockierten 
Hafen  einzulaufen,  eingeschränkt  oder  verweigert  werden. 

Art.  39.  Die  Bekanntmachung  einer  Blockade  mufs  erfolgt  sein, 
ehe  neutrale  Schiffe  wegen  Verletzung  derselben  festgehalten  werden 
können.  Diese  Bekanntmachung  kann  durch  Proklamation  allgemein 
sein  und  den  neutralen  Staaten  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt 
werden,  oder  sie  kann  lokal  sein  und  den  Behörden  des  blockierten 
Hafens  und  den  neutralen  Eonsularbehörden  desselben  angezeigt  werden. 
Eine  spezielle  Bekanntmachung  kann  an  einzelne  Schiffe  erlassen  werden, 
welche  ordnungsmäfsig  in  ihre  Papiere  als  Warnung  eingetragen  wird. 
Eine  Bekanntgebung  an  einen  neutralen  Staat  genügt  als  Ankündigung 
für  dessen  Bürger  und  Unterthanen.  Steht  es  fest,  dafs*  ein  neutrales 
Schiff  von  der  Blockade  Kenntnis  oder  Nachricht  über  dieselbe  aus  irgend 
einer  Quelle  hat,  so  ist  es  nach  einer  Verletzung  oder  versuchten  Ver- 
letzung der  Blockade  der  Wegnahme  ausgesetzt. 

Die  Ankündigung  der  Blockade  soll  nicht  nu  die  Grenzen  der 
Blockade,  sondern  auch  die  genaue  Zeit  ihres  Anfangs  und  die  Frist  be- 
kannt geben,  die  einem  Schiff  zum  Löschen,  Wiederladen  und  Verlassen 
des  Hafens  gewährt  wird. 

Art  40.  Schiffe,  die  vor  einem  blockierten  Hafen  eintreffen,  haben, 
&lls  sie  vor  der  Ankündigung  ausgelaufen  sind,  auf  besondere  An- 
kündigung durch  eins  der  blockierenden  Schiffe  Anspruch.  In  solchem 
Fall  mufs  ein  Offizier  an  Bord  geschickt  werden,  der  den  Namen  des 
Schiffes,  das  die  Ankündigung  erläfst,  einen  Vermerk  des  Faktums  und 
der  Ausdehnung  der  Blockade,  sowie  Datum   and  Ort  seines  Besuches 
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mit  seiner  offiziellen  Namensonterfichrift  in  das  Logbuch  oder  die  Papiere 
des  Schi£fes,  eintrILgt.  Nach  dieser  Ankündigung  setzt  ein  Versuch 
von  Seiten  des  Schiffes,  die  Blockade  zu  verletzen,  dasselbe  der  Weg- 
nahme aus. 

Art.  41.  Sollte  es  sich  aus  den  Schifispapieren  oder  anderweitig 
ergeben,  dafs  das  Schiff  nach  dem  blockierten  Hafen  ausgelaufen  ist, 
nachdem  die  Thatsache  der  Blockade  dem  Lande  seines  Abgangshafens 
bekannt  gegeben  ist,  oder  nachdem  sie  in  jenem  Hafen  allgemein  be- 
kannt war,  ist  es  der  Wegnahme  oder  Zurückhaltung  als  Prise  aas- 
gesetzt. Gebührende  Rücksicht  ist  in  dieser  Sache  auf  alle  VertrSge  za 
nehmen,  die  anderweitiges  bestimmen. 

Art.  42.  Ein  neutrales  Schiff  kann  in  gutem  Glauben  nach 
einem  blockierten  Hafen  auslaufen,  mit  einem  allenfallsigen  zweiten  Ziel, 
für  das  es  sich  entscheiden  soll,  nachdem  es  in  einem  dazwischenliegenden 
Hafen  Information  über  die  Fortdauer  der  Blockade  erhalten  hat  In 
solchem  Falle  darf  es  seine  Fahrt  nach  dem  blockierten  Hafen  nicht  fort- 
setzen,  um  die  genannte  Erkundigung  über  den  Stand  der  Blockade  erst 
dort  einzuziehen,  sondern  es  mufs  sich  dieselbe  unterwegs  verschafieo 
und  über  seinen  Kurs  entscheiden,  ehe  es  in  verdächtige  Nähe  kommt; 
und  wenn  die  Blockade  mit  gehöriger  Ankündigung  formell  verhängt  ist, 
unterwirft  ein  begründeter  Zweifel  an  dem  guten  Glauben  der  fortgesetzten 
Fahrt  es  der  Wegnahme. 

Art.  43.  Neutrale  Schiffe,  die  sich  zur  Zeit  der  Verhängung  einer 
Blockade  im  Hafen  vorfinden,  erhalten,  falls  sie  nicht  anderweitige  direkte 
Order  bekommen,  eine  Frist  von  30  Tagen,  von  der  Verhängung  der 
Blockade  an  gerechnet,  um  ihre  Ladung  einzunehmen  und  aus  solchem 
Hafen  abzufahren. 

Art.  44.  Ein  Schiff,  das  beabsichtigt  eine  Blockade  zu  brechen, 
ist  der  Wegnahme  und  Verurteilung  unterworfen,  von  der  Abfahrt  ans 
dem  heimatlichen  Hafen  an,  bis  zu  seiner  Kückkehr,  wenn  die  Blockade 
des  Hafens  nicht  inzwischen  aufgehoben  ist. 

Art.  45.  Die  Besatzungen  neutraler  Schiffe,  die  eine  Blockade  ver- 
letzen oder  zu  verletzen  versuchen,  sollen  nicht  vne  Kri^sgefangene 
behandelt  werden,  doch  sollen  diejenigen  Offiziere  und  Mannschaften 
derselben,  deren  Zeugnis  vor  dem  Prisengericht  wÜnschenwert  erscheint, 
als  Zeugen  zurückbehalten  werden. 

•  Sektion  Vm. 

Das  Einacliioken  von  Priaen. 

Art  46.  Prisen  sollen  zur  Aburteilung,  wenn  nichts  anderes  an- 
geordnet ist,  in  den  nächsten  passenden  Hafen  innerhalb  des  Hoheits- 
gebietes der  Vereinigten  Staaten  geschickt  werden,  in  dem  ein  Prisen- 
gericht seinen  Sitz  hat. 

Art  47.  Die  Prise  soll  dem  Prisengericht  möglichst  in  derselben 
Verfassung  überliefert  werden,  in  der  sie  sich  zur  Zeit  der  W^;nahme 
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be&nd,  und  zu  diese  Zweck  sollen  ihre  Papiere  zur  Zeit  der  Wegnahme 
Borgföltig  versiegelt  und  in  Gewahrsam  des  Prisenmeisters  gehalten  werden. 

Art.  48.  Alle  Zeugen,  deren  Zeugnis  zor  Ahnrteilang  der  Prise 
nötig  ist,  sollen  zmückgehalten  und  mit  ihr  vor  Gericht  geschickt 
werden,  nnd  wenn  die  Umstände  es  erlauben,  soll  der  Offizier,  der  die 
Durchsuchung  ausführt,  als  Prisenmeister  fungieren. 

Die  in  Elraft  befindlichen  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten,  Prisen 
nnd  Prisenfälle  betreffend,  müssen  von  Offizieren  und  Mannschaften  der 
Marine  der  Vereinigten  Staaten  strenge  befolgt  werden. 

Art  49.  Der  Eigentumsanspruch  einer  genommenen  Prise  kann  erst 
durch  eine  vom  Prisengericht  getroffene  Entscheidung  auf  jemand  anders 
übergehen.  Wenn  aber  das  Schiff  oder  seine  Ladung  zu  sofortigem  staat- 
lichem Gebrauch  nötig  ist,  darf  es  zu  solchem  Gebrauch  verwandt  werden, 
nachdem  ein  sorgf^tiges  Inventar  und  eine  Taxation  von  unparteiischen  Per- 
sonen gemacht  worden  tmd  der  Prisengerichtshof  davon  benachrichtigt  ist 

Art  50.  Wenn  triftige  Gründe  vorliegen,  weshalb  rechtmäfsig 
genommene  Schiffe  nicht  zur  Aburteilung  geschickt  werden  können, 
z.  B.  Seeuntüchtigkeit,  das  Vorhandensein  ansteckender  Krankheiten 
oder  der  Mangel  an  einer  Besatzung  der  Prise,  dann  dürfen  diese 
Schiffe  abgeschätzt  und  verkauft,  oder  wenn  das  nicht  geschehen  kann, 
zerstört  werden.  Die  drohende  Gefiihr  der  Wiederwegnahme  der  Prise 
kann  ihre  Zerstörung  rechtfertigen,  im  Falle  kein  Zweifel  herrscht,  dafs 
das  Schiff  eine  rechtmäfsige  Prise  war.  In  vallen  solchen  Fällen  aber 
müssen  sämtliche  Papiere  und  anderen  Beweisstücke  dem  Prisengericht 
eingeschickt  werden,  damit  eine  ordnungsmäfsige  Entscheidung  getroffen 
werden  kann. 

Section   IX. 

WaffenatillBtand,  Waffenruhe,  Kapitulationen  und  Verletaun^en 

der  Kriegsgesetae. 

Art  51.  Der  Oberbefehlshaber  einer  Seestreitmacht  der  Ver- 
einigten Staaten  kann  ohne  specielle  Vollmacht  mit  dem  Oberbefehls- 
haber der  feindlichen  Streitkräfte  eine  Waffenruhe  oder  eine  Kapitu- 
lation abschliefsen,  doch  bleibt  beides  auf  ihre  respektiven  Commandos 
beschränkt 

Ein  allgemeiner  Waffenstillstand  bedarf  einer  Übereinkunft  der 
respektiven  kriegführenden  Regierungen. 

Art  52.  Der  Kapitulierende  darf,  nachdem  er  in  die  Kapitulation 
eingewilligt  oder  sie  unterzeichnet  hat,  die  Schiffe,  das  Eigentum  oder 
die  Vorräte  in  seinem  Besitze,  die  er  ausliefern  soll,  weder  beschädigen 
noch  zerstören,  wenn  ihm  das  Recht  dazu  nicht  ausdrücklich  in  der 
Übereinkunft  oder  der  Kapitulation  vorbehalten  ist 

Art  53.  Die  Anzeige  der  Beendigung  der  Feindseligkeiten  mufs, 
ehe  darnach  gehandelt  wird,  von  einem  Oberbefehlshaber  einer  See- 
streitkraft in  Empfang  genommen  sein. 

Sofern  nichts  anderes  vereinbart  ist,  sind  Kriegshandlungen,  die 
nach    dem   Empfang    der   offiziellen    Nachricht    des   Abschlusses    eines 
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FriedensTertrageB  oder  eines  WaffenstiÜBtandes  begangen  sind,  rechts- 
widrig und  wirkungslos. 

Art  54.  Die  die  Gesetze  fOr  den  Landkrieg  betreffenden  Ver- 
ordnungen, welche  für  die  Armeen  der  Vereinigten  Staaten  in  Kraft 
sind,  werden  auch  die  Marine  der  Vereinigten  Staaaten  leiten,  wenn 
die  Umstände  sie  anwendbar  machen  und  wofern  sie  mit  den  vor- 
stehenden Verordnungen  nicht  in  Widerspruch  stehen. 

Art.  55.  Die  vorstehenden  Vorschriften  sind  mit  der  Zustimmung 
des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  erlassen  zur  Richtschnur  ftLr  aUe 
Personen,  die  der  Marine  angehören,  unbeschadet  aller  Gresetze  und 
Vertrüge  der  Vereinigten  Staaten,  die  jetzt  in  Kraft  sind  oder  späterhin 
au%e8tellt  werden  mögen. 


IL 
Text  des  „Naval  war  Code''  von  1900. 

General  Order, 
No.  551. 

Navy  Department,  Washington,  June  27,  1900. 

The  foUowing  code  of  naval  warfare,  prepared  for  the  guidanoe 
and  use  of  the  naval  service  by  Capt.  Charles  H.  Stockton,  United 
Staates  Navy,  under  the  direction  of  the  Secretary  of  the  Navy,  having 
been  approved  by  the  President  of  the  United  Staates,  is  published 
for  the  use  of  the  Navy  and  for  the  infonnation  of  all  concemed. 

John  D.  Longj  Secretary. 

The  laws  and  usagres  of  war  at  sea. 

SECTIO  N  I. 

HoBtilitiea. 

Article  1.  The  general  object  of  war  is  to  procure  the  com- 
plete  Submission  of  the  enemy  at  the  earliest  possible  period,  with  tbe 
least  expenditure  of  life  and  property. 

The  special  objects  of  maritime  war  are:  The  capture  or  de- 
struction  of  the  military  and  naval  forces  of  the  enemy;  of  his  forti- 
fications,  arsenals,  diy  docks  and  dockyards;  of  his  various  militaiy 
and  naval  establishments ,  and  of  his  maritime  commerce;  to  prevent 
his  procuring  war  material  irom  neutral  sources;  to  aid  and  assist 
military  Operations  on  land,  and  to  protect  and  defend  the  national 
territoiy,  property,  and  sea-bome  commerce. 

Art.  2.  The  area  of  maritime  warfare  comprises  the  high  seas 
or  other  waters  that  are  under  no  Jurisdiction,  and  the  territorial  waters 
of  belligerents.     Neither  hostilities  nor  any  belligerent  right,  such  as 
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that  of  Visitation  and  searchf  shall  be  exercised  in  the  territorial  waten 
of  neutral  States. 

The  territorial  waters  of  a  State  extend  seaward  of  the  distance 
of  a  marine  league  from  the  low-water  mark  of  its  coast  line.  They 
also  include,  to  a  reasonable  extent,  which  is  in  many  cases  determineid 
hy  usage,  adjacent  parts  of  the  sea,  such  as  bajs,  gulfs,  and  estuaries 
inclosed  within  headlands;  and  where  the  territoiy  by  which  they  are 
indosed  belongs  to  two  or  more  States,  the  marine  limits  of  such  States 
are  usoally  defined  by  conventional  lines. 

A  r  t.  3.  Military  necessity  permits  measnres  that  are  indispensable 
for  securing  the  ends  of  the  war  and  that  are  in  accordance  with 
modern  laws  and  usages  of  war. 

It  does  not  permit  wanton  devastation,  the  use  of  poison,  or  the 
doing  of  any  hostile  act  that  would  make  the  return  of  peace  unne- 
cessarily  difficult 

Noncombatants  are  to  be  spared  in  person  and  property  during 
bostilities,  as  much  as  the  necessities  of  war  and  the  conduct  of  such 
noncombatants  will  permit 

The  launching  of  projectiles  and  explosives  from  balloons,  or  by 
other  new  methods  of  a  similar  nature,  is  prohibited  for  a  term  of  five 
years  by  the  Declaration  of  The  Hague,  to  which  the  United  States 
became  a  party.  This  rule  does  not  apply  when  at  war  with  a  nou- 
contracting  Power. 

Art.  4.  The  bombardment,  by  a  naval  force,  of  unfortified  and 
undefended  towns,  viUages,  or  buildings  is  forbidden,  except  when  such 
bombardment  is  incidental  to  the  destruction  of  military  or  naval 
eetablishments,  public  depots  of  munitions  of  war,  or  vessels  of  war  in 
port,  or  unless  reasonable  requisitions  for  provisions  and  supplies 
eseential,  at  the  time,  to  such  naval  vessel  or  vessels  are  forcibly  with- 
held,  in  which  case  due  notice  of  bombardment  «shall  be  glven. 

The  bombardment  of  unfortified  and  undefended  towns  and  places 
for  the  nonpayment  of  ransom  is  forbidden. 

Art.  5.  The  following  rules  are  to  be  foUowed  with  regard  to 
submarine  telegraphic  cables  in  time  of  war,  irrespective  of  their 
ownership : 

(a)  Submarine  telegraphic  cables  between  points  in  the  territory 
of  an  enemy,  or  between  the  territory  of  the  United  States  and  that 
of  an  enemy ,  are  subject  to  such  treatment  as  the  necessities  of  war 
may  require. 

(&)  Submarine  tel^raphic  cables  between  the  territory  of  an  enemy 
and  neutral  territoiy  may  be  interrupted  within  the  territorial  Jurisdiction 
of  the  enemy. 

(c)  Submarine  telegraphic  cables  between  two  neutral  territories 
sball  be  held  invioUble  and  free  from  interruption. 

Art  6.  If  military  necessity  should  require  it,  neutral  vessels 
fonnd  within  the  limits  of  belligisrent  authority  may  be  seized  and 
destroyed  or  otherwise  utilized  for  militaiy  purposes,  but  in  such  cases 
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the  ownerB  of  neutral  vessels  must  be  fdlly  recompensed.  The  amount 
of  the  indemnity  shonld,  if  practicable,  be  agreed  on  in  advance  with 
the  owner  or  master  of  the  vessel.  Dne  regard  mnst  be  had  to  treaty 
stipolations  upon  these  matters. 

Art  7.  The  ose  of  false  colors  in  war  is  forbidden,  and  wben 
Bummoning  a  vessel  to  lie  to,  or  before  firing  a  gon  in  action,  the 
national  colors  should  be  displayed  by  vessels  of  the  United  States. 

Art  8.  In  the  event  of  an  enemy  failing  to  observe  the  laws 
and  iisages  of  war,  if  the  offender  is  beyond  reach,  resort  may  be  had 
to  reprisals,  if  snch  action  should  be  considered  a  necessity;  bnt  dae 
regard  must  always  be  had  to  the  duties  of  humanity.  Reprisals  should 
not  exceed  in  severity  the  offense  committed,  and  must  not  be  resorted 
to  when  the  injury  complained  of  has  been  repaired. 

If  the  offender  is  within  the  power  of  the  United  States  he  can 
be  punished,  ailer  due  trial,  by  a  properly  constituted  military  or  naval 
tribunal.  Such  offenders  are  liable  to  the  punishments  speeified  by  tiie 
criminal  law. 

SECTION  IL 

BelligerentB. 

Art.  9.  In  addition  to  the  armed  forces  duly  constituted  for 
an  d  warfare,  the  following  are  recognized  as  armed  forces  of  the  State. 

(1)  The  officers  and  men  of  the  Navy,  Nayal  Reserve,  Naval 
Militia,  and  their  auxiliaries. 

(2)  The  officers  and  men  of  all  other  armed  vessels  cmising 
under  lawful  authority. 

Art  10.  In  case  of  capture,  the  personnel  of  the  armed  forces 
or  armed  vessels  of  the  enemy,  whether  combatants  or  noncombatants, 
are  entitled   to  receive  the  humane  treatment  due  to  prisoners  of  war. 

The  personnel  of  all  public  unarmed  vessels  of  the  enemy,  either 
owned  or  in  bis  service  as  auxiliaries,  are  liable,  upon  capture,  to 
detention  as  prisoners  of  war. 

The  personnel  of  merchant  vessels  of  an  enemy  who,  in  seif' 
defense  and  in  protection  of  the  vessel  placed  in  their  chaige,  resist 
an  attack ,   are  entitled  ^  if  captured,  to  the  Status  of  prisoners  of  war. 

Art  11.  The  personnel  of  a  merchant  vessel  of  an  enemy  cap- 
tured as  a  prize  can  be  held,  at  the  discretion  of  the  captor,  as  wit- 
nesses,  or  as  pi  isoners  of  war  when  by  training  or  enrollment  ihey 
are  immediately  available  for  the  naval  service  of  the  enemy,  or  they 
may  be  released  from  detention  or  confinement.  They  are  entitled  to 
their  personal  effects  and  to  such  individual  property,  not  oontraband 
of  war,  as  is  not  held  as  part  of  the  vessel,  its  equipment,  or  as  money, 
plate,  or  cargo  contained  therein. 

All  passengers  not  in  the  service  of  the  enemy,  and  all  women 
and  children  on  board  such  vessels  should  be  released  and  landed  at 
a  convenient  port,  at  the  first  opportunity. 
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Any  person  in  the  naval  Service  of  the  United  States  who  pillages 
or  maltreats,  in  anj  manner,  any  person  found  on  board  a  merchant 
Teesei  captored  as  a  prize,  sball  be  severelej  pnnished. 

Art.  12.  Tbe  United  States  of  America  acknowledge  and  protect, 
in  hostile  countries  occupied  by  their  Forces,  religion  and  morality; 
the  persons  of  tbe  inbabitants,  especiallj  tbose  of  women;  and  the 
sacredness  of  domestic  relations.  Offenses  to  tbe  contrary  sball  be 
rigorously  punisbed. 

SECTION  in. 

Belligerent  and  19'eatral  Vessels. 

Art  13.  All  public  vessels  of  tbe  enemy  are  subject  to  captnre, 
except  tbose  engaged  in  porely  cbaritable  or  scientific  porsuits,  in  voyages 
of  discovery,  or  as  bospital  ships  under  the  regolations  bereinafter 
mentioned. 

Cartel  and  other  vessels  of  tbe  enemy,  fornisbed  with  a  proper 
safe-conduct ,  are  exempt  firom  capture,  nnless  engaged  in  traide  or 
belligerent  Operations. 

Art  14.  All  merchant  vessels  of  tbe  enemy,  except  coast  fisbing 
vessels  innocently  employed,  are  subject  to  capture,  unless  exempt  by 
treaty  stipulations. 

In  case  of  military  or  other  necessity,  merchant  vessels  of  an  enemy 
may  be  destroyed,  or  they  may  be  retained  for  tbe  Service  of  the 
Government.  Wbenever  captured  vessels,  arms,  munitions  of  war,  or 
other  material  are  ^estroyed  or  taken  for  tbe  use  of  tbe  United  States 
before  Coming  into  tbe  custody  of  a  prize  court,  they  sball  be  surveyed, 
appraised,  and  inventoried  by  persons  as  competent  and  impartial  as 
ean  be  obtained;  and  tbe  survey,  appraisement,  and  inventory  shaU  be 
sent  to  tbe  prize  court  wbere  proceedings  are  to  be  beld. 

Art.  15.  Merchant  vessels  of  the  enemy  that  bave  sailed  from 
a  port  witbin  the  Jurisdiction  of  tbe  United  States,  prior  to  the 
declaration  of  war,  sball  be  allowed  to  proceed  to  their  destination, 
unless  they  are  engaded  in  carrying  contraband  of  war  or  are  in  tbe 
military  Service  of  the  enemy. 

Merchant  vessels  of  the  enemy,  in  ports  witbin  the  Jurisdiction 
of  tbe  United  States  at  the  outbreak  of  war,  sball  be  allowed  thirty 
days  after  war  bas  begun  to  load  their  cargoes  and  depart,  and  sball 
thereafter  be  permitted  to  proceed  to  their  destination,  unless  they  are 
engaged  in  carrying  conträband  of  war  or  are  in  the  military  Service 
of  the  enemy. 

Merchant  vessels  of  the  enemy,  which  sball  bave  sailed  firom  any 
foreign  port  for  any  port  witbin  the  Jurisdiction  of  the  United  States 
before  tbe  declaration  of  war,  sball  be  permitted  to  enter  and  dis- 
cbaige  their  cargo  and  thereafter  to  proceed  to  any  port  not  blockaded. 

Art  16.     Neutral  vessels  in  the  militaiy  or  naval  Service  of  the 


402       I^  Seekriegsrecht  in  den  Vereinigteii  Staaten  von  Amerika. 

enemy,  or  ander  tbe  control  of  the  enemy  for  militaiy  or  naval  pnr- 
poses,  are  snbject  to  captore  or  destmction. 

Art  17.  Vessels  of  war  of  tbe  United  States  may  take  sheLter 
doring  war  in  a  neutral  port  snbject  to  the  limitations  that  the 
anthorities  of  the  port  may  prescribe  as  to  the  number  of  belligerent 
yessels  to  be  admitted  into  the  port  at  any  one  time.  This  shelter, 
which  iB  allowed  by  comity  of  nations,  may  be  availed  of  for  the 
pnrpose  of  evading  an  enemy,  from  stress  of  weather,  or  to  obtain 
snpplies  or  repairs  that  the  yessel  needs  to  enable  her  to  continne  her 
Yoyage  in  safety  and  to  reach  the  nearest  port  of  her  own  conntry. 

Art.  18.  Such  yessel  or  vessels  mnst  confonn  to  the  regolations 
prescribed  by  the  anthorities  of  the  neutral  port  with  respect  to  the 
place  of  anchorage,  the  limitation  of  the  stay  of  the  yessel  in  port, 
and  the  time  to  elapse  before  sailing  in  pnrsnit  or  after  the  departore 
of  a  yessel  of  the  enemy. 

No  increase  in  the  armament,  military  storee,  or  in  the  number 
of  the  crew  of  a  yessel  of  war  of  the  United  States  shall  be  attempted 
during  the  stay  of  such  yessel  in  a  neutral  port. 

Art.  19.  A  neutral  yessel  canying  the  goods  of  an  enemy  is, 
wit  her  cargo,  exempt  from  capture,  except  when  carrying  oontraband 
of  war  or  endeayoring  to  eyade  a  blockade. 

Art.  20.  A  neutral  yessel  carrying  hostile  dispatches,  when 
sailing  as  a  dispatch  yessel  practically  in  the  senrice  of  the  enemy ,  is 
liable  to  seizure.  Mail  steamers  under  neutral  flags  carrying  such 
dispatches  in  the  regulär  and  customary  manner,  either  as  a  part  of 
their  mail  in  their  mail  bags,  or  separately  as  a  matter  of  aocommodation 
and  without  special  arrangement  or  remuneration ,  are  not  liable  to 
seizure  and  should  not  be  detained,  except  upon  clear  grounds  of 
suspicion  of  a  yiolation  of  the  laws  of  war  with  respect  to  contraband, 
blockade,  or  nnneutral  seryice,  in  which  case  the  mail  bags  mnst  be 
forwarded  with  seals  unbroken. 

SECTION  IV. 
Hospital  BMps — ^the  Shipwreoked,  Sick,  and  Wonnded. 

Art  21.  Military  hospital  ships — that  is  to  say,  yessels  con- 
structed  or  fitted  out  by  the  belligerent  States  for  the  special  and  sole 
pnrpose  of  assisting  the  wounded,  sick,  or  shipwrecked,  and  whoee 
names  haye  been  communicated  to  the  respectiye  Powers  at  the  opening 
or  in  the  course  of  hostilities,  and  in  any  case  before  they  are  so 
employed,  shall  be  respected,  and  are  not  liable  to  capture  during  tbe 
period  of  hostilities. 

Such  ships  shall  not  be  classed  with  warships,  with  respect  to  the 
matter  of  sojoum  in  a  neutral  port 

Art  22.  Hospital  ships  fitted  out,  in  whole  or  in  part,  at  the 
ezpense  of  private  individuals,  or  of  officially  rocognized  relief  societies, 
shall    likewise   be  respected   and   exempt   from  capture,   provided  the 
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belligerent  Power  to  whom  they  are  snbject  has  giyen  them  an  official 
oommission  and  lias  notified  the  hoetile  Power  of  the  names  of  sach 
Bhips  at  tbe  beginning  or  in  the  course  of  hostilities,  and  in  any  case 
before  they  are  employed. 

These  ships  should  be  fiimished  with  a  certificate,  issued  by  the 
proper  anthorities,  setting  forth  that  they  were  ander  the  control  of 
sach  anthorities  dnring  their  eqnipment  and  at  the  time  of  their  final 
departnre. 

Art.  23.  The  yessels  mentioned  in  articles  21  and  22  shall 
afford  relief  and  assistance  to  the  wounded,  sick,  and  shipwrecked  of 
the  belligerents  withont  distinction  of  nationality. 

It  18  strictly  forbidden  to  nse  these  yessels  for  any  military  pnrpose. 

These  yessels  mnst  not  in  any  way  hamper  the  moyements  of  the 
combatants. 

Döring  and  immediately  after  engagements  they  act  at  their  own 
riflk  and  peril. 

The  belligerents  haye  the  right  to  control  and  yisit  snch  yessels; 
ibey  vaaj  decline  their  Cooperation,  require  them  to  withdraw,  prescribe 
for  them  a  fixed  coorse,  and  place  a  commissioner  on  board;  they  may 
eyen  detain  them,  if  reqnired  by  military  necessity. 

When  practicable,  the  belligerents  shall  enter  npon  the  log  of 
hospital  ships  snch  Orders  as  they  may  giye  them. 

Art  24.  Military  hospital  ships  shall  be  distingnished  by  being 
painted  white  oatside,  with  a  horizontal  band  of  green  abont  1^/2  meters 
Wide. 

The  ships  designated  in  article  22  shall  be  distingnished  by  being 
painted  white  ontside,  with  a  horizontal  band  of  red  abont  IV2  meters 
Wide. 

The  boats  of  hospital  ships,  as  well  as  small  crait  that  may  be 
devoted  to  hospital  seryice,  shall  be  distingnished  by  being  painted  in 
the  same  colors. 

Hospital  ships  shall,  in  general,  make  themselyes  known  by  hoisting, 
with  their  national  flag,  the  white  flag  with  a  red  cross  prescribed  by 
the  Oeneya  Gonyention. 

Art  25.  Merchant  yessels,  yachts,  or  neutral  yessels  that  happen 
to  be  in  the  yicinity  of  actiye  maritime  hostilities,  may  gather  np  the 
wonnded,  sick,  or  shipwrecked  of  the  belligerents.  Such  yessels,  after 
this  seryice  has  been  performed,  shall  report  to  the  belligerent  Com- 
mander Controlling  the  waters  thereabouts,  for  future  directions,  and 
while  accompanying  a  belligerent  will  be,  in  all  cases,  ander  bis  Orders ; 
and  if  a  neutral,  be  designated  by  the  national  flag  of  that  belligerent 
carried  at  the  foremasthead,  with  the  red  cross  flag  flylng  immediately 
ander  it 

These  yessels  are  sabject  to  captore  for  any  yiolation  of  nentrality 
that  they  may  commit  Any  attempt  to  carry  off  sach  woanded,  sick, 
and  shipwrecked,  withoat  permissioa,  is  a  yiolation  of  nentrality.  They 
are  also  subject,  in  general,  to  the  proyisions  of  article  28. 
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Art.  26.  The  religions,  medical,  and  hospital  personnei  of  an j 
vessel  captnred  daring  hostilities  shall  be  inviolable  and  not  sabject  to 
be  made  prisoners  of  war.  They  shall  be  permitted,  upon  leaving  the 
ship,  to  carry  with  them  those  articles  and  iustmmentB  of  sorgery  wbieh 
are  their  private  property. 

Sach  personnei  shall  continne  to  ezercise  their  fhnctions  as  long 
as  may  be  necessary,  whereupon  they  may  withdraw  when  the  Com- 
mander in  chief  deems  it  possible  to  do  so. 

The  belligerents  shall  insure  to  such  personnei,  when  falling  into 
their  hands,  the  free  exercise  of  their  functions,  the  receipt  of  saUrieSf 
and   entire  freedom  of  movement,   nnless  a  military  necessity  preventk 

Art.  27.  Sailors  and  soldiers,  embarked  when  sick  or  woonded, 
shall  be  protected  and  cared  for  by  the  captors,  no  matter  to  what 
nation  they  may  belong. 

Art.  28.  The  shipwrecked,  wonnded,  or  sick  oftheeoemy,  who 
are  captured,  are  considered  prisoners  of  war.  The  captor  most  decide, 
according  to  circumstances ,  whether  it  is  expedient  to  keep  them  or 
send  them  to  a  port  of  bis  own  coantry,  to  a  neutral  port,  or  even 
to  a  port  of  the  enemy.  In  the  last  case,  the  prisoners  thus  retnmed 
to  their  coantry  can  not  serve  again  during  the  period  of  the  war. 

Art.  29.  The  shipwrecked,  wounded,  or  sick,  who  are  landed 
at  a  neutral  port  with  the  consent  of  the  local  anthorities,  shall,  valem 
there  ezist  an  agreement  to  the  contrary  between  the  nentral  State 
and  the  belligerent  States,  agree  that  they  will  not  again  take  part  in 
the  Operations  of  war. 

The  expenses  of  hospital  care  and  of  intemment  shall  be  hone 
by  the  State  to  which  such  shipwrecked,  wounded,  or  sick  belong. 

SECTION  V. 
The  Exercise  of  the  Bight  of  Searoh. 

Art  30.  The  exercise  of  the  right  of  search  daring  war  shall 
be  confined  to  properly  commissioned  and  authorized  vessels  of  war. 
ConvojE  of  nentral  merchant  vessels,  ander  escort  of  vessels  of  war  of 
their  own  State,  are  exempt  from  the  right  of  search,  apon  proper 
assarances,  based  on  thoroagh  examination,  from  the  Commander  of  the 
convoy. 

Art.  31.     The  object  of  the  visit  or  search  of  a  vessel  is: 

(1)  To  determine  its  nationality. 

(2)  To  ascertain  whether  contraband  of  war  is  on  board. 

(3)  To  ascertain  whether  a  breach  of  blockade  is  intended  or  has 
been  committed. 

(4)  To  ascertain  whether  the  vessel  is  engaged  in  any  capacity 
in  the  Service  of  the  enemy. 

The  right  of  search  mast  be  exercised  in  strict  conformity  with 
treaty  provisions  existing  between  the  United  States  and  other  Statei 
and  wiüi  proper  consideration  for  the  vessel  boarded. 
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Art  82.  The  foUowing  mode  ofprocedure,  Babject  to  any  special 
treaty  sdpulations ,  is  to  be  foUowed  by  the  boarding  vessel,  whose 
GolozB  mnst  be  displayed  at  the  time: 

The  yessel  is  bronght  to  by  firing  a  gnn  with  blank  charge.  1£ 
this  is  not  snfficient  to  cause  her  to  lie  to,  as  shot  is  fired  across  the 
bowB,  and  in  case  of  flight  or  resistance  force  can  be  nsed  to  compel 
the  yessel  to  surrender. 

The  boarding  vessel  should  then  send  one  of  its  smaller  boats 
alongside,  with  an  officer  in  charge  wearing  side  anns,  to  conduct  the 
Bearch.  Arms  may  be  carried  in  the  boat,  but  not  upon  the  persons 
of  the  men.  When  tbe  officer  goes  on  board  of  the  vessel  he  may  be 
accompanied  by  not  more  than  two  men,  unarmed,  and  he  should  at 
fint  ezamine  the  vesseFs  papers  to  ascertain  her  nationality,  the  nature 
of  the  cargo,  and  the  porte  of  departure  and  destination.  K  the  papers 
ahow  contraband,  an  o£fense  in  respect  of  blockade,  or  enemy  senrice, 
the  vessel  should  be  seized;  otherwise  she  should  be  released,  unless 
nupicious  circumstances  justiiy  a  Luther  search.  If  the  vessel  be 
released,  an  entry  in  the  log  book  to  that  effect  should  be  made  by 
the  boarding  officer. 

Art  33.  Irrespective  of  the  character  of  her  cargo,  or  her 
porported  destination,  a  neutral  vessel  should  be  seized  if  she: 

(1)  Attempts  to  avoid  search  by  escape ;  but  this  must  be  clearly 
evident. 

(2)  Resists  search  with  violence. 
(8)   Presents  fraudulent  papers. 

(4)  Is  not  supplied  with  the  necessary  papers  to  establish  the 
objects  of  search. 

(5)  Destroys,  defaces,  or  conceals  papers. 

The  papers  genendly  expected  to  be  on  board  of  a  vessel  are: 

(1)  The  register. 

(2)  The  crew  and  passenger  list. 
(8)    The  log  book. 

(4)  A  biU  of  health. 

(5)  The  manifest  of  cargo. 

(6)  A  charter  party,  if  the  vessel  is  chartered. 

(7)  Invoices  and  biUs  of  ladlng. 

8ECTI0N  VI. 
Contraband  of  War. 

Art  84.  The  term  ''contraband  of  war"  includes  only  artides 
having  a  belligerent  destination  and  purpose.  Such  artides  are  classed 
vnder  two  general  heads: 

(1)  Articles  that  are  primarily  and  ordinarily  used  for  military 
porposes  in  time  of  war,  such  as  arms  and  munitions  of  war,  military 
Ottterial,  vessels  of  war,  or  [instruments  made  for  the  immediate  manu- 
&cture  of  munitions  of  war. 
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(2)  Articles  that  may  be  and  are  nsed  for  pnrposes  of  war  or 
peace,  according  to  circumstanceB. 

Articles  of  tlie  firsi  class,  destined  for  ports  of  the  enemy  or 
places  occapied  by  his  forces,  are  always  contraband  of  war. 

Articles  of  the  second  class,  when  actually  and  especially  destined 
for  the  military  or  naval  forces  of  the  enemy,    are  contraband  of  war. 

In  case  of  war,  the  articles  that  are  conditionally  and  unconditio- 
nallj  contraband,  when  not  specifically  mentioned  in  treaties  previotislj 
made  and  in  force,  will  be  dulj  annoonced  in  a  public  manner. 

Art.  35.  Vessels,  whether  neutral  or  otherwise,  canying  contn* 
band  of  war  destined  for  the  enemy,  are  liable  to  seizure  and  detention, 
unless  treaty  stipulations  otherwise  provide. 

A  r't.  36.  Until  otherwise  announced ,  the  following  articles  are 
to  be  treated  as  contraband  of  war: 

ÄbsoUUely  contraband,  —  Ordnance;  machine  guns  and  tbeir 
appliances  and  the  parts  thereof;  armor  plate  and  whatever  pertuos 
to  the  offensive  and  defensive  armament  of  naval  vesseb;  arms  and 
Instruments  of  iron ,  steel ,  brass ,  or  copper ,  or  of  any  other  material, 
such  arms  and  instrumenta  being  especially  adapted  for  use  in  war  bj 
land  or  sea;  torpedoes  and  their  appurtenances ;  cases  for  mines,  of 
whatever  material;  engineering  and  transport  materiab,  such  as  gun 
carriages,  caissons,  cartridge  boxes,  campaigning  forges,  canteens. 
pontoons;  ordnance  stores;  portable  ränge  finders;  signal  flags  destined 
for  naval  use;  ammunition  and  explosives  of  all  kinds  and  their  com- 
ponent  parts ;  machinery  for  the  manufacture  of  arms  and  munitions  of 
war;  saltpeter;  military  accouterments  and  equipments  of  all  sorts; 
horses  and  mules. 

Conäitionäüy  contraband,  —  Goal,  when  destined  for  a  nsTsI 
Station,  a  port  of  call,  or  a  ship  or  ships  of  the  enemy;  materials  for 
the  construction  of  railways  or  telegraphs;  and  money,  when  such 
materials  or  money  are  destined  for  the  enemy's  forces;  provisions, 
when  actually  destined  for  the  enemy^s  militaiy  or  naval  forces. 

SECTION  VII. 
BlookaxLe. 

Art.  37.  Blockades,  in  order  to  be  binding,  must  be  effective; 
that  is,  they  must  be  maintained  by  a  force  sufßcient  to  render  bazar- 
dous  the  ingress  to  or  egress  from  a  port. 

If  the  blockading  force  be  driven  away  by  stress  of  weather  and 
retum  without  delay  to  its  Station ,  the  continuity  of  the  blockade  is 
not  thereby  broken.  If  the  blockading  force  leave  its  Station  voluntarilyi 
ezcept  for  purposes  of  the  blockade,  or  is  driven  away  by  the  enemy, 
the  blockade  is  abandoned  or  broken.  The  abandonment  or  fbrced 
Suspension  of  a  blockade  requires  a  new  notification  of  blockade. 

Art.  38.  Neutra]  vessels  of  war  must  obtain  permission  to  pa» 
the   blockade,    either  from   the  govemment  of  the  State  whose  forces 
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are  blockading  the  port,  or  from  the  officer  in  general  or  local  chaige 
of  the  blockade.  If  necessary,  these  vessels  shonld  establish  their 
identitj  to  the  satisfaction  of  the  Commander  of  the  local  blockading 
force.  If  military  Operations  or  other  reasons  should  so  reqaire,  per- 
miaeion  to  enter  a  blockaded  port  can  be  restricted  or  denied. 

Art.  39.  The  notification  of  a  blockade  mnst  be  made  before 
neatral  vessels  can  be  seized  for  its  violation.  This  notification  maj 
be  general,  bj  proclamation ,  and  communicated  to  the  neutral  States 
throngh  diplomatic  Channels;  or  it  maj  be  local,  and  annoonced  to  the 
anthorities  of  the  blockaded  port  and  the  neatral  consular  officials 
thereof.  A  special  notification  may  be  made  to  individoal  vessels,  which 
18  duly  indorsed  upon  their  papers  as  a  warning.  A  notification  to  a 
neatzal  State  is  a  snfficient  notice  to  the  Citizens  or  subjects  of  such 
State.  If  it  be  established  that  a  neatral  vessel  has  knowledge  or 
notification  of  the  blockade  from  any  source,  she  is  sabject  to  seizure 
upon  a  violation  or  attempted  violation  of  the  blockade. 

The  notification  of  blockade  should  dedare,  not  onlj  the  limits 
of  the  blockade,  but  the  exact  time  of  its  commencement  and  the 
dnration  of  time  allowed  a  vessel  to  discharge,  reload  cargo,  and 
leave  port 

Art  40.  Vessels  appearing  before  a  blockaded  port,  having  sailed 
before  notification,  are  entitled  to  special  notification  by  a  blockading 
vessel.  Thej  should  be  boarded  by  an  officer,  who  should  enter  upon 
the  ship's  log  or  upon  its  papers,  over  bis  official  signature,  the  name 
of  the  notifying  vessel^  a  notice  of  the  fisict  and  extent  of  the  blockade, 
and  of  the  date  and  place  of  the  visit  After  this  notice,  an  attempt 
on  the  part  of  the  vessel  to  violate  the  blockade  makes  her  liable  to 
eaptnre. 

Art  41.  Should  it  appear,  from  the  papers  of  a  vessel  or  otberwise, 
that  the  vessel  had  sailed  for  the  blockaded  port  after  the  fact  of  the 
blockade  had  been  communicated  to  the  countiy  of  her  port  of  departure, 
•  or  after  it  had  been  commonly  known  at  that  port,  she  is  liable  to 
eaptnre  and  detention  as  a  prize.  Due  regard  must  be  had  in  this 
matter  to  any  treaties  stipulating  otherwise. 

Art.  42*  A  neutral  vessel  may  sail  in  good  faith  for  a  blockaded 
port,  with  an  alternative  destination  to  be  decided  upon  by  Information 
as  to  the  continuance  of  the  blockade  obtained  at  an  intermediate  port 
In  such  case,  she  is  not  allowed  to  continue  her  voyage  to  the  blockaded 
port  in  alleged  quest  of  information  as  to  the  Status  of  the  blockade, 
bat  most  obtain  it  and  decide  upon  her  course  before  she  arrives  in 
saspicious  vicinity;  and  if  the  blockade  has  been  formally  established 
with  due  notification,  sufficient  doubt  as  to  the  good  fisiith  of  the  procee- 
ding  will  subject  her  to  capture. 

Art.  48.  Neutral  vessels  found  in  port  at  the  time  of  the  establish- 
ment  of  a  blockade,  unless  otherwise  specially  ordered,  will  be  allowed 
thirty  days  from  the  establishinent  of  the  blockade,  to  load  their  cargoes 
and  depart  firom  such  port. 
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Art.  44.  The  liability  of  a  vessel  porposing  to  evade  a  blockade, 
to  capture  and  condemnation,  begins  with  her  departare  irom  the  home 
port  and  lasts  nntil  her  retum,  unlees  in  the  meantime  the  blockade  of 
the  port  is  raised. 

Art.  45.  The  crews  of  neutral  vessels  violating  or  attempting  to 
yiolate  a  blockade  are  not  to  be  treated  as  prisoners  of  war,  bat  any 
of  the  officers  or  crew  whose  testimony  may  be  desired  before  the  prize 
conrt  should  be  detained  as  wltnesses. 

SECTiON  vm. 

The  Sending  in  of  Priaes. 

Art.  46.  Prizes  should  be  sent  in  for  adjudication,  unless  otherwiae 
directedf  to  the  nearest  suitable  port,  within  the  territorial  jurisdictioii 
of  the  United  States,  in  which  a  prize  court  may  take  action. 

Art.  47.  The  prize  should  be  delivered  to  the  court  as  nearly 
as  possible  in  the  condition  in  which  sbe  was  at  the  time  of  aeizore, 
and  to  this  end  her  papers  should  be  carefuUy  sealed  at  the  time  of 
seizure  and  kept  in  the  custody  of  the  prize  master. 

Art.  48.  All  witnesses  whose  testimony  is  necessary  to  the  ad- 
judication  of  the  prize  should  be  detained  and  sent  in  with  her,  and 
if  circumstances  permit,  it  is  preferable  that  the  officer  making  the 
search  should  act  as  prize  master. 

The  laws  of  the  United  States  in  force  conceming  prizes  and  prize 
cases  must  be  dosely  foUowed  by  officers  and  men  of  the  United  States 
Navy. 

Art  49.  The  title  to  property  seized  as  prize  changes  only  hy 
the  decision  rendered  by  the  prize  court.  But  if  the  vessel  or  its  cargo 
is  needed  for  immediate  public  use,  it  may  be  converted  to  such  use, 
a  careful  inventory  and  appraisal  being  made  by  impartial  persons  and 
certified  to  the  prize  court. 

Art.  50.  If  there  are  Controlling  reasons  why  vessels  that  are  • 
properly  captured  may  not  be  sent  in  for  adjndication — ^such  as  un- 
seaworthiness,  the  existence  of  infectious  disease,  or  the  lack  of  a  prise 
crew — they  may  be  appraised  and  sold,  and  if  this  can  not  be  done, 
they  may  be  destroyed.  The  imminent  danger  of  recapture  woold 
justify  destruction,  if  there  should  be  no  doubt  that  the  vessel  was  a 
proper  prize.  But  in  all  such  cases  all  of  the  papers  and  other  testi- 
mony should  be  sent  to  the  prize  court,  in  order  that  a  decree  may 
be  duly  entered. 

SECTION  IX. 

Armistioe,  Truce,  and  Capitulations,  and  Violations  of  Iiaws  of  War. 

Art.  51.  A  truce  or  capitulation  may  be  concluded,  withont 
special  authority,  by  the  Commander  of  a  naval  force  of  the  United 
States  with  the  Commander  of  the  forces  of  the  enemy,  to  be  limited, 
however,  to  their  respective  commands. 
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A  general  annistice  reqniree  aa  agieement  between  the  rapective 
belligerent  govemmentB. 

Art  52.  After  agreemg  npon  or  signing  a  eapitalation  the  capüa- 
lator  miiai  neither  injnre  nor  destroy  the  yessels,  propertj,  or  Stores 
in  bis  poflsession  that  he  is  to  deliyer  ap,  nnless  the  rigth  to  do  so  is 
expressly  reserred  to  him  in  the  agreement  or  eapitalation. 

Art  58.  The  notice  of  the  termination  of  hostilities,  befora 
being  acted  npon,  mnst  be  officially  leoeived  hy  a  Commander  of  a 
navad  fbrce. 

Ezeept  whera  othermse  provided,  acts  of  war  done  after  the  receipt 
of  tlie  official  notice  of  the  condnsion  of  a  treaty  of  peaoe  or  of  an 
anniatice  are  nnll  and  void. 

Art  54.  When  not  in  conflict  with  the  foregoing  the  regnlations 
respeeting  the  laws  of  war  on  land,  in  force  with  the  armies  of  the 
United  States,  will  govera  the  Navy  of  the  United  States  when  eircom- 
stances  render  ihem  applicable. 

Art  55.  The  foregoing  regnlations  are  issned  with  the  approval 
of  tiie  President  of  the  United  States,  fbr  the  goremment  of  au 
penons  attached  to  the  naval  serrice,  sabjeet  to  all  laws  and  treatiea 
of  the  United  States  that  are  now  in  fbice  or  may  hereafter  be 
estaUiehed. 


in. 

Text  «er  BleckAle-Instrnktiem  ven  1898.     • 

General  Order 
No.  492. 

Navy  Department,  Washington,  Jone  20,  1898- 

The  following  ''Instmetions  Blockading  Vesseb  and  Ooisers,"  pre- 
pared  by  the  Department  of  State,  are  pnblished  for  the  inibrmation 
and  goidance  of  the  naval  serrice. 

Jchn  D«  Longy  Secretary. 

InstriiotlonB  to  blookadlngr  vessels  and  crulsers. 

1.  Vesseb  of  the  United  States,  while  engag^  in  blockading  and 
emifling  serviee,  will  be  govemed  by  the  roles  of  international  law,  as 
laid  down  in  the  decisions  of  the  coorts  and  in  ihe  treaties  and  manaato 
fornished  by  the  Navy  Department  to  ship's  libraries,  and  by  the 
pioyisions  of  the  treaties  between  the  United  States  and  other  Powers« 

The  following  specific  instractions  are  established  for  ihe  goidanee 
of  offieers  of  the  United  States: 

ZdtMhrift  f.  inUm.  PriTftt-  v.  Strafr«äht  «te.,  Band  XI. 
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Blockade. 

2.  A  blockade  to  be  eflfoctive  and  binding  rnnat  be 
hj  a  force  sufficient  to  render  ingress  to  or  egreiB  from  tbe  port 
dangerooB.  If  the  blockading  veisels  be  driven  awaj  by  stre»  of 
weatber,  bnt  retom  witboat  delay  to  their  statious,  the  continttity  of 
the  blockade  is  not  tbereby  broken;  but  if  they  leave  their  sftations 
vohmtarily,  except  for  porposes  of  the  blockade,  such  as  chasing  a 
blockade  mnner,  or  are  driven  away  by  the  enemy's  force,  the  bloduMle 
18  abaoduned  or  broken.  Ab  the  soBpenBion  of  a  blockade  ib  a  Berioiu 
matter,  inyolving  a  new  notification,  commanding  ofSf^eis  will  exacise 
eBpecial  care  not  to  giye  gronndB  for  complaintB  on  thiB  Bcore. 

Noüfioations  to  neutrala. 

8.  Neutral  TeBeela  are  entitled  to  notification  of  a  blockade  before 
they  can  be  made  prize  for  ita  attempted  Tiolation.  The  charaetor  of 
tbia  notification  is  not  material.  It  may  be  actual,  bb  by  a  ve*el  of 
tke  blockading  force,  or  confitmetive,  aa  by  a  prodamation  of  the  goten- 
neat  maitUainiog  the  blockade,  or  by  oommoo.  notociety.  If  a  neitnü 
veBBel  can  be  ahown  to  hure  had  notioe  of  the  blockade  in  any  way, 
flhe  ia  good  prize  and  shonld  be  aent  in  for  adjndication ;  bnt,  akodd 
formal  notice  not  have  been  given,  the  nile  of  constmctive  knowledge 
ariaing  rom  notoriety  shonld  be  conBtraed  in  a  manner  liberal  to  the 
neutral. 

4.  Veaaels  appearing  before  a  blockaded  port,  having  sailed  withoot 
notification,  are  entitled  to  actual  notice  by  a  blockading  veaaeL  They 
ahould  be  boarded  by  an  offieer,  who  aho«dd  enter  in  the  ahip^a  log 
the  fact  of  such  notice,  Buch  entry  to  include  the  name  of  the  blockad- 
ing yeaael  giving  notice,  the  extent  of  the  blockade,  the  date  and  placo^ 
verified  by  bis  official  signature.  The  vessel  ia  then  to  be  aet  free-, 
and  ehoold  ahe  again  attempt  io  enter  the  aame  or  any  other  blockaded 
port  as  to  which  she  has  had  notice  she  is  good  priae. 

5.  Sbould  it  äppear  from  a  yessels's  clearance  tfaat  she  aailed  after 
notice  of  blockade  had  been  comnranicated  to  the  country  of  her  poit 
of  departure,  or  after  the  fact  of  blockade  had,  by  a  fair  assumption, 
become  commonly  known  at  that  port,  she  should  be  sent  in  as  a 
prize.  There  are,  however,  treaty  exceptions  to  thia  rule,  and  these 
exceptions  Bhould  be  strictiy  observed. 

6.  A  neutral  yessel  may  sail  in  good  faith  for  a  blockaded  port 
Wttdi  an  alternative  deatination  to  be  decided  upon  by  Information  aa 
to  tbe  continnanee  of  the  blockade  oblained  at  an  intenaodiale  port 
Biit,  in  auch  caae,  ahe  is  not  allowed  to  continue  her  voyage  t»  the 
blockaded  port  in  alleged  queat  of  infonnation  aa  to  the  atatua  of  the 
bloekade ,  bnt  mnst  obtain  it  and  decide  upon  her  conrse  before  ahe 
anrivea  in  auapicioua  yicinity;  and  if  the  blockade  haa  been  fonnally 
established   with   due  notification,   any  doabt  aa  to  the  good  fiuth  of 
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7.  In  accordanoe  witfa  the  nile  adopted  hj  the  United  States  in 
the  ezisting  war  with  Spain,  neutral  vessels  found  in  port  at  the  time 
of  the  establisbment  of  a  blockade  will,  unleBB  otherwise  ordered  bj 
the  United  States,  be  allowed  thirly  days  from  the  establisfament  of 
the  blockade  to  load  their  oargoes  and  depart  from  such  port. 

8.  A  vessel  under  any  circnmstances  resisting  visit,  destroying  her 
papers,  presenting  fraudulent  papers,  or  attempting  to  escape,  shonld 
be  sent  in  for  adjndication.  The  liabili^  of  a  blockade  runner  to 
eapture  and  condemoatioa  b^ns  and  terminates  witii  her  Toyage.  If 
there  is  good  evidence  that  she  sailed  with  intent  to  evade  the  blockade 
she  is  good  prize  from  the  moment  she  appears  upon  the  high  seas. 
Simikrly,  if  she  has  succeeded  in  escaping  from  a  bloekaded  port  she 
is  liable  to  eapture  at  any  time  beforo  she  reachee  her  home  port 
Bat  with  the  termination  of  the  vojage  the  offence  ends. 

9.  The  crews  of  blockade  runners  are  not  enemies  and  should  be 
treated  not  as  prisoners  of  war,  but  with  every  consideration.  Any  of 
the  officers  or  crew,  however,  whose  testimony  before  the  prize  court 
may  be  desired,  should  be  detained  as  witnesses. 

10.  The  men-of-war  of  neutral  powers  should,  as  a  matter  of 
eoQzteey,  be  allowed  firee  passage  to  and  from  a  bloekaded  port 

11.  Blockade  ninning  is  a  distinct  offence,  and  subjects  the  vessel 
attempting,  or  sailing  with  the  intent,  to  commit  it,  to  seizure,  without 
T^ard  to  the  nature  of  her  cargo.  The  presence  of  contraband  of  war 
in  the  cargo  becomes  a  distinct  cause  of  seizure  of  the  vessel,  where 
she  18  bound  to  a  port  of  the  enemy  not  bloekaded,  and  tho  whieh, 
eontraband  of  war  ezcepted,  she  is  free  to  trade. 

HiCht  of  aearolL 

11.  The  beUigerent  right  of  search  may  be  exercised  without  pre- 
vions  notice,  upon  all  neutral  vessels  after  the  beginning  of  war,  to 
determine  their  nationality^  the  character  of  their  caigo,  and  the  ports 
between  whieh  they  are  treding. 

18.  This  right  should  be  exercised  with  taet  and  consideratioB, 
and  in  strict  conformity  with  treaty  provisions,  wherever  they  exist. 
The  following  directians  are  given,  subject  to  any  special  treaty 
stipuktious:  After  firing  a  blank  charge,  and  causing  the  vessel  to  lie 
to,  the  cruiser  should  send  a  smaU  boat,  no  larger  than  a  whale  boat, 
with  an  officer  to  conduct  the  search.  There  may  be  arms  in  the 
boat,  but  the  men  should  not  wear  them  on  their  persons.  The  officer, 
wearing  only  bis  side  arms,  and  accompanied  on  board  by  not  more 
than  two  men  of  bis  boafs  crew,  unarmed,  should  fiist  examine  the 
vesseFs  papen  to  ascertain  her  nationality  and  her  ports  of  departure 
and  desttnntion.  If  she  is  neutral,  and  trading  between  neutral  ports, 
the  examination  goes  no  further.  If  she  is  neutral,  and  bound  to  an 
enemy's  port  not  bloekaded,  the  papers  whieh  indicate  ihe  character 
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of  her  caigo  shoold  be  examined.  If  these  ehow  contraband  of  war 
the  vessel  should  be  seized;  if  not,  she  shoold  be  set  free,  nnlesa,  bj 
reason  of  streng  gronnds  of  suspicion,  a  forther  search  should  seem  to 
be  reqnisite. 

14.  Irreapectiye  of  the  cbaracter  of  the  cargo,   or  her  pnrported 
destination,  a  neutral  vessel  shonld  be  seized  if  she — 

(1)  Attempts  to  avoid  search  hj  esoape ;  but  this  must  be  desrlj 
evident 

(2)  Resists  search  with  yiolence. 

(3)  Presents  fraadulent  papers. 

(4)  Is  not  snpplied  with  the  necessary  papers  to  establish  the 
objecto  of  search. 

(5)  Destrojes,  defaces,  or  eonceak  papers. 

The  papers  generally  to  be  ezpected  on  board  of  a  Tessel  aie: 

(1)  The  r^ister. 

(2)  The  crew  list. 
The  log  book. 
A  bUl  of  health. 
A  charter  party. 
Inyoices. 
Bills  of  lading. 

15.  A  neutral  vessel  canying  hostile  dispatches,  when  sailing  ai 
a  dispatch  yessel  practicallj  in  the  Service  of  the  enerny«  is  liable  to 
seizure;  but  not  when  she  is  a  mail  packet  and  carries  them  in  the 
regulär  and  customarj  manner,  either  as  a  part  of  the  mail  in  her  mail 
bags,  or  separately,  as  a  matter  of  accommodation  and  without  special 
arrangement  or  remuneration.  The  vojages  of  mail  steamers  are  not 
to  be  interfered  with  ezcept  on  the  dearest  grounds  of  suspicion  of  a 
violation  of  law  in  respect  of  contraband  or  blockade. 

16.  A  neutral  vessel  in  the  service  of  the  enemy,  in  the  trans- 
portation  of  troope  or  military  persona,  is  liable  to  seimre. 

Merohant  vesaela  of  the  enemy. 

17.  Are  good  prize,  and  may  be  seized  anywhere,  excepl  in 
neutral  waters.  To  this  rule,  however,  the  President's  proclamation 
of  April  26«  1898,  made  the  following  ezceptions: 

"4.  Spanish  merchant  vessels  in  any  porto  or  places  within  the 
United  States,  shall  be  allowed  tili  May  21  >  1898,  inclusiTe,  ion 
loading  their  cargoes  and  departiag  from  such  porto  or  placea;  and 
such  Spanish  merchant  yessels,  if  met  a  sea  by  any  United  States 
ship,  shall  be  permitted  to  continue  their  voyage,  if^  on  ezamination 
of  their  papers,  it  shall  appear  that  their  cargoes  were  taken  on  board 
before  the  ezpiration  of  the  above  term;  Provided  that  nothing  herein 
contained  shall  apply  to  Spanish  vessels  having  on  board  any  offioer 
in  the  military  or  naval  service  of  the  enemy,  or  any  coal  (except  such 
as  may  be  necessary  for  their  voyage),  or  any  other  artide  prohibited 
or  contraband  of  war,  or  any  dispatch  of  or  to  the  Spanish  Qovenunent 
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''5.  A117  SpAnkh  m«vclMUit  veesel  which,  prior  to  April  21  j  1898) 
sbrnll  have  sailed  from  any  foreign  port  boand  for  any  port  or  pkce 
in  the  United  States,  shall  be  permitted  to  enter  snch  port  or  place, 
and  to  disebarge  her  eargo,  and  afterward  forthwith  to  depart  withont 
moleatation ;  and  any  snch  veaBd,  if  met  at  sea  by  any  United  States 
ehip,  shall  be  permitted  to  eontinue  her  voyage  to  any  port  not  blookaded." 

Snemy'B  Property  in  neutral  vesaels  not  oontrsband  of  war. 

18.  The  President,  by  bis  prodamation  of  April  26,  1898, 
dedared: 

"1.  The  neutral  flag  Covers  enemy's  goods,  with  the  exeeption 
of  contraband  of  war.^' 

Contraband  of  war» 

19.  The  tenn  contraband  of  war  comprehends  only  articles  having 
a  belligerent  destination,  as  to  an  enemy's  port  or  fleet  With  this 
ezplanatton,  the  following  articles  are,  for  the  present,  to  be  treated  as 
contraband : 

Äbsoluidy  conträband.  —  Ordnance-  machine  guns  and  their 
appliances,  and  the  parts  thereof;  armor  plate,  and  whatever  pertains 
to  the  offensive  and  defensive  armament  of  naval  vessels;  arms  and 
instroments  of  iron,  steel,  brass,  or  copper,  or  of  any  other  material, 
süch  arms  and  instroments  being  specially  adapted  for  ose  in  war  by 
land  or  sea;  torpedoes  and  their  apportenances ;  cases  for  mines,  of 
whatever  material;  engineering  and  transport  materials,  such  as  gun 
carnages,  Caissons,  cartridge  boxes,  campaigning  forges,  canteens,  pon- 
toons ;  ordnance  Stores ;  portable  ränge  finders ,  signal  flags  destined  for 
naval  use;  ammonition  and  explosives  of  all  kinds;  machinery  for  the 
mann£&ctare  of  arms  and  munitions  of  war ;  saltpeter ;  military  accoater- 
ments  and  eqnipments  of  all  sorts;  horses. 

ConditionaUy  conträband,  —  Goal,  when  destined  for  a  naval 
Station,  a  port  of  call,  or  a  ship  or  ships  of  the  enemy;  materials  for 
the  construction  of  railways  or  telegraphs,  and  money,  when  such 
materials  or  money  are  destined  for  the  enemy 's  forces;  provisions, 
when  destined  for  an  enemy 's  ship  or  ships,  or  for  a  place  that  is 
besieged. 

Sending  in  of  prizes. 

20.  Prizes  should  be  sent  in  for  adjndication ,  onless  otherwise 
directed,  to  the  nearest  home  port,  in  which  a  prize  conrt  may  be 
sitting. 

21.  The  prize  shoold  be  delivered  to  the  court  as  nearly  as 
possible  in  the  condition  in  which  she  was  at  the  time  of  sdzure ;  and 
to  this  end  her  papers  should  be  sealed  at  the  time  of  seizure,  and 
kept  in  the  custody  of  the  prize  master.  Attention  is  called  to 
Articles  Nos.  16  and  17  for  the  Government  of  the  U.  S.  Navy. 
(Exhibit  A.) 

22.  AU   witnesses,   whose   testimony  is   necessaiy  to  the  adjudi* 
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caüoii  oi  the  ptiie,  should  be  detoiaed  and  seilt  in  with  her,  and,  if 
cireumstanees  pennit,  it  is  preferable  that  the  offieer  making  the  aeateh 
sliould  aet  aa  prioe  master. 

18*  Aa  to  the  deliveiT'  of  tha  priase  to  the  judicial  anthori^,  eoii- 
siilt  aectiona  4615,  4616,  and  4617,  Reviaed  Statutes  of  1878.  (Bk* 
hibit  B.)  The  papeia,  induding  the  log  bock  of  the  prise,  are  deli- 
vered  to  the  prize  commissioners ;  the  witnesses,  to  the  castody  of  the 
U.  S.  manhal ;  and  the  prize  itself  remaina  in  the  cqatodj  of  the  priae 
master  nntil  the  coort  issnes  process  directing  one  of  its  own  offioeis 
to  take  Charge. 

24.  The  tide  to  property  siezed  aa  prise  changes  onlj  by  the 
decision  rendered  by  the  prize  conrt  Bat,  if  the  yesael  itaelf,  or  ils 
cargo,  is  needed  for  immediate  public  nse,  it  may  be  converted  to  sach 
nse,  a  careful  inventory  and  appraisal  being  made  by  impartial  peisonf 
and  certified  to  the  prize  conrt 

28.  If  there  are  eontroUing  reasons  why  yessels  may  not  be  seat 
in  for  adjndication ,  as  unseaworthiness ,  the  eziatence  of  infectioos 
disease,  or  the  lack  of  a  prize  crew,  they  may  be  appraised  and  sold; 
and  if  this  cannot  be  done  they  may  be  destroyed.  The  immine&t 
danger  of  recaptore  wonld  justify  destmction,  if  there  was  no  doabt 
that  the  vessel  was  good  prize.  Bat,  in  all  such  eases,  bXL  the  papers 
and  oiher  testimony  shoold  be  sent  to  the  prize  coort,  in  order  that 
a  decree  may  be  duly  entered. 

ExMblt  A. 

Art  16.  No  person  in  the  Navy  shall  take  oat  of  a  prize,  or 
vessel  seized  as  a  prize,  any  money,  plate,  goods,  or  any  part  of  her 
eqaipment,  unless  it  be  for  the  better  preservation  thereof,  or  rmle» 
such  articles  are  absolately  needed  for  the  ose  of  any  of  the  vesseb 
or  armed  forces  of  the  United  States,  before  the  same  are  adjadged 
lawful  prize  by  a  competent  coort;  bot  the  whole,  withoat  fraod, 
concealment,  or  embezzlement,  shall  be  brooght  in,  in  order  that  jodg- 
ment  may  be  passed  thereon ;  and  every  person  who  offends  against 
this  article  shall  be  ponished  as  a  coort-martial  may  direct. 

Art  17.  If  any  person  in  the  Navy  Strips  off  the  clothes  of,  or 
pillages,  or  in  manner  nudtreats,  any  person  taken  on  board  a  prize, 
he  shall  soffer  soch  ponishment  as  a  coort-martial  may  adjodge, 

Bxhibit  B. 
See.  4615.  The  commanding  offieer  of  any  vessel  making  a 
captore  shall  secore  the  docoments  of  the  ship  and  cargo,  incloding  the 
log  book,  with  all  other  docoments,  letters  and  other  papers  foond  on 
board,  and  make  an  inventoiy  of  the  same,  and  seal  them  op,  and 
send  them,  with  the  inventory  to  the  coort  in  which  proceedings  are 
to  be  had,  with  a  written  Statement  that  they  are  all  the  papers  foond, 
and  are  in  the  condition  in  which  they  were  foond ;  or  ezplaining  the 
absence  of  any  docoments  or  papers,  or  any  change  in  their  condition. 
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He  shall  abo  send  so  sach  conrt,  as  witnesseB,  the  master,  one  or  more 
of  the  other  officers,  the  sapereaigo,  pnner,  or  agent  of  the  prize,  and 
anj  peraon  fbnnd  on  board  whom  he  may  snppose  to  be  interested  in, 
or  to  haTO  knowledge  respecting,  the  title,  national  character,  or  deeti- 
nation  of  the  prize.  He  shall  send  the  prise,  with  the  docoments, 
papers  and  witneBses,  nnder  charge  of  a  competent  prize  maater  and 
prise  crew,  into  port  for  adjndication ,  ezplaining  the  absence  of  anj 
naiial  witneeseB ;  and  in  the  absence  of  inatractionB  from  saperior  antho- 
nty  aa  to  the  port  to  which  it  shall  be  sent,  he  shall  seleet  such  port 
aa  he  shall  deem  most  conyenient,  in  view  of  the  intereste  of  probable 
claimants,  as  well  aa  of  the  captors.  If  the  captored  vessel,  or  any 
part  of  the  captored  property,  is  not  in  condition  to  be  sent  in  for 
adjndication,  a  surrey  shall  be  had  ibereon  and  an  appraisement  made 
bj  persona  as  competent  and  impartial  as  can  be  obtained,  and  their 
reports  shall  be  sent  to  the  conrt  in  which  proceedings  are  to  be  had ; 
and  such  property,  nnless  appropiiated  for  the  nse  of  the  Government, 
diaU  be  sold  by  the  anthority  of  the  commanding  officer  present,  and 
the  proceeds  deposited  with  the  assistant  treasorer  of  the  United  States 
moBt  aceessible  to  snch  conrt,  and  snbject  to  its  order  in  the  caose. 
(See  See.  1624,  Art  15.) 

See.  4616.  If  any  vessel  of  the  United  States  shall  claim  to 
shaie  in  a  prize,  either  as  having  made  the  captore,  or  as  having  been 
wilhin  Signal  distance  of  the  vessel  or  vessels  making  the  captor^  the 
commanding  officer  of  such  vessel  shall  make  out  a  written  Statement 
of  bis  claim,  with  the  grounds  on  which  it  is  foonded,  the  prtncipal 
foets  tending  to  show  what  vessels  made  the  captnre,  and  what  vessels 
were  with  in  signal  distance  of  those  making  the  captore,  with  reasonable 
particnlarity  as  to  times,  distances,  localities,  and  signak  made,  seen, 
or  anawered ;  and  soch  statement  of  claim  shall  be  signed  by  bim  and 
sent  to  the  coort  in  which  proceedings  shall  be  had,  and  shall  be  filed 
in  the  caose. 

See.  4617.  The  prize  master  shall  make  bis  way  diligently  to 
the  selected  port,  and  there  immediately  deliver  to  a  prize  commlssioner 
the  docoments  and  papers,  and  the  inventory  thereof,  and  make  affida- 
vit  that  they  are  the  same,  and  are  in  the  same  condition  as  delivered 
to  bim,  or  ezplaining  any  absence  or  change  of  condition  therein,  and 
that  the  prize  property  is  in  the  same  condition  as  delivered  to  him, 
or  ezplaining  any  loss  or  damage  thereto;  and  he  shall  ftirther  report 
to  the  district  attomey  and  give  to  him  all  the  Information  in  bis 
possession  respecting  the  prize  and  her  captore;  and  he  shall  deliver 
over  the  persons  sent  as  witnesses  to  the  costody  of  the  marshal,  and 
sball  retain  the  prize  in  bis  costody  ontil  it  shaU  be  taken  therefrom 
by  process  from  the  prize  coort     (See  See  5441.) 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Bei  ifäertMitionalprivairechtlichen  Fragen  hat  das  Gericht  grund- 
sätzlich die  in  seinem  eigenen  Bessirh  geltenden  KdUisionsnarmen 

anzuwenden. 

Urteil  d60  Beiefasgerichta  IV  vom  11.  Febraar  1900  (JnxiatiBciie  Wochentefarift 

1901  8.  229  No.  9). 

Wenn  ein  Ehepaar  seinen  ersten  ehelichen  Wohnsitz  im  Grols- 
herzogtnm  Baden  gehaht  hat,  so  rechtfertigt  diese  Thatsache  nicht  die 
Anfiassnng  des  Berainngsrichters ,  dafs  die  Frage,  welches  Güterrecht 
unter  den  Parteien  besteht,  aof  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
badischen  Kechts  über  örtliche  Statutenkollision  zu  entscheiden  sei. 
Wie  das  Keichsgericht  mehrfach  ausgesprochen  hat  (vgl.  u.  a.  £nt8ch. 
Bd.  24  S.  326,  381,  332;  Bd.  36  S.  282,  284),  ist  Air  die  Beantwortung 
der  Frage,  welches  örtliche  Recht  bei  der  Kollision  verschiedener  Rechte 
anzuwenden  sei,  das  Recht  des  mit  der  Entscheidung  befafsten  Gerichts 
mafsgebend.  An  diesem  Grundsatz  ist  auch  hier  festzuhalten.  Damach 
hätte  das  preufsische  Kammergericht  als  erkennendes  Gericht  auf  das 
preufs.  Allgem.  Landrecht  zurückgehen  und  sich  auf  Grund  desselben 
der  Prtlfung  unterziehen  müssen,  nach  welchem  Rechte  die  ehelicbea 
Gttterverhttltnisse  der  Parteien  zu  beurteilen  seien.  Entscheidend  ist  die 
Vorschrift  des  §  23  der  Einleitung  zum  Allgem.  Landrecht,  nach 
welcher  die  persönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  eines  Menschen 
nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beurteilt  werden,  unter  welcher 
derselbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat.  Unter  diese  Yorscbrifl 
ftJlen  auch  die  persönlichen,  sowie  die  vermögensrechtlichen  Verhältnisse 
der  Eheleute.  .  .  .  Jener  Auffassung  steht  das  vom  Bemfungsrichter 
angezogene  Urteil  des  Reichsgerichts  (Entsch.  Bd.  25  S.  341)  nicht 
entgegen..    Dort  handelte  es  sich  um  einen  badischen  Fall,  und  das 
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m  Kubrahe  hatte  die  Bestimmungeii  des  iMidischen 
Rechts  Aber  örtliehe  Statatenkollision  angewendet,  was  vom  Reiehs- 
gerieht,  2.  Civilaenat,  in  Anwendung  des  oben  vertretenen  Satze»  ge- 
billigt worden  ist  Derselbe  Senat  hat  sich  auch  in  jüngeren  Ent- 
scheidungen (vgl.  u.  a.  Entsch.  Bd.  44  S.  840)  auf  einen  gleichen 
Standpunkt  gestelit 

In  Deutschland  Tcann  die  Ehe  eines  römisch-katholischen  Öster- 
reichers nicht  geschieden  werden;  auch  kann  nicht  auf  Aufhebung 
der    ehelichen    Gemeinschaft   im   Sinne   der  §§  1S75  und  1576 

B.G.B,  erkannt'^)  werden, 

Urteil   des  Reiefasgerichts  V*  vom  80.  April  1901  (Deutsche  Joristenxeitnng 

1901  S.  487). 

j^Art  17  Abs.  4  des  E.O.  zum  B.G.B.  ist  dahin  zu  yersteheUf 
daPs  ein  Urteil,  das  eine  Trennung  des  Ebebandes  ausspricht  und  damit 
die  MOglicbkeit  anderweiter  Wiederverheiratung  eröffnet,  nur  gegeben 
werden  darf,  falls  sowohl  das  ausländische  als  das  deutsche  Recht  eine 
LOeung  vom  Bande  der  Ehe  zuläfst  Hieraus  ergiebt  sich,  dafs,  wie 
flberdies  in  Art.  17  Abs.  4  ausdrücklich  gesagt  wird,  auch  auf  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  im  Sinne  der  §§  1575, 
1576  nur  erkannt  werden  darf,  wenn  das  ausländische  Recht  die 
Scheidung  zuläfst  Die  gegenteilige,  auch  in  der  Litteratur  ver- 
tretene Ansicht,  dafs  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  wesent- 
lichen dasselbe  sei,  wie  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft,  ver- 
kennt das  Wesen  beider  Institute.  Die  Aufhebung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft gewährt  die  jederzeitige  Möglichkeit,  auch  die  LOsung  vom 
Bande  zu  verlangen,  ist  mithin  eine  nur  noch  suspensiv,  und  zwar 
potestativ  bedingte  Scheidung,  während  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  das  Band  der  Ehe  unberührt  läfst" 

Mafsgeblichkeit  des  Erfüllungsortes  für  die  Rechtsfolgen  eines 
obligatorischen    Vertrages  (Agentttrvertrag ;  pactum  de  vendendo). 

Urteil  des  Reichsgerichts  III  vom  29.  Mai  1900  (Entsch.  des  Reidi^exichts 

Bd.  46  S.  128). 

Der  Beklagte  in  Wiesbaden  übertrug  im  Jahre  1898  dem  Kläger 
in  Berlin  für  Berlin  nebst  den  Vororten  seine  Generalvertretung  und 
den  Alleinverkauf  des  von  ihm  hergestellten  „Universal-Fischfutters". 
Der  Beklagte  war  nach  diesem  Vertrage  verpflichtet,  dem  Kläger  das 
Futter  ftlr  einen  bestimmten  Preis  zu  liefern  und  alle  ihm  aus  dem 
bezeichneten  Bezirk  zugehenden  Aufträge  an  den  Kläger  zur  Ausftlhrung 
abzugeben;  dem  ELläger  stand  das  Recht  zu,  das  Futter  im  eigenen 
Namen  und  für  eigene  Rechnung  zu  einem  von  ihm  frei  zu  bestimmen- 


1)  Vgl.    das    übereinstimmende    Urteil    des    Reichsgerichts   VI    vom 
13.  Dezember  1900  (s.  oben  Bd.  XI  dieser  Zeitschr.,  8.  65  ff.). 
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d«n  Fniäe  weiter  sn  Teckaöfen.  —  Dieiani  Vertrage  hat  dar  BcUai^ 
unter  anderem  dadurch  aawider  gehandelt,  dafs  er  seit  Mai  1899 
an  Berliner  Firmen  direkt  Fiaehfatter  lieferte;  anfterdem  hat  er  dem 
EJflger  im  Mai  1899  hrieflich  mitgeteilt,  dafii  er  vom  Vertrage  sorttdL« 
trete. 

Auf  Antrag  des  KlHgers  verbot  die  erste  Instanz  dem  Beklagten 
durch  einstweilige  Verfügung,  an  Berliner  Kunden  das  Fischfutter  an 
liefern.  Die  2.  Instanz  hob  dieses  Urteil  auf;  sie  sah  in  der  zwischen 
den  Parteien  geschlossenen  Vereinbarung  einen  Agenturvertrag  und 
führte  aus:  da  das  BLandelsgesetzbuch  Über  das  Recht,  von  einem 
Agenturvertrag  zurttckzutreten,  keine  Vorschriften  enthalte,  komme  das 
bürgerliche  Recht  zur  Anwendung,  und  zwar  das  in  Berlin  geltende 
prenftische  allgemeine  Landrecht  Denn  bei  einem  Agenturvertrag  sei 
das  Wesentliche  die  Thtttigkeit  des  Agenten,-  die  in  Berlin  stattzufinden 
gehabt  habe;  die  Verpflichtung  des  Beklagten,  das  Fischfutter  zu  liefern, 
habe  keine  selbständige,  von  der  Thätigkeit  des  Agenten  losgeltfete 
Bedeutung.  Berlin  sei  daher  der  Sitz  des  Rechtsverhftltnisses  und  Er- 
füllungsort für  sämtliche  Verbindlichkeiten,  auch  die  des  BeUagten. 
Nach  dem  preufs.  allgemeinen  Landrecht  (§§  408»  409,  I  6)  kttnne 
aber  beim  Agenturvertrag  jede  Partei,  wenn  sie  behaupte,  dafs  die 
andere  Partei  die  Erfüllung  nicht  ordnungsmäfsig  geleistet  habe,  sofort 
auf  ihre  Gefahr  vom  Vertrage  zurücktreten.  Im  vorliegenden  Fall  sei 
daher,  da  der  Beklagte  zurückgetreten  sei,  die  auf  Erfüllung  gerichtete 
einstweilige  Verfügung  ungerechtfertigt. 

Das  Reichsgericht  verwirft  die  Auf&ssung  der  2.  Instanz,  dafs 
der  Vertrag  ein  Agenturvertrag  sei,  und  erblickt  in  der  Vereinbarung 
ein  pactum  de  vendendo.  Daher  sei  denn  auch  nicht  Berlin  der  Er- 
füllungsort „Nach  der  allgemeinen  Regel  (Art  324  Abs.  2  des 
früheren  H.G.B.s)  ist  für  die  Verpflichtungen  des  Beklagten  seine 
Niederlassung,  bezw.  sein  Wohnort,  also  Wiesbaden,  der  Erfüllungs- 
ort, und  daher  das  gemeine  Recht  mafsgebend.  Nach  dem 
gemeinen  Recht  ist  aber  ein  solches  Rücktrittsrecht  vom  Vertrage  nicht 
gegeben  .  .  ." 

örtliches  Beckt  ftir  die  Form  eines  durch  Briefwechsd  imstande 
gekommenen  schenkungstveisen  Erlafsvertrages. 

Urteil  des  Reichsgerichts  IV  vom  15.  Mftrz  1900  :(£nt8ch.  des  ReichsgerichtB 

Bd.  46  S.  231). 

Die  Darlehnsgläubigerin  S.  in  Braunschweig  (gemeines  Recht) 
klagte  gegen  ihren  Schuldner  in  Li^nitz  (preufs.  allgemeines  Land- 
recht) einen  Teil  der  Darlehensforderung  ein.  Der  Beklagte  machte 
geltend :  Die  Klägerin  habe  ihm  durch  ihr  von  ihrem  Wohnort  Braun- 
schweig an  ihn  an  seinen  Wohnort  Liegnitz  gerichtetes  Schreiben  vom 
31.  Mai  1895  den  Erlafs  seiner  Darlehnskapitalschuld  angeboten,  wenn 
ihr  die  Zusicherung  würde,  die  Zinsen  für  ihre  Lebenszeit  zu  behalten ; 
er  habe   darauf  schriftlich  sowohl  das   Anerbieten  angenommen,   wie 
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«Qcli  das  Ziny^enprechea  sagebea,  xmd  die  ELlX^erin  habe  ihm  dann 
von  Brauiiflchweig  aoa  mit  ihrem  Briefe  vom  20.  Juni  1895  eme  ihr 
▼erpflüidete  Pachtkautionsiirkande  nebst  seiner  VerpflUidangserklilrang 
snrttckgeechickt  imd  in  dem  Briefe  ansdrlleklich  erklSrt:  „BeiA)lg0nde 
Schriftstflcke .  .  .  sollen  Dich  in  den  unantastbaren  Besitz  des  von  •  •  . 
mir  geliehenen  Kapitals  brisgen  • .  .*  —  Die  Klägerin  bestritt  den 
Erlafs  imd  dessen  schriftliehe  Annahme  durch  den  Beklagten,  sowie  das 
schrijFÜiehe  Zinsversprechen  des  letzteren.  S^e  erhob  ferner  den  G^^gea- 
einwand,  dafs  der  Erlafs  in  jedem  Falle  nnr  als  ein  schenkangeweise 
aifblgtor  an%e£ftfst  werden  k(hine,  und  mit  Bilcksieht  daranf ,  dafs  sie» 
die  Schenkerin,  ihren  Wohnsits  in  Brannschweig  gehabt  habe,  den 
Formvorsehriften  des  gemeinen  Rechtes  besQglich  der  Sehenkongen  unter- 
liege,  mithin  in  seiner  aafseigerichtiichen  Form  nur  bis  znm  Betrage 
von  500  solidi  ss  4666'/a  Mk.  wirksam  sei,  welchen  Betrag  sie  be- 
reitB  von  ihrer  Fordemng  gekttrat  habe« 

Die  Klllgerin  wurde  in  allen  drei  Instanzen  abgewiesen» 
Das  Berufungsnrteil  bemerkte:  Der  Erlafsvertrag  sei  nach  §  118 
des  preufsischen  allgemeinen  Landrechts,  I  5,  gültig,  weil  bei  Oegen- 
ständen  über  50  Thaler  nach  preufsischem  Recht  die  schriftliche  Erlab« 
erklämng,  falls  sie  angenommen  werde,  gültig  sei,  und  das  prenfsische 
Recht  deshalb  zur  Anwendung  komme,  weil  nach  ihm  das  unter  Ab- 
wesenden durch  Briefwechsel  geschlossene  Oeschäft  am  besten  besteben 
ktane. 

Das  Reichsgericht  stellt  zunächst  fest,  dafs  der  Erlafs  nach  den 
Ausführungen  des  Berufungsgerichts  schenkungsweise  erfolgt  sei,  und 
filhrt  fort:  ,|Dem  Berufungsgericht  ist  darin  beizutreten,  dafs  die  Gültig- 
keit der  Form  des  Elrlasses  nach  preufsischem,  und  nicht  nach  gemeinem 
Reeht  zu  beurteilen  ist.  Für  die  Anwendung  des  preufsischen  Rechts 
ist  allein  schon  der  Umstand  entscheidend,  dafs  nach  der  Feststellung 
des  Berufungsgerichts  der  Erlafs  erst  durch  den  zweiten  Brief  der 
Klägorin  vom  20.  Juni  1895  zur  Ausführung  gekommen  und  daher 
erst  in  dem  Augenblicke,  als  der  Beklagte  in  Li^gnitz  diesen  Brief  in 
Empfang  genommen  hat,  vollendet  gewesen  ist  Wäre  aber  auch,  weil 
die  dem  Erlafs  zu  Grunde  liegenden  Verhandlungen  durch  Briefwechsel 
von  Braunschweig  und  von  Liegnitz  aus  geführt  worden  sind,  der  Erlafs- 
vertrag nicht  blofs  dem  preufsischen,  sondern  auch  dem  gemeinen  Recht 
angehdrig,  so  würde  immer  die  von  dem  Berufungsgericht  zur  An- 
wendung gebrachte  Vorschrift  des  §  113  allgem.  Landrechts  I  5  durch- 
greifen, und  aus  diesem  Grunde  das  prenfsische  Recht  mafsgebend  sein. 
Zu  einer  aussehliefslichen  Anwendung  des  gemeinen  Rechts,  wie  es  die 
Klägerin  will,  ist  aber  niemals  zu  gelangen,  da  der  Erlafs  in  Brann- 
schweig nicht  vollendet  gewesen  ist** 
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Nach  welchem  örtlichen  Recht  ist  zu  heurteüen,   ob  ein  Rechts- 
geschäft wucherisch  oder  unsitUidi  ist? 

Urteil  des  Beichsgenohta  I  vom  26.  Mai  1900  (EntBch.   d«  Beidugerichts 

£d.  46  S.  112). 

Der  Klttger  schlofs  mit  dem  Beklagten  mehrere  VeiMlge,  wonaek 
der  Beklagte  als  stiller  Oesellschafter  an  den  vom  EJMger  in  Ztbrieh 
and  Basel  errichteten  Geschäften  teilnahm  nnd  sich  für  seine  Be- 
teiligung erhebliche  Vorteile  versprechen  liefs.  Der  Klüger  focht  die 
Verträge  an  und  beantragte,  sie  wegen  Wachers  oder  am  ihres  ansitt- 
lichen Inhaltes  willen  für  nichtig  za  erklären. 

Das  den  Beklagten  yerorteüende  Erkenntnis  des  Berofangpgenehts 
wurde  vom  Revisionsgericht  aus  folgenden  Gründen  aufrecht  erhalten: 

Die  Nichtigkeit  der  Verträge  mnfs  anerkannt  werden,  sei  es,  dafs 
sie  nach  schweizerischem  Rechte,  sei  es,  dafs  sie  nach  deutschem  Rechte 
wucherisch    oder    unsittlich    sind.      Obwohl    die   Kontrahenten    beide 
deutscher  Nationalität  waren  und  ihr  Vertragsverhältnis  auf  deutschem 
Boden  begründet  haben,  so  sollte  dieses  doch  lediglich  in  der  Schweis 
zur  Wirksamkeit  kommen.     Es  galt  die  Errichtung   und  den  Betrieb 
eines   kaufmännischen   Geschältes   in  Zürich   und  anderen  Städten   der 
Schweiz.     Der  Kläger   hatte   dort  seinen  Wohnsitz  zu  nehmen ,    dort 
seine   vertragliche  Thätigkeit  auszuüben,  und   die  dem  Beklagten   ge- 
schuldeten Zahlungen  sollten  aus  dem  Verdienst  der  dort  erzielt  ward, 
geleistet  werden.     Die  ganze  Summe  der  wirtschafklichen  und   recht- 
lichen Bezüge,  die  sich  auf  der  Grundlage  des  durch  die  Verträge  ge- 
schaffenen Verhältnissee  entfalten  möchten,  fiel  in  die  Herrschaflssphäre 
des   schweizerischen  Rechts.     Daraus   folgt  aber  unmittelbar,    dafs  die 
Rechtsgültigkeit  jener  Verträge  nicht  angenommen  werden  darf,    wenn 
eben   dieses  Recht  sie  nicht  will.     Der  deutsche  Richter  kann   nicht, 
gestützt  auf  sein  eigenes  Recht,  das  Dasein  von  Verbindlichkeiten  unter- 
stellen, wenn  solche  Verbindlichkeiten  nach  dem  Rechte  des  Ortes,  an 
dem  sie  sich  verwirklichen  und  ausleben  sollen,  der  Daseinsberechtigung 
entbehren.     Auf    der   anderen   Seite   genügt  es  aber  auch,    daia  die 
Nichtigkeit  aus  den  Satzungen  des  deutschen  Rechts  hervorgeht.    Denn 
die  Gerichte  sind  nicht  in  der  Lage,  Rechtsverhältnissen,  die  nach  den 
Gesetzen   ihres  Landes  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechtes  oder  der 
Sittlichkeit  ftlr  unstatthaft  angesehen  werden,  rechtlichen  Schutz  zu  ver- 
leihen. 

Das  Berufungsgericht  hat  nun  ausgeführt,  dafs  die  streitigen  Ver- 
träge gemäfs  Art  17  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  über  das 
Obligationenrecfat  weder  in  Zürich  noch  in  Basel  Verbindlichkeiten  er- 
zeugen könnten,  sondern  vielmehr  um  ihres  unsittlichen  Inhaltes  willen 
für  nichtig  erklärt  weiden  müfsten.  Da  diese  Feststellung  nach  §  549 
C.P.O.  einer  NachprüAing  in  der  Revisionsinstanz  nicht  ausgesetzt  ist, 
so  mufs  die  Revision  unter  allen  Umständen  scheitern.  Zu  dem  gleichen 
Ergebnis  gelangt  man  aber  auch  dann,  wenn  die  Entschddungsnorm 
aus   dem    deutschen  Recht  entlehnt  wird  (dies  wird  näher  ausgeführt). 
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Anwendung  des  §  14  des  WaremseichengeseUes  vom  12.  Mai  1894. 
Anwendung  auf  Gewerbetreibende,  tvelehe  im  Inland  keine  Nieder- 

lassung  haben. 

Es  war  streitig  geworden,  ob  ein  Ansprach  auf  Schatz  des  Rechtes 
der  aosschllefslichen  Benateang  des  Namens  eines  anderen  zar  Kenn- 
zeichnang  von  Waren  einem  Gewerbetreibenden  anter  der  in  der  Über- 
aehrüft  bezeichneten  Voraussetzoog  za  versagen  sei,  wenn  im  Aushuide, 
wo  sich  die  Niederlassang  befindet,  der  Schatz  versagt  wird,  weil  die 
streitige  Namensbenatzang  Gemeingat  geworden  ist.  Der  IL  and 
1.  Civilsenat  des  Reichsgerichts  waren  verschiedener  Ansicht  Die 
vereiaigten  Civilsenate  haben  die  Frage  bejaht  durch  Beschlafs  vom 
81.  Mai  1900  (Rep.  II  170/99,  Liebig  gegen  Extiact  of  Meat  Company 
Limited,  Ehtsch.  des  Reich^;er.  Bd.  46  S.  125). 

1.  JSandelsJeauf  mit  verschiedenem  ErfvXhmgscrt  für  Käufer  und 
Verkäufer;  nach  welchem  örtlichen  Recht  ist  die  Frage  eu  ent^ 
Seheiden,  weiche  Handlungen  der  Käufer  vornehmen  mufs^  um 
sieh  die  Rechte  aus  einer  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Ware 

0u  erhtüten? 

2.  Kann  fw  den  deutschen  Richter  fremdes  RedU  dann  in  Be- 
tracht kommen,   wenn  es  sich  um  einen  Betrug  des   Verkäufers 

handelt? 

3.  Englisches  Recht  über  die  Klagen,  die  dem  Verkäufer  m$  Oe* 
lote  stehen,  wenn  es  nicht  0ur  Lieferung  der  Ware  gekommen  ist; 
sind  diese  Rechtssätze  vom  deutschen  Richter  twr  Anwendung  gu 
bringen,  wenn  der  Erfüllungsort  für  den  Käufer  in  Gebiete  des 

englischen  Rechts  liegt? 

Urteil  des  Reichsgerichts  I  vom  28.  April  1900  (£ntsch.  des  Reichsgerichts 

Bd  46  S.  193). 

Im  April  1897  verkaufte  die  KlMgerin,  die  damals  eine  Nieder- 
lassang in  Mannheim  hatte,  an  das  Londoner  Haus  des  Beklagten 
75  slavonische  Eichenklötze  mit  der  Kondition  „netto  Eoisse  bei  £m* 
pfimg".  Die  Klötze  worden  in  Flame  verschifit  Der  grOfste  Teil  traf 
am  8.  Aagost  in  London  ein  and  wurde  alsbald  gelöscht;  der  iRest 
traf  am  2.  Oktober  ein.  Der,  Beklagte  besichtigte  die  erate  Sendung 
am  4.  Oktober  und  teilte  am  selben  Tage  der  Klttgerin  mit,  dafs  er 
^e  Klötze  nicht  acceptieren  könne,  weil  sie  viel  za  Xstigv  und  die 
Qualität  bei  weitem,  nicht  so  gut  sei,  als  bei  einer  früher  von  der 
Klägerin  bezogenen  Partie.  Ende  Oktober  besichtigte  der  Beklagte  die 
iweiie  Sendung  und  wies  sie  gleichfialls  zorück. 

Im  November  1897  erhob  die  Klfigerin,  indem  sie  die  Bemängelung 
der  Ware  als  unberechtigt  und  verspätet  zurückwies,  Klage  auf  Zahlung 
des  £[au^reises. 

Der  Beklagte  beantragte  Klagabweisung  und  forderte  widerklagend 
Snats  des  Gewinns,  der  ihm  durch  die  ui^ontraktliche  und  mit  Recht 
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xorilckgewieseiie  Liefemng  der  Höker  entgangen  sei.  Für  den  Fall, 
dafg  er  gleichwohl  zor  Abnahme  der  Halber  verpflichtet  sein  sollte,  ver- 
langte er  Kürzung  des  Kaufpreises  am  den  Minderwert. 

Die  erste  Instanz  verurteilte  den  Beklagten  unter  Abweisung  der 
Widerklage,  jedoch  unter  Kürzung  des  Kaufpreises  um  den  dem  Be- 
klagten entgangenen  Gewinn.  Dieses  Urteil  beruhte  auf  der  Annahme, 
dafs  der  Beklagte  nach  dem  insoweit  mafsgebenden  englischen  Recht 
durch  die  Verzögerung  der  Untersuchung  der  ersten  Sendung  das  Recht 
verloren  habe,  von  dem  Oescfattft  zurückzutreten,  und  dafs  ihm  auch 
der  Anspruch  auf  Minderung  des  Kaufpreises,  so  wie  er  ihn  rechnerisch 
begründet  habe,  zu  versagen  sei. 

Die  zweite  Instanz  kam  auf  Grund  des  englischen  Rechts  ebenfiJb 
KU  dem  Ergebnis,  dafs  der  Beklagte  wegen  seines  Verhaltens  nach  der 
Ankunft  der  ersten  Sendung  das  Recht  des  Rücktritts  verloren  habe; 
es  kürzte  aber  wegen  des  Minderwerts  der  Klötze  den  Kau^reis. 

Die  Revision  wurde  vom  Reichsgericht  aus  folgenden  Gründen 
surttckgewiesen : 

i,Die  zwischen  den  Parteien  streitige  Frage,  ob  der  Beklagte  dueh 
•ein  Verhalten  nach  der  Ankunft  der  ersten  Sendung  .  .  .  das  Rodit, 
die  Ware  zurückzuweisen,  verloren  habe,  hat  die  2.  Instanz  auf 
Gitmd  des  englischen  Rechts  bejaht.  Die  Richtigkeit  dieser  Ekit- 
seheidaBg  ist  nach  §  549  der  G.P.O.  nicht  nachzuprüfeiL  £e  kann  sieh 
nur  fragen,  ob  etwa  durch  die  Anwendung  des  englischen  Rechts  die 
Gruttdsätce  des  internationalen  tVivatrechts  verletat  sind.  Das  ist  indes 
nieht  der  Fall.  Wie  der  erkennende  Senat  noch  vor  kurzem  in  der 
auch  von  der  2.  Instanz  angeführten  Sache  (Reg.  I  248/99,  Jurist 
Wochenschrift  1899,  S.  751,  Nr.  27)  aasgesprochen  hat,  ist  die  Fn^^ 
ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  KSn^Br  wegen  mangelhafter 
Beschaffenheit  der  Ware  Befreiung  von  der  Verbindlichkeit,  den  Kauf- 
preis zu  fordern,  verlangen  könne,  mithin  auch  die  Frage,  ob  und  von 
wann  an  es  einer  unverzüglichen  Mangelanzeige  bedürfe,  eine  Frage 
der  ErftlUnngspflicht  des  Käufers,  die  nach  dem  Rechte  des  Ortes  zu 
beurteilen  ist,  wo  der  K&ufer  zu  erfüllen  hatte.  Dies  war  aber  hier 
London,  wohin  die  ELlügerin  zu  versenden,  und  wo  der  Beklagte  nach 
der  Klausel  „netto  ELasse  bei  Enpfkng"  den  Kaufpreis  zu  bezahlen 
Imtte  ...  Ob  der  Beklagte  die  Beanstandung  der  ersten  Sendung  mit 
Rücksidit  auf  die  Einheitlichkeit  des  ganzen  Abschlusses  ohne  nach- 
teilige Folgen  hinausschieben  durfte,  das  ist  eine  Frage,  die  nach  dem 
soeben  Bemerkten  gleichftdb  nach  englischem  Recht  zu  entscheiden  war, 
und  deren  Verneinung,  weil  sie  sich  auf  dieses  Recht  gründet,  in  d«r 
Revisionsinstana  nicht  nachzuprüfen  ist 

Anders  liegt  es  mit  der  Verteidigung  des  Beklagten,  dafs  die 
KlHgerin  betrüg  erischerWeise  statt  des  ausbedungenen  slavonischen 
Eichenholzes  bosnisches  Eichenholz  geliefert  habe.  Denn  dafs  sich  der 
Verkaufer  im  Falle  eines  Betruges  mit  der  Versitumung  einer  recht« 
zeitigen  Mangelanzeige  nicht  verteidigen  kann,  ist  ein  absolut  ge- 
bietender,   mit   den    bei   uns   herrschenden   sittlichen    Grnndslttsen   in 
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«Bg6m  Znaammmhaiig  Btehender  Reobtssats,  der  von  dem  deutBohen 
Froieranohter  immer  ansawenden  ist,  also  aneh  dann,  wenn  dag  ans- 
llndiselie  Reobt,  das  sonst  für  den  Kontrakt  mafsgebend  ist,  den 
glekben  Recbtssatz  niebt  entbalten  sollte.^  Der  Recbtssata  ist  aber  dnreh 
die  2«  Instanz  nicbt  verletzt,  da  —  wie  näber  ansgefllhrt  wird  — 
ein  Betrug  der  Klägerin  nicbt  dargetban  ist 

Endlicb  bescbiUftigt  iiicb  das  Beicbsgericbt  mit  folgendem,  «nA  in 
der  2.  Instanz  vom  Beklagten  yoigebracbten  Einwand: 

Die  Holzer  waren  naob  ibrer  Ankunft  in  London,  weil  der  Be* 
klagte  sieb  nicbt  weiter  um  sie  kümmerte,  in  den  Millwall  Docks  za 
Lager  gebracbt  worden.  Da  nun  die  Klägerin  an  SteUe  dias  Beklagten 
die  Fracbt  batte  zablen  müssen  und  an  die  Millwall  Docks  znr  Ver*- 
meidnng  des  Offentlicben  Verkaufs  aucb  nocb  Lagerkosten  und  sonstige 
Spesen  gezahlt  batte,  liefs  sie  sieb  su  ihrer  Sieberbeit  auf  Grund  eines 
in  ihrem  besitze  verbliebenen  Exemplars  des  Konnossements  von  den 
Millwall  Docks  einen  Auslieferangsschein.  (ddivery  noie)  geben,  so  dafli 
nur  sie  und  nicbt  mehr  der  Beklagte  an  die  Ware  herankönnt«»  weil 
das  Konnossement  die  Klausel  enthielt,  dafs  8  Exemplare  gleicboi  In- 
halts gezeichnet  seien,  ^one  of  which  hüls  heing  aaxmplished  the  ofken 
to  siand  void^.  Als  der  Beklagte  nach  dem  fdr  ibn  ungünstigen  Urteil 
der  1.  Instanz  es  für  ratsam  hielt,  sieb  ^vorläufig'  in  den  Besitz  der 
Ware  zu  setzen,  wurde  ihm  die  Auslieferung  durch  die  Millwall  Docks 
mit  Rücksicht  auf  den  der  KlSgerin  erteilten  Auslieferungsschein  ver- 
weigert Es  &nd  deswegen  zwischen  den  Parteien  eine  hier  nicht 
interessierende  Korrespondenz  statt.  Als  sodann  die  EJtfgerin  die 
Zwangsvollstreckung  aus  dem  erstinstanzlichen  Urteil  androhte  und  zu- 
gleich die  deHvery  note  gegen  Zahlung  der  Urteilssumme  zur  Verfügung 
stellte,  zahlte  der  Beklagte  diese  unter  Vorbehalt  aller  Rechte,  ver« 
weigerte  aber  die  Annahme  der  deUvery  noie. 

„Der  Beklagte  bat  aus  diesen  Vorgängen  gefolgert,  dafs  die  Klägern, 
weil  sie  ihm  widerrechtlich  den  Besitz  (wenn  auch  nicht  das  Ejigentum) 
an  der  Ware  entzogen  habe,  nicht  mehr  die  Bezahlung  des  Ka^preisee 
fordern  könne.  Er  hat  sich  dafllr  auf  die  Grundsätze  des  englischen 
Rechts  berufen  und  zu  deren  Klarlegung  ein  von  ihm  yeranlafstes  Gut- 
achten des  JBarrister  at  law  Dr.  jur.  JE.  8ch.  zu  London  vorgelegt. 
Das  Gutachten  führt  aus,  dafs  nach  englischem  Recht  —  abgesehen  von 
dem  hier  nicht  vorliegenden  Falle  eines  sogenannten  bargain  and  9(üe  — 
anf  Zahlung  des  Kaufpreises  nur  nach  Liefenmg  der  Ware  geklagt 
werden  künne.  Ein  bedingtes  Urteil,  das  den  Beklagten  verpflichte« 
luich  erfolgter  Tradition  zu  zahlen,  dürfe  nicht  erlassen  werden.  Sei 
nicht  geliefert,  und  weigere  der  Käufer  die  Annahme  der  Ware  und 
Zahlung  des  Preises,  so  habe  der  VericäuflBr  nur  eine  Klage  auf  ZaÜung 
des  darch  die  Nichtannahme  der  Ware  entstandenen  Scbadetis.*  BSer- 
AQ8  wird  gefolgert,  dafs  die  erhobene  Ellage,  wenn  es  bereits  bekannt 
gewesen  wäre,  dafs  die  Klägerin  dem  Beklagten  den  Besitz  nachträglich 
wieder  entzogen  habe,  nach  englischem  Recht  hätte  abgewiesen  werden 
ntaen. 
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Die  2.  Instana  hat  es  abgelehnt,  das  engliaehe  Recht  auf  diesen 
Stieitpankt  aar  Anwendung  an  bringen^  da  es  sich  um  ein  Kanf- 
geacbttft  handele,  das,  soweit  die  Leistungen  und  Beehte  des  Verkinfiors 
in  Frage  ständen,  von  deutschem,  speciell  badischem  Rechte  behemcht 
werde. 

Das  Reichsgericht  ftihrt  aus:  „Auf  das  badische  Recht  ist  die 
2.  Instana  gekommen,  weil  die  KIftgerin  dea  Kaufvertrag  am  Orte  ihrer 
Handelsniederlassung  aur  Zeit  des  Kontraktsabschlusses,  also  in  Mann- 
heim, au  erfüllen  hatte.  Das  letztere  ist  an  und  Air  sich  aweifellos 
richtig.  Insbesondere  kann  gewifs  weder  irgend  ein  Ort  in  Slavonien, 
wo  die  Klägerin  die  HOlzer  einkaufen  wollte,  noch  der  awischen  den 
Parteien  gar  nicht  besonders  vereinbarte  VerschifEungsplata  Fiume,  noch 
endlich  London,  das  nur  Bestimmungs-  und  Ablieferungsort  war,  ab 
Erfüllungsort  für  den  Verkäufer  in  Betracht  kommen.  Daher  ist  au- 
Bugeben,  daft  die  Verpflichtung  der  Klägerin  au  Lieferung  und  Verbind 
des  Holaes  an  und  für  sich  dem  in  Mannheim  geltenden  Rueht 
untersteht 

Zweifelhafter  kann  es  erscheinen,  ob  hieraus  allein  schon  nach  den 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  gefolgert  werden  kann, 
dafs  dem  Käufer,  der  doch  seinerseits  in  London  zu  erfüllen  hatte,  die 
Berufung  auf  die  mitgeteilten  Bestimmungen  seines  heimischen  Rechts 
versagt  werden  mufs.  Im  Ergebnis  war  aber  auch  hier  der  2.  Instanz 
beizutreten.  Die  angezogenen  Bestimmungen  beziehen  sich  ausschlieblich 
auf  die  Art  und  Weise,  in  der  die  Kontrahenten  eines  Kaufvertrages 
ihre  wechselseitigen  Rechte  gerichtlich  geltend  machen  kOnnen.  D« 
Prozefs  wird  aber  nicht  in  England,  sondern  im  Deutschen  Reiche  ge- 
führt. Wenn  daher  auch  die  englischen  Gerichte  dem  Verkäufer  die 
Klage  auf  Zahlung  des  Verkaufspreises  nur  nach  vorausgegangenem 
Mtverp  gewähren  und  ihn  für  den  Fall,  dafs  eine  ddioery  nicht  statt- 
gefunden hat,  auf  eine  acHon  for  äamctges  for  non-accepiance  be- 
schriüiken  ^ale  of  Qoods  ad  von  1893,  Sedions  49.  50)^  so  liegt 
doch  für  den  deutschen  Richter  kein  Anlafs  vor,  diese  Grundsätze  des 
englischen  Aktionensystems  in  einem  vor  ihm  geführten  Prozesse  des- 
wegen zur  Anwendung  zu  bringen,  weil  die  Verpflichtung  des  Käufen 
an  sieh  dem  englischen  Rechte  untersteht.  Es  ist  zu  unterscheiden 
zwischen  dem  Inhalte  der  Rechte  und  der  Art  ihrer  gerichtlichen 
Geltendmachung.  Die  Regeln,  die  in  letzterer  Beziehung  im  Auslände 
bestehen,  sind  für  den  deutschen  Richter,  der  nur  sein  heimisches 
ProzePsrecht  anzuwenden  hat,  nicht  mafsgebend. 

.  An  dieser  Unterscheidung  wird  gerade  auch  in  der  englischen 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  festgehalten.  Der  3.  Teil  des  SäU 
of  Qooäß  cuA^  der  von  der  Erfüllung  des  Vertrags  handelt,  £3rmuliert 
in  den  Sections  27  und  28  die  Rechte  und  die  Pflichten  des  Ver- 
käufers und  Käufers  durchaus  im  Einklang  mit  dem  in  dieser  Hinsicht 
in  Deutschland  geltenden  Rechte  und  statuiert  insonderheit  auch  die 
Pflicht  des  Käufers  ^to  accept  and  pay  for  the  goods*^.   Dagegen  findet 
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sich  die  BeBtimmang,  dafs  die  Klage  auf  den  Ean^reis  die  Lieferang 
der  Ottter  zur  Voransaetzang  habe,  und  dafs  der  Verkftofer  ohne 
Liefemng  nur  Schadensersatzansprüche  geltend  machen  könne  (Sectiona 
49,  50)  im  5.  Teile  des  Gesetzes,  das  von  den  Actione  for  Breach  of 
ike  Cantrad  handelt  und  nacheinander  die  Bemedies  of  ihe  Sdler  und 
die  Bemedies  of  (he  Buffer  regelt 

In  dem  1830  znr  Entscheidung  gekommenen  Ph)ze6se  de  la  Vega 
V.  Vianna  (Nelson,  Private  intemaliondi  law  8.  424)  wurde  der  Grund- 
satz  festgelegt,  yfluxt,  in  construing  contracts,  the  law  of  ihe  cotmtry  in 
¥^idi  they  are  made  must  govem^  hui  ihat  ihe  remeäy  upon  ihem  nrnsi 
he  persued  hy  such  means  as  ihe  law  points  out  where  ihe  parties 
reside  ...  iL  person  suing  in  ihis  country  must  take  the  law  as  he 
ßiub  U;  he  cannot,  hy  virtue  of  any  regulation  in  his  own  country, 
enjoy  greaier  advantages  ihan  oiher  suitors  here,  and  he  ought  not, 
fherefore,  to  he  deprived  of  any  superior  advantage  which  ihe  law  of 
ihis  country  may  confer.  He  is  to  have  ihe  same  rights  which  gll  ihe 
suJt^eds  of  ihis  kingdom  are  entUled  to,  and  the  defendani  is  to  have 
ihe  advaniage,  if  any,  which  the  form  ofproceeding  in  ihis  country  may 
give  to  every  defendani.^  —  Daran  hat  England  seitdem  festgehalten. 
Nelson  (a.  a.  0.)  formuliert  die  aus  dieser  Entscheidung  abgeleitete 
Regel,  wie  folgt:  „B  is  now  well  seUUd  ihat  whatever  rdates  to  ihe 
remedy  to  he  enforced  mu^  he  determined  hy  ihe  lex  fori,  ihe  law  of 
fhe  country  to  ihe  irihuncds  of  which  ihe  case  is  hrought.^  —  Ebenso 
wird  sie  bestätigt  von  Dicey,  Confiict  of  Laws  (1896)  S.  711  fg.,  wo- 
bei insonderheit  das  von  diesem  Schriftsteller  auf  S.  718  unter  1  an- 
gegebene Beispiel  zu  beachten  ist 

Nur  aus  dem  mehrerwähnten  Satz  des  englischen  Rechts,  dafs  dem 
Verkäufer  die  Klage  auf  den  Kaufpreis  erst  nach  der  Lieferung  der 
Ware  zusteht,  und  eine  Klage  auf  Zahlung  g^en  Lieferung  nicht  ge- 
geben ist,  hat  aber  der  Beklagte  und  sein  Gutachter  abgeleitet,  dafs  im 
vorliegenden  Falle  wegen  des  späteren  Verhaltens  der  Klägerin  die 
Klage  hinfällig  geworden  sei.  Der  Gutachter  erblickt  in  dem  mit- 
geteilten Verhalten  der  Klägerin  eine  einseitige  Rückgängigmachung  der 
Übertragung  des  Besitzes  an  der  Ware,  so  dafs  die  adion  for  goods 
sM  and  delivered  —  und  eine  andere  könne  hier  nicht  in  Frage 
kommen  —  versage.  Verfehlt  ist  es  deshalb,  wenn  die  Revision  den 
Gesiefatspunkt  heranziehen  will,  dafs  sich  die  Klägerin  einer  unerlaubten 
Handlung  schuldig  gemacht  habe,  und  dafs  deswegen  auf  das  englische 
Recht  als  auf  das  am  Orte  des  Deliktes  geltende  zu  sehen  sei.  Dieser 
Standpunkt  ist  in  den  Instanzen  nicht  geltend  gemacht  und  auch  sonst 
in  keiner  Weise  angezeigt  Ob  aber  jene  Schlufsfolgerung  des  Gut- 
achtens auf  dem  Boden  des  englischen  Rechts  als  begründet  und  richtig 
anzuerkennen  sein  möchte,  bedarf  keiner  Prüfung,  da  den  Rechtssätzen, 
worauf  sie  sich  stützt,  die  Anwendung  für  den  vorliegenden,  in  Hambui^ 
erhobenen  Prozefs  zu  versagen  ist 
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Hit  Recht  hat  daher  der  Bemfangsrichter  die  Frage,  ob  das  ge- 
schilderte Verhalten  der  Klägerin  dem  Beklagten  einen  Einwand  gegoi 
die  Klage  giebt,  nach  deutschem  Recht  bearteilt.  Ob  dabei  nicht 
richtiger  auf  die  lex  fori,  also  auf  das  in  Hamburg  geltende  gemeine 
Recht,  als  auf  die  läc  soluUoniSj  d.  h.  das  in  Mannheim  geltende  Recht, 
zu  sehen  gewesen  wKre,  kann  unerörtert  bleiben;  denn  —  so  wird 
näher  ausgeführt  —  das  gemeine  Recht  führt  ebenfalls  zur  VemeinuDg 
jener  Frage. 

Nichteahlung  des  Amiändervorschusses.    GerichisTcostengesete  §  85. 

Oberlandesgericht    Karlsruhe,    L   Ciy.Sen.,    Beschluls   Tom   17.   Juni    1901 
(Miigdan  etc..  Die  Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte,   2.   Jahrgang» 

S.  166). 

Nach  §  85  ^  hat  das  Gericht,  solange  der  Oebtthrenvorschufs  nicht 
bezahlt  ist,  die  Vornahme  jeder  Handlung  abzulehnen;  es  darf  also 
insbesondere  den  Kläger  nicht  zur  Verhandlung  zulassen.  Daraus  folgt 
aber  nicht,  dafs,  solange  das  vom  Kläger  verschuldete  Hindernis  besteht, 
auch  der  Beklagte  in  gleicher  Weise  zu  behandeln  ist  (vgl.  J.  W.  1890 
S.  256^);  vielmehr  kann  er  gegen  den  Kläger,  der  nicht  verhandeh 
darf  und  deshalb  einer  nicht  erschienenen  Partei  gleich  zu  erachten 
ist,  die  Erlassung  des  Versäumnisurteils  beantragen.  Das  Gleiche  gilt 
auch  dann,  wenn,  wie  hier,  der  Kläger,  der  zur  Verhandlung  nicht 
zugelassen  werden  darf,  thatsächlich  im  Termine  ausgeblieben  ist. 

Einrede  der  Bechtshängigkeit  im  Hinblick  auf  ausländische 

Projsesse. 

Urteil  des  Reichsgerichts  1  vom  18.  April  1901  (Juristische  Wochenschrift 

1901  S.  866  No.  5). 

Zutreffend  ist  der  auf  den  §  828  Ziff.  5  der  CP.O.  gestützte 
Entscheidungsgrund,  aus  welchem  das  Berufungsgericht  zu  Ungunsten 
der  Beklagten  erkannt  hat  Einer  im  Inland  erhobenen  Klage  kann 
auf  Grund  eines  im  Auslände  anhängigen  Rechtsstreits  die  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  nur  dann  entgegengesetzt  werden,  wenn  das  in  diesem 
Rechtsstreit  eigehende  Urteil  im  Inlande  als  Urteil  anzuerkennen  ist. 
Die  Anerkennung  des  ausländischen  Prozesses  und  seine  Wirkung  für 
andere  Prozesse  kann  nicht  weiter  reichen  als  die  Anerkennung  des 
ausländischen  Urteils. 
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Auslegung  eines  ausländischen  Urteils;  ist  das  Reichsgericht  am 
die  Auslegung  des  Berufungsgerichts  gebunden?  Finden,  wenn 
eine  Partei  eines  im  Auslande  geführten  Prozesses  für  den  Fall 
des  ihr  ungünstigen  Ausgangs  Anspruch  auf  Schadloshaltung  gegen 
einen  Deutschen  erheben  will,  und  nach  dem  Rechte  des  aus- 
ländischen Proeefsgerichts  in  solchem  Falle  nicht  Streitverkündung 
im  Sinne  des  deutschen  Prozefsrechts  zu  erfolgen  hat,  sondern 
Garantieklage  zu  erheben  ist,  für  das  auf  die  Garantieklage  gegen 
den  Deutschen   ergangene  Urteil  die    Vorschriften  in  §  328  der 

Civilprozefsordnung  Anwendung? 

Urteil  des  Bdchsgerichts  VI  vom  15.  November  1900  (Sächsisches  Archiv  für 

Buigerl.  Recht  und  Prozefs  XI  S.|89). 

Der  Kaufmann  R.  in  Italien  bestellte  im  Jahre  1884  bei  dem  Elanf- 
mann  S.  in  Italien  eine  Maschinenanlage.  8.  Übertrag  die  AosfUhrong 
sam  Teil  einer  Maschinenfabrik  in  Angsborg,  zam  Teil  dem  in  Halle  a.  S. 
wohnhaften  Beklagten  W.  —  R.  klagte  wegen  nicht  ordnungsmäfaiger 
Lieferang  gegen  8.  auf  Schadensersatz ;  zugleich  ^hob  8.  gegen  W. 
die  Garantieklage.  Durch  Urteil  des  Appellhofes  zu  Florenz  vom 
16./26.  Juli  1887  wurde  8.  zum  Schadensersatz  an  R.  verarteilt,  and 
gegen  W. ,  der  sich  auf  den  Prozefs  eingelassen  hatte,  erkannt:  Der 
Autrag  des  8.  auf  Grarantie  werde  genehmigt,  W.  sei  gehalten,  den 
8.  g^en  alle  Urteile,  die  gegen  diesen  zu  Gunsten  des  R.  ergehen 
würden,  vollkommen  schadlos  zu  halten,  ebenso  ftlr  alle  von  8.  durch 
die  Nichterfüllung  des  W.  erlittenen  Verluste. 

Dieses  Urteil  wurde  vom  Oberlandesgerichte  zu  Naumbui^  als 
wider  W.  in  Deutschland  vollstreckbar  erklärt,  das  Urteil  wurde 
rechtskräftig. 

In  einem  späteren  ProzefsverBsthren  wurde  sodann  ttber  die  Höhe 
des  za  erstattenden  Schadens  durch  Urteil  des  Cävil-  und  8tra%erichts- 
hofes  in  Florenz  vom  4.  August  1891  erkannt;  hier  wurde  8.  zur 
Zahlung  von  31298,85  Lire  an  R.,  und  W.  anter  anderm  verurteilt, 
eben  diese  Summe  zur  Entlastung  des  8.  unmittelbar  an  R.  zu  be- 
zahlen. Dieses  in  Rechtskraft  übei^^egangene  Urteil  war  gegenüber  W. 
ein  Versäumnisurteil,  er  hatte  sich  auf  den  Prozefs  nicht  eingelassen; 
die  Ladung  war  ihm  auch  nicht  in  einer  der  in  §  661  Ziff.  4  der 
deutschen  C.P.O.  (älterer  Fassung)  vorgesehenen  Formen  zugestellt 
worden.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurde  eine  seitens  der  Maschinen- 
fiibrik  in  Augsburg  als  Cessionarin  des  8.  und  seitens  des  R.  im  Jahre 
1892  gegen  W.  erhobene  Klage,  soweit  sie  darauf  gerichtet  war,  die 
Zwangsvolktreckung  aus  dem  Florentiner  Urteil  vom  4.  Augost  1891 
in  Deutschland  für  zulässig  zu  erklären,  abgewiesen.  Die  Maschinen- 
fabrik in  Augsburg  und  R.  erhoben  nun  anderweit  Klage  mit  dem 
Antrage,  den  Beklagten  W.  zu  verurteilen,  entweder  die  klagende 
Maschinenfabrik  als  Rechtsnachfolgerin  des  8.  von  dem  Ansprache  des 
B.  auf  iSahlung  von  81293f85  Lire  za  befreien  oder  an  R.  selbst 
diese  Summe  zu  bezahlen. 
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Sie  machten  geltend,  bei  richtiger  Auslegung  des  Urteils  von 
1887  komme  es  gar  nicht  darauf  an,  ob  dem  Beklagten  in  dem 
Prozesse  von  1891  Gelegenheit  zur  Beteiligung  gegeben  worden  sei; 
aber  auch  wenn  das  Urteil  anders  aufzufassen  sei>  so  sei  doch  die 
Form,  in  welcher  diese  Gelegenheit  zu  geben  sei,  allein  nach  italieai- 
schem  Rechte  zu  bestimmen,  und  diesem  habe  die  in  dem  zweiten 
Prozefsverfahren  erfolgte  Zustellung  der  Ladung  an  den  Beklagten  W. 
entsprochen. 

Die  Klage  wurde  zurückgewiesen.  Ebenso  die  Berufung,  indem 
das  Berufungsgericbt  dem  Urteil  von  1887  eine  von  der  AufFassong 
der  Kläger  abweichende  Auslegung  gab. 

Die  Revision  führt  aus,  dafs  das  Revisionsgericht  bei  der  Aas- 
legung  des  Urteils  an  die  Ausführungen  des  Berufungsgerichts  nicht 
gebunden,  sondern  vollkommen  unbeschränkt  sei. 

Das  Revisionsgericht  wies  die  Revision  zurück ; .  in  den  QrUiiden 
wird  unter  anderem  bemerkt:  Ob  das  Revisionsgericht  bei  der  Aus- 
legung des  Urteils  von  1887  an  die  Ausführungen  des  Berofangs- 
gerichts  gebunden  sei,  könne  unerOrtert  bleiben;  auch  für  den  Fall 
der  Verneinung  dieser  Frage  sei  nämlich  für  die  Kläger  nichts  ge- 
wonnen, da  das  ftlr  die  Auslegung  des  Urteils  anzuwendende  Recht, 
das  materielle  und  das  Prozefsrecht,  als  ausländisches  Recht  irrevisibel 
sei,  und  da  deshalb  durch  die  vom  Berufungsgericht  angenommeoe 
Auslegung  immer  nur  Recht  verletzt  sein  könne,  anf  dessen  Verletsong 
die  Revision  nicht  gestützt  werden  dürfe. 

Es  kommt  indes  hierauf  im  vorliegenden  Falle  nichts  an,  weil 
die  angefochtene  Auslegung  des  Urteils  von  1887  zu  beanstanden  kein 
Grund  vorliegt  u.  s.  w.  (Ek  folgt  eine  hier  nicht  interessierende 
Erörterung  über  die  Auslegung  des  angegebenen  Urteik.)  Danach 
ist  der  Vorinstanz  in  der  Annahme  beizupflichten,  dafs  die  in  dem 
Urteil  von  1891  ergangene  Verurteilung  des  S.  nicht  schon  anf  Ghroiid 
des  Urteils  von  1887  gegen  den  Beklagten  W.  wirksam  ist 

Das  Berufungsgericht  hat  weiter  erörtert,  ob  das  letztere  etwa 
abgesehen  von  diesem  Urteil  der  Fall  sei,  die  Frage  aber  ebenfalls 
verneint,  indem  es  ansftlhrt:  Der  durch  das  Urteil  von  1891  beendete 
Prozefs  sei  nicht  eine  Fortsetzung  des  früheren,  sondern  ein  neuer 
selbständiger  Rechtsstreit  gewesen.  Der  Umstand,  dafs  der  Beklagte 
in  den  früheren  Prozefs  sich  eingelassen  habe,  sei  also  für  die  Fnge, 
inwieweit  die  in  dem  jeweiligen  Prozesse  ergangene  Entscheidung  als 
gegen  ihn  wirksam  anzuerkennen  sei,  ohne  Bedeutung.  Diese  Ent^ 
sciieidung  würde  der  Beklagte,  soweit  sie  sich  auf  das  Streitverbältnis 
zwischen  S.  und  R.  beziehe,  höchstens  gegen  sich  gelten  zn  lassen 
brauchen,  wenn  ihm  auch  für  dieses  Streitverhältnis  Gelegenheit  zor 
Verteidigung  gegeben  worden  wäre.  Das  sei  nicht  der  Fall  gewesen. 
Nach  dem  Urteile  von  1891  sei  W.  zu  dem  Prozesse  nur  als  Be- 
klagter geladen  worden.  Die  an  ihn  als  beklagte  Partei  eigangene 
Vorladung  könne  nicht  als  eine  Mafsnahme  gelten,  durch  die  ihm 
Gelegenheit  geboten  wäre,   sich   an   dem   zwischen  R.  als  EJäger  und 
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8.  ab  Beklagton  geftiluten  Prozesse  zu  beteiligen,  wenn  aach  dieser 
8treit  mit  dem  zwischen  ihm  als  Beklagten  and  S.  und  R.  als  Klägern 
anhingig  gemachten  in  innerem  Zusammenhange  gestanden  habe  imd 
auch  ftufserlich  yerbnnden  worden  sei.  Aber  wenn  man  selbst  die  an 
W.  als  Beklagten  ergangene  Ladung  als  eine  StreitverkUndong  für  den 
Prosers  B.  gegen  S.  gelten  lassen  wollte,  so  könne  doch  das  in  diesem 
ergangene  Urteil  als  gegen  den  Beklagten  wirksam  nicht  anerkannt 
werden,  weil  die  Ladung  dem  Beklagten  nicht  in  den  in  §  328  Ziff.  2 
der  CP.O.  vorgesehenen  Formen  zugestellt  sei. 

Die  Revision  macht  hiergegen  geltend:  Die  Form,  in  welcher 
W.  Gelegenheit  zu  bieten  gewesen  sei,  seine  Interessen  durch  Unter- 
stfttzung  des  S.  gegenflber  R.  zu  wahren,  habe  sich  selbstverständlich 
nur  nach  dem  italienischen  Rechte  richten  können.  Diesem  sei,  wie 
dem  französischen,  die  Streitverkttndung  im  Sinne  des  deutschen 
Prozefsrechts  unbekannt;  nach  diesen  beiden  Rechten  werde  vielmehr 
derjenige,  gegen  den  eine  Prozefspartei  für  den  Fall  ihres  Unterliegens 
Anspruch  auf  Gewährleistung  oder  Schadloshaltung  erheben  zu  können 
meine,  zu  dem  Prozesse  durch  Erhebung  der  Garantieklage  zugezogen, 
wodurch  er  selbst  Prozefspartei  werde  und  somit  Gelegenheit  habe,  seine 
Interessen  selbständig  in  der  ausgiebigsten  Weise  wahrzunehmen.  Diese 
Garantieklage,  die  man  hiernach  als  eine  potenzierte  Streitverkttndung 
bezeichnen  könne,  sei  im  vorliegenden  Falle  in  jedem  der  beiden  Ver- 
ehren unter  Wahrung  der  in  Italien  für  die  Vorladung  des  Garantie- 
beklagten geltenden  Vorschriften  gegen  W.  erhoben  worden.  Dafem 
also,  um  das  zwischen  R.  als  Kläger  und  S.  als  Beklagten  er- 
gai^ne  Urteil  von  1891  ab  für  den  Beklagten  bindend  erscheinen  zu 
lassen,  insbesondere  Einwendungen  desselben  gegen  die  Richtigkeit  der 
darin  enthaltenen  Entscheidung  und  gegen  die  Art  der  ProzefsfÜhrung 
des  8.  abzuschneiden,  eine  Streitverkttndung  an  W.  erforderlich  ge- 
wesen sein  sollte,  so  sei  diese  durch  die  Erhebung  der  Garantieklage 
erfolgt.  Unrichtig  aber  sei  es,  wenn  das  Berufungsgericht  annehme, 
eine  Streitverkündung  mtlsse,  wenn  sie  in  einem  vor  einem  aus- 
MUftdischen  Grerichte  anhängigen  Prozesse  gegenüber  einem  Deutschen 
erfolge,  in  einer  der  im  §  828  Ziff.  2  der  CP.O.  bezeichneten  Formen 
mgestellt  werden,  und  das  fremde  Urteil  könne,  wenn  dies  nicht  ge- 
schehen sei,  gegenüber  dem  Litisdenunciaten,  der  sich  an  dem  Prozesse 
nicht  beteilige,  Anerkennung  in  Deutschland  nicht  finden. 

Auch  diese  Angriffe  können  keinen  Erfolg  haben. 

Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  jedenfalls  in  dem  ersten,  durch 
das  Urteil  von  1887  beendeten  Prozesse  in  der  That  S.  gegen  W. 
Gsrantieklage  nach  Art  193  flg.  des  Codice  di  procedura  civiU  dd 
ttgno  ^tcdia  erhoben  hatte,  es  ergiebt  sich  dies  klar  aus  dem  Urteil 
selbst.  Nicht  unzutreffend  mag  es  auch  sein,  dafs  das  Gleiche  in  dem 
zweiten  Prozefsverfahren ,  in  welchem  das  Urteil  von  1891  ergangen, 
der  Fall  gewesen  ist,  obwohl  dessen  Inhalt  insoweit  den  Sachverhalt 
nicht  bestimmt  erkennen  läfst 

Allein  hiermit  ist  für  die  Revision  nichts  gewonnen,    auch   wenn 
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man  davon  auBgeht,  dafs  die  Streitverkttndong  im  Sinne  der  §§  72^ 
73,  74,  yerbanden  mit  §  68  der  dentachen  CP.O.  dann,  wenn  der 
ProzefB  vor  einem  ausländischen  Gerichte  geführt  worden  ist,  dessen 
Recht  statt  der  Streitverkündung  das  Institut  der  sogenannten  Grarantie- 
oder  Rückkhige  angenommen  hat  (vergl.  über  diese  4n  den  Motiven 
zur  deutschen  CP.O.  zu  Buch  I,  Abschnitt  II,  Titel  III  die  Aus- 
Alhrungen  unter  V),  durch  die  Anstellung  der  Garantieklage  ersetzt 
werde.  Denn,  wie  die  Revision  zutreffend  selbst  angeführt  hat,  ist 
die  Garantieklage  eine  wirkliche  Geltendmachung  des  Regrefsanspruchs 
mit  der  Wirkung,  dafs  der,  gegen  den  sie  erhoben  wird,  selbstSndige 
Prozefspartei  wird,  und  unmittelbar  in  dem  Prozesse,  in  dem  sie  an- 
gestellt ist,  auch  über  die  gegen  ihn  erhobenen  Ansprüche  entschieden 
wird  (vergl.  auch  die  Bemerkungen  über  die  demande  en  garanüe  des 
französischen  Rechts  in  den  Entsch.  d.  R.Ger.  in  Civilsachen  Bd.  10 
S.  292). 

Besteht  aber  der  Akt,  durch  welchen  bei  einem  im  Auslande  an- 
hängigen Prozesse  der  Dritte,  gegen  den  eine  der  Hauptparteien  An- 
sprüche auf  Schadloshaltung  erheben  will,  zugezogen  werden  soll,  in 
einer  wirklichen  Klagerhebung,  durch  welche  der  Dritte  selbst  Prozefs- 
partei wird,  so  müssen  auf  die  Urteile,  welche  in  solchem  Verfahren 
gegen  diesen  ergehen,  auch  die  Bestimmungen  Anwendung  finden,  die 
in  Deutschland  bezüglich  der  Anerkennung  ausländischer  Urteile  über- 
haupt gelten,  und  es  müssen  die  Einschränkungen,  die  insoweit  be- 
stehen, ^r  das  ganze  Urteil  Platz  greifen,  auch  soweit  dieses  das 
Streitverhältnis  zwischen  dem  Hauptkläger  und  dem  Hanptbeklagten 
betrifft,  dafem  es  sich  darum  handelt,  dafs  auch  dieser  Teil  für  den 
durch  die  Garantieklage  in  den  Prozefs  hineingezogenen  Dritten  nach 
Mafsgabe  von  §  68  der  deutschen  CP.O.  bindend  sein  soll. 

Diese  Erwägung  aber  schliefst  es  aus,  das  Urteil  von  1891,  soweit 
es  zwischen  R.  und  S.  ergangen  ist,  als  eine  schon  an  und  ftlr  sich 
mafsgebende  Unterlage  für  die  Verurteilung  des  jetzigen  Beklagten 
gelten  zu  lassen.  Dieser  war,  wie  unstreitig  ist,  als  an  ihn  die  Ladung 
in  dem  zweiten  Prozefsverfahren  erging,  Deutscher,  gegen  ihn  konnte 
also  nach  den  Bestimmungen  in  §§  660,  661  der  CP.O.  älterer 
Fassung  das  in  Italien  gegen  ihn  erlassene  Urteil  nicht  vollstreckbar 
werden,  weil  ihm  die  den  Prozefs  einleitende  Ladung  nicht  in  einer 
der  Vorschrift  in  §  661  Ziff.  4  entsprechenden  Weise  zugestellt  worden 
war,  und  dieser  Umstand  schlofs  auch  schon  nach  dem  damals  gelten- 
den Rechte  (vergl.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civilsachen  Bd.  8  S.  385  fig*« 
Bd.  16  S.  428  flg.,  Jur.  Wochenschrift  1892  S.  124  Nr.  1,  1898 
S.  850  Nr.  31)  zugleich  die  sonstige  Anerkennung  des  Urteils  von 
1891  für  Deutschland  ebenso  aus,  wie  dies  nach  den  nunmehr  gelten- 
den Vorschriften  in  §  328  Ziff.  2  der  CP.O.  neuer  Fassung  der 
FaU  ist 

Dahingestellt  kann  deshalb  bleiben,  ob,  wenn  an  den  Beklagten 
W.  eine  nach  Form  und  Wirkung  im  wesentlichen  dem  deutschen 
Rechte  entsprechende  Streitverkflndung  bewirkt  worden  wäre,   die  Be- 


BeehtBpnehang:  Deatachland.  481 

«timmiiiig  in  §  661  Ziff.  4  (§  328  Ziff.  2)  der  C.P.O.  entsprechend 
anzuwenden  sein  wOrde;  denn  dafo  eine  solche  Streitverkündung  statt- 
gefunden habe,  ist  in  den  Vorinstanzen  von  den  Klfigem  nicht  be- 
hauptet und  in  der  Revisionsrerhandlnng  direkt  yemeint  worden. 

Die  Annahme  des  Berufungsgerichts,  dafs  das  Ver£fthren,  in  dem 
das  Urteil  von  1891  eigangen  ist,  nicht  eine  Fortsetzung  des  Mheren 
Prozesses,  sondern  ein  selbständiger  Rechtsstreit  gewesen  sei,  beruht 
auf  thatsttchlicher  Würdigung  und  der  Anwendung  irrevisiblen  Rechtes. 

Erbschein  nach  einem  vor  1900  im  Auslande  Verstorbenen. 

ELammeivericht,  I.  GiT.Sen.    Beschlnfs  vom  18.  Biai  1901  {Mugäan  etc..  Die 
*Kecht0prechung  der  Oberlandesgerichte,  2.  Jahrgang,  S.  112> 

Die  für  X.  eingetragene  Orundschuld  ist  am  16-  Mai  1894  an 
A.  abgetreten,  der  am  S.  Dezember  1899  zu  Meran,  seinem  letzten 
Wohnsitze,  mit  Hinterlassung  einer  eigenhändigen  Verfügung,  datiert 
Heran  den  21.  Dezember  1898,  verstarb.  Darin  hat  er  eine  Reihe 
von  Personen  zu  Erben  auf  bestimmte  Summen  verwiesen,  darunter 
die  beiden  Töchter  seines  Bruders.  Bei  der  Verlassenschaftsverhandlung 
hat  das  Bezirksgericht  Meran  die  Verfügung  als  Kodizill  angesehen 
und  am  13.  Febr.  1901  den  Nachlafs  den  beiden  BrudertOchtem  als 
den  alleinigen  gesetzlichen  Erbinnen  „eingeantwortet".  Diese 
haben  die  Orundschuld  an  Y,  letzterer  sie  an  Z.  abgetreten.  Zur  Um- 
schreibung der  Post  auf  Z.  fordert  das  Amtsgericht  einen  Erbschein 
nach  A. ,  das  Landgericht  aufserdem  die  vorherige  Eintragung  dieses 
Gläubigers  und  des  Y.  Auch  die  weitei^  Beschwerde  blieb  erfolglos. 
Gründe: 

Es  handelt  sich  um  die  Frage,  in  welcher  Art  dem  Gmndbuch- 
richter  gegenüber  der  Nachweis  zu  führen  ist,  dals  die  beiden  Bruders- 
töchter des  A.  über  die  auf  diesen  gediehene  Grundschuld  zu  verftigen 
berechtigt  sind.  Die  Vorinstanzen  gehen  davon  aus,  dafs  der  Nachweis 
nur  durch  einen  Erbschein  nach  §  36  Gr.B.O.  erbracht  werden  könnte. 
Hierbei  ist  übersehen,  dafs  der  Erbfall  vor  1.  Januar  1900  eingetreten 
ist,  und  dafs  zu  den  erbrechtlichen  Verhältnissen,  welche  sich  nach 
den  bisherigen  Gesetzen  bestimmen  (Art  213  E.G.),  auch  die  über 
das  Erbrecht  zu  erteilenden  Ausweise  gehören;  sie  hängen  mit  den 
materiellrechtlichen  Vorschriften  dergestalt  zusammen,  dafs  die  Frage 
nach  Form  und  Inhalt  des  Erbscheines,  sowie  nach  seiner  rechtlichen 
Bedeutung  nur  einheitlich  nach  dem  früheren  Rechte  beantwortet 
werden  kann  (Beschlufs  vom  5.  November  1900.  Y.  731/00;  Rsp.  1 
8.  83;  Qrtichot  45  S.  49).  Eine  grundsätzliche  Erörterung  dieses 
Punktes  erübrigt  sich  jedoch,  weil  das  Verlangen  der  Vorinstanzen 
jedenfalb  insoweit  begründet  ist,  als  es  sich  auf  die  Beibringung  eines 
Ausweises  über  das  Erbrecht  der  Nichten  des  Erblassers  seitens  eines 
deutschen  Gerichtes  bezieht  Nach  dem  Wortlaute  der  letztwilligen 
Anordnung  des  A.   kann  es  keinem  Bedenken   unterliegen,    mit   der 
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MfareicbiaeheiL  Nachlafsbehörde  anzunehmen,  dafs  jene  Anonhumg 
keine  Erbeeeinfletonng  enthält,  mithin  nach  den  mafsgebendea  Be- 
stimmungen des  (teterreichischen  Rechtes  als  Kodisül  m  gelten  h«t, 
and  daffl  daher  die  gesetzliche  Erbfolge  ertffihet  worden  ist  (§§  582, 
535,  552,  553  österr.  B.O.B).  Haben  sich  aber  die  Nichten  des  Erb- 
lassers als  dessen  gesetzliche  Erben  zu  legitimieren,  so  kann  es  mclit 
gomifsbilligt  werden,  wenn  die  Legitimation  durch  die  vom  Osterreichi- 
schen Gerichte  erfolgte  Verlassenschaftsverbandlung  nicht  als  geftlhrt 
erachtet  wird.  Die  „Einantwortung''  des  Nachlasses  an  die  Erben  be- 
weist nur,  dafs  die  Nachlafsbehörde  die  Erbeneigenschaft  für  hin- 
länglich dargethan  gehalten  hat  (§§  799  ff.  österr.  B.G.B.,  §§  115  ff. 
Patent  vom  9.  August  1854,  vgl.  Kommentar  von  l^ubenrauch  ?•  Aofl.  1 
S.  1046).  Sie  vermag  aber  nicht  ein  Zeugnis  über  das  Erbrecht  im 
deutschen  Grundbuch  verkehr  zu  ersetzen  (s.  auch  Jahrb. 
18  S.  85)f  und  jedenfalls  verstöfst  der  deutsche  Grundbuchrichter  nicht 
gegen  das  Gesetz,  wenn  er  den  nach  seinem  Rechte  möglichen  und 
gebotenen  Ausweis  fordert.  Es  kommt  hierbei  der  §  8  des  Gesetzes 
vom  12.  Mfirz  1869  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  5.  Joni  1895 
in  Betracht  (vergl.  §  2869  B.G.B.).  Auf  Grund  dieser  Vorschrift 
welche  als  Obergangsvorschrift  fortdauernd  in  Geltung  ist,  wird 
sich  das  Amtsgericht  der  Erteilung  eines  Zeugnisses,  das  die  Erben 
zur  Abtretung  der  Grundschuld  ermKchtigt,  nicht  entziehen  können, 
wobei  es  unerheblich  ist,  ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Auslander 
war  (Jahrb.  4  S.  50).  —  Auch  das  weitere  Verlangen,  dafs  zanftchst 
der  Erblasser  und  Y  einzutragen  seien,  ist  im  Hinblick  auf  die  §§  40, 
41  Gr.B.O.  (Jahrbuch  20  A  S.  300)  nicht  zu  beanstanden. 


Unbefugter  Namemgehnmch  eines  Ausländers  im  Inlande.  InwieweU 
kann  sich  Beklagter  auf  das  öffentliche  Recht  seines  Heimatstaaies 
oder    auf  eine   Legitimation   durch  nachfolgende  Ehe   berufen? 

B.G.B.  §  12,  KG.  Art  22. 

Kammergericht,  III.  Civ.Sen.    Urtdl  vom  28.  Mai  1901  (Muadan  etc..  Die 
KechtsprechuDg  der  Oberlandesgerichte,  2.  Jahrgang,  S.  85). 

1.  Das  durch  §  12  gewährte  Recht  ist  ein  allgemeines  Peraön- 
lichkeitsrecht  und  mithin  ein  Privatrecht.  Fttr  privatrechtliche  An- 
sprüche ist  aber  nach  §  13  G.V.G.  der  Rechtsweg  gegeben,  fUr 
dessen  Zulässigkeit  die  Gesetze  des  Prozefsgerichtes  ausschliefslidi 
mafsgebend  sind.  Demgegenüber  ist  die  Ausführung  der  Beklagten, 
ihre  Befugnis  zum  Gebrauche  des  ihnen  bestrittenen  Namens  beruhe 
auf  ungarischem  öffentlichem  Rechte,  nicht  geeignet,  die  privat- 
rechtliche Natur  des  geltend  gemachten  Klageanspruches  in  Frage 
zu  stellen  .  .  . 

2.  Weiter  haben  die  Beklagten  d ie  Einrede  der  Unzuständig- 
keit des  Gerichtes  erhoben,  weil  allein  die  ungarischen  Oerichta 
als  Gerichte  ihres  Heimatsstaates  zur  Entscheidung  über  ihren  Personen- 
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stand  sostibidig  geieo.  Diese  Deduktion  ttbersieiit,  daA  es  sieh 
aiclit  mn  eine  Statnsklage,  sondern  nm  eine  solche  auf  Unter- 
lassang  einer  Namensftlhrung  handelt  Dafs  i$tcidmter  (infolge  der 
Verteidigang)  aof  den  Personenstand  der  Beklagten  eingegangen  werden 
mafs,  ist  für  die  Zuständigkeit  unerheblich.  Dafs  ab^  die  Beklagten, 
die  den  Namen  einer  deutschen  Adelsfkmilie  führen  und  im  Deutschen 
Beiehe  ihren  Wohnsitz  haben,  vor  den  deutsehen  Gerichten  Recht 
nehmen  müssen ,  wenn  ihnen  die  Befugnis,  diesen  Namen  in  Deutsch- 
land za  gebrauchen,  bestritten  wird,  kann  keinem  begrtlndeten  Zweifel 
unterliegen.  Ob  das  ergangene  Urteil  im  Heimatstaate  der  Beldagten 
YoUstreckbar  sein  wird,  kann  yöllig  dahingestellt  bleiben  ... 

3«  Weiterhin  ist  zu  untersuchen,  ob  die  Beklagten  den  ihnen 
bestrittenen  Namen  befugt  oder  unbefugt  gebraucht.  Nach  den 
im  £.6.  zum  B.G.B.  zur  Geltung  gelangten  Grundsätzen  ist  ftlr  die 
Beurteilung  der  allgemeinen  Persönlichkeitsrechte  eines  Menschen  ab 
Peisonalstatut  das  Recht  desjenigen  Staates  mafsgebend,  dem  er  an- 
gehört (yergl.  auch  von  Bar^  Internationales  Privatrecht  S.  280). 
Es  mufs  daher  jene  Frage  jetzt  nach  dem  Rechte  des  Heimat- 
staates der  Beklagten  entschieden  werden,  während  nach  den  bis- 
herigen Rechtsnormen  des  gemeinen  und  des  preu&ischen  Rechtes 
hierfür  das  Recht  des  Wohnsitzes  mafsgebend  gewesen  wäre 
(▼ergL  die  Ausführungen  des  Reichsgerichtes  Bd.  29  S.  181).  •  .  Das 
ungarische  Recht  ist  mithin  dafür  massgebend,  ob  die  Beklagten  be- 
rechtigt sind,  den  Namen  ^Freiherr  v.  D.^  zu  führen.  Die  Beklagten 
leiten  in  erster  Linie  diese  Befugnis  aus  dem  ungarischen  öffent- 
lichen Rechte  her.  Sie  seien,  so  führen  sie  aus,  nach  §  44  Art. 
XXIII.  1894  bei  Strafe  verpflichtet,  den  streitigen  Namen,  unter  dem 
sie  in  den  ungarischen  Personenstandsregistern  eingetragen  seien,  zu 
führen.  Die  angezogene  Bestimmung  schreibt  vor,  dafs  niemand  einen 
anderen  Familien-  und  Beinamen  führen  darf  als  denjenigen,  welcher 
in  seiner  „  Geburtsmatrikel ^  eingetragen  ist.  Daraus  ergiebt  sich  mit- 
hin,  dafs  jeder  Ungar  zur  Führung  des  Namens,  unter  dem  er  in  den 
Gebnrtsmatrikeln  eingetragen  ist,  auch  berechtigt  sein  soll.  .  .  Hat  also 
der  §  44  cit.  nur  die  ungarischen  Geburtsr^ister  im  Auge,  so 
können  sich  die  Beklagten  auf  ihn  nicht  berufen.  Bezöge  er  sich  aber 
auch  auf  Geburtsregister  allgemein,  also  auch  auf  ausländische, 
so  gewährt  er  trotedem  den  Beklagten  kein  Recht  auf  die  Führung 
des  streitigen  Namens.  Denn  die  Beklagten  sind  —  so  wird  näher 
ausgeführt  —  in  ausländischen  Geburts-  und  TauAnatrikeln  nicht 
wirksam  ab  Freiherren  v.  D.  eingetragen.  —  Auch  die  weitere  Aus- 
führung der  Beklagten,  die  ungarischen  Behörden  hätten  ihnen  sämt- 
liche Legitimationspapiere  unter  dem  streitigen  Namen  ausgefertigt  und 
sie  dadurch  stillschweigend  zur  Führung  desselben  ermächtigt, 
ist  hinfÜUig.  Dafs  die  ungarischen  Behörden  die  Beklagten  mit  dem 
streitigen  Namen  bezeichnet  haben,  ist  an  sich  ein  rein  thattilchlicher 
Vorgang,  aus  dem  eine  Berechtigung  zur  Namensführung  noch  nicht 
folgt    Die  Behörden  mögen  sich  über  die  Wirksamkeit  der  Legitimation 
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im  Inrtam  befanden  oder  es  mag  kein  Anlafs  vorgelegen  haben,  geg«Q 
die  Beklagten  wegen  Führung  des  Namens  von  Amts  wegen  Tonu- 
gehen.  Die  vorgelegten  behördlichen  Erklämngen  sind  sAmtlich  im 
Jahre  1897  oder  noch  frQber  ausgestellt  Dafs  also  das  ungarische 
Ministerium  des  Innern  in  Kenntnis  des  wirklichen  Thatbestandes 
die  Befugnis  der  Beklagten  zur  Führung  des  streitigen  Namens  fest- 
gestellt  htttte,  ist  in  keiner  Weise  daigethan.  Die  blofse  polizeiliche 
Oestattung  könnte  auch  für  die  Berechtigung  der  Bekb^^,  den 
deutschen  Adebnamen  in  Deutschland  zu  führen,  keineswegs  maß- 
gebend sein,  wie  denn  auch  dem  Beklagten  zu  2)  durch  das  bajeriscbe 
ätaatsministerium  die  Führung  bereits  bei  Strafe  verboten  ist 

Die  aus  dem  Privatrecht  entnommene  Verteidigung  der  Be- 
klagten geht  dahin,  dafs  sie  durch  die  Legitimation  ein  Recht  zur 
Führung  des  ihnen  bestrittenen  Namens  erworben  hätten.  Nach  Art  22 
£.0.  zum  B.G.B.  bestimmt  sich  die  L^timation  eines  unehelichea 
Kindes,  sofern  der  Vater  zur  Zeit  ein  Deutscher  ist,  nach  den  deutschen 
Gesetzen.  Hierin  liegt  nur  eine  specielle  Anwendung  des  nach  mtet- 
nationalem  Privatrechte  allgemein  geltenden  Satzes,  dafs  fdii  die 
Legitimation  das  Personalstatut  des  Legitimierenden  mafsgebend  ist 
Vorliegend  war  nur  der  pater  legUimans  zur  Zeit  dieses  Aktes  üngv. 
Über  die  Wirksamkeit  der  Legitimation  entscheidet  mithin  du 
ungarische  Recht.  In  Ungarn  ist  nach  Wiederabscha£fung  des  österr. 
B.G.B.  fVbc  das  katholische  Ehe-  und  Familienrecht  das  ELanoniscbe 
Recht  in  Geltung  (vergl.  Leske-Löwenfdd^  Internationales  Privatrecht  1 
S.  79,  81  und  das  von  dem  Beklagten  selbst  vorgelegte  Gutachten). 
Letzteres  findet  mithin,  da  sowohl  Max  v.  D.  als  die  Bekkgten 
katholischen  Bekenntnisses  sind,  Anwendung.  Das  Kanonische  Recht 
Ittlst  aber  zweifellos  eine  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  nor 
dann  eintreten,  wenn  zwischen  dem  Legitimierenden  und  dem  Ejndo 
ein  natürliches  Eltern-  und  Kindesverhältnis  besteht;  dasselbe  ist  aacli 
in  der  Darstellung  des  ungarischen  Privatrechtes  von  Jw/ig^  §  241 1  ^d 
das  bestimmteste  ausgesprochen.  Diese  Voraussetzung  ergiebt  sich 
auch  schon  aus  dem  Begriffe  der  Legitimation.  Ihr  Zweck  ist,  wie 
schon  ihr  Name  andeutet,  das  vorher  illegitime  Kind  zu  einem 
legitimen,  ehelichen  zu  machen.  Wer  also  zu  einem  anderen  nicht  im 
Verhältnis  eines  illegitimen  Kindes  zu  seinem  Erzeuger  steht,  kion 
niemals  von  diesem  durch  nachfolgende  Ehe  legitimiert  werden.  Die 
Legitimation,  die  Max  v.  D.  erklärt  hat,  ist  mithin,  da  er  unstreitig  nicht 
der  Erzeuger  der  Beklagten  ist,  wirkungslos  gewesen.  Könnte  man 
aber  selbst  annehmen ,  dafs ,  wie  die  Beklagten  behaupten ,  dafl 
ungarische  Recht  jene  Voraussetzung  der  natürlichen  Abstammung 
nicht  kenne,  sondern  die  Legitimationserklärung  des  Ehemannes  für 
ausreichend  ansehe,  so  könnten  die  Beklagten  aus  diesem  Akte  tiots- 
dem  kein  Recht  herleiten.  Denn  —  so  wird  weiter  ausgeführt  —  die 
Legitimation  ist  ab  nur  zum  Schein  erfolgt  für  nichtig  zu  erachten. 
Ob  der  Kläger  nach  ungarischem  Rechte  b^igt  ist,  die  Rechtsunwirk- 
samkeit der  Legitimation  geltend  zumachen,  kann  dahingestellt  bleiben ; 
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denn  fUr  diese  Frage  ist  nicht  das  ongariBchei  sondern  das  deutsche 
Recht  mafsgebend,  da  sie  nicht  das  Recht  der  Beklagten  auf  den 
streitigen  Namen,  sondern  das  Recht  des  Klttgers,  die  Ftthnmg  des 
den  Beklagten  nach  ihrem  Personalstatut  nicht  zastehenden  Namens 
diesen  zu  untersagen,  betrifft.  Nach  deutschem  Rechte  besteht  aber 
kein  Zweifel ,  da(k  jeder  Interessent  die  Rechtsunwirksamkeit  der 
Legitimation  infolge  Mangels  der  natQrlichen  Abstammung  geltend 
machen  kann. 

Vorausset0t4ng€n  für  die  Fortführung  der  vorläufigen   Vormund- 
schaft (§  1906  B.O.B)  über  einen  während  derselben  0um  Aus- 
länder gewordenen  bisherigen  Deutschen, 

Beachluls  des  EammergerichtB  in  Berlin  vom  25.  Februar  1901  (Johow,  Jahrb. 

für  Entsch.  des  K.-Ger.  Bd.  21  S.  209). 

Gegen  die  unverehelichte  S.  in  Berlin  leitete  die  Abteilung  81 
des  Amtsgerichts  I  in  Berlin  am  9.  Januar  1901  das  Verfiihren  der 
Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit  ein ;  femer  leitete  als  Vormand- 
schaftsgericht  die  Abteilung  105  desselben  Amtsgerichts  am  11.  Januar 
die  vorläufige  Vormundschaft  gemäfs  §  1906  des  B.G.B.  ein.  Am 
17.  Januar  verheiratete  die  8.  sich  in  London  mit  einem  Engländer 
und  legte  gegen  die  Einleitung  der  vorläufigen  Vormundschaft  Beschwerde 
ein,  indem  sie  ausführte,  sie  sei  durch  ihre  Verheiratung  englische 
Staatsbürgerin  geworden,  und  die  deutschen  Gerichte  seien  deshalb 
nicht  mehr  zuständig,  eine  Vormundschaft  ttber  sie  einzuleiten  oder 
SU  führen. 

Während  das  Landgericht  die  Beschwerde  zurückwies,  gab  das 
Kammergericht  der  weiteren  Beschwerde  statt  aus  folgenden  Gründen: 

„Mit  Recht  nimmt  das  Landgericht  an,  dafs  die  Beschwerdeftlhrerin 
durch  ihre  Verheiratung,  die  nach  der  beigebrachten  Urkunde  formell 
gültig  erfolgt  ist,  gemäfs  dem  §  13  No.  5  des  Ges.  ttber  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni 
1870  (B.G.BL  S.  355)  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  verloren  hat 
Sie  ist  britische  Staatsbürgerin  geworden  und  als  solche  auch  von  den 
englischen  Staatsbehörden  anerkannt  worden ...  Ob  ihre  Ehe  etwa 
deshalb,  weil  sie  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  geisteskrank  war,  an- 
gefochten und  für  nichtig  erklärt  werden  kann,  ist  unerheblich.  Zur 
Zeit  besteht  jedenfalls  die  Ehe  formell  gültig,  und  solange  sie  besteht, 
ist  die  Beschwerdeftlhrerin  als  englische  Staatsbürgerin  für  das  Inland 
zu  betrachten.  Aus  diesem  Umstand  ergiebt  sich  aber  nicht  ohne 
weiteres,  dafs  das  gegen  die  Beschwerdeftlhrerin  vor  den  inländischen 
Behörden  eingeleitete  Verfiihren  hinfällig  und  aufzuheben  ist^ 

Das  Kammergericht  wendet  sich  im  folgenden  zunächst  gegen  die 
Ausführung  der  BeschwerdeMirerin,  dafs  das  Entmündigungs ver- 
ehren g^en  sie,  seitdem  sie  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  verloren, 
nicht  mehr  fortgesetzt  werden  könne;  es  bemerkt,  diese  Frage  sei 
Sache     des    Entmündigungs-,    nicht    des    Vormundschafts- 
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richten  nnd  folglich  auch  nicht  Sache  des  dem  letzteren  ttbergeordnetm 
Instanzgerichts. 

Bezüglich    der  Ftthrang    der    vorläufigen    Vormundschaft 
führt  das  Kammergericht  ans:    „Oemäfs  dem   §  1906  B.G.B.  konnte 
das  Vormundschaftsgericht  allerdings  die  BeschwerdeMirerin  nnter  yor* 
läufige  Vormundschaft  stellen.     Die  Sachlage  änderte  sich  f%Lr  das  Vor- 
mnndschaftsgericht  aber  mit  dem  Augenblick,  als  die  Beschwerdeführerin 
die  Ehe  mit  einem  Engländer  schloss.    Von  da  ab  war  die  Fortsetzung 
des   Verfahrens   nicht  allein   nach    §   1906   B.G.B.    zu   beurteilen,    es 
wurde  nunmehr  der  Art   23   des   EinfUhrungsges.   zum  B.G.B.  mafih 
gebend.     Nach   dieser  Vorschrift  kann   eine  Vormundschaft  oder  eine 
Pflegschaft  im  Inlande  anch  Über  einen  Ausländer  angeordnet  und,  wie 
sich  aus  dem  Prinzip  des  Gesetzes  (vgl.  Beschlufs  des  KammergerichtB 
vom  11.  Februar  1901*)  ergiebt,   auch   fortgeführt  werden,  aber 
nur,  sofern  der  Staat,  dem  der  Ausländer  angehört,  die  Fürsorge  nicht 
übernimmt,    und   der  Ausländer  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  der 
Fürsoige  bedarf  oder  im  Inlande  entmündigt  ist.    Diese  letztere  Voraus- 
setzung liegt  hier  nicht  vor,  da  das  Entmündigungsverfahren  g^gen  die 
Beschwerdeftlhrerin    zwar   eingeleitet,    die  Entmündigung   aber  bisher 
nicht  erfolgt  ist.    Es  kommt  deshalb  darauf  an,  ob  die  beiden  anderen 
Voraussetzungen   des  Gesetzes  vorhanden  sind,   d.  h.  ob  der  englische 
Staat  die  Fürsorge  üb^r  die  Beschwerdeführerin  nicht  übernimmt,  nnd 
ob  nach  englischen  Gesetzen  eine  Fürsorge  für  eine  Person  erforderlich 
ist,  gegen  die  ein  Entmündigungsverfahren  w^en  Geisteskrankheit  nnr 
eingeleitet  ist     Das  Landgericht  übersieht  nicht,  dafs  das  Gesetz  diese 
beiden  Voraussetzungen   aufstellt,    hält  sie   aber  für   den  vorliegenden 
Fall   nicht  für  erforderlich,  weil  es  sich  nicht  um  eine  Vormundschaft 
oder  Pfl^chaft,  sondern  um  eine  vorläufige  Vormundschaft  handle, 
und   ftlr   diese  der  Abs.  2   des  Art  23  a.  a.  0.    eine  besondere  Be- 
stimmung enthalte.      Dieser  Abs.    2   schreibt  vor,    dafs   das   deutsche 
Vormundschaftsgericht  gegen  den  Ausländer  vorläufige  Mafsr^eln  treffen 
kann,    solange   eine  Vormundschaft   oder  Pflegschaft   nicht   angeordnet 
ist.    Zu  diesen  hier  zugelassenen  vorläufigen  Mafsregeln  zählt  das  Land- 
gericht auch  die  vorläufige  Vormundschaft,   indessen  mit  Unrecht 
Allerdings  ist  die  vorläufige  Vormundschaft  nur  eine  provisorische  Maili- 
regel,  die  nur  solange   fortzudauern   hat,    bis   das    Entmündigungsver« 
fahren  .  .  .   sein  Ende   erreicht  hat    Allein  das  Gesetz  hat  unter  den 
vorläufigen  Mafsregeln   im   Sinne  des   Art    23   Abs.  2   die  vorläufige 
Vormundschaft   ofienbar   nicht   mitbegrifien.     Denn  die  vorläufige  Vor- 
mundschaft bleibt  immer  eine  Vormundschaft  mit  allen  wesentlichen 
Wirkungen   einer  solchen ,   wenn  sie  auch  zeitlich  beschränkt'  ist    Sie 
ist  eine  einschneidende  Mafsregel,  welche  während  ihrer  Dauer  nament- 
lich  auch   die  Wirkung  einer  Beschränkung  der  Geschäftsftlhigkeit  mit 
sich   ftlhrt  (vgl.  Motive   z.  1.  Entwurf  eines   B.G.B.  Bd.  4*S.  1247). 
Unter  der  Vormundschaft  im  Sinne  des  Art.  23  Abs.  1  ist  daher  nn- 

1)  Vgl.  oben  S.  79  ff. 
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bedenklich  die  yorläafige  Vormandschaft  mitzayerstelien,  während 
anter  den  vorläufigen  Mafsregehi,  welche  der  Ahe.  2  zaläfst,  nur  solche 
gedacht  werden  können,  welche  den  Charakter  der  Vormandschaft,  sei 
es  einer  daaemden  oder  vorläufigen,  nicht  an  sich  tragen,  wie  z.  B. 
Sicherang  der  Person  oder  Sicherstellang  ihres  Veimögens.  Die  Ein- 
leitang  einer  vorläufigen  Yonnundschaft  ist  nur  zulässig,  wenn  die 
Voraossetzangen  des  Abs.  1  des  Art  28  vorliegen  ...  Es  mu&te  des* 
halb  die  vom  Amtsgericht  eingeleitete  vorläufige  Vormandschaft  auf- 
gehoben werden.  Die  Sache  mafste  an  das  Amtsgericht  zurückver- 
wiesen werden,  damit  dieses  von  neuem  prüfe,  ob  eine  vorläufige  Vor- 
mundschaft bei  jetziger  Sachlage  erforderlich  ist  Hält  es  eine  solche 
fllr  nötig,  so  hat  es  von  Amts  wegen  zu  ermitteln,  ob  die  Voraus- 
setzungen des  Abs.  1  des  Art  23  vorliegen,  d.  h.  ob  der  englische 
Staat  die  Fürsorge  ftlr  die  Beschwerdeftlhrerin  nicht  übernimmt,  und 
ob  nach  den  englischen  Gesetzen  eine  EHlrsorge  für  die  Beschwerde- 
führerin erforderlich  ist.  Bis  diese  Feststellung  erfolgt  ist,  kann  das 
Amtsgericht  vorläufige  Mafsregeln  treffen. 

Bei  der  Fusion  zweier  Aktiengesellschaften  (vgl.  Artt,  215^  24:7  des 
alten  und  §  306  des  neuen  Handelsgesetzbuch^  ist,  wenn  die  über- 
nehmende Aktiengesellschaft  ihren  Sitz  im  Ajuslande  hat,  zum  Über- 
gang des  Vermögens  die  Liquidation  und,  soweit  Grundstücke  in 
Frage  kommen^  die  Auflassung  erforderlich. 

Besehlufs  des  Kammergerichts  in  Berlin  vom  18.  Februar  1901  (Jchow,  Jahr- 
buch far  fkitsch.  des  K.-Qer.  Bd.  21  S  294> 

Die  Aktiengesellschaft  Zeche  D.  bei  Bochum  schlofs  mit  der 
JSocieU  anonyme  des  hauis  foumeaux  de  Di.^  mit  dem  Sitz  in  Di. 
(Grofsherzogtum  Luxemburg)  im  Jahre  1899  einen  Fusionsvertrag, 
wonach  die  ezstere  Aktiengesellschaft  auf  die  letztere  gegen  Gewährung 
von  Aktien-  und  Schuldverschreibungen  ihr  gesamtes  Vermögen  übertrug. 
Die  SocUU .  .  .  stellte,  nachdem  die  Auflösung  der  Bochumer  Aktien- 
gesellschaft ins  Handelsregister  eingetragen  war,  beim  Bocbumer  Gmnd- 
bnchrichter  den  Antrag,  das  gesamte  Bergwerks-  und  Grundeigentum 
der  Bochumer  Gesellschaft  auf  sie  omzuschreiben.  Wie  der  Antrag 
und  die  Beschwerde  der  SodMy  so  wurde  auch  ihre  weitere  Beschwerde 
zurückgewiesen,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

„.  .  .  Die  Frage  der  Gesamtnachfolge  kann  lediglich  nach  in- 
ländischem und  zwar  nach  dem  zur  Zeit  des  behaupteten  Elrwerbs 
geltenden  Rechte,  mithin  nach  den  Normen  des  bis  zum  1.  Januar 
1900  in  Kraft  gewesenen  H.G.B.  und  des  das  Recht ...  der  Aktien- 
gesellschaften betreffenden  Reichsgesetzee  vom  18.  Joli  1884  (R.G.B1. 
S.  123)  beurteilt  werden  .  .  .  Mafsgebend  ist  hierbei  die  Erwägung, 
dafs  der  Anfall  des  Vermögens  einer  erloschenen  juristischen  Person 
an  einen  Gesamtnachfolger  in  Ermangelung  besonderer  Vorschriften  den 
gleichen   Grandsätzen    hinsichtlich   der  örtlichen   und  zeit- 
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liehen  Anwendbarkeit  der  Gesetze  onterliegen  rnnfs  wie  die  Erb- 
folge in  den  NacblafB  einer  physischen  Person. 

Von  diesem  Oesichtspnnkt  ans  kann  die  Beschwerdeführerin  ihr 
Snccessionsrecht  lediglich  anf  den  Art  247  in  Verbindung  mit  dem 
Art  215  des  alten  H.O.B.  stfltzen.  Man  nahm  in  dem  Fall  der  Auf- 
lösung einer  Aktiengesellschaft  durch  Vereinigung  mit  einer  anderen 
(Fusion)  an,  dafs  das  Vermögen  der  aufgelösten  Gesellschaft  kraft  des 
Titels  der  Gesamtnachfolge  auf  die  übernehmende  Gesellschaft 
übergehe  (.  .  .  Citate .  .  .).  Dabei  legte  das  Gesetz  den  Mitgliedern  des 
Vorstands  und  des  Aufsichtsrats  der  übernehmenden  Gesellschaft  zur 
Sicherung  der  Gläubiger  der  aufgelösten  Gesellschaft  die  Verpflichtong 
auf|  das  Vermögen  der  letzteren  so  lange  getrennt  zu  verwalten,  bis 
die  Befriedigung  oder  Sicherstellung  ihrer  Glllubiger  erfolgt  sei.  Die 
Vereinigung  der  Vermögen  beider  Gresellschaften  war  erst  nach  Ablaaf 
des  Sperrjahrs  zulässig.  Die  Verwaltung  des  Vermögens  der  aufgelöeteo 
Gesellschaft,  die  ihren  Gerichtsstand  während  der  Dauer  der  getrennten 
Verwaltung  behielt^  war  von  der  übernehmenden  Gesellschaft  zu  führen 
(Art  247  No.  1,  2,  3,  5).  Diese  Vorschriften,  welche  die  Glänbigv 
der  aufgelösten  Gesellschaft  vor  den  Folgen  der  endgültigen  Vereinigung 
des  beiderseitigen  Vermögens  schützen  sollen,  lassen  klar  erkennen,  dafs 
das  Gesetz  unter  der  übernehmenden  Gesellschaft  nicht 
wohl  auch  eine  ausländische,  sondern  nur  eineinländi- 
sche, d.  h.  eine  Aktiengesellschaft  mit  dem  Sitz  innerhalb  des  Deutschen 
Reiches,  verstanden  haben  kann.  Denn  es  konnte  eine  persönliche 
und  solidarische  Verantwortlichkeit  der  Vorstands-  und  Aufsichtsrats- 
mitglieder (Art  247  No.  3)  einer  seiner  Herrschaft  gar  nicht  unter- 
worfenen Aktiengesellschaft  unmöglich  festsetzen,  wie  denn  den  Gläubigem 
die  Gewähr  der  ordnungsmäfsigen  Befriedigung  aus  dem  Verinögen  der 
ihnen  haftenden  aufgelösten  Gesellschaft  nur  innerhalb  des  Geltungs- 
bereichs der  die  getrennte  Verwaltung  anordnenden  und  ihre  Dorch- 
führung  sichernden  Nonnen  geboten  ist  —  Das  neue  H.G.B.  läfst 
eine  Fusion  ohne  Liquidation  auch  bei  der  Übernahme  des  Vermögens 
einer  Aktiengesellschaft  durch  das  Reich,  einen  Bundesstaat  oder  eineu 
inländischen  Eommunalverband  zu  (§  304).  Diese  Bestimmung 
soll  entsprechend  auf  die  Vereinigung  zweier  Aktiengesellschaften 
nach  §  306  angewendet  werden.  E2s  unterliegt  hiemach  keinem  Zweifel, 
dafs  auch  im  Fall  des  §  306  nur  an  die  Übernahme  des  Vermögens 
einer  Aktiengesellschaft  durch  eine  andere  inländische  AktiengeseU- 
Schaft  gedacht  ist  (ebenso  Mako  wer,  H.G.B.  12*  Aufl. ,  Anm.  I  e  zum 
§  305).  Eine  Rechtsänderung  ist  aber  für  den  Fall  des  §  306  in 
keiner  Weise  beabsichtigt  (Denkschrift  bei  Hahn-Mugdan,  Materialien 
S.  329)  .  .  .  Die  Umschreibung  des  Immobiliarvermögens  der  Zeche  D. 
auf  die  Beschwerdeftlhrerin  läfst  sich  nur  im  Wege  der  Liquidation 
erreichen. 
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Erbfolge  nach  einer  vor  1900  mit  hadischem  Dofimil  verstorbenen 
Ameriianerin.  —  Nicht  lex  domicilii,  sondern  StaaisangehörtgJceit 

für  die  Verwandtenerbfolge  mafsgebend. 

ürteU  des  Beichsgerichts,  IL  Ciy.Sen.,  (H  195/1901)  vom  11.  Oktober  1901 
in  Sachen  Mossey  und  Genossen  gegen  Schnlz  nnd  Genossen. 

Am  10«  Januar  1894  war  in  Heidelberg,  wo  sie  Domizil  hatte, 
die  Witwe  8.  geb.  R.,  Staatsangehörige  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  kinderlos  und  ohne  Testament  gestorben.  Am  30.  Mai  1895 
wurde  vom  Amtsgericht  in  Heidelberg  fUr  die  nnnmehrigen  Beklagten 
nach  ihr  eine  Erbbescheinigung  ausgestellt  Die  jetzigen  Klttger  klagten 
auf  Heraucfgabe  der  Erbschaft  wegen  ihrer  angeblich  näheren  Verwandt- 
schaft mit  der  Erbksserin.  Die  Klage  wurde  vom  Oberlandesgericht 
Karlsruhe  abgewiesen,  weil  die  behauptete  Verwandtschaft  der  Kltfger 
mit  der  Erblasserin  nicht  erwiesen  sei.  Die  von  den  EHllgem  eingelegte 
Bevision  wurde  verworfen.     Aus  den  Entscheid ungsgrtlnden: 

Die  Revision  hat  weiter  gerttgt,  der  Beraftmgsrichter  habe  die 
Prüfung  unterlassen,  ob  nicht  wenigstens  so  viel  bewiesen  sei,  dafs  die 
Erblasserin  und  der  Grofsvater  der  Kläger,  H.  R.,  uneheliche 
Kinder  des  D.  R.  waren,  welche  in  einer  zwischen  der  (gemeinsamen) 
Mutter  und  dem  D.  R.  bestandenen  wüden  Ehe  erzeugt  worden  seien ; 
der  Prüfung  dieses  Verwandtschaftsverhältnisses,  das  zwar  in  den  In- 
stanzen nicht  ausdrtlcklich  behauptet  worden,  aber  als  minus  in  den 
Klagebehauptungen  enthalten  gewesen  sei,  komme  aber  um  deswillen 
Erheblichkeit  zu,  weil  nach  dem  hier  anzuwendenden  Rechte 
des  Staates  New  York  die  Abstammung  von  der  gemein- 
samen unehelichen  Mutter  ein  Erbrecht  begrtlnde.  Auch 
dieser  Angriff  konnte  keinen  EIrfolg  haben.  Zwar  kann  darin  den  Aus- 
führungen der  Revision  beigetreten  werden,  dafs  in  der  Behauptung 
vollbürtiger  ehelicher  Abstammung  diejenige  der  aufserehelichen  Ab- 
stammung von  der  .gleichen  Mutter  dann  als  mitenthalten  angesehen 
werden  kann,  wenn,  wie  hier,  nach  dem  fttr  die  Erb- 
berechtigung mafsgebenden  Rechte  auch  die  aufser- 
eheliche  Abstammung  von  einer  gemeinsamen  Mutter 
unter  Umständen  ein  Erbrecht  zu  begrtinden  geeignet 
wäre,  und  dafs  deshalb  der  BemftingBrichter  auch  auf  eine  Prtlfung 
dieser  Frage  einzugehen  hatte.  Dessen  Urteilsgrttnde  schliefsen  jedoch 
die  Annahme  nicht  aus,  dafs  er  bei  seiner  Beweiswürdigung  auch 
diesen  Oesichtspankt  in  den  Kreis  seiner  Erörterung  gezogen  hat.  Die 
Ausführungen  in  den  Urteilsgründen  rechtfertigen  die  Annahme,  dafs  der 
Berufungsrichter  eine  aufsereheliche  Abstammung  des  H.  R  und  der 
weit  jüngeren  Erblasserin  von  einer  gemeinsamen  Mutter  gleichfiJls 
nicht  aU  bewiesen  erachtet  hat 
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Das  am  vertraglich  festgesetBten  Erfüllungsart  geltende  Reckt  ßr 
die  Verpfliehttmg  des  Verkäufers  mafsgehend. 

ürteU  des  ReichsgerichtB  vom   14  Mai  1901,  U  72/1901  {FwMix  Ztschr. 

Bd.  82  S.  517). 

Das  bezeichnete  Urteil  hat  den  yorstehenden  Omndsatz  beEttglich 
eines  (vor  dem  1.  Januar  1900)  mit  dem  yertraglich  festgetetsten  E^ 
fÜUnngsort  Karlsnihe  geschlossenen  Verkaufes  einer  BrieftnarkensammluDS 
(ohne  nähere  Erörterung  der  international-rechtlichen  Frage)  zu  Oiunde 
gelegt 

EheseheidungsTclage  nach  dem  1.  Januar  1900  vor  einem  gemem- 
rechtlichen  Gericht  wegen  Verfehlungen  aus  der  Zeit  vor  dm 
1,  Januar  1900^  als  die  Ehegatten  noch  im  rheinischrechüichm 
Gebiet  wohnten.  Voraussetgung  der  Ehescheidung  ist,  dafs  die 
Verfekkmgen  sowohl  nach  B,G.B.  als  nach  gemeinem  und  noA 
französischem  Recht  einen  Ehescheidungsgrund  büden. 

UrteU  des  Oberkndeflfferichts  Kiel  vom  10.  JuU  1900  (U.  235.  00}  ond  da 

Beidisgerichts  vom  16.  November  1900). 

1.  Aus  den  Entscheidungsgründen  des  oberlandesgericht- 
lichen  Urteils: 

Soll,  wie  es  die  Klägerin  im  vorliegenden  Falle  verlangt,  nach 
dem  1.  Januar  1900  eine  Ehe  wegen  einer  vor  diesem  Zeitpunkt  be- 
gangenen Verfehlung  der  in  den  §§  1565  und  1568  des  BUigerlicbea 
Gesetzbuches  bezeichneten  Art  geschieden  werden,  so  mufs  die  Ter 
fehlung  auch  ,nach  den  bisherigen  Gesetzen"  ein  Scheidongi- 
oder  Trennnngsgrund  gewesen  sein  (Artikel  201  Abs.  2  des  £.&•  >• 
B.G.B.).  Unter  den  „bisherigen  Gesetzen"  sind  die  bisherigen  Gesetso 
des  Prozefsgerichts  zu  verstehen,  d.  h.  es  wird  erfordert,  dafs  dtf 
Prozefsgericht,  auch  wenn  es  vor  dem  1.  Januar  1900  zu  entscheiden 
gehabt  hätte,  die  Ehe  wegen  der  betreffenden  Verfehlung  geschiedea 
haben  würde. 

Die  Parteien  hatten  zu  der  Zdt,  in  der  der  Beklagte  die  Ver- 
fehlungen begangen  haben  soll,  ihren  ehelichen  Wohnsitz  im  Gebiet  des 
Code  civil;  die  behaupteten  Handlungen  wurden  daher  zur  Zeit  ibier 
B^ehung  vom  Rechte  des  Code  civil  beherrscht  Es  kommt  danach  in 
Frage,  ob  das  Prozefsg^icht  vor  dem  1.  Januar  1900  das  gemeine  Recht 
als  Recht  seines  Bezirks  oder  das  französische  Recht  anzuwenden  g^ 
habt  hätte. 

Im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  hatte  das  Eheseheidungsreebt 
wegen  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  sittlichen  Anschauungen  vor  dem 
1.  Januar  1900  für  den  Prozefsrichter  dergestalt  absolut  bindende 
Kraft,  dafs  für  die  Entscheidung  regelmäfsig  nur  das  Recht  des  ProseTs- 
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« 
gencbts  mafsgeblieh  sein  durfte.  Diefer  Satz  galt  insofern  ansnahmslog, 
als  niemalB  eine  Ehe  wegen  einer  Thatsache  geschieden  werden  konnte, 
die  nicht  nach  dem  Recht  des  Prozefsgerichts  einen  Ehescheidüngsgrond 
bildete.  Daraus  folgt  fth*  den  vorliegenden  Fall,  dafs  die  Ehe  jeden- 
fiJls  nur  wegen  einer  solchen  Thatsache  geschieden  werden  konnte,  die 
nicht  nur  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  sondern  auch  nach  dem 
gemeiDen  Recht  einen  Ehescheidungsgmnd  bildete.  Von  jenem  Satz 
war  aber  in  den  Füllen  der  Veränderung  des  ehelichen  Wohnsitzfs 
dann  eine  Ausnahme  zu  machen,  wenn  die  YeH^ehlung  in  die  Zeit  des 
Wohnens  an  dem  frtlheren  Domizil  fiel.  In  solchen  Fällen  durfte  die 
Ehe  nicht  geschieden  werden,  wenn  die  Verfehlung  nicht  auch  nach 
dem  Recht  des  frflheren  Wohnsitzes  einen  Scheidungsgrund  bildete;  es 
genügte  also  nicht,  wenn  die  That  nach  dem  Recht  des  Klageorts 
einen  Scheidungsgrund  abgab.  Dies  beruhte  auf  dem  Gedanken,  dafs 
eine  Verfehlung,  die  ein  Ehegatte  unter  der  Herrschaft  des  Rechts 
seines  früheren  Wohnsitzes  begangen  habe,  nicht  durch  den  blofsen 
Domizilwechsel  eine  Tragweite  hinsichtlich  des  Ehebestandes  erlangen 
dttife,  die  jener  im  Hinblick  auf  das  seine  That  zur  Zeit  ihrer  Be- 
gehung beherrschende  Recht  nicht  voraussehen  konnte.  Im  gleichen 
Sinne  hat  sich  mit  Bezug  auf  das  Allgemeine  Landrecht  auch  das 
Beiehsgericfat  in  zwei  Entscheidungen  ausgesprochen  (Omehoty  Bd.  81 
S.  889,  und  Entsch.  Bd.  41  S.  215 ff.);  die  dort  gezogenen  Erwägungen 
treffen  in  gleicher  Weise  für  das  gemeine  Recht  zu.  Hiemach  kann 
im  Torliegenden  Falle  die  Ehe  nur  wegen  einer  solchen  Thatsache  ge- 
schieden werden,  die  nicht  nur  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
und  dem  gemeinen  Recht,  sondern  auch  nach  dem  Code  cwü  einen 
Seheidungsgrund  bildete. 

Es  wird  sodann  ausgeführt,  es  sei  bewiesen,  dafs  der  Beklagte 
Ehebruch  begangen  (§  1565  B.G.B.),  sonstige  unsittliche  Handlungen 
gegenüber  und  mit  Frauenspersonen  vorgenommen  und  seine  Ehefrau 
mit  einer  Geechlechtskrankheit  angesteckt  habe  (§  1568  B.G.B.). 

Wc^en  des  Ehebruchs  habe  indessen  die  Scheidung  nicht  erfolgen 
können,  weil  ein  Ehebruch,  Mis  er  seitens  des  Mannes  begangen  ist, 
im  Gregensatz  zum  B.6.B.  und  dem  gemeinen  Recht,  nach  Art  230  des 
Code  civÜ  nur  unter  der  hier  nicht  vorliegenden  Voraussetzung  einen 
Scheidungsgrund  bildete,  dafs  der  Mann  die  Beischläferin  in  dem  gemein- 
schaftlichen Hause  gehalten  habe. 

Die  sonstigen  unsittlichen  Handlungen  aber  haben  zur  Scheidung 
fahren  müssen,  da  sie  —  insbesondere  in  ihrem  Zusammentreffen  —  sowohl 
nach  dem  B.G.B.  als  nach  dem  gemeinen  Recht  und  dem  Code  ciml 
einen  Ehescheidungsgrund  bildeten.  —  Das  Urteil  sagt: 

Sie  enthalten  „eine  schwere  Verletzung  der  durch  die  Ehe  be- 
gründeten Pflicht^  des  Beklagten  zur  Treue  und  zwar,  insoweit  nicht 
der  Beischlaf  mit  anderen  Frauenspersonen  in  Betracht  kommt,  zur 
Treue  im  höheren  Sinne  und  sind  ein  ^unsittliches  Verhalten^  (§  1568 

Z«itflohrift  f.  intern.  Prirafc-  u,  StrAfreoht  etc.,  Bftnd  XL  29 
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B.6.B.);  auch  ist  nach  den  persönlichen  YerhSltnissen  der  Ehegatten« 
ihrem  Bildongsgrad  and  den  Lebensgewohnheiien  ihres  Standes  an- 
zunehmen, dafs  durch  jenes  unsittliche  Verhalten  und  jene  Pflicht- 
verletzung eine  so  tiefe  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses  seitens 
des  Beklagten  verschuldet  ist,  dafs  der  Klägerin  eine  Fortsetzung  der 
Ehe  nicht  zugemutet  werden  kann.  Diese  Annahme  wird  auch  dadurch 
bestätigt,  dafs  die  Klägerin,  nachdem  sie,  wie  der  Beklagte  nicht  be- 
streitet, erst  im  Oktober  1899  von  dem  Treiben  des  Beklagten  Kenntnis 
erhalten  hatte,  die  eheliche  Gemeinschaft  nicht  fortgesetzt,  sondern  sich 
von  jenem  getrennt  hat  Die  Handlungen  des  Beklagten  enthalten 
weiter  den  Thatbestand  der  ^injures  graves^,  der  „groben  Beleidigungen*' 
im  Sinne  des  Artikels  231  des  Code  citnl  (Zackariä-Crome^  Handbuch 
des  französischen  Civilrechts,  8.  Aufl.,  Band  III,  §  446  Ziff.  2).  Sie 
bilden  endlich  nach  gemeinem  Recht  einen  Scheidungsgrund ;  denn  schon 
nach  gemeinem  Recht  genügte  zur  Scheidung  ein  schweres  Verschulden 
des  einen  Ehegatten,  welches  dem  anderen  Teile  das  eheliche  Zusammen- 
leben nach  den  Umständen  des  Falles  unthunlich  machte.  Dies  ist  vom 
Reichsgericht  neuerdings  ausdrücklich  anerkannt  (Entsch.  Band  41  S.  219) 
und  auch  in  früheren  Entscheidungen  höherer  Grerichte  ausgesprochen 
worden.  (Bohse,  Bd.  1  S.  275,  Bd.  4,  S.  264,  Bd.  21  S.  290 ;  R.  O. 
Bd.  4  S.  380;  Seufferts  Archiv  Bd.  20  No.  229,  Bd.  25  No.  31  und 
32,  Bd.  36  No.  46,  Bd.  48  No.  186,  Bd.  49  No.  21.)  Aach  dann 
übrigens,  wenn  das  unsittliche  Verhalten  des  Beklagten  nach  gemeinem 
Recht  keinen  Scheidungsgrund  bildete,  würde  der  Klage  mit  Rücksicht 
auf  die  Ansteckung  der  Klilgerin  seitens  des  Beklagten  stattzugeben 
sein.  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  der  Beklagte,  als  er  nach 
seiner  geschlechtlichen  Erkrankung  mit  der  Klägerin  den  Beischlaf 
vollzog,  die  Natur  seiner  Erkrankung  und  ihre  ansteckende  Be- 
schafienheit  gekannt  hat  Aus  diesem  Grunde  enthält  die  durch  die 
Beischlafisvollziehung  bewirkte  Ansteckung  eine  schwere  Pflichtverletzung 
im  Sinne  des  §  1568  des  B.6.B.  mit  der  daselbst  bezeichneten  Wirkung, 
eine  if^ure  gra/ve  im  Sinne  des  Artikels  231  des  Code  dvil  (Zackariä- 
Crome  a.  a.  0.  Anm.  8)  und  bei  dem  jedenfiiUs  vorliegenden  Eventual- 
dolus eine  Sävitie  im  Sinne  des  gemeinen  Rechts. 

2.  Das  Reichsgericht  hielt  dieses  Urteil  aufrecht.  Während 
es  die  Begründung  des  BerufungsgerichtR  im  übrigen  nicht  beanstandet^ 
hält  es  nur  die  AusftlhruDg  ftlr  bedenklich,  dafs  bereits  nach  gemeinem 
Recht  jedes  schwere  Verschulden,  welches  dem  anderen  Ehegatten  das 
eheliche  Znsammenleben  unthunlich  mache,  einen  Scheidungsgrund  bilde. 
Nach  Art  201  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B.  genüge  es  aber,  wenn  die  Ver- 
fehlung  nach  den  bisherigen  Gesetzen  einen  Scheidungsgrund  oder 
einen  Trennungsgrund  bilde,  d.  h.  eine  zeitweilige  Tennung 
der  Ehegatten  rechtfertige.     Diese  Voraussetzung  sei  gegeben. 
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Die  übereinstimmende  Erklärung  der  ProeefsparteieHj  das  streitige 
Rechtsverhältnis  (in  Seenot  vereinbarter  Hilfslohn)  soUe  nach 
deutschem  Becht  beurteilt  werden,  eine  für  das  Gericht  mafsgebliche 

Parteidisposition  *). 

Urteil  des  Hanaeatischeii  Oberlandesgerichts  zu  Hamburg  (IV.  CSvilsenat) 
▼om   21.  Oktober  1901  in  Sachen  Nord.  Bergangs- Verein  gegen  Solleveld 

und  Genossen,  Bf.  IV  180A)1. 

Mitgeteilt  durch  Herrn  Senatspr&ndenten  Dr.  Martin  za  Hamburg. 

Dem  an  der  marokkanischen  Küste  gestrandeten  holländiBchen 
Dampfer  Ellewoutsdjk  wurde  am  23-  August  1900  von  dem 
Bergungsdampfer  Newa  Hülfe  geleistet.  Die  Httlfeleistung  wurde 
seitens  des  Elapitäns  der  Newa  von  der  Bewilligung  eines  Lohnes  von 
8600  SS  abhängig  gemacht,  und  dieser  Betrag  wurde  vereinbart. 

Dem  Klageantrag,  diesen  Betrag  nach  §  741  H.G.B.  zu  ermäfsigen, 
wurde  seitens  des  Gerichtes  insofern  entsprochen,  als  der  Betrag  auf 
68000  Mk«  herabgesetzt  wurde. 

Bezüglich  der  intemationalprivatrechtlichen  Frage  sagen  die  Urteik- 
gründe: 

„Die  Parteien  erklärten  übereinstimmend,  das  deutsche  Recht  zu 
Grunde  legen  zu  wollen  .  .  .* 

„Der  Anwendung  des  deutschen  Rechtes  stehen  keine  Bedenken 
entgegen,  da  die  Parteien  demselben  übereinstimmend  ihr  Rechts- 
verhältnis unterstellt  sehen  wollen.  Dasselbe  stimmt  übrigens  mit  dem 
holländischen  Rechte  überein,  welches,  von  der  Parteidisposition  ab- 
gesehen, aus  dem  Grunde  in  Frage  kommen  konnte,  weil  die  ver- 
pflichtete Rhederei  in  Holland  domiziliert  ist,  und  auch  dort  nach  dem 
Vertrage  scheinbar  die  Verpflichtung  zu  erMlen  war.  Vgl.  Hans.  Ge- 
lichtszeitung  1891  No.  54  S.  148  und  Comvti  Maritime  International^ 
Bulletin  no.  7,  Compte-Bendu  de  la  Conference  de  Baris  S.  82,  62,  64.  ^ 


1)  Vd*  über  das  für  Berge-  und  Hülfslohn  mafsgebende  Recht  die  in  dieser 
Ztschr.  Bd.  IV  S.  153  u.  579  mitgeteilten  Urteile  des  Hanseatischen  Oberlandes- 

ferichts  vom  31.  Jan.  1892  und  des  Reichsgerichts  vom  28.  Okt  1893,  femer 
ie  Materialien  bei  Bar,  Theorie  und  Praxis,  des  internationalen  P.R. 
Bd.  II  S.  215  ff.  Böhm,  Räuml.  Herrschaft  S*  164.  BoyenSf  Das  deutsche 
8eerecht  Bd.  I  8.  57  ff.  Asser-Bivier,  BUments  de  droit  interncttianai 
priü^  (1884)  S.  221.  —  Nach  der  Überwiegenden,  insbesondere  auch  von  den 
eben  genannten  Schriftstellern  vertretentm  Auffassung  ist  für  Bergung  und 
Hülfeleistung  in  Territorialgewftssern  lex  loci  actus  maisgeb^d.  Vgl 
aneh  z.  B.  das  Urteil  des  Kassationshoft  zu  Turin  vom  19.  Aug.  1^ 
(Clunet  Bd.  14  8.  241.) 

Auf  die  Territoriidgewftsser  unkultivierter  Staaten  wie  Marokko  kann 
dieser  Grundsatz  aber  offenbar  nicht  angewendet  werden.  Hier  liegt  viel- 
mehr das  Verhältnis  ebenso  wie  auf  hoher  See,  und  fQr  die  hohe  See  nimmt 
man  überwiegend  MafsgebUchkeit  des  Rechtes  der  Flagge  des  hülfesnchenden 
Schiffes  an.  Vgl.  z.  B.  das  Urteil  des  französischen  Kassationshofes  vom 
6.  Mai  1884  (Clunet  Bd.  11  S.  512)  und  Demangeat  bei  Clunet  Bd.  12 
8.  150 ff.:  femer  Vincent  und  P4naud^  Dietionnaire  de  droit  international 
priv6j  I808,  S.  780  ff.    Dieser  Grundsatz  erweist  sich  auch  insbesondere  hin- 

29* 
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Schiedsvertrag.    London  Com  Trade  Association. 

Urtdl  des  Reichsgerichts,  IL  Ciy.Sen.,  yom  19.  Febr.  1901  (Maler  g.  Datten- 

hofer  and  Glaser). 

Die  Revision  wurde  zurückgewiesen  aus  den  Gründen:  Die 
angefochtene  Entscheidung  beruht  darauf,  dafs  der  Einwand  des 
Klägers,  die  Entscheidung  über  die  bestrittene  Gegenforderung  der 
Beklagten  habe  nach  einer  für  die  Parteien  bindenden  Vereinbarung 
durch  Schiedsrichter  zu  erfolgen,  für  begründet  erkiBrt  wurde.  Da& 
die  betreffende  ELlausel  des  zwischen  der  Firma  Smith  GambriU  &  Co. 
in  Baltimore  und  dem  Kläger  abgeschlossenen  Kaufgeschäfts  vom 
16.  Nov.  1896  sich  nicht  blofs  auf  Differenzen  bezüglich  der  Qualität 
des  verkauften  Hafers,  sondern  im  Einklang  mit  ihrem  Wortlaut  auf 
alle  aus  dem  Kontrakte  entstehenden  Streitigkeiten  beziehe  und  selbst 
einen  Schiedsvertrag  enthalte,  nicht  den  Abschlufs  eines  solchen  blofs 
voraussetze,  hat  das  Berufungsgericht  mit  zureichender  Begründung 
ohne  Rechtsirrtum  festgestellt.  Auch  erscheint  die  von  der  Reviaions« 
klägerin  aufgestellte  Rüge  nicht  berechtigt,  dafs  ihr  Einwand,  das  Londoner 
Schiedsgericht  trete,  wie  sich  aus  einem  anderen  Falle  ergebe,  auf 
Vorlage  eines  blofsen  Bestätigungsschreibens  über  den  mit  der  er- 
wähnten Klausel  abgeschlossenen  Getreidekauf  nicht  in  Funktion,  für 
durchschlagend  nicht  erachtet  wurde.  Da  die  Kontrahenten  nach  der 
Feststellung  des  Berufungsgerichts  einen  f\lr  sie  bindenden  Schiedsvertrag 
abgeschlossen  haben,  so  durfte  hieraus  auch  ihre  gegenseitige  Ver- 
pflichtung abgeleitet  werden,  gemeinsam  die  erforderlichen  Mafsnahmen 
zu  ergreifen,  um  eine  schiedsrichterliche  Entscheidung  bei  der  London 
Com  Trade  Association  herbeizuführen.  Wenn  das  Berufungsgericht 
in  den  Urteilsgründen  der  Beklagten  das  Recht  zuspricht,  falb  die 
Vorlage  der  Kaufbestätigung  nicht  genügen  sollte,  vom  Kläger  die 
Unterzeichnung  eines  die  Unterwerfung  unter  die  Arbitration  jener 
Londoner  Gesellschaft  deutlich  zum  Ausdruck  bringenden  Vertrages 
zu  verlangen,  so  ist  hiermit  auch  das  gleiche  Recht  des  Klägers  und 
die  entsprechende  Verpflichtung  der  Beklagten  festgestellt,  und  die  auf 
einen  Mangel  in  dieser  Richtung  gestützte  Rüge  nicht  begründet.    Dafs 


sichtlich  des  richterlichen  Ermäfsigungsrechtes  der  in  Seenot  vereinbarten 
Vergütung  als  zweckmäfeig  und  gerecht  Gregen  die  Anwendung  des  Rechtes 
der  Flagge  des  geborgenen  Schiffes  spricht,  nebenbei  bemerkt,  auch  die 
praktische  Erwä^ng,  dafs  dadurch  die  Bergungsschiffe  veranlafst  werden 
könnten,  die  Schiffe  deijenigen  Nationalität  zu  bevorzugen,  deren  Recht  das 
Ermäfsigungsrecht  nicht  kennt  Auch  die  Anwendung  des  Rechtes  des 
Domizils  des  Verpflichteten  und  des  Erfüllungsortes,  welche  das  Urteil  vom 
21.  Okt.  1901  erwähnt,  dürfte  sich  rechtspoUtisch  und  technisch  nicht  recht* 
fertigen. 

In  dem  vorliegenden  Urteil  sind  diese  Fragen  beiseite  gestellt  sufolge 
des  Geuehtspunktes  der  prozessualischen  Parteidisposition,  der  sich 
von  der  gewöhnlich  ins  Feld  geführten  .Vertragsintention^  durchaus  unter- 
scheidet   Dieser  Gesichtspunkt  erscheint  oedenkfich. 

Niemef^. 
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bei  Erwähnung  des  allgeineinen  Rechtsgrandsatzee,  dafs  Vertrüge  nicht 
nur  zu  dem  darin  Ansgedrttckten ,  sondern  anch  zn  allem,  was  ans 
ihnen  nach  Billigkeit  folge,  verpflichten,  anf  Anslegnngsregeln  des  in- 
ländischen Rechts  hingewiesen  wurde,  ist  gleichfiüls  nicht  zn  mifs- 
billigen.  Endlich  konnte  anch  der  von  der  RevisionsklSgerin  erhobenen 
Rüge  keine  Folge  gegeben  werden,  welche  die  Verwerfting  des  Ein- 
wandes  der  Beklagten  zum  Gegenstand  hatte,  dafs  die  in  England  er- 
lassenen Schiedssprüche  keine  endgültigen  Entscheidungen  seien,  sondern 
jeder  Teil  noch  den  Richter  anrufen  kOnne.  Die  dem  in  England 
geltenden  Rechte  nicht  unterstehenden  Kontrahenten  waren  jedenfalls 
berechtigt,  die  Einholung  eines  fhr  sie  bindenden  endgültigen  Schieds- 
spruchs nach  den  Bedingungen  und  Regeln  der  Com  Trade  Association 
in  London  zu  vereinbaren,  und  diese  Vereinbarung  steht  der  Ver- 
folgung des  streitigen  Rechts  bei  dem  inländischen  Gerichte  entgegen. 

liechiswirTcsamkeii  eines  ausländischen  Schiedsspmchs.  BechÜiche 
Natur  der  Einrede  des  Schiedsvertrags.  Bestreitung  der  Gültig- 
heit  des  Schiedsspruchs,  Ist  die  im  Schiedsspruch  angeordnete 
öffentliche     Versteigerung    der    streitigen     Ware    eine    Zwangs- 

voUstrechung  aus  dem  Schiedssprüche? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  30.  April  1901  (11.  Civ.Sen.  48/1901,  Comptoir 

Crommercial  Anversois  g.  Kaufmann)^). 

1.  Der  Berufungsrichter  ist  mit  Recht  von  der  Annahme  aus- 
gegangen, die  vorliegende  Klage  sei  eine  Erfüllungsklage  aus 
dem  in  dem  Vertrage  vom  19.  Juni  1899  enthaltenen  Schieds- 
verträge und  den  zwei  in  dessen  Vollzuge  ergangenen  Schieds- 
sprüchen, indem  insbesondere  mit  derselben  die  Erfüllung  des 
zweiten  Spruches  begehrt  werde  durch  Zahlung  der  ihr  dort  zu- 
gesprochenen Betrüge  nach  Abzug  des  durch  den  öffentlichen  Verkauf 
der  Ware  erzielten  Erlöses.  Dessen  weitere  Ausführungen,  dafs  diese 
Erfüllungsklage  aus  jenen  Schiedssprüchen  rechtlich  zulässig  sei,  ob- 
gleich es  an  einem  Nachweise  datür  fehle,  dafs  sie  den  Vorschriften 
der  deutschen  C.P.O.  Über  das  rechtswirksame  Zustandekommen  eines 
Schiedsspruchs  entsprechen,  —  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  jene 
Schiedssprüche  unter  der  Herrschaft  eines  ausländischen  Rechts  er- 
lassen worden  seien,  und  aus  ausländischen  Schiedssprüchen  nach  den 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  auf  Grund  ihrer  civil- 
rechtlichen  Wirksamkeit  als  Rechtstitel  eine  der  adio  judicati  ent- 
sprechende Civilklage  auf  die  nach  dem  Spruche  geschuldete  Leistung 
vor  dem  Gerichte  des  Inlandes  erhoben  werden  könne,  —  entsprechen 
der  Rechtsprechung  des  R.G.  —  R.G.Entsch.  Bd.  30,  S.  368  — ,  die 
ihrerseit»  den  Urteilen  des  R.O.H.G.  —  R.O.H.G.Entsch.  Bd.  10, 
S.  397   und   Bd.  17,   S.  427    —   gefolgt   ist.     Diese  Rechtsprechung, 


1)  Das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  ist  mitgeteilt  in  PucheUs  Ztschr. 
Bd.  92  8.  474.  Bed, 
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welcher  der  erkennende  Senat  beitritt,  bemht  anf  der  Erwflgang,  da(s 
die  Vorschriften  der  deutschen  C.P.O.  über  die  rechtlichen  Vorana- 
setzongen  eines  wirksamen  Schiedsspruchs  allerdings  awingendes  Recht 
seien  für  die  in  Deutschland  ergangenen  Schiedssprtlche ,  aber  nicht 
zwingendes  Recht  in  dem  Umfange  enthalten,  dais  tlberhaupt  nur  ein 
Schiedsspruch,  wenn  er  jenen  Voraussetzungen  entspreche,  in  Deatsch- 
land  als  rechtswirksam  gelte,  dafs  vielmehr  die  Frage,  welche  An- 
erkennung einem  im  Ausknde  eigangenen  Schiedssprüche  zukommen 
könne,  aufserhalb  des  Bereiches  liege,  auf  welchen  sich  die  Vorschriften 
der  C.P.O.  beziehen,  und  lediglich  nach  den  Qrnnds&tzen  des  inter- 
nationalen Priyatrechts  zu  beurteilen  sei.  An  dieser  Rechtslage  ist 
auch  mit  Eintritt  der  neuen  Gesetzgebung  vom  1.  Januar  1900  nichts 
geändert  worden.  Zwar  ist  nach  §  274  Ziff.  3  C.P.O.  die  Einrede, 
dafs  die  Entscheidung  des  Rechtsstreites  durch  Schiedsrichter  zn  er- 
folgen habe,  als  prozefs hindernde  Einrede  anzusehen.  Allein  die 
Materialien  zu  dieser  erst  durch  die  Reichstagskommission  (Kommissions- 
bericht S.  84,  85)  eingeschobenen  Bestimmung  lassen  darüber  einen 
Zweifel  nicht  aufkommen,  dafs  durch  diese  Vorschrift  an  der  recht- 
lichen Natur  dieser  Einrede  als  exceptio  pacti  nichts  geändert  wurde, 
nnd  dafs  nicht  prozefsrechtliche,  sondern  lediglich  praktische 
Bedtlrfnisse  für  das  Einfügen  dieser  Einrede  als  prozefshindemder  maß- 
gebend waren.  Es  kann  daher  aus  dieser  Änderung  nicht  die  An- 
nahme abgeleitet  werden,  es  sei  der  Schiedsvertrag  ein  rein  prozessuali- 
sches Rechtsgeschäft,  und  es  begründe  dessen  Durchführung  im  Schieds- 
sprüche lediglich  ein  prozefsrechtliches  Verhältnis. 

2.  Die  Revision  hat  die  bisher  erörterten  Rechtsfragen  in  das 
Ermessen  gestellt;  sie  hat  aber  weiter  geltend  gemacht,  der  Klägerin, 
wenn  sie  auch  auf  formell  bestehende  Schiedssprüche  sich  berufen 
könne,  liege  schon  auf  Grund  eines  blofsen  Bestreitens  der  Nachweis 
dafür  ob,  dafs  diese  Schiedssprüche  auf  die  durch  Vertrag  und  Oesets 
vorausgesetzte  Weise  zu  stände  gekommen  seien;  wenn  daher  der  Be- 
klagte in  den  Instanzen  bestritten  habe,  dafs  das  Schiedsgericht  dem 
Schiedsverträge  gemäfs  zusammengesetzt  war,  so  habe  die  EUägerin  den 
Nachweis  der  gehörigen  Zusammensetzung  zu  tühren  gehabt,  ohne 
dafs  der  Beklagte,  wie  die  Instanzgerichte  zu  Unrecht  angenommen 
hätten,  etwa  näher  angeben  mufste,  in  welchen  Punkten  gefehlt  sei. 
Diese  Rüge  ist  nicht  gerechtfertigt  Bei  jenen  der  (xeUo  judicati  ent- 
sprechenden Civilklagen  aus  ausländischen  Schiedssprüchen  wird  nach 
der  oben  bezogenen  Rechtsprechung  des  R.6.  unterstellt,  da(k  der 
Schiedsspruch  dem  auf  den  Schiedsvertrag  und  das  Schiedsverfahren 
anwendbaren  Rechte  des  Auslandes  und  den  Yereinbarongen  der 
Parteien  entspreche.  Nach  diesen  Vereinbarungen  und  nach  dem  an- 
wendbaren Rechte  des  Auslandes  ist  daher  zu  beurteilen,  ob  und  in 
welchem  Umfange  ein  gegen  die  Gültigkeit  eines  ausländischen  Schieds- 
spruchs gerichteter  Angriff  einer  näheren  thatsäcb liehen  Begrtlndung 
bedarf.  Die  Ausführungen  des  Berufungsrichters  rechtfertigen  zunächst 
die  Annahme,    dafs  auch   nach  dem  Willen  der  Parteien  der  Schiede- 
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▼ertrag  und  das  Schiedsver&bren  nach  dem  in  Antwerpen  geltenden, 
hier  nicht  reviaibehi  Bechte  zu  beurteilen  seien«  "Des  in  Betracht 
kommende  Code  de  proddure  civiley  dessen  Titel  über  das  Schieds- 
verfahren (des  arbvtragee)  den  Schiedsvertrag  und  das  Schiedsverfifthren 
nach  der  materiellen  and  prozessualen  Seite  r^elt,  und  der  in  dieser 
Materie  in  Belgien  noch  unverttndert  gilt,  geht  übrigens  in  Art  1028 
—  gleich  dem  §  1041  (früher  867)  C.P.O.  —  davon  aus,  dafs  ein 
formell  bestehender  Schiedsspruch  —  ^ade  qwüifii  jugemeni  arbUraV  — 
insolaoge  als  solcher  gelte,  als  nicht  einer  der  in  Art  1028  auf- 
gesählten  Nichtigkeits-  oder  Aufhebungsgründe,  wenn  auch  nur  im 
Wege  der  Einwendung,  geltend  gemacht  sei.  Daraus  folgt  mit  recht- 
Ucher  Notwendigkeit,  dafs  demjenigen,  der  einen  solchen  Orund  geltend 
machen  will,  die  erforderliche  nähere  Darlegung  obliege,  aus  welchen 
konkreten  Thatumständen  die  geltend  gemachte  Verletzung  der  Partei- 
vereinbarungen oder  des  Gesetzes  abgeleitet  werde. 

8.  Die  Bevision  hat  sodann  weiter  gerügt,  dafs  der  öffentliche 
Verkauf  der  bei  einem  Dritten  niedergelegten  Ware  eine  Zvnmgsvoll- 
streckung  aus  dem  zweiten  Schiedssprüche  und  als  solche  ohne  ein 
vorhergegangenes  Vollstreckungsurteil  unzulässig  gewesen  sei.  Diese 
Büge  konnte  gleichfalls  keinen  £rfolg  haben.  Bichtig  ist  zwar,  dafs 
eine  ZvtrangsvoUstreckung  aus  einem  Schiedssprüche  nach  dem  zwingen- 
den Bechte  des  Code  de  procddure  cimle  und  der  deutschen  C.P.O. 
nur  auf  Grund  eines  Vollstreckungsurteils  der  zuständigen  staatlichen 
Gerichte  erfolgen  darf.  Die  Bevision  irrt  aber,  wenn  sie  ausführt, 
dafs  der  öffentliche  Verkauf  der  von  dem  Beklagten  nicht  in  Empfang 
genommenen,  in  Antwerpen  noch  lagernden  Ware  eine  Zwangs- 
vollstreckung aus  dem  zweiten  Schiedssprüche  war.  Die  Urteils- 
grflnde  des  Berufungsrichters  rechtfertigen  in  ihrem  Zusammenhange 
die  Annahme,  dafs  nach  seiner  der  Verabredung  über  das  Schieds- 
ver&hren  und  den  einen  Teil  jener  Verabredung  bildenden  Statuten 
der  „C%amdre  arhUrale  pour  grains^  zu  Antwerpen  gegebenen  Aus- 
legung, die  der  Nachprüftmg  des  Bevisionsgerichts  entzogen  ist,  die 
danach  berufenen  ^arbUres'^  als  Schiedsmänner  oder,  wie  die  technische 
Bezeichnung  in  der  französischen  Bechtsprache  ist,  als  ^arbUres  amiaUes 
campositeurs**  ermächtigt  waren,  frei  von  den  Schranken  des  Bechts 
ex  etequo  et  bona  die  Streitigkeiten  der  Parteien  zu  regeln  und  folge- 
weise zu  deren  Begelung  als  Bevollmächtigte  der  Parteien 
die  in  Bezug  auf  die  Ware  erforderlichen  Anordnungen  unmittelbar  zu 
treffen  und  durchzuführen.  Von  dieser  Grundlage  aus  hat  der  Be- 
rufungsrichter unter  Berücksichtigung  der  beträchtlichen  Lagerungskosten 
und  der  naheliegenden  Gefahr  eines  Verderbens  der  Ware  der  am 
Schlüsse  des  zweiten  Schiedsspruchs  enthaltenen  Anordnung  eines 
öffentlichen  Verkaufes  der  Ware  durch  den  dort  benannten  Gerichts- 
vollzieher die  der  Nachprüfung  des  Bevisionsgerichts  entzogene  Aus- 
legung g^eben ,  dafs  auf  Grund  und  in  den  Schranken  jener  in  d  er 
Schiedsklausel  enthaltenen  besonderen  Ermächtigung  der  öflBsntliche 
Verkauf  der  Ware   als  eine  nach  Lage  der  Sache  im  Interesse  beider 
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Teile  liegende  Mafaregel  angeordnet  und  volkogen  w<»den  seL  Wenn 
der  Berofungsrichter  bezüglich  dieser  Mafsr^gel  weiter  sagt,  dafs  die 
Klägerin  „sam  SelbsthtllfeTerkanf*  ermttcbtigt  worden  sei,  so  weist 
schon  der  Umstand,  dafs  von  einer  Ermächtigung  mm  Selbst- 
hülfeverkaaf  gesprochen  wird,  nnzweidentig  darauf,  dafs  damit  in  nidit 
ganz  genauer  Redeweise  lediglich  eine  dem  SelbsthttlfoYerkaof  äoiaerlieh 
ähnliche,  rechtlich  aber  auf  dem  besonderen  Inhalte  des  Schiedsvertrags 
beruhende  Mafsnahme  bezeichnet  werden  wqllte.  Danach  stellt  sich 
der  öffentliche  Verkauf  der  Ware  nicht  als  eine  ZwangsToll- 
Streckung  ans  dem  zweiten  Schiedssprüche  dar;  und  da  femer  die 
Anordnung  dieses  öffentlichen  Verkaufes  und  seiner  Vornahme  dnrch 
den  in  ihr  benannten  Gerichtsvollzieher  in  den  Rahmen  der  nach  Aas- 
legung  der  Schiedsklausel  den  Schiedsmännern  erteilten  Ermächtigung 
gefallen  ist,  hat  der  Beklagte,  wie  der  Berofungsrichter  ohne  Rechts- 
irrtum annehmen  konnte,  jenen  Verkauf  gegen  sich  gelten  zu  lassen. 

Schiedsvertrag  nach  Mafsgdbe  auslämUschen  Bechtes.  Der  im 
Schiedsvertrag  zum  Ausdruck  kommende  WiUe  bestimmt,  welches 
Recht  für  die    Wirksamkeit   hezw,   Anfechtbarkeit    des   Schieds- 

gerichtes  mafsgebend  ist, 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe  vom  5.  März  1901,  des  Reichs- 
gerichts vom  17.  September  1901  (II.  av.Sen.  168/1901> 

Die  Parteien  hatten  einem  Kaufvertrage  über  Lieferung  von 
Manilahanf  seitens  der  ELlägerin  an  die  Beklagte  die  Klausel  hinzu- 
gefügt: jfAny  dispute  on  this  contract  to  he  setUed  by  arbUratUm  in 
London  in  ihe  ttsucd  toap*^.  Die  infolge  einer  bezüglich  der  Verpflich- 
tungen der  Verkäuferin  entstandenen  Differenz  angerufenen  Londoner 
Schiedsrichter  wiesen  die  Ansprüche  der  E^uferin  zurück.  Zwischen 
den  Parteien  wurde  streitig,  ob  der  Schiedsspruch  an  und  ftlr  sich 
verbindlich  und  ob  er  auf  Grund  englischer  Rechtsgrundsätze  ange- 
fochten werden  könne. 

In  dieser  Beziehung  führte  das  Oberlandesgericht  Karls- 
ruhe als  Berufungsgericht  aus:  Die  Vertragsbestimmnng  „Äny 
dispute  on  this  contract  to  he  setüed  by  arbitration  in  London  in  (he 
usual  way^  sei  dahin  auszulegen,  dafs  die  Entscheidung  alier  aus 
dem  Vertrage  entstehenden  Rechtsstreitigkeiten  durch  ein  Schiedsgericht 
erfolgen  solle.  Dieser  Schiedsvertrag  sei  nach  dem  für  die 
Klägerin  geltenden  englischen  Rechte  und  nach  dem  Hir  die  Beklagte 
in  Betracht  kommenden  Rechte  der  C.P.O.  —  §§  1125  ff.  —  gültig; 
nach  dem  Übereinstimmenden  Willen  der  Vertragschliefsenden  sei  die- 
selbe einschliefslich  des  Schiedsverfisthrens  und  des  Schiedsspruchs  dem 
englischen  Rechte  unterstellt  Die  Beklagte  habe  nun  nicht  behauptet, 
dafs  die  Schiedsrichter  gegen  die  nach  englischem  Rechte  bestehenden 
Vorschriften  für  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  verstofsen  hätten;  sie 
gebe  selbst  zu,  dafs  der  Schiedsspruch  nach  dem  englischen  Rechte 
formell   richtig    zu    stände    gekommen   sei.     Die  Behauptung   der  Be- 
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klagten,  nach  englkchem  Rechte  sei  ern  SehiecUnprach  nicht  bindend, 
wenn  die  Entscheidung  materiell  unrichtig  sei  und  auf  emem  groben 
Irrtum  beruhe,  finde  in  der  diese  Materie  regelnden  ÄrbUrcUion 
Ad  62  &  53  Victoria  Ch.  49  keine  Rechtfertigung  und  sei  auch 
nach  der  Praxis  der  englischen  Gerichte  nicht  gerechtfertigt  Dieselbe 
stehe  auch  im  Widerspruch  mit  den  allg^nein  gültigen  Ghrundstttaen 
Uber  das  Wesen  und  den  Inhalt  des  Schiedsvertrages.  Der  im  Aus- 
lande unter  Beobachtung  der  dort  bestehenden  Vorschriften  gefüllte 
Schiedsspruch  ilbe  seine  Recbtswirksamkeit  auch  im  Inlande  aus.  Der 
in  dieser  Sache  ergangene  Schiedsspruch  genüge  aber  auch  weiter  den 
Erfordernissen,  die  in  §  1039  (früher  865)  der  aP.O.  au%estellt 
seien,  und  habe  ^daher  nach  §  1040  der  C.P.O.  unter  den  Parteien 
die  Wirkung  eines  rechtskräftigen  gerichtlichen  Urteils. 

Das  Reichsgericht  führte  in  dem  die  Revision  zurückweisenden 
Urteil  ans:  Die  Annahme  des  Berufungsgerichtes,  dafs  das  Vertrags- 
geding  ^Any  dispute  on  ihis  cantraä  to  he  setUed  hy  arhUrixtion  in 
Jjondon^  als  Schiedsvertrag  zu  beurteilen  sei  und  die  in  dem 
Urteil  näher  dargelegte  Tragweite  habe,  wonach  die  Yertrag- 
schliefsenden  den  Schiedsvertrag,  das  Schiedsverfahren  und  die  auf 
Ghrund  desselben  ergehenden  Schiedssprüche  dem  englischen  Rechte 
unterstellten,  ist  der  Nachprüfung  des  Revisionsgerichts,  weil  auf  Aus- 
legung des  Vertrags  beruhend,  entzogen.  Die  weiteren  Ausführungen, 
dafs  der  danach  ergangene  Schiedsspruch  nach  den  hier  zur  An- 
wendung gelangenden  Vorschriften  des  englischen  Rechts  und  nach 
dem  englischen  Qerichtsgebrauch  nicht  um  deswillen  angefochten 
werden  könne,  weil  die  Entscheidung  materiell  unrichtig  sei  und  auf 
einem  groben  Irrtum  beruhe,  betre£Pen  die  Anwendung  von  nicht 
revisiblem  englischem  Rechte.  Die  Beklagte  hatte  zwar  in 
der  Berufungsinstanz  ihrem  hierhergehörenden  Vorbringen  noch  hin- 
zngefbgt,  dafs  die  Klägerin  in  betrügerischer  Weise  einen  Irrtum  der 
Schiedsrichter  herbeigeführt  habe.  Der  Berufungsrichter  hat  in  seinen 
Urteilsgründen  dieses  Vorbringen ,  soweit  zunächst  die  Anfechtung  des 
Schiedsspruches  nach  englischem  Rechte  in  Betracht  kommt,  nicht  aus- 
drücklich erörtert ;  es  kann  jedoch  darin  ein  Mangel  an  Begründung  um 
deswillen  nicht  gefunden  werden,  weil  als  Grund  der  Unwirksamkeit 
des  Schiedsspruchs  nach  englischem  Rechte  nur  die  auf  grobem  Irrtum 
beruhende  materielle  Unrichtigkeit  geltend  gemacht  war  und  in  diesem 
Zusammenhange  jenes  Vorbringen  nur  das  Vorliegen  eines  groben 
Irrtums  der  Schiedsrichter  zu  rechtfertigen  bezweckte.  Eine  Rüge  ist 
hierw^en  auch  nicht  erhoben  worden.  Die  Revision  hat  aber  geltend 
gemacht,  jenes  Vorbringen  erfülle  auch  den  Restitutionsgrund  des 
§  580  Nr.  4  der  C.P.O.  und  sei  deshalb  geeignet,  die  Anfechtung  des 
gedachten  ausländischen  Schiedsspruchs  aus  §  1041  Nr.  6  der  C.P.O. 
zu  rechtfertigen.  Diesem  Angriffe  war  jedoch  der  Erfolg  zu  versagen. 
Es  kann  zunächst  die  Frage  dahingestellt  bleiben,  ob  überhaupt  auf 
ausländische  Schiedssprüche,  soweit  aus  denselben  die  Rechtsfolge  des 
§  1040  der  C.P.O.  abgeleitet  wird,  die  Aufhebungsgründe  des  §  1041 
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anwendbar  sind,  oder  ob  nicht  vielmebr  nnr  die  Anfhebnngagrflnde 
des  ansländiscben  Rechtes,  anter  dem  sie  stehen,  in  Betracht  kommen, 
und  die  Anwendimg  des  anslftndischen  Rechtes  nur  insoweit  ans- 
znschliefsen  ist,  als  dasselbe  gegen  die  gnten  Sitten  oder  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetsses  verstOfst;  denn  nach  der  gegebenen 
Sachlage  köante  jene  Anfechtung  des  Schiedsspruchs  auch  dann  keinen 
Erfolg  haben,  wenn  §  1041  Nr.  6  zur  Anwendung  käme.  E»  fehlt 
nämlich  an  jedem  Vorbringen  in  den  Instanzen  dahin,  dafs  wegen 
jenes  angeblichen  Betrags  eine  rechtskräftige  Verurteilang  ergangen  sei, 
oder  dafs  die  Einleitung  oder  DorchfUhrnng  eines  Strafeerfi^hrens  aas 
anderen  Grttnden  als  wegen  Mangels  an  Beweis  nicht  erfolgen  kttnne 
und  danach  die  für  eine  Restitutionsklage  nach  §  580  Nr.  4  in 
§  581  der  G.P.O.  geforderte  Yoraussetzang  vorliege.  Die  Bestimmang 
des  §  581  gilt  aber  entsprechend  auch  im  Falle  des  §  1041 ;  im  Sinne 
der  letzteren  Gesetzesvorschrift  gehört  zu  den  dort  geforderten  „Vor- 
aussetzungen'^ ,  unter  welchen  in  den  Iß^len  der  Nr.  1 — 5  des  §  580 
die  „Restitutionsklage  stattfindet** ,  dafs  auch  die  Vorschrift  des  §  581 
der  C.P.O.  erfüllt  sei. 


Die  Südafrikanische  Republik  als  Prosfefspartei  vor  Hamburgischen 
Gerichten.     Legüimation    eines    fwr    sie    auftretenden   ßrojsefs- 

bevolhnächtifften. 

Beschlufs  des  Hanseatischen  Oberlandesgeriehts,  lY.  Civ.Sen.,  zu  Hamburg 
vom  11.  November  1901  (Dresdner  Bank  gegen  die  Südafrikanische  Repnblik, 

B.C.  IV.  75/01). 

Mitgeteilt  durch  Herrn  Senatspiäsidenten  Dr.  Martin  zu  Hambarg. 

Aus  den  Gründen: 

Die  gegen  das  Urteil  vom  5.  Joli  selbst  eingelegte  sofortige  Be- 
schwerde ist,  soweit  sie  die  Kostenentscheidung  betrifft,  zulässig.  Nach- 
dem die  Dresdner  Bank  eine  einstweilige  Verfügung  g^gen  die  Sttd- 
afrikanische  Republik  erwirkt  und  Rechtsanwalt  Dr.  Wol£foon  ftlr  die 
letztere  gegen  diese  Verfügung  Widerspruch  erhoben  hatte,  nachdem 
hierauf  die  Dresdner  Bank  auf  alle  Rechte  aus  der  einstweiligen  Ver- 
fügung verzichtet  und  Dr.  Wolflion  diese  Erklärung  acceptiert  hatte, 
hat  das  Landgericht  durch  das  angefochtene  Urteil  lediglich  über 
die  Kosten  des  Widerspruchsver&hrens  entschieden,  und  zwar  hat  es 
auf  Grund  der  Annahme,  dafs  Dr.  TVolfiison  nicht  zur  Vertretung  der 
Südafrikanischen  Republik  legitimiert  gewesen  sei,  Dr.  Wol&on  per- 
sönlich zum  Ersätze  der  der  Dresdner  Bank  durch  seine  einstweilige 
Zulassung  zur  ProzefsfUhrung  erwachsenen  Kosten,  die  Südafrikanische 
Republik  in  die  übrigen  durch  die  Erhebung  des  Widerspruchs  ver- 
ursachten Kosten  verurteilt .  .  . 

Die  Beschwerde  ist  durch  Dr.  Wolfison  namens  der  Südafrikani- 
schen Republik  auf  Grund  derselben  Vollmachten  eingelegt,  auf  die  er 
sich  im  Widerspruchsverfahren  zu  seiner  Legitimation  berufen  hat.    Die 
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Fnge^  ob  die  Beschwerde  durch  emen  legitunierten  Vertreter  der  Be- 
achw^efhhrerm  eingelegt  ist,  deckt  sich  also  völlig  mit  der  durch  die 
Beschwerde  yor  dieses  Gericht  gebrachten  Streitfrage,  ob  Dr.  Wolfison 
in  dem  Widerspruchsverfahren  seine  Legitimation  als  Vertreter  der 
Südafrikanischen  Hepublik  erbracht  hat. 

Abgesehen  von  der  versprochenen,  aber  bisher  nicht  vorgelegten 
Vollmacht  des  Viceprttsidenten  der  Südafrikanischen  Republik,  Schalk 
Burger,  hat  Dr.  Wolffson  seine  Legitimation  auf  dreifache  Weise  zu 
erbringen  gesucht:  Erstens  durch  die  Prozefsvollmacht  des  Staats- 
prUsidenten  Krüger,  zweitens  durch  die  Prozefsvollmacht  des  Dr.  Leyds 
unter  BeruAing  auf  dessen  notorische  Stellung  als  bei  dem  Deutschen 
Reiche  accreditierten  Gesandten  der  Südafrikanischen  Republik,  drittens 
durch  dieselbe  Prozefsvollmacht  des  Dr.  Lejds  und  die  diesem  von  dem 
Ausführenden  Rat  der  Südafrikanischen  Republik  erteüte  Vollmacht 
(act.  60  i.  S.  II  C.  861/00). 

Die  ersten  beiden  Versuche  des  Nachweises  der  Legitimation 
dürften  von  dem  Landgerichte  mit  Recht  verworfen  sein.  Prilsident 
Krüger  hat  die  vorgelegte  Proze(kvollmacht  zu  Paris  unterzeichnet,  und 
nach  dem  Wortlaute  der  in  act  29  und  80  voigelegten  Bestimmungen 
des  Grundgesetzes  der  Südafrikanischen  Republik  scheint  allerdings  der 
Staatspräsident  die  Be^gnis  zur  Vertretung  des  Staates  zu  verlieren, 
wenn  er  sich  in  das  Ausland  begiebt.  Ebensowenig  kann  Dr.  Lejds 
kraft  seiner  SteUung  als  Gesandter  ftir  befrigt  erachtet  werden,  die 
Südafrikanische  Republik  in  einem  Civilprozesse  gegenüber  der  Arrest- 
klSgerin  zu  vertreten.  Welchen  Umfang  auch  immer  seine  Vollmacht 
als  Gesandter  haben  mag,  jedenfalls  berechtigt  sie  ihn  nur,  seinen 
Staat  in  öffentlich  rechtlichen  Angelegenheiten  gegenüber  dem  Staate, 
bei  dem  er  accreditiert  ist,  nicht  aber  ihn,  soweit  er  Subjekt  von  Privat- 
rechten ist  (als  Fiskus),  gegenüber  beliebigen  Privatpersonen  zu  ver- 
treten. 

Jedoch  kommt  hierauf  nichts  an,  da  die  von  dem  Ausführenden 
Rate  dem  Dr.  Leyds  erteilte  Vollmacht  vorliegt.  Das  Berufungsgericht 
erachtet  abweichend  von  dem  Landgerichte  diese  Vollmacht  für  genügend, 
um  Dr.  Lejds  zur  Vertretung  der  Südafrikanischen  Republik  in  dem 
gegenwilrtigen  Widerspruchsverfahren  zu  legitimieren.  Dafs  der  Aus- 
führende Rat  seinerseits  berechtigt  gewesen  ist,  ftkr  die  Südafrikanische 
Republik  zu  handeln,  und  demgemäfs  auch  eine  Vollmacht  zu  ihrer 
Vertretung  in  privatrechtlichen  Angelegenheiten  zu  erteilen,  ist  un- 
bestritten. Es  ergiebt  sich  schon  daraus,  dafs  an  dem  Beschlüsse  der 
Staatspräsident  Krüger  teilgenommen  hat,  der,  weil  damals  noch  im 
Gebiete  der  Südafrikanischen  Republik  ai^httltlich,  schon  für  sich  zur 
Vertretung  der  Republik  befugt  war.  Die  von  dem  Ausführenden  Rat 
dem  Dr.  Lejds  erteilte  Vollmacht  giebt  diesem  das  Recht,  alle  der 
Regierung  der  Südafrikanischen  Republik  gehörenden  Gelder  in  Europa 
oder  England  zu  kündigen  und  von  den  Schuldnern  oder  Depositaren 
einzufordern,  sie  ermächtigt  ihn  ferner,  alle  der  genannten  Regierung 
gehörenden   Anteile,   Mittel   und   Guthaben   in  Europa  oder  England, 
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gleichriel  welcher  Art,  in  welcher  Form  auch  immer  sa  kündigen,  ein- 
Bufordem,  zu  verkaufen,  zu  yerhondeln,  zu  realisieren  oder  zu  yer- 
pfknden,  sowie  alles  zu  tbnn,  um  solche  Gelder,  Anteile,  Guthaben 
und  Mittel  unter  seine  persönliche  Verwaltung  und  Kontrolle  zu  be- 
kommen. Das  Landgericht  erachtet  diese  Vollmacht  ihrem  Inhalte  nach 
nicht  für  geeignet,  um  Dr.  Lejds  zur  Erhebung  des  V^iderspruchs 
gegen  die  erlassene  einstweilige  Verfügung  zu  legitimieren,  weil  die 
Erhebung  des  Widerspruches  weder  Kündigung  noch  Einforderung, 
noch  Realisierung  oder  Verpfandung  von  Geldern,  Mitteln  oder  Gut- 
haben der  Republik  sei.  Es  Übersieht  aber  dabei  anscheinend  den 
Schlufssatz,  nach  dem  Dr.  Leyds  auch  berechtigt  sein  soll,  alles  zu 
thun,  um  solche  Gelder,  Anteile,  Mittel  oder  Guthaben  unter  seine 
persönliche  Kontrolle  und  Verwaltung  zu  bekommen.  In  dem  vor- 
liegenden Falle  nun  behauptet  die  Antragstellerin,  gegen  die  Süd- 
afrikanische Republik  einen  Anspruch  auf  Herausgabe  ^kommandeerten^ 
Geldes,  eventuell  auf  Ersatz  seines  Wertes  zu  haben,  und  zwecks 
Sicherung  dieses  Anspruches  hat  sie  eine  einstweilige  Verfügung  er- 
wirkt, durch  die  eine  angeblich  der  südafrikanischen  Regierung  geb5rige 
Sendung  Gold  beschlagnahmt  ist.  Offensichtlich  war  es  Zweck  dieser 
Verfügung,  der  Südafrikanischen  Republik  die  Verfügung  über  Mittel, 
die  sie  angeblich  in  Europa  besafs,  zu  entziehen,  und  da  Dr.  Leyds 
durch  die  Vollmacht  befugt  ist,  alles  zu  thun,  um  solche  Mittel  unter 
seine  Kontrolle  und  Verwaltung  zu  bekommen,  so  gehören  die  zur  Be- 
seitigung der  Beschlagnahme  erforderlichen  Mafsregeln  in  den  Kreis  da 
Handlungen,  zu  denen  er  bevollmächtigt  ist.  Mit  Unrecht  macht  das 
Landgericht  hiergegen  geltend,  dafs  die  Südafrikanische  Republik  erklärt, 
das  Geld  gehe  sie  nichts  an,  sie  wolle  mit  dem  Widerspruche  nicht 
sowohl  materielle  Rechte  verfechten,  als  ihre  Staatshoheit  vor  un- 
berechtigten Eingriffen  schützen. 

Denn  nicht  der  Inhalt  der  Verteidigung  —  deren  Richtigkeit  auch 
nur  bei  einem  Eingehen  in  die  Sache  selbst  geprüft  werden  könnte  — 
ist  für  die  Frage  der  Legitimation  des  Dr.  Leyds  mafsgebend,  sondern 
ausschliefslich  der  Gegenstand  des  Streites,  der  durch  den  Inhalt  der 
auf  Antrag  der  Dresdner  Bank  erlassenen  Verfügung  bestimmt  wird. 
Ebensowenig  kommt  es  auf  die  Motive  an,  durch  welche  die  Vertreter 
der  Südafrikanischen  Republik  bewogen  sind.  Mögen  sie  mehr  zwecks 
Wahrung  ihres  Rechtsstandpunktes  als  zum  Schutze  der  materiellen 
Interessen  der  Republik  das  Verfahren  eingeleitet  haben,  so  ändert  dies 
doch  nichts  daran,  dafs  dieses  Verfahren  ansschlieÜBlich  die  Beseitigung 
eines  Eingriffs  in  angebliche  Vermögensrechte  der  Republik  zum  Gegen- 
stande hat,  und  da  Dr.  Leyds,  wie  bereits  ausgeführt,  bevollmächtigt 
ist,  alles  zu  thun,  um  das  in  Europa  befindliche  Vermögen  der  Republik 
in  seine  Kontrolle  zu  bringen,  also  auch  um  die  Verfügung  anderer 
Über  solches  Vermögen  auszuschliefsen ,  so  mufs  er  auch  als  befugt 
erachtet  werden,  die  Südafrikanische  Republik  in  diesem  Verfahren  zu 
vertreten. 

Demnach    ist'  auch   Dr.  Wolflk^n ,    der   unstreitig  von  Dr.  Leyds 
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Prozefsvollmacht  erhalten  hatte,  legitimiert  gewesen,  die  Südafrikanische 
Republik  in  dem  WidersprachsTer&hren  zu  vertreten,  weshalb  er  mit 
Unrecht  persönlich  in  die  durch  seine  Zulassung  der  Antragstellerin 
erwachsenen  Kosten  verurteilt  ist  Er  ist  auf  Omnd  derselben  Voll- 
machten auch  legitimiert,  die  gegenwärtige  Beschwerde  namens  der 
Südafrikanischen  Republik  einzulegen,  weshalb  auf  dieselbe  das  Urteil 
des  Landgerichts,  soweit  es  Dr.  WolffiK>n  in  Kosten  verurteilt,  an%ehoben 
weiden  mufs. 

Daneben  hat  das  Landgericht  der  Südafrikanischen  Republik  die 
nicht  durch  die  einstweilige  Zulassung  des  Dr.  Wolffison  verursachten 
Kosten  des  Widerspruchs  auferlegt.  Welche  Kosten  es  hierunter  ver- 
standen hat,  ist  unklar,  da  das  gesamte  Widerspruchsverfithren  und 
alle  seine  Kosten  durch  das  Auftreten  des  Dr.  Wol^n  verursacht  sind. 
Auch  ist  nicht  erfindlich,  aus  welchen  Gründen  das  Landgericht  zu 
einer  Verurteilung  der  Südafrikanischen  Republik  hat  gelangen  können, 
da  es  diese  als  nicht  durch  Dr.  Wol£bon  vertreten  und  folglich  als  an 
dem  Widerspruchsverfahren  nicht  beteiligt  behandelt  hat.  Indessen  kommt 
es  hierauf  nicht  an,  da  Dr.  Wolfibon  von  dem  Berufungsgericht  als 
legitimierter  Vertreter  der  Südafrikanischen  Republik  anerkannt  wird, 
und  mithin  zwischen  den  durch  sein  Auftreten  verursachten  und  ander- 
weitigen Kosten  kein  Unterschied  mehr  zu  machen  ist  Vielmehr 
kann  es  sich  nur  fragen,  ob  die  Kosten  des  Widerspruchsverfahrens 
der  Antragstellerin  oder  der  Antragsgegnerin  aufzuerlegen  sind. 

Zur  Rechtfertigung  der  einstweiligen  Verfolgung  hat  der  Vertreter 
der  Antragstellerin  laut  dem  Thatbestande  des  angefochtenen  Urteils  in 
der  am  3.  Dezember  1900  erfolgten  Verhandlung  zur  Hauptsache  nur 
auf  seinen  Antrag  nebst  Anlagen  Bezug  genommen.  In  seiner  Ver- 
nehmlassung auf  die  Beschwerde  ist  er  auf  diesen  Punkt  überhaupt 
nicht  zurückgekommen.  Wenn  zwecks  Entscheidung  über  die  Kosten 
geprüft  werden  müfste,  ob  die  Forderung  der  Antragstellerin  glaubhaft 
gemacht  ist  und  die  Voraussetzungen  des  §  985  der  C.P.O.  vorgelegen 
haben,  so  hfttte  daher  dieses  Gericht  sich  veranlafst  gesehen,  die  Antrag- 
stellerin zu  einer  eingehenderen  Rechtfertigung  ihres  Ver&hrens aufzufordern. 
Indessen  war  dies  nicht  erforderlich,  weil  die  Sache  dadurch  erledigt  wird, 
dafs  die  Antragstellerin  nach  Erhebung  des  Widerspruchs  auf  die  Rechte 
ans  der  einstweiligen  Verfügung  verzichtet  hat.  Zur  Zeit  dieses  Ver- 
zichtes bestanden  irgend  welche  durch  die  Vollstreckung  der  Verfügung 
erworbenen  Rechte  nicht,  da  die  geschehene  Vollstreckung  bereits  auf 
die  Einwendungen  von  Arndt  &  Cohn  wieder  aufgehoben  war.  Der 
Verzicht  der  Antragstellerin  kann  also  auch  nicht  dahin  verstanden 
werden,  dafs  sie  irgendwelche  ihr  durch  die  Verfügung  erworbenen 
Rechte  unter  Aufrechterhaltung  der  Verfügung  selbst  aufgeben  wollte, 
sondern  vielmehr  dahin,  dafs  sie  das  Recht,  die  Verfügung  geltend  zu 
machen,  aufgab,  also  durch  ihre  eigene  Erklärung  denjenigen  Rechts- 
zostand  wieder  herstellte,  der  vorhanden  gewesen  wäre,  wenn  sie  gar 
keinen  Antrag  gestellt  hätte.  Dieses  Verfahren  ist  völlig  demjenigen 
eines  EUägers,   der  seine  ELlage   zurücknimmt,   analog  und  mufs  dem- 
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entsprechend  auch  die  Pflicht  zor  Tragnng  der  durch  das  Yttfahren 
über  die  einstweilige  Verftigang  venirsachten  Kosten  nach  sich  ziehen. 
Denn  durch  die  Thatsache  selbst,  dafs  die  Antragstellerin  die  erwirkte 
einstweilige  Verftigung  wiederaufgegeben  hat,  stellt  sich  die  mittelst  des 
Antrages  auf  die  einstweilige  Verfügung  unternommene  Rechtsyerfolgung, 
gleichviel  oh  die  zu  sichernden  Rechte  selbst  begründet  sein  mögen  oder 
nicht,  als  zwecklos  und  daher  unberechtigt  dar,  weshalb  die  Rosten  der- 
selben die  Antragstellerin  treffen  mufsten.  Zu  diesen  Kosten  gehören  aber 
auch  diejenigen  des  von  der  Antragsgegnerin  erhobenen  Widerspruches, 
da  dieser  nur  eine  Fortsetzung  des  Verfahrens  über  die  einstweilige 
Verftkgung  ist,  und  die  Antragsgegnerin  infolge  des  Verzichtes  der  An- 
tragstellerin in  diesem  Verfahren  obsiegt. 

Es  mufste  daher  die  Antragstellerin  in  die  sämtlichen  durch  das 
Widerspruchsverfahren  verursachten  Kosten  verurteilt  werden^). 

Verjährung  der  Fordenmgen  des  Anwalts  richtet  sich  nach  dem 
Recht  am  Orte  des  ProzefsgerichtSf  wo  derselbe  seine  Thätigkeä 
entfalten  sollte.  —  Dürfen  in  Bezug  auf  den  Schutz  durch  Ver- 
jährung von  einem  Gericht  die  Angehörigen  des  eigenen  Staates 
schlechter  als  die  eines  fremden  gestellt  werden? 

Urteil    des   hanseatischen   Oberlandesgerichta   zu  Hamburg   vom   21.   Juni 
1901  (Hanseatische  Gerichtszeitung,  Hauptblatt  1901  No.  184). 

Das  L.6.  IL  K.  f.  H.  8.  hatte  eine  Honorarforderung  w^en  Ver- 
jährung nach  dem  Recht  am  Wohnsitz  des  Schuldners  abgewiesen« 
Das  O.L.G.  1  sprach  am  21.  Juni  1901  den  Betrag  unter  Verwerfong 
der  Verjährungseinrede  zu. 

Thatbestand:  ...  Kläger  suchte  die  Unanwendbarkeit  des 
preufs.  Verjährungsgesetzes  darzuthun,  indem  er  auf  die  Entscheidungen 
des  R.G.  Bd.  12  8.  85,  Jurist.  Wochenschr.  1900  8.  19,  Walther, 
Oeb.-Ordn.  für  Rechtsanwälte  und  die  dortigen  Citate,  §  247  Tit  5 
Teil  I  A.L.R.,  Urteil  des  O.L.G.  Posen  vom  17.  Oktober  1893,  Ent- 
scheid,  des  O.L.G.    Naumburg  von    1894   Bezug  nahm.     Der  Anwalt 


1)  Die  vorzugsweise  interessante  Fnu^e,  ob  der  südafrikanischen  Republik 
das  Recht  der  Exterritorialität  hätte  zuerkannt  werden  müssen,  ist  nicbt  anr 
Entscheidung  gekommen.  Für  die  Bejahunj?  dieser  Frage  s.  vor  allem  die 
eingehende  untersuchang  von  Droop  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  26,  1882, 
S.  289  ff.  („Über  die  Zuständigkeit  der  inländischen  Gerichte  für  Rechts- 
streitigkeiten  zwischen  Inländern  und  fremden  Staaten,  insbesondere  für  An- 
ordnung von  Arresten  ^egen  fremde  Staaten*').  Vgl.  femer:  Hartmannf 
Beoue  de  draü  intemattonal  Bd.  22,  1890,  S.  425  ff.  („De  la  compäence  des 
tribunaux  dans  les  prods  contre  les  itaJts  et  souverains  etrangers").  Streit, 
L'affaire  Zappa^  Paris  {Larose),  1894.  Audinet,  Betme  generale  de  d/roit 
iwtemationci  public  Bd.  2,  1895,  S.  385  ff.  {„LHneompäence  de»  iribwMux 
frangais  ä  Vigard  des  etats  etrangers^),  Lisst,  Völkerrecht,  2.  Aufl.,  Berlin 
1902,  S.  60.  —  Vgl.  auch  die  Bd.  X  dieser  Ztschr.  S.  68  und  Cltmet  Bd.  26 
8.  402  mitgeteilte  englische  Entscheidung. 

Niemei^. 
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des  Beklagten  führte  eine  gegenteilige  Entscheidmig  in  Senfieit  Bd.  51 
No.  16  S.  19  an. 

Grttnde:  Wollte  man  davon  ausgehen,  daft  es  nicht  die  Absicht 
eines  Gesetzgebers  sein  kann,  die  Angehörigen  seines  Staates  in  Beaug 
auf  den  Schatz  dnrch  Verjlihrong  schlechter  zu  stellen  ab  die  An- 
gehörigen eines  fremden  Staates,  so  wtlrde  das  Gericht  dahin  gelangen 
müssen,  die  gegen  die  Klage  vorgebrachte  Einrede  der  Verjährong  für 
mibegründet  zu  halten,  da  die  Gesetze  am  Wohnsitz  des  Beklagten 
eine  wesentlich  kürzere  Verjährongsfrist  aufstellen,  als  die  für  ein- 
heimische Schuld  Verhältnisse  aufgestellte  von  10  und  bezw.  unter  Ab- 
wesenden von  20  Jahren. 

Aber  auch  wenn  man  sich  dieser  nahe  liegenden  Erwttgung  nicht 
anschliefsen  will  und  der  vom  R.G.  und  sonst  viel£Eich  anerkannten 
und  jetzt  herrschenden  Theorie  folgt,  dafs  die  Verjährung  ab  ein 
die  Forderung  oder  die  Klage  aus  ihr  beendigender  Thatbestand  den 
Gesetzen  unterworfen  sei,  von  welchen  die  Forderung 
selbst  beherrscht  wird,  so  wttrde  man  ebenfisLUs  notwendig  bei 
Beurteilung  der  vorgeschützten  Veijtthrungseinrede  auf  diehambnrgi- 
schen  Yerjährungsgesetze  zurückgreifen  müssen.  Denn  dafs  die 
Forderungen  des  beauftragten  Rechtsanwaltes  auf  Ersatz  seiner  ihm 
vom  Gesetze  bewilligten  und  festgesetzten  Gebühren  und  Auslagen 
durch  das  am  Prozefsgericht  herrschende  Recht  normiert 
werden,  bedarf  keiner  Ausführung.  Daher  würden  die  in  Hamburg 
geltenden  Gesetze  über  die  Ansprüche  des  Klägers  aus  dem  ihm  er- 
teilten Prozelsmandat  entscheiden,  weil  seine  Sachwalterthätigkeit  nach 
Absicht  der  Kontrahenten  hier  stattfinden  sollte  und  stattgefiinden  hat, 
und  nach  der  Natur  des  Schuldverb&ltnisses  auch  die  Erfüllung  der 
daraus  entsprungenen  Forderung  hier  geschehen  sollte,  mithin  hier  der 
Sitz  der  Obligation  auch  für  den  Erblasser  des  Beklagten  war.  Nach 
Eüimburger  Recht  verjährten  aber  vor  1900  Forderungen  gegen  Ab- 
wesende wie  gesagt  in  20  Jahren,  und  war  daher  die  eingeklagte  und 
abgewiesene  Forderung  bei  Anstellung  der  Ellage  gemäfs  Art.  169  des 
Ein£-Gesetses  zum  B.G.B.,  §  196  No.  15  B.G.B.  noch  nicht  verjährt 
Dieselbe  war  dem  ELläger  daher  in  dem  jetzt  näher  klargestellten  Be- 
trage zuzusprechen.  Auch  in  Hinsicht  der  geforderten  Zinsen,  da  die 
Forderung  nach  §  85  der  Geb.-Ordn.  für  Rechtsanwälte  vor  dem 
13.  April  1889  Müg  geworden  war,  gemäfs  Art.  30  des  Hamburger 
EinfÜhrungogesetzes  zum  früheren  Allg.  D.  Handelsgesetzbuche. 

Die  jfiiskerigen^  KoUisumsnormeny   die  nach  Art.  208  E.Q.  z. 

B.  QJS.  für  die  Erf er  sehung  der  Vaiersehaft  etc.  mafsgebend  sind, 

sind  ßr  Baden  in  Art.  7  bis  30  E.O.  0.  B.G.B.  enthalten. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe,  I.  Senat,  vom  27.  April  1901  (W. 

g.  St)  (Badbche  Rechtsprazis  1901  S.  271). 

Es  hat  allerdings  seine  Richtigkeit,  dafs  der  badische  Richter 
bis  zum  1.  Januar  1900  auf  Vaterschafbkkgen  und  auf  die  Unter- 
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baltnngsansprUche  unehelicher  Kinder  g^^enttber  dem  Vater  das 
Personalstatut  des  Vaters  zur  Zeit  der  Gebart  des  Kindes  anzuwenden 
hatte ;  und  da  ein  vor  dem  genannten  Tage  geborenes  uneheliches  Kind 
in  Frage  steht,  unterliegt  es  auch  keinem  Zweifel,  dafs  die  Klage  des- 
selben, wie  sie  vorliegt,  an  und  für  sich  gemäfs  Art.  208  £.G.  a. 
B.6.B.  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zu  beurteilen  wttre.  Die  in  Frage 
stehende  Anwendbarkeit  des  Personalstatuts  des  Vaters  beruhte  für  den 
badischen  Richter  jedoch  lediglich  auf  der  Bestimmung  des  L.R.S.  3 
Abs.  8  und  ist  mit  dessen  Aufhebung  durch  das  Bad.AuBf.G.  z.  B.G.B. 
vom  17.  Juni  1899  hin  weggefallen.  Nach  Art  2  desselben  haben 
auf  die  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zu  beurteilenden  Thatbestlnde 
die  räumlichen  KolÜsionsnormen  in  Art  7  bis  80  des  E.G.  s.  B.G.B. 
entsprechende  Anwendung  zu  finden,  und  da  Art  21  desselben  die 
Ansprflche  des  unehelichen  Kindes  gegentlber  dem  Vater  dem  Personal- 
Statute  der  Mutter  unterwirft,  die  Mutter  der  KIttgerin  aber  Elsfisserin 
ist,  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  somit  dem  Code  cwü  als  ihrem 
Personalstatut  unterstand,  kann  für  die  Entscheidung  des  Rechtsetreits 
nur  dieser  als  mafsgebend  in  Betracht  kommen.  Damach  war  und  ist 
aber  eine  Vaterschafbsklage  nur  ausnahmsweise  unter  Voraussetzungen 
zulässig,  die  vorliegend  zweifellos  nicht  gegeben  sind.  Vgl.  die  Aus- 
führung Domers  in  dessen  Kommentar  zum  Bad.Ausf.G.  S.  28  Ziß,  7. 

Welches  Recht  kommt  für  im  Qrofshereogtum  Baden  erhobene 
Ehescheidungsklagen  als  das  nach  Art.  201  Abs,  2  E.O,  z.  B.QJS. 
neben  dem  B.G.B.  in  Anwendimg  ssu  bringende  Gesetz  in  BetratJU? 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe,  III.  Civ.8en.,  vom  9.  Mai  1901 

(Wiasmanu  gegen  Wissmann). 

Da  die  am  18.  Januar  1900  erhobene  Klage  darauf  gesttttxt  ist, 
und  nach  der  Fassung  des  §  1567  Abs.  2  Ziff.  2  B.G.B.  darauf  ge- 
stützt werden  mufste,  dafs  der  Beklagte  schon  ein  Jahr  lang  vor 
dem  18.  Januar  1900  sich  in  böslicher  Absicht  von  der  häuslichen 
Gemeinschaft  ferngehalten  hat,  und  schon  seit  einem  Jahr  vor  dem 
18.  Januar  1900  die  Voraussetzungen  für  eine  Öffentliche  Zustellung 
gegen  ihn  vorlagen,  so  handelt  es  sich  bei  der  Klage  um  eine  dem 
BekUgten  vorgeworfene  Verfehlung  der  in  §  1567  B.G.B.  beaeichneten 
Art,  die  zwar  unter  der  Herrschaft  des  B.G.B.  noch  fortdauerte,  aber 
schon  vor  Inkrafttreten  des  B.G.B.  bestand,  und  nur  in  Verbindung 
mit  diesem  frtlheren  Bestehen  zu  einer  Scheidung  nach  §  1567  Ziff.  2 
B.G.B.  führen  konnte.  Es  findet  deshalb  auf  den  vorliegenden  FaU 
Art  201  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B.  Anwendung,  wonach  auf  Scheidnog 
nur  dann  erkannt  werden  kann,  wenn  die  Verfehlung  des  Beklagten 
auch  nach  demjenigen  Gesetz,  welchem  die  Ehe  der  Parteien  vor 
d^m  1.  Januar  1900  unterstand,  ein  Scheidungsgrund  war.  Vgl.  auch 
Bad.R.Prax.  1901  Nr.  8  S.  29  Ziff.  15;  Nr.  10  S.  130  Ziff.  22.  Das 
L.G.  hat  nun  angenommen ,  dafs  die  Ehe  der  Parteien  vor  dem 
1.  Januar  dem   Bad.L.R.   unterstand,  weil  der  Beklagte  dort  seinen 
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letzten  Wohnsitz  hatte.  Diese  firtther  allerdings  fUr  andere  Rechts- 
gebiete vom  R.6.  als  richtig  anerkannte  Ansicht  (vgl.  z.  B.  Senfferts 
Archiv  Bd.  47  Nr.  259  R.G.E.  Bd.  9  S.  191 ;  Bd.  16  S.  138)  trifft 
jedoch  auf  im  Orofsherzogtam  Baden  angestrengte  Ehescheidungsklagen 
deshalb  nicht  za,  weil  nach  der  ftlr  den  badischen  Richter  bindenden 
Vorschrift  des  L.R.  S.  3  auf  das  Eherecht  die  lex  ofiginiSj  d.  h.  das 
Heimatsrecht  der  Ehegatten,  Anwendung  za  finden  hat.  Vgl.  hierüber 
die  reichsgerichtlichen  Entscheidungen  in  der  Jurist.  Wochenschr.  1899 
S.  717  and  736;  1900  8.  285  sowie  Bad.Ann.  1899  8.  276.  Den 
gleichen  Grundsatz,  „dafs  Air  die  Scheidung  der  Ehe  die  Gesetze  des 
Staates  mafsgebend  sind,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung 
der  Klage  angehört",  stellt  auch  Art  17  des  E.G.  z.  B.G.B.  auf;  xmd 
es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  sowohl  nach  den  Bestimmungen  des  vor 
dem  1.  Januar  1900  geltenden  Bad.L.R.  als  auch  nach  denjenigen 
des  seither  bestehenden  bOrgerlichen  Rechts  auf  die  vorwürfige  Ehe- 
scheidungsklage neben  dem  §  1567  B.G.B.  die  Bestimmungen  des 
wflrttem bergischen  Rechts  als  der  lex  originis  der  8treitteile 
nach  Art.  201  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B.  in  Rücksicht  zu  ziehen  sind. 
Vgl.  auch  Art.  2  des  Bad.Ausf.G.  z.  B.G.B.  vom  17.  Juni  1899. 

Nach  der  württembergischen  Ehegerichtsordnung  vom  Jahre  1687 
konnte    nun    eine    Ehe   wegen    „böslichen   Verlassenst    nur   dann   ge- 
schieden werden,  wenn  der  eine  Eheteil  während  sieben  Jahren 
an  unbekannten  Orten  abwesend  war  und  dem  andern  nichts  von  sich 
hatte   hören  lassen.     Vgl.  württ.  Ehegericbtsordnung  von  1687  Teil  2 
Kap.  13  §  4  und  Weis  haar,  Lehrbuch  des  württ.  Privatrechts  §  112 
8.   76.     Diese   siebenjährige   Frist   ist  aber   durch    Art.  6  des  Württ- 
Ausf.G.   vom  8.  August  1875   zum   R.G.   über   die   Beurkundung   des 
Personenstandes   und   der  Ehescbliefsung  auf  zwei  Jahre  herabgesetzt 
worden,    so    dafs    nach    zweijähriger   Abwesenheit   an    unbekannten 
Orten    auf   Ansuchen    des    klagenden    Teiles    die    Ehescheidung    aus- 
gesprochen werden  kann.     Hätte  daher  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Er- 
hebung der  Klage  sich  bereits  zwei  Jahre  lang  an  unbekannten  Orten 
aufgehalten,    so   würde  auch   nach  württembergischem  Recht  die  Ehe- 
scheidung wegen  „böslichen  Verlassens**  ausgesprochen  werden  können. 
Dies  ist  jedoch  nicht  der  Fall.    Der  Beklagte  hatte  sich  vielmehr  nach 
der   Bescheinigung   des   Bürgermeisteramts   Villingen   vom   24.   August 
1898    (vgl.  Erstinstanzakten   8.    42)    bis   28.    Dezember    1899    in 
VilHngen  aufgehalten;    es  waren    daher  bis  zur  Erhebung   der  Klage 
(18.  Januar  1900)  die  zwei  Jahre  noch  nicht  abgelaufen,   welche  das 
württembergische  Recht  fllr  erforderlich  erklärt,   um   die  Ehescheidung 
wegen   böslichen  Verlassens  auszusprechen.     Da  sonach  nach  vTÜrttem- 
bergiflchem   Recht  der  Ausspruch   der   Ehescheidung   wegen   böslichen 
Verlassens  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  nicht  zulässig  war,  konnte 
dieselbe  zufolge   der  Vorschrift  des   Art.   201  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B. 
nicht  ausgesprochen  werden,  auch  wenn  dieselbe  nach  §  1567  Abs.  2 
Ziff.    2  B.G.B.    zulässig    erschien.     80    auch    Habicht,    Fragen    der 
Übergangszeit  2.   Aufi.   §  50  8.  570.     Dafs  im   Laufe  des  Prozesses 

Z«it0«hrift  f.  intern.  PriTAt-  n.  Strafrecht  etc.,  Band  XI.  30 
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die  zwei  Jahre  abgelaofea  sind,  welche  das  wttrttembeigiBohe  Recht 
für  den  Eintritt  der  Yerrnntong  des  „böslichen  Yerlassens'*  yerlas^ 
kann  nicht  in  Betracht  kommen,  weil  der  Ablauf  dieser  Zeit  Voraus- 
setzung fUr  die  BegrUndetheit  der  Klage  war,  die  zwei  Jahre  daher 
schon  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  verflossen  sein 
mufsten,  da  das  Ehescheidungsver&hren  nicht  dazu  bestimmt  ist,  die 
Voraussetzungen  Air  die  Annahme  der  böslichen  Verlassung  erst  her- 
beizuführen und  die  Bedingungen  der  Scheidung  erat  beizustellen, 
solche  vielmehr  bei  Erhebung  der  Klage  bereits  vorliegen 
müssen.  So  Oaupp,  die  auf  den  Givilprozefs  bezüglichen  Nonnen 
des  Württ.L.R.  (Civilprozefs  2.  Aufl.  Anh.  2)  S.  42  d  u.  44-  Ähnlich 
auch  Bad.RPiÄX.  1901  Nr,  10  S.  130  Ziff.  22. 

Umgehung  der  Formvorschrift  des  Reichsgesetzes  vorn  SO,  April 
169U  §  15  Abs.  5  (Verpfändung  eines  Geschäftsanieiis  einer  Ge- 
sellschaft mit  beschränkter  Haftung)  durch  Vornahme  des  Rechts- 
gestuftes  im  Ausland.      Unanwendbarlc^t   des   Art,  11  Abs.  1 
S.  2  E.G.  0.  B.G.B.  wegen  Anwendbarkeit  des  Art,  30. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe  vom  11.  Juli  1901,  III.  Senat, 
Thurganer    Hypothekenbank    gegen   Vorschufsrerein   Gailingen    (Badische 

Beehtspraxis  1901  S.  294). 

Aus  den  Gründen: 

Nun  beruft  sich  die  KlSgerin  allerdings  auf  Art  11  Abs.  1  Satz  2 
E.G.  z.  B.  G.B.,  wonach  für  die  Form  eines  Recht^eschäfts  „die  Be- 
obachtung der  Gesetze  ctes  Orts  genügt,  an  dem  das  Rechtsgeschäft 
vorgenommen  worden  ist",  indem  sie  behauptet,  der  Faustpfandvertrag 
sei  in  Frauen feld,  also  in  der  Schweiz,  abgeschlossen  worden, 
und  nach  Art.  215  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  über  das 
Obligationenrecbt  genüge  zur  wirksamen  Verpftindung  einer  Forderung 
die  Benachrichtigung  des  Schuldners  von  der  Verpfändung, 
die  Übergabe  des  Schuldscheins  an  den  Pfandglttubiger  und 
die  schriftliche  Beurkundung  der  Verpfändung;  alle  diese  Vor- 
schriften aber  seien  bei  der  Verpföndung  vom  19./22.  Juni  1900  be- 
obachtet, woftlr  W.  M.  als  Zeuge  angerufen  wurde;  nach  schweize- 
rischem Hecht  —  und  dieses  sei  anzuwenden,  weil  der  Faust- 
pfandvertrag  in  Frauenfeld  abgeschlossen  worden  sei  —  sei  also  die 
Verpfändung  gültig  und  rechtswirksam.  Diesen  Ausftüirungen  hat  aber 
das  Landgericht  mit  Recht  entgegengehalten,  die  Anwendung  des 
schweizerischen  Hechts  sei  durch  Art.  80  CG.  z.  B.G.B.  ausgeschlossen, 
während  dessen  weiterer  Ausführung,  dasselbe  sei  auch  im  Hinblick 
auf  Art  11  Abs.  2  E-G.  z.  B.G.B.  unanwendbar,  nicht  beigepflichtet 
werden  kann,  weil  es  sich  hier  nicht  um  ein  Hecht  an  einer  Sache, 
d.  h.  einem  körperlichen  Gegenstand  (vgl.  §  90  B.G.B.)  handelt, 
der  Art  11  Abs.  2  E.G.  daher  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  An- 
wendung findet.  Wohl  aber  ist  die  Anwendbarkeit  der  Bestimmung 
des   Art.  11   Abs.  1  Satz   2  E.G.  und  damit  diejenige  des  schweize- 
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rischen  Oesetzes  durch  Art.  30  E.6.  z.  B.G,B.  anflgeBchloosen;  dena 
wenn  dort  gesagt  ist,  die  Anwendtuig  eines  ausländischen  Oesetaes  sei. 
ausgeschlossen,  wenn  dessen  Anwendung  ,,gegen  den  Zweck  eines 
dentsohen  Greset^es  Terstofsen  würde^,  so  trifft  dies  auf  den  vorliegenden 
Fall  so.  Wenn  nämlich^  wie  oben  aasgeftihrt,  §  15  Abs.  8  des  6e- 
setsesy  betreffend  die  Q-eseUschaften  mit  beischränkter  Haftnng  in  Ver« 
hindnng  mit  §,  12^74  B.&.B.i  die  Yerpfilndong  eines  Geschäftsanteils  za 
dem  Zwecke  Bii»»vntiter  der  Vioranssetsimg  der  Beobaehtong  gericht- 
licher oder  notarieller  Form  für  rechtRwirksam  erklärt,  damit  die 
Geschäftsanteile  nicht  Gegenstand  des  Handelsverkehrs 
werden,  so  würde  diesem  Zwecke  offenbar  nicht  entsprochen,  sondern 
direkt  zuwidergehandelt  sein,  wenn  auf  Grand  der  Vorschrift  des  Art.  11 
Abs.  1  Satz  2  E.G.  z.  B.G.B.  der  deutsche  Besitzer  eines  Geschäfts- 
anteils nur  ins  Ausland  zu  geben  und  dort  seinen  Greschäftsanteil  zu 
verpfllnden  brauchte,  um  der  Beobachtung  der  im  §  15  des  Gesetzes 
vom  20-  April  1892  erforderten,  im  ausländischen  Gesetze  aber  nicht 
für  notwendig  erklärten  gerichtlichen  oder  notariellen  Form  los  und 
ledig  zu  sein.  Ein  solches  Verfohren  würde  dem  Zwecke,  aus 
welchem  das  deutsche  Gesetz  in  §  15  gerichtliche  oder  notarielle  Form 
verlangt,  direkt  ins  Gesicht  schlagen;  und  es  mnfs  deshalb  gesagt 
werden,  dafs  zufolge  Art.  30  E.G.  z.  B.G.B.  die  Vorschrift  des  Axt  11 
Abs.  1  Satz  2  ebenda  auf  die  Veräufserung  und  Verpfändung  von 
Geschäftsanteilen  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  im  Aus- 
lande nicht  zutrifft,  vielmehr  die  Veräufserung  und  Ver- 
pfändung folcher  Geschäftsanteile  auch  im  Ausland  nur 
unter  Beobachtung  der  in  §  15  Abs.  3  des  Gesetzes  vom 
20.  April  1892  vorgeschriebenen  gerichtlichen,  oder 
notariellen  Form  rechtswirksam  erfolgen  kann.  Vgl.  auch 
Eeidlenj  Bemerkung  zu  Art  11  E.G.  z.  B.GLB.  S.  425  und  iVeumann, 
Handausgabe  des  B.G.B.  Note  3c[zu  Art.  11  E.G.  z.  B.G.Bl.  (entgegen: 
Niednisr,  Note  7  zu  Art  11  E.G.  z.  B.6.B.),  Da  aber  in  dem  Faust- 
pfandvertrag zwischen  der  Klägerin  und  W.  M.  diese  Form  keine 
Beachtung  gefunden  hat,  so  erscheint  auch  aus  diesem  Grunde  die  Ver- 
pfandung unwirksam. 

Vorau8set0ungen  der  Eintragung  der  deutschen  Zweigniederlassung 
einer  a^usländischen  Ecmdelsgesellschaft  (§  IS  H.G.B.), 

Beschlofs   des   Landgerichts  I  Berlin  vom  2.  Mai  1901  („Das  Recht'',  1901 

S.  317,  No.  1277). 

Die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift  des  §  13  Abs.  1  H.G.B.,  wo- 
nach regelmäfsig,  falls  der  Inhaber  einer  Firma  in  einem  anderen 
Gerichtsbezirk  eine  Zweigniederlassung  besitzt,  bei  dem  Gerichte  der 
letzteren  die  Anmeldungen  und  Zeichnungen  wie  beim  Handelsregister 
der  Hauptniederlassung,  aber  zunächst  bei  diesem,  zu  bewirken 
sind,  ftlllt  ganz  fort,  wenn  die  Hauptniederlassung  im  Auslande  sich 
befindet,  und  dort  das  Institut  des  Handdsregisters  nicht  besteht.    Das 

30* 
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Registergericht  der  ZweigniederliiBsang  kann  auch  keinen  Nachweis  der 
an  Stelle  der  £mtragang  dort  handelsttblichen  Bekanntgabe  der  bei  ihm 
zur   Eintragung  angemeldeten  Vorgänge  im  Ausland  fordern. 

(In  Holland  besteht  kein  Prokurenregister.  Die  Prokuraerteilung 
oder  Aufhebung  wird  üblicher  Weise  in  Zeitungen  bekannt  gemacht. 
Als  letztere  für  die  Zweigniederlassung  einer  Rotterdamer  Aktien- 
gesellschaft in  Berlin  angemeldet  wurde,  ist  der  Registerrichter  im  Be- 
schwerdewege angewiesen  worden,  von  dem  Nachweise  der  bezüglichen 
Bekanntgabe  in  Rotterdam  abzusehen). 


Frankreich. 

Der  Satz  locus  regit  actum  gilt  auch  hei  holographischen 

Testamenten. 

Entscheid,  der  Cour  6Compel  von  Douai,  I.  CSvilkammer,  Tom  7.  Biai  1901 
(Jurisprudence  de  la  cour  d^appd  de  Douaij  Bd.  58.  S.  180). 

Es  ist  ein  Grundsatz  des  internationalen  Rechts,  dafs  die  Form 
der  Rechtsgeschäfte  dem  Recht  des  Errichtungsortes  unterliegt  Dieser 
Grundsatz  gilt  für  holographische  Testamente  wie  für  andere  Rechts- 
geschäfte. Er  hat  seinen  Grund  in  der  Unmöglichkeit  oder  Schwierig- 
keit, andere  Formen  zu  beobachten  als  die  am  Ort  des  Geschäfts- 
abschlusses vorgesehenen  oder  allgemein  üblichen.  Es  handelt  sich 
hierbei  um  eine  dem  gemeinschaftlichen  Vorteil  dienende  gegenseitige 
Konzession  der  Staaten.  —  Mit  Recht  haben  sich  daher  die  Vorderrichter, 
denen  ein  in  Belgien  errichtetes  Testament  einer  Belgierin  vorlag,  nicht 
mit  der  Frage  beschäftigt,  ob  die  französischen  Formvorschriften  be- 
obachtet sind,  sondern  nur  geprüft,  ob  sich  die  Erblasserin  den 
belgischen  Gesetzen  angepafst  hat.  Da  das  Datum  des  Testamentes 
hinsichtlich  der  Form  unstreitig  der  Vorschrift  des  Artikel  970  des 
belgischen  Code  civü  entspricht,  ist  das  Testament  insoweit  nicht  nichtig. 

Errichtung  eines  Testamentes  in  Konstantinopel  seitens  einer  in 
Ostrumelien  wohnenden,    der  orthodoxen  bulgarischen  Religions- 
gemeinschaft angehörenden  türJcischen  Staatsangehörigen  gemäfs  der 
durch  das  bulgarische  Exarchat  st4ituierten  Form. 

Entscheid,   des  Tribuncd  civil  de  la  Seine  vom    19.  Juli  1901  (Gagette  des 

tribunaux  vom  4.  Dezember  1901). 

Im  Jahre  1899  starb  in  Paris  die  Ehegattin  des  früheren  Gouver- 
neurs von  Ostrumelien,  des  Prinzen  Vogoridi.  Sie  hatte  im  Jahre  1885, 
während  sie  mit  ihrem  Manne  in  Ostrumelien  wohnte  und  sich  za  der 
orthodoxen    bulgarischen   Religion    bekannte,    während   eines   vorttber^ 
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gehenden  Aufenthalts  in  Konstantinopel  ^n  holographJBches  Testament 
errichtet,  in  dem  sie  ihren  Mann  als  Alleinerben  einsetzte;  sie  hatte 
dabei  nicht,  wie  es  nach  dem  ottomanische  Recht  nötig  gewesen  wllie, 
Zeugen  zngeBogen.  Einer  ihrer  Neffen  focht  das  Testament  an,  da  es 
nicht  nach  den  Formvorschriften  der  im  ottomanischen  Reiche  geltenden 
Gesetagebnng  angefertigt  sei. 

Das  Tribunal  wies  die  Elage  aus  folgenden  Gründen  ab: 

1.  £in  Firman  yom  27.  Februar  1870  stellt  fest,  dafs,  abgesehen 
Yon  einigen  Sprengein,  der  Art.  120  des  in  Bulgarien  und  Ostrumelien 
geltenden  staitU  organique  des  bulgarischen  Ezarchats  ein  Testament 
flür  gesetzmäfsig  erklärt,  das  der  Erblasser  eigenhändig  ganz  geschrieben 
und  unterschrieben  hat,  wenn  es  auch  nicht  die  Unterschrift  von 
Zeugen  trägt 

2.  Da  die  zur  Zeit  der  Testamentserrichtung  in  Ostrumelien 
wohnende  Erblasserin  der  orthodoxen  bulgarischen  Religion  huldigte, 
unterlag  sie  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Nationalität  der  geistlichen  Gerichts- 
barkeit des  bulgarischen  Ezarcbats  und  verlor  für  die  Zeit  des  yorüber- 
gehenden  Aufenthalts  in  Konstantinopel  nicht  die  ihr  durch  die  kirch- 
lichen Gesetze  gewährten  Rechte,  konnte  vielmehr  dem  Art  120  cit 
entsprechend,  also  ohne  Zeugen  testieren.  (Dies  wird  näher  be- 
gründet). 

Auf  die  Darlegung  des  Klägers,  die  Erblasserin  habe  nur  über 
den  dritten  Teil  ihres  Vermögens  letztwillig  verfllgen  können  u.  s.  w., 
führt  das  Tribunal  aus,  diese  im  Koran  enthaltenen  Vorschriften  seien 
Vorschriften  des  muselmanischen  Rechts  und  daher  ein  Tdl  des  auf 
christliche  Unterthanen  der  Türkei  nicht  anwendbaren  religiösen  Ritus ; 
seit  der  Eroberung  Konstantinopels  hätten  die  Sultane  ihren  christlichen, 
der  orthodoxen  griechischen  Religion  angehörigen  Unterthanen  die  An- 
wendbarkeit des  durch  das  byzantinische  Recht  modifizierten  römischen 
Rechts  in  Ansehung  der  Fähigkeit  zu  disponieren  zuerkannt,  auch  sei 
diese  Konzession  durch  ein  Hatti-Humajoun  vom  18«  Februar  1856,  durch 
eine  Note  des  türkischen  Ministers  des  Auswärtigen  an  die  Gesandten  der 
Hohen  Pforte  vom  15-  Mai  1867  und  durch  ein  Irade  vom  28.  Januar 
1891  bestätigt;  wenn  hier  nrnr  die  Christen  der  orthodoxen  gr  i  ech  isch  en 
Religion  erwähnt  seien,  so  liege  kein  Grund  vor ,  die  diesen  gewährten 
Vergünstigungen  den  Anhängern  der  orthodoxen  bulgarischen 
Religion  zu  versagen,  da  diese  doch  stets  dieselbe  Stellung  wie  jene 
genossen  hätten. 

Zu  dem  internationalen  Übereinkommen  vom  15.  April  1891^  "be- 
treffend die  falsche  Warenherkunftsbeeeichnung. 

Entscheid,  der  Cour  de  (Mssationj  chambre  de  requeteHj  vom  22.  Juli  1901 

(OazetU  d€8  tribimaux  vom  22.  Juli  1901). 

Das  Gesetz  vom  28.  Juli  1824  verbietet  zur  Erhaltung  und 
Förderung  der  Rechtlichkeit  im  Handel  die  Bezeichnung  eines  Fabrikats 
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mit  dem  Namen  eines  anderen  als  des  Fabrikationsortes.  Die  Artikel 
19  und  20  des  Gresetzes  vom  27.  Jannar  1857  erstrecken  diese 
Garantie  auf  französische  und  fremde  Weine  nnd  andere  OetrSnke. 
Endlich  verbietet  das  t} hereinkommen,  betreffend  die  Unterdifleknn^ 
der  fiklscben  Warenherkonftsheaeicbnung  —  am  15.  Aptil  1891  za 
Madrid  zwischen  verschiedenen  Staaten,  zu  denen  aneh  Frankreich  nnd 
Spanien  gehören,  geschlossen  nnd  durch  das  französische  Gesetz  vom 
18.  April  1892  bestätigt  — ,  in  seinen  Artikeln  1  und  4  jede  unrichtige 
{Bezeichnung  der  örtlichen  Herkunft  von  Weinprodukten.  —  Mit  Recht 
-hat  daher  der  Yordemchter  entschieden,  dafs  die  mit  der  BeaeichnnDg' 
y^Mad^e*^  versehene  Ware,  da  sie  nicht  von  der  Insel  Madeira  stammte, 
auf  Antrag  der  interessierten  Kaufleute  von  Madeira  gtlltig  mit  Be- 
schlag belegt  ist,  und  dafs  die  Urheber  der  fidschen  Bezeichnung  den 
Antragsteüem  zum  Ersatz  des  durch  den  verbotenen  Namensgebrauch 
entstandenen  Schadens  verpflichtet  sind. 


Erwerb  der  franeösischen  StaatsangehörigJceit  seitens  der  Ehefrcfu 
eines  durch  Naturalisation  zum  Franzosen  gewordenen  Ausländers. 

Entscheid,  der  Oow  d'appd  in  Douai  vom  11.  März  1901  (GaseUe  des  tribunaxix 
vom  7.  April  ^901)  und  der  Cowr  de  Cassation  vom  3.  Mai  1001  (Jurisprudewx 

de  la  Cou/r  d't^ppd  de  Douai  Bd.  58  S.  218). 

Im  Jahre  1899   wurde   die    im  Jahre  1888   aus  Frankreich  au^ 
gewiesene   Ehefrau   B.    in  Tourcoing  aufgegriffen  und  auf  Grund   des 
Art.  8  des  Ges.  vom  8.  Dezember  1849  wegen  Zuwiderhandlung  g^en 
den  Ausweisungsbefehl  zu  sechs  Tagen  Gefingnis  verurteilt    Ihr  Ehe- 
mann,   bei  dem  der  Fall  des  Art.  10  des  Code  civü  vorlag,  hatte  am 
1.  MSrz  1898   die   im   Art  10   voi^eschriebene  Erklärung  abgegeben 
'und  dadurch  die   französische  Staatsangehörigkeit  erlangt;  %leichBeitig 
und  vor  derselben  Behörde  hatte  die  B.  gemttb  Art  12  des  Code  cM 
(jetzt   abgeändert  durch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1899)  eine  auf  den 
Erwerb    der   französischen  Staatsangehörigkeit  gerichtete  Erklärung  ab- 
gegeben.    In    ihrer  Berufring    an    den  Appellhof  zu  Douai  machte  sie 
geltend,    durch   diese  Erklärung  sei  sie  Französin  und  daher  der  Aus- 
weisungsbefehl hinfUlig  geworden.  —  Nach  Art  12  erlangen  die  Ehe- 
frau und  die  grofsjährigen  Kinder  eines  naturalisierten  Ausländers  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zeit  ihres  Aufenthaltes  in  Frankreich  die  französische 
Staatsangehörigkeit,  wenn  diese  ihnen  in  dem  Naturalisationspatent  des 
Ehemannes  oder  Eltemteilee  verliehen  wird,  oder  wenn  sie  die  im  Art  9 
des  Code  civü  bezeichnete  Erklärung  mit  den  daselbst  vorgeschriebenea 
Worten  und  Bedingungen   abgeben.     Diese  Erklärung  kann  nach  dem 
Wortlaut  des  Art  9  nur  bis  zur  Vollendung  des  22.  Lebensjahres  ab- 
gegeben werden. 

Der  Appellhof  sprach  die  Angeklagte  fr«i,   da  sie  durch  ihre  Er- 
klärung Französin   geworden  sei.     Er  geht  zunächst  davon  aus,  da& 
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der  Art  12  sowohl  in  dem  FaD  gilt,  wenn  dem  Ehemann  öder  Eltern- 
teil die  französische  Staatsangehörigkeit  durch  Naturalisation« 
patent  verliehen  ist,  als  auch  in  dem  bei  dem  Ehemann  6.  yorfiegenden 
Falle.  Er  führt  sodann  aus,  dafs  der  Ehefrau  B.,  obwohl  sie  zur  Zeit 
der  Abgabe  ihrer  Erklärung  das  22.  Lebensjahr  bereits  überschritten 
gehabt  habe,  die  Bestimmung  des  Art.  12  zu  gute  komme. 

Der  Eassationshof  dagegen  verwies,  unter  Aufhebung  dieses  Urteils, 
die  Sache  zurück,  da  der  Art.  12  selbst  bei  freiester  Auslegung  seines 
Wortlautes  die  Wirksamkeit  der  ErklKrong  von  dem  Vorhandensein  der 
im  Art  9  genau  bestimmten  Bedingungen  abhängig  mache  und  daher 
die  Erklärung  nur  in  der  Zeit  vom  21.  bis  22.  Lebensjahre  zu- 
lässig sei. 


Bestrafung  von  Franzosen  durch  französische  Gerichte  wegen  eines 

im  Auslände  begangenen  Verbrechens.    Bestrafung  wegen  einer  in 

Frankreich    begangenen  Hehlerei,    während  der  Diebstahl   dwrch 

einen  Ausländer  im  Auslande  begangen  war. 

Entscheid,  des   Tribunai  eorrecHonnel  da  la  Seine  vom  18.  Dezember  1901 

(Gazette  des  tribunaua  vom  19.  Dezember  1901J. 

Der  Franzose  S.    hatte  sich  zweier  Verbrechen  schuldig  gemacht: 

1.  Veruntreuung,  begangen  in  der  Schweiz. 

2.  Hehlerei,  begangen  in  Parb,  in  Beziehung  auf  einen  in  der 
Schwaz  begangenen  Diebstahl.  Der  Thäter  des  Diebstahls  war 
unbekannt. 

Der  Oerichtshof  entschied  ^) : 

1.  S.  ist  w^n  Veruntreuung  zu  bestrafen,  denn  die  französischen 
Gericjite  sind  für  ein  Verbrechen,  das  ein  Franzose  im  Auslande  be- 
gangen hat,  dann  zuständig,  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle,  das  Ver- 
brechen durch  die  Gesetzgebung  des  Auslandes  mit  Strafe  bedroht  ist 
und  die  ausländische  Kegierung  der  französischen  Behörde  die  Begehung 
des  Verbrechens  angezeigt  hat. 

2.  Das  Gericht  ist  wegen  der  Hehlerei  nicht  zuständig :  Da  die 
fransösisohen  Gerichte  ftlr  einen  von  einem  Ausländer  im  Auslande  be- 
gangenen Diebstahl  nicht  zuständig  sind,  sind  sie  auch  für  die  in  Be- 
ziehung auf  diesen  Diebstahl  begangene  Hehlerei  nicht  zuständig;  dies 
gilt  auch   dann,    wenn  die  Hehlerei  durch  einen  Franzosen  in  Frank- 


1)  Anmerkung  der  Gazette  des  tribunaux:  vgl.  zu  der  Entscheid.  Ziff.  1 : 
Dalloz,  Code  d^mstructiwi  crimineUe  annoU  Note  132  ff.  —  Vgl.  zu  der 
Entscheid.  Ziff.  2:  DaHo^r  a.  a.  0.  bei  den  Artt  5,  6,  7  Note  156  und 
Dalloz,  Repert.  v.  Competence  criminelle  1834  Note  142;  1888, 1,  284.    üm- 

fekehrt  aiDci  die  französischen  Gerichte,  wenn  ein  Verbrechen  in  fVankrdch 
egangen  worden  ist,  Älr  die  Bestrafung  der  Teilnehmer  auch  dann  zuständig, 
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reich  begangen  ist  D&raus  eigiebt  sich,  dais  die  BestraAmg  aach  dann 
nnzolässig  ist,  wenn  der  Thäter  des  Diebstahls  und  seine  NationaÜti&t 
unbekannt  und  der  Thäter  daher  möglicherweise  Ausländer  ist^). 


Griechenland. 

AnerTcennwig  und  Nichtanerkennung  ausländischer  Urteile  (Affäre 

Zappa)  y. 

Urteil  des  Gerichtshofes  erster  Instanz  von  Athen  (1899  No.  5864). 

Übersetzung  von  Herrn  G.  Dichouniotiny  Privatdozent  und  Rechtsanwalt 

in  Athen. 

Die  Klage  des  Finanzministers  Griechenlands,  als  Vertreters  des 
Staatsfiskus  und  der  Zappaschen  Yermögensstiftung,  auf  Auslieferung 
der  Zappaschen  Erbschi^immobilien,  welche  in  Rumänien  liegen,  als 
nach  dem  Testament  des  E.  Zappa  dem  griechischen  Staate  gehörend, 
ist  im  ganzen  genommen  die  hereditoHs  petitio.  Nach  dem  in  Griechen- 
land geltenden  römisch-byzantinischen  Rechte  (L.  8  Dig.  53  und  L.  19 
Dig.  5.  2)  verfolgt  diese  Klage  die  Vindication  der  ^htredUas^  des 
Verstorbenen,  und  zwar  ist  Gegenstand  der  peliHo  nach  der  herrschenden 
Meinung  das  subjektive  Erbrecht,  nicht  der  objektive  Nachlafs,  d.  h. 
nicht  die  einzelnen  Erbschaftsobjekte,  welche  zwar  gleichzeitig  ge- 
fordert werden,  aber  nur  als  Folge  der  Anerkennung  des  Erbrechts. 
Dies   ergiebt  sich  schon   aus  den  in  den  Rechtsquellen  vorkommenden 


wenn  diese  die  Teilnahmehandiung  im  Auslände  begangen  haben  und  Aus- 
länder and  (Dalloz,  Rupert.  1892,  1,  76;  1894,  1,  32). 

1)  Die  „Affäre  Zappa""  ist  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  III  S.  177, 
275,  479,  Bd.  IV  S.  329,  521  behandelt  worden.  Zur  näheren  Information 
sei  auf  die  Bd.  FV  S.  521  angezeigten  Schriften  von  G.  Streit  verwiesen.  — 
Neuerdings  ist  gegen  die  Intestaterben  des  E.  Zapna,  welche  Domizil  in 
Atiien  genommen  nahen ,  seitens  des  griechischen  finanzministers  als  Ver- 
treters der  Zappaschen  Stiftung  vor  den  Athenischen  Gerichten  Klage  erhoben 
worden.  Wie  bereits  Politis  in  aunets  Journal  Bd.  XXVII  (1900)  S.  1038 
mitgeteilt  hat,  haben  die  Beklagten  die  Einreden  der  Unzuständigkeit 
und  der  rechtskräftig  abgeurteilten  Sache  erhoben.  Beide  Einwände 
hat  das  Gericht  erster  Instuiz  verworfen.  Politis  hat  a.  a.  O.  auf  die 
Inkonsequenz  hingewiesen,  welche  in  der  Entscheidung  liegt  und  diese  einen 
„acte  de  repre'saiiles  judiciaire^  genannt.  Herr  Privatdozent  Diobouniaiis 
hat  auf  Bitten  der  Redaktion  dieser  Ztscbr. ,  um  den  Lesern  Gelegenheit  za 
eigener  Beurteilung  zu  geben ,  die  Aasführungen  des  Urteils,  welche  die 
beiden  bezeichneten  Einwendungen  betreffen,  in  Übersetzung  mitgeteilt. 

Red, 
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Stellen  über  heredUas,  nach  welchen  die  heredüas  nichts  anderes  ist  als 
die  Nachfolge  in  die  Gesamtheit  der  Rechte,  welche  dem  Verstorbenen 
gehörten,  und  nach  welchen  die  hereditas  als  res  incorporoLia  bebandelt 
wird.  L.  60  Dig.  50,  17.  —  L.  24  Dig.  50,  16.  —  L.  1  §  1  Dig. 
1.  8«  —  §  2  Inst  2.  2.  —  Nach  dieser  Anffiissong  ist  die  Haupt- 
sache in  dem  Processe  tlber  lieredUaiis  petiiio  die  Prüfung  und  Ent- 
scheidung über  das  jus  successionis.  (Arndts  ^  Pandekten  §  581 
No.  2.  —  Arndts  y  Beiträge  S.  15.  —  Kqaaaay  griechisches  Erb- 
recht §  357,  Note  4.  —  Baron  §  430.)  Die  heredüatis  petiHo  ist 
auch  für  die  einzelnen  Sachen,  welche  durch  sie  kraft  der  Anerkennung 
des  jus  successionis  vindiciert  werden,  als  acHo  universalis  zu  be- 
handeki.  L.  119  Dig.  50.  16.  —  L.  208  Dig.  50.  16.  Nach  ihrer 
juristischen  Konstruktion  ist  diese  Klage  keine  rein  dingliche  Klage, 
weil  unsere  Bechtsquellen,  wo  sie  als  dingliche  Klage  charakterisiert 
wird,  noch  hinzuftigen,  daCs  sie  auch  praestationes  personales  umfttfst 
Sie  ist  vielmehr  eine  universelle  EJage,  deren  Hauptzweck  die  An- 
erkennung des  subjektiven  Erbrechts  ist  und  infolgedessen  die  Heraus- 
gabe der  Erbschaft:  deshalb  ist  sie  nicht  im  forum  rei  sitae^  sondern 
im  forum  hereditatis  zu  erheben.  Ol%ovof^ldov,  griechisches  Procefs- 
recht  §  34  Note  8.  —  KQaaoa^  griechisches  Erbrecht  §  351  Note  9.  — 
n  ^voßovvianoVy  über  forum  heredüatis^  S.  406.  —  Im  vorliegenden 
Falle  ist  auch  das  forum  hereditatis  nicht  begründet,  weil  die  Beklagten 
vor  den  rumänischen  Gerichten  als  Intestaterben  des  E.  Zappa  auf- 
getreten sind.  Sie  haben  die  Gültigkeit  des  Testaments  des  E.  Zappa 
nicht  anerkannt  und  die  missio  in  possessionem  der  Erbschaft  verlangt. 
Dies  Ersuchen,  welches  ihre  Absicht  des  Erwerbes  der  Erbschaft  klar- 
stellt, ist  nicht  der  Einhändigung  der  Erbschaft  gleichbedeutend 
(Kaxxiyct,  griechisches  Erbrecht  §  44),  weil  auch  das  Interdictum 
'Piorum  bonorum,  welches  die  Bekügten  erhoben  haben,  nach  unserem 
Rechte  (§  3  Inst.  4.  15.  —  Dig.  43.^  2.  —  Cod.  8.  2)  interdidum 
adipiscendae  possessionis  ist,  und  nach  einer  bestimmten  Stelle  unserer 
Quellen  der  infolge  eines  richterlichen  Urteils  in  possessionem  missus 
so  angesehen  wird,  als  ob  er  die  Erbschaft  schon  erworben  hätte,  und 
sie  nicht  mehr  ausschlagen  kann.     L.  1  Dig.  38.  9. 

Hiemach  ist  durch  die  in  Rumänien  gefällten  Urteile  definitiv 
und  unwiderruflich  der  Besitz  der  dort  belegenen  Nachlafsgrundstücke 
den  Beklagten  zuerkannt  worden,  d.  h.  das  Recht  des  licere  habere 
bezüglich  des  Vermögens  des  Verstorbenen,  welches  Vermögen  so  den 
Beklagten  eingehändigt  ist  Aus  allem  diesem  folgt,  dafs  das  forum 
hereditatis  nicht  mehr  existiert,  und  die  vorliegende  EHage  nach  ihrer 
vorbezeichneten  juristischen  Konstruktion  gehörig  vor  den  griechischen 
Gerichten  und  zwar  vor  dem  Gerichte  erster  Instanz  zu  Athen  au- 
fgebracht ist,  weil  das  forum  heredititas  nach  der  Einhändigung  der 
Erbschaft  erloschen  ist,  und  die  Einhändigung  im  vorliegenden  Falle 
nach  dem  in  Rumänien  geltenden  Rechte  definitiv  und  unwiderruflich 
geworden  ist  und  die  Beklagten,  die  „in  i^ossesstonetn  missi^,  jetzt 
ihr  Domizil  in  Athen  haben. 
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Die  ausländischen  Urteile  sind  nur  dann  vollstreckbar  und  un- 
widerruflich, wenn  sie  mit  der  griechischen  Exekutionsklansel  nach  den 
Artikeln  858 — 860  der  Civilprozeftordntmg  versehen  sind.  Diese 
Artikel  bestimmen,  dafs,  wenn  der  eine  der  Interessenten  ein  Inländer 
ist,  die  Vollstreckongsklausel  vom  Gericht  selbst  und  nach  einer  Prttfang 
der  Richtigkeit  des  Inhalts  des  Urteils  zu  erteilen  ist  Die  Yoll- 
streckuDgsklausel  ist  auch  dann  notwendig,  wenn  ein  aaslftndiaches 
Urteil  als  die  Grundlage  einer  exceptio  rei  judicatae  im  Inlande 
dient,  weil  nach  den  Rechtsprincipien  aller  Staaten  die  richterliche 
Gewalt  ein  Ausflufs  der  Oberhoheit  jedes  Staats  ist  und  von  Staats- 
organen ausgeübt  wird.  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  auch  in 
der  griechischen  Staatsverfassung.  Aus  allem  diesem  folgt:  Kein  Staat 
darf  seine  eigene  SouverSnetftt  und  seine  Verfkssung  mifsachten  und 
kein  auslandisches  Urteil  als  rechtskräftig  anerkennen  (aufser  dem 
Falle  von  besonderen  Staatsverträgen),  ehe  das  ausländische  Urteil  der 
Prüfung  der  inländischen  Gerichte  unterworfen  worden  ist,  weil  die 
Justiz  in  jedem  Staate  ausschliefslich  von  den  Staatsorganen  ausgeübt 
wird,  und  die  ipso  jure  Anerkennung  der  Rechtskraft  der  ausländischen 
Urteile  ein  Zurücksetzen  der  eigenen  Souveränetät  vor  einer  anderen 
bedeutet  Dieses  Princip  ist  heute  in  der  Wissenschaft  von  den  be- 
rühmtesten Rechtslehrem  allgemein  anerkannt  und  ist  in  '  der  Pnods 
vielfach  angewendet.  Aubry  et  Bau  §  769  tome  8  —  3ferltn, 
Ttepertoire^  5.  Ausg.  verho  jugement  §  VI  —  TouUier^  tome  11  §  81  — 
TroplonQy  Eifpothhques  I  §  451  —  Bemolomhe  I  §  263  —  Larombihe 
art  1361  §  6  —  Fodix,  droit  intef*nationäl  privi  tom.  II  §  851  nnd 
noch  viele  andere.  Dieses  Princip  ist  von  allgemeiner  Geltung,  ohne 
Unterschied,  ob  derjenige,  gegen  welchen  das  Urteil  zu  vollstrecken  ist, 
Kläger  oder  Beklagter  war,  ob  er  sich  willig  oder  nicht  der  aus- 
ländischen Gerichtsbarkeit  unterworfen  hat,  weil  die  Souverilnetät 
absolut  und  von  keinem  Willen  abhängig  ist,  und  die  gerichtliche  Ge- 
walt als  ihr  Ausflufs  nicht  vom  Willen  einer  Person  abhängig  sein  darf. 
Übrigens  ist  der  Wille  der  Person,  welche  sich  der  ausländischeo 
Gerichtsbarkeit  unterwirft,  nie  frei,  weil  diese  Person  in  psychologischem 
Zwang  sich  befindet,  angesichts  des  Dilemma,  sofern  sie  ihren  Gregner 
vor  den  inländischen  G^erichten  nicht  einklagen  kann,  entweder  ihre 
Ansprüche  vor  dem  ausländischen  Richter  geltend  zu  machen  oder  sie 
vollständig  zu  verlieren.  TouUier  II  §  81  5.  Ausg.  und  die  anderen 
oben  citierten  Schriftsteller.  Nach  allem  diesem  ist  die  exceptio  juäicati^ 
welche  auf  den  in  Rumänien  gefüllten  und  in  Griechenland  nicht  mit 
der  Vollstreckungsklausel  versehenen  Urteilen  beruht,  unbegründet 

Ebenso  unbegründet  ist  die  andere  ähnliche  exceptio^  dafs  der 
von  der  griechischen  Regiemng  bestellte  Rechtsanwalt  die  Jurisdiktion 
der  rumänischen  Gerichte  anerkannt  hat,  weil  unabhängig  von  der  Frage 
der  Gtlltigkeit  einer  solchen  Anerkennung  der  griechische  Fiskus  ge- 
zwungen war,  sich  an  die  rumänische  Justiz  zu  wenden,  infolge  der 
Besitzklagen,  welche  die  Intestaterben  des  verstorbenen  E.  Zappa  er- 
hoben hatten.    So  stand  der  griechische  Fiskus  vor  dem  Dilemma,  ent- 
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weder  seine  Rechte  za  gehUtzen  oder  jedes  Recht  auf  dieses  Vermögen 
-volktHndig  ea  verlieren,  and  jede  Erklttmng  oder  Anerkennung,  welche 
nnter  solchen  Umstilnden  gema<dit  wurde,  ist  kein  Produkt  des  freien 
Willens  und  somit  nach  dem  ohen  Gesagten  null  and  nichtig.  Übrigens 
können,  auch  hiervon  abgesehen,  Normen,  welche  die  Staatsgewalt 
regeln,  durch  Parteiwillen  nicht  geändert  werden.  (Jus  pubUcum 
prwatamm  pactis  umitari  non  polest.) 

Voraussetzung  der  Erbschaftsklage  ist  der  Besitz  des  Beklagten. 
Im  vorliegenden  FaH  verneinen  die  Beklagten,  dafs  sie  den  Besitz  der 
ihnen  zuerkannten  ^/e  der  Erbsehaft  haben,  weil  infolge  von  Klagen 
zur  Anfechtung  des  Recesses  zwischen  den  Erben  die  rumftnischen 
Gerichte  die  gerichtliche  Sequestration  angeordnet  haben,  welche 
Sequestration  den  Besitz  auf  den  Sequestrator  Qbergehen  läfst,  und  diese 
Bestimmung  ist  dem  grieehisdien  und  dem  ramttnischen  Recht  geman. 
Doch  ist  die  Sequestration  zu  beweisen.^ 

r 

JPrisengericMUches   urteil  des   Gerichtes  erster  Instanz  m  Athen 

\     vom  2dJ26.  Mai  1898^). 

Mitgeteilt  von  der  Redaktion. 

Das  Gericht  erster  Instanz  in  Athen,  bestehend  aus  den  Richtern 
G.  Phasilakis ,  .  Vorsitzenden ,  Ar.  Alexandra  und  B.  Tambakopulos, 
Berichterstatter. 

öffentliche  Sitzung  in  seinem  Sitzungssaale  am  12.  Mai  1898,  in 
Gegenwart  des  stellvertretenden  Staatsanwalts  Advokaten  D.  Tsatsos, 
in  Verhinderung  des  Staatsanwalts  und  dessen  direkten  Vertreters,  sowie 
des  Üntersekretärs  Dim.  Sabbas,  um  zu  entscheiden  zwischen 

dem  Kläger  Konstantin  ZiJakosta,  Einwohner  von  Prevesa.  ver- 
treten durch  seinen  bevollmächtigten  Advokaten  S.  Arabantinos,  aer  zu 
seinem  Mitbevollmäcbtigten  den  Advokaten  G.  Kiuramadukis  bestellt 
hat,  und 

dem  Beklagten,  Minister  der  Finanzen^  mit  dem  Sitze  in  Athen, 
als  Vertreter  des  Staates,  vertreten  durch  seinen  Bevollmächtigten 
Justizrat  Emm.  Likudls: 

Der  Kläger  hat  durch  seine  an  dieses  Gericht  gerichtete  Klage  vom 
80.  Dezember  1897  und  aus  den  übrigen  darin  erwähnten  Grtlnden 
beantragt,  dafs  seine  Klage  angenommen  und  der  Fiskus  verpflichtet 
werde 


1)  Dieses  Urteil  wird  hier  trotz  oder  vielmehr  wegen  seines  nn- 
befriedigenden  Inhaltes  als  Beitrag  zu  der  Geschichte  der  Priaengerichte 
an  verkürzt  mitgeteilt 

Ausweise  des  Berichtes  des  französischen  Ministers  des  Aaswärtigen 
(A.  Walewsh^  vom  12.  Juni  1858  (8.  „Frei  SchifF  unter  Feindes  Flagge". 
Ürkundliehe  Darstellung  ...  des  Seerechts  seit  1856,  herausgegeben  als  Bei- 
lage zum  Staatsarchiv  von  Aegidi  und  Klauhold,  1866,  S.  6)  ist  Griechen- 
land der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vorbehaltlos  bei- 
getreten. Eed, 
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1.  zur  Zurückgabe  des beBchlagnahmten  Schiffos  an  ihn  oder 

zur  Zahlung  seines  Wertes  an  ihn  und  zwar  150  Napoleonsd'or 
oder  des  Gegenwertes  davon  in  Papiergeld  nach  dem  Marktpreiae 
des  Napoleonsd'or  in  Athen  am  Tage  der  Zahlung, 

2.  zur  Zahlung  an  ihn  für  Entwertung  und  Schaden  und  Verlust  der 
Möbel Dr.  1150  +  700  =  Dr.  1850, 

8.  fUr    den    bis  jetzt    ihm    entgangenen    Gewinn   für  jeden   Monat 

450  Dr.,  also  Dr.  3600  und 
4.  für  den  von  heute  bis  zur  Übergabe  seines  Schiffss  oder  der  Aus- 
zahlung des  Wertes  desselben  ihm  entgehenden  Gewinn  450  Dr. 

pro  Monat  nebst  Zinsen  zu  acht  pro  Cent  von  Anbringung  der  Eint- 

schftdigungsklage  an  bis  zur  Auszahlung, 

dafs  das  Urteil  für  vorläufig  vollstreckl>ar  erklärt  und  der  Fiskus 
in  die  Kosten  und  Gebühren  des  Prozesses  verurteilt  werden  mtfge. 

Zu  der  contradiktorischen  Verhandlung,  für  welche  infolge  der 
Beschleunigung  anordnenden  Verfügung  No.  1488/98  des  Vorsitzenden 
dieses  Gerichts  heute  der  eingangs  erwähnte  Sitzungstermin  anstand, 
waren  die  Bevollmächtigten  der  oben  erwähnten  Parteien  erschienen, 
legten  schriftliche  Anträge  nieder  und  forderten  das  aus  dem  Protokolle 
Hervorgehende. 

Nach  Anhörung  derselben  und  des  stellvertretenden  Staatsanwaltes, 
nach  Durchsicht  der  Akten  und  nach  gesetzmäfsiger  Beratung; 

in  Erwägung,  dafs  nach  den  zu  Kraft  bestehenden  internationalen 
Gesetzen  während  eines  Seekrieges  nicht  nur  die  Schiffe  der  krieg- 
führenden Regierungen  wechselseitig  dem  Rechte  der  Eroberung  und 
der  Aneignung  unterworfen  sind,  sondern  dafs  auch  ein  Anspruch  vor- 
handen ist  auf  unbeschränktes  Recht  der  Aneignung  sowohl  der  Schiffe, 
als  der  Sachen  und  der  Privatpersonen^),  welche  gesetzlich  eine  Beute 
des  Beschlagnahmenden  werden,  wenn  dieselben  in  einen  feindlichen 
Hafen  eingebracht  werden.  Die  Behauptungen  des  Klägers,  dafs  nach 
der  zu  Paris  im  Jahre  1856  abgeschlossenen  internationalen  Konvention, 
welcher  auch  Griechenland  beigetreten  sei,  die  eroberten  Privatschiffs 
unter  feindlicher  Flagge  nicht  ge&ngen  genommen  werden,  entbehren 
der  Grundlage,  da  Griechenland  —  wie  aus  seinen  Erklärungen  vom 
8./20.  Juli  1856  hervoi^geht  —  der  gedachten  Konvention  nur  bei- 
getreten ist,  soweit  es  den  durch  das  Protokoll  KT  ausgesprochenen 
Wunsch  betrifflt,  dafs  die  Staaten,  zwischen  denen  jemals  eine  ernste 
Streitigkeit  ausbrechen  sollte,  bevor  sie  zu  den  Waffen  greifen,  zu  der 
Vermittlung  irgend  einer  befreundeten  Macht  beztlglich  Aufhebung  der 
Verfolgung  und  der  Blockade  ihre  Zuflucht  nehmen,  nicht  aber  beottg- 
lich  der  Konfiskation  der  feindlichen  PrivatschiffiB ; 

da  es  im  vorliegenden  Falle  aber  unbestritten  ist,  dafs  die  ottoma- 
nische Flagge  das  Schiff  des  Klägers  gedeckt  hat,  und  dals  dasselbe 
von  griechischen  Kriegsschiffen  beschlagnahmt  wurde  zu  einer  Zeit,  als 
der  Krieg  zwischen  Griechenland  und  der  Türkei  erklärt  worden  war. 


1)  ?  ?  fBed; 
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BO  wird  es  gemäfs  den  obigen  AnsfÜhrnngen  als  Kriegsbeate  festgehalten, 
und  folglich  ist  die  Klage  des  Klftgers  anf  Entsehttdigong  als  der  gesetz- 
lichen Gmndlage  entbehrend  verwerfbar; 

ans  diesen  Gründen 

und  in  Ansehung  der  §  210  sq.  der  C.P.O. 
wird  die  abznnrteilende  Klage  abgewiesen  und  der  Klüger  zu  den  ge- 
richtlichen Kosten   des  Fiskns,   welche  auf  15  Dr.   ermftfsigt  werden, 
nnd  den  Stempelgebühren  verarteilt. 

Beschlossen  und  entschieden  in  Athen  am  24.  Mai  1898. 

Der  Vorsitzende.  Der  Untersekretftr. 

Gez.  G.  Phasilakis.  Gez.  Dim.  Sabbas. 

Verkündet  ebendaselbst  am  26.  Mai  1898. 

Der  Vorsitzende.  Der  Untersekretttr. 

Gez.  G.  Phasilakis.  Gez.  Dim.  Sabbas. 


Österreich. 

Befreiung  eines  als  Kläger  auftretenden  rtissischen  Staatsangehörigen 
van  der  Sicherheitsleistung  für  die  ProeefsTcosten  (Haager  Über- 

einkowmen  vom  14.  Nov.  1896). 

£nt8cheidimg  des  obersten  Gerichtshofes  vom  30.  Oktober  1901,  Z.  14640. 

In  der  Prozefssache  des  A.  in  Wilna,  Klägers,  wider  B.  in  Wien, 
Beklagten,  wegen  25  417  k.  96  h.  s.  N.  G. ,  stellte  der  Beklagte  das 
Begehren  tun  Verhaltnng  des  Klftgers  zur  Leistung  einer  Sicherheit  für 
die  Prozefskosten. 

Die  erste  Instanz  gab  diesem  Begehren  statt  und  trug  dem 
Klfiger  die  Leistung  einer  Sicherheit  im  Betrage  von  1200  k.  auf,  die 
zweite  Instanz  dagegen  wies  infolge  Rekurses  des  Klftgers  das  er- 
wähnte Begehren  des  Beklagten  ab. 

Begründung:  Nach  §  57  CP.O.  haben  die  Ausländer  als 
KUiger  dem  Beklagten  auf  dessen  Verlangen  für  die  Prozefskosten 
Sicherheit  zu  leisten,  sofeme  nicht  durch  Staatsvertrftge  etwas  Anderes 
festgesetzt  ist.  Nach  dem  am  14.  November  1896  abgeschlossenen 
nnd  im  Reichsgesetzblatte  No.  85  ex  1899  kundgemachten  Über- 
einkommen darf  den  als  Klftger  auftretenden  Angehörigen  eines  der 
Vertragsstaaten  eine  Sicherheitsleistung  für  die  Prozefskosten  ;9ir^en 
ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  nicht  auferlegt  werden  (Art.  11). 
Nachdem  diesem  Übereinkommen  die  Osterr.-ung.  Monarchie  am 
9.  November  1897  nnd  Rufsland  am  19./81.  Dezember  1897  bei- 
getreten sind,  erscheint  der  Rekurs  begründet,  und  es  ist  un- 
entscheidend, dafs  Rekurrent  sich  bei  der  Tagsatzung 
nicht  auf  dieses  Übereinkommen  berufen  hat. 
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Der  oberste  Gerichtshof  gab  dem  Rekurse  des  BeklAgtea 
keine  Folge,  weil  nach  dem  im  Reichsgesetzblatte  Tom  Jahre  1899 
No.  85  (Art.  11)  knndgemachtea  Übereinkommen  vom  14.  Noveoiber 
1896,  dem  auch  Rufsland  beigetreten  ist,  'einem  dem  letateren  Staate 
angehörigen  KlMger  eine  Sicherheitsleisti^ng  flir  die  Proaelbko^en  i  nicht 
auferlegt  werden  darf,  ohne  Rtteksicht  auf  die  Ypn  dm  Parteien  ab- 
gegebenen Erklttrungen,  und  wenn  :daher'di3  '4rste  lastana  diese  Vor- 
schrift nicht  beachtet  hat,  die  Rek^trsinstanz  der  bestehenden  'Sotm 
entsprechend  erkennen  muTste.      j^j^' 

Bewilligimg  der  Exekution  auf  Gnmd  von  Urteilen  deutscher  Ge- 
richte. Hat  sich  das  ausländische  Gericht  auf  Grund  des  Gerichts- 
standes des  Vermögens  mir  Entscheidung  der  Streitsadie  für 
zuständig  erklärt,  so  ist  das  dies  fällige  Urteil  in  Österreich  auch 
dann  voltstreckbary  wenn  die  demselben  zu  Grunde  liegende  Klage 
zu  einer  Zeit  angebracht  wurde  j  wo  dem  österreichischen  Rechte 
der  Gerichtsstand  des  Vermögens  noch  fremd  war. 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  vom  15.  Oktober  1901,  Z.  14087* 

A.  in  Leipzig  beantragte  auf  Grund  der  Urteile  des  kgl.  sttchs. 
Landgerichts  in  Leipzig  vom  80.  Sept^nber  1899  und  des  kgl.  attchs» 
Oberlandesgerichts  in  Dresden  vom  10.  April  1901,  femer  des  Kosten- 
festsetzungsbeschlusses  des  vorerwähnten  Landgerichts  vom  9.  Juli  1901, 
zur  Hereinbringung  der  ihm  gegen  die  Firma  B.  in  Prag  zustehenden 
vollstreckbaren  Forderung  samt  Zinsen  nnd  Kosten  die  Exekution 
mittels  Pfändung  der  der  genannten  Firma  gehörigen,  in  deren  Gesebttfts- 
lokalitäten  nnd  Magazinen  befindlichen  beweglichen  Sachen  and  die 
Einleitung  der  Verwahrung  der  gepfändeten  Gegenstände. 

Die  erste  Instanz  wies  diesen  Exekutionsantrag  ab,  die 
zweite  Instanz  jedoch  gab  demselben  statt,  weil  nach  Art  I  nnd 
XXXI  des  Einf.Ges.  zur  Exek.O.  alle  Exekutionsantrttge,  welche,  nach- 
dem die  Exek.O.  vom  27.  Mai  1896  No.  79  R.G.B1.  in  Wirksamkeit 
getreten  ist,  gestellt  wurden,  nur  nach  den  Bestimmungen  derselben  zn 
behandeln  sind.  Vorliegendenfalls  wird  der  Exekutionsantrag  auf  die 
erwähnten,  im  Auslande  gefiLllten  Urteile  gestutzt,  welche  als  geeignete 
Exekutionstitel  angesehen  werden  müssen,  nachdem  das  auswärtige  Ge- 
richt zur  Entscheidung  der  Streit$ache  nach  §  24  der  deutschen  dP.O. 
kompetent  war,  und  im  Inlande  der  analoge  Gerichtsstand  des  Verm<^ens 
nach  §  99  J.N.  zulässig  ist  Da  auch  den  sonstigen,  i|i  der  Exek.O. 
I.  Teil  2*  Titel  bervoigehobenen  Erfordernissen  Genüge  gethan  ist, 
so  war  die  beantragte  Exekution  zu  bewilligen,  da  ftlr  die  derzeit  be- 
antragte Bewilligung  die  Erwägung,  ob  vor  dem  Inslebentreten  dor 
derzeit  gültigen  Exdc.0.  die  Exekution  hätte  bewilligt  werdet  können, 
belanglos  ist 

Dem  Revisionsrekurse  der  Verpflichteten  hat  der  oberste  Ge- 
richtshof keine  Folge  g^eben;   denn  die  Hofdekrete  vom  18.  Hai 
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17925  No.  16  J.O.S.  und  vom  18.  Januar  1799  No.  452  J.G.S. 
knUpfteu  die  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  in  der  Regel  an  keine 
anderen  Voraussetzungen,  als  die  der  Wahrung  der  Gegenseitigkeit 
und  der  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichts,  weshalb  die  vor- 
liegenden Urteile  unter  der  Herrschaft  der  allgemeinen  Gerichtsordnung 
unbeanstandet  hätten  vollstreckt  werden  müssen.  Die  Gxek.O.  vom 
27.  Mai  1896  Ko.  78  RG.Bl.  liefs  diesfalls  allerdings  einige  Be- 
schränkungen eintreten,  indem  sie  im  §  80  Z.  1  verordnet,  dafs  einem 
Ezekutionsantrage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis  eines  auswärtigen  Gerichts 
oder  einer  sonstigen  Behtode  oder  auf  einen  vor  diesen  geschlossenen 
Vergleich  gründet,  nur  dann  stattzugeben  ist,  wenn  die  Becbtssache 
nach  Malsgabe  der  im  Inlande  über  die  Zuständigkeit  geltenden  Be- 
stimmungen im  auswärtigen  Staate  anhängig  gemacht  werden  konnte. 
Der  §  99  J.N.  vom  1.  August  1895  No.  110  R.G.BL  kennt  den  Ge- 
richtsstand des  Vermögens,  und  auf  Grund  desselben  Gerichtsstandes 
haben  sieh  das  kgl.  Landgericht  in  Leipzig  und  das  kgl.  Oberland- 
gericht in  Dresden  gemäfs  §  24  der  deutschen  C.P.O.  zur  Ent- 
scheidung dieser  Streitsache  für  zuständig  erklärt.  Wenn  auch  zur 
Zeit  der  Klaganbringung  in  Österreich  der  Gerichtsstand  des  Ver- 
mögens nicht  existierte,  so  hat  die  allgemeine  Gerichtsordnung,  wie 
eingangß  ausgeführt  wurde,  blofs  die  Zuständigkeit  des  ausländischen 
Gerichtes  begehrt,  was  zweifelsohne  im  gegebenen  Falle  zutrifft.  Wenn 
non  auch  der  von  der  neuen  Exek.O.  begehrte  Gerichtsstand  nach 
österreichischem  Rechte  hinzutritt,  so  ist  kein  Grund  vorhanden,  die 
angesuchta  Exekution  aus  dem  Grunde  zu  verweigern,  weil  zur  Zeit 
der  Klagsanbringung  dem  österreichischen  Rechte  der  Gerichtsstand  des 
Vermögens  noch  fremd  war.  Was  die  weitere,  auf  die  Behauptung  des 
Abganges  der  im  §  80  Z.  2  Exek.O.  normierten  Voraussetsning ,  ge- 
stützte Ausführung  des  Revisionsrekurses  anbelangt,  wird  bemerkt,  dafs 
nach  §§  79 — 86  Exek.O.  über  das  Gesuch  um  Bewilligung  der  Exekution 
eines  ausländischen  Urteiles  prima  fade  zu  entscheiden  ist.  Mit  der 
Frage  aber,  ob  die  Klagezustellung  vorschriftsmäfsig  erfolgte,  sich  zu 
be&ssen,  ist  im  gegebenen  Falle  kein  Anlafs  vorhanden,  weil  der  Aus- 
weis der  Zustellung  um  so  mehr  genügt,  als  der  Prozefsbevollmächtigte 
der  verpflichteten  Firma  ohne  einen  Anstand  in  dieser  Richtung  zu 
erheben,  verhandelt  hat,  und  übrigens  eine  allfkllige  Beweisleistuag  be- 
züglich der  mangelhaften  Zustellung  der  Klage  im  Widerspruchsverfahren 
erfolgen  kann. 

Ähiceisung  des  auf  ein  italienisches  Urteil  gestützten  Exehutims- 
antrages  wegen    Unztiständigkeit  des  italienischen    Gerichtes  zur 

Fällung  dieses  Urteils, 

EntsoheidoBg  dea  obersten  Gerichtshofes  rom  5.  Desember  1901,  Z.  16408. 

Der  BeschlufB  des   ersten  Richters,   mittels   welchem  der  be- 
treibenden Gläubigerin,  Firma  A.  in  Busto  Arsizio,  zur  Hereinbringung 
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ihrer  Forderung  von  16  665  Lire  60  Otm.  die  Exekution  mittels 
Pfändung  der  in  der  Gewahrsame  der  Verpflichteten,  Firma  B.  in 
Wien,  befindlichen  beweglichen  Sachen  bewilligt  worden  war,  wurde 
vom  Rekursgerichte  über  Rekurs  der  Verpflichteten  dahin  ab- 
geändert, dafs  der  Exekutionsantrag  der  betreibenden  Qlftubigerin  ab- 
gewiesen und  die  vollzogene  Pfändung  aufgehoben  wird. 

Aus  den  Gründen: 

Indem  von  selten  der  Rekurrentin  .  .  .  zugegeben  wird,  dafs  das 
italienische  Gericht  in  Busto  Arsizio  nach  dem  italienischen  Gesetze 
zustündig  wäre,  so  beschränkt  sich  der  Streitpunkt  auf  die  Frage,  ob 
die  Zuständigkeit  des  italienischen  Gerichtes  nach  Mafsgabe  des  in- 
ländischen Gesetzes  begründet  sein  mufs.  Nach  §  83  a.  b.  G.6. 
kommen  den  Fremden  infolge  des  Reciprocitätsprincips  gleiche  Rechte 
wie  den  Eingeborenen  zu;  es  können  jedoch  die  Eingeborenen  nicht 
schlechter  behandelt  werden  als  die  Fremden.  Schon  hieraus  würde 
sich  ergeben,  dafs  die  Inländer  im  Auslande  mit  Recntswirkung  im 
Inlande  nur  insoweit  civilrechtlich  belangt  werden  können,  als  dies  be- 
trefis  der  Ausländer  im  Inlande  gilt  Dieser  Grundsatz  ist  auch  im 
§  80  Z.  1  £xek.O.  aufgenommen.  Es  erscheint  somit  die  Frage,  nach 
welchen  Normen  das  ausländische  Gericht  zuständig  sein  müsse,  zu 
Gunsten  der  inländischen  Normen  gelöst.  Aus  dem  Urteile  des  Gerichtes 
in  Busto  Arsizio  ergiebt  sich,  dafs  die  Kompetenz  desselben  lediglich  da- 
rauf gestützt  wurde,  dafs  Busto  Arsizio  als  Erfüllungsort  vereinbart  wurde. 
Da  hierdurch  noch  nicht  die  Voraussetzung  des  §  88  J.N.  ^)  begründet  ist. 
war  es  Sache  der  ersten  Instanz,  gemäfs  §  82  Abs.  8  Exek.O.  vorerst 
das  ausländische  Gericht  um  Aufklärung  zu  ersuchen  und  erst  so  hin 
mit  der  Erledigung  des  Exekutionsantrages  vorzugehen.  Da  die  erste 
Instanz  dies  unterlassen  hat,  so  wäre  nunmehr  infolge  des  Rekurses 
der  Verpflichteten  diese  Verfolgung  vom  Rekursgerichte  zu  treffian. 
Nachdem  aber  mittlerweile  die  betreibende  Gläubigerin  laut  Protokolles 
vom  14.  Oktober  1901  ausdrücklich  zugegeben  hat,  dafs  auf  den  der 
verpflichteten  Firma  zugestellten  Originalfakturen  der  Zusatz  ^klagbar 
in  Busto  Arsizio  **  nicht  gestanden  ist,  so  entfallt  die  Anfrage  im  Sinne 
des  §  82  Abs.  8  Exek.O.  —  Indem  auf  diese  Weise  bereits  festgestellt 
ist,  dafs  das  italienische  Gericht  nach  Mafsgabe  der  inländischen  Normen 
zur  Fällung  des  ürteiles  nicht  kompetent  war,  mufste  der  Exekutions- 
antrag abgewiesen  werden. 


1)  Der  §  88  der  Jarisdiktionsnorm  vom  1.  Aug.  1895  bestinimt,  dais  der 
Gerichtsstand  des  ErföUunesortes  voraussetzt :  Schriftliche  Übereinkunft 
desselben  und  zwar  mit  aer  Mafsgabe:  „in  derselben  mufs  enthalten  sein, 
dafs  durch  Begründung  des  ErfUlloDfiisortes  auch  die  Berechtigung  zur 
Klage  an  diesem  Orte  begründet  ist^  Es  heifst  dann  femer:  „Unter  Per- 
sonen, welche  ein  Handefigewerbe  betreiben,  wird  der  Gerichtsstand  des 
ErfaUnngsortes  auch  durch  &e  unbeanstandet  gebliebene  Annahme  einer . . . 
Faktnra  It^ründet,  welche  mit  dem  Vermerke  versehen  ist,  dafs  die  Zahlong 
an  einem  bestimmten  Ort  zu  leisten  ist  und  dafs  an  demselben  Orte 
die  Klagen  aas  dem  Geschäfte  angebracht  werden  können.'' 

Red. 
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Dem  Nullitäts-  und  Keviaionsrektirse  der  betreibenden  Ollnbtgerin 
hat  der  oberste  Gerichtshof  keine  Folge  gegeben  anter  Hinweis 
auf  die  zatreffende  Begründung  der  angefochtenen  reknrsgerichtUehen 
Entscheidung  und  aus  nachstehenden  weiteren  Erwägungen: 

Eine  Nichtigkeit  liegt  nicht  vor,  weil  die  Feststellung  der  Kom- 
petenz des  italienischen  Richters  die  Voraussetzung  für  die  Exekutions- 
bewilligung bildet  und,  wenn  das  Rekursgericht  statt  die  im  Sinne  des 
§  82  Exek.0.  erforderlichen  Aufkittrungen  anzuordnen,  die  Aufklärung 
aus  der  Verhandlung  über  den  erhobenen  Widerspruch  geschöpft  hat, 
ein  solcher  Vorgang  durch  das  Gesetz  nicht  verboten  erscheint  und  da- 
durch auch  der  Entscheidung  über  den  Widerspruch  nicht  vorg^grifien 
wird.  Mit  der  Justizministerialverordnung  vom  10.  Dezember  1897, 
R.ObL  Nr.  288  wurde  bekannt  gemacht,  dafs  nach  Art.  941  der 
italienischen  G.P.O.  das  Gericht  zu  prüfen  habe,  ob  das  zu  vollstreckende 
fremde  Urteil  von  einem  kompetenten  Gerichte  geftlllt  wurde.  Nach 
den  allgemeinen  Rechtsnormen  kann  das  Gericht,  wenn  nicht  aus- 
drücklich eine  andere  Bestimmung  getroffen  wurde,  immer  nur  das  in- 
ländische Verfahren  in  Anwendung  bringen;  es  wird  daher  das 
italienische  Gericht  die  Kompetenz  nur  nach  den  italienischen  Gesetzen 
zu  beurteilen  haben,  wobei  es  ohne  Belang  ist,  dafs  dies  in  der 
italienischen  Civilprocefsordnung  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist. 
Nach  dem  Principe  der  Gegenseitigkeit  ist  somit  die  Zwangsvollstreckung 
italienischer  Urteile  in  Osterreich  nur  zulässig,  wenn  der  italienische 
Richter  auch  nach  österreichischem  Rechte  kompetent  war.  Da  die 
Voraussetzungen  des  §  88  J.N.  zur  Begründung  des  Gerichtsstandes 
des  Erfüllungsortes,  wie  festgestellt  wurde,  mangeln,  konnte  die  an- 
gesuchte Zwangsvollstreckung  nicht  bewilligt  werden,  und  es  war  somit 
der  Revisionsrekurs  nicht  berechtigt 

Konkurs.    Einstweilige  Verfügung  hinsichÜich  des  hierländischen 

Vermögens  einer   in  Konkurs  verfallenen   ausländischen  Aktien- 

geseUschaft.     österreichischrpreufsischer  Staatsvertrag  vom  7.  Mai 

1845. 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  vom  30.  Oktober  1901,  Z.  14  687. 

In  der  Sicherungssache  der  Aktiengesellschaft  A.  in  Wien  und 
Sarajevo,  als  gefährdeter  Partei,  wider  die  Aktiengesellschaft  B.  in 
CSassel,  rttcksichtlich  deren  Konkursverwaltung,  als  Gegnerin  der  ge- 
filhxdeten  Partei,  wegen  1285  688  k.  7  h.,  hat  die  erste  Instanz 
den  von  der  Gegnerin  der  gef^rdeten  Partei  erhobenen  Widerspruch 
g^gen  die  der  letzteren  mit  dem  Beschlüsse  vom  8.  Juli  1901  be- 
willigte einstweilige  Verfügung  zurückgewiesen. 

Infolge  des  Rekurses  der  Aktiengesellschaft  B.  gab  das  Rekurs- 
gericht  dem  von  derselben  erhobenen  Widerspruche  statt  und  hob 
die  getroffene  einstweilige  Verfügung  als  nnzulllssig  auf. 

Begründung:  Die  Erlassung  einer  einstweiligen  Verfügung  er- 
scheint hier  unzulässig,  weil  bereits  am  5.  Juli  1901  das  Amtegericht 

Z«Stsohrift  f.  intern.  PriTat-  n.  StrafMoht  et«.,  Band  XI.  %\ 
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in  Oassel  durch  das  telegraphische  Ersuchen  an  das  Handelsgericht  in 
Wien  um  Anordnung  vorläufiger  Sicherungsmafsregeln  zur  Erhaltung  der 
h.  p.  Masse  das  Ausfolgungsbegehi^en  gestellt  hat,  daher  nach  Inhalt 
des  Staatsvertrages  mit  dem  Königreiche  Preufsen  (Hofdekret  vom 
7.  Mai  1845,  J.G.S.  No.  833)  die  in  Sicherstellung  gezogene  hier- 
Iftndische  Masse  als  Teil  der  ausländischen  Konkursmasse  anzusehen  und 
daher  nach  den  §§  6  und  11  Konk.O.  eine  Sicherungsmafsregel  nicht 
mehr  gestattet  ist 

Infolge  Revisionsrekurses  der  Aktiengesellschaft  A.  stellte  der 
oberste  Gerichtshof  in  Abänderung  des  Beschlusses  des  Rekurs- 
gerichtes  jenen  der  ersten  Instanz  wieder  her. 

Begründung:  Es  ist  der  erstrichterlichen  Auf&ssung  bei- 
zupflichten, dafs  die  vom  Handelsgerichte  in  Wien  in  Erledigung  des 
am  5«  Juli  1901  im  telegraphischen  Wege  eingelangten  Ansuchens  des 
Amtsgerichtes  in  Oassel  um  Anordnung  vorläufiger  Sicherungsmafsregeln 
zur  Erhaltung  der  Masse  am  selben  Tage  verordnete  Anmerkung  d«r 
ErOfinung  des  Konkurses  über  das  Vermögen  der  Aktiengesellschaft  R 
zu  Oassel  bei  der  im  Register  für  Oesellschaftsfirmen  eingetragenen 
Firma:  , Aktiengesellschaft  B.  in  Oassel,  Generalrepräsentanz  Wien' 
und  die  am  6.  Juli  1901  verfügte  Sicherung  und  Inventierung  des  Ver- 
mögens einem  Begehren  um  Ausfolgerung,  wie  dies  in  §  61  Konk.0., 
beziehungsw.  in  dem  Staatsvertrage  mit  dem  Königreiche  Preufsen  laut 
Hofdekrets  vom  7.  Mai  1845,  J.G.S.  No.  883,  vorausgesetzt  wird,  nicht 
gleichkommt,  u.  z.  im  vorliegenden  Falle  um  so  weniger,  als  laut  Be- 
schlusses des  Handelsgerichtes  in  Wien  vom  7.  August  1901  die 
Verlautbarung  der  Ko^urserdfinung  nicht  verfOgt  worden  ist,  und  als 
das  Begehren  der  ausländischen  Konkursbehörde  um  Sicherung  der  der 
Aktiengesellschaft  B.  in  Gassei  gegen  0.  zustehenden  Forderung  von 
1850  000  k.  bezw.  850000  k.  erst  am  19.  rücksichtlich  22.  August 
und  jenes  um  Ausantwortnng  derselben  erst  am  26.  und  31  August 
1901,  also  zu  einer  Zeit  gestellt  worden  ist,  zu  welcher  die  Beschwerde- 
führerin zufolgo  Beschlusses  der  ersten  Instanz  vom  8.  Juli  1901  die 
in  Frage  stehende  Sicherungsmafsregel  bereits  erwirkt  hatte.  Beim  Be 
Stande  der  Bestimmung  des  §  61  Konk.O.  findet  aber  die  Vorschrift 
des  §  11  Konk.O.  auf  im  Auslande  eröfinete  Konkurse  keine  An- 
wendung. 
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Gesetzgebung,  Verordnungen  etc. 

I.  Deutschland. 

1.    Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnangen  etc. 

1.  Bekanntmachung  vom  7.  März  1901 ,  betr.  He&eiang  Ton 
Ausländem  von  der  Versicherungspflicht  nach  dem  Invallditftts-Ver- 
sicherungsgesetz  (Centr.-BL  für  das  Deutsche  Reich  S.  78): 

Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  21.  Febr.  1901  auf  Grund 
des  S  4  Abs.  2  Satz  1  des  Inyalidenv6r8icherung8gesetses(B.a.Bl.  1899  S.  468) 
beschlossen,  „dafs  polnische  Arbeiter  russischer  und  österreichischer  Staats- 
angehörigkeit, welchen  der  Aufenthalt  im  Inlande  nur  für  eine  bestimmte 
Dauer  behördlich  gestattet  ist,  und  welche  nach  Ablauf  dieser  Zeit  in  das 
Ausland  zurückkehren  müssen,  der  Versicherungspflicht  nach  dem  Invaliden- 
veisicherunesgesetze  nicht  unterliegen  sollen,  sofern  diese  Arbdter  in  in* 
l&ndischen  Und-  oder  forstwirtscmifüichen  Betrieben  oder  deren  Neben- 
betrieben beschäftigt  werden ,  und  dafs  diese  Bestimmung  vom  1.  April  1901 
ab  in  Kraft  treten  solL" 

2.  Reichsgesetz  vom  12.  Mai  1901 ,  hetr.  die  privaten  Ver^ 
sicherungsuntemehmungen  (R.6.BL  S.  139).  Vgl.  dazu  die  Kaiser- 
liche Verordnung  vom  28.  Dezember  1901,  betr.  das  Verfahren  und 
den  Geschäftsgang  des  Kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung 
(R.G.B1.  S.  498). 

3.  Bekanntmachung  vom  17.  Mai  1901,  betr.  Ausführung  des 
Übereinkommens  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Osterreich- Ungarn 
zum  Schutze  des  Urheberrechtes  an  Werken  der  Litteratur,  Kunst  und 
Photographie  (Centr.-Bl.  f.  d.  Deutsche  Reich  S.  180): 

Das  mit  dem  24.  Mai  d.  J.  in  Kraft  tretende  Übereinkommen  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Osterreich  -  Ungarn  zum  Schutse  der  Urheber- 
rechte an  Werken  der  Litteratnr,  Kunst  una  Photographie  vom  80.  Dezember 
1899  (R.G.B1.  1901  S.  281)  findet  auf  Werke,  die  bereits  vor  dem  be- 
zeichneten Tage  vorhanden  waren,  mit  den  im  Artikel  VII  des  Abkommens 
vorgesehenen  Einschränkungen  Anwendung.  Soweit  hiemach  Werke ,^  die 
ans  Osterreich -Ungarn  herrühren,  einen  Schutz  erlangen,  der  ihnen  bisher 
nicht  gewährt  war,  sind  vom  Bundesrate  die  nachfolgenden  Bestimmungen 
über  die  Abstempelung  und  Inventarisierung  der  im  Artikel  VQ  bezeichneten 
Exemplare  und  Vorrichtungen  erlassen  worden 

(Folgen  7  Paragraphen  und  zwei  Schemata.) 

4.  Kaiserliche  Verordnung  vom  28.  Mai  1901  wegen  Abänderung 
und  Ergänzung  der  Verordnung  vom  9.  August  1896,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  Landesbeamten  in  den  Schutzgebieten  (R.G.BU  S.  189). 

5.  Reichsgesetz  vom  28.  Mai  1901,  betr.  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit und  andere  Rechtsangelegenheiten  in  Heer  und  Marine  (R.G.BL 
8.  185). 

6.  Reichsgesetz  vom  29.  Mai  1901  zur  Abänderung  des  Gesetzes, 
betr.  das  Flaggenrecht  der  Kaufißsihrteischiffe  (R.G.B1.  S.  184). 

81* 
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7.  Reichsgesetz  vom  29.  Mai  1901,  betr.  die  EbmdelB- 
beziehnngen  zum  Britischen  Reiche  (R.G.B1.  S.  183): 

Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  den  Angehörigen  nnd  den  EnEen^iDiflsen 
des  Vereinigten  Königreichs  von  Grofsbrituinien  und  Irland  sowie  den 
Angehörigen  und  den  Erzeugnissen  britischer  Kolonien  und  answ&rtiger 
Besitzungen  bis  zum  81.  Dezember  1908  diejenigen  Vorteile  dnzorftamen, 
die  seitens  des  Reichs  den  Angehörigen  oder  den  Erzeugnissen  des  meist- 
begünstigten Landes  gewfihrt  wScden, 

8.  Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  11.  Juni  1901,  betr. 
die  Handelsbeziehungen  zum  Britischen  Reiche  (R.0.B1.  S.  205): 

Auf  Grund  des  Gesetzes,  betr.  die  Handelsbeziehungen  zum  Britlachen 
Reiche,  vom  29.  Mai  1901  (RG.Bl.  S.  188)  hat  der  Bundesrat  für  die  Zeit 
nach  dem  80.  Juli  1901  beschlossen,  dafs  den  Angehörigen  und  den  Erzeug- 
nissen des  Vereinigten  Königreichs  von  Grofsbritannien  und  Irland  sowie  der 
britischen  Kolonien  und  ausw&rti^en  Besitzungen  mit  Ausnahme  von  Kanada 
bis  auf  weiteres  diejenigen  Vorteile  einzuräumen  sind,  die  seitens  des  Reichs 
den  Angehörigen  und  den  Erzeugnissen  des  meistbegänstigten  Landes  ge- 
währt werden. 

9.  Reichsgesetz  vom  19.  Juni  1901,  betr.  das  Verlagsrecht 
(R.G.B1.  S.  217). 

10.  Reichsgesetz  vom  19.  Jnni  1901 ,  betr.  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Litteratur  und  der  Tonkunst  (R.G.B1.  S.  227). 

11.  Bekanntmachung  vom  22.  Jnni  1901,  den  Bezug  von  Ünfallrenten 
durch  die  Hinterbliebenen  von  Ausländem  betreffend: 

Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  28.  Mai  1901  auf  Grund  des 
I  21  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  (RG.Bl.  1900  S.  585),  §  28  des 
Unfitllversicherungsgesetzes  ftlr  Land-  und  Forstwirtschaft  (RG.fiL  1900 
S.  641),   §  9  des  Ban-Unfallversicherungsgesetzes  (RG.Bl.  1900  S.  698)  und 

S27   des  See-Unfallversicherungsgesetzes  (RG.Bl.  S.  716)  beschlossen,  da£s 
ie  dort  vorgesehene  Bestimmung, 

wonach  die  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,   welche  zur  Zeit  des 
Unfalls  nicht  im  Inland  oder  an  Bord   eines  deutschen  Seesehifb 
ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  hatten,  keinen  Anspruch  auf  Rente 
haben, 
fUr  folgende  ausländische  Grenzbezirke  aulser  Kraft  gesetzt  wird: 

1.  Dänemark:  Die  Ortochaft  Vamdmp, 

2.  Niederlande:  Die  Provinzen  Groningen,  Drenthe,  GberTSBel,  G«lder^ 
land,  Limburg, 

8.  Das  neutrale  Gebiet  Moresnet, 

4.  Schweiz:  Die  Kantone  Basel-Stadt,  Basel-Land,  vom  Kanton  Aar^^ 
die  Bezirke  Laufenbur^,  Baden  und  Zurzach,  vom  Kanton  Zfinch 
die  Bezirke  Bülach  und  Andelfingen,  die  Kantone  Schaff  hausen  nnd 
Thurgau, 

5.  Oesterreich- Ungarn:  Die  Bezirkshauptmannschaften  Bresenz, 
Beutte,  Schwaz,  Kuntein,  Salzburg  mit  dem  Stadtmagistrate  Salzburg, 
Braunau  a.  L,  Ried,  Schärding,  Rohrbach,  Krumau,  Pracbatitz,' 
Schüttenhofen ,  Strakonitz,  Klattau,  Taus,  Bischofteinitz ,  Tachan, 
Plan,  Eger,  Asch,  femer  Braunau-Böhmen,  Neustadt,  Reichenau, 
Senftenberg,  Schönberg,  Freiwaiden. 

12.  Bekanntmachung  betr.  die  Verwaltungsbehörden  im  Deutschen 
R^ch  und  in  der  österreichisch- Ungarischen  Monarchie  etc.,  dem 
Urkunden  einer  B^laubigung  nicht  bedürfen  (RG.Bl.  S.  828). 
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18.  Reichagesetz  vom  29.  Juli  1890  zur  Abänderung  des  GesetsaB 
betr.  die  Gewerbegericbte  (R.0.B1.  S.  249). 

14.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  10.  September  190 1^ 
betr.  die  Ratifikation  der  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  am 
29.  Juli  1899  unterzeichneten  Abkommen  (R.G.B1.  S.  482). 

2.     Gesetze,    Verordnungen   etc.    der    einzelnen   Bundes- 
staaten. 


1.  Ministerial- Verfügung  vom  8.  August  1900,  betr.  die  Ehe- 
schlielkung  von  Ausländem  in  Preufsen  (Min.  Bl.  f.  d.  Innere  Ver- 
waltung 8.  245): 

Auf  Grund  des  Aiisführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuehe 
vom  20.  September  1899  (Gesetz-SammL  S.  177)  will  ich  in  Eigänsung  des 
Erlasses  vom  16.  Oktober  1899  (Min.  Bl.  1899  S.  189  u.  226)  bis  auf  weiteres 
auch  den  Angehörigen  Dänemarks,  sowie  den  in  Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg 
und  Krain  heimatsDerechtigten  österreichischen  Staatsa^jp^hörigen  die  Be- 
fireinng  von  der  Vorschrift  des  Artikels  48  §  2  a.  a.  O.  hiermit  gewähren. 

Eure ersuche  ich  ergebenst,    die  Auüuchtsbehörden   und  die 

Standesbeamten  gefälligst  mit  entsprechender  Anweisung  zu  versehen. 

2.  Ministerial- Verfolgung  vom  15.  November  1900,  betr.  die  Aus» 
lieferung  strafrechtlich  verfolgter  Ausländer  (Min.  Bl.  f.  d.  innere  Ver- 
waltung 1901  S.  25): 

Im  Auslieferangsverkehre  mit  Osterreich  waren  gelegentlich  eines  Einzel- 
&lleB  Zweifel  darüber  entstanden,  inwieweit  die  strafr^htliche  Verfolgung 
einer  Person  in  dem  Lande,  nach  welchem  sie  ausgeliefert  war,  zulässig  seL 

Zur  Lösung  dieser  Zweifel  haben  sich  die  beteiligten  Regierungen  über 
folgende  Paukte  eeeinigt: 

Ist  dne  Ansueferang  wegen  mehrerer  Strafthaten  nachgesucht,  so  mofs 
die  Verfolgung  des  Ausgelieferten  jedenfalls  insoweit  angeschlossen  bleiben, 
als  bei  der  Auslieferanesbewilligung  ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  auf  Nioht- 
bestrslimg  wesen  einzelner  Strafthaten  gemacht  ist.  Einem  derartigen  Vor- 
behalt ist  es  gleich  zu  achten,  wenn  die  Ausliefemng  we^en  einzelner  Straf- 
thaten aus  dem  Grunde  ausdrücklich  abgelehnt  ist,  weil  bezüglich  dieser 
eine  Ansliefsrungspflicht  nicht  begründet  seL'>-  Soll  einem  AusUefemngs- 
antrage  nicht  im  vollen  Umfange  entsprochen  werden,  so  ist  die  Auslieferung 
nicht  früher  in  Vollzug  zu  setzen,  als  bis  durch  Rückfrage  sichergestellt  ist, 
dafs  der  Auslieferongsantrag  trotzdem  aufrecht  erhalten  wird. 

Ew.   — setze   ich    hiervon    mit   dem    Bemerken    ereebenst   in 

Kenntnis,  dafs  durch  diese  Vereinbarung  an  dem  Grundsatze,  nach  welehem 
die  Bewil%unff  einer  Auslieferang  stets  durch  die  Centralinstanz  zu  er- 
folgen hat,  nichts  geändert  wird.  (Vergl.  Schlofssatz  des  Runderlasses  vom 
29.  Oktober  1897.  —  Min.  Bl.  1897  S.  214). 

3.  Ministerial  -  Verftlgung  vom  21.  Januar  1901,  betr.  die  Mit- 
teilung von  Strafnachrichten  an  die  ELaiserlich  Österreichische  Re- 
gierung (Just  Min.  Bl.  S.  25). 

Allgemeine  Verfugung  vom  80.  Juni  1888  (Just  Min.  Bl.  S.  167). 
Allgemeine  Verfügung  vom  9.  November  1889  (Just.  Min.  Bl.  S.  26^ 
Auaführungsverfügung  vom  7.  September  1896  zu  der  Verordnung  des 

X.     .  16.  Juni  1882  ^ ,    ^   „.     „,    ^   ^^^ 

Bundesrats  vom   '9~j;j{f~i896  ^  °'  ^* 
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Auf  Grund  einer  mit  der  Kaiserlich  Österreichischen  Regierong  ge- 
troffenen Vereinbarung  wird  folgendes  bestimmt: 

Die  in  den  Allgemeinen  Verfügungen  vom  80.  Juni  1888  und  vom 
9.  November  1889,  l^treffend  die  Mitteihing  von  Strafnachrichten  an  au»- 
Iftndische  Begierungen,  vorgeschriebene  Üb^endung  von  Strafhachrichten 
hat  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmung  in  Ziffer  29  der  AuBfÜhrnnga- 
verfngune  vom  7.  September  1896  in  Zukunft  in  gleicher  Weise  auch  be- 
züglich der  gegen  einen  österreichischen  Staatsangehörigen  ergangenen  Ver: 
urteilungen  zu  erfolgen. 

4.  Ministerial- Verfügung  vom  17.  April  1901,  betr.  das  Yer- 
fiihren  bei  der  Erwirkung  von  Aoalieferungen  und  von  vorläufigen 
Festnahmen  im  Auslande  (Just  Min.  Bl.  S.  92). 

(Übersicht  im  Just.  Min.  Bl.  für  1889  S.  8  ff.,  Ziffer  1,  3,  5,  9  ff.,  2B-26. 

Allgemeine  Verfügung  vom  22.  April  1898  [Just  Min.  Bl.  S.  124]  Ziff.  2.) 

Nach  den  Bestimmungen  unter  Ziffer  2  der  All^;emeinen  Verfugung 
vom  22.  April  1898,  betr.  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchungs- 
schreiben der  Justizbehörden  und  das  Verfahren  bei  &wirkung  von  Aus- 
lieferungen (Just  Min.  Bl.  S.  124),  sind  von  jeder  Erledigung  eines  Aus- 
lieferungsantrags oder  eines  Antrags  auf  vorläufige  Festnahme  einer  Person 
im  Auslände  je  nach  Lage  des  ^lles  der  Jnstizminister,  der  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  die  Kaiserlichen  Gesandten  oder  Konsuln  oder 
die  beteiligten  ausländischen  Behörden  unverzüglich,  nötigenfalls  telegraphisch, 
SU  benachrichtigen.  Diese  Vorschrift  wird  auf  Grund  der  in  nenerer  Zeit 
gemachten  Erfahrungen  dahin  abgeändert,  dafs  die  Benachrichtigung  regel- 
mäfsig  telegraphisch  und  nur  ausnahmsweise  in  anderer  Art,  stcSs  aber  un- 
verzüglich zu  erfolgen  haben. 

Es  hat  sich  femer  als  wünschenswert  herausgestellt,  dafs  schriftliche 
oder  tclegraphische  Mitteilungen,  die  von  flüchtigen,  im  Auslande  befind- 
lichen Verbrechern  nach  Deutschland  gerichtet  und  hier  beschlagnahmt  sind, 
behufs  Erwirkung  der  Auslieferung  oder  der  vorläufigen  Festnahme  den  be- 
teiligten Stellen  stets  in  Urschrift  —  bei  Briefen  unter  Beifügung  der  Um- 
schläge —  vorgelegt  werden.  Die  Justizbehörden  werden  demgem&fii  an- 
gewiesen ,  die  Detreffenden  Mitteilungen ,  wenn  es  sich  noch  um  die  Er- 
mittelung und  Festnahme  des  Verbrechers  oder  wenn  es  sich  um  die  Fest- 
stellung der  Identität  des  festgenommenen  Verbrechers  handelt,  ihren  An- 
trägen auf  Auslieferung  oder  am  vorläufige  Festnahme  bdzufll^en,  wenn  dies 
abor  nach  Lage  der  Sache  nicht  angängig  erscheint,  die  Schriftstücke  unver- 
züglich nachzureichen.  Diese  Bestimmung  findet,  wenn  ausländische  Be- 
hörden im  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  um  die  Herbeiführung  der  Aus- 
lieferung oder  vorläufigen  Festnahme  ersucht  werden  oder  ersucht  sind,  nur 
insoweit  Anwendung,  als  sich  im  einzelnen  Falle,  z.  B.  mit  Bttcksicht  anf 
die  Wichtigkeit  der  in  Betracht  kommenden  Schriftstücke,  nicht  Bedenken 
ergeben. 

5.  Ministerial- Verfügung  vom  26.  April  1901,  betr.  die  Kosten  der 
Vollstreckung  einer  Gesamtstrafe,  wenn  die  Festsetzung  der  Einzel- 
strafen durch  Gerichte  verschiedener  Bundesstaaten  erfolgt  ist  (Just. 
Min.  BL  8.  99). 

Allgemeine  Verfugung  vom  8.  September  1885  (Just.  Min.  Bl.  S.  809). 

Bei  den  Vollstreckungsbehörden  haben  sich  Meinungsverschiedenheiten 
über  die  Frage  ergeben,  ob  dem  Bundesstaate,  der  eine  fVeiheitsstrafe  in 
Vollzug  gesetzt  hat,  welche  demnächst  in  eine  gemäfs  dem  Bundes- 
ratsbeschlusse  vom  11.  Juni  1885  —  den  preufaischen  Justizbehörden  mit- 
geteilt durch  die  Allgemeine  Verfugung  vom  8.  September  1^^  —  von 
einem  anderen  Bundesstaate  zu  vollstreckende  Strafe  einbezogen  wird,  seiteoa 
des  letzteren  die  Kosten  für  die  A^oIIstreckung  der  einbezogenen  Strafe  m 
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erstatten  sind.  Zar  Behebung  dieser  MeinmigsTerschiedeDheiten  und  die 
Justii Verwaltungen  sSmtlicher  Bundesstaaten  däin  übereingekommen,  dafs 
die  Strafvollstreckungsbehörden,  vorbehaltlich  einer  anderweitigen  Ver- 
ständigung der  Justizverwaltungen  in  Ausnahmefallen  (wenn  cBe  Über- 
nahme der  Vollstreckung  in  einer  dem  ordnungsmäTsigen  Gange  der  G^ 
Schäfte  nicht  entsprechenden  Weise  verzögert  worden  sein  soilteX  folgenden 
Grundsatz  zur  Anwendung  bringen: 

Wird  die  in  einem  Bundesstaat  in  Vollzug  gesetzte  Freiheitsstrafe 
demnächst  in  eine  Gesamtstrafe  einbezogen,  deren  Vollstreckung  auf 
Grund  des  Bundesratsbeschlusses  vom  11.  Juni  1885  von  einem 
anderen  Bundesstaate  zu  übernehmen  ist,  so  findet  eine  Erstattung 
Ton  Kosten  far  die  Vollstreckung  der  in  die  Gesamtstrafe  ein- 
bezogenen Eiuzelstrafe  nicht  statt 
Dies  Übereinkommen  wird  hierdurch  den  Justizbehörden  zur  Kenntnis- 
nahme und  Nachachtung  mitgeteilt 

6.  Ministerial-VerfUgang  vom  15.  Mai  1901,  betr.  den  Transport 
von  an  Deutschland  ausgelieferten  Verbrechern  und  die  Strafverfolgung 
im  Inlaude  (Min.  Bl.  f.  d.  innere  Verwaltung  S.  171). 

Anläfslich  eines  Specialfalls,  in  welchem  es  einem  an  Deutschland 
ausgelieferten  Verbrecher  gelungen  war,  auf  dem  Transporte  nach  dem  für 
die  Strafverfolgung  im  Inlande  zuständigen  Bestimmungsorte  die  Flucht  zu 
ergreifen,  ist  festgestellt  worden,  dafs  die  Mafsregein  zur  Wiederergreifung 
des  Entwichenen  anfänglich  unzureichend  waren  und  zu  spät  getroffen 
wurden,  wodurch  es  dem  Verfolgten  ermöglicht  wurde,  die  (grenze  zu  ge- 
winnen und  wieder  nach  dem  Auslande  zu  entkommen.  Ich  sehe  mich  des- 
halb veranlalst,  folgendes  anzuordnen: 

Die  Polizeibehörde  des  Ortes  der  Flucht  wird  in  der  Regel  weder  mit  der 
Art  und  dem  Gegenstande  des  Strafverfahrens,  das  zu  der  Festnahme  führte, 
noch  mit  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Verfolgen  vertraut  sein  und  daher 
auch  nicht  beurteilen  können,  ob  sich  an  die  Wiederergreifun^  des  Fltlcht- 
lings  ein  erhebliches  öffentliches  Interesse  knüpft  und  deshalb  die  Verfolgung 
mit  besonderem  Nachdruck  zu  betreiben  ist.  £ne  genaue  Sachlage  wird  viel- 
mehr nur  die  betreffende  Strafverfolgungsbehörde  vollständig  zu  übersehen 
vermögen.  Sobald  daher  einer  Polizeibehörde  von  der  Flucht  eines  Trans- 
portgefangenen seitens  des  Transporteurs  Anzeige  erstattet  wird  —  was  in 
jedem  FaUe  unverzüglich  zu  geschehen  hat  —  ist  die  Strafverfolgun^behörde, 
mi  Zweifelsfalle  der  betreffende  Erste  Staatsanwalt  sofort  telegraphisch  von 
dem  Vorgange  in  Kenntnis  zu  setzen,  damit  seitens  der  Justizbehörden  ohne 
Verzug  das  Erforderliche  zur  Wiederergreifung,  nötigenfalls  auch  die 
Stellung  von  Festnahmeersuchen  in  den  Nachbarstaaten,  veranlafst  werden 
kann.  Eine  nachfolgende  schriftliche  Benachrichtigung  der  betreffenden 
Stelle  unter  Angabe  der  näheren  Umstände  wird  hierdurch  selbstverständlich 
nicht  entbehrlich.  Von  der  nächstbeteiligten  Polizeibehörde  sind  alsbald 
auch  selbst  die  geeigneten  Mafsnahmen  zur  Verfolgung  des  Flüchtigen  zu 
ergreifen. 

Ew.  — ersuche   ich   ergebenst,   hiernach    gefalligst    die    nach- 

§;eordneten  Polizeibehörden  und  Beamten  mit  Weisung  zu  versehen,  sowie 
afnr  zu  sorgen,   dafs  auch  die  mit  der  Ausführung  von  Transporten  be- 
auftragten Civilpersonen  entsprechend  instruiert  werden. 

Baden. 

1.    Ministerial-Bekanntmachung    vom    28.   Mai    1901,     die    Ehe- 

Bchliefsang     von    Ausländem     im    Inland    betreffend     (Ges.    u.     Ver- 

ordnnngsbl.  S.  393). 

Auf  Grund  des  Artikels  32  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1899. 
die  AucrfÜhrung   des    Bürgerlichen   Gesetzbuchs     betreffend  (Gesetzes-  una 
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VeroTdnniigBblatt  1899  S.  229),  wiid  im  Einveiständnis  mit  dem  Ministerium 
des  Iimem  den  Angehörigen  der  nachstehenden  Staaten: 

1.  Belgien,  7.  Niederiande, 

2.  Dänemark,  8.  Yß^^^^  Staaten  von  Nordamerika. 

3.  Frankreich,  9.  Osterreich-Unffam, 

4.  Qrofsbritannien,  10.  Schweden  ona  Norwegen, 

5.  Italien,  11.  Schweiz 

6.  Luxemburg, 

mit  Wirkung  vom  Tage  der  Verkündigung  dieser  Verfügunff  an  der  in 
Artikel  32  Abs.  1  daselbst  bezeichnete  Nachweis,  auf  dessen  Befbrinffong  be- 
züglich der  Angehörigen  der  Staaten  Belgien,  Italien,  Niederlande,  Schweden 
una  Norwegen,  sowie  Schweiz  zum  Teil  schon  durch  Staatsv^träge  Ter- 
zichtet  ist,  ois  auf  weiteres  allgemein  erlassen. 

2.  MiDisterial-Bekanntmachnng  Tom  11.  Jali  1901  (No.  24847), 
betr.  Erhebung  der  Verlassenschaften  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  Verstorbener. 

In  dem  allgemeinen  firlafs  des  Ministeriums  des  Grofsh.  Hauses,  der 
Justiz  und  des  Auswärtigen  vom  7.  Januar  1874  Nr.  10071  ist  unter  Ziff.  4 
Abs.  8  bemerkt,  dafs  mit  Rücksicht  auf  die  notwendige  Beeidigung  der 
Zeugen  die  zum  Gebrauch  in  den  Vereinigten  Staaten  bestimmten  Erb- 
le^timationsurkunden  von  den  richterlichen  Beamten  der  A.G.  aufisunehmen 
sein  werden.  Nachdem  die  Notariate  nunmehr  mit  den  Obliegenheiten  der 
Nachlafagerichte  betraut  und  insoweit  auch  zur  Beeidigung  von  2^ugen 
befugt  smd  (R.P.G.  §  45  Abs.  1,  F.G.G.  §§  194,  15),  fäUt  der  Grund  weg, 
aus  dem  seinerzeit  die  A.G.  und  nicht  auch  die  Notare  als  zuständig  be- 
zeichnet wurden.  Das  Ju8t.-Min.  hat  deshalb  den  Notariaten  die  Ermäch- 
tigung zur  Aufnahme  der  Erblegitimationen  erteilt  und  dabei  bemerkt,  dab 
auch  seitens  der  Notare  an  aer  Beeidigung  der  Zeugen  festg^ialten 
werden  mufs,  da  die  blofse  Versicherung  an  Eidesstatt  vor  den 
amerikanischen  Gerichten  nicht  als  Ersatz  einer  eidlichen 
Aussage  wttrde  gelten  können. 

Die  Zuständigleit  der  A.G.  zur  Aufnahme  der  Erbl^timationen  wird 
hierdurch  nicht  berührt  Da  die  Verpflichtung  der  A,(jt.  zur  Aofiiahme 
iener  Urkunden  vor  dem  1.  Januar  1900  nicht  von  ihrer  Zuständigkeit  als 
Nachlafsgerichte  (L.R.S.  110  und  R.P.O.  vom  2.  November  1889  §  96  Abe.  1) 
abhängig  war,  hat  die  Vorschrift  des  §  45  Abs.  1  R.P.G.  an  jener  Ver- 
pflichtung nichts  geändert  Die  A.G.  sind  deshalb  nicht  befi^,  in  Fällen, 
m  denen  sie  von  dem  Ministerium  des  Auswärtigen  oder  von  den  Beteüitften 
unmittelbar  .um  die  Ausstellung  der  Erblegitimationen  angegangen  weraen, 
die  Sache  zur  Erledigung  an  die  Notariate  abzugeben. 

Indem  die  A.G.  und  Notariate  insbesondere  auf  Ziff.  2  und  4  der  ali- 
gemeinen Verfügung  vom  7.  Januar  1874  No.  10071  hingewiesen  werden, 
wird  betont,  dafs  bei  dem  peinlichen  Formalismus  amerikanischer  Behörden 
hinsichtlich  der  Ausstellung  von  Urkunden  eine  genaue  Befolgung  der  in 
jener  Verfügung  enthaltenen  oder  im  einzelnen  Falle  von  dem  Ministerium 
des  Auswärtigen  ergehenden  Vorschriften  unbedingt  erforderlich  ist 

Mit  Bezufi;  auiTZiff.  5  Abs.  1  der  allgemeinen  Verfuccung  vom  7.  Januar 
1874  wird  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  nach  dem  Eriaase  des 
Ministeriums  des  Grofsh.  Hauses  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom 
15.  September  1897  No.  A  7112/18  bei  Vorlage  von  Urkunden,  deren  Be- 
glaubigung durch  die  amerikanischen  Konsulatsbehörden  erbeten  wird,  der 
Betrag  von  9  Mk.  einzusenden  ist. 

Bayerm. 

1.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  12.  April  1901 ,  betr.  Aus- 
tausch von  Strafnachrichten  mit  Österreich  (J.-M.-Bl.  S.  800)- 
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2.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  16'  April  1900,  betr.  die 
auf  Ersuchen  der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  er- 
folgende Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  in  Grundbuch  Sachen  (J.-M.-B1. 
8.  319). 

3.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  4.  Mai  1901,  betr.  Voll- 
streckung von  Ge/( amtstrafen  bei  Festsetzung  der  Einzektrafen 
von  Gerichten  verschiedener  Bundesstaaten  (J.-M.-Bl.  S.  379). 

4.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  22.  Juni  1901,  betr.  Er- 
suchungsschreiben der  Notare  um  Bewirkung  von  Zustellungen 
im  Ausland  (J.-M.-Bl.  S.  459). 

5.  Ministerial-BekanntmachuDg  vom  17.  Juli  1901,  betr.  Seh  üb - 
lieferungen  durch  nichtbajrische  Behörden  (J.-M.-Bl.  S.  549). 

Els»ni  -  liOthriMcen« 

Ministerial- Verfügung  vom  2.  April  1901,  betr.  die  auf  Enuchen 
der  Behörden  eines  Bundesstaates  erfolgende  Einziehung  von 
Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und 
in  Grund buchsachen  (0.-  und  Bez.-Amtsbl.  S.  114). 


Bekanntmachung  vom  28*  Juni  1901,  betr.  Ausführung  des  Über- 
emkommens  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Österreich-Ungarn 
zum  Schutze  der  Urheberrechte  an  Werken  der  Litteratur,  Kunst  und 
Photographie  (Amtsbl.  S.  337). 

Hessem. 

1.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  13.  Nov.  1900,  betr.  Volistreck- 
barkeit  von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich  (Amtsbl. 
d.  M.  d.  Just  No.  29). 

2.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  19.  Dez.  1900,  betr.  Rechtshfilfe 
auf  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  (Amtsbl.  d.  M.  d.  Just. 
No.  32). 

3.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  19.  Jan.  1901,  betr.  Mitteilung 
von  Strafnachrichten  an  die  Österreichische  R^erung 
(Amtsbl  d.  M.  d.  Just  No.  3). 

4.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  21.  März  1901,  betr.  den  zum 
Zwecke  der  Einziehung  von  Kosten  der  nichtstreitigen 
Gterichtsbarkeit  unter  den  Bundesstaaten  zu  leistenden  Beistand 
(Amtsbl.  d.  M.  d.  Just  No.  6). 

liippe-DetmoM. 

1.  Allgemeine  Verfügung  vom  23.  Dez.  1900,  betr.  Vollstreck- 
bar k  ei t  von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich  (GeB.S. 
S.  207). 
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2.  Allgemeine  Verfügung  vom  9.  Febr.  1901 ,  betr.  Mitteilung 
von  Strafnacbrichten  an  die  österreichische  Regiemng 
(Ges.S.  S.  256). 

8.  Allgemeine  Verfügung  vom  21.  März  1901,  betr.  dieanf  Ersachen 
der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende  Ein- 
ziehung von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gre- 
richtsbarkeit  und  in  6  rund  buch  Sachen  (6es.S.  S.  265). 

4.  Allgemeine  Verfügung  vom  15.  Mai  1901,  betr.  Kosten  der  Voll- 
streckung einer  Gesamtstrafe,  wenn  die  Festsetzung  der  Einzel- 
strafen durch  Gerichte  verschiedener  Bundesstaaten  erfolgt  ist 
(Ges.S.  8.  283). 

HecKlemlbmrr-Seliwerlii. 

1.  Ministerial- Bekanntmachung  vom  19.  Dez.  1900,  betr.  Voll- 
streckbarkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Öster- 
reich (Reg.Bl.  S.  408). 

2.  Ministerial-Bekjmntmachung  vom  16.  Jan.  1901,  betr.  Austausch 
von  Straf  nach  richten  zwischen  Deutschland  und  Österreich 
(Reg.Bl.  S.  55). 

8.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  1.  April  1901,  betr.  Befireinng 
von  Ausländern  von  der  Versicherungspflicht  nach  dem 
Invaliditätsversicherungsgesetz  (Eteg.Bl.  S.  156). 

4.  Bekanntmachung  vom  10.  Mai  1901,  betr.  Kosten  der  Voll- 
streckung einer  Gesamtstrafe,  wenn  die  Festsetzung  der  Einxel- 
Btrafen  durch  Gerichte  verschiedener  Bundesstaaten  erfolgt  ist 
(Reg.Bl.  S.  216). 

Hecltlemli  «rr  -  Str  ellti. 

1.  R^ierungs-Bekanntmachung  vom  2.  Jan.  1901,  hetr.  Voll- 
streckbarkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Öster- 
reich (Off.  Anz.  1901  S.  2;  Off.  Anz.  fttr  Ratzeburg  S.  5). 

2.  Verordnung  vom  5.  Jan.  1901,  betr.  Erwerb  akademischer 
Grade  an  reichsausländischen  Universitäten  (Off.  Anz.  1901 
S.  6;  Off.  Anz.  fOr  Ratzebuig  S.  8). 

8.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  19.  Febr.  1901,  betr.  AustaoBch 
von  Strafnachrichten  zwischen  Deutschland  und  Österreich 
(Off.    Anz.  S.  97  und  Off.  Anz.  für  Ratzeburg  S.  107). 

4.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  20.  März  1901,  betr.  Ein- 
ziehung von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit und  Grund  buch  Sachen  auf  Ersuchen  der  Behörden 
eines  anderen  Bundesstaates  (Off.  Anz.  S.  117  und  Off.  Anz. 
für  Ratzeburg  S.  128). 

5.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  6.  April  1901,  hetr.  Befreiung 
von  Ausländern  von  der  Versicherungspflicht  nach  dem 
In validitäts Versicherungsgesetz  (Off.  Anz.  S.  122  und  Off.  Anz.  für 
Ratzeburg  S.  186). 

6.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  18.  Mai  1901,  hetr.  Kosten  der 
Vollstreckung   einer   Gesamtstrafe,    wenn    die    Festsetzung    der 
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Einzelstrafen   durch  Gerichte   verschiedener  Bundesstaaten  er- 
folgt ist  (Off.  Anz.  S.  159  und  Off.  Anz.  f.  Katzeburg  S.  156). 

Saclisem. 

1.  Ministerial- Verordnung  vom  22.  Dez.  1900,  betr.  Vollstreckung 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Osterreich  (J.M.B1.  S.  123). 

2.  Ministerial- Verordnung  vom  19.  Jan.  1901,  betr.  Mitteilung  von 
Strafnachrichten  an  die  k,  österreichische  Regierung 
(J.M.BL  S.  7). 

Saehsen-Altemlbvrff. 

1.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  22.  Mttrz  1901,  betr.  die  auf 
Ersuchen  der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende 
Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freivT'illigen 
Gerichtsbarkeit  und  in  Grundbuchsachen  (Ges.S.  S.  88). 

2.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  17.  April  1901,  betr.  Kosten- 
erstattung bei  Vollstreckung  gewisser  Gesamtstrafen  (Ges.S. 
S.  93). 

3.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  2.  Mai  1901,  betr.  Aus- 
lieferungs verkehr  mit  Osterreich  (GeB.S.  S.  93). 

Sa€lisem-Kolb«rr«€rotli». 

Ministerial- Verfügung  vom  18.  Febr.  1901 ,  betr.  Mitteilung  von 
Strafnachrichten  an  die  österreichische  Regierung  (Gres.S. 
S.  7). 

Sacltsem-Meimlmreii. 

1.  Ausschreiben  vom  4.  Jan.  1901,  betr.  Vollstreckbarkeit 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Osterreich  (Samml.  d. 
AuBSchrb.  S.  1). 

2.  Ausschreiben  des  Staatsministeriums  vom  8.  Febr.  1900  über 
die  Eheschliefsung  von  Ausländem.  (Samml.  der  Ausschreiben  der 
landesherrl.  Oberbehörden  S.  621): 

Nach  Art  22  §  3  Abs.  1  des  Ausfcihrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  vom  9.  August  1899  haben  Ausländer  ein  Zen^is  der  zuständigen 
Behörde  des  Staates,  dem  sie  angehören,  darülx»  beizubnngen,  da(s  sie  nach 
dessen  Gesetzen  ihre  Staatsangehörigkeit  nicht  durch  die  Eheschliefsung  ver- 
lieren, sondern  auf  ihre  Ehelrau  und  ihre  ehelichen  oder  durch  die  nach- 
folgende Ehe  legitimierten  Kinder  übertragen,  und  dafs  sie  nach  eingegangener 
Ehe  samt  ihrer  Familie  von  ihrem  fieimatsstaate  auf  Erfordern  wieder  über- 
nommen werden. 

Nach  Abs.  2  daselbst  bedarf  es  eines  solchen  Zeugnisses  nicht  für  An- 
gehörige Italiens,  Belgiens  und  der  Schweiz,  weil  durch  Übereinkunft 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  diesen  Staaten  auf  Beibringung  eines 
solchen  verzichtet  worden  ist. 

Auf  Grund  des  §  5  daselbst,  wird  den  Angehörigen  der  Niederlande, 
Schwedens  und  Norwegens  und  Österreich-Ungarns  —  mit  Ausnahme  der 
Länder  Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg  und  Krahi  —  im  allgemeinen  Befreiung 
von  der  Vorschrift  in  §  3  bewilligt. 
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Die  Torstehenden  Befreinngen  beadeben  sich  nicht  auf  die  den  Aus- 
ländem oder  Ausländerinnen  nach  Art.  22  §  2  des  AusfUhran^gesetzes 
zum  Bttigerlichen  Gesetzbuch  obliegende  Verpflichtung,  ein  Zeugnis  der  su- 
ständipen  Behörde  des  Staates,  dem  sie  ansehören,  darfibeor  beizubringen, 
dafs  der  Behörde  eine  nach  den  G^etzen  dieses  Staates  bestehendes  Ehe- 
hindemis  nicht  bekannt  ist  Auf  die  Beibringung  dieses  Zeugnisses  ist  stets 
zu  bestehen,  sofern  nicht  nach  Art  22  §  5  des  Ausfuhrungsgesetzes  im 
einzelnen  Falle  oder  im  allgemeinen  Befreiung  durch  das  Staatsministerinm 
auch  hiervon  bewilligt  werden  wird. 

Bezüglich  der  Eheschlielsung  von  Bayern  wird  auf  Art.  22  §  7  des 
Ausführungsgesetses  verwiesen. 

§  55  der  Instruktion  für  die  Standesbeamten  —  Ausschreiben  vom 
26.  Februar  1876  —  wird  aufgehoben. 

3.  Ausschreiben    des  Staatsministeriums  vom  26.  Jan.  1901  über 

Eheschliefsung  von  Dänen  (Regierungsblatt  für  das  Herzogtum  Sachaen- 

Meiningen,  1901,  S.  155  No.  25). 

Im  Anschlufs  an  das  Ausschreiben  vom  8.  Febr.  v.  Js wird  bis 

auf  weiteres  auch  den  Angehörigen  Dänemarks  allgemeine  Befreiung  von 
der  Vorschrift  in  Art  22  C  3  des  Ausführungsgesetzes  zum  Btlrgerlichen 
Gesetzbuch  vom  9.  Aug.  1899  gewährt 

4.  Ministerial- Ausschreiben  vom  15.  März  1901  über  Straf- 
nachrichten  an  die  österreichische  Regierung  (8.  d.  Aoaschrb. 
S.  223). 

5.  Ministerial- Ausschreiben  vom  21.  März  1901  über  Ein- 
ziehung von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gre- 
richtsbarkeit  und  in  Grundbuch  Sachen  auf  Ersuchen  der  Behörden 
eines  anderen  Bundesstaates  (S.  d.  Ausschrb.  S.  225). 

SeliawBilbitrr-Ijippe. 

1.  Allgemeine  Verfügung  vom  21.  Dez.  1900,  betr.  Vollstreckbarkeit 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich  und  öster- 
reichischer Gerichte  in  Deutschland  (L.-Vdg.  S.  423). 

2.  Allgemeine  VerBigung  vom  15.  März  1901,  betr.  die  auf  Er- 
suchen der  Behörde  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende 
Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  in  Grundbuchsachen  (L.-Vdg.  S.  47). 

3.  Allgemeine  Veridlgung  vom  22.  April  1901,  betr.  Vollstreckung 
von  Gesamtstrafen,  wenn  Einzelstrafen  der  Gerichte  verschiedener 
Bundesstaaten  erkannt  sind  (L.-Vdg.  S.  63). 

Sehwarilimrr-RndolstaAt. 

1.  Minister ial-Bekanntmachung  vom  13.  April  1901,  betr.  die  auf 
Ersuchen  der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende 
Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  in  Grundbuchsachen  (Ges.S.  S.  88). 

2.  Ministerial-Bekanntmacbung  vom  13.  April  1901,  betr.  Mitteilung 
von  Strafnachrichten  an  die  österreichische  Regierung  (GeB.8. 
8.  89). 
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3.  Ministerial-Bekanntmachnng  vom  8.  Mai  1901,  betr.  Koeten  der 
Vollstreckang  einer  Gesamtstrafe  (Qes.S.  S.  105). 

Allgemeine  Verfügung  vom  28.  Mitrz  1901,  betr.  die  auf  Ersuchen 
der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende  Ein* 
siehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
G^eriehtsbarkeit  und  in  Grundbuch  Sachen  (6es.-S.  8.  138). 

Wttrttemlierff. 

1.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  26.  November 
1900,  betreffend  die  eidliche  Vernehmung  von  Prozefs- 
Parteien  auf  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  (Amtsbl. 
d.  J.M.  8.  151): 

Nach  einer  Mitteilung  des  Ausw&rtigen  Amts  in  Berlin  hat  die  Oster- 
reichische Regiemnff  den  iVunsch  ausgesprochen,  es  möchte  im  Interesse 
eines  ungestörten  Fortgangs  des  Rechtshülfeverkehrs  darauf  hingewirkt 
werden,  dafs  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  um  eidliche  Vernehmung 
von  Prozefsparteien  von  den  deutschen  Gerichten  (Amtsgerichten)  nicht  — 
wie  dies  schon  vorgekommen  sei  —  ablehnend  beantwortet,  sondern 
ersuchungsgemftfs  erledig  werden. 

Demzufolge  wird  hiermit  Nachstehendes  bekannt  gegeben : 
Die  am  1.  Januar  1898  in  Kraft  getretene  österreichische  Civilprozefs- 
ordnung  vom  1.  August  1895  (österreichisches  Reichs-Gesetzblatt  von  1895 
8.  365)  kennt  keine  durch  Eid  bedin^n  Endurteile,  wohl  aber  kennt  sie 
neben  dem  Beweis  durch  Urkunden,  Zeugen.  Sachverständige  imd  Augen- 
schein einen  Beweis  durch  Vernehmung  aet  Parteien,  worüber  die  n&heren 
Vorschriften  in  Titel  7  des  ersten  Abschnitts  des  zweiten  Teils  der  öster- 
reichischen Civilprozefsordnu^  (§S  371  bis  383)  enthalten  sind.  Aus  einer 
näheren  Betrachtung  dieser  'Vorscnriften  —  von  denen  die  hieher  wesent- 
lich in  Frage  kommenden  im  Anhang  abgedruckt  sind  —  im  Verhältnis  zu 
den  Bestimmungen  des  deutschen  Civilprozefsrechts  ereiebt  sich,  da(s  die 
eidliche  Vernehmung  der  Partei  im  Sinne  des  österreichischen  Rechts  eine 
mit  den  Grundsätzen  des  inländischen  Rechts  unverträgliche,  eine  nach 
diesen  Grundsätzen  „verbotene"  Handlung  (zu  v^l.  Art.  10  Abs.  2  des  Ab- 
kommens zur  Regelung  von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom 
14.  November  1896,  Reichs -G^etzblatt  von  1899  S.  285)  nicht  darstellt. 
beon  wenn  auch  die  deutsche  Civilprozefsordnun^  weder  eine  „eidliche 
Vernehmung"  der  Partei  kennt,  noch  eine  imbeeidi^te  „Vernehmung"  der 
Partei  unter  die  Beweismittel  im  technischen  Sinne  eingereiht  hat,  so  kennt 
sie  doch  einerseits  die  Eidesleistung  der  Partei,  und  andererseits  ist  ihr 
auch  eine  „Vernehmung"  der  Partei  ( —  im  Sinne  einer  durch  den  Richter 
veranlafsten  Anskunftserteilung  derselben  über  bestimmte  thatsächliche 
Vorgänge  — )  nicht  fremd  (zu  vrf.  §§  139,  141,  619,  654,  671  der  CJ^.O.). 
Macht  das  österreichische  Gericht  von  der  ihm  durch  §377  Abs.  2  der 
österreichischen  Civilprozefsordnung  eingeräumten  Befugnis  Gebrauch,  die 
Fassung  der  eidlichen  Aussage  über  die  zu  beweisende  Thatsache  zu  be- 
stimmen, so  deckt  sich  der  Beweis  durch  eidliche  Vernehmung  der  Partei, 
was  die  Beweisaufnahme  selbst  anlangt,  ohnehin  im  wesentlichen  mit  dem 
deutschen  Eidesbeweis.  Hervorzuheben  ist  allerdings,  dafs  die  eidliche 
Aussage  der  Partei  im  österreichischen  Civilprozefs  nicht  —  wie  der  Eid 
der  Partei  im  deutschen  Civilprozefs  —  den  vollen  Beweis  der  beschworenen 
Thatsache  erbringt,  vielmehr  ninsichtlich  ihres  Beweiswerts  der  Beurteilung 
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des  Gerichts  unterliegt.  Aber  dieser  freilich  bedeutungsvolle  Unterschied 
lie^  nicht  sowohl  auf  dem  Gebiete  der  Beweisaufnahme,  als  auf  dem- 
jenigen der  Beweis  Würdigung.  Endlich  ist  noch  darauf  hinzuweisen, 
dafs  die  auf  Grund  der  Anordnung  eines  österreichischen  Gerichts  erfolgende 
eidliche  Aussage  einer  Partei  als  ein  „auferlegter"  Eid  im  Sinne  des  §  153 
des  Straf|^esetzbuchs  zu  betrachten  und  daher  die  strafrechtliche  Verfolg- 
barkeit einer  bezüglichen  falschen  eidlichen  Angabe  nicht  zu  beweifeln  ist 

Hiemach  una  in  Ermangelung  einer  die  eidliche  Vernehmung  einer 
Partei  ausschliefsenden  landesrechUichen  Norm  erscheint  es  unbedenklich, 
dafs  den  von  österreichischen  Gerichten  ausgehenden  Ersuchen  um  eidliche 
Vernehmung  einer  Prozefspartei  entsprochen  wird,  sofern  nicht  im  einzelnen 
Fall  besondere  Hinderungsgründe  (—  z.  B.  die  etwa  nach  deutschem  Recht 
vorhandene  Eidesunmündigkeit  der  betreffenden  nach  österreichischem  Kecht 
[§  336  der  österreichischen  C.P.O.]  eidesmündigen  Partei,  vgL  femer  Art  7 
Abs.  1  Nr.  1  und  Abs.  2  des  oben  erwähnten  Abkommens  vom  14.  November 
1896  — )  vorliegen. 

Es  wird  hierbei  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  wie  die  Ablehnung 
der  in  Bede  stehenden  österreichischen  Bechtshülfeersuchen  den  lebhaften 
Rechtshülfe  verkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Österreich  be- 
einträchtigen könnte  und  darum  geeignet  wäre,  auch  die  vor  österreichischen 
Gerichten  Recht  suchenden  oder  nehmenden  deutschen  ReichsangehOrigen 
zu  benachteiligen. 

Selbstverständlich  ist,  dafs  die  den  Grundsätzen  des  deutschen  wie  des 
österreichischen  Civilprozesses  entsprechende  Unterlassung  jeglicher  Zwanes- 
mafsregeln  gegen  eine  Partei  hinsichtlich  des  EzBcheinens  vor  Gericht  oer 
Eidesleistung  und  der  Abgabe  einer  Erklärung  auch  bei  Erledigung  einer 
derartigen  Kiequisition  zu  oeobachten  ist 

Anhang. 
Auszug    aus    der    österreichischen    Civilprozefsordnang 
vom    1.   August   1895  (österr.  Reichsgesetzblatt  von  1895 

S.  365). 

§  371. 

Der  Beweis  über  streitige,  für  die  Entscheidung  erhebliche  Thatsachen 
kann  auch  durch  die  Vernehmung  der  Parteien  geführt  werden. 

Diese  Beweisführung  kann  auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen,  jedoch 
nur  dann  angeordnet  weraen,  wenn  der  Beweis  weder  durch  die  anderen 
von  den  Parteien  angebotenen  Beweismittel,  noch  durch  die  etwa  von 
Amts  wegen  angeordneten  Beweisaufnahmen  hergestellt  ist 

§  872. 

Parteien,  in  Ansehen  deren  Vernehmung  oder  Beeidigung  einer  der 
Ausschlie&ungsgründe  der  §§  320  und  336  Absatz  1  ^)  vorliegt,  dürfen  nicht 
zum  Zwecke  der  Beweisführung  abgehört  werden. 


1)  Die  §§  320  und  336  Abs.  1  lauten: 

§  320. 

Als  Zeugen  dürfen  nicht  vernommen  werden: 

1.  Personen,  welche  zur  Mitteilung  ihrer  Wahrnehmungen  unfähig  sind, 
oder  welche  zur  Zeit,  auf  welche  sich  ihre  Aussage  beziehen  soll,  zur 
Wahrnehmung  der  zu  beweisenden  Thatsache  unfähig  waren; 

2.  Geistliche  in  Ansehung  dessen,  was  ihnen  in  der  Beichte  oder  sonst 
unter  dem  Siegel  geistlicher  Amtsverschwiegenheit  anvertraut  wurde; 

3.  Staatsbeamte,  wenn  sie  durch  ihre  Aussage  das  ihnen  obliegende 
Amtsgeheimnis  verletzen  würden,  insofern  sie  der  Pflicht  zur  Geneim- 
haltung  nicht  durch  ihre  Vorgesetzten  entbunden  sind. 
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§875. 

Die  BeweisföhruDg  dnrch  Veniehinuog  der  Partei  wird  durch  Beschlufs 
angeordnet.  Gegen  diesen  Beschlofs  ist  ein  abgesondertes  Rechtsmittel 
nicnt  zulässig.  Die  Beweisführung  geschieht  dadurch,  dafs  das  Gericht  an 
die  zu  yemenmende  Partei  über  die  Thatsachen,  deren  Beweis  durch  die 
Vernehmung  hergestellt  werden  soll,  die  geeigneten  Fragen  stellt.    —    — 

Diese  Befrafl^ng  hat  vor  dem  erkennenden  Gerichte  zu  geschehen. 
Ist  die  zu  vernehmende  Partei  nicht  persönlich  anwesend,  so  ist  deren 
Vorladung  unter  Mitteilung  der  Thatsachen  zu  verfügen,  über  welche  die 
AbhOrun^  stattfinden  soll.  Die  Beweisaufnahme  durch  einen  ersuchten 
Richter  ist  nur  zulässig,  wenn  dem  persönlichen  Erscheinen  der  Partei 
unfibersteigliche  Hindernisse  entgegenstehen  oder  dasselbe  unverh&ltnis* 
m&fsige  Kosten  verursachen  würde. 

§376. 

Die  Parteien  sind  zuerst  ohne  Beeidigung  zu  befragen ;  der  unbeeideten 
Vernehmung  kann  die  Abhörung  unter  Eid  folgen. 

Bei  der  unbeeideten  Vernehmung  sind,  wenn  beide  Parteien  erschienen 
sind,  in  der  Re^el  beide  über  die  zu  beweisenden  Thatsachen  zu  befragen. 
Vor  der  unbeeideten  Vernehmung  hat  das  Grericht  die  Parteien  aufmerksam 
au  machen,  dafs  sie  unter  Umständen  verhalten  werden  können,  über  ihre 
Aussagen  einen  Eid  abzulegen. 

§  377. 

ViTenn  das  Ergebnis  der  unbeeideten  Befragung  nicht  ausreicht,  um 
das  Gericht  von  der  Wahrheit  oder  Unwahrheit  der  zu  beweisenden  That- 
sachen zu  überzeugen,  so  kann  das  Gericht  die  eidliche  Vernehmung  an- 
ordnen. 

Die  eidliche  Aussage  kann  über  dieselbe  Thatsache  nur  einer  der 
beiden  Parteien  aufgetragen  werden.  Hierbei  kann  das  Gericht  aus  der 
unbeeideten  Aussage  dieser  Partei  einzelne  Behauptungen  hervorheben, 
welche  die  Partei  nunmehr  unter  Eid  zu  wiederholen  hat;  desgleichen  kann 
das  Gericht  bei  Anordnung  der  eidlichen  Vernehmung  die  Fassung  be- 
stimmen, in  welcher  die  eidliche  Aussage  über  einzelne  Umstände  zu 
erfolgen  habe.  Gegen  diese  Beschlüsse  ist  ein  abgesondertes  Rechtsmittel 
nicht  zulässig. 

Die  von  einer  Partei  unter  Eid  abgelegte  Aussage  unterlieg^,  wenn 
sie  falsch  ist,  der  gleichen  strafrechtlichen  Beurteilung  wie  ein  vor  Gericht 
abgelegter  falscher  Eid.  Die  Partei  ist  vor  ihrer  eialichen  Abhörung  an 
die  Pmcht  zur  Angabe  der  Wahrheit,  an  die  Heiligkeit  und  Bedeutung 
d^  Eides,  sowie  an  die  strafrechtlichen  Folgen  eines  falschen  Eides  zu 
eriimem.    Die  erfolgte  Eideserinnerung  ist  im  Protokolle  festzustellen. 

§  378. 

Das  Gericht  hat  nach  sorg^tiger  Erwägung  aller  Umstände  zu  be- 
schliefsen,  welche  bereits  unbeeidet  befragte  Partei  über  die  streitige 
Thatsache  unter  Eid  zu  vernehmen  ist. 


§  336. 

Zeugen,  welche  wegen  falschen  Zeugnisses  oder  falschen  Eides  ver- 
urteilt worden  sind,  oder  welche  zur  Zeit  ihrer  Abhörung  das  vierzehnte 
Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  endlich  Personen,  welche  wegen 
mangelnder  Verstandesreife  oder  wegen  Verstandesschwäche  von  dem  Wesen 
und  der  Bedeutung  des  Eides  keine  genügende  Vorstellung  haben,  dürfen 
nicht  beeidet  werden. 
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§  380. 

Die  Anwendnng  von  Zwan^m&feregeln,  um  eine  Partei,  die  zum 
Zwiacke  der  Beweisführung  ohne^eeidignng  oder  beeidet  befragt  werden 
soll,  zum  Erscheinen  vor  Gericht  oder  zur  Aussage  zu  verhalten,  ist  un- 
statthaft. 

§381. 

Welchen  Einflufs  es  auf  die  Herstellung  des  Beweises  habe,  wenn  die 
Partei  ohne  genügende  Gründe  die  Aussage  oder  die  Beantwortung  ein- 
zelner Fragen  ablehnt,  wenn  die  zum  Zwecke  der  nnbeeideten  oder  be- 
eideten Vernehmung  geladene  Partei  nicht  erscheint^  oder  wenn  die  eidliche 
Aussage  einer  Partei  von  den  bei  ihrer  vorausgemngenen  unbeeidigten 
Yemenmunj^  abgegebenen  Erklärungen  in  erheblichen  Punkten  abweu^t, 
hat  das  Gericht  unter  sorgfältiger  Würdigung  aller  Umstände  zu  beurteilen. 

2.  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  5.  Februar  1901,  be- 
treffend die  Anwendung  der  Konvention  über  die  Regalierang  von 
Hinterlassenschaften    zwischen    dem    Deutschen    Reich 

und  Rafsland   vom -|p^^^    1874  [Reichs-Gesetzblatt  von  1875 
S.  186  ff.]  (Amtebl.  d.  J.M.  8.  13): 

Das  Justizministerium  hat  wiederholt  die  Wahrnehmung  gemacht, 
dafs  in  betreff  der  Behandlung  von  Nachlafssachen  russischer  Staats- 
angehöriger die  in  der  oben  genannten  Konvention  entbotenen  Vor- 
schriften immer  noch  nicht  mit  der  erforderlichen  Genauigkeit  beobachtet 
werden,  obwohl  dieselben  den  Beteiligten  durch  die  Verfügungen  des 
Justizministeriums  vom  17.  Mai  1895,  Amtsblatt  S.  24,  und  vom  27.  Februar 
1897,  Amtsblatt  S.  11,  in  Erinnerung  gebracht  worden  sind. 

Die  beteiligten  Behörden  (die  Nachlafsgerichte  und  die  denselben 
vorgesetzten  Behörden)  werden  daher  unter  Hinweisung  auf  die  eben  be- 
zei&neten  Verfügungen  des  Justizministeriums  vom  17.  Mai  1895  und  vom 
27.  Februar  1897  abermals  zu  genauer  Beachtung  der  in  der  erwähnten 
Konvention  enthaltenen  Bestimmungen  auf  das  Nachdrücklichste  auf- 
gefordert. 

8.  Verfügung  des  Jostizministeriams  vom  28.  Mttiz  1901,  be- 
treffend die  Auslieferung  von  Verbrechern  zwischen 
Deutschland   und  der  Schweiz  (Amtsbl.  d.  J.M.  S.  29): 

Das  von  den  diesseitigen  Behörden  seither  in  der  Regel  eingeschlagene 
Verfahren,  wonach  im  Auslieferungsverkehr  mit  der  Schweiz  bei  vorUmger 
Festnahme  des  Verfolgten  in  der  Schweiz  neben  der  Vorlegung  des  Haft- 
befehls oder  des  sonstigen  zur  Erwirkung  der  Auslieferung  dienlichen 
Dokuments  (zu  vgl.  Art.  7  und  8  des  deutsch-schweizerischen  Auslieferung 
Vertrags  vom  24.  Januar  1874,  Reichs -Gesetzblatt  S.  118)  an  das  Justiz- 
ministerium auch  der  betreffenden  schweizerischen  Polizei-  oder  Geridits- 
behörde  direkt  eine  Abschrift  des  Haftbefehls  etc^  zugesandt  wird,  hat 
nach  neuerlichen  Mitteilungen  des  Auswärtigen  Amts  Anlafs  zu  Bed^ken 
gegeben.  Es  besteben  nicht  nur  Zweifel  darüber,  ob  diese  direkte  Über- 
sendung des  Haftbefehls  an  die  schweizerischen  Lokal behörden  eine  zur 
Wahrung  der  zwanzigtägisen  Frist  des  Art  8  des  Auslieferun^vertrags 
geeignete  „Beibringung'^  oes  Haftbefehls  darstellt,  sondern  die  direkte 
Mitteilung  hat  auen  sonst  schon  in  einzelnen  Fällen  zu  Anständen  und 
Erschwerungen  des  Auslieferun^sverfahrens  gefuhrt.  Die  Justizbehörden 
werden  daher  angewiesen,  künftig  von  der  unmittelbaren  Übersendung  des 
Haftbefehls  etc.    an  die  schweizerischen  Behörden  Abstand  zu   nehmen. 
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Dagegen  verateht  es  sich  von  selbst,  dafii  in  den  F&llen  des  Art.  8  des 
Anäieferanffsvertrags  behufs  Wahrung  der  Frist  der  Bericht  nebst  der 
richterlich  beglaubigten  Abschrift  oder  Ausfertigung  des  Haft- 
befehls etc.  (zu  vgl.  die  VerfQgung  des  Justizministeriums  vom  19.  Juni 
1889,  betreffend  die  zur  Stellung  von  AuslieferungsantrSjg^  erforderlichen 
Urkunden,  Amtsblatt  S.  88)  mit  thunlichster  Beschleumgung  dem  Justiz- 
ministerium vorzulegen  ist 

4.  Yerfllgang  dee  Justizministeriams  vom  28.  Mftrz  1901,  be- 
treffend die  auf  Ersuchen  der  Behörde  eines  anderen  Bundesstaats  er- 
folgende Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  in  Grundbnchsachen  (Amtsbl. 
d.  J.M.  S.  30): 

Nach  einer  zwischen  den  Regierungen  sftmtlicher  Bundesstaaten  ge- 
troffenen Vereinbarung  sind  fortan,  wenn  zum  Zwecke  der  Einziehung  von 
Kosten,  welche  in  den  durch  Beichsgesetz  den  Gerichten  übertragenen 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  oder  in  Grundbuchsachen 
entstanden  sind,  Beistand  zwischen  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten 

SBW&hrt  ist,  auch  die  hierdurch  entstandenen  baren  Auslagen  der  ersuchten 
ehörde  von  der  ersuchenden  nicht  zu  erstatten.  Dies  eilt  auch  dann, 
wenn  für  die  bezeichneten  Gksch&fte  nach  Landesgesetz  andere  als  eericht- 
Mche  Behörden  zuständig  sind.  Zu  den  erwähnten  AnffelegenheiSafn  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gehört  auch  die  gerichtliche  Beuäundung  von- 
Rechtsgeschäften. 

Die  Justizbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntnis 
gesetzt,  dafs  auch  in  denjenigen  Sachen,  in  denen  das  Ersuchen  um  Ein- 
siehung von  Kosten  vor  ErTafs  dieser  Verfügung  eingegangen  ist,  die 
entstandenen  Auslagen  von  der  ersuchenden  Behörde  nicht  zu  enordem  sind. 
Die  vorstehenden  Bestimmungen  kommen  gegenüber  Behörden  von 
Elsafs-Lothringen  gleichfalls  zur  Anwendung. 

5.  Bekanntmachung  des  Justizministeriunis  vom  23.  Mai  1901, 
betreffend  die  Vollstreckung  von  Gesamtstrafen  bei  Fest- 
setzung der  Einzelstrafen  von  Gerichten  verschiedener  Bundesstaaten 
(Amtsbl.  d.  J.M.  S.  39): 

Bei  den  Strafvollstreckungsbehörden  haben  sich  Meinungsverschieden- 
heiten über  die  Frage  ergeben,  ob  dem  Bundesstaate,  der  eine  Freiheits- 
strafe in  Vollzug  gesetzt  hat,  welche  demnächst  in  eine  gemäfs  dem 
Bundesratsbeschlusse  vom  11.  Juni  1885^)  von  einem  anderen  Sundesstaate 
zu  vollstreckende  Gesamtstrafe  einbezogen  wird,  von  diesem  anderen 
Bundesstaate  die  Kosten  für  die  Vollstreckung  der  einbezogenen  Strafe  zu 
erstatten  sind.  Im  Interesse  eines  gleichmäfsigen  Verfahrens  sind  die 
Justiz verwaltun^n  der  Bundesstaaten  dahin  übereingekommen,  dafs  in 
Fällen  der  bezeichneten  Art  —  vorbehaltlich  einer  ausnahmsweisen  ander- 
weitigen Verständigung  zwischen  den  beteiligten  Justizverwaltungen  — 
eine  Erstattuns  von  Kosten  för  die  Vollstreckung  der  in  die  Gesamtstrafe 
einbezogenen  Einzelstrafe  nicht  stattzufinden  hat. 


von 


6.  Anweisung  des  Justizministeriums  in  betreff  der  Beförderung 
amtlichen   Ausfertigungen  in   Angelegenheiten    der 


1)  Vgl.  Amtsblatt  von  1885  S.  83,  von  1890  S.  96,  von  1900  S.  111. 
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freiwilligen  Gerichtsbarkeit  an  im  Ausland  befindliche  Be- 
teiligte, nebst  einem  Anhang,  betreffend  internationale  Nach- 
lafs-  and  Vormandschaftsbehandlung.  Vom  11.  Juni  1901 
(Amtsbl.  d.  J.M.  a  43)*): 


An  Stelle  der  Anweisune  vom  20.  Februar  1894  in  betreff  der  Be- 
förderung von  amtlichen  AuBfertigun^en  in  Erbschaftssachen  etc.,  Amts- 
blatt S.  11  ff.,  treten  folgende  Vorschriften : 

§1. 
Form  der  amtlichen  Mitteilungen. 

Für  amtliche  Mitteilungen,  welche  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  an  im  Ausland  befindliche  Beteiligte  su  erlassen  smd, 
ist  in  der  Begel  die  Form  eines  an  jene  Personen  selbst  gerichteten 
Dekrets  zu  wählen. 

Sollte  aus  besonderen  Gründen  ein  Ersuchen  um  Vornahme  fferieht- 
licher  Amtshandlungen  im  Ausland  (Bechtshülfe)  erforderlich  weraen,  so 
sind  die  Bestimmungen  der  Ministerialverfüg^^  vom  15.  September  1888^ 
betrefiend  die  im  Ausland  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Joatiz- 
behörden  (Amtsblatt  S.  43),  mafsgebend.  Vgl.  Ziff.  1  der  genannten  Ver- 
fügung»). 


1)  Zu  der  Verfügung  vom  15.  September  1888  ist  noch  hinzuweisen 
auf  das  zwischen  einer  Anzahl  von  Staaten  erfolgte  Abkommen  zur  Reffdong 
von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom  14.  November  189^  wef 
chem  das  Deutsche  Beich  beigetreten  ist.  Siehe  Reichs-Gesetzblatt  von 
1899  S.  285  ff. 

Wegen  des  Verkehrs  mit  den  Behörden  anderer  Deutschen  Staaten 
in  Sachen  der  freiwilHgen  Gerichtsbarkeit  sind  zu  vgl.  §  2  und  §  194  Abs.  1 
und  4  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit vom  17.  Mai  1898  —  abgekürzt  citiert  als  „G-F-G.""  —  (Reichs-Gesets- 
blatt  S.  771),  sowie  §  46  der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  14*  Sep- 
tember 1899,  betreffend  das  Vormundscbaftswesen,  Amtsblatt  S.  169  ff.,  und 
§  46  der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1899,  be- 
treffend das  Nachlafswesen,  Amtsblatt  S.  210  ff. 

Über  Zustellungen  an  deutsche  Bedienstete  der  Chefs  oder  Mitglieder 
der  bei  dem  württembergischen  Staat  oder  bei  einem  andern  deutB<^en 
Bundesstaat  oder  bei  dem  Deutschen  Reich  beglaubigten  Missionen  giebt 
Anleitung  die  hierüber  erlassene  Verfügung  des  Justizministeriums  vom 
10.  Oktober  1899,  Amtsblatt  S.  363. 

Ober  das  Postportowesen  im  Verkehr  mit  den  Behörden  deut- 
scher Bundesstaaten  s.  die  Bekanntmachung  s&mtlicher  Ministerien 
vom  27.  September  1873  (Reg.Blatt  S.  361).  Die  gleichen  Bestimmungen 
treffen  für  den  Postverkehr  mit  den  österreichisch-ungarischen 
Behörden  zu,  ebenso  für  die  portopflichtige  Korrespondenz  zwischen  in- 
ländischen und  schweizerischen  Behörden  s.  Bekanntmachung  sämtlicher 
Ministerien  vom  4.  November  1878  (Reg.Blatt  S.  404)  und  vom  4.  Febmar 

*)  We^en  des  im  Zusammenhang  dieser  Verordnung  mitgetdlten 
Materials,  aas  von  allgemeinstem  Interesse  fär  den  intemationaien  Rechts- 
verkehr ist,  hat  die  Reaktion  dieser  Ztschr.  geglaubt,  den  Text  ohne  jede 
Kürzung  mitteilen  lu  sollen. 

Bed. 
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§2. 
Besohaflfanheit  der  Dekrete. 

Die  Dekrete  nebst  etwaigen  Beilagen  sind  auf  ciitem  weilsem  Poat- 
papier,^  dessen  Format  weder  die  Län^e  noch  die  Breite  des  üblichen 
Kansleiformats  (Verfagnng  des  Justizniinisterinms  vom  30.  August  1884, 
betre£Fend  die  Einführung  der  Papiemormalfonnate  für  den  amtlichen  Ge- 
brauch, Amtsblatt  S.  54)  überragen  darf,  deutlich,  sorgfältig  und  mit  Ver- 
meidung jeder  Korrektur  zu  schreiben.  Die  Ziffern  sind,  wo  sie  eine 
besondere  Bedeutung  haben,  so  namentlich  bei  der  Anberaumung  von 
präjudiziellen  Fristen  oder  der  Angabe  von  zu  empfangenden  Geldsummen, 
neben  den  Zahlen  auch  noch  mit  Worten  auszudiäcken. 

Die  Adressen  und  sonstigen  persönlichen  Verhältnisse  derjenigen,  an 
welche  ein  Dekret  gerichtet  wird,  sind  möglichst  genau  zu  ermitteln  und 
beizusetzen. 

Dekrete  des  Amtsgerichts  sind  von  dem  Bichter  mit  Angabe  seines 
Amtscharakters,  solche  des  ordentlichen  Vormundschafts-  und  ordentlichen 
Nachlafsgerichts  von  dem  Vorsitzenden  desselben  unter  Beifü^ng  dieser 
Eigenschaft  sowie  seines  Amtscharakters  (Bezirksnotar)  zu  unt^zeidmen« 
Femer  ist  jedes  Dekret  mit  dem  Dienstsiegel  oder  Dienststempel  der  Be- 
hörde, yon  welcher  es  ausgeht,  zu  versehen. 

Von  allen  Dekreten  sind  vollständige  Konzepte  bei  den  Akten  zu- 
rückzubehalten. 

§3. 

Ehefrauen.     Mehrsahl  von  Adressaten. 

Dekrete  an  Ehefrauen  sind  zugleich  an  deren  Ehemänner  zu  richten. 
Über  Minderjährige  s.  unten  §  11. 


1878  (Ree.Blatt  S.  88).  Zu  vgl.  femer  Verfügung  des  Justizministeriums 
vom  31.  Oktober  1873,  betreffend  die  Behandlung  der  portopfliehtiffen  Kor- 
respondenz mit  den  Behörden  anderer  deutscher  Bundesstaaten  (Keg.Blatt 
8.  404). 

Hinsichtlich  der  Bechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schntz- 
ffebieten  (Ostafrika,  Südwestafrika,  Kamerun,  Togo,  Neu-Guinea  mit 
fijurolinen,  Palau  und  Marianen,  Kiautschou,  Samoa,  Marschall-,  Brown- 
und  ProvidenceinselnX  gilt  seit  1.  Januar  1901  das  Schutzffebietsgesetz  in 
der  Fassung  vom  25.  Juli  1900,  Bekanntmachung  des  Reicnskanzlers  vom 
10.  September  1900  (Beichs-Gesetzblatt  S.  813  ff.).  Zu  vgl.  auch  die  Kaiser- 
liche Verordnung  vom  9.  November  1900,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
in  den  deutschen  Schutzgebieten,  Reichs-Gesetzblatt  S.  1005. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  2.  Mai 
1894,  betreffend  die  Regelung  der  Verwaltung  und  Rechtspflege  in  den  zu 
den  Schutzgebieten  nicht  gehörigen  Teilen  der  deutschen  Interessensphären 
in  Afrika  (Reichs-Gesetzblatt  S.  461).  Über  das  in  den  Schutzgebieten  an- 
zuwendende Recht  (die  in  §  19  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbar- 
keit vom  7.  April  1900,  Reichs-G^setzblatt  S.  213,  bezeichneten  Vorschriften 
der  Reichsgesetze  und  Preufsischen  Gesetze)  ist  zu  vgl.  §  8  des  Schutz- 
gebietseesetzes. 

Der  den  den  Gerichten  der  sämtlichen  deutschen  Schutzgebiete  ge- 
statteten unmittelbaren  Geschäftsverkehr  mit  den  inländischen  Justiz- 
behörden, wogegen  die  letzteren  ihre  Ersuchungsschreiben  durch  die 
Centralbehörden  zu  übersenden  haben,  siehe  die  Bekanntmachung  des 
Justizministeriums  vom  10.  Juli  1900,  Amtsblatt  S.  128,  in  Verbindung  mit 
der  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  6.  November  1899,  be- 
treffend den  GeschiStsverkehr  mit  dem  Gerichte  in  Kiautschou  und  den 
Marinegerichten  im  Auslande,  Amtsblatt  S.  410. 

32* 
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Wohnen  mehrere  Adressaten  am  gleichen  Ort,  so  ist  gleichwohl  (ab- 
gesehen von  Eheleuten,  s.  Abs.  1)  an  j  e  d  e  in  Betracht  kommende  Person 
ein  besonderes  Dekret  tn  richten. 

§4. 
ErUftnmgen  der  Adressaten.    Fristen. 

Soll  eine  Erklärung  des  Adressaten  beigebracht  werden,  so  ist 
hierzu  eine  angemessene  Frist  —  bei  überseeischen  Ländern  in  der  Regel 
nicht  unter  zwei  Monaten  —  anzuberaumen  und  die  Folge  der  Versäunmis 
dieser  Frist  ausdrücklich  hervorzuheben,  auch  ist  stets  der  Anfangs- 
punkt der  erteilten  Frist  (in  der  Kegel  der  Tag  der  Eröffnung  oder  Zu- 
stellung der  betreffenden  Mitteilung)  ausdrücklich  zu  bezeichnen.  Werden 
in  einem  Dekret  mehrere  Fristen  erteilt,  so  ist  für  jede  derselben  der  An- 
fangspunkt ersichtlich  zu  machen.  Auch  empfiehlt  es  sich ,  bei  Erteilung 
mehrerer  Fristen  im  gleichen  Dekret  die  Dauer  der  Fristen  gleich  zu  be- 
messen. Soweit  über  die  Dauer  der  Frist  gesetzliche  Yorschriiien  bestehen, 
sind  diese  einzuhalten. 

Hinsichtlich  der  in  einem  Auseinandersetzungsverftthren  erfolgenden 
Mitteilung  der  vorbereitenden  Mafsregeln  oder  des  Auseinandersetzungs- 
plans  sind  die  Vorschriften  der  §§  91  Abs.  3  und  93  Abs.  2  des  G.F.G. 
zu  beachten. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  Urkunden  (Erklärungen,  Vollmachten, 
Empfangsbescheinigungen  etc.)  von  im  Auslande  befindlichen  Beteiligten 
zu  den  diesseitigen  Akten  beizubrin^n  sind,  ist  den  Beteiligten  zu  er- 
öffnen, dafs  die  Urkunden  auch  von  dem  betreffenden  diplomatischen  Ver- 
treter oder  Konsul  beglaubigt  sein  müssen.  Nur  bei  in  Österreich  -  Ungarn, 
in  Bosnien  und  in  der  Herzegowina  aufgenommenen  Urkunden  genügt  die 
Ausstellung  beziehungsweise  Beglaubigung  durch  ein  Gericht  oder  die 
sonstigen  in  den  betreffenden  Staatsverträgen  genannten  Behörden  (vereL 
Staatsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Österreichiscn- 
Ungparischen  Monarchie  vom  25.  Februar  1880,  Reichs -Gesetzblatt  von 
1881  S.  4,  vom  18.  Juni  1881,  Reiohs  Ge=«etzblatt  S.  253,  Bekanntmachung 
vom  3.  August  1881,  Reichs-Cjresetzblatt  S.  25*'>). 

Über  die  Befugnisse  der  deutschen  Konsuln  zur  Legalisation  der- 
jenigen Urkunden,  welche  in  ihrem  Amtsbezirk  ausgestellt  oder  beglaubigt 
sind,  sowie  zur  Erteilung  schriftlicher  Zeugnisse  über  ihre  amtlichen 
Handlungen  und  über  die  bei  Ausübung  ihres  Amts  wahrgenommenen 
Thatsachen  zu  vergl.  §S  14  und  15  des  Gesetzes,  betreffend  die  Omuii- 
sation  der  Bundeskonsulate,  vom  8.  November  1867  (Anlage  zu  No.  Ides 
Reg.  Blatts  von  1871  S.  57).  Das  Gebühren-  und  Kosten wesen  bei  den  Kon- 
sulaten des  Deutschen  Reichs  ist  geregelt  durch  die  Reichsgesetze  vom 
1.  Juli  1872  (Reichs- Gesetzblatt  S.  245)  und  vom  5.  Juni  1895  (Reichs- 
Gesetzblatt  S.  417). 

Vergl.  auch  das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Beglaubigung  öffent- 
licher Urkunden,  vom  1.  Mai  1878  (Reichs-Gesetzblatt  S.  89). 

§  5. 
Art  der  Zustellung. 

Über  die  Art  der  Zustellung  im  Auslande  glebt  Anleitung  der  §  33 
der  Verfugung  des  Justizministeriums  vom  10.  Oktober  1899,  betreffend 
die  Zustellungen  von  Amts  wegen,  Amtsblatt  S.  843  (zu  vergl.  auch  §  16 
Abs.  2  des  G.F.G.,  Art.  65,  66  und  91  des  Ausführungsgesetzes  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch). 

Ist  eine  Zustellung  gemäfa  ^  33  Abs.  2  der  Verfügung  vom  10.  Ok- 
tober 1899  auf  diplomatischem  Weg  oder  unter  unmittelbarer  Anrufung 
der  Vermittelung  einer  auswärtigen  Behörde  zu  bewirken  und  sind  spätere 
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weitere  Zustellungen  an  die  gleiche  Person  in  Aussicht  zu  nehmen,  so 
kann  der  Adressat  in  dem  ersten  ihm  zuzustellenden  Dekret  zur  Be- 
nennung eines  im  Amtsgerichtsbezirk  der  die  Zustellung  veranlassenden 
Behörde  wohnhaften  Zustellungsbevollm&chtigten  unter  Stellung  einer 
angemessenen  Frist  und  mit  dem  Hinweis  aufgefordert  werden,  da»  sonst 
alle  sp&teren  Zustellungen  durch  die  Post  erfolgen  werden. 

Ist  in  einem  Ausemandersetzungsverfahren  bereits  seitens  des  Nach- 
lafsgerichts  eine  Zustellung  auf  dem  in  §  88  Abs.  2  der  Verfügung  vom 
10.  Oktober  1899  bezeichneten  Wege  bewirkt  worden,  so  können  etwaige 
spätere  auf  die  naohherige  pflegschaftliche  Vermögensyerwfdtung  sich  be- 
ziehende Zustellungen  seitens  des  Vormundschaffcsgerichts  durch  die  Post 
mittelst  Einschreibsendung  gegen  Rückschein  erfolgen. 

§6. 
XTninittelbarer  Gesohiftsverkehr  mit  auswftrtlgen  Stellen. 

Den  württembergischen  Behörden  ist  der  unmittelbare  Geschäfts- 
verkehr mit  den  Behörden  der  Schweiz  (vergl.  Bekanntmachung  des 
Justizministeriums  vom  7.  Januar  1879,  Württ  Gerichtsblatt  Band  XV 
S.  226)  und  Österreichs  —  jedoch  ausschliefslich  Ungarns,  zu  yergL 
Erlafs  des  Justizministeriums  vom  4.  Mai  1869,  Württ.  Q-erichtsblatt 
Band  I  8.  7  —  gestattet,  wofern  nicht  aus  besonderen  Gründen  im  ein- 
zelnen Fall  eine  diplomatische  Vermittelung  nötiff  erscheint. 

Verzeichnis  der  schweizerischen  Gerichtsbenörden  s.  Amtsblatt  von 
1888  S.  9  und  1890  S.  7. 

Verzeichnis  der  Civil-  und  Strafgerichte  der  im  Österreichischen 
Bciehsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder  s.  Württ.  Gerichtsblatt 
Band  XXI  S.  887. 

Über  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  mit  österreichischen  und 
schweizerischen  Behörden  in  Patentsachen  zu  vergl.  die  Bekanntmachungen 
des  Justizministeriums  vom  5.  Juni  1899,  Amtsblatt  S.  87,  und  vom 
5.  Februar  1900,  Amtsblatt  S.  41. 

§7. 
Verbot  des  unmittelbaren  Geeoh&ftBrerkehrs  mit  Gtosandt- 

sohaften  il  s.  w. 

Der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  mit  den  im  Ausland  beglaubigten 
diplomatischen  Vertretern  (Botschaftern,  Gesandten ,  Minister- 
residenten, Geschäftsträgem)  des  Deutschen  Keichs  und  Württembergs, 
sowie  mit  den  deutschen  Konsulaten,  ebenso  auch  mit  den  nicht- 
deutschen Gesandtschaften  ist  den  württembergischen  Behörden 
nicht  ffestattet 

Zu  ver^l.  die  Verfügung  der  Ministerien  der  Justiz,  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  und  des  Innern  vom  16.  November  1876,  betreffend  aas 
Verbot  des  unmittelbaren  Verkehrs  der  Behörden  mit  den  Gesandtsdiaften 
und  Konsulaten,  Beg.Blatt  S.  526» 

Dagegen  ist  den  württembergischen  Behörden  ein  direkter  Verkehr 
mit  den  in  Deutschland  zugelassenen  nichtdeutschen  Konsulaten 
gestattet. 

§8. 

Verwendungsgesoohe  der  Beteiligten. 

Den  Beteiligten  selbst  steht  es  frei,  Verwendungs^esuche  in 
Erbschafts-  und  sonstigen  Bechtsangelegenheiten  entweder  den  im  Ausland 
bestehenden  Kaiserlich  Deutschen  Konsulaten  unmittelbar  zu  Über- 
mitteln oder  dieselben  den  Amtsgerichten  schriftlich  oder  durch  Er- 
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kl&roog  SU  Protokoll  und  gewöhnlich  unter  gleichzeitiger  Erlegung  eines 
entsprechenden  Kostenvorschusses  mit  dem  Antrag^  auf  Vorlage  an  das 
Jusüzminiaterium  behufs  der  auf  diplomatischem  Wege  zu  bewirkenden 
Beförderung  an  das  zuständige  Konsulat  zu  fibergeben.  Zu  yergl.  die  Be- 
kanntmachung des  Justizmimsteriums  vom  18.  September  1885,  oetreffend 
die  Behandlung  von  Verwendungsangelegenheiten,  deren  Erledigung  zur 
Zuständigkeit  aer  deutschen  Konsulate  gehört,  Amtsblatt  8.  42. 

Hierzu  wird  übrigens  bemerkt,  dass  die  Mitteilung  einer  VoUmaeht 
an  einen  Konsul  behufs  Eintreibung  einer  Forderung  keine  Ver- 
wendungsangelegenheit ist,  welche  sich  zurBeförderung  auf  diplomatischem 
Weg  eignet,  da  die  Beitreibung  von  Forderungen  füi  Privatpersonen  nicht 
in  oen  Geschäftskreis  der  Konsulate  föllt. 

DiplomatiBoher  Weg.    Vorlage  duroh  das  Amtegericht. 

Die  Vorsitzenden  der  Vormundschafts-  und  Nachlafsgerichte  haben 
die  auf  diplomatischem  Weg  zu  befördernden  Dekrete  dem  Amtsgerichte 
vorzulegen  (§  23  Abs.  2  der  verfägung  des  Justizministeriums  vom  4.  De- 
zember 1899,  betreffend  die  Dienstvorschriften  für  die  Bezirksnotariate, 
Amtsblatt  S.  481).  Das  Amtsgericht  hat  jedes  auf  diplomatischem  Weg  zu 
befördernde  Dekret,  wofern  es  dasselbe  nach  vorgängiger  genauer 
Prüfung  den  einschlägigen  besetzen  und  Vorschriftien  entsprechend  findet» 
dem  Justizministerium  mittelst  eines  auf  abgesondertem  Bogen  geschriebenen 
Berichts  unverschlossen  vorzuleben.  Unstatthaft  ist  die  Anoringung  von 
Randberichten  auf  den  zur  Weiterbeförderung  bestimmten  Aktenstücken. 
Mehrere  in  derselben  Sache  gleichzeitig  vorzulegende  Dekrete  können  in 
einem  Vorlagebericht  zusammen^efAfst  werden. 

In  dem  Vorlagebericht  sind  die  wesentlichen  thatsächlichen  Verhält- 
nisse kurz  anzufahren;  eine  blofse  Verweisung  auf  den  Inhalt  der  dem 
Vorlagebericht  angeschlossenen  (zur  Weiterb^rderung  oder  zur  Rück- 

fabe  an  das  Amtsgericht  bestimmten)  Aktenstücke  ist  nicht  zulässig.  So- 
ann  ist  die  Bitte  um  Beförderung  auf  diplomatischem  Wege  und  um  Mit- 
teilung von  Zustellnn^szeugnissen  etc.  auszudrücken  und  zutrefflendenfiEills 
die  Beibringung  amtlicher  Beglaubigungen  oder  solcher  Notizen,  welche 
von  den  Beteiligten  selbst  nicht  zu  erwarten  sind,  nachzusuchen. 

Auch  empfiehlt  es  sich,  die  Schriftstücke ,  aus  welchen  die  Adressen 
entnommen  sind  (Briefe,  Briefumschläge  etc.),  zugleich  mit  dem  zu  be- 
fördernden Schreiben  vorzulegen. 

Über  die  Deckung  der  Kosten  der  diplomatischen  Verwendung  s. 
§  88  Abs.  2  der  oben  angefahrten  Verfügung,  betreffend  die  Zustellunj^en 
von  Amts  wegen.  Über  die  Bewilligung  des  Armenrechts  und  die  Bei- 
ordnung eines  Armenanwalts  s.  §  14  des  G.F.G.  und  §§  114  bis  127  der 
Civilprozefsordnung. 

Ennittelung  Abwesender.    Öfftotlioher  Aufruf.    Beibringung 

von  TodesBoheinen. 

Wenn  es  sich  um  die  auf  diplomatischem  Weg  zu  bewirkende  Er- 
mittelung des  Lebens  oder  Aufenthaltsorts  eines  im  Ausland  befindlichen 
Beteiligten  handelt,  so  ist  von  den  Amtsgerichten  auf  Grund  vorrangiger 
genauer  Nachforschung  unter  Anschlufs  sachdienlicher  Belege  über  den 
letzten  Aufenthaltsort  des  Abwesenden  vor  Antritt  seiner  Reise  und  über 
das  Ziel  seiner  Beise  zu  berichten.  Je  nach  der  Sachlage  ist  der  Entwurf 
einer  Bekanntmachung  in  den  öffentlichen  Blättern  des  betreffenden 
Landes,  welche  diesfalls  an  die  Stelle  der  häufig  ganz  zwecklosen  Auf- 
forderungen  in   inländbchen   Blättern   treten  kann,   mitvorzulegen.    Die 
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Auswahl  der  betreffenden  auslAndischen  Zeitungen  kann  dem  zaBtihidieen 
deutschen  Konsnl  überlassen  werden.  In  besonderen  F&llen,  in  welcnen 
ausnahmsweise  die  Formulierung  eines  geeigneten  öffentlichen  Aufrufs 
seitens  der  deutschen  Konsulate  als  das  zweckm&Tsigere  erscheint,  kann 
an  Stelle  der  Vorlage  des  Ebitwurfe  einer  Bekanntmachtinff  die  Herbei- 
führung einer  derartigen  Mafsreeel  auf  diplomatischem  Weg  unter  ge- 
nauer Anf&hrung  der  erforderlicnen  thatsächlichen  Grundlagen  in  An- 
regung gebracht  werden. 

Für  den  Erbenaufruf  bei  Ausstellung  eines  Erbscheines  ist  §  2858 
des  Bürgerlichen  Qesetsbuches  mafsgebend.  (Zu  vergl.  audi  ^  47  der  Ver- 
fügung des  Justizministeriums  vom  14.  Sq)tember  1^,  Amtsolatt  S.  210.) 

Wenn  über  den  Tod  und  die  erbberechtig^ten  Hinterbliebenen  eines 
angeblich  verstorbenen  auswärtigen  Beteiligen  noch  keine  zuverlässi- 
gen Nachrichten  vorliegen^  so  wird  es  sich  gewöhnlich  empfehlen, 
nicht  sofort  ein  Dekret  an  die  mutmafslichen  Berechtigten  zu  richten, 
sondern  zunächst  auf  diplomatischem  Wege  die  Beibringung  befflaubi^er 
Urkunden  über  den  eingetretenen  Tod,  sowie  eventuell  eines  Nachweises 
über  Namen,  Alter  und  Aufenthaltsort  der  erbberechtigten  Hinterbliebenen 
zu  beantragen. 

§  11. 

pICinderjfthrige. 

1.  Handelt  es  sich  um  die  Zustellung  eines  Dekrets  an  einen  im  Aus- 
land befindlichen  Beteiligten,  welcher  minderjährig  ist,  und  ist  für  den 
Minderjährigen  im  Ausland  ein  Vertreter  (Vormund,  Ffleger)  bereits  bestellt, 
so  kann  unter  den  Voraussetzungen  des  §  83  Abs.  1  aer  Verfögung  vom 
10.  Oktober  1899  (oben  §  5)  die  Zustellung  an  den  Vertreter  durch  die  Post 
erfolgen. 

2.  Ist  dagegen  kein  Vertreter  bestellt  oder  besteht  Ungewissheit  dar- 
über, ob  dies  der  Fall  ist,  oder  ist  Name  und  Adresse  des  Vertreters 
nicht  sicher  bekannt,  so  ist  —  falls  nicht  ein  inländisches  Gericht  für  die 
Vormundschaft  zuständig  ist,  siehe  hierüber  unter  §  22  —  stets  gemäfs 
I  88  Abs.  2  der  angeführten  Verfugung  vorzugehen.  In  diesem  Fall  ist 
aas  Dekret  an  den  Vertreter  im  al&emeinen  zu  richten  und,  soweit  der 
unmittelbare  Verkehr  mit  der  betreuenden  auswärtigen  Behörde  gestattet 
ist,  an  diese,  andernfalls  in  dem  die  diplomatische  Verwendung  erbittenden 
Vorlagebericht  das  Gesuch  zu  stellen,  es  mödite  behufs  Aufstellung  eines 
Vertreters,  falls  eine  solche  nicht  etwa  schon  erfolgt  sein  sollte,  Einleitung 

fetroffen  und  die  Zustellung  des  Dekrets  an  den  Vertreter  unter  Mitteilung 
es  Zustellungsnachweises  und  einer  Legitlmationsurkunde  des  Verbreters 
herbeigeführt  werden. 

8.  Wenn  zweifelhaft  ist,  ob  die  Beteiligten  nach  dem  in  Betracht 
kommenden  Becht  (zu  vergl.  Art.  7  des  Einfünrungsgesetzes  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch)  noch  minderjährig  sind,  so  ist  das  Gesuch  um  Auf- 
stellung eines  Vertreters  als  eventuelles  jedenfalls  dann  zu  stellen ,  wenn 
die  Betreffenden  nach  deutschem  Recht  noch  minderjährig  wären. 

4.  An  den  Vater  minderjähriger  Kinder  ist  das  Dekret  nur  dann  zu 
richten,  wenn  bekannt  ist,  dais  er  als  Vertreter  seiner  Kinder  bestellt  ist 
oder  als  solcher  kraft  Gesetzes  gilt  und  seine  Interessen  mit  denjenigen 
der  Kinder  nicht  im  Widerstreit  stehen. 

5.  Die  vorstehenden  Vorschriften  finden  entsprechende  Anwendung 
auf  im  Ausland  befindliche  Volljährige,  bei  welchen  eine  Vormundschan 
oder  Pflegschaft  in  Frage  kommt. 

§  12. 

Androhimg  von  Beohtsnaohteilen. 

Die  mit  der  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betrauten 
Behörden  sind  nicht  befugt,  andere  als  die  gesetzlich  ausdrücklich  vor- 
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ffeaehenen  Foljpen  der  Handlung  oder  Unterlassang  einer  Partei  (s.  fi.  der 
versäamang  eines  Termins,  einer  Frist)  anzudrohen. 

§  18. 

Besondere  Vonohriften« 

Bei  Mitteilungen  an  im  Ausland  befindliche  Beteiligte  sind  weiterhin 
nachstehende  besondere  Vorschriften  zu  beachten. 

1.  Bezüglich  der  Eröffnunf  von  Testamenten  und  Erbvertrftsen,  so- 
wie der  Benachrichtigunff  der  anwesenden  Beteiligten  von  dem  Inhalt  des 
Testaments  etc.  etc.  wird  auf  die  §§  20—22  der  Verfügung  des  Justiz- 
ministeriums vom  14.  September  1899,  betreffend  das  NachlaTswesen,  ver- 
wiesen. 

Aus  dem  Dekret  und  aus  dem  Vorlagebericht  mufs  die  Art  der  Be- 
teiligung an  dem  Nachlafs  (gesetzlicher  Erbe,  Testamentserbe  etc.)  hervor- 
gehen, auch  zu  ersehen  sein,  von  welcher  Behörde  die  Testamentseröfibnng 
vorgenommen  worden  ist.  Dem  Abwesenden  ist  femer  von  dem  mutmafs- 
lichen  oder  bereits  feststehenden  Betrag  des  Nachlasses  und  des  ihnen 
angefallenen  oder  eventuell  zukommenden  Erbteils  etc.  etc.  Mitteilung  zu 
machen.  Zutreffendenfalls  ist  beizufügen,  dafs  das  Testament  mit  ftuiseren 
Mängeln  nicht  behaftet  sei. 

2.  Wird  eine  nach  §  1911  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  eingeleitete 
Abwesenheitspflegschaft  nach  §  1921  daselbst  von  dem  Vormundschafts- 

Sericht  aufgenoben  und  ist  hiemach  gem&ss  §§  1892  und  1915  daselbst  die 
ibnahme  der  Schlufsrechnung  zu  vermitteln,  so  ist  dem  Abwesenden, 
wenn  dessen  Ladung  zu  einem  Abnahmetermin  in  Frage  kommt,  mit  der 
Ladung  zugleich  ein  Auszug  aus  der  Schlufsrechnung  zuzustellen. 

3.  Auf  die  Verfü^ngen  des  Justizministeriums  vom  8.  Juli  1889,  be- 
treffend die  im  gerichtlichen  Strafverfahren  verhängten  VennOgensbeschlag- 
nahmen  (Beg.Blatt  S.  285),  und  vom  80.  November  1889,  betreffend  den 
Vollzug  der  von  den  Militärgerichten  gegen  Deserteure  erkannten  Ver- 
mög^ensoeschlagnahmen  (Beg.Hlatt  S.  Sä),  sowie  den  Erlafs  des  Justis- 
mimsteriums  vom  8.  Juli  1889,  betreffend  die  Beschlagnahmeregister  (Amts- 
blatt 8.  25),  wird   noch   besonders  hingewiesen.    Vergleiche  nierzu  auch 

L41  Abs.  2  der  Verfugung  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1^19, 
^treffend  das  Nachlafswesen,  Amtsblatt  S.  210. 

§  u. 
GMdsendungen« 

Zu  Geldsendungen  an  Abwesende  ist  in  der  Begel,  besonders  im 
Verkehr  mit  Nordamerika,  die  Beförderung  auf  Privatwegen  derjenigen 
auf  diplomatischem  Weg  vorzuziehen. 

Wird  auf  ausdrücluiches  Verlangen  der  Beteiligten  oder  aus  sonstigen 
besonderen  Gründen,  z.  B.  wegen  emer  dem  Adressaten  gleichzeitig  zu 
machenden  ErOflnung,  der  diplomatische  Weg  eingeschlagen,  so  ist  der  zu 
versendende  Betraff  rMetallgeld,  Banknoten,  Wertpapiere,  Anweisungen, 
Wechsel,  Checks  u.  d^l.)  nach  den  für  Wert-  und  Geldsendungen  beziehungs- 
weise für  Postanweisungen  mafsgebenden  Vorschriften  (vergl.  §§  15  bis 
18,  §  25  der  Württembergischen  Postordnung  vom  21.  Mai  1900,  B^-- 
Blatt  S.  £69  ff^  unter  kurzer  Bezeichnung  des  Betreffs  portofrei  an  oie 
Justizministerialkasse  einzusenden  und  gleichzeitig,  übrigens  abgesondert, 
dem  Justizministerium  der  auf  die  Sendung  sich  beziehende  Bericht  nebst 
den  dazu  gehörigen  Urkunden,  Dekreten  etc.  vorzulegen.  An  den  Em- 
pfänger des  Geldes  ist  in  solchen  Fällen  stets  ein  Dekret  zu  richten. 
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§  16. 
Beglaubigung  Ton  IJrkimdeii* 

Bezüglich  der  Beglanbigung  von  f&r  das  Aasland  bestimmten 
Urkunden  wird  auf  die  Yen&gnngen  des  K.  Ministeriums  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  vom  18.  Mai  1820  (Beg.Blatt  S.  23*0  und  vom 
21.  August  1826  (Reg.Blatt  S.  889)  hingewiesen.  Vgl  auch  die  Bekannt- 
machung des  Justizministeriums  vom  10.  Juli  189^  betreffend  die  Be- 
glaubigung der  für  das  Ausland  bestimmten  Urkunden  (Amtsblatt  S.  45). 
iHe  VorscKrift,  dafs  die  Abfassung  der  Beglaubi^ngsworte  in  deutscher 
Sprache  zu  erfolgen  habe  (Verfügung  des  Justizministeriums  vom  16.  Ok- 
tober 1880,  Reg.Slatt  8.  489),  ist  auch  fernerhin  zu  beachten,  jedoch  will 
man  im  Interesse  der  Beteiligten  nichts  dagegen  erinnern,  wenn  in  Fällen, 
wo  eine  übersandte  Urkunde  den  Entwim  der  Beglaubigungsworte  in 
fremder  Sprache  bereits  enthält  und  der  beglaubigende  Beamte  das  er- 
forderliche Verständnis  der  fremden  Sprache  besitzt,  von  dem  betreffsnden 
Beamten  seine  Unterschrift  erteilt  wird. 

Die  dem  Justizministerium  zur  weiteren  Legalisierunjj^  vorzulesenden 
Urkunden  sind  bei  dem  Gericht  an  letzter  Stefle  von  einem  ricnter- 
lichen  Beamten,  nicht  von  dem  Gerichtsschreiber,  zu  beglaubigen,  da 
dem  Justizministerium  die  Unterschriften  der  G^richtsschreiber  im  all- 
gemeinen nicht  ausreichend  bekiuint  sind. 

Im  einzelnen  vergl.  unten  §  18. 

§16. 
Beglaubigongsgebühr. 

Die  für  die  Beglaubigung  in  den  Fällen  des  §  15  bei  den  Gerichten 
und  bei  dem  Justizministerium  anzusetzende  Gebühr  beträgt  je  50  Pfg. 
(§  88  der  Gerichtskostenordnung  vom  11.  November  1899,  Beg.Blatt  S.  925). 

Wird  mit  der  Beglaubigung  einer  Unterschrift  durch  ein  Amtsgericht 
die  Vermittelung  des  Amtsgerichts  behufs  Herbeiföhrung  der  Beglaubigung 
durch  das  Justizministerium  in  Anspruch  genommen,  so  ist  die  Beglaubigungs- 
gebühr des  letzteren  gleichzeitig  mit  der  Beglaubigungsgebühr  des  Amts- 
gerichts anzusetzen,  emzuziehen  und  zu  verrechnen.  Der  erfolgte  Eintnig 
beider  Gebüluren  in  das  Kostenreeister  (§  22  der  Verfögung  des  Justiz- 
ministeriums vom  80.  November  1899,  betreffend  die  Behanolung  der  Ge- 
richtskosten etc.  etc.  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
Amtsblatt  S.  411)  ist  unter  &m  Seglaubigungsvermerk  vom  Kassenbeamten 
zu  beurkunden. 

Im  Interesse  der  Kostenersparnis  sind,  falls  die  Unterschriften  von 
Beamten  auf  mehreren,  die  js^leiche  Sache  betreffenden  Schriftstücken  zu 
beglanbiffen  sind,  diese  Schriftstücke,  wenn  thunlich,  zwecks  einheit- 
licner  Beglaubigung  zusammenzuheften. 

Die  auf  besonderen  Bogen  zu  schreibenden,  mit  dem  Gkiichtssiegei 
oder  Stempel  zu  versehenden  Empfangsbescheinigungen  hierländischer  £m- 
irf&nger  über  Gelder  und  Nachlalsgegenstände,  welche  auf  diplomatischem 
Wege  eingehen,  sind  von  den  Amtsgerichten  gebührenfrei  zu  be- 
glaubigen, da  diese  Beglaubigungen  nicht  auf  Antrag  der  Parteien,  son- 
aem  im  Auftrag  der  Behörden  enolgen.  Derartige  Quittungen  sind,  wenn 
an  eine  Ehefrau  Geld  ausgefolgt  wird,  von  beiden  Eheleuten  zu  unter- 
schreiben. 

§  17. 
AnsBüge  ans  den  Standesregiatem  eto.  eto. 

Hinsichtlich  der  den  nicht  württemberg^schen  Behördenmitzuteilenden 
Auszüge   aus   den    Standesregistem   wird   auf  §    14  der  Verfügung  der 
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Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern,  betreffend  die  Ffihrang  der 
Familienregister  and  die  Mitteilungen  über  Personenstands&nderungen« 
vom  80.  Oktober  1809,  Beg.Blatt  S.  898,  besüfflich  der  Beglaubigung  der 
Auszüge  aus  den  Kirchenbüchem  und  Familienregistem  auf  die  ein- 
schlägige Verfüeung  der  Ministerien  der  Justiz,  des  Innern  und  des 
Kirchen-  und  Schulwesens  vom  8.  März  1881  (Reg.Blatt  S.  15)  verwiesen. 
Über  die  bei  Todesfällen  dänischer  und  schwedisch-norwegi- 
scher Staatsangehöriger  in  Württemberg  mit  der  Vorlage  des  Auszugs 
aus  dem  Sterberefister  zu  verbindende  Anzeige  über  den  Nachlafs  und 
die  mutmafslichen  jSrben  des  Verstorbenen  siehe  die  Verfugung  des  Justiz- 
ministeriums vom  25.  Oktober  1895,  Amtsblatt  S.  52. 

§  18. 
Für  einzelne  Lftnder  bestimmte  Urkunden. 

Bezüglich  der  für  einzelne  fremde  Staaten  bestimmten  Urkunden  ist 
noch  insbesondere  anzuführen: 

der  sc^on  oben  §  4  erwähnte  Staatsvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Österreichisch  -  Unearischen  Monarchie  vom  25.  Februar 
1880  (Reichs -Gesetzblatt  von  1881  S.  4)  und  (bezüglich  Bosniens  und  der 
Herzegowina)  vom  18.  Juni  1881  (Reichs-Gesetzblatt  S.  258X 

me  Bekanntmachnnff  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern  vom 
80.  April  1886,  betreffend  die  Beglaubigen^  von  Urkunden,  welche  vor 
bulgarischen  Behörden  gebraucht  werden  sollen  (Amtsblatt  S.  55), 

die  Bekanntmachungen  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern 
vom  17.  März  und  vom  &.  Juni  1898,  betreffend  die  Bes^laubigunff  von 
inländischen  Urkunden  seitens  der  Kaiserlich  RussLBchen  Missionen  Amts- 
blatt S.  18  und  44). 

Bei  Urkunden,  von  denen  vor  russischen  Behörden  Gebrauch  ge- 
macht werden  soll,  empfiehlt  sich  die  Beifu^n^  einer  russischen  Über- 
setzung (zu  ver^l.  auch  Verfugung  des  Justizministeriums  vom  81.  Juli 
1879 ,  betreffend  aie  Übersetzung  der  von  deutschen  Behörden  an  russische 
Behörden  gerichteten  Requisitionen,  Württemb.  Gerichtsblatt  Band  KVI, 
8.  129). 

Schriftstücke,  welche  zur  Vorle^ng  an  die  K.  niederländischen  Be- 
hörden bestimmt  sind,  sind  mit  latemiscnen  Buchstaben  zu  schreiben  (zu 
vergl.  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  16.  März  1881,  Württemb. 
Genchtsblatt  Band  XIX,  S.  88). 

§  19. 
Gebühren  fremder  Konsulate  eto.  eto.  in  Württemberg. 

Ein  Verzeichnis  der  auswärtigen  Gesandtschaften  am  Königlichen 
Hofe  und  der  fremden  Konsulate  in  Württemberg^)  findet  sich  m  der 
amtlichen  Ausgabe  des  Württemb.  Landeskalenders  (Kohihammerscher 
Verlag,  Stuttgart;  Jahrgang  1901,  S.  65).  Die  Gebühren  der  fremden  Kon- 
sulate bezw.  der  Kaiseriichen  Russischen  Gesandtschaft  in  Stuttgart,  für 
die  Beglaubigung  der  im  Geschäftsbereich  des  Justizdepartements  vor- 
kommenden Urkunden  betragen  nach  dem  neuesten  Stana  bei: 

Argentinien  (Generalkonsulat,  Sitz  in  Hamburg)  .    .    8  Mk.  20  P%. 

Belgien 2     „     40    « 

Bolivia 4     „     —    „ 

Brasilien 11     „     50    „ 

Chile 4     „     -    , 

Ecuador 3„20« 


1)  Verzeichnis  der  Dolmetscher  siehe  Staatshandbuch  von  1900,  S.  43. 
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Frankreich.. 

Gebarts-  und  Sterbeorkunden SFrcs» 

Heiratsurkunden  j  Anerkennung  und  Legitimation  unehelicher 

Kinder;  Adoption 6    ^ 

Heiratsurkunden  in  Verbindung  mit  Le^timationsurkunden  10    ^ 

Urkunden  über  Aufgebot  bei  Eheschlieisungen 2    ^ 

Lebenszeugnisse  für  Renten-  und  Pensionsempfänger  .    .    .    4    ^ 
Beglaubigung  von  Unterschriften  auf  anderen  Urkunden    .  12    ^ 

Der  Konsul  ist  in  F&llen  der  Bedürftiffkeit  zur  Ermäfsigong  der 
Gebühr  auf  die  Hälfte  oder  zum  NachlaiS  der  Gebühr  befugt. 

Griechenland. 

Beglaubigung  notarieller  Urkunden 4  Mk.  —  Pfg. 

Beglaubigung  von  Unterschriften 2„     —     ,, 

Grofsbritannien. 

Für  Abnahme  eines  Eides  oder  Entgegennahme 
einer  Behauptung  oder  Erklärung 

ohne  Beglaubigung  einer  Unterschrift    .    2  Shilling  6  pence. 
mit  Beglaubigung  einer  Unterschrift  .    .    5       ,,     —      „ 
Für  jede  Unterschritt  des  Konsuls  auf  einem  Be- 
weisstück über   eine   eidesstattliche  Aussage 

oder  Erklärung 2        „       6 

Für  jeden    vom  Konsul  beglaubigten  Vollzug 

einer  Vollmacht 5 

Für  jeden   vom   Konsul   beglaubigten  Vollzug 

einer  mit  Siegel  versehenen  Urkunde     ...    7        „       ^      n 
Für  Beglaubi^ng  von  Lebenszeugnissen  ...    2        „       6 

Für  ein  Identitätszeugnis 10 

Für   die  Beglaubigung  der  Unterschrift   einer 

Behörde 5 

Für  jede  hier  nicht  specieil  genannte  Beglaubi- 

^unj^  einer  Unterschrift 5 

Für  Eintragung  einer  Q«burt  oder  eines  Tod  es&lls    2^6 
Für   Nachforschung  in   den  Geburts-,  Heirats- 
und Sterberegistem  des  Konsulats     ....    1 
Für  Herstellung   einer   beglaubigten  Abschrift 

aus  diesen  Kegistem 2        „       ^      n 

Für  Beglaubigungder  Abschrift  eines  Aktenstückes 

unter  100  Worten 5       „     —      , 

für  weiter  angefangene  100  Worte  ...    1        „     —      , 
Für  Zusammenheften  von  Dokumenten  und  An- 
bringen des  Konsulatssiegels  .......2        „       6      , 

Für  Abfassung  einer  Vollmacht     ......  10       „     —      - 

Haiti 10  Frcs, 

Beglaubigung  von  Fakturen  l^/o  des  Werts. 

Italien. 8  Mk.  —  Pfg. 

Mexiko. 

Gebühren  für  Beglaubigung  einer  Unterschrift 4  Pesos. 

Beglaubigung '  von   Zollrakniren  von  2  Pesos  aufsteigend 

je  nach  dem  Wert  der  Ware. 
Gebühren  für  sonstige  Beglaubigungen  gewöhnlich   ...   2      - 
(1  Peso  =  4  Mk.) 

'Niederlande 1  Mk.  70  P%. 

Österreich-Ungarn 2    „    —     „ 

Paraguay. 

Legalisation  eines  Conossements Pesos  1. — 

Anerkennung  einer  Firma  oder  Legalisation  eines  Schrift- 
stücks             ,      1.50 


ff 
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Legalisaüoii  einer  Generalvollmacht PeMS    8. — 

jf  „      Specialyollmacht „      4. — 

„  eines  KaufvertrM^ „      2. — 

„  .     sonstigen  Kontraktes „      8. — 

Testamentserledi^ng „    10^ — 

Für  jede  andere  Le^disation „      4. — 

(Der  Peso  wird  zu  4  Mk.  15  Pfg.  gerechnet) 
Peru. 

Für  die  Beurkundung  von  Civilstandsakten  .    .    .   1  aol  (<=«  4  Mk.)L 

Für  die  Aufnahme  von  Notariatsakten 4  soies. 

aufserdem  bis  zur  Summe  von  4000  soles  l^/o,  dar^ 
über  Vi^/o. 

Ausfertigung  yon  Vollmachten  . 5     ,, 

Für  Übersetzung  von  Dokumenten   oder  Beglaubigungen 
yon  Übersetzungen 

für  die  erste  Seite .     2     „ 

für  jede  weitere  Seite 1     „ 

Erteilung  von  Ausfertigungen  und  Be^tätig^ung  yon  Unter- 
schriften oder  Dokumenten 

für  die  erste  Seite  des  Originals  . 2     „ 

für  jede  übrige  Seite 1     - 

Portugal 6  Mk.  75  F%. 

Rumänien 4     „    —    , 

Rnfsland. 

Für  eine  Geburts-,  Heirats-,  Krankheits-,  Lebens-, 
Todes  Urkunde  oder  ein  Zeugnis  über  die  Iden- 
tität einer  Person 2  Rubel  —  Kop. 

Für  Legalisation  deriUnterschriften  von  obrigkeit- 
lich oder  notariell  vollzogenen  Akten  über  Im- 
mobilien und  der^l. 

bei  Werten  bis  zu  500  Rubel 1       „       —     ,, 

über  500  bis  1000  Rubel 1       „       50» 

über  1000  Rubel 2       „       —     , 

und  aufserdem  Vs^/o  des  betreffenden  Werts. 

Für  sonstige  Beglaubigung  einer  Vollmacht  oder 

Unterschrift 2       „       —     - 

(Der  Rubel  wird  zu  8  Mk.  25  Pfg.,  50  Kopeken  werden  zu  1  ifk. 
65  Pfg.  gerechnet) 

Schweden  und  Norwegen 4  Mk.  —  Pfg. 

Schweiz ,4    „    —    „ 

Spanien. 

Jegliche  Beglaubigung  von   Unterschriften  oder  Ur- 
kunden irgendwelcher  Art  ist  mit  einer  Gebühr  von 
10  Pesetas  und  20®/o  Kriegssteuer  belegt. 
Ursprungszeugnisse  machen  eine  Ausnahme  und  kosten 

nur  5  Pesetas. 
Vertragsurkunden  unter  dem  Wert  von  10000  Pes.   ...     20  Pes. 

bis  50000 Vao/o  Zuschlag 

bis  100000 '/*<>/• 

mit  20®/o  Kriegsstener. 
Durchschnittlicher  Kurswert  von  1  Peseta  81,4  Pfg.) 

Türkei 8  Blk.  ~  P%. 

Venezuela   .....  8 

Beglaubigung  von  Fakturen 

bis  zu  800  Mk 8     „    —    , 

bis  zu  8200  Mk 16     „    —    , 

bei   htJheren  Beträgen  für  je    1600  Mk.  oder 

deren  Bruchteile  je 4     „    —    » 


ff  9 
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Beglanbigang  der  Untenchriften  einer  Yollniacht .    .16  Mk.  —  PfgL 
.  B^laubigaDK  der  UnterBchriften  eines  in  Gegenwart 

des  EonsolB  geschlossenen  Vertrags 40     „    —    „ 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Grebühren  für  Beglaubigung  von  Fakturen    ...    .10    „    60    „ 
Gebühren    f&r  Beglaubigung   der   Unterschrift  von 

Privatpersonen 8     „50„ 

Beglaubigung   der  Unterschrift   von   Amtspersonen, 

welche  die  Urkunde  mit  dem  Amtssiegel  versehen 

haben 8     „50,, 


Der  Betrag  der  Konsulats^ebühr  ist  mit  den  zu  beglaubigenden  Ur- 
kunden einzusenden,  und  aufserdem  ist  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Ur- 
kunde zur  Aushändigung  an  die  Beteiligten  dem  Amtsgericht  zurfick- 
gegeben  werden  soll,  die  Ganggebühr  des  Justizministerialaufwärters  bei- 
zufügen. Dieselbe  beträgt  60  Fig.,  für  die  Gänge  zum  amerikanischen  und 
zum  rumänischen  Konsul  aber  derzeit  80  Pfg. 

§20. 
AnDsergerlohtliolie  Eide. 

Wegen  Abnahme  aufsergerichtlicher  Eide  in  Bechtsangel^en- 
heiten,  welche  vor  ausländischen  Behörden  anhängig  sind  oder  anhängig 
gemacht  werden  sollen^),  ist  zu  ver^l.  der  Erlafs  des  Justizministeriums 
an  die  Amtsgerichte  vom  10.  Mai  1885,  betreffend  Anträge  auf  Beweis- 
anfiiahmen,  von  deren  Erffebnis  Gebrauch  im  Ausland  gemacht  werden 
soll,  Amtsblatt  8.  22,  und  §  87  Ziff.  2  der  Gerichtskostenordnung  vom 
11.  November  1899.  Die  Abnahme  aufsergerichtlicher  Versiche- 
rungen an  Eidesstatt  ist  ganz  wie  die  Abnahme  aufsergerichtlicher 
Eide  zu  behandeln.  Die  Abnahme  der  Eide  und  eidesstattlichen  Versiche- 
rungen hat  durch  die  Amtsgerichte  zu  geschehen. 

Anliaiigr. 
Internationale  Nachlarsbehandlung. 

1.  Der  §  45  der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  14.  September 
1899,  betreffend  das  Nachlafswesen,  Amtsblatt  S.  210  ff.,  lautet: 

„Ist  der  Erblasser  ein  Ausländer,  so  sind  bei  der  Sicherung  und 
Auseinandersetzung   des  Nachlasses  neben  den  Bestimmungen  der 

gl  73,  74  des  Gesetzes  über  die  Anffeleffenheiten  der  freiwilligen 
erichtsbarkeit  und  der  Artikel  9,  24  bis  81  des  Einfuhrungsgesetses 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch   die  Vorschriften    der  mit  cßn  aus- 
wärtigen Staaten  geschlossenen  Staatsverträge  eenau  zu  beobachten.^ 
Einschlägige  Bestimmungen  enthalten  folgende  Staatsverträge,  welche 
das  Deutsche  Keich  mit  nachstehenden  in  alpaabetlscher  Reihenfolge  auf- 

fifnhrten  Staaten  abgeschlossen  hat: 
rasilien,  Vereinbarung  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  über 
die  Mitwirkung  der  beiderseitigen  konsularischen  Vertreter  bei  der 
Begelung  von  r^achlässen  ihrer  Staatsangehörigen. 

Vom  ^^^  ^e^J^^'i y  Reichs-Gesetzblatt  von  1899,  S.  547. 

Diesbezügliche  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  24.  Sep« 
tember  1899,  Reichs-Gesetzblatt  S.  550. 


1)  S.  beispielsweise  die  zur  Erbeslegitimation  behufs  Hebung  von 
Verlassenschaften  in  Nordamerika  erforderliche  eidliche  Deposition  zweier 
Zeugen.    (Württemb.  Gerichtsblatt,  Band  XXI,  S.  2.) 


508  GesetBgebiiDg,  Verordnimgeii  etc. 


Bulgarien,  siehe  Türkei. 

Colambien,  FreandBchafts-,  Handels-  und  Schiffiahrtsvertrag  vom  28.  Juli 

1892  (BeichsGesetzblatt  von  1894,  8.  471)  Artikel  9  nnd  21. 
G-riechenland,  Konsnlarvertrag  yom  26.  Mai  1881  (Reichs -G^mietzbUtt 

von  1882,  S.  101)  Art.  9  nnd  15  ff.  und  Handels-  und  Schiffahrts- 

vertrag  vom  9.  Juli  1884  (Reichs-Gesetsbiatt  von  1885,  S.  2S)  Art  2. 
Guatemala,  Freundschafts-  und  Konsularvertrag  vom  20.  September  1887 

(Reichs-G^etEblatt  von  1888,  S.  288)  Art.  9  Abs.  2,  Art.  25. 
Honduras,  Freundschafts-  und  Konsularvertrag  vom  12.  Dezember  1887 

(Reichs-Gesetzblatt  von  1888,  S.  262)  Art.  25. 

Italien,  Konsularvertrag  vom  ^\  ^^^!^\l^  (Reg.Blatt  von  1882  S.  113) 

Art  11,  12  und  18,  und  Handels-,  Zoll  und  Schi ffahr tsvertrag  vom 
6.  Dezember  1891  (Reichs-Gesetzblatt  von  1892  S.  97)  Art  2. 

Japan,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  4.  April  1896  (Reichs-Gesets- 
blatt  S.  715)  Art.  1,  Konsularvertrag  vom  gleichen  Tage  (Reidu- 
Gesetzblatt  S.  782)  Art  10,  14. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  7.  Juli  1899,  Reichs- 
Gesetzblatt  S.  364. 

Mexiko,  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  5.  Dezember 
1882  (Reichs-Gesetzblatt  von  1888  S.  247)  Art.  15. 

Nicaragua,  Freundschafts-,  Handels-,  Schifiahrts-  und  Konsularvertrag 
vom  4.  Februar  1896  (Reichs-GeAetzblatt  von  1897  S.  171)  Art  5,  9, 25. 

Niederlande,  Deklaration,  betreffend  die  Ausdehnung  der  zwischen 
Preufsen  und  den  Niederlanden  am  16.  Juni  1856  abgeschlossenen 
Konsular  Konvention  auf  die  Konsuln  des  Deutschen  Keichs  in  den 
niederländischen  Kolonien,  vom  11.  Januar  1872  (Reichs-Gesetzblatt 
S.  67)  vgl.  mit  Art.  11  der  Konvention  vom  16.  Juni  1856  (a.  a.  0. 
S.  74). 

Nordamerika,  siehe  Vereinigte  Staaten. 

Oranje-Freistaat,  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  vom  28.  April 
1897  (Reichs-Gesetzblatt  von  1898  S.  98)  Art.  8,  16. 

Persien,  Freundschaf  tsvertrag  vom  11.  Juni  1878  (Reichs  -  Gesetzblatt 
S.  351)  Art.  15. 

Rumänien,  siehe  Türkei 

Rufßland,  Handels-  und  Schiffahrts vertrag  vom  ^^  ^^^^"  1894  (Reichs- 
Gesetzblatt  S.  158)  Art  2,  Abs.  1,  Konvention  über  die  Regpilienmg 
von  Hinterlassenschaften  vom  ^|^  ^Oktober'  ^^'^^  (Reichs-Gesetsblatt 
von  1875  S.  186)  und  Konsularvertrag  vom  ^—^^  1874  (Beichs- 

Gesetzblatt  von  1875  S.  145)  Art.  9. 

Yerffleiche  hierzu  die  Verfügungen  des  Justizministeriams.  be- 
treffend die  Anwendung  der  Konvention:  vom  17.  Mai  1895,  Amts- 
blatt S.  24,  und  vom  27.  Februar  1897,  Amtsblatt  S.  11,  sowie  die 
Erlasse  an  die  Amtsgerichte  Stuttgart -Stadt,  Stuttgart -Amt  und 
Cannstatt  vom  17.  Mu  1895  und  vom  1.  Juli  1896,  welch  letztere 
das  von  diesen  Gerichten  speciell  einzuhaltende  Verfahren  regeln. 

Salvador,  Freundschafts-  etc.  Vertrag  vom  13.  Juni  1870  (Reichs-Gesetz- 
blatt von  1872  S.  377)  Art  27,  verlängert  durch  Konvention  vom 
12.  Januar  1888  (Reichs-Gesetzblatt  von  1889  S.  197). 

Serbien,  KonsuUurvertrag  vom  6.  Januar  1883  (Reichs-Gesetzblatt  S.  62) 

Art  9  und  11^28,  und  Handels-  und  Zollvertrag  vom  ~-  August  1892 
(Reichs-Gesetzblatt  von  1893  S.  269)  Art.  2. 
Spanien,  Konsularvertrag  vom  ^jt^^^^^ig^^  Art  11  und  12  (Reg.BUtt 
von  1882  S.  182).  ^""^^ 
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Südafrikanische  Republik,  Frenndscbafl»-  und  Handelsvertrag  vom 
22.  Jannar  1885  fReichs-Gesetzblatt  von  1886  8.  209)  Art.  15  nnd  17  ff. 
Türkei,  FrenndschaftB-,  Handels-  und  Schiffiihrtsvertrag  vom  26.  August 
1890  (Reichs-Gesetsblatt  von  1891  8.  117)  Art.  24,  wodurch  der  Ver- 
trag zwischen  Preufsen  und  der  Türkei  vom  22.  Mftrz  1761  (alten 
Stils)  aufrecht  erhalten  nnd  auf  das  Deutsche  Reich  ausgedehnt  wird. 
Dieser  letztere  Vertrag,  welcher  in  der  vom  Auswärtigen  Amt 
herausgegebenen  8ammlung  deutscher  Eonsularvertrftge  8.  158  und 
in  der  Reichstagsdrucksache  Nr.  170  der  ersten  8ession  1890  8.  134 
abgedruckt  ist,  gilt  auch  noch  gegenüber  von  Bulgarien  und 
Rumänien.    Der  Vertrag  trifft  m  Art.  6  Bestimmungen  über  die 
Behandlung  von  Hinterlassenschaften   deutscher  Reichsangehöriger 
in  der  Tüäei. 
Tunis,  Erklärung  zwischen  dem  Reiche  und  Frankreich,  betreffend  die 
Regelung  der  Vertragsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  Tunis 
vom  18.  November  1896,  Reich»  Gesetzblatt  von  1897  8.  7. 
Uruguay,  Handels-  und  8chiffahrtsvertrag  vom  20.  Juni  1892  (Reichs- 
Gesetzblatt  von  1894  8.  505)  Art  1  und  5.    Aufser  Kraft  getreten 
am  81.  Juli   1897,  jedoch  durch  Übereinkunft  vom  5.  Juni    1899 
(Reichs-Gesetzblatt  von  1900  8.  5)  mit  Ausnahme  des  Art.  6  wieder 
in  Kraft  eesetzt 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika,   Konsularvertrag  vom   11.  De- 
zember 1871  (Reichs-Gesetzblatt  von  1872  8.  95)  Art  10  und  11. 
Zanzibar,  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  20.  De- 
zember 1885  (Reichs-Gesetzblatt  von  1886  8.  261)  Art  20. 
Femer  kommen  in  Betracht  die  Verträge,  welche  von  dem  vor- 
maligen Zollverein  mit  folgenden  Staaten  abgeschlossen  worden  sind: 
Argentinien,  Handels-  und  SchiffEihrtsvertrag  vom  19.  September  1857 

(Reff.Blatt  von  1859  8.  125)  Art.  9. 
Chile,  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  1.  Februar 

1862  (Reg.Blatt  von  1863  S.  243)  Art  10-12. 
8iam,  Freundschafts-,   Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  7.  Februar 
1862  (Re^.Blatt  von  1864  S.  175}  Art  15. 

Für  die  mtemationale  Nachlafsbehandlung  können  auch  Vertrags- 
bestimmungen von  Bedeutung  sein,  worin  das  Meistbegünsti^ngsrecht  für 
die  Befdffnisse  der  Konsuln  zugesichert  ist  In  dieser  Hinsicht  kommt 
Art  12  des  Schiffahrtsvertrags  zwischen  dem  deutschen  Zollverein  imd 
Frankreich  vom  2.  August  1862  (bekannt  gemacht  durch  K.  Verordnimg 
vom  7.  Juni  1865,  Reg.Blatt  8. 131,  Anhang  hierzu  8.  XCinff.]|,  der  durch 
Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrags  vom  10.  Mai  1871  (Reichs-Gesetz- 
blatt 8.  223)  wieder  in  Kraft  gesetzt  worden  ist,  in  Betracht;  ebenso 
Art  ^  des  Handels-  nnd  Zollvertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Österreich-Ungarn  vom  6.  Dezember  1891  (Reichs -Gesetzblatt 
1892  8.  3). 

Wegen  der  Todesfälle  Dänischer  und  Schwedisch-Norwegi- 
scher Staatsangehöriger  siehe  oben  §  17. 

2.  Nach  §  19  oes  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom 
7.  April  1900  (Reichs-Gesetzblatt  8.  213)')  gleiten  in  den  Konsulargerichts- 
bezirken  für  die  der  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen,  so- 
weit nicht  in  diesem  Gesetz  ein  Anderes  vorgeschrieben  ist,  die  dem 
bürgerlichen  Redite  angehörenden  Vorschriften  der  Reichsgesetze  und  der 
daneben  innerhalb  Prenfsens  im  bisherigen  Geltungsbereiche  des  Preu- 
Isischen  Allgemeinen  Landrechts  in  Kraft  stehenden  allgemeinen  Gesetze 
sowie  die  Vorschriften  der  bezeichneten  Gesetze  über  das  Verfahren  und 
die  Kosten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  Konkurssachen  und  in 


1)  In  Kraft  getreten  seit  1.  Januar  1901  (Kaiserliche  Verordnung  vom 
25.  Oktober  1900,  Keichs-GesetzblaU  8.  999). 
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Angelegenheiten  der  fireiwilligen^  Gerichtsbarkeit  Eine  besondere  Be- 
stimmung über  die  Testamentserrichtung  trifft  §  38,  eine  solche  über  das 
Beschwerderecht  §  48  des  Gesetzes.  Über  die  Zustellungen  an  die  der 
Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  im  Konsuiargerichtsbezirk 
enthält  Vorschriften  der  §  28  des  Gesetzes^). 

d.  Eine  Übersicht  über  die  Orte,  an  denen  sich  mit  Gerichtsbarkeit 
ausgestattete  oder  solche  kaiserliche  Konsularbeamte  befinden,  welchen 

gem&fs  §  20  des  Gesetzes  vom  8.  November  1867  über  die  Organisation  der 
undeskonsulate  etc.  etc.  (Bundes- Gesetzblatt  8.  137)  die  Befugnis  zur  Ab- 
hörun^  von  Zeugen  und  zur  Abnahme  von  Eiden  erteilt  ist,  ist  am  Schlufs 
als  Beilage  angefügt. 

4.  Für  die  Sicherung  des  Nachlasses  eines  Ausländers  haben  die 
Nachlafsgerichte,  in  deren  Bezirk  das  Bedürfnis  der  Fürsorge  hervortritt 
CvgL  §  74  des  G.F.G.)  durch  Ergreifung  der  in  §§  1960  und  1961  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  vorgesehenen  Mafsregeln  zu  sorgen.   Hierbei  ist 

i'edoch  zu  beachten,  dafs  vieliach  in  den  Staats  verträten  die  auswärtigen 
(Konsuln  zur  Sicherstellung  des  Nachlasses  oder  zur  Mitwirkunff  bei  der 
Sicherstellung  berufen  sind  (vgl.  insbesondere  die  Verträge  mit  Griechen- 
land, Japan,  Kufsland,  Serbien  und  Spanien).  In  solchen  Fällen  haben  die 
Nachlafsgerichte  für  die  rechtzeitige  in  den  Verü'ägen  vorgesehene  Be- 
nachrichtigung  der   fremden  Konsuln   Sorge  zu  tragen;    für  Todesf&lle 


russischer  Unterthanen  treffen  diesbezüglicne  specielTe  Anordnungen  die 
oben  Ziff.  1  unter  „Bufsland"  angeföhrten  Vertugungen  und  Erlasse  des 
Justizministeriums. 

Internationale  Vormundschafls-  und  Pflegschaftsbehandlung. 

1.  Die  in  Deutschland  geltenden  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts  über  Geschäftsfähigkeit,  beschränkte  Geschäftsfähigkeit  und 
Geschäftsunfähigkeit  sind  in  Art.  7  vgl.  mit  Art  27  und  29  des  Einfuhmngs- 

Sesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbucn  enthalten.  Die  Entmündigung  eines 
Lusiänders  ist  in  Art.  8  daselbst  geregelt.  Femer  lautet  Art.  2S  daselbst : 
„Eine  Vormundschaft  oder  eine  Pflegschaft  kann  im  Inland  auch 
über  einen  Ausländer,  sofern  der  Staat,  dem  er  angehört,  die  Für- 
sorge nicht  übernimmt,  angeordnet  werden,  wenn  der  Ausländer 
nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  der  Fürsorge  bedarf  oder  im  In- 
land entmündigt  ist. 

1)  Die  Konsulargerichtsbarkeit  wird  in  den  Ländern  ausgeübt,  in  denen 
ihre  Ausübung  durch  Herkommen  oder  durch  Staatsverträ^e  gestattet  ist. 
f|  1  des  Gesetzes.)  Diese  Länder  sind  zur  Zeit  China,  Siam,  Persien, 
Korea,  Zanzibar,  die  Türkei  mit  den  ihrer  Oberhoheit  unterworfenen 
Ländern,  Marocco,  und  in  beschränktem  Umfang  Egypten,  Bulgarien, 
Rumänien  und  Serbien.  Aufgehoben  ist  die  £Lonsular^erichtsbarkeit 
in  Bosnien  und  der  Herzegowina  zu  Gunsten  der  österreichischen,  und  in 
Tunis  zu  Gunsten  der  französischen  Gerichtsbarkeit,  femer  in  Japan. 
Wegen  der  Anwendung  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  in 
i  den  deutschen  Schutzgebieten  siehe  oben  Note  zu  §  1.  Der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit sind  (nach  §  2  des  Gesetzes)  unterworfen:  1.  Deutsche, 
soweit  sie  nicht  in  dem  Lande,  in  dem  die  Konsulargerichtsbarkeit  aus- 
geübt wird,  nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  das  Recht  der 
Exterritorialität  geniefsen;  2.  Ausländer,  soweit  sie  für  ihre  Rechtsverhält- 
nisse durch  Anordnung  des  Reichskanzlers  oder  auf  Grund  einer  solchen 
dem  deutschen  Schutze  unterstellt  sind.  (Schutzgenossen.)  Zu  vgl.  auch: 
Anordnung  des  Reichskanzlers  vom  27.  Oktober  1900,  betreffend  die  Kon- 
sulargerichtsbarkeit über  Schutzgenossen.  (Centralblatt  för  das  Deutsche 
Reich  S.  574.) 
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Das  deutsche  Vormnndschaftsgericht  kann  vorläufige  Mafsregeln 
treffen,  solange  eine  Yormundschaft  oder  Pflegschaft  nicht  an- 
geordnet ist.^ 

Zu  den  hier  bezeichneten  „yorläufigen  Mafsreeeln*'  ist  gemäfs  §  44 
des  G.F.G.  auch  das  Vormundschaftsgericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk 
das  Bedfirfiiis  der  Fürsorge  hervortritt.  Im  übrigen  richtet  sich  beim  Vor- 
liegen der  Voraussetzungen  des  angeführten  Art.  23  Abs.  1  die  örtliche 
Zuständigkeit  des  Vormundschaftsgerichts  für  die  Vormundschaft  über 
Ausländer  (wie  über  Inländer)  gemäfs  §  96  Abs.  1  des  G.F.G.  nach  dem 
inländischen  Wohnsitz  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  nach  dem  in- 
ländischen Aufenthaltsort.  Hat  der  Ausländer  im  Inland  weder  Wohnsitz 
noch  Aufenthalt,  so  fehlt  hiemach  ein  Ortlich  zuständiges  inländisches 
Gericht.  Dagegen  ist  nach  §  37  Abs.  2  des  G.F.G.  für  die  Pflegschaft 
(§  1909  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs)  über  einen  Ausländer,  für  den  bei 
einem  inländischen  Gericht  eine  Vormundschaft  nicht  anhän^ie  ist  und  der 
im  Inlande  weder  Wohnsitz  noch  Aufenthalt  hat,  das  Gericht  zuständig, 
in  dessen  Bezirke  das  Bedürfnis  der  Fürsorge  hervortritt.  Dies  wird  ins- 
besondere dann  vorkommen,  wenn,  wie  beispielsweise  in  Nordamerika, 
nach  dem  Rechte  des  Auslandes  eine  dortige  Vormundschaft  oder  Pfleg- 
schaft sich  nicht  auf  das  in  Deutschland  befindliche  Vermögen  erstreckt 
und  daher  hinsichtlich  eines  solchen  Vermö^eus  auf  die  Bestellung  einer 
ausländischen  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  überhaupt  nicht  zu  rechnen 
ist.  Die  Anordnung  einer  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  über  einen  Aus- 
länder, der  nicht  im  Inland  entmündigt  ist  (Art.  23  Abs.  1  erster  Fall  des 
Einfübrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch)  ist  nach  Art.  52  Ziff.  17 
des  Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  demAmtsgericht 
vorbehalten. 

Die  Zuständigkeitsnorm  des  §  37  Abs.  2  des  G.F.G.  zur  Bestellung 
einer  Pflegschaft  über  einen  Ausländer  greift  auch  Platz  bei  der  Pfleg- 
schaft über  Gebrechliche  (§38  des  G.F.G.  und  §  1910  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs)  und  bei  der  Pflegschaft  über  Abwesende  (§  39  des  G.F.G. 
und  §  1911  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs).  Über  die  Bestellung  eines  Ab- 
wesenheitspflegers im  Ausein  an  dersetzungs  verfahren  vor  dem  Nachlafs- 
gericht  trifft  Bestimmung  der  8  88  des  GJP.G.,  wobei  das  Gesetz  nicht 
unterscheidet,  ob  der  Abwesenae  Inländer  oder  Ausländer  ist. 

Für  die  Verrichtungen  des  Vormundschaftsgerichts,  die  nicht  eine 
Vormundschaft  oder  eine  Pflegschaft  betreffen,  bestimmt  sich  gemäfs  §  43 
des  G.F.G.  die  Zuständigkeit  nach  §  36  Abs.  1  und  2  daselbst.  Hiemach 
fehlt,  wenn  die  beteiligte  Person  Ausländer  ist  und  im  Inland  weder 
Wohnsitz  noch  Aufenthät  hat  —  von  vorläufigen  Mafsregeln  nach  Art.  23 
Abs.  2  des  Einfübrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  §  44 
des  G.F.G.  abgesehen  —  ein  örtlich  zuständiges  inländisches  Gericht. 

Für  die  Führung  einer  im  Inland  bestellten  Vormundschaft  oder 
Pflegschaft  ist,  auch  wenn  die  Voraussetzungen  der  Bestellung  einer 
solchen  sich  nach  ausländischem  Recht  bestimmen,  stets  in  formeller  und 
materieller  Beziehung  das  deutsche  Recht  mafsgebend. 

2.  Die  Zuständigkeit  für  Vormundschaften  über  Deutsche, 
welche  im  Inland  weder  Wohnsitz  noch  Aufenthalt  haben,  ist  in  §  36 
Abs.  2  des  G.F.G.  geregelt.  Für  das  etwaige  Bedürfnis  der  Bestellung 
einer  Vormundschaft  durch  das  inländische  Gericht .  kommt  übrigens  auch 
in  Betracht,  daCs  unter  Umständen  dem  deutschen  Konsul  die  Befugnis  zur 
Bestellung  der  Vormundschaft  eingeräumt  ist  (so  in  den  Ländern,  in  wel- 
chen Konsulargerichtsbarkeit  gilt,  und  nach  manchen  Staatsverträgen ^), 
z.  B.  mit  Italien  Art.  11  Ziff.  7  und  mit  Spanien  Art.  11  Ziff.  8),  dafs  in 
den  deutschen  Schutzgebieten  der  von  dem  Reichskanzler  ermächtigte  Be- 


1)  Siehe  oben  S.  501  ff. 
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amte  die  Verrichtungen  des  Vormundschaftsgerichts  ausübt  (§  2  des  Schutz- 
gebietsgesetzes in  der  Fassung  vom  25.  Juli  1900,  Beichs-Gesetzblatt  S.  813)» 
endlich  dafs,  falls  dies  im  Interesse  des  Mündeis  lieft,  die  Anordnung  der 
Vormundschaft  im  Inland  bei  bereits  im  Ausland  bestehender  Vormund- 
schaft unterbleiben  oder  die  bei  dem  inländischen  Gericht  anhäneige  Vor- 
mundschaft an  den  ausländischen,  zur  Übernahme  bereiten  Staat  angegeben 
werden  kann  (§  47  des  G.F.G.). 

Für  die  Pflegschaft  über  Deutsche,  welche  im  Inland  weder 
Wohnsitz  noch  Aufenthalt  haben,  finden  jemals  p  37,  88  und  39  des  G.F.G. 
die  Zuständigkeitsvorschriften  des  §  36  Abs.  2  gleichfalls  Anwendung. 

3.  Im  Falle  der  Pflegschaftsbestellung  für  einen  Abwesenden  (Bürger- 
liches Gesetzbuch  §  1911,  G.F.G.  §§  39,  88)  erfordert  die  Rücksicht  auf  die 
Interessen  des  Abwesenden,  dafs  er,  falls  sein  Aufenthalt  bekannt  ist,  als- 
bald von  der  erfolgten  Pflegerbestellung  in  Kenntnis  gesetzt  wird;  dies 
hat  mittelst  Einschreibesendung  gegen  Kückschein  zu  geschehen. 

4.  Das  Gesetz  vom  28.  Juni  1876,  Reg.Blatt  S.  263,  wonach  zur 
Übertragung  einer  Vormundschaft  an  Personen,  welche  nicht  Angehörige 
des  Deutschen  Reichs  sind  oder  welche  aufserhalb  des  Gebietes  oes 
Deutschen  Reichs  wohnen,  die  Genehmigung  des  Justizministeriums  ein- 
zuholen war,  ist  durch  Art.  283  Ziff.  40  des  Ausfuhrungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  aufgehoben.  Das  Vormunds<^aft^ericht  kann 
jetzt  an  sich  auch  einen  Ausländer  zum  Vormund  bestellen,  nnr  besteht 
für  diesen  keine  Verpflichtung  zur  Übernahme  (zu  vgl.  §  1785  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs). 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Betreffend  den  Verkehr  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wird  besonders  noch  folgendes  bemerkt: 

1.  Über  die  zur  Hebung  von  nichtmilitärischen  Verlassenschaften  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  erforderlichen  Urkunden  giebt 
Aufschlufs  die  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  23.  Dezember 
1882  (Württ.  Gerichtsblatt  Bd.  21  S.  2  ff.,  auch  abgedruckt  bei  Mayer,  das 
Württember^ische  Gesetz  über  das  Notariatswesen  etc.  1887  S.  255);  vgl 
hierzu  auch  aie  oben  zu  §  15  citirte  Bekanntmachung  des  Justizministeriums 
vom  10.  Juli  1891. 

Wegen  der  Beglaubigung  der  den  Württembergischen  Behörden  vor- 

Selegten  amerikanischen  Bürgerrechtsurkunden  siehe  die  Bekanntmachung 
es  Justizministeriums  vom  4.  Mai  1898,  Amtsblatt  S.  23. 

2.  Zu  Art.  10  der  Konsularkonvention  vom  11.  Dezember  1871  ist  zn 
vergleichen  Erlafs  des  Justizministeriums  an  die  Amtsgerichte  vom  15.  Mai 
1881  (Württ.  Gerichtsblatt  Bd.  XLX  S.  145),  wonach  die  vorgeschriebene 
Anzeige  von  dem  in  Württemberg  erfolgten  Ableben  eines  Angehörigen 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  thunlichster  Beschleunigung 
unter  Anscmufs  des  Todesscheins  zu  erstatten  ist. 

3.  Einzelne  für  Erbschaftsfalle  in  Betracht  kommende  Bestimmungen 
enthält  auch  der  zwischen  Württemberg  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  unterm  10.  April  1844  abgeschlossene  Abzugsvertrag  (bekannt 
gemacht  unterm  12.  Oktober  1844,  Reg.Blatt  S.  471). 

4.  Bezüglich  der  Pensionsansprüche  von  Soldaten,  welche  im  nord- 
amerikanischen Sezessionskrieg  gedient  haben,  sowie  von  Angehörigen 
dieser  Personen  sind  zu  ver^eichen  die  Bekanntmachungen  des  Justiz- 
ministeriums vom  7.  Mai  1895,  Amtsblatt  S.  23,  und  vom  27.  Juli  1897, 
Amtsblatt  S.  41. 

Von  dem  Konsul  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  werden  bei 
Erhebung  von  militärischen  Pensionsansprüchen  für  Beeidigung  der  Pen- 
sionäre und  ihrer  Zeugen  sowie  für  Beglaubigung  der  Zustänmgkelt  von 
Beamten,  welche  solche  Beeidigungen  vorgenommen  haben,  Gebü&en  nicht 
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berechnet.     Die   Ghuiggebühr  des  JaBtizministerialaufwärtera   betr&gt   in 
solchen  Fällen  50  Pfennig. 

5.  Nach  mehrfachen  Mitteilungen  des  Deutschen  Generalkonsulats  in 
New- York  lehnen  die  Nachlafs-  und  Yormundschaftsgerichte  in  den  Yer- 
einigten  Staaten  jede  Thätigkeit  ab,  wenn  sich  die  zu  bevormundenden 
Personen  oder  das  Nachlafsvermdgen  oder  die  zu  verwaltenden  Pflegschafta- 
gelder  nicht  in  ihrem  Jurisdiktionsbezirk  befinden,  ebenso  wie  sie  im  ent- 
gegengesetzten Fall  eine  Intervention  ausländischer  Yormundschafts-  oder 
Nachlafsgerichte  nicht  berücksichtigen. 

Auen  erfolgt  die  Bestellung  von  Yormündem  nicht  von  Amts  wegen, 
sondern  auf  Antrag  der  Interessenten,  wozu  die  Minderjährigen  selbst, 
wenn  sie  über  14  Jahre  alt  sind,  andernfalls  ihre  Eitern  oder  sonstigen 
Yerwandten  le^timirt  sind.  Ersuchungsschreiben  um  Pfle^rbestellung  an 
amerikanische  Behörden  zu  richten,  ist  daher  ohne  Aussicht  auf  Enolg. 
vielmehr  ist  der  Antrag  auf  Herbeiführung  einer  Pflegerbestellung  aui 
diplomatischem  Weg  in  dem  an  das  Justizministerium  zu  erstattenden  Be- 
richt zu  stellen  (siene  oben  §  11).  Die  Abgabe  einer  in  den  Yereinigten 
Staaten  von  Amerika  geführten  Yormundschaft  oder  Pflegschaft  an  ^ine 
deutsche  Behörde  erfolgt  gleichfalls  nicht  ohne  weiteres.  In  einigen  Staaten 
wird  verlangt,  dafs  der  nicht-amerikanische  Yormund  auch  bei  dem  ameri- 
kanischen Vormundschaftsgericht  eine  Bestellung  erwirkt;  in  den  meisten 
Staaten  aber  wird  die  Auslieferung  des  daselbst  befindlichen  Mündel- 
vermögens an  den  nicht-amerikanischen  Yormund  davon  abhängig  gemacht, 
dafs  dieser  für  dessen  gewissenhafte  Yerwaltung  bei  dem  Gericht  des 
fleimatstaates  in  doppeltem  Betrag  Bürgschaft  leistet  und  Abschrift  des 
Kautionsscheins  hierüber  vorlegt,  auch  die  Richtigkeit  seiner  Angaben  an 
Eidesstatt  versichert,  und  dafs  danach  das  nicht-amerikanische  Gericht  unter 
dem  Yersprechen  der  Gegenseitigkeit  bestätigt,  dafs  das  Interesse  des 
Mündels  die  Auslieferung  erheischt. 

6.  Das  eheliche  Güterrecht  ist  in  den  einzelnen  Staaten  der 
nordamerikanischen  Union  in  der  verschiedenartigsten  Weise  geregelt  und 
unterliegt  einem  nicht  seltenen  Wechsel  der  Gesetzgebung.  Unter  diesen 
Umständen  ist  es,  obwohl  fast  überall  die  Ehefrau  über  ihr  bewegliches 
Eigentum  frei  verfugen  kann,  trotzdem  geboten,  an  der  Yorschrift,  dafs 
Dekrete  an  Ehefrauen  gleichzeitig  auch  an  deren  Ehemänner  zu  richten 
sind,  festzuhalten. 

7.  Der  Yolljährigkeitstermin  ist  in  den  meisten  Staaten  der 
Union  für  Personen  beiderlei  Geschlechts  das  vollendete  21.  Lebensjahr; 
jedoch  erreichen  in  den  Staaten  Califomien,  Dakota,  Idaho,  Illinois,  Iowa, 
!K.ansas,  Arkansas,  Missouri,  Minnesota,  Nevada,  Nebraska,  Maryland,  Ohio, 
Oregon,  Yermont  und  Washington  Ehefrauen  ihre  YoUjährigkeit  schon  mit 
dem  vollendeten  18.  Lebensjahre. 

8.  Bei  den  vielen  gleichlautenden  Ortsnamen  in  den  Yereinigten 
Staaten  ist  es  unerläfslich,  den  betreffenden  Ortsnamen,  auch  wenn  es  sich 
am  grofse  Städte,  z.  B.  New- York,  Buffalo,  Philadelphia,  St.  Louis,  handelt, 
den  Namen  des  Staats  (New -York,  Pennsjlvanien,  Missouri)  und  bei 
kleineren  Orten  auch  den  Namen  der  Grafschaft  (Gounty)  beizusetzen 
(z.  B.  Jackson ville,  Bourbon  Gounty,  Kentukj). 

Ein  genaues  Yerzeichnis  der  Ortsnamen  in  den  Yereinieten  Staaten 
ist  in  dem  „United  States  Official  Post-Guide^  (Postbuch)  enthalten.  Ein 
solches  befindet  sich  auf  der  Registratur  des  Justizministeriums,  welche  in 
zweifelhaften  Fällen  um  Auskunft  angegangen  werden  kann. 

Niederländische  Kolonien. 

Bei  Yerlassenschaften  der  in  niederländischen  Kolonial- 
diensten verstorbenen  deutschen  ReichsangehOrigen  erfolgt  die  Heraus- 
gabe gröfserer  Nachlafsmassen  durch  die  K.  niederländische  Regierung  an 
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die  dentsche  Gesandtschaft  im  Haag  nach  vor^änfinger  Beibringung  be- 
glanbiffter  Erblegitimationsatteste  beziehun^weise  Vollmachten. 

feinere  Verlassenschaften  im  Betrag  ois  zn  250  Gulden  holL  werden 
ohne  vorherige  Prüfting  der  Erbrechte  und  ohne  Beschaffung  bezuglicher 
14  ach  weise  an  die  deutsche  Gesandtschaft  im  Haag  ausgefolgt,  welche  ihrer- 
seits unter  Sicherstellung  der  niederländischen  Kegierung  ^e^en  etwaige 
Reklamationen  für  Ausantwortung  der  Nachlässe  an  die  legitimierten  Erben 
Sorge  trägt 

Neu-Süd-WaleB. 

Nach  einer  Mitteilung  des  kaiserlich  Deutschen  Generalkonsulats  in 
Sydney  empfiehlt  es  sich,  um  unliebsamen  Verzögerungen  vorzubeugen,  in 
die  Vollmachten,  weldie  aus  Anlafs  der  Regelung  von  Nachlässen  in  Neu- 
Süd-Wides  Verstorbener  auf  einen  dortigen  Anwalt  ausgestellt  werden, 
folgenden  Zusatz  aufzunehmen: 

„Ich  bestimme  femer  far  den  Fall  meines  Todes,  dafs  mein 
Testamentsvollstrecker  und  Nachlafsverwalter  in  gleicher  Weise,  wie 
ich  es  selbst  sein  würde,  gehalten  sein  sollen,  alle  Schritte  und 
Handlunj^en,  die  mein  Herr  Bevollmächtigter  nach  meinem  Tode  kraft 
oder  aut  Grund  dieser  Vollmacht  oder  in  ihrem  Rahmen,  und  ehe  er 
von  meinem  Ableben  schriftlich  unterrichtet  worden  ist,  vorgenommen 
hat,  als  rechtsverbindlich  für  sich  anzuerkennen." 

Die  Beteiligten  sind  vorkommenden  Falls  hierauf  aufinerksam  zn 
machen. 

Beilage. 

A.  Übersicht  der  Orte,  an  denen  sich  Kaiserliche  Biir  Ausübung 
der  Gerichtsbarkeit  befugte  Konsularbeamte  befinden. 

1)  In  China:  Amoy,  Canton,  Hankau,  Schanghai,  Swatau,  Tientsin  und 

Tschifu; 

2)  in  Korea:  Söul; 

3)  in  Marocco:  Gasablanca  und  Tanger; 
4S  in  Persien:  Buschär  und  Teheran; 

5)  in  Rumänien^):  Bukarest,  Gaiatz  und  Jassj; 

6)  auf  den  Inseln  der  Südsee,  soweit  sie  nicht  zu  einem  deut- 

schen Schutzgebiete  gehören  und  sofern  sie  nicht  einer 
vomBeiche  anerkannten  anderweiten  Jurisdiktion  unter- 
worfen sind:  Apia  (Insel  Upolu  der  Schiffer  [Samoa-JInseln); 

7)  in  Serbien*):  Belgrad; 

8)  in  Slam:  Bankok: 

9)  auf  der  Baikannalbinsel  und  in  der  Levante:  Alezandrien*), 

Beirut,  Oairo'),  Jaffa,  Jerusalem,  Konstantinopel,  Kustschuk,  Salonik, 
Smyrna,  Sofia  und  Vama; 
10)  in  Zanzibar:  2ianzibar. 


1)  Thatsächlich  wird  von  den  Kaiserlichen  Konsulatsbehörden  in  Ru- 
mänien die  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr  in  vollem  Umfang  ausgeübt. 

2)  Vgl.  Art.  XXV  des  Konsul arvertrags  mit  Serbien  vom  6.  Januar 
1888  (ReichS'Gesetzblatt  S.  62). 

8)  Vgl.  die  Gesetze  vom  80.  März  1874  (Reichs-Gesetzblatt  S.  28)  und 
vom  5.  Juni  1880  (Reichs-Gesetzblatt  S.  145X  sowie  die  Verordnungen  vom 
28.  Dezember  1875  (Reichs- Gesetzblatt  S.  881),  vom  28.  Dezember  1880 
(Reichs-Gesetzblatt  S.  192X  vom  15.  Februar  1897  (Reichs-Gesetzblatt  S.  17) 
und  vom  6.  Januar  1901  (Reichs-Gesetzblatt  S.  8). 
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B.  ÜberBioht  derjenigen  Konsularbeamten,  welchen  die  Befugnis 
zur  Abhörong  von  Zeugen   und  sur  Abnahme  von  Eiden   er- 
teilt ist. 

(Nach  dem  Stand  des  im  Februar  1901  ausgegebenen  Verzeichnisses  der 

Kaiserlich  Deutschen  Konsulate.) 

1)  In  der  Argentinischen  Republik:   der  Generalkonsul  und  der 

Yicekonsul  in  Buenos  Aires; 

2)  in  Belgien:  der  Generalkonsul  und  der  Yicekonsul  in  Antwerpen; 
8)  in  Brasilien:  die  Konsuln  in  Bahia(So  Salvador)» Guritiba,  Desterro, 

Porto  Alegre,  Rio  de  Janeiro    und  So  Paulo; 
4)  in  Chile:  der  Generalkonsul  in  Valparaiso: 
h)  in  China:  der  Generalkonsul  und  Yicekonsul  in  Schanghai,  die  Konsuln 

in  Amoj,  Canton,  Futschau,  Hankau,  Swatau,  Tientsin  und  Tschifu ; 

6)  in  Columbien:  der  Generalkonsul  in  Bogoti; 

7)  in  Grofsbritannien  und  Irland:  der  Generalkonsul  und  die  Vice- 

konsuln  in  London; 

8)  in  den  Britischen  Besitzungen:  die  Generalkonsuln  in  Capstadt 

und  Sydney,  die  Konsuln  in  Boxnoaj,  Hongkong,  Singapore,  Melbourne, 
der  Yicekonsul  in  Capstadt; 

9)  in  Italien:  der  Generalkonsul  und  Vicekonsnl  in  Grenua,  der  Konsul 

in  Messina; 

10)  in  Japan:  der  Generalkonsul  und  Vicekonsul  in  Yokohama,  die  Konsuln 

in  Hiogo-Osaka,  Nagasaki  und  Tamsui-Twatutia; 

11)  in  Korea:  der  Konsul  in  Söul; 

12)  in  Marocco:  der  Generalkonsul  in  Tanger,  der  Konsul  in  Casablanca; 

13)  in  den  Niederlanden:  der  Generalkonsul  und  Yicekonsul  in  Amster- 

dam; 

14)  in    den    Niederländischen   Besitzungen:    der   Generalkonsul  in 

Batayia ; 

15)  in  Paraguay:  der  Konsul  in  Asuncion; 

16)  in  Persien:  der  Generalkonsul  in  Teheran,  der  Yicekonsul  in  Bnsch&r; 

17)  in  Rumänien:  die  Konsuln  in  Bukarest,  Galatz,  Jassy; 

18)  in  Serbien:  der  Konsul  in  Belgrad; 

19)  in  Siam:  der  Generalkonsul  in  Bangkok: 

20)  auf  den  Inseln  der  Südsee:  der  mit  Wahrnehmung  konsularischer 

Befugnisse  beauftragte  Gouverneur  in  Apia,  sowie  der  Vicekonsul 
daseiost; 

21)  in  der  Südafrikanischen  Republik:   die  Konsuln  in  Johannes- 

burg und  Pretoria; 

22)  auf  der  Balkanhalbinsel  und  in  der  Levante:    die  General- 

konsuln in  Beirut,  Konstantinopel,  Sofia;  die  Konsuln  in  Alezandrien, 
Cairo,  Port  Said,  Jerusalem,  Kustschuk,  Salonik,  Serajeva  Smrma; 
die  Vicekonsuln  in  Alexandrien,  Cairo,  Konstantinopel,  Sona,  Vama, 
Jaffa;  der  Kanzlerdragoman  in  Beirut,  Salonik; 


231  in  Tunis:  der  Generalkonsul  in  Tunis; 

l)  in  Uruffi  ' 

25)  in  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika:  die  Generalkonsuln 


24)  in  Uruguay:  der  Konsul  in  Montevideo; 


in  New -York,  San  Francisco,  die  Konsuln  in  Chicago,  Cincinnati 
New- York,  St  Louis,  die  Vicekonsuln  in  Chicago,  New- York,  San 
Francisco ; 

26)  in  den  Besitzungen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika: 

die  Konsuln  in  Havanna  und  Manila; 

27)  in  Zanzibar:  der  Konsul  und  der  Dragoman  in  Zanzibar. 
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IL   Auswärtige  Staaten. 

AmerilLs,  Terelnirte  Staaten. 

1.  Ges.  Yom  17.  Febr.  1898  über  die  Eüstenscbifiahrt,  insbesondere 
den  Ausscblofs  fremder  Scbiffe  von  derselben.  (j^Än  ad  to  amend  (he 
laws  reUUing  to  navigation,  Congr.  Session  II 1897—98  cfc.  26,) 

2.  Ges.  Yom  1.  Juni  1898  über  Schiedsgerichte  in  Bezog  anf 
Arbeitsvertrilge. 

8.  Patentgesetze  vom  10.  und  18.  Jnni  1898. 

4.  Ges.  vom  28.  Juni  1898,  betr.  die  indischen  Gebiete.  („^ 
aet  for  the  protection  of  people  of  the  Indicm  Territory  and  for  other 
purposes.) 

5.  Konkursordnung  vom  1.  Juli  1898.  (An  ad  to  estabUsh  a  uni- 
form System  of  hankruptcy  throughout  the  Unüed  StatesO  ^). 

6.  Proklamation  vom  7.  Juli  1898,  betr.  die  Annexion  der 
HawaXi-Inseln.  (^ Joint  resölution  to  provide  for  annexing  the  Hawaian 
Islands  to  the  United  States''.) 

7.  Reglement  des  Supreme  Court  vom  28.  Nov.  1898')  zur  Aus* 
flihrung  der  Konkursordnung  vom  1.  Juli  1898* 

Belfflen. 

Ges.    vom    3.   Aug.    1898,    betr.    Einrichtung   einer    beständigen 

Kommission  zum  Studium  der  Fragen  des  internationalen  Privatrecbts. 

(Moniteur  Beige  18.  Aug.  1898,  No.  225.) 

Art.  1.  Bei  den  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  der 
Justiz  wird  eine  bestfindige  Kommission  eingesetzt  zum  Studium  der  Fragen 
des  internationalen  Privatrecbts. 

Art.  2.    Die  Kommission  wird  betraut: 
A.  mit  dem  Stadium  der  behufs  Kodifikation  des  internationalen  Privat- 
rechts zu  treffenden  MaTsnahmen; 
ß.  mit  der  Vorbereitung  der  von  den  Abj^esandten  der  Begienmg  bei  den 
Konferenzen  über  das  internationale  Pnvatrecht  zu  vertretenden  Grand- 
Sätze; 


G.  mit  der  Bejgutachtong  der  gegebenenfaUs  bezüfflich  dieser  Materie  in 
Verträge  mit  fremden  Staaten  aufzunehmenden  Bestimmungen  und  der 
ihr  von  den  Chefs  der  Ministerialabteilnngen  vorzulegenden  Fragen 


des  internationalen  Privatrechts. 
Art  8.  Die  Kommission  wird  zusammengesetzt  aus  dnem  Vorsitzenden 
und  vier  von  den  Ministem  des  Auswärtigen  und  der  Justiz  zu  ernennenden 
Mitgliedern.    Der  Kommission  werden  zwei  von  denselben  Ministem  za  er- 
nennende Sekretäre  ohne  Stimmrecht  beigegeben. 


1)  Französische  Übersetzung,  historische  und  STstematische  Einleitung 
sowie  fortlaufende  Anmerkungen  von  Lyon-Caen  und  P.  G Ovare  in 
Annuaire  de  le^sUUion  etrangire  1899  (28,  ann^e)  S.  759  ff. 

2)  Französische  Übersetzung:  Annuaire  de  l^gislation  Hrangire  1699 
(28.  annie)  S.  827. 
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BollTla. 

Strafprozefsordnnng  vom  6.  Aug.  1898  (444  Artikel). 

BraslUen. 

Ges.  Yom  1.  Aog.  1898  tlber  das  Urheberrecht^)  (28  Artikel). 

Brltlseb  Indien. 

Strafprozefsordnnng  vom  22.  März  1898')  (365  Artikel). 

Bnlrarlen. 

Gerichtsver&ssungsgesetz  vom  19./81.  Dezember  1898^). 

CMile. 

Ges.  Ober  die  Pfandleibanstalten  vom  28.  Nov.   1898^). 

ColnmMen. 

Prefsgesetz  vom  28.  Aug.  1898 '^). 

€o8ta-Rlea. 

1.  Ges.  vom  22.  Juni  1898  (die  Dauer  der  persönlichen  Schuldhaft 
auf  2  Tage  für  je  einen  peso  beschränkend). 

2.  Ges.  vom  17.  Sept.  1898,  betr.  Abänderungen  der  Civilprozefs- 
Ordnung  (insbesondere  cautio  judicatum  solvi). 

BAnemarlL. 

1.  Ges.  vom  7.  Jan.  1898,  betr.  die  Haftpflicht  der  Unternehmer 
für  UnMle  ihrer  Arbeiter  sowie  deren  Versicherung*). 

2.  Ges.  vom  19.  Mai  1898,    betr.  den  Erwerb  und  den  Verlust 
der  Staatsangehörigkeit^). 

Kcnador. 

Gesetz   tlber  die  Organisation   der   inneren  Staatsverwaltung  vom 
5.  Dez.  1898®). 


1)  Französische  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.,0.  S.  956. 

2)  Entstehungsgesdiichte    und    Inhaltsübersicht:     Annuaire   a.    a.    0. 
&  968—976. 

8)  Bericht:  Amiuaiire  a.  a.  0.  S.  684. 

4)  Übersetzung:  AnntMire  a.  a.  0.  S.  922. 

5)  Inhaltsübersicht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  905. 

6)  Franz.  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  567. 

7)  Franz.  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  578. 

8)  Inhaltsübersicht:  Annttaire  a.  a.  0.  S.  908. 
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Ges.  vom  12.  Aug.  1898,  betr.  die  Führung  der  Eheregister 
für  nichtkonformistische  Knltusstiltten.  (An  Act  to  amend  (he  law 
relating  to  the  attendance  of  registrars  at  marriages  in  non  confortnist 
places  of  Worship.    61  and  62  Vid.,  chcvp.  68.)^) 

1.  Zwei  Patentgesetze  vom  21.  Jan.  1898'). 

2.  Ezpropriationsgesetz  vom  14.  Jali  1898*). 
8.  Vormundschaftsordnang  vom  19.  Ang.  1898. 

FranlLrelcli. 

1.  Ges.  vom  14.  Febr.  1900,  betr.  Änderung  des  Art.  1094  des 
Code  cxvü  (letztwillige  Verfügungen  zu  Gunsten  der  Ehegatten).  {Journal 
off.     17.  Febr.  1900.) 

2.  Ges.  vom  7.  April  1900,  betr.  die  gesetzlichen  Zinsen.  (Joum, 
off.     14.  April  1900.) 

3.  Dekret  vom  24.  April  1900,  betr.  die  Zulassung  zu  der  diplo- 
matischen  und  konsularischen  Laufbahn.     (Joum.  off.     6*  Mai  1900.) 

4.  Ges.  vom  17.  Mai  1900,  betr.  Civilstandsakte  und  Testamente  der 
Militärpersonen.     {Joum.  off.     22.  Mai  1900.) 

5.  Ges.  vom  1.  Dez.  1900,  betr.  Zulassung  der  Frauen  zur  Ad- 
vokatur.    {Joum,  off.  4.  Dez.  1900.) 

6.  Dekret  vom  28.  Febr.  1901,  betr.  die  administrative  und  gericht- 
liche Behandlung  der  Franzosen  auf  den  Inseln  des  Stillen  Ozeans. 
{Joum.  off.     25.  März  1901.) 

Haiti. 

1.  Ges.  vom  19.  Juli  1898,  betr.  Abänderung  der  Civilprozefsordnung 
vom  8.  Juli  1835  (Art  585 — 652,  betr.  Zwangsvollstreckung 
in  das  Immobiliarvermögen). 

2.  Ges.  vom  27.  Juli  1898,  betr.  Abänderung  des  Art  1836  des 
Code  civil  (enthält  nähere  Bestimmungen  über  die  Voraussetzungen  der 
persönlichen  Schuldhaft). 

Honduras^). 

1.  Strafgesetzbuch^)  vom  29.  Jan.  1898.  (Inkrafttreten:  1.  Jan. 
1899.) 

2.  Berggesetz  v.  5.  Sept  1898  (Inkrafttreten  1.  Jan.  1899). 


1)  Bericht  und  franz.  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  8.  73. 

2)  Franz.  Übersetzung:  a.  a.  O.  S  633. 

3)  Bericht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  646. 

4^  Das  bisherige  Strafgesetzbuch,  das  Handelsgesetzbuch  und  das  Civil- 
gesetzbuch  datierten  vom  27.  August  1880.  Bed. 

5)  InhaltBübersicht:  Awnuaire  a.  a.  O.  S.  883. 
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2.  Handelsgeeetzbach  Yom  15.  Sept.  1898.   (Inkrafttreten:  1.  Febr. 
1899.) 

3.  Civilgesetzbuch  vom  21.  Dez.  1898.     (Inkrafttreten:  15.  Sept. 
1899.) 

Italien. 

Oes.  vom  17.  März  1898  über  die  UnfUle  von  Arbeitern  ii^hrend 
ihrer  Arbeit     (Obligatorische  Unfallversicherung,  28  Artikel)^). 


Ges.   vom   10.  Mai  1898   über  das  Urheberrecht     (169  Artikel) 

Hexleo  *). 

1.  G^.  vom  1.  Joni  1898,  betr.  die  Verjährung  der  Staatsobligationen 
und  die  Ersetzung  beschädigter  oder  verloren  gegangener  Staatsschuld- 
verschreibnugen. 

2.  Ges.  vom  17.  Dez.  1898  enthaltend  die  Anordnung  einer  Revision 
des  Seerechtes  und  der  dabei  zu  Grunde  zu  legenden  Grundsätze. 

Hontenecro« 

Ges.  vom  14.  Jan.  1898,  betr.  Abänderung  und  Neuausgabe  de 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs^). 

Men-Sfld-Wales« 

Ges.  vom  27.  Juli  1898  über  die  Staatsangehörigkeit  (Äd  no.  21y 
1898:  ^Än  Act  to  eomilidcUe  ihe  LawB  rdatmg  to  NaturäUgaHon  and 
DenigaUon  of  -litews.")*) 

MleAerlaiiAe. 

1.  Kgl.  Dekret  vom  21.  Mai  1898  (Staatsblad  No.  120),  betr.  Ver- 
bot der  Ausftihr  und  des  Transportes  von  Eriegsmunition. 

2.  Ges.  V.  2.  Juli  1898  (Staatsblad  No.  170),  betr.  die  persönliche 
Militärdienstpflicht»). 

Morweren. 

Ges.  vom  28.  Nov.  1898  über  die  Entmündigung*). 


1)  Franz.  Übersetzung:  Atmuaire  a.  a.  0.  S.  392 ff. 

2)  Vgl.  Ännuaire  a.  a.  0.  S.  872  ff. 

8)  Genauer  Bericht:  Anmiaire  a.  a.  0.  S.  706  ff. 

4)  Übersetzung:  Anniiaire  a.  a.  0.  S.  981—986. 

5)  Übersetzung:  Ännuaire  a.  a.  0.  S.  487. 

6)  Franz.  Übersetzung:  Anntuiire  a.  a.  0.  S.  599. 
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GeB.    Yom    14.   Nov.    1898,    betr.    das  Prozersverfahren   vor  deo 
Friedensgerichten  ^).     (73  Artikel.) 


Militärstrafgesetzbnch  und  Militärstrafprozefsordnung  Yom  20>  Des. 
1898«). 

PortnrAL 

Ges.  über  die  Presse  vom  7.  Juli  1898*). 

Rnflilaiid. 

Ukas  vom  29.  Mai  1898,  betr.  das  Recht  der  Ausländer,  in  ge- 
wissen Teilen  des  Kaukasus  Grundstücke  zu  erwerben. 

SalTaAor. 

Gerichtsverfiissungsgesetz  vom  21.  April  1898^). 

Sebweden. 

Acht  Gesetze  vom  1.  Juli  1898,   betr.  das  eheliche  Güterrecht^). 

SpaMlen. 

1.  Kgl.  Dekret  vom  23.  April  1898,  betr.  die  im  spanisch-ameri- 
kanischen Krieg  zu  beobachtenden  Regeln  des  Seerechts. 

2.  Instruktion,  betr.  das  Durchsucbtmgsrecht  (^deredio  di  fistto*) 
vom  24.  April  1898. 

3.  Kgl.  Dekret  vom  26.  Juli  1898,  betr.  die  Sammlung  der  ans 
Anlafs  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  erlassenen  Instruktionen  und 
Neutralitätserklärungen  *). 

ITnrani« 

1.  Ges.  (XXIII)  über  die  Kreditgenossenschaften  vom  11.  Juli 
1898').     (83  Artikel.) 

2.  Ges.  (II)  über  die  Rechtsverhältnisse  der  landwirtschafUichen 
Arbeiter  vom  4.  Febr.  1897  (23  Artikel)»). 


1)  Inhaltsttberaicht:   Annuaire  a.  a.  0.  S.  944. 

2)  Inhaltsübersicbt:  Änntiaire  a.  a.  0.  S.  911  ff. 

3)  Übersetzung  mit  histor.  Emleitunff :  Annuaire  a.  a.  0.  S.  424  fL 

4)  Inhaltsfibersicht :  Annuaire  a.  a.  0.  8.  900. 

5)  Bericht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  586 ff. 

6)  Die  hier  angeordnete  Sammlung  ist  gedruckt  als:  Diswmeiones  dt 
Espa^  y  de  los  Estados  Unidos  references  d  la  guerra  y  deaaradomes  de 
neuträlidad,    Madrid  (Tipo-Litografia  de  Baoul  P^nt)  1698, 

7)  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  365. 

8)  Bericht  Annuaire  a.  a.  0.  S.  352. 
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1.  übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Österreich -Ungarn  betreffend  den  Schutz  der  Urheberrechte  an 
Werken  der  Literatur,  Kunst  und  Photographie  vom  80.  Dezember 
1899  (R-G.Bl.  S.  131): 

Art  I.  Jedes  Werk  der  Litteratur,  der  Kunst  und  der  Photographie, 
welches  in  den  Staatsgebieten  eines  der  Tertranchliefsenden  Teile  einheimisch 
ist,  wird  in  den  Staatsgebieten  des  anderen  Teiles,  wenn  es  nicht  auch  dort 
als  einheimisch  anzusehen  ist,  den  dort  für  Werke  gleicher  Art  durch  die  in- 
ländische Oesetzj^ebnng  jeweils  gewährten  Schutz  auf  Grund  dieses  Über- 
einkommens geniefsen. 

Der  vertragsmädsige  Schutz  wird  jedoch  nicht  gew&hrt,  wenn  das  Werk 
dort,  wo  es  einheimisch  ist,  überhaupt  keinen  gesetzlichen  Schutz  geniefst 
Er  soll  femer  nicht  Ifinger  bestehen,  als  der  gesetzliche  Schutz  dort  dauert, 
wo  das  Werk  einheimisch  ist 

Art.  IL  Als  einheimisch  gilt  ein  Werk,  wenn  auf  dasselbe  vennöge 
seines  Erscheinungsorts  oder  vermöge  der  Staatsangehörigkeit  oder  des 
Wohnsitzes  seines  Urhebers  die  betreffende  inlfindiscne  Gesetzgebung  An- 
wendung findet. 

,.  Art.  UI.  Im  Verhältnisse  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den 
im  Österreichischen  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ist  der 
vertra^sm&fsige  Schutz  von  der  Erfüllung  nur  der  Bedin^[ungen  und  Förm- 
lichkeiten abhänffiff,  welche  durch  die  Gesetzgebung  des  Teiles  vorgeschrieben 
sind,  in  dessen  Gebiete  das  betreffende  Werk  einheimisch  ist 

Dagegen  ist  im  Verhältnisse  zwischen  den  Ländern  der  Ungarischen 
Krone  und  dem  Deutschen  Reiche  der  Tertragsmäfsi^  Schutz  davon  ab- 
hängig, dafs  hinsichtlich  der  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  nicht  nur  den 
Gesetzen  und  Vorschriften  des  vertragschliefsenden  Teiles,  in  dessen  Gebiete 
das  Werk  einheimisch  ist,  sondern  auch  den  Gesetzen  und  Vorschriften  dea 
anderen  Teiles,  in  dessen  Gebiete  der  vertragsmäfsige  Schutz  gewährt  werden 
soll,  entsprochen  worden  ist 

Als  Bedingunjjen  und  Förmlichkeiten  im  Sinne  dieses  Artikels  sind 
insbesondere  der  Vorbehalt  des  Übersetzungsrechts  und  der  Be^nn  der 
Obersetzung  innerhidb  einer  bestimmten  Frist  anzusehen;  das  Gleiche  gilt 
von  dem  Vorbehalte  des  Rechtes  der  öffentlichen  Aufführung  bei  musikalischen 
Werken. 

Art  IV.  Das  ausschliefsliche  Obersetzungsrecht  dauert  hinsichtlich  der 
Sprachen,  in  denen  nicht  eine  rechtmäfsige  und  vollständige  Übersetzung 
herausgegeben  worden  ist,  keinesfalls  l&nger  als  drei  Jahre  nach  der  Heraus- 
gabe des  Werkes. 

Bezüglich  der  Sprachen,  in  den«i  eine  solche  Übersetzung  rechtzeitig 
herauseegeoen  worden  ist,  endigt  das  Übersetzungsrecht  erst  fünf  Jahre  nach 
dieser  Herausgabe. 

Bei  Berechnung  der  Fristen  ist  das  Kalenderjahr  der  Herausgabe  des 
Werkes  oder  der  Übersetzung  nicht  mitzuzählen. 

Art  V.  Die  durch  dieses  Übereinkommen  gewährleisteten  Rechte  stehen 
nicht  nur  den  Urhebern,  sondern  auch  ihren  Recntsnachfolgem  mit  EinschluTs 
der  Verleger,  zu,  gleichviel  ob  das  Urheberrecht  als  solches  oder  nur  zur 
Ausübung  auf  den  Rechtsnachfolger  übergegrangen  ist. 

Damit  die  Urheber  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  ab  solche  ange- 
sehen und  demgemäfs  von  den  Gerichten  der  vertragschliefsenden  Teile  zur 
V^folgung  ihrer  Rechte  zugelassen  werden,  genügt  es,  wenn  ihr  Name  in 
der  ülüichen  Weise  auf  dem  Werke  angegeben  ist 
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Bei  anonymen  oder  pseudonymen  Werken  ist  der  Herausgeber,  und 
wenn  ein  solcher  nicht  oder  nicht  mit  seinem  wahren  Namen  ang^reben 
ist,  der  Verleger  berechtigt,  die  dem  Urheber  zustehenden  Rechte  wanrza- 
nehmen. 

Der  Herausgeber  und  der  Verleger  gelten  in  diesen  Fällen  ohne 
weiteren  Beweis  als  Bechtsnachfolger  des  anonymen  oder  Pseudonymen 
Urhebers. 

Art  VI.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Übereinkommens  soUen 
in  keiner  Beziehung  das  jedem  der  beiden  vertragschliefsenden  Teile  zu- 
stehende Recht  beeinträchtigen,  durch  Mafsregein  der  Gesetzgebung  oder 
inneren  Verwaltung  die  Verbreitung,  die  Auff&brung,  die  Ausstellung  oder 
•das  Feilbieten  eines  jeden  Werkes  oder  Erzeugnisses  zd  überwachen  (Kier  zu 
untersagen. 

J^em  der  beiden  TertTagschliefsenden  Teile  bleibt  gleicherweise  das 
Recht  gewahrt,  im  eigenen  Gebiete  die  Einfuhr  solcher  Werke  zu  verbieten, 
welche  nach  seinen  inneren  Gesetzen  oder  in  Gemäfsheit  seiner  Verabredungen 
mit  anderen  Mächten  als  unerlaubte  Wiedergabe  erklärt  sind  oder  erklärt 
werden. 

Art.  VII.  Die  Bestimmungen  dieses  Übereinkommens  sollen  auch  auf 
die  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  vorhandenen  Werke  Anwendung 
finden.  Jedoch  können  begonnene  Vervielfältigungen  und  Nachbildungen, 
deren  Herstellung  bisher  nicht  verboten  war,  vollendet  und  gleich  den  bereitB 
erlaubterweise  hergestellten  verbreitet  werden. 

Desgleichen  können  die  Vorrichtungen  zur  Vervielfältigung  oder  Nach- 
bildung (Abdrücke,  Abgüsse,  Platten,  Steine  und  Formen),  deren  HerstelluQg 
bisher  nicht  verboten  war,  zu  besagtem  Zwecke  noch  während  eines  Zeit- 
raums von  vier  Jahren,  vom  Beginne  der  Wirksamkeit  des  g^enwärtigen 
Übereinkommens  an,  benutzt  werden. 

Die  Verbreitung  solcher  Vervielfältigungen  oder  Nachbildungen  und  die 
fernere  Benutzung  der  bezeichneten  Vorricntnngen  ist  aber  nur  dann  gestattet, 
wenn  diese  Gegenstände  infolge  eines  von  der  beteiligten  Partei  binnen  drei 
Monaten  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Übereinkommens 

festellten  Ansuchens  in  einem  Inventare  verzeichnet  und  mit  einem  besonderen 
tempel  versehen  worden  sind.  Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  werden 
durch  die  Verwaltungsbehörden  getroffen. 

Die  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Übereinkommens 
rechtmäfsig  zur  Aufführung  gebrachten  dramatischen,  musikalischen  und 
dramatisch-musikalischen  Werke  können  auch  ferner  frei  aufgeführt  werden. 

Art.  VIII.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  wira  durch  zehn 
Jahre  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  es  in  Wirksamkeit  tritt,  in  Kraft 
bleiben. 

In  dem  Falle,  dafs  keiner  der  vertragschliefsenden  Teile  zwölf  Monate 
vor  dem  Ablaufe  des  zehnjährigen  Zeitraums  das  gegenwärtige  Übereinkommen 
aufkündigt,  bleibt  dasselbe  in  Kraft  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem 
Tage  ab  gerechnet,  an  welchem  einer  der  vertragschliefsenden  Teile  die  Kün- 
digung erklärt. 

Art.  IX.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  soll  ratifiziert,  und  die 
Ratifikations  -  Urkunden  sollen  sobald  als  möglich  in  Berlin  ausgetauscht 
werden;  es  wird  mit  Beginn  des  fünfzehnten  Tages  nach  dem  Tage,  an 
welchem  der  Austausch  der  Ratifikationen  erfolgt  ist,  in  Wirksamkeit  treten. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  das  Über- 
einkommen unterzeichnet  und  mit  ihrem  Wappen  gesiegelt. 

So  geschehen  in  zweifacher  Ausfertigung  in  Berlin,  am  80.  Dezember 
im  Jahre  Eintausendach thundertneunundneunzig. 

Das  vorstehende  Übereinkommen  ist  ratifiziert  worden,  und  die  Aus- 
wechselung der  Ratifikationen  hat  am   9.  Mai   1901  in  Berlin  stattgefunden. 

Zu  Artikel  I  und  II.  In  Betreff  des  Verhältnisses  zwischen  den  im 
Osterreichischen  Reichsrate  vertretenen    Königreichen  und  LlUidem   einer- 
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seitB   und   dem   Deutschen    Reiche  andererseits   besteht  Einverständnis  da- 
rüber: 

1.  dafs  die  in  dem  einen  Gebiet  erschienenen  Werke  inländischer  Urheber 
in  dem  anderen  Gebiete  nicht  als  einheimisch  gelten  und  deshalb  nur  den 
vertragsmäfsigen  Schutz  geniefsen; 

2.  dafs  einem  Werke,  soweit  dasselbe  durch  die  Gesetzgebung  des  einen 
Teiles  nur  vermöge  seines  Erdcheinens  geschützt  wird,  der  vertragsmäfsige 
Schutz  nur  dann  zukommt,  wenn  es  auch  nach  der  inländischen  ^Gesete- 
gebung  des  anderen  Teiles  als  in  dem  Gebiete  des  ersteren  Teiles  er- 
schienen gilt 

2.  Zusatzvertrag  vom  28.  November  1890  zu  dem  Auslieferungs- 
vertrag zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Belgien  vom 
24.  Dezember  1874  (R.G.B1.  S.  203). 

Art.  1.  An  die  Stelle  der  Absätze  2  und  3  des  Artikel  9  des  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Belgien  am  24.  Dezember  1874  abgeschlossenen 
Auslieferungsvertrags  treten  folgende  Absätze: 

„In  diesem  Falle  kann  der  vorläufig  Festgenommene  wieder  auf  freien 
Fnfs  gesetzt  werden,  wenn  nicht  binnen  achtzehn  Tagen  nach  dem  Tage 
seiner  Festnahme  der  Auslieferangsantrag  mit  einem  der  im  Artikel  8  des 
gegenwärtigen  Vertrags  aufgeführten  gerichtlichen  Schriftstücke  auf  diplo- 
matißchem  Wege  bei  der  ersuchten  Regierung  eingegangen  ist." 

„Der  vorfiufie  Fes^enommene  mufs  in  Freiheit  gesetzt  werden,  wenn 
ihm  nicht  binnen  orei  Wochen  nach  dem  Tage  seiner  Festnahme  von  emem 
der  im  vorstehenden  Absätze  bezeichneten  Scnriftstücke  Mitteilung  gemacht 
worden  isf 

„Die  vertragschliefsenden  Teile  machen  sich  verbindlich,  die  Stellung  des 
Aufilieferungsantrags  zu  beschleunigen,  sobald  die  vorläufige  Festnahme,  sei 
es  unmittelbar,  sei  es  auf  diplomatischem  Wege,  beantragt  worden  ist.'' 

^  Der  vorstehende  Vertrag  ist  ratifiziert  worden ;  der  Austausch  der  Rati- 
fikationsurkunden ist  am  5.  «Juni  1901  in  Brüssel  erfolgt. 

3.  Abkommen^)  vom  29.  Juli  1899  zur  friedlichen 
Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  (R.G.B1.  S.  398). 

Seine   Majestät    der    deutsche  Kaiser,   Könie   von  Preufsen,    Seine 


der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  der  Präsident  der  Französischen 
Republik,  Ihre  Majestät  die  Königin  des  Vereinigten  Königreichs  von 
Grofsbritannien  und  Irland,  Kaiserin  von  Indien,  Seine  Majestät  der 
König  der  Hell  en  en.  Seine  Majestät  der  König  von  Italien,  Seine  Migestät 
der  Kaiser  von  Japan,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Grofsherzog  von  Luxem- 
bnrff.  Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Montenegro,  Ihre  Majestät  die  Königin 
der  Niederlande,  Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Schah  von  Persien, 
Seine  Majestät  der  König  von  Portugal,  Seine  Majestät  der  König  von 
Rumänien,  Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Reufsen,  Seine  Migestät  der 


1)  Über  die  Ratifikation  der  im  Texte  unter  No.  3  bis  8  in  der  amt- 
lichen deutschen  Übersetzung  mitgeteilten,  üblicher  Weise  mit  dem  Gesamt- 
namen „Haager  Konvention^  bezeichneten  Verträge  und  Erklärungen  sowie 
die  dabei  gemachten  Vorbehalte  ist  die  unten  S.  538  mitgeteilte  Bekannt- 
machung zu  vergleichen.  Bedaktioiu 
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Köniff  von  Serbien,  Seine  Migest&t  der  König  Ton  Slam,  Seine  Majestät 
der  König  von  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweizerische 
Bandesrat,  Seine  Majestät  der  Kaiser  der  Osmanen  und  seine  Königliche 
Hoheit  der  Fürst  von  Bulgarien, 

von  dem  festen  Willen  beseelt,  zur  Aufrechterhaliang  des  allgemeinen 
Friedens  mitzuwirken, 

entschlossen,  mit  allen  Kräften  die  friedliche  Erledignng  internationaler 
Streitigkeiten  zu  begünstigen, 

in  Anerkennung  der  Solidarität,  welche  die  Glieder  der  Gemeinschaft 
der  civilisierten  Nationen  verbindet, 

gewillt,  die  Herrschaft  des  Rechtes  auszubreiten  und  das  Gefühl  der 
internationalen  Gerechtigkeit  zu  stärken, 

überzeugt,  dafs  die  dauernde  Einrichtung  einer  Allen  zugänglichen 
Schiedsf^erichtsbarkeit  im  Schofse  der  unabhängigen  Mächte  wirksam  zu  diesem 
Ergebnisse  beitragen  kann, 

in  Erwägung  der  Vorteile  einer  allgemeinen  und  regelmälsigen  Einrich- 
tung des  SohiedsTerfahrens, 

mit  dem  Erlauchten  Urheber  der  Internationalen  Friedenskonferenz  der 
Ansicht,  dafs  es  von  Wichtigkeit  ist,  in  einer  internationalen  Vereinbamng  die 
Grundsätze  der  Billigkeit  und  des  Rechtes  festzulegen,  auf  denen  die  Sicher- 
heit der  Staaten  und  die  Wohlfahrt  der  Völker  beruhen, 

von  dem  Wunsche  geleitet,  zu  diesem  Zweeke  ein  Abkommen  au 
schliefsen,  haben  zu  Ihren  Bevolhnächtigen  ernannt: 

welche  .  .  .  über  folgende  Bestimmungen  Übereingekommen  smd: 

Erster  Titel. 

Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens. 

Art.  1.  Um  in  den  Beziehungen  zwbchen  den  Staaten  die  Anrufung 
der  Gewalt  soweit  als  möglich  zu  verhüten,  erklären  sich  die  Signatarmächte 
einverstanden,  alle  ihre  Bemühungen  aufwenden  zu  wollen,  um  die  friedliche 
Erledigung  der  internationalen  Streitfragen  zu  sichern. 

Zweiter  Titel. 
Gute  Dienste  und  Vermittlung. 

Art.  2.  Die  Signatarmächte  kommen  überein,  im  Falle  einer  ernsten 
Meinungsverschiedenheit  oder  eines  Streites,  bevor  sie  zu  den  Wafien  greifen, 
die  guten  Dienste  oder  die  Vermittelung  einer  befreundeten  Macht  oder 
mehrerer  befreundeter  Mächte  anzurufen,  soweit  dies  die  Umstände  gestatten 
werden. 

Art.  3.  Unabhängig  hiervon  halten  die  Signatarmächtees  für  nfitzlicli, 
dafs  eine  Macht  oder  mehrere  Mächte,  die  am  Streite  nicht  beteiligt  sind, 
aus  eigenem  Antriebe  den  im  Streite  befindlichen  Staaten  ihre  ^ten 
Dienste  oder  ihre  Vermittelung  anbieten,  soweit  sich  die  Umstände  hierfür 
eignen. 

Das  Recht,  ^te  Dienste  oder  Vermittelung  anzubieten,  steht  den  am 
Streite  nicht  beteiligten  Staaten  auch  während  des  Ganges  der  Feindselig- 
keiten zu. 

Die  Ausübung  dieses  Rechtes  kann  niemals  von  einem  der  streitenden 
Teile  als  unfreundüche  Handlung  angesehen  werden. 

Art.  4.  Die  Aufgabe  des  Vermittlers  besteht  darin,  die  einander  ent- 
gegengesetzten Ansprüche  auszubleichen  und  Verstimmungen  zu  beheben, 
oie  zwischen  den  im  Streite  befinalichen  Staaten  etwa  entstanden  sind. 

Art.  5.  Die  Thätigkeit  das  Vermittlers  hört  auf,  sobald,  sei  es  durch 
einen  der  streitenden  Teile,  sei  es  durch  den  Vermittler  selbst,  festgestellt  wird. 
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dafs  die  von  diesem  Toigeschlagenen  Mittel  der  VerBtündignng  nicht  an- 
genommen werden. 

Art  6.  Gute  Dienste  und  Vermittlang,  seien  sie  auf  Anrufen  der  im 
Streite  befindlichen  Töle  eingetreten  oder  aus  dem  Antriebe  der  am  Streite 
nicht  beteiligten  Mächte  hervore^angen,  haben  ausschlieislich  die  Bedeutung 
eines  Bates  und  niemals  verbindhche  Kraft. 

Art  7.  Die  Annahme  der  Vermittlung  kann,  unbeschadet  anderweitiger 
Verebbarung,  nicht  die  Wirkung  haben,  die  Mobilmachung  und  andere 
den  Krieg  Torbcratende  Ma&nahmen  zu  unterbrechen,  zu  yerzogem  oder  zu 
hemmen. 

Erfolgt  sie  nach  Eröffnung  der  Feindseligkeiten,  so  werden  von  ihr,  un- 
beschadet anderweitiger  V  ereinäirung,  die  im  (änge  befindlichen  militftrischen 
Unternehmungen  nicnt  unterbrochen. 

Art  8.  Die  Signatarmächte  sind  einverstanden,  unter  Umständen,  die 
dies  gestatten,  die  Anwendung  einer  besonderen  Vermittlung  in  folgender 
Form  zu  empfehlen: 

Bei  ernsten,  den  Frieden  gefährdenden  Streitfiragen,  wählt  jeder  der  im 
Streite  bdindlichen  Staaten  eine  Macht,  die  er  mit  der  Aufgabe  betraut,  in 
unmittelbare  Verbindung  mit  der  von  der  anderen  Seite  gewählten  Macht  zu 
treten,  um  den  Bruch  der  friedlichen  Beziehungen  zu  verhüten. 

Während  der  Dauer  dieses  Auftrag,  die,  unbeschadet  anderweitiger 
Abrede,  eine  Frist  von  dreifsi^  Tagen  mcht  überschreiten  darf,  stellen  die 
streitenden  Staaten  jedes  unmittelbare  Benehmen  über  den  Streit  ein,  welcher 
als  ausschliefslich  den  vermittelnden  Mächten  übertragen  gilt.  Diese  sollen 
alle  Bemühungen  aufwenden,  um  die  Streitfrage  zu  erledigen. 

Kommt  es  zum  wirklichen  Bruche  der  friedlichen  Beziehungen,  so 
bleiben  diese  Mächte  mit  der  gemeinsamen  Aufgabe  betraut,  jede  Gelegenheit 
zu  benutzen,  um  den  Frieden  wiederherzustellen. 

Dritter  Titel. 

Internationale  Untersuch ungskommissionen. 

Art  9.  Bei  internationalen  Streitigkeiten,  die  weder  die  Ehre  noch 
wesentiiche  Interessen  berühren  und  einer  verschiedenen  Würdigung  von 
Thatsachen  entspringen,  erachten  die  Signatarmächte  es  für  nützlich,  dafs 
die  Parteien,  die  den  auf  diplomatischem  Wege  nicht  haben  einigen  können, 
soweit  es  die  Umstände  gestatten,  eine  internationale  Untersuchungskommission 
einsetzen  mit  dem  Aufmge,  die  Lösung  dieser  Streitigkeiten  zu  erleichtem, 
indem  sie  durch  eine  unparteiische  und  gewissenhaite  Prüfung  die  That- 
fragen  aufklären. 

Art  10.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen  werden  durch 
besonderes  Abkommen  der  streitenden  Teile  gebildet 

Das  Untersuchungsabkommen  bestimmt  die  zu  untersuchenden  That- 
sachen und  den  Umfang  der  Befugnisse  der  Kommissare. 

Es  regelt  das  VerSthren. 

Die  Untersuchung  erfolgt  kontradiktorisch. 

Die  zu  wahrenden  Formen  und  Fristen  werden,  soweit  sie  nicht  durch 
das  Untersuchungsabkommen. festgesetzt  sind,  durch  die  Kommission  selbst 
bestimmt 

Art  11.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen  werden,  sofern 
nicht  ein  Anderes  verabredet  ist,  in  der  im  Artikel  32  dieses  Abkommens 
bezeichneten  Weise  gebildet 

Art  12.  Die  streitenden  Mächte  verpflichten  sich,  der  internationalen 
Untersuchungskommission  in  dem  weitesten  Umfange,  den  sie  für  möglich 
hatten,  alle  zur  vollständigen  Kenntnis  und  g^enauen  Würdigung  der  in  Frage 
kommenden  Thatsachen  notwendigen  Mittel  und  Erleichterungen  zu  ge- 
währen. 
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Art.  13.  Die  intenialionale  UnteniichangskomimaaoD  legt  den  Btraten- 
den  Mächten  ihren  von  allen  Mitgliedern  der  Kommiflsion  unterzdchneteD 
Bericht  vor. 

Art  14.  Der  Bericht  der  internationalen  Untermichangskoniniiflaon,  der 
flieh  auf  die  Feeteteliong  der  ThatBachen  beschränkt,  hat  in  keiner  Weise  die 
Bedentung  eines  Schiedsspruchs.  Er  läfst  den  streitenden  Mächten  ToUe 
Freihdt  in  Ansehung  der  Folge,  die  dieser  Feststellung  zu  geben  ist 

Vierter  Titel. 
Internationale  Schiedssprechung. 

Erstes  Kapitel. 
Schiedswesen. 

Art.  15.  Die  intemationale  Schiedssprechung  hat  zum  Gegenstande  die 
Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  durch  Richter  ihrer  WtU 
auf  Grund  der  Achtung  vor  dem  Rechte. 

Art.  16.  In  Rechtsfragen  und  in  erster  linie  in  Fragen  der  Auslegung 
oder  der  Anwendung  internationaler  Vereinbarungen  wird  die  SchiedsspxtttEoiig 
von  den  Signatarmächten  als  das  wirksamste  und  zugleich  der  Billigkeit  am 
meisten  enteprechende  Mittel  anerkannt,  um  die  Streitigkeiten  zu  erledigeiif 
die  nicht  auf  diplomatischem  Wege  haben  beseitigt  w^en  können. 

Art.  17.  Schied sabkommen  werden  für  bereits  entstandene  oder  für 
etwa  entstehende  Streitverhältnisse  abgeschlossen. 

Sie  können  sich  auf  alle  Streitigkeiten  oder  nur  auf  Streitigkeiten  einflr 
bestimmten  Art  beziehen. 

Art.  18.  Das  Schiedsabkommen  schliefst  die  Verpflichtung  in  sich,  sidi 
nach  Treu  und  Glauben  dem  Schiedssprüche  zu  unterwerfen. 

Art  19.  Unabhängig  von  den  allgemeinen  und  besonderen  Verträgen, 
die  schon  jetzt  den  Signatarm ächten  die  Verpflichtung  zur  Anrufung  der 
Schiedssprechung  auferlegen,  behalten  diese  Mächte  sich  vor,  sei  es  vor  der 
Ratifikation,  des  vorliegenden  Abkommens  oder  später,  neue  allgemeine  oder 
besondere  Übereinkommen  abzuschliefsen ,  um  die  obligatorische  Schiede- 
sprechung  auf  alle  Fälle  auszudehnen,  die  ihr  nach  ihrer  Ansicht  unterworfen 
werden  können. 

Zweites  KapiteL 

Ständiger  Schiedshof. 

Art  20.  Um  die  unmittelbare  Anrufung  der  Schiedssprechung  fisr 
die  internationalen  Streitfragen  zu  erleichtem,  (fie  nicht  auf  diplomatisciwm 
Wege  haben  erledigt  werden  können,  machen  sich  die  Signatarmächte  an- 
heischig, einen  ständigen  Schiedshof  einzurichten,  der  jederzeit  zugänglich 
ist  und,  unbeschadet  anderweitiger  Abrede  der  Parteien,  nach  Ma^igabe  der 
in  diesem  Abkommen  enthaltenen  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
thätig  wird. 

Art  21.  Der  ständige  Schiedshof  soll  für  alle  Schiedsfälle  zuständig 
sein,  sofern  nicht  zwischen  den  Parteien  über  die  Ersetzung  eines  besonderen 
Schiedsgerichts  Einverständnis  besteht. 

Art  22.  Ein  im  Haag  errichtetes  internationales  Bureau  dient  dem 
Schiedshöfe  für  die  Bureaugeschäfte. 

Dieses  Bureau  vermittelt  die  auf  den  Zusammentritt  des  Schiedshofs 
bezüglichen  Mitteilungen. 

Es  hat  das  Archiv  unter  seiner  Obhut  und  besorgt  alle  Verwaltungs- 
geschäfte. 

Die  Signalarmächte  machen  sich  anheischig,  dem  internationalen  Bureau 
im  Haag  beglaubigte  Abschrift  einer  jeden  zwischen  ihnen  getroffenen 
Schiedsabrede,  sowie  eines  jeden  Schiedsspruchs  mitzuteilen ,  der  äe  betriflt 
und  durch  besondere  Schiedsgerichte  erlassen  ist 
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Sie  machen  sich  anheischig,  dem  Bnrean  ebenso  die  G^esetaie,  allgemeinen 
Anordnungen  and  Urkunden  mitzuteilen,  die  gegebenen  Falles  die  Voliziehang 
der  yon  dem  Schiedshof  erlassenen  Sprüche  darthun. 

Art.  23.  Jede  Signatarmacht  wird  binnen  drei  Monaten,  nachdem  sie 
dieses  Abkommen  ratifiziert  hat,  höchstens  vier  Personen  von  anerkannter 
Sachkunde  in  Fragen  des  Völkenechts  benennen,  die  sich  der  höchsten 
sittlichen  Achtung  erfreuen  und  bereit  sind,  ein  Schiedsrichteramt  zu  über- 
nehmen. 

Die  so  benannten  Personen  sollen  unter  dem  Titel  von  Mitgliedern  des 
Schiedshofs  in  eine  Liste  eingetragen  werden ;  diese  soll  allen  Signatarmächten 
durch  das  Bureau  mit^teilt  werden. 

Jede  Änderung  m  der  Liste  der  Schiedsrichter  wird  durch  das  Bureau 
zur  Kenntnis  der  Signatarmächte  gebracht 

Zwei  oder  mehrere  Mächte  können  sich  über  die  gemeinschaftliche  Be- 
nennung eines  Mitglieds  oder  mehrerer  Mitglieder  versSndigen. 

Dieselbe  Person  kann  von  yerschiedenen  Mächten  benannt  werden. 

Die  Mitglieder  des  Schiedhofs  werden  für  einen  Z&tnxan  von  sechs 
Jahren  eniannt    Ihre  Wiederemennung  ist  zulässig. 

Im  Falle  des  Todes  oder  des  Ausscheidens  eines  Mitglieds  des  Schieds- 
bofs  erfolgt  sein  Ersatz  in  der  fUr  seine  Ernennung  yorgesehenen  Weise. 

Art  24.  Wollen  die  Signatarmächte  sich  zur  Erledigung  einer  unter 
ihnen  entstandenen  Streitfrage  an  den  Schiedshof  wenden,  so  mufs  die  Aus- 
wahl der  Schiedsrichter,  welche  berufen  sind,  das  fSr  die  Entscheidung  dieser 
Streitfrage  zuständige  Schiedsgericht  zu  bilden,  aus  der  Gesamtliste  der  ÄGt- 
glieder  des  Schiedshofis  erfolgen. 

In  Ermanglung  einer  Bildung  des  Schiedsgj^lchts  mittelst  unmittelbarer 
Yerständigung  der  Parteien  wird  in  folgender  Weise  verfahren: 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schieosrichter  und  diese  wählen  gemein- 
schaftlich einen  Obmann. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  die  Wahl  des  Obmanns  einer  dritten  Macht 
anrertraut,  über  deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen. 

Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zu  stände,  so  bezeichnet  jede  Partei 
eine  andere  Macht,  und  die  Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch  die  so  be- 
zeichneten Mächte  in  Übereinstimmung. 

Nachdem  das  Schiedsgericht  so  gebildet  ist,  teilen  die  Parteien  dem 
Bureau  ihren  Entschlufs,  sidi  an  den  Schiedshof  zu  wenden,  und  die  Namen 
der  Schiedsrichter  mit 

Das  Schiedsgericht  tritt  an  dem  yon  den  Parteien  festgesetzten  Tage 
zusammen. 

Die  Mitglieder  des  Schiedshofs  geniefsen  während  der  Ausübung  ihres 
Amtes  und  aulserhalb  ihres  Heimatlandes  die  diplomatischen  Vorrechte  und 
Befreiungen. 

Art.  25.  Das  Schiedsgericht  hat  regelmäfsig  seinen  Sitz  im  Haas. 
Abgesehen  von  dem  Falle  höherer  Gewalt  darf  der  Sitz  vom  Sdiieds- 
gerichte  nur  mit  Zustimmung  der  Parteien  verlegt  werden. 

Art.  26.  Das  internationale  Bureau  im  Haag  ist  ermächtigt,  sein  Ge- 
schäftslokal  und  seine  Geschäftseinrichtung  den  Signatarmächten  für  die 
Th&tigkeit  eines  jeden  besonderen  Schiedsgerichts  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  Schiedsgerichtsbarkeit  des  stänoigen  Schiedshofs  kann  unter  den 
durch  die  allgemeinen  Anordnungen  festgesetzten  Bedingungen  auf  Streitig- 
keiten zwischen  anderen  Mächten  als  Signatarmächten  oder  zwischen  Signatar- 
mächten und  anderen  Mächten  erstreckt  werden,  wenn  die  Parteien  über- 
eingekommen sind,  diese  Schiedsgerichtsbarkeit  anzurufen. 

Art  27.  Die  Signatarmächte  betrachten  es  als  Pflicht,  in  dem  Falle, 
wo  ein  ernsthafter  Streit  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen  auszu- 
brechen droht,  diese  daran  zu  erinnern,  dafs  ihnen  der  ständige  Schiedshof 
offen  steht 
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Sie  erkiftren  demzufolge,  dafs  die  Handlung,  womit  den  im  Streite  be- 
findlichen Teilen  die  Bestimmungen  dieses  Abkommens  in  Erinnerang  gelnaeht 
werden,  und  der  im  höheren  Interesse  des  Friedens  erteilte  Bat,  sich  an  den 
ständigen  Schiedshof  zu  wenden,  immer  nur  als  Bethätigung  guter  Dienste 
angesehen  werden  dürfen. 

Art.  28.  Ein  st&ndiffer  Verwaltungsrat,  der  aus  den  im  Haas  be- 
fflaubigten  dii>lomatischen  Vertretern  der  Signatarmächte  und  dem  nieder- 
fändiscnen  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  als  Vorsitzenden  besteht, 
soll  in  dieser  Stadt  eebildet  weäen  sobald  wie  möglich  nach  der  Ratifikation 
dieses  Abkommens  durch  mindestens  neun  Mächte. 

IHeser  Verwaltungsrat  soll  damit  betraut  sein,  das  internationale 
Bureau  zu  errichten  und  einzurichten;  dieses  soll  unter  seiner  Lieitnng  und 
Aufsicht  bleiben. 

£r  giebt  den  Mächten  von  der  Bildung  des  Schiedshofs  Nachricht  und 
trägt  für  dessen  äufsere  Einrichtung  Sorge. 

Er  erläfst  seine  Geschäftsordnung,  sowie  alle  sonst  notwendigen  allge- 
meinen Anordnungen. 

Er  entscheidet  alle  Verwaltungsfiraffen,  die  sich  etwa  in  Beaiehung  auf 
den  GkMM&häftsbetrieb  des  Schiedshofs  erheben. 

&  hat  volle  Befugnis,  die  Beamten  und  Angestellten  des  Bureaus  zu  er- 
nennen, ihres  Dienstes  vorläufig  zu  entheben  oder  zu  entiassen. 

Er  setzt  die  Gehälter  undXöhne  fest  und  beaufsichtigt  das  Eassenwesen. 

Die  Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  in  den  ordnungsmäikig  berufenen 
Versammlungen  genügt  zur  gültigen  Beratung  des  Verwaltungsrats.  Die  Be- 
schlufsfassung  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit 

Der  Verwaltungsrat  teilt  die  von  ihm  genehmigten  allgemeinen  Anord- 
nungen unverzüglich  den  Signatarmächten  mit  Er  erstattet  ihnen  jährlieh 
Bericht  über  die  Arbeiten  d^  Schiedshofs,  über  den  Betrieb  der  Verwaltungs- 
geschäfte  und  über  die  Ausgaben. 

Art.  29.  Die  Kosten  des  Bureaus  werden  von  den  Signatarmächten 
nach  dem  für  das  internationale  Bureau  des  Weltpostvereins  festgestellten 
Verteilungsmafsstabe  getragen. 

Drittes  Kapitel. 
Schiedsverfahren. 

Art.  30.  Um  die  Entwicklung  der  Schiedssprechung  zu  fördern,  haben 
die  Signatarmächte  folgende  Bestimmungen  festoestellt,  die  auf  das  Schieds- 
verfahren Anwendung  finden  sollen,  soweit  nicht  die  Parteien  über  andere 
Bestimmungen  überemgekommen  sind. 

Art.  dl.  Die  Mächte,  welche  die  Schiedssprechung  anrufen,  unter- 
zeichnen eine  besondere  Urkunde  (Schiedsvertrag),  worin  der  Streitgegenstand 
sowie  der  Umfang  der  Befugnisse  der  Schiedsnchter  klar  bestimmt  werden. 
Diese  Beurkundung  schliefst  die  Verpflichtung  der  Parteien  in  sich,  sich  dem 
Schiedssprüche  nach  Treu  und  Glauben  zu  unterwerfen. 

Art  32.  Das  Schiedsrichteramt  kann  einem  einsigen  Schiedsrichter 
oder  mehreren  Schiedsrichtern  übertragen  werden,  die  von  den  Parteien  nach 
ihrem  Belieben  ernannt  oder  von  ihnen  unter  den  Mitgliedern  des  durch 
dieses  Abkommen  errichteten  ständigen  Schiedshöfe  ffewudt  werden. 

In  Ermangelung  einer  Bildung  des  Schied^ricnts  durch  unmittelbare 
Verständigung  der  Parteien  wird  in  folgender  VTeise  verfahren : 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schie<£richter,  und  diese  wählen  gemein- 
schaftlich einen  Obmann. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  die  Wahl  eines  Obmanns  einer  dritten 
Macht  anvertraut,  über  deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen. 

Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zu  stände,  so  bezeichnet  jede 
Partei  eine  andere  Macnt,  und  die  Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch  die  so 
bezeichneten  Mächte  in  Übereinstimmung. 
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Art  88.  Wird  ein  Souverän  oder  ein  Bonflügee  Staatsoberhaapt  zum 
Schiedsrichter  gewählt,  so  wird  das  Schiedaverfifthren  von  ihm  geregelt 

Art.  84.  Der  Ohmann  ist  von  Rechts  wegen  YorritsEender  des  Schieds- 
gerichts. 

Gehört  dem  Schiedsgerichte  kein  Obmann  an,  so  ernennt  es  selbst  seinen 
YoraitzendeD. 

Art.  35.  Im  Falle  des  Todes,  des  Rücktritts  oder  der  ans  irgend  einem 
Oronde  stattfindenden  Yerhindemng  eines  der  Schiedsrichter  erfolgt  sein 
Ersatz  in  der  für  seine  Ernennung  vor^sehenen  Weise. 

Art  86.  Der  Sitz  des  Schi^^enchts  wird  von  den  Parteien  bestimmt 
In  Ermangelung  einer  solchen  Besümmung  hat  das  Gericht  seinen  Sitz  im 
Haag. 

Abgesehen  von  dem  Falle  höherer  Gewalt  darf  der  so  bestimmte  Sitz 
vom  Schiedsgerichte  nur  mit  Zustimmung  der  Parteien  Terle^  werden. 

Art.  87.  Die  Parteien  haben  das  Kecht,  hei  dem  Schiedsgerichte  be- 
sondere Delegierte  oder  Aeenten  zu  bestellen  mit  der  Aufgabe,  zwischen 
ihnen  und  dem  Schiedsgericht  als  Mittelspersonen  zu  dienen. 

Sie  sind  anfserdem  berechtigt,  mit  der  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  und 
Interessen  vor  dem  Schied^gericnte  Rechtsbeist&nde  oder  Anwälte  zu  be- 
trauen, die  zu  diesem  Zwecke  von  ihnen  bestellt  werden. 

Art.  88.  Das  Schiedsgericht  entscheidet  über  die  zu  wählenden  Sprachen, 
deren  es  sich  bedienen  wird  und  deren  Gebrauch  vor  ihm  gestattet  sein  soll. 

Art.  .89.  Das  Schiedsverfahren  zerfallt  regelmäCsig  in  zwei  gesonderte 
Abschnitte:  das  Yorverfahren  und  die  Yerhandlung. 

Das  Yorverfahren  besteht  in  der  von  den  betreffenden  Agenten  an  die 
Mitglieder  des  Schiedsgerichts  und  an  die  Gegenpartei  zu  machenden  Mit- 
teilung aller  gedruckten  oder  geschriebenen  Aktenstücke  und  aller  Urkunden, 
welche  die  in  der  Sache  geltend  gemachten  Rechtsbehelfe  enthalten.  Diese 
Mitteilung  soll  in  der  Form  und  innerhalb  der  Fristen  erfolgen,  die  von  dem 
Schiedsgerichte  gem&fs  Art.  49  bestimmt  werden. 

Die  Yerhandlung  besteht  in  dem  mündlichen  Yortrage  der  Rechtsbehelfe 
der  Parteien  vor  dem  Schied^ericbte. 

Art  40.  Jedes  von  einer  Partei  vorgelegte  Schriftstück  mufs  der 
anderen  Partei  mitgeteilt  werden. 

Art.  41.    Die  Yerhandlung  wird  vom  Yorsitzenden  geleitet. 

Sie  erfolgt  öffentlich  nur,  wenn  ein  Beschlufs  des  Schiedsgerichts  mit 
Zustimmung  der  Parteien  dahin  ergeht 

Über  die  Yerhandlung  wird  em  Protokoll  aufgenommen  von  Sekretären, 
die  der  Vorsitzende  ernennt.  Nur  dieses  Protokoll  hat  öffentliche  Beweis- 
kraft 

Art.  42.  Nach  dem  Schlüsse  des  Yonrer&hrens  ist  das  Schiedsgericht 
befugt,  alle  neuen  Aktenstucke  oder  Urkunden  von  der  Yerhandlung  aus- 
zusehliefsen,  die  ihm  etwa  eine  Partei  ohne  Einwilligung  der  anderen  vor- 
legen will. 

Art  48.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  jedoch  frei,  neue  Aktenstücke 
oder  Urkunden,  auf  welche  etwa  die  Agenten  oder  Rechtsbeist&nde  der 
Parteien  seine  Aufmerksamkeit  lenken,  in  Betracht  zu  ziehen. 

In  diesem  Falle  ist  das  Schiedsgericht  befugt,  die  Yorlegung  dieser 
Aktenstücke  oder  Urkunden  zu  verlaugen,  unbeschadet  der  Yerpmchtung, 
der  Gegenpartei  davon  Kenntnis  zu  geben. 

Art  44.  Das  Schiedsgericht  kann  anfserdem  von  den  Agenten  der 
Parteien  die  Yorlegung  aller  nötigen  Aktenstücke  verlangen  und  alle  nötigen 
Aufklärungen  erfordern.  Im  Falle  der  Yerweigerung  nimmt  das  Schieds- 
gericht von  ihr  Yermerk. 

Art.  45.  Die  Agenten  und  die  Rechtsbeistftnde  der  Parteien  sind  be- 
fugt, beim  Schiedsgerichte  mündlich  alle  Rechtsbehelfe  vorzubringen,  die  sie 
zur  Yerteidigung  uurer  Sache  für  nützlich  halten. 

Art  46.    Se  haben  das  Recht,   Einreden,  sowie  einen  Zwisehensteeit 
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za  erheben.  Die  Entschddiuigen  des  SchiedBgerichtB  ttber  diese  Pankte  sind 
eDdgfiltig  und  können  zu  weiteren  £«rörtenm^en  nicht  AnUfs  geben. 

Art  47.  Die  Büt^lieder  des  Schiedsgerichts  sind  befugt,  an  die  Agenten 
und  die  Rechtsbeistänae  der  Parteien  Fragen  zu  richten  und  von  ihnen  Auf- 
klärungen fiber  zweifelhafte  Punkte  zu  enordem. 

Weder  die  ^^esteliten  Fragen  noch  die   von  Mitgliedern  des  Schied»- 

ferichts  im   Lauie   der  Verhandlung  jgemachten   Bemerkungen  dürfen  als 
lusdruck  der  Meinung  des  ganzen  Schiedsgerichts  oder  seiner  einzditten  Mit- 
glieder angesehen  weraen. 

Art.  48.  Das  Schiedsgericht  ist  befugt,  seine  Zuständigkeit  zu  bestimmen» 
indem  es  den  Schiedsvertrag  sowie  die  sonstigen  Staatsyertr^e,  die  für  den 
G-esenstand  angeführt  werden  können,  auslegt  und  die  Grundsätze  des 
Vö&errechts  anwendet 

Art  49.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  zu,  auf  das  Verfahren  bez^liefae 
Anordnungen  zur  Leitung  aer  Streitsache  zu  erlassen,  die  Formen  und  fri^en 
zu  bestimmen,  in  denen  jede  Partei  ihre  Anträge  zu  stellen  hat,  und  zu  allen 
Förmlichkeiten  zu  schreiten,  weiche  die  Beweisaufnahme  mit  sich  bringt 

Art.  50.  Nachdem  die  Agenten  und  die  Bechtsbeistände  der  Parteien 
alle  Aufklärungen  und  Bewetse  zu  Gunsten  ihrer  Sache  vorgetragen  haben 
spricht  der  Vorsitzende  den  Schlufs  der  Verhandlung  aus. 

Art.  51.    Die  Beratung  des  Schiedsserichts  erfolst  geheim. 

Jede  Entscheidung  eingeht  nach  der  Mehrheit  der  Mi^lieder  des  Schieds- 
gerichts. 

Die  Weigerung  eines  Mitglieds,  an  der  Abstimmung  teilzunehmen,  muXs 
im  Protokolle  festgestellt  weraen. 

Art  52.  Der  nach  Stimmenmehrheit  erlassene  Schiedsspruch  ist  mit 
Gründen  zu  versehen.  Er  wird  schriftlich  abgefafst  und  von  jedem  Mitgliede 
des  Schiedsgerichts  unterzeichnet. 

Die  in  der  Minderheit  gebliebenen  Mitglieder  können  bei  der  Unter- 
zeichnung die  Verweigerung  ihrer  Zustimmung  feststellen. 

Art  53.  Der  Schiedsspruch  wird  in  öffentlicher  Sitzung  des  Schieds- 
gerichts verlesen,  sofern  die  Agenten  und  die  Bechtsbeistände  der  Parteien 
anwesend  sind  oder  gehörig  geladen  waren. 

Art.  54.  Der  gehörig  verkündete  und  den  Agenten  der  streitenden 
Teile  zugestellte  Schiedsspruch  entscheidet  das  Streitverhältnis  endgültig  und 
mit  AuBschliefsung  der  Berußing. 

Art  55.  Die  Parteien  können  sich  im  Schiedsvertrage  vorbehalten,  die 
Nachprüfung  (Revision)  des  Schiedsspruchs  zu  beantragen. 

Der  Antrag  mufs  in  diesem  Falle,  unbeschadet  anderweitiger  Ver- 
einbarung, bei  dem  Schiedsgericht  angebracht  werden,  das  den  Spruch  erlassen 
hat  Er  kann  nur  auf  die  Ehrmittelunff  einer  neuen  Thatsacne  gegründet 
werden,  die  einen  entscheidenden  Einfluls  auf  den  Spruch  auszuüben  geeignet 
gewesen  wäre  und  bei  Schlufs  der  Verhandlung  dem  Schiedsgerichte  sähst 
und  der  Partei,  welche  die  Nachprüfung  beantr^  hat,  unbekannt  war. 

Das  Nachprüfungsverfkhren  zann  nur  eröffnet  worden  durch  einen  Be- 
schlufs  des  Scniedsgerichts,  der  das  Vorhandensein  der  neuen  Thatsache  aus- 
drücklich feststellt,  ihr  die  im  vorangehenden  Absätze  bezeichneten  Merkmale 
zuerkennt  und  den  Antrag  insoweit  für  zuläsog  erklärt 

Der  Schiedsvertrag  bestimmt  die  Frist,  innerhalb  deren  Nachprüfungs- 
antrag  gestellt  werden  mufs. 

Art  56.  Der  Schiedsspruch  bindet  nur  die  Parteien,  die  den  Schieds- 
vertrag geschlossen  haben. 

Wenn  es  sich  um  die  Auslegung  eines  Abkommens  handelt,  an  dem 
sich  noch  andere  Mächte  beteiligt  haben,  als  die  streitenden  Teile,  so  geben 
diese  ihnen  von  dem  Schiedsvertrage,  den  sie  geschlossen  haben,  Renntms. 
Jede  dieser  Mächte  hat  das  Recht,  sich  an  der  Streitsache  zu  beteiligen. 
Wenn  eine  oder  mehrere  von  ihnen  von  dieser  Berechtigung  Gebrauch  ge- 
macht haben,  so  ist  die  in  dem  Schiedsspruch  enthaltene  Auslegung  auch  in 
Ansehung  von  ihnen  bindend. 
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Art.  57.  Jede  Partei  trägt  ihre  eigenen  Kosten  und  die  Kosten  des 
Schiedsgerichts  zu  gleichem  Anteile. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art  58.    Dieses  Abkommen  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Katifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  ein 
Protokoll  aufj^enommen  werden;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift 
auf  diplomatischem  Wege  allen  M&chten  mitgeteilt  werden,  die  auf  der 
internationalen  Friedenskonferenz  im  Haag  vertreten  gewesen  sind. 

Art  59.  Die  Mächte,  die  auf  der  internationalen  Friedenskonferenz 
vertreten  gewesen  sind,  dieses  Abkommen  aber  nicht  gezeichnet  haben, 
können  ihm  später  beitreten.  Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt 
den  Vertragsmachten  durch  eine  schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu 
geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande  zu  richten  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmachten  mitzuteilen  ist 

Art.  60.  Die  Bedingungen,  unter  denen  die  auf  der  internationalen 
Friedenskonferenz  nicht  vertreten  gewesenen  Mächte  diesem  Abkommen 
beitreten  können,  sollen  den  Gegenstand  einer  späteren  Verständigung  zwischen 
den  Vertragsmächten  bilden. 

Art  61.  Falls  einer  der  hohen  vertragschlieisenden  Teile  dieses  Ab- 
kommen kündieen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der 
schriftlich  an  aie  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser 
allen  anderen  Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtignng 
wirksam  werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
sie  erklärt  hat 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  dieses  Abkonmien  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  neunundzwanzigsten  Juli  achtzehnhundert- 
neunundneunzig  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  die  im  Archive  der  Benerung 
der  Niederlande  hinterlej^  bleiben  soll,  und  wovon  beglaubigte  Abscnriften 
den  Vertragsmächten  auf  diplomatischem  Wege  übergeben  werden  sollen. 

4.  Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkriegs.     Vom  29.  Juli  1899.     (R.G.B1.  S.  423.) 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  Köni^  von  Preufsen,  Seine 
Majestät  der  Kaiser  von  Österreich,  Köm^  von  Ungarn,  Seine 
Majestät  der  König  der  Belgier,  Seine  Majestät  der  König  von 
Dänemark,  Seine  Majestät  der  König  von  Spanien,  der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  von  Mexiko,  der  Träsident  der  Französischen  Republik, 
Ihre  Majestät  die  Königin  des  Vereinigten  Königreichs  von  Grofs- 
britannien  und  Irland,  Seine  Majestät  derKöniff  der  Hellenen,  Seine 
Majestät  der  König  von  Italien,  Seine  M<gestät  der  ELaiser  von  Japan, 
Seine  Königliche  Hoheit  der  Grofsherzog  von  Luxemburg,  Seine  Hoheit 
der  Fürst  von  Montenegro,  Ihre  Majestät  die  Königin  der  Niederlande, 
Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Schah  von  Persien,  Seine  Majestät  der 
König  von  Portugal,  Seine  Majestät  der  König  von  Rumänien,  Seine 
Majestät  der  Kaiser  aller  Reufsen,  Seine  Mtgestät  der  König  von  Serbien, 
Seine  Majestät  der  König  von  Slam,  Seine  Majestät  der  König  von  Schweden 
und  Norwegen,  Seine  Majestät  der  Kaiser  der  Osmanen  und  Seine 
Königliche  Hoheit  der  Fürst  von  Bulgarien 

nahen  in  der  Erwägung,  dafs  es  nicnt  genügt,  Mittel  und  Wege  zu  suchen, 
um  den  Frieden  zu  sichern  und  bewamiete  Streitigkeiten  zwischen  den 
Staaten  zu  verhüten,  sondern  dafs  auch  der  Fall  ins  Auge  gefafst  werden 


526  InterDatioiiale  Verträge. 

mnfs ,  wo  ein  Ruf  zu  den  Waffen  durch  Ereignisse  herbeigeführt  wird ,  die 
ihre  Fünsorge  nicht  hat  abwenden  können, 

von  dem  Wunsche  beseelt,  auch  in  diesem  äufsersten  Falle  den  Gresetzen 
der  Menschlichkeit  und  den  sich  immer  steigernden  Forderungen  der 
Civilisation  zu  dienen, 

in  der  Erkenntnis,  daJDs  es  von  Bedeutung  ist,  zu  diesem  Zwecke  die 
allgemeinen  Kriegsgesetze  und  Gebräuche  einer  Durchsicht  zu  unterziehen, 
sei  es,  um  sie  iSlher  zu  bestimmen,  sei  es,  um  ihnen  gewisse  Grenzen  zu 
ziehen,  damit  sie  soviel  wie  möglich  von  ihrer  Schärfe  verlieren, 

von  all  diesen  Gesichtspui&ten  ausgehend,  die  heute  wie  vor  25  Jahren 
zur  Zeit  der  Brüsseler  Konferenz  von  1874  durch  eine  weise  und  hochherzige 
Fürsorge  nahegelegt  sind, 

in  diesem  Sinne  zahlreiche  Bestimmungen  angenommen,  die  dem  Zwecke 
dienen,  die  Gebräuche  des  Landkriegs  naner  zu  bestimmen  und  zu  regeln. 

Nach  der  Auffassung  der  hohen  vertragschliefsenden  Teile  sollen  diese 
Bestimmungen,  deren  Abfassung  durch  den  Wunsch  angeregt  wurde,  die 
Leiden  des  Krieges  zu  mildem,  soweit  es  die  militärischen  Interessen  ge- 
statten, den  Kriegführenden  als  allgemeine  Richtschnur  für  ihr  Verhalten  in 
den  Beziehungen  untereinander  und  mit  der  Bevölkerung  dienen. 

Es  war  indessen  nicht  möglich,  sich  schon  jetzt  über  Bestimmungen  sa 
einigen,  die  sich  auf  alle  in  der  Praxis  vorkommenden  Fälle  erstrecken. 

Andererseits  konnte  es  nicht  in  der  Absicht  der  hohen  vertrag- 
schliefsenden Teile  liegen,  dafs  die  nicht  vorhergesehenen  Fälle,  in  &- 
mangelung  eines  schrifffichen  Übereinkommens,  der  wiUkttrlichen  Beurteilung 
der  militärischen  Befehlshaber  überlassen  bleiben. 

Solange,  bis  ein  vollständigeres  Kriegsgesetzbuch  festgestellt  werden 
kann,  halten  es  die  hohen  vertn^sehliefsenden  Teile  für  zweckmäfsig,  fest- 
zusetzen, dafs  in  den  Fällen,  aie  in  den  von  ihnen  angenommenen  Be- 
stimmungen nicht  vorgesehen  sind,  die  Bevölkerungen  una  Kri^^hrenden 
unter  dem  Schutze  und  den  herrschenden  Grundsätzen  des  VÖlkerreehta 
bleiben,  wie  sie  sich  aus  den  unter  gesitteten  Staaten  geltenden  Grebräachen, 
ans  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  und  aus  den  Forderungen  des  öfient- 
lichen  Gewissens  herausgebildet  haben. 

Sie  erklären,  dafs  namentlich  die  Artikel  1  und  2  der  angenommenen 
Bestimmungen  in  diesem  Sinne  zu  verstehen  sind. 

Die  hohen  vertragschliefsenden  Teile,  die  hierüber  ein  Abkommen  ab- 
zuschliefsen  wünschen,  nahen  zu  ihren  BevoUmächtigten  ernannt: 

welche  .  .  .  über  folgende  Bestimmunj^en  übereingekommen  sind. 

Art.  1.  Die  hohen  vertragschlieisenden  Teile  werden  ihren  Landheeren 
Verhaltungsmafsregeln  geben,  welche  den  dem  vorliegenden  Abkommen  bei- 
gefügten Bestimmungen  über  die  Cresetze  und  Gebi'äume  des  Landkriegs  ent- 
sprecnen. 

Art.  2.  Die  Vorschriften  der  im  Art.  1  genannten  Bestimmungen  sind 
fBi  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  bindend  im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Diese  Bestimmungen  hören  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zn  sein, 
wx>  in  einem  Kriege  zwischen  Yertragsmächten  eine  Nichtvcrtragsmacbt  sich 
einer  der  Kriegsparteien  anschliefst. 

Art.  8.    Dieses  Abkommen  soll  sobald    wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Katifikationsurkunde  soll  ein  Proto- 
koll aufgenommen  werden;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  aUen 
Vertragsmächten  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  weraen. 

Art.  4.    Die  Nichtsignatarmächte  können  diesem  Abkommen  beitreten. 

Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch 
eine  schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung 
der  Niederlande  zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsinächten 
mitzuteilen  ist. 
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Art.  5.  Falls  einer  der  hohen  ▼ertraffsehlielsenden  Tdle  diefles  Ab- 
kommen knndif^  sollte,  würde  die  Künoigunff  erst  ein  Jahr  nach  der 
schriftlich^  an  die  Besierang  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmäcnten  onTerzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirk- 
sam werden. 

Die  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die  ge- 
kündigt hat 

Anlage. 

Befitiiiuniing^iiy 

betreffend 

die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs. 

Erster  Absclmitt. 

Kriegsparteien. 

Erstes  Kapitel. 

Bestimmung  des  Begriffs  Kriegspartei. 

Art  1.  Die  Gesetze,  die  Rechte  und  die  Pflichten  des  Krieges  selten 
nicht  nur  für  das  Heer,  sondern  auch  für  die  Milizen  und  FreiwilUgen-Kocps 
unter  folgenden  Bedingungen: 

1.  daüs  jemand  an  ihrer  Spitze  steht,  der  für  das  Verhalten  seiner  Unter- 
ffebenen  verantwortlich  ist, 

2.  oafs  sie  eui  bestimmtes,  aus  der  Feme  erkennbares  Abzeichen  tragen, 

3.  dafs  sie  die  Waffen  offen  führen  und 

4.  bei  ihrer  Kriegführung  die  Kriegsgesetze  und  -Gebräuche  beobachten. 

In  den  Staaten,  in  denen  Milizen  oder  Freiwilligen-Korps  das  Heer 
oder  einen  Bestandteil  des  Heeres  bilden,  sind  diese  unter  der  Bezeichnung 
„Heer**  einbegriffen. 

Art  2.  Die  Bevölkerung  eines  nicht  besetzten  Gebiets,  die  beim  Heran- 
nahen des  Feindes  aus  eigenem  Antriebe  zu  den  Waffen  greift,  um  die  ein- 
dringenden Truppen  zu  bekämpfen,  ohue  Zeit  gehabt  zu  haben,  sich  nach 
Art  1  zu  orgamsieren,  wird  als  Krieespartei  betrachtet,  sofern  sie  die  Ge- 
setze und  Gebräuche  des  Krieges  beooachtet. 

Art.  3.  Die  bewaffnete  Macht  der  kriegführenden  Parteien  kann  sich 
zusammensetzen  aus  Kombattanten  und  Nichtkombattanten.  Im  Falle  der 
Ge£Emgennahme  durch  den  Feind  haben  die  einen  wie  die  anderen  Anspruch 
auf  Behandlung  als  Kriegsgefangene. 

Zweites  KapiteL 
Kriegsgefangene. 

Art.  4.  Die  Kriegsgefangenen  stehen  unter  der  Gewalt  ^er  feindlichen 
R^erung,  nicht  in  der  Gewalt  der  Personen  oder  der  Abteilungen,  die  sie 
gefangen  genommen  haben. 

sie  sollen  mit  Menschlichkeit  behandelt  werden. 

Alles,  was  ihnen  persönlich  gehört,  verbleibt  ihr  Eigentum,  ausgenommen 
Waffen,  Pferde  und  Schriftstücke  militärischen  Inhalts. 

Art  5.  Die  Kriegsgefangenen  können  in  Städten,  Festungen,  Ladern 
oder  an  anderen  Orten  interniert  werden  mit  der  Verpflichtung,  sich  nicht 
über  eine  bestimmte  Grenze  hinaus  zu  entfernen ;  dagegen  dürfen  sie  nicht 
dngesperrt  werden,  wenn  es  nicht  dringende  Rücksichten  der  Sicherheit  er- 
fordern. 


528  Internationale  Vertrfige. 

Art.  6.  Der  Staat  iBt  befiigt,  die  E^iiegsgefangenen  nach  ihrem  Dienst- 
grad und  nach  ihren  Fähigkeiten  als  Arbeiter  zu  verwenden.  Diese  Arbeiten 
dürfen  nicht  übermäfsig  sein  und  in  keiner  Beziehung  zu  den  Kriegannter- 
nehmungen  stehen. 

Den  Kriegsffefangenen  kann  gestattet  werden,  Arbeiten  für  öffentliche 
Verwaltungen  oder  für  Privatpersonen  oder  für  ihre  eigene  Rechnung  aus- 
zuführen. 

Arbeiten  für  den  Staat  werden  nach  den  Sätzen  bezahlt,  die  für  Militär- 
personen des  eigenen  Heeres  gelten. 

Werden  die  Arbeiten  für  Rechnung  anderer  öffentlicher  Yerwaltungen 
oder  fUr  Privatpersonen  ausgeführt,  so  weiden  die  Bedingungen  im  Unver- 
ständnisse mit  der  Militärbehörde  festgestellt 

Der  Verdienst  der  Kriegsgefanf^enen  soll  zur  Besserung  ihrer  Lage  ver- 
wendet und  der  Überschufs,  nach  Abzug  der  Unterhaltskosten,  ihnen  bei  der 
Freilassung  ausbezahlt  weiden. 

Art  7.  Die  Regierung,  in  deren  Gewalt  sich  die  Kriegsgefuigenen  be- 
finden, hat  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen. 

Falls  nicht  besondere  Vereinbuimgen  zwischen  den  Eriegsparteien  ge- 
troffen werden,  sind  die  Kriegsgefangenen  in  Beziehung  auf  Nahrung,  Kleidung 
und  Unterkunft  ebenso  zu  benandän,  wie  die  Truppen  der  Regierung,  die 
sie  gefangen  genommen  hat 

Art.  8.  Die  Kriegsgefangenen  unterstehen  den  Gresetzen,  Vorschriften 
und  Befehlen,  die  in  dem  Heere  des  Staates  gelten,  in  dessen  Gewalt  sie 
sich  befinden.  Jede  Unbotmässigkeit  kann  mit  der  erforderlichen  Strenge 
geahndet  werden. 

Entwichene  Kriegsgefangene,  die  wieder  ergriffen  werden,  bevor  es 
ihnen  selungen  ist,  ihr  Heer  zu  erreichen,  oder  das  von  den  Truppen,  die 
sie  jB^eian^en  genommen  haben,  bmetzte  Gebiet  zu  verlassen,  unterliegen 
disziplinarischer  Bestrafung. 

Krie^gefangene,  die  nach  gelungener  Flucht  wieder  gefangen  genommen 
werden,  können  für  die  frühere  Flucht  nicht  bestraft  werden. 

Art  9.  Jeder  Kriegsgefangene  ist  verpflichtet,  auf  Befragen  seinen 
wahren  Namen  und  Diens^rad  anzugeben ;  handelt  er  gegen  diese  Vorschrift, 
so  können  ihm  die  Begünstigungen,  die  den  Kriegsgefangenen  seiner  Klasse 
zustehen,  entzogen  werden. 

Art.  10.  Kriegsgefangene  können  auf  Ehrenwort  freigelassen  werden, 
wenn  die  Gesetze  ihres  Landes  dies  gestatten;  sie  sind  alsdann  bei  ihrer 
persönlichen  Ehre  verbunden,  die  übernommenen  Verpflichtungen,  sowohl 
mrer  eigenen  Regierung,  als  auch  dem  Staate  gegenüber,  der  sie  zu  Kriegs- 
gefaneenen  gemacht  hat,  gewissenhaft  zu  erfüllen. 

Ihre  Regierung  ist  ebenfalls  verpflichtet,  keinerlei  Dienste  zu  verlangen 
oder  anzunehmen,  die  dem  gegebenen  Ehrenworte  widersprechen. 

Art.  11.  Ein  Kriegsgefangener  kann  nicht  gezwungen  werden,  seine 
Freilassung  ^egen  Verpfandung  des  Ehrenworts  anzunehmen;  ebensowenig 
ist  die  feindliche  Regierung  verpflichtet,  auf  die  Bitte  eines  Kriegsgefangenen 
hin  die  Entlassung  auf  Ehrenwort  zu  bewilligen. 

Art  12.  Jeder  auf  Ehrenwort  entlassene  Kri^^gefangene ,  der  gegen 
den  Staat,  der  ihn  entlassen  hat,  oder  gegen  dessen  verbündete  die  WaSen 
trä^  verliert,*  wenn  er  wieder  ergriffen  wird,  das  Recht  der  Behandlung  als 
Kriegsgefangener  und  kann  den  Gerichten  überliefert  werden. 

Art  13.  Personen,  die  einem  Heere  folgen,  ohne  ihm  unmittelbar  anzu- 
gehören, wie  Kriegskorrespondenten,  Zeitungsberichterstatter,  Marketender 
und  Lieteranten,  haben,  wenn  sie  in  Feindeshand  geraten  und  ihre  Festhaltung 
zweckmäfsig  erscheint,  das  Recht  auf  Behandlung  als  Kriegsgefangene,  vor- 
ausgesetzt, dafs  sie  sich  im  Besitz  eines  Ausweises  der  ImhtärbehÖrde  des 
Heeres  befinden,  dem  sie  folgen. 

Art  14.  Es  wird  beim  Ausbruche  der  Feindseligkeiten  in  jedem  der 
kriegführenden  Staaten  und  geg^ebenenfalls  in  den  neutralen  Staaten,  die  An- 
gehörige einer  der  Kriegsparteien  in  ihr  Gebiet  aufgenommen  haben,  eine 
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Aoskonftstelle  über  die  Kriegsgefangenen  erriehtet  Diese  hat  die  Aofgabe, 
alle  die  Kriegsgefangenen  betreffenden  Anfragen  zn  beantworten,  nnd  erhält 
hierfür  von  den  zuständigen  Dienststellen  die  nötigen  Angaben,  die  sie  in 
den  Stand  setzen,  über  jäen  Kriegsgefangenen  ein  Personalblatt  zu  führen. 
Die  Auskunftstelle  mufs  auf  dem  Laufenden  gehalten  werden  über  die  Unter- 
bringung der  Gefangenen  und  über  die  dabei  eintretenden  Veriinderungen, 
sowie  über  die  Übenuhrung  in  ELrankenhäuser  und  über  Todesfälle. 

Die  Auskunftstelle  sammelt  ferner  alle  zum  persönlichen  Gebrauche 
dienenden  Gegenstände,  Wertsachen,  Briefe  u.  s.  w.,  die  auf  den  Schlacht- 
feldem  gefunden  oder  von  den  in  Krankenhäusern  oder  Feldlazaretten  ge- 
storbenen KriegsgeÜEuigenen  hinterlassen  werden,  und  stellt  sie  den  Be- 
lechtieten  zu. 

Art  15.  Die  Hülfsgesellschaften  für  Kriegsgefangene,  die  ordnungs- 
mälsie  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  gebildet  worden  sind  und  den  Zweck 
yerfo&en,  die  Yermitteler  der  mildthätigen  Nächstenhülfe  zu  sein,  empfangen 
von  den  Eriegsparteien  für  sich  und  mre  ordnnngsmäfsi^  bevollmächtigen 
Agenten  jede  Erleichterung  innerhalb  der  durch  die  miUtänschen  Mafsnahmen 
und  die  Yerwaltungsvorschriften  gezogenen  Grenzen,  um  ihre  menschen- 
freondlichen  Bestrebungen  wirksam  ausführen  zu  können. 

Die  BevoUmächtieten  dieser  Hülfsgesellschaften  können  die  Erlaubnis 
erhalten,  unter  die  Gd^genen  an  ihrem  Aufenthaltsorte,  sowie  unter  die  in 
die  Heimat  zurückkehrenden  Kriegsgefangenen  an  ihren  Rastorten  Liebes- 
gaben auszuteilen.  Sie  gebrauchen  hierzu  eine  persönliche,  von  der  Militär- 
behörde angestellte  fk-laubnis,  auch  müssen  sie  sich  schriftlich  verpflichten, 
sich  allen  Ordnungs-  und  PoUzeimafsnahmen ,  die  diese  Behörde  anordnen 
sollte,  zu  fügen. 

Art.  16.  Die  Auskunftstellen  geniefsen  Portofreiheit.  Briefe,  Post- 
anweisungen, Geldsendungen  und  Postpakete,  die  für  die  Elriegsgefangenen 
bestimmt  sind  oder  von  ihnen  abgesandt  werden,  sind  sowohl  im  Lande  der 
Aufgabe,  als  auch  im  Bestimmungsland  und  in  den  Zwischenländem  von 
aUen  Postgebühren  befreit. 

Liebesgaben  für  Kriegsgefangene  sind  von  allen  Eingangszöllen  und 
anderen  Gebühren,  sowie  von  den  frachtkosten  auf  Staatseisenbannen  befreit 

Art.  17.  Kriegsgefangene  Offiziere  können  den  ihnen  in  dieser  La^e 
nach  den  Vorschriften  ihres  Lfuides  zukommenden  Sold  erhalten ;  ihre  Regie- 
rung hat  ihn  zurückzuerstatten. 

Art.  18.  Den  Kriegsgefangenen  wird  in  der  Ausübung  ihrer  Religion 
und  in  der  Teilnahme  am  Gottesdienste  volle  Freiheit  gelaaaea,  unter  der 
einzigen  Bedingung,  da^  sie  sich  den  Ordnungs-  und  Polizeivorschriften  der 
Militärbehörde  fügen. 

Art.  19.  f%r  die  Annahme  oder  Errichtung  von  Testamenten  der 
Eoiegsgefangenen  gelten  dieselben  Bedingungen,  wie  für  die  Militärpersonen 
des  eigenen  Heeres. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Sterbeurkunden  sowie  für  die  Beerdigung  von 
ELriegsgefianj^enen,  wobei  deren  Dienstgrad  und  Ranff  zu  berücksichtiffen  ist 

Art.  20.  Nach  dem  Friedensschlüsse  sollen  die  Kriegsgefangenen  oinnen 
kürzester  Frist  in  ihre  Heimat  entlassen  werden. 

Drittes  KapiteL 

Kranke  und  Verwundete. 

Art.  21.  Die  Pflichten  der  Kriegsparteien  in  Ansehung  der  Pflege  der 
Kranken  und  Verwundeten  sind  durch  die  Genfer  Konvention  vom  22.  August 
1864  festgesetzt,  unter  Vorbehalt  der  Abänderungen,  denen  diese  etwa  unter- 
worfen wird. 
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Zweiter  Abschnitt« 

Feindseligkeiten. 
Erstes  Kapitel. 

Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes,  Belagerungen  und  Bombardements. 

Art  22.  Die  Sriegsparteien  haben  kein  unbeschränktes  Recht  in  der 
Wahl  der  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes. 

Art  23.  Abgesehen  von  den  durch  Sonderverträge  aufgestellten  Ver- 
boten, ist  namenüich  untersagt: 

a)  die  Verwendung  von  Gift  oder  vergifteten  Waffen, 

b)  die  meuchleris(*ne  Tötung  oder  Verwundung  von  Angehörigen  des 
feindlichen  Staates  oder  des  feindlichen  Heeres, 

c)  die  Tötung  oder  Verwundung  eines  die  Waffen  streckenden  oder  welir- 
losen  Feindes,  der  sich  auf  Gnade  oder  Ungnade  ergiebt, 

d)  die  Erklärung,  dafs  kein  Pardon  gegeben  wird, 

e)  der  Gebrauch  von  Waffen,  Geschossen  oder  Stoffen,  die  geeignet  sind, 
unnötigerweise  Leiden  zu  verursachen, 

f)  der  Ml  fsbrauch  der  Pariamen  t&rflag^e ,  der  Nationalflagge  oder  der 
militärischen  Abzeichen  und  der  Uniform  des  Feindes,  sowie  der  be- 
sonderen Abzeichen  der  Genfer  Konvention, 

g)  die  Zerstörung  oder  Wegnahme  feindlichen  Eigentums,  es  sei  denn, 
dafs  die  Gebote  des  Krieges  dies  dringend  erheischen. 

Art  24.  Kriegslisten  und  die  Anwendung  der  notwendigen  Mittel,  am 
sich  Nachrichten  über  den  Gegner  und  das  Gelände  zu  verschaffen,  sind 
erlaubt 

Art  25.  Es  ist  verboten,  unverteidigte  Städte,  Dörfer,  Wohnungen 
oder  Gebäude  anzugreifen  oder  zu  bombaroieren. 

Art.  26.  Der  Befehlshaber  eines  Belagerungsheers  soll  vor  Beginn  des 
Bombardements,  den  Fall  eines  Sturmaugriffs  ausgenommen,  idles  thun,  so- 
weit es  in  seinen  Kräften  steht,  um  die  Ortsobrigkeit  davon  zu  benach- 
richtigen. 

Art.  27.  Bei  Belagerungen  und  Bombardements  sollen  alle  erforder- 
lichen Mafsregeln  getroSen  werden,  um  die  dem  Gottesdienste,  der  Kunst, 
der  Wissenschaft  und  der  Wohlthätigkeit  gewidmeten  Gebäude,  sowie 
die  Krankenhäuser  und  Sammelplätze  iur  Kranke  und  Verwundete  so  viel 
wie  möglich  ^u  schonen,  vorausgesetzt,  dafs  sie  nicht  gleichzeitig  zu  ^em 
militärischen  Zwecke  Verwendung  finden. 

Pflicht  der  Btilaeerten  ist  es,  diese  Gebäude  oder  Sammelplätze  mit  be- 
sonderen sichtbaren  Zeichen  zu  versehen  und  diese  vorher  aem  Belagerer 
bekanntzugeben. 

Art.  28.  Es  ist  verboten,  Städte  oder  Ansiedelungen,  selbst  wenn  sie 
im  Sturme  genommen  sind,  der  Plünderung  preiszugeben. 

Zweites  KapiteL 
Spione. 

Art  29.  Spion  ist,  wer  heimlich  oder  unter  ÜEdschem  Vorwand  in  dem 
Operation^ebiet  einer  Kriegspartei  Nachrichten  einzieht  oder  einzuziehen 
sucht,  in  der  Absicht,  sie  der  Gegenpartei  mitzuteilen. 

Demgemäfs  sind  Militärpersonen  in  Uniform,  die  in  das  Operationsgebiet 
des  feindlichen  Heeres  eingedrungen  sind,  um  sich  Nachrichten  zu  verschaffen, 
nicht  als  Spione  zu  betrachten.   l)esgl eichen  gelten  nicht  als  Spione:  Militär- 

Sersonen  und  Nichtmilitärpersonen,  die  offen  den  ihnen  erteilten  Auftrag, 
Utteilungen  an  ihr  eigenes  oder  an  das  feindliche  Heer  zu  überbringen,  ans- 
ftthren.  Dahin  gehören  ebenfalls  die  Personen,  die  in  Luftschiffen  befördert 
werden,  um  Nachrichten  zu  überbringen  oder  um  überhaupt  Verbindungen 
zwischen  den  verschiedenen  Teilen  eines  Heeres  oder  eines  Gebiets  aufrecht 
zu  erhalten. 
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Art.  30.  Der  auf  frischer  That  ergriffene  Spion  kann  nicht  ohne  Yor- 
ausgegangeneB  Urtdl  bestraft  werden. 

Art.  31.  liin  Spion,  der  zu  seinem  Heere  zurfickeekehrt  ist  und  später 
vom  Feinde  gefangen  genommen  wird,  ist  als  Kriegsg^angener  zu  behandebi 
und  kann  mr  früher  begangene  Spionage  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden. 

Drittes  Kapitel. 

Parlamentäre. 

^  Art  32.  Parlamentär  ist,  wer  von  einer  der  Eriegsparteien  bevollmäch- 
tigt ist^  in  Unterhandlungen  mit  der  anderen  Partei  zu  treten,  und  sich  mit 
der  wdfsen  Fahne  zeigt.  £r  ist  unverletzlich,  ebenso  der  ihn  begleitende 
Trompeter,  Hornist  oder  Trommler,  Fahnenträger  und  Dolmetscher. 

Art.  33.  Der  Befehlshaber,  zu  dem  ein  Parlamentär  gesandt  wird,  ist 
nicht  verpflichte^  ihn  unter  allen  Umständen  zu  empfangen. 

Er  kann  alle  erforderlichen  Mafsregeln  ergreifen,  um  den  Parlamentär 
zu  verhindern,  seine  Sendung  zur  Einziehung  von  Nachrichten  zu  benutzen. 

Er  ist  berechtigt,  bei  vorkommendem  Mißbrauche  den  Parlamentär  zeit- 
weilig zurückzuhalten. 

Art  34.  Der  Parlamentär  verliert  sein  Recht  der  Unverietzlichkeit, 
wenn  der  bestimmte,  unwiderlegbare  Beweis  vorliegt,  dafs  er  seine  bevor- 
rechtigte Stellung  dazu  benutzt  hat,  um  Verrat  zu  üben  oder  dazu  anzustiften. 

Viertes  Kapitel. 
Kapitulationen. 

Art.  35.  Die  zwischen  den  verhandelnden  Parteien  vereinbarten  Kapi- 
tulationen sollen  den  Forderungen  der  militärischen  Ehre  Rechnung  tragen. 

Einmal  abgeschlossen,  sofien  sie  von  beiden  Parteien  gewissenhaft  be- 
obachtet werden. 

Fünftes  KapiteL 

Waffenstillstand. 

Art.  36.  Der  Waffenstillstand  unterbricht  die  Kriegsuntemehmunfen 
kraft  eines  wechselseitigen  Übereinkommens  der  Kriegsparteien.  Ist  eine  De- 
stimmte Dauer  nicht  vereinbart  worden,  so  können  die  Kriegsparteien  jeder- 
zeit die  Feindseligkeiten  wieder  aufnehmen,  jedoch  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  der  Feind,  gemäfs  den  Bedingungen  des  Waffenstillstandes,  rechtzeitig 
benachrichtigt  wird. 

Art  37.  Der  Waffenstillstand  kann  ein  allgemdner  oder  ein  örtlich 
begrenzter  sein ;  der  erstere  unterbricht  die  Kriegsuntemehmungen  der  krieg- 
führenden Staaten  allentiialben ,  der  letztere  nur  für  bestimmte  Teile  der 
kriegführenden  Heere  und  innerhalb  eines  bestimmten  Gebiets. 

Art.  38.  Der  Waffenstillstand  mufs  in  aller  Form  und  rechtzeitig  den 
zuständigen  Behörden  und  den  Truppen  mitgeteilt  werden.  Sofort  nach 
Mitteilung  oder  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  sind  die  Feindseligkeiten 
einzustellen. 

Art.  39.  Es  ist  Sache  der  vertragschlielsenden  Parteien,  in  den  Be- 
dingungen des  Waffenstillstandes  festzusetzen,  welche  Beziehungen  sie  auf 
dem  Kriegsschauplatz  untereinander  und  mit  der  Bevölkerung  unterhalten 
können. 

Art  40.  Jede  schwere  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstill- 
standes durch  eine  der  Parteien  giebt  der  anderen  das  Kecnt,  ihn  zu  kündigen, 
und  in  dringenden  Fällen  sogar  das  Recht,  die  Feindseligkeiten  sofort  wieaer 
an£Eunehmen. 

Art  41.  Die  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstillstandes  durch 
Privatpersonen,  die  aus  eigenem  Antriebe  handeln,  giebt  nur  das  Recht,  die 
Bestraning  der  Schuldij^en  und  gegebenen  Falles  eine  Entschädigung  für  den 
erlittenen  Schaden  zu  Ordern. 


532  Internationale  Verträge. 

Dritter  Abschnitt. 

Militärische  Gewalt  auf  besetztem  feindlichen  Gebiete. 

Art.  42.  Ein  Gebiet  gilt  als  besetzt,  wenn  es  thatsächlich  in  der  Gte- 
walt  des  feindlichen  Heeres  steht 

Die  Besetzung  erstreckt  sich  nur  auf  die  Gebiete,  wo  diese  Gewalt  her- 
gestellt ist  und  ausgeübt  werden  kann. 

Art.  43.  Nachdem  die  gesetzmäfsige  Gewalt  thatsächlich  in  die  Hände 
des  Besetzenden  übergegangen  ist,  hat  dieser  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden 
Mafsnahmen  zu  treffen,  um  nach  Möglichkeit  die  öffentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  wiederherzustellen  und  aufrecht  zu  erhalten,  und  zwar  unter  Be- 
rücksichtigung der  Landesgesetze,  sofern  keine  unüberwindlichen  Hindemiaee 
entgegenstehen. 

Art.  44.  Es  ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebiets 
zur  Teilnahme  an  den  Kriegsuntemehmungen  gegen  ihr  eigenes  Land  zu 
zwingen. 

Art.  45.  Es  ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebiets  zu 
zwingen,  der  feindlichen  Macht  den  Treueid  zu  leisten. 

Art.  46.  Die  Ehre  und  die  Rechte  der  Familie,  das  Leben  der  Burrar, 
das  Privateigentum,  die  religiösen  Überzeugungen  und  die  gotteedienstlicnen 
Handlungen  sollen  geachtet  werden. 

Das  Privateigentum  darf  nicht  eingezogen  werden. 

Art.  47.    Die  Plünderung  ist  ausdrückhch  verboten. 

Art  48.  Wenn  die  Kriegspartei  in  dem  besetzten  Gebiete  die  zu 
Gunsten  des  Staates  bestehenden  Steuern,  Zölle  und  Abgaben  erhebt,  so  soll 
sie  es  möglichst  nach  Mafsgabe  der  für  ihre  Erhebung  und  Verteilung  gelten- 
den Vorscnriften  thun;  es  erwächst  hiermit  für  sie  die  Verpflichtung,  die 
Kosten  der  Verwaltung^  des  besetzten  Gebiets  in  dem  Umfange  zu  tragen, 
wie  die  gesetzmäfsige  Kegierung  hierzu  verpflichtet  war. 

Art.  49.  Wenn  der  Besetzende  aulser  den  im  vorstehenden  Artikel  er- 
wähnten Abgaben  andere  Auflagen  in  Geld  in  dem  besetzten  Gebiet  erhebt, 
so  darf  dies  nur  zur  Deckung  der  Bedür&isse  des  Heeres  oder  der  Verwaltung 
dieses  Gebiets  geschehen. 

Art.  50.  Keine  Strafe  in  Geld  oder  anderer  Art  darf  über  eine  ganze 
Bevölkerung  wegen  der  Handlungen  einzelner  verhängt  werden,  für  welche 
die  Gesamtheit  nicht  als  verantwortlich  angesehen  werden  kann. 

Art  51.  Zwangslagen  können  nur  auf  Grund  eines  schriftlichen  Befehls 
und  unter  Verantwortlichkeit  eines  selbständig  kommandierenden  Generals 
erhoben  werden. 

Die  Erhebung  soll  soviel  wie  möglich  unter  Beobachtung  der  für  die 
Festsetzung  und  Verteilung  der  Steuern  geltenden  Vorschriften  erfolgen. 

Über  jede  Zwangsleistung  erhalten  die  Beitragspflichtigen  eine  Emp&ngs- 
bescheinigung. 

Art  52.  Naturalleistungen  und  Dienstleistungen  können  von  Gemeinden 
oder  Einwohnern  nur  für  aie  Bedürfnisse  des  Sesetzungsheeres  gefordert 
werden.  Sie  müssen  im  Verhältnisse  zu  den  Hülfsquellen  des  Landes  stehen 
und  dürfen  für  die  Bevölkerung  nicht  die  Verpflichtung  enthalten,  an  Kriegs- 
untemehmungen gegen  ihr  Vaterland  teilzunenmen. 

Derartige  Natural-  und  Dienstleistungen  können  nur  mit  der  Ermächtigung 
des  Befehlshabers  der  besetzten  Grebiete  vorgenommen  werden. 

Naturalleistungen  sind  soviel  wie  möglich  bar  zu  bezahlen;  andemfBdls 
sind  dafür  Empfangsbescheinigungen  auszustellen. 

Art.  53.  Das  Besetzungsneer  kann  nur  mit  Beschlag  belegen:  das  Bar- 
geld und  die  Wertbestände  des  Staates,  sowie  die  dem  Staate  zustehenden 
eintreibbaren  Forderungen,  die  Wafienniederlagen,  Beförderungsmittel, 
Vorratshäuser  und  Lebensmittelvorräte,  sowie  überhaupt  alles  dem  Staate 
gehörende  bewegliche  Eigentum,  das  geeignet  erscheint,  den  Kri^unter* 
nehmungen  zu  dienen. 
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• 

Das  EiBenbahnmaterial ,  die  Landtelegraphen,  die  Femsprecbanlagen^ 
die  Dampfschiffe  nnd  andere  Fahrzeuge  —  soweit  hier  nicht  die  Yorschrmen 
des  Seerechts  platzereifen  — ,  die  Wwennied erlagen  und  überhaupt  jede  Art 
Kriegsmunition,  auch  dann,  wenn  all  dies  Gesellschaften  oder  PriTatpersonen 

gehört,  dnd  ebenfalls  ihrer  Natur  nach  Mittel,  die  den  Kriegsuntemehmungen 
ienen;  sie  müssen  aber  wieder  zurückerstattet  werden.  Die  Entschädigungs- 
frage  wird  bei  Abschlufs  des  Friedens  geregelt. 

Art  54.  Das  Eisenbahnmaterial,  aas  aus  neutralen  Staaten  kommt,  sei 
es,  dafs  es  diesen  selbst  oder  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  gehört,  soll 
ihnen  sobald  wie  möglich  zurückgesandt  werden. 

Art  55.  Der  Staat,  von  dem  die  Besetzung  ausgeht,  betrachtet  sich  nur 
als  Verwalter  und  Nutzniefser  der  öffentlichen  Genäude,  Liegenschaften, 
W&lder  und  landwirtschaftüchen  Anlagen,  die  dem  feindlichen  Staate  ge- 
hören und  in  dem  besetzten  Gebiete  liegen.  Er  ist  verpflichtet,  den  Grund- 
stock dieser  Güter  zu  schützen  und  sie  nach  den  Begeln  des  NieDsbrauchs 
zu  verwalten. 

Art  56.  Das  Eigentum  der  Gemeinden  und  der  dem  Gottesdienste, 
der  Wohlthätigkeit,  dem  Unterrichte,  der  Kunst  und  Wissenschaft  gewidmeten 
Anstalten,  auch  wenn  diese  dem  Staate  gehören,  ist  als  Privateigentum  zu 
behandeln.  Jede  absichtliche  Entfemune,  Zerstörung  oder  Beschädigung 
von  derartigen  Gebäuden,  von  geschichtlicnen  Denkm&lem  oder  von  Werken 
der  Kunst  und  Wissenschaft  ist  verboten  und  mufs  geahndet  werden. 

Vierter  Abschnitt. 

Bei  Neutralen  festgehaiten'e  Kriegführende  und  in  Pflege 

befindliche  Verwundete. 

Art  57.  Der  neutrale  Staat,  auf  dessen  Gebiet  Truppen  der  krieg- 
führenden Heere  übertreten,  muls  sie  möglichst  weit  vom  Kriegsschauplatz 
unterbringen. 

Er  kann  sie  in  Lagern  verwahren  und  sie  auch  in  Festungen  oder  in 
anderen  zu  diesem  Zwecke  geeigneten  Orten  einschliefsen. 

Es  hängt  von  seiner  Entscheidung  ab,  ob  Offiziere,  die  sich  auf  Ehrenwort 
verpflichten,  das  neutrale  Gebiet  nicht  ohne  Erlaubnis  zu  verlassen,  frei- 
gelassen werden  können. 

Art  58.  In  Ermangelung  einer  besonderen  Vereinbarung  hat  der 
neutrale  Staat  den  der  Festhaltung  unterliegenden  Personen  Nahrung,  Kleidung 
und  die  durch  die  Menschlichkeit  gebotenen  Hülfsmittel  zu  gewähren. 

Die  durch  die  Intemierung  verursachten  Kosten  sind  nach  dem  Friedens- 
schlüsse zu  ersetzen. 

Art  59.  Der  neutrale  Staat  kann  den  Durchzug  von  Verwundeten  oder 
Kranken  der  kriegführenden  Heere  durch  sein  Gebiet  gestatten,  jedoch  unter 
dem  Vorbehalte,  dafs  die  zur  Beförderung  benutzten  Züge  weder  Krieg^ 
personal  noch  Kriegsmaterial  mit  sich  fuhren.  Der  neutrale  Staat  ist  in 
solchen  Fällen  verpflichtet,  die  erforderlichen  Sicherheits-  und  Aufsichts- 
mafsr^eln  zu  treffen. 

iSe  der  Gegenpartei  angehörigen  Verwundeten  oder  Kranken,  die  von 
einer  der  Kriegsparteien  auf  neutrales  Gebiet  gebracht  werden,  sind  von  dem 
neutralen  Staate  derart  zu  bewachen,  dafs  sie  nicht  von  neuem  an  den  Kri^^ 
Unternehmungen  teilnehmen  können.  Der  neutrale  Staat  hat  gegenüber  den 
ihm  anvertrauten  Verwundeten  oder  Kranken  des  anderen  Heeres  die  gleichen 
Verpflichtungen. 

Art  60.  Die  Grenfer  Konvention  gilt  auch  für  die  im  neutralen  Gebiet 
untergebrachten  Ejranken  und  Verwundeten. 
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5.  Abkommen,  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsfttze 
der  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  auf  den  Seekrieg. 
Vom  29.  Juli  1899.     (R.G.B1.  S.  455.) 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  Köni^  von  Preufsen,  Sdne 
Majest&t  der  Kaiser  von  Österreich  und  König  von  Ungarn,  Seine 
Majestät  der  König  der  Belgier,  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  China, 
Seme  Majestät  der  König  von  Dänemark,  Seine  Majestät  der  König  von 
Spanien,  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  der  Präsident  der 
Französischen  Republik,  Ihre  Majestät  die  Königin  des  Vereinigten 
Königreichs  von  Groisbritannien  und  Irland,  Seine  Majestät  der  König 
der  Hellenen,  Seine  Migestät  der  Könij^  von  Italien,  Seine  Majestät  der 
Kaiser  von  Japan,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Grofsherzog  von  Luxem- 
burg, Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Montenegro,  Ihre  Majestät  die  Königin 
der  Niederlande,  Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Schah  von  Persien, 
Seine  Majestät  der  König  von  Portugal,  Seine  Mi^estät  der  Könie  von 
Bumänien,  Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Keufsen,  Seine  MajesSt  der 
König  von  Serbien,  Seine  Majestät  der  König  von  Siam,  Seine  Majestät 
der  König  von  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweizerische 
Bundesrat,  Seine  Majestät  der  Kaisergder  0 s m a n e n  und  Seine  Königliche 
Hoheit  der  Fürst  von  Bulgarien, 

^leichermafsen  von  dem  Wunsche  beseelt,  so  viel  an  ihnen  liegt,  die 
vom  Kriege  unzertrennlichen  Leiden  zu  mildem,  und  in  der  Absicht,  zu 
diesem  Zwecke  die  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864 
auch  auf  den  Seekrieg  auszudehnen,  haben  beschlossen,  ein  Abkonmien  zu 
dem  Ende  einzugehen, 

sie  haben  aemgemäfs  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

welche  .  .  .  folgende  Bestimmungen  vereinbart  haben: 

Art.  1.  Die  militärischen  Lazarettschiffe,  die  einzig  und  allein  vom 
Staate  erbaut  oder  eingericbtet  worden  sind,  um  den  Verwundeten,  Kranken 
und  Schiffbrüchigen  Hülfe  zu  bringen,  sind  bei  Beginn  oder  im  Verlaufe 
der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der  Verwendung,  den  kriegführenden 
Mächten  mit  Namen  anzumelden.  Diese  Schiffe  sind  zu  achten  und  dfiifien 
während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  nicht  weggenommen  werden. 

Auch  dürfen  sie  bei  einem  Aufenthalt  in  neutralen  Häfen  nicht  nach 
den  für  Kriegsschiffe  geltenden  Regeln  behandelt  werden. 

Art.  2.  Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privat- 
personen oder  von  amtlich  anerkannten  Hülfsgesellschaften  ausgerüstet 
worden  sind,  sind  ebenfalls  zu  achten  und  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen, 
sofern  die  kriegführende  Macht,  der  sie  angehören,  eine  amtliche  Bescheinifi^uiuBf 
für  sie  ausgestellt  und  ihre  Namen  dem  Gegner  bei  Beginn  oder  im  Vemnfe 
der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der  Verwendung,  bekannt  ge- 
macht bat. 

Diese  Schiffe  müssen  eine  von  der  zuständigen  Behörde  auszustellende 
Bescheinigung  darüber  bei  sich  führen,  dafs  sie  sich  während  der  Ausrüstung 
und  heim  Auslaufen  unter  ihrer  Aufisicht  befunden  haben. 

Art.  3.  Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privat- 
personen oder  amtlich  anerkannten  Hülfsgesellschaften  neutraler  Staaten 
ausgerüstet  worden  sind,  sbid  zu  achten  und  von  der  W^nahme  aus- 
geschlossen, sofern  der  neutrale  Staat,  dem  sie  angehören,  einen  amtlichen 
Auftrai^  für  sie  ausgestellt  hat  und  den  kriegführenden  Mächten  ihre  Namen 
zu  Beginn  oder  im  Verlaufe  der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  ihrer 
Verwendung,  bekannt  gemacht  hat. 

Art  4.  Die  in  den  Artikeln  1,  2,  3  bezeichneten  Schiffe  sollen  den 
Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Kriegsparteien  ohne  Unter- 
schied der  Nationalität  Hülfe  und  Beistand  gewähren. 
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Die  Begierongen  verpflichten  sich,  diese  S^iiffe  za  keinerlei  militärischen 
Zwecken  zu  benntaen. 

Diese  Schiffe  dürfen  in  keiner  Weise  die  Bewegungen  der  KriegaschifFe 
beldndeni. 

Während  nnd  nach  dem  Kampfe  handeln  sie  auf  eigene  Gefahr. 

Die  Kriegsparteien  üben  ein  Anfsichts-  und  Durchsuchnngsrecht  über 
sie  ans.  Sie  können  ihre  Hülfe  ablehnen,  ihnen  befehlen,  sich  zu  entfernen, 
ihnen  eine  bestinmite  Fahrtrichtung  vorschreiben,  einen  Kommissar  an  Bord 
geben  und  sie  auch  zurückhalten,  wenn  besonders  erhebliche  Umstände  es 
erfordern. 

Die  Kriegsparteien  sollen  die  den  Lazarettschiffen  gegebenen  Befehle, 
soweit  wie  möglich,  in  deren  Schifistagebuch  eintragen. 

Art.  5.  Die  militärischen  Lazarettschiffe  sind  kenntlich  zu  machen 
durch  einen  äufseren  weifsen  Anstrich  mit  einem  wagrecht  laufenden,  etwa 
IVa  Meter  breiten,  grünen  Streifen. 

Die  in  den  Artikeln  2,  3  bezeichneten  Schiffe  sind  kenntlich  zu  machen 
durch  einen  äufseren  weifsen  Anstrich  mit  dnem  wagrecht  laufenden,  etwa 
1^/2  Meter  breiten,  roten  Streifen. 

Die  Boote  dieser  Schiffe  sowie  die  kleinen  zum  Lazarettdienste  ver- 
wendeten Fahrzeuge  müssen  durch  einen  ähnlichen  Anstrich  kenntlich  ge- 
macht sein. 

Alle  Lazarettschiffe  sollen  sich  dadurch  erkennbar  machen,  dafs  sie 
neben  der  Nationalflagge  die  in  der  Genfer  Konvention  vorgesehene  weifse 
Flagge  mit  dem  roten  Kreuze  hissen. 

Art.  6.  Handelsschiffe,  Jachten  oder  neutrale  Fahrzeuge,  die  Verwundete, 
Kranke  oder  Schiffbrüchige  der  Kriegsparteien  an  Bord  genommen  haben, 
können  aus  diesem  Anlasse  nicht  weggenommen  werden,  aber  sie  bleiben 
der  Wegnahme  ausgesetzt  im  Falle  von  Neutralitätsverletzungen,  deren  ne 
sich  etwa  schuldig  gemacht  haben. 

Art.  7.  Das  geistliche,  ärztliche  und  Lazarettpersonal  weggenommener 
Schiffe  ist  unverletzlich  und  kann  nicht  kriegsgefangen  gemacht  werden. 
£s  ist  berechtigt,  beim  Verlassen  des  Schiffes  die  Gegenstände  und  chirurgischen 
Instrumente,  die  Privateigentum  sind,  mit  sich  zu  nehmen. 

Es  soll  jedoch  seine  Dienste  solange  weiter  leisten,  als  es  notwendig 
erscheint,  und  kann  sich  erst  dann  zurückziehen,  wenn  der  Befehlshaber  des 
Schiffes  es  für  zulässig  erklärt. 

Die  Kriegsparteien  sind  verpflichtet,  diesem  Personale,  wenn  es  in  ihre 
Hände  fällt,  den  vollen  Genuis  der  Gebühmisse  zu  sichern. 

Art.  8.  Die  an  Bord  befindlichen  Marine-  und  Militärpersonen,  die  ver- 
wundet oder  krank  sind ,  sollen  von  der  Partei ,  die  das  Schiff  genommen 
hat,  ohne  Unterschied  der  Nationalität  geschützt  und  gepflegt  weraen. 

Art  9.  Schifibrüchige,  Verwundete  oder  Kranke  einer  Kriegspartei, 
die  in  die  Hände  der  anderen  fallen,  sind  Kriegsgefangene. 

Der  Partei,  die  sie  gefangen  genommen  hat,  bleibt  es  überlassen,  sie 
je  nach  den  Umständen  festzuhalten  oder  nach  einem  ihrer  Häfen,  nach 
einem  neutralen  Hafen  oder  selbst  nach  einem  Hafen  des  Gegners  zu 
befördern.  Im  letzteren  Falle  dürfen  die  so  in  ihre  Heimat  entlassenen 
Kriegsgefangenen  während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen. 

Art.  10.    rWe^gefallen.) 

Art.  11.  Die  m  den  vorstehenden  Artikeln  ffctroffenen  Vereinbarungen 
sind  für  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  binoend  im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Die  Vereinbarungen  hören  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein, 
wo  in  einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht  sich 
einer  der  Kriegsparteien  anschliefsen  sollte. 

Art.  12.    Dieses  Abkommen  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 
Die  ßatifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 
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Über  die  Hinterlegnng  einer  jeden  RatifikationBarkiinde  soll  ein  PtotokoU 
aufgenommen  werden ;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abflduift  allen  Y er- 
tragsmächten  auf  diniomatifichem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Art  13.  Die  Nichteignatarmächte,  die  der  Genfer  KonTention  Tom 
22.  AuguBt  1864  beigetreten  sind,  können  ihren  Beitritt  an  diesem  Abkommen 
erklären. 

Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch 
eine  schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu  eeben,  die  an  die  B^enuig 
der  Niederlande  zu  richten  und  von  dieser  alkn  anderen  Vertragsmächten 
mitzuteilen  ist. 

Art  14.  Falls  einer  der  hohen  vertraffschliefsenden  Teile  dieses  Ab- 
kommen kttndieen  sollte,  wttrde  diese  Künmgung  erst  ein  Jahr  nach^  der 
schriftlich  an  oie  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser 
allen  anderen  Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung 
wirksam  werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
sie  erklärt  hat 

■ 

6.    Erklärung,  betreffend  das  Verbot  des  Werfens  von  G-e- 

schossen    und    Sprengstoffen    aus    Luftschiffen    oder    auf 

anderen    ähnlichen    neuen    Wegen.      Vom    29.   Juli    1899.      (R.6.B1. 

8.  470.) 

Erklärung. 

Die  unterzeichneten  i  Bevollmächtigten  der  auf  der  internationalen 
Friedenskonferenz  im  Haag  vertretenen  Mächte, 

von  dem  Gedanken  geleitet,  der  in  der  Deklaration  von  St  Petersburg 
^0°^   n.  iTzZ^r    1^8  Ausdruck  gefunden  hat, 
erklären : 

Die  vertragschliefsenden  Mächte  sind  dabin  überein- 
gekommen, dafs  das  Werfen  von  Geschossen  und  Spreng- 
stoffen aus  Luftschiffen  oder  auf  anderen  ähnlichen 
neuen  Wegen  für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  verboten  ist 

Diese  Erklärung  ist  far  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  bindend 
im  Falle  dnes  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein,  wo  in  einem 
Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht  sich  einer'  der 
Kriegsparteien  anschliefst 

Diese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll 
aufgenommen  werden ;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Ver- 
tragsmächten auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser  Erklärung  beitreten.  Sie  haben 
zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine  schriftliche 
Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande 
zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliefsenden  Teile  diese  Erklämne 
kündigen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  schriftlicn 
an  die  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  anderen 
Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
sie  erklärt  hat. 


i; 
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7.  Erklttrung,  Betreffend  das  Verbot  der  Verwendang  von 
Geschossen  mit  erstickenden  oder  giftigen  Gasen.  Vom 
29.  Juli  1899.     (R.G.B1.  S.  474.) 

Erklärung. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  der  auf  der  internationalen 
Friedenskonferenz  im  Haa^  vertretenen  Mächte, 

von  dem  Gedanken  geleitet,  der  in  der  Deklaration  von  St.  Petersburg  vom 

n.  Dellmw    Iß^  Ausdruck  gefunden  hat, 

erklären : 

Die     vertragschliefsenden    Mächte     unterwerfen    sich 
:egen8eitig  dem  Verbote,   solche  Geschosse  zu  verwen- 
en,   deren   einziger  Zweck  ist,   erstickende  oder  giftige 
Gase  zu  verbreiten. 

Diese  Erklärung  ist  für  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  bindend 
im  Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein,  wo  in  einem 
Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht  sich  einer  der 
Kriegsj[)arteien  anschliefst. 

Diese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Batifikationsurkonden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Ober  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll 
aufgenommen  werden ;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Ver- 
tragsmächten auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser  Erklärung  beitreten.  Sie  haben 
zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine  schriftliche 
Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande 
zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist. 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliefsenden  Teile  diese  Erklärung 
kündigen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  schriftlich 
an  die  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  anderen 
Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
sie  erklärt  hat. 

8.  Erklärung,  betreffend  das  Verbot  von  Geschossen, 
die  sich  leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder 
platt  drücken.     Vom  29.  Juli  1899.     (R.G.B1.  S.  478.) 

Erklärung. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  der  auf  der  internationalen 
Friedenskonferenz  im  Haag  vertretenen  Mächte, 

von  dem  Gedanken  geleitet,  der  in  der  Deklaration  von  St  Petersburg  vom 

n,  Deümber    ^^^  Ausdnick  gefunden  hat, 
erklären: 

Die  vertragschliefsenden  Mächte  unterwerfen  sich 
gegenseitig  dem  Verbote,  Geschosse  zu  verwenden,  die 
sich  leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder  platt 
drücken,  derart  wie  die  Geschosse  mit  hartem  Mantel,  der 
den  Kern  nicht  ganz  umhüllt  oder  mit  Einschnitten  ver- 
sehen ist 

Diese  Erklärung  ist  für  die  vertragschlielsenden  Mächte  nur  bindend 
im  Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 
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Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein,  wo  in  einem 
Kriege  zwischen  Vertragsmüchten  eine  Nichtvertragsmacht  sich  einer  der 
Kriegsparteien  anschliefst. 

IHese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werde-n. 

Die  Ratifikationsarkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  em  Protokoll 
aufgenommen  werden;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Ver- 
tragsmächten  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser  Erklärung  beitreten.  Sie  haben 
zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine  schriftliehe 
Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande 
zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmächten  mitzut^en  ist 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliefsenden  Teile  diese  ErklSnu^ 
kündigen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  scbriftlicb 
an  die  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  anderen 
Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
«ie  erklärt  hat. 

9.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  10.  Sept  1901, 
"betreffend  die  Ratifikation  der  auf  der  Haager  Friedens- 
konferenz am  29.  Juli  1899  unterzeichneten  Abkommen  und  Erklärui^en 
imd  die  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden,  sowie  die  von  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  von  Rumänien  und  von  Serbien 
bei  der  Unterzeichnung  und  der  Ratifikation  des  Abkommens  zur  friedlichen 
Erledigung  internationaler  Streitfalle  gemachten  Vorbehalte.  (R.G.BL 
6.  482.) 

Die  vorstehend  abgedruckten,  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  am 
29.  Juli  1899  unterzeichneten  Abkommen: 

1.  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfälle, 

2.  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieg, 

3.  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genter  Konvention  vom 
22.  August  1864  auf  den  Seekrieg, 

und  Erklärungen: 

1.  betreffend  das  Verbot  der  Verwendung  von  Geschossen  mit  erstickenden 
aus  Luftschiffen  oder  auf  anderen  ähnlichen  neuen  Wegen, 

2.  betreffend  das  Verbot  des  Werfens  von  Geschossen  und  Sprengstoffen 
oder  giftigen  Gasen, 

3.  betreffend  das  Verbot  von  Geschossen,   die  sich  leicht  im  menschlichen 
Körper  ausdehnen  oder  platt  drücken, 

sind  von  den  Staaten,  deren  Vertreter  sie  unterzeichnet  haben,  mit  Ausnahme 
Chinas  und  der  Türkei  und  das  zu  2  aufgeführte  Abkommen,  betreffend 
die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs,  mit  fernerer  Ausnahme  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  Schwedens  und  Norwegens, 
ratifiziert  worden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sind  im  Haag  hinterlegt  worden.  Die 
IVotokolle  über  die  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunaen  Deutschlands, 
Österreich-Ungarns,  Belgiens,  Dänemarks,  Spaniens,  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Frankreichs,  Grofsbritanniens,  Italiens,  der  Niederlande, 
Persiens,  Portugals,  Rumäniens,  Rufslands,  Slams,  Schwedens  und  Norwegens 
sowie  Bulgariens  sind  am  4.  September  1900,  über  die  Hinterlegung  der 
Ratifikationsurkunde  Japans  am  6.  Oktober  1900,  der  Ratifikationsurkunde 
Montenegros  am  16.  Oktober  1900,  der  Ratifikationsurkunde  der  Schweiz 
am  29.  Dezember  1900,  der  Ratifikationsurkunde  Griechenlands  am  4.  Aprü 
1901,   der    Ratifikationsurkunde  der   Vereinigten  Staaten  von  Mexiko  am 
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17.  Apil  1901,  der  Ratifikationsurkunde  Serbiens  am  11.  Mai  1901  und  der 
Itatifikationfiiirktinde  Luxemburgs  am  12.  Juli  1901  aufgenommen  worden. 

Die  Vorbehalte,  mit  denen  das  zu  1  aufgeführte  Abkommen  zur  fried- 
lichen Erledigung  internationaler  Streitfälle  von  den  Vereinigten  Staaten  yon 
Amerika,  von  Kumänien  und  von  Serbien  unterzeichnet  und  ratifiziert  worden 
ist,  sind  mit  deutscher  Übersetzung  nachstehend  abgedruckt. 

Der  in  der  Plenarsitzung  der  Haager  Friedenskonferenz  vom  25.  Juli 
1899  von  der  Abordnung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
erklärte  Vorbehalt,  mit  dem  die  Abordnung  das  Abkommen  zur  friedlichen 
Erledigung  internationaler  Streitfalle  unterzeichnet  hat,  lautet  wie  folgt: 

Die  Abordnung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  giebt  bei  Unter- 
zeichnung des  Abkommens  zur  medlichen  Erledigung  internationaler  Streit- 
fäUe  in  der  von  der  internationalen  Friedenslonferenz  vorgeschlagenen 
Fassung  die  folgende  Elrklärung  ab: 

„von  dem  Inhalte  dieses  Abkommens  darf  nichts  derart  ausgelegt 
werden,  dafs  es  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  verpflichtete,  von  ihrer 
überlieferten  Politik  abzuweichen,  auf  Grund  deren  sie  sich  eines  Eingreifens, 
einer  Einmenffun^  oder  einer  Einmischung  in  die  politischen  Ftegen  oder  in 
die  Politik  oder  m  die  innere  Verwaltung  irgend  eines  fremden  Staatea  ent- 
halten. Es  ist  gleichermafsen  selbstverständlicli,  dalB  in  dem  Abkommen  nichts 
so  auBgele^  werden  darf,  als  wenn  es  für  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  em  Aufgeben  ihrer  überlieferten  Haltung  in  Ansehung  der  rein 
amerikanischen  Fragen  in  sich  schlösse.*' 

Die  Vorbehalte,  die  von  der  Vertretung  Rumäniens  zu  den  Artikeln 
16,  17, 19  des  Abkommens  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfalle 
(Artikel  15,  16,  18  des  von  dem  Prüfungsausschüsse  vorgelegten  Entwürfe) 
gemacht  worden  sind  und  mit  denen  das  Abkommen  von  dieser  Vertretung 
unterzeichnet  worden  ist,  lauten  nach  dem  Protokolle  der  Sitzung  der  dritten 
Kommission  vom  20.  Juli  1899,  wie  folgt: 

Zu  Artikel  15  des  Entwurfs  (Artikel  16  des  Abkommens): 

^Die  Königlich  rumänische  Regierung,  ganz  eingenommen  für  den 
Grunasatz  der  fakultativen  Schicässprechung ,  deren  volle  Wichtigkeit 
sie  in  den  internationalen  Beziehungen  schätzt,  versteht  sich  gleichwohl  nicht 
dazu,  durch  Artikel  15  eine  Verpflichtung  zur  Annahme  einer  Schiedssprechung 
in  allen  dort  vorgesehenen  Fällen  zu  übernehmen,  uud  sie  glaubt,  in  dieser 
Hinsicht  ausdrückliche  Vorbehalte  machen  zu  müssen. 

Sie  kann  daher  für  diesen  Artikel  nur  mit  diesem  Vorbehalte  stimmen." 

Zu  Artikel  16  des  Entwurfs  (Artikel  17  des  Abkommens): 

„Die  Königlich  rumänische  Regierung  erklärt,  dafs  sie  dem  Artikel  16 
nur  mit  dem  ausdrücklichen,  in  das  Protokoll  aufzunehmenden  Vorb^alte 
beitreten  kann,  dafs  sie  entschlossen  ist,  für  Streitverhältnisse  oder  Streitig- 
keiten aus  der  Zeit  vor  dem  Abschlüsse  dieses  Abkommens  in  keinem  Falle 
eine  internationale  Schiedssprechung  anzunehmen.'^ 

Zu  Artikel  18  des  Entwurfs  (Artikel  19  des  Abkommens): 

.Die  Königlich  rumänische  Regierung  erklärt,  dafs  sie  sich  nicht  dazu 
ventent,  mit  dem  Beitritte  zum  Artikel  18  des  Abkommens  irgend  eine 
Verpflichtung  in  Sachen  der  obligatorischen  Schiedssprechung  zu  über- 
nehmen.** 

Die  Vorbehalte,  mit  denen  das  Abkommen  zur  ftiedlichen  Erledigung 
internationaler  Streitfälle  von  der  Vertretung  Serbiens  unterzeichnet  worden 
ist,  lauten  nach  dem  Protokolle  der  dritten  Kommission  vom  20.  Juli  1899, 
wie  folgt: 

.im  Namen  der  Königlich  serbischen  Regierung  haben  wir  die  Ehre, 
zu  erklären,  dafs  unsere  Annahme  des  Grundsatzes  der  guten  Dienste  und 
der  Vermittelung  für  die  dritten  Staaten  nicht  eine  Anerkennung  des  Rechtes 
in  sich  schliefst,  diese  Mittel  anders  zu  gebrauchen,  als  mit  der  äufsersten 
Zurückhaltung,  welche  die  zarte  Natur  dieser  Schritte  erfordert. 
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Wir  werden  die  guten  Dienste  und  die  Vermittelung  nur  unter  der  Be* 
dinffuug  zulassen,  dafis  ihre  Bedeutung  als  rein  freundschaftlicher  Bat  ihnen 
yoif  und  ganz  ernaltcn  bleibt,  und  wir  würden  sie  niemals  in  solchen  Formen 
und  unter  solchen  Umständen  annehmen  können,  welche  ihnen  die  Bedentong 
einer  Intervention  aufpr&gen  könnten." 

10.  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Paraguay  vom  11.  Jan. 
1889  über  das  litterarische  und  künstlerische  Urheberrecht  (Publ.  ffii 
Frankreich:  Journal  öfficiel  27.  Mai  1900). 

11.  Auslieferungsvertrag  zwischen  England  und  Bolivia  vom 
22.  Febr.    1892    (fUr  Bolivien   publiziert  durch  Gesetz   vom    30.  Des. 

1897,  Begistro  offiäal  26.  Mai  1898). 

12.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Argentinien  und  Holland 
vom  7.  Sept.  1893  (für  Holland  publiziert  26.  Jan.  1898). 

13.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Brasilien  und  Holland  vom 
21.  Dez.  1895  (für  Brasilien  publiziert  durch  Dekret  vom  12.  Sept 
1898). 

14.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Argentinien  nnd  den  Ve^ 
einigten  Staaten  von  Amerika  vom  26.  Sept  1896« 

15.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Costa-Rica  und  Spanien 
vom  16.  Nov.  1896,  ratifiziert  12.  Dez.  1898. 

16.  Vertrag  zwischen  Brasilien  und  Chile  vom  4.  Mai  1897, 
betr.  die  Ausübung  der  liberalen  Berufe. 

17.  Auslieferungsvertrag  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Brasilien  vom  14.  Mai  1897  (für  Brasilien  publiziert 
durch  Dekret  vom  28.  Dez.  1898). 

18.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Frankreich  und  Liberia 
vom  5.  Juli  1897  (publ.  für  Frankreich:  Journal  officUH  10.  M 
1900). 

19.  Konsularkonvention  zwischen  Frankreich  und  Bolivia 
vom  5.  Aug.   1897,  ratifiziert  20.  Juni  1898. 

20.  Vertrag  zwischen  Spanien  und  der  Schweiz  vom  6.  Joli 

1898,  betr.  die  gegenseitige  Vollstreckung  von  civil-  und  handelsrecht- 
lichen Urteilen. 

21.  Vertrag  zwischen  Spanien  und  Peru  vom  23.  Juli  1898, 
betr.  die  gegenseitige  Mitteilung  standesamtlicher  Akte. 

22.  Vertrag  zwischen  der  Republik  Haiti  und  der  Republik 
S.  Domingo  vom  4.  Okt.  1898,  betr.  Schiedsrichteramt  des  Papst« 
bezüglich  der  schwebenden  Grenzstreitigkeiten. 

23.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Holland  und  der  Seh  weil 
(fUr  die  Schweiz  publiziert  21.  Nov.  1899). 

24.  Vertrag  zwischen  Deutschland,  Belgien,  Spanien, 
Kongostaat,    Frankreich,    England,    Italien,    Holland, 
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Portugal,  Rüfsland,  Schweden  und  Norwegen,  Türkei 
vom  8.  Jnai  1899,  betr.  Revision  der  Brüsseler  Antisklavereiakte  (Be- 
steuerung der  Spirituosen),  ratifiziert  am  8.  Juni  1900  (R.6.B1.  1900 
S.  823). 

25.  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Belgien  vom  8.  Juli 
1899  über  die  Gerichtszuständigkeit  und  über  die  Anerkennung  und 
Vollstreckung  der  gerichtlichen  Entscheidungen,  der  schiedsgerichtlichen 
Urteile  und  der  vollstreckbaren  Urkunden,  ratifiziert  26.  Juli  1900 
(publiziert  fttr  Frankreich  30.  Juli  1900,  Journal  officid  1.  Aug.  1900). 

26.  Vertrag  zwischen  Frankreich   und  Chile   vom  24.  Aug. 

1899,  betr.  die  Mitteilung  der  Givilstandsakte  über  die  beiderseitigen 
Unterthanen  (publiziert  für  Frankreich  10.  Febr.  1900,  Journal  offidel 
15.  Febr.  1900). 

27.  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Belgien  vom  16.  Nov. 

1900 ,  betr.  „transmission  des  ades  judiciaires  et  extra-judiciaires  en 
matiire  civüe  ou  commerciale*^  (pnbl.  fUr  Frankreich  Journal  offidel 
5.  Dez.  1900). 


Litteraturberichte. 

a.  Bllelieranselreii. 

1.  Mühlbrecht  f  O«»  Wegweiser  durch  die  neoere  Litteratur  der  Rechts- 
und Staats  Wissenschaften.  Für  die  Praxis  bearbeitet  Bd.  II,  enthaltend 
die  Litteratur  der  Jahre  1898—1900  nebst  Nachträgen  und  Ergänzungen 
zu  Bd.  I.    Berlin  1901,  Puttkammer  und  Mühlbrecht. 

Der  erste,  im  Jahr  1898  in  zweiter  Auflage  eracbienene  Band  von 
„Mühlbrechts  We^eiser^  hat  in  solchem  Malse  Anerkennung  verdient  und 
gefunden,  dafs  die  Fortsetzung  von  vornherein  des  lebhaften  Dankes  der 
Buchhändler,  Bibliothekare,  Juristen  sicher  sein  darf.  Die  Fülle  des  mit- 
geteilten Materials  wird  dadurch  charakteiisiert,  dafs,  während  der  erste,  der 
Sesamten  neueren  Litteratur  bis  1892  gewidmete  Band,  748  Seiten  umfaiste, 
er  vorliegende  zweite  Band,  welcher  die  Litteratur  von  1898  bis  1900  be- 
trifft, ebenleills  die  stattliche  Zahl  von  651  Seiten  Text  (Grofsoktav)  aufweist. 
Aulaer  der  Litteratur  Deutschlands  sind  methodisch  berücksichtig:  Österreich. 
Schweiz,  Frankreich,  Belgien,  England,  Nordamerika,  Italien,  Spanien, 
Niederlande,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen.  Von  der  systematischen  Be- 
rücksichtigung sind  also  nicht  ganz  wenige  Staaten  aosgeschlossen.  Doch 
ist  ein  Teil  dieser  Staaten  insoweit  berücksichtigt  worden,  als  die  in 
deutscher,  französischer,  englischer,  italienischer,  spanischer  Sprache  er- 
schienene Rechtslitteratur  hinsichtlich  dieser  Länder  berücksichtigt  ist  Dies 
gUt  von  Rüfsland,  der  Türkei,  Rumänien,  Griechenland,  Bul^rien,  Serbien, 
Montene^o.  Es  fehlen  dagegen  Luxemburg  und  Portugal,  Staaten,  die 
nur  wenig  juristische  Litteratur  produziereo.  Aber  leider  fehlen  auch  die 
für  die  juristische  Litteratur  keineswegs  unergiebigen  Staaten  Mittel-  und 
Südamerikas.  Wer  die  Schwierigkeiten  kennt,  mit  welchen  die  Beschafiung 
ausländischer  Rechtslitteratur  heute  noch  immer  verknüpft  ist  und  wie.  un- 
zureichend die  internationalen  buchhändlerischen  Beziehungen  in  Bezu^  auf 
Jurisprudenz  bislang  sind,  wird  es  besonders  bedauern  wie  andererseits  es 
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begreiflich  finden,  wenn  selbst  „Mühlbrecht8  Wegweiser''  vor  den  Schranken 
Hfut  macht,  welche  in  dieser  Hinsicht  noch  bestehen.  Hoffentlich  geling  es, 
mit  dem  nächsten  Bande  diese  Schranken,  wenigstens  zam  Teil,  etwa  dorch 
Einbeziehung  aller  spanischen,  portugiesischen  nnd  jedenfalls  der  griechischen 
Litteratnr,  welche  durch  enge  Beziehungen  mit  der  deutschen  verbunden  ist, 
niederzulegen.  Besonders  zu  wünschen  wäre  auch  eine  vollständigere  Be- 
rücksichtigung der  ausländischen  Zeitschriften. 

2.  Zwn,  Ph»,  Deutsche  Kolonialgesetzgebung.  Textausgabe  mit  An- 
merkungen und  Sachregister.  (Guttentagsche  Sammlung  deutscher  Reichs- 
gesetze.)    Berlin  1901,  Guttents^. 

Bisher  ist  das  vielfach  und  lebhaft  hervorgetretene  Bedürfnis  ^er 
Taschenausgabe  der  deutschen  Kolon ialgesetzgebung  nicht  befriedigt  ^ ).  Mit 
Recht  haben  der  Herausgeber  und  die  Verlagshandlung  die  Bedenken  fallen 
lassen ,  welche  etwa  den  Zeitpunkt  iUr  Herstellung  einer  solchen  als  noch 
nicht  gekommen  erscheinen  lassen  könnten.  Denn  wenn  auch  die  gesetz- 
geberische Entwickelung  noch  immer  im  Flufs  begriffen  ist,  so  ist  doch,  wie 
der  Herausgeber  feststellt,  eine  gewisse  Festigkeit  der  gesetzgeberischen 
Grundlagen  gewonnen,  und  darum  war  es  in  der  That  an  der  Zeit,  eine 
Taschenausgabe,  wie  sie  hier,  umsichtig  und  sorgfältig  redigiert  vorließ,  her- 
zustellen. Dankenswert  ist  es,  dafs  nicht  nur  die  eigentliche  Kolonialgesetz- 
gebung, sondern  auch  z.  B.  die  Brüsseler  Antisklaverei-Akte,  die  Kongo-Akte 
u.  dergl.  abgedruckt  sind.    Die  äufsere  Ausstattung  entspricht  dem  Zweck. 

8.  Zorn  9  P/i«»  Die  Konsulargesetzgebung  des  Deutschen  Reiches.  Text- 
ausgabe mit  Anmerkungen  und  Sachregister.  2.  Auflage.  (Guttentagsche 
Sammlung  deutscher  Reichsgesetze.)    Berlin  1901,  Guttenta^. 

Die  im  Jahr  1884  erschienene  erste  Auflage  dieses  Buches  war,  wenn 
wir  recht  berichtet  sind,  seit  eini^rer  Zeit  vergriffen.  Sie  war  auch  in  mehr- 
facher Hinsicht  unvollständig  und  unzutreffend  geworden.  Die  hiemach  not- 
wendig gewordene  neue  Auflage  füllt  daher  eine  notorische  Lücke  aus.  Sie 
enthält  insbesondere  die  neue  deutsche  Gesetzgebung  über  Konsulargerichts- 
barkeit, Auswanderungswesen,  Flaggenrecht.  Die  neue  Auflage  ist  minder 
umfangreich  als  die  vorige,  vermöge  der  Beschränkung,  dafs  an  die  Stelle  des 
Wortlautes  der  Konsularverträge  eme  Aufzählung  dieser  Verträge  getreten  ist. 

4.  Urheberrechtsgesetze  und  Verträfye  alier  Länder.  Von  der  ver- 
griffenen Textausgabe  der  „Gesetze  über  das  Urheberrecht  im  In-  und 
Ausland  nebst  den  internationalen  Litteraturverträgen''  wird  demnächst 
eine  vom  Sekret  d.  Internationalen  Bureauz  flir  geistiges  Eigentum,  Prof. 
Ernst  üöthlisherger  ^  durchgesehene,  erweiterte  neue  Auf  läge, 
im  Verlag  von  G.  iiedeler,  Leipzig,  herausgegeben. 

5.  Das  SchutzgeHetsgesetz  nebst  seinen  Ergänznngsgesetzen  so- 
wie der  Kaiserlichen  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in 
den  deutschen  Schutzgebieten,  und  den  Ausführungsbestimmungen  über 
die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit.  Textausgabe  mit  Einleitung.  An- 
merkungen und  Sachregister.  Zum  Handgebrauch  zusammengestellt  im 
Reichs-Marine-Amt.    Mk,  1,75. 

Das  Reichs-Marine- Amt  hat  unter  obigem  Titel  eine  VeröffentUchnng 
herausgegeben,  welche  für  weitere  Kreise  von  Bedeutung  ist^  £0  handelt 
sich  nicht  um  blofs  äufsero  Aneinanderreihung  der  verschiedenen  Be- 
stimmungen, sondern  um  eine  systematische  Verarbeitung,  indem  im  Rahmen 
des  Schutzgebietsgesetzes  bei  jedem  einzelnen  Paragraphen  desselben 
die  ergänzenden  Gesetzes-  und  VerOrdnungsvorschriften  zusammengestellt 
rind.     Kurze  Anmerkungen   mit  Verweisungen  auf  Parallelstellen  nnd  ein 


V\  Inzwischen  ist  eine  fernere  empfehlenswerte  Znsanmienstellnng  von 
Gar  eis  (s.  unten  S.  562)  veranstaltet 
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ansfÜhrliches  Sachre^ater  sollen  der  praktischen  Braach  barkeit  des  Buches 
dienen.  Die  Ansgabe  beschrankt  sich,  ihrem  amtlichen  Charakter  ent- 
sprechend, auf  die  'Wiedergabe  des  positiven  Rechtsstoffes  und  vermeidet 
ein  Eingehen  auf  juristische  Streitfragen. 

6.  EgeVf  O,,  Das  internationale  Übereinkommen  über  den  EUsenbahn- 
Fracht verkehr  nebst  AuBftthrunp;sbe8timmungen,  Anlagen  und  Formularen, 
in  der  Fassung  des  Zusatzüberemkommens  vom  16.  Juni  1898  und  in  Ver- 
bindung mit  dem  neuen  Betriebsreirlement  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen, gültig  vom  10.  Oktober  1901.  Zweite  Auflage.  Berlin 
1901,  Guttentag. 

7.  Oersinery  Th.,  Der  neueste  Stand  des  Bemer  internationalen  Über- 
einkommens Über  den  Eisenbahn-Frachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890. 
Auf  Grund  der  nachträglichen  Vereinbarungen  und  der  hierauf  ruhenden 
Fassung  des  Textes,  gültig  vom  10.  Oktober  1901  an,  dargestellt.  Berlin 
1901,  F.  Vahlen,  Mk.  4,20. 

^  Die  Verfasser  beider  Werke  sind  durch  ihre  Arbeiten  auf  dem  Gebiet 
des  Eisenbahnrechtes  vorteilhaft  bekannt  Da  sie  im  einzelnen  mehrfach  ver- 
schiedene Auffassungen  vertreten,  wird  die  Praxis  beiden  ihre  Aufmerk- 
samkeit zuwenden  müssen.  Das  vorliegende  Gerstnersche  Buch  beschränkt 
sich  in  der  Hauptsache  auf  Mitteilung  der  Materialien  sowie  polemische 
Bemerkungen,  während  für  die  Erläuterung  des  Textes  im  allgemeinen  auf 
das  im  Jahre  1898  erschienene  Werk  desselben  Verfassers  über  „Inter- 
nationales Eisenbahn- Frachtrech t^  Bezug  genommen  ist.  Eine  Einleitung 
legt  die  historische  Entwickelung  des  Abkommens  dar.  Eaer  ^iebt  einen 
aiuführlichen  und  eindringenden  Kommentar,  der  für  die  Praxis  und  die 
Wissenschaft  des  Eisenbahnrechtes  äufserst  willkommen,  ja  unentbehrlich  ist. 

Niemeyer, 

8.  Das  allffemeine  öffentliche  Seerecht  im  Deutschen  Reiche. 
Sammlung   der    Gesetze   und  Verordnungen    mit  Erläuterungen   und  Re- 

fistem,  herausgegeben  unter  Leitung  von  F,  Ferds,  Wirklichem  Geheimem 
:at.    Berlin  1901. 

Diese  einem  zweifellosen  Bedürfnis  entsprechende  Sammlung  enthält 
die  sorgfaltige  Wiedergabe  der  Texte  der  verfassungsrechtlichen  Bestim- 
mungen, der  Vorschriften  über  Nationalitat  der  Kauffahrteischiffe,  Schifis- 
vermessung,  Küstenfrachtfahrt,  Verpflichtungen  der  Schiffseigentümer  im 
militärischen  Interesse,  PrisengerichtsDarkeit,  Rechtsverhältnisse  der  Seeleute, 
Schutz  und  Sicherung  der  Schiffahrt,  Verkehr  mit  den  Konsulaten,  Zoll- 
bestimmungen, Schutz  der  Kabel,  Rschereipolizei.  Anmerkungen  und  ein 
gutes  Register  erleichtem  den  Gebrauch. 

9.  Niemeyer  f  Th*,  Das  internationale  Privatrecht  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs.   Berlin  1901,  Guttentag. 

Der  erste  Abschnitt  giebt  die  principiellen  Grundlagen  für  die 
Auslegung  und  Anwendung  des  neuen  Rechtes.  Nachdem  die  Vorgeschichte 
der  Artikel  7  bis  31  E.G.  z.  B.G.B.  behandelt  ist,  wird  das  Wesen  der 
Kollisionsnormen  erörtert,  insbesondere  der  Unterschied  der  von  dem  Verf. 
als  vollkommene  (z.  B.  Art.  7  E.G.),  einseitige  (z.  B.  Art.  14  E.G.)  und 
(im  Anschlufs  an  ifiedner)  unvollständig  zweiseitige  (z.  B.  Art.  13) 
bezeichneten  EoUisionsnormen  des  E.G.  Es  wird  dargelegt,  dals  die  gründ- 
lichsten Versuche,  ein  Princip  in  der  vom  Bundesrat  vielfach  beliebten 
Herstellung  von  Kollisionsnormen  der  zweiten  und  dritten  Art  zu  finden, 
ergebnislos  sind,  und  dafs  im  grofsen  und  ganzen  die  Ausfüllung  der  ge- 
geoenen  Gesetzeslücken  nach  dem  Gesichtspunkt  der  Analogie  zu  ge- 
schehen hat,  d.  h.  insbesondere,  dafs  das  Staatsangehörigkeitsprincip  auch  in 
den  nicht  geregelten  Fällen  zur  Anwendung  zu  kommen  hat  Im  zweiten 
Abschnitt  wird  der  Inhalt  des  neuen  Rechtes  im  einzelnen  erörtert.    Ein 
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An  bang  handelt  von  der  Fortent  Wickelung  des  alten  Bechtee,  von  den 
neben  dem  KG.  in  Betracbt  kommenden  Quellen  des  deatechen  internationalen 
Privatrechts  und  von  den  Staatsver trägen.  (Selbstanzeige.) 

10.  Leshe,  JP«,  und  Läwenfeld^  W*t  Die  RechtsverfolRung  im  inter- 
nationalen Verkehr.  Berlin,  C.  Heymann.  3.  Bd.,  1.  Teil,  424  u.  XXXI  S. 
Jdk.  11. 

Die  gegenwärtige  Fortsetzung  dieses  unter  Mitwirkung  Eahlreicher 
deutscher  und  fremder  Rechtsgelehrter  herausgegebenen  Sammelwerkes,  in 
welchem  bisher  die  Civilprozefs-  und  Konkursgesetzgebnng  der  europäischen 
Staaten  bearbeitet  ist  (vgl.  diese  Zeitschr.  Bd.  2  S.  103  £,  Bd.  5  S.  425  ff., 
Bd.  7  S.  545),  wurde  durch  den  Wechsel  der  Gesetzgebung  in  Osterreich 
und  den  Niederlanden  veranlafst;  der  noch  fehlende  2.  Teil  des  3.  Bandes 
soll  das  Prozefsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zum  Gegen- 
stände haben.  Das  Recht  iener  neiden  im  vorliegenden  1.  Teil  berück- 
sichtigten Staaten  ist  absichtlich  und  aus  anerkennenswerten  Gründen  in 
£anz  verschiedenem  Umfang  dargestellt.  Mit  Rücksicht  auf  die  Wichtig- 
eit,  welche  dem  österreichischen  Rechte  wegen  des  besonders  starken  Ver- 
kehrs zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Österreich  zukommt,  haben  die 
österreichischen  Civilprozefsgesetze  ans  den  Jahren  1895  und  1896  eine  fllr 
den  Rahmen  des  ganzen  WeÄes  sehr  eingehende  Darstellung  durch  v.  Canstem 
erfiihren  (S.  1—355).  Dagegen  wird  (Us  neue  niederländiBehe  Civilprozels- 
recht  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  vom  7.  Juli  1896  von  Asser  nur  in  gro&en 
Zügen  geschildert  (S.  357—406),  wobei  allerdings  an  einem  der  meist- 
interessierenden  Punkte,  nämlich  hinsichtlich  der  Vollstreckung  ausländischer 
Urteile,  in  Ermangelung  neuer  Bestimmungen,  auf  die  im  1.  Bande  enthaltene 
Darstellung  verwiesen  werden  konnte.  Andererseits  ist  für  die  Niederlande 
auch  das  Konkursrecht  auf  der  Grundlage  der  Konknrsordnun^  vom  30.  Sep- 
tember 1893  aufgenommen  fS.  407-424).  Wie  in  den  beiden  früher  er- 
schienenen Bänden  wird  aucn  hier  die  Darstellung  von  Litteraturangaben 
begleitet,  die  besonders  in  dem  Beitrag  v.  Cansteins  einen  erhebuchen 
Umfang  annehmen,  indem  neben  der  Litteraturübersicht  unter  dem  Text 
fortgesetzt  auf  die  Schriften  österreichischer  und  deutscher  Juristen  verwiesen 
wird.  Ein  provisorisches  Sachregister,  fUr  beide  Staaten  getrennt,  ist  am 
Schlüsse  beigefügt. 

Es  mag  hier  dahingesteUt  bleiben,  ob  nicht  eine  Quellensammlung 
hinsichtlich  der  nicht  in  deutBcher  Sprache  verkündeten  Gesetze  in  guten 
Übersetzungen  der  Praxis  wie  der  Theorie  bessere  Dienste  leisten  könnte, 
als  eine  kurze,  meistens  nur  flüchtige  Orientierung  ermöglichende  sjste- 
matische  Darstellung  je  vermag.  Jedenfalls  wird  der  Wert  der  Be- 
arbeitung des  Österreichischen  Rechts  durch  den  Abdruck  einer  greisen 
Zahl  von  Gesetzesvorschriften,  welche  sich  auf  die  Vollstreckung  kraft 
ausländischer  Titel  beziehen,  nur  erhöht  Die  internationalen  Verhält- 
nisse berührt  v,  Canstein  aufser  in  diesem  Abschnitt  insbesondere  noch 
S.  68—70  mit  den  Grundsätzen  über  die  Rechtshülfe  und  mit  der  Berück- 
sichtigung des  Haager  Abkommens.  Die  Fülle  des  Stoffes  entschuldigt  es, 
wenn  auch  die  Darstellung  des  österreichischen  Rechts  trotz  des  gewahrten 
grölseren  Raumes  näheres  Eingehen  auf  Einzelheiten  vermissen  läfst,  v.  Canstein 
sich  vielmehr  damit  begnügt,  unter  Hinweis  auf  die  Litteratur  zweifelhafte 
Fragen  anzudeuten  oder  ganz  kurz  zu  entscheiden.  Trotzdem  darf  es  als 
eine  Lücke  bezeichnet  weraen,  dafs  S.  68  nur  bemerkt  wird:  „Ausländischen 
Gerichten  ist  die  Rechtshülfe  zu  verweigern,  wenn  die  begehrten  Akte  durch 
österreichiBche  Gesetze  verboten  sind  .  .  .  .^,  ohne  dafs  solche  Verbot«  be- 
zeichnet oder  nachgewiesen  werden.  Es  wird  nicht  einmal  auf  S.  330  ver- 
wiesen, wo  wenigstens  ein  Fall  der  Unzulässigkeit  (Vollstreckung  betreffend 
den  Personenstand  eines  österreichischen  Staatsangehörigen)  hervorgehoben 
wird.  Dem  mit  dem  Österreichischen  Rechte  nicnt  vertrauten  deutschen 
Juristen  bleibt  dieser  Bemerkung  gegenüber  kein  anderer  Ausweg  als  der, 


Bflcheranzeigen.  545 

in  Osterreich  Erkundigungen  einzuziehen;  das  Nachschlagen  im  vorliegenden 
Werke  erscheint  in  diesem  Falle  als  nutzlos.  Die  andere  Voraussetzung 
der  RechtshlUfe  durch  österreichische  Gerichte,  die  Gegenseitigkeit,  wira 
zum  Teil  durch  Benennung  derjenigen  Staaten,  welche  das  Haager  Ab- 
kommen unterzeichnet  haben,  erledigt,  hinsichtlich  der  Vollstreckung  aber 
8.  324  ff.  ausführlicher  erörtert  Auch  an  dieser  Stelle  werden  die  Staaten 
angezählt,  für  welche  in  der  vom  österreichischen  Gesetz  geforderten  Form 
—  durch  Staatsvertrag  oder  durch  eine  im  Reichsgesetzblatt  kundgemachte 
Begierungserklärung  —  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Durch  die  Betonung  der  Bechtshtilfe  soll  keineswegs  gesagt  sein,  dafs 
die  Kenntnis  der  sonstigen  prozessualen  Grundsätze  eines  fremden  Staates 
für  denjenigen  wertlos  ist,  der  z.  B.  die  Frage  erwägen  soll,  ob  eine 
Kechtsyerfolgung  in  jenem  Lande  nicht  von  vornherein  aussichtslos  sei.  So 
ist  es  z.  B.  von  hervorragender  Wichtigkeit,  über  das  Beweisrecht  eines 
fremden  Landes  AufschluTs  zu  erhalten.  Auch  die  kurzen  Bemerkungen 
von  Asser  über  die  in  den  Niederlanden  geltenden  Beschränkungen  des 
Zeugenbeweises  und  die  Notwendigkeit,  Urkundenbeweis  anzutreten,  sowie 
über  die  Beweiskraft  kaufmännischer  Geschäftsbücher  sind  in  dieser  Hinsicht 
wertvoll.  Ebenso  wichtig  ist,  was  v.  Canstein  Über  die  Form  der  Urkunden 
und  über  die  Notwendigkeit  der  Beilegung  von  Übersetzungen  bemerkt. 
Auch  die  Mitteilungen  über  die  Gewährung  des  Armenrecbts,  über  die  Be- 
stellung von  Sicherheit  und  über  die  Prozefskosten  sind  von  wesentlicher 
Bedeutung.  Der  Herausgeber  des  Werkes  und  die  Verf.  der  beiden  neuen 
Beiträge  haben  daher  aflen  am  internationalen  Verkehr  Beteiligten  einen 
wertvollen  Dienst  geleistet.  Klemfeüer. 

11.  JBoyens,  Emj  Das  deutsche  Seerecht  Mit  einer  fSnleitung  über  örtliche 
Geltung  seerechtlicher  Gesetze.  Zweiter  Band.  Leipzig  1901,  Duncker 
&  Huinblot 

Diese  Arbeit  nennt  sich  eine  Neubearbeitung  des  Kommentars  von 
W.  Lewis,,  ist  aber  ein  im  wesenüichen  neues  Werk.  Mit  dem  für  die 
Fortführung  des  Buches  sehr  unbequemen  Umstand,  dafs  inzwischen  das 
neue  Handelsgesetzbuch  erschienen  und  in  Kraft  getreten  ist,  hat  der  Verf. 
sich,  so  gut  es  ging,  durch  eine  Vergleichungstabelle  u.  s.  w.  abzufinden 
gesucht.  Ein  demnäcnst  erscheinender  dritter  Band  soll  das  Werk  zum  Ab- 
schluls  bringen.  Für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  ist  die  vergleichende  Heran- 
ziehung der  ausländischen  Rechte  von  besonderem  Interesse. 

12.  Becher,  JU.,  Die  Ausführungsgesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche. 
Ergänzungsband  und  Gesamtregister.   München  1901,  J.  Schweitzer. 

Dieser  Ergänzungsband  enthält  eine  Anzahl  nach  Abschlufs  des 
Hauptwerkes  von  einzelnen  Bundesstaaten  erlassener  Gesetze  und  Verord- 
nungen, sowie  ein  vortreffliches  Gesamtregister.  Über  Anlage  und  Wert 
der  früher  erschienenen  Bände  ist  bereits  berichtet  worden. 

13.  Endemann,  Dr.  F.*  ordentl.  Prof.  der  Rechte  in  Halle,  Lehrbuch 
des  Bürgerlichen  Rechts,  8.,  neu  bearbeitete  Auflage. 

Der  erste  Band  liegt  letzt  vollständig  vor.  Der  Verfasser  widmet 
der  Erörterung  der  „ränmücnen  Grenzen  der .  Anwendung  des  deutschen 
bürgerlichen  Rechte^  die  §§  20,  21  und  22.  Über  diese  Darstellung  soll 
im  nächsten  Bande  dieser  Ztschr.  eingehend  berichtet  werden. 

14  IHe  gesamten  JReichtiJustizgesetze  und  die  sämtlichen  für  das  Reich 
und  Preufsen  erlassenen  Ausführungs-  und  Ergänzungsgesetze,  Verord- 
nungen, Erlasse  und  Verfügungen.  Mit  Anmerkungen  und  Sachregister 
von  Vr,  P,  Kayser,  6.,  neubearbeitete  Auflage.  Von  Mugdan^  Kammer- 
gerichtorat    Berlin  1901,  H.  W.  MüUer. 

„Kaysers  Reichsjustizgesetze'',  wie  der  landläufige  Name  dieses  weit- 

verbrmeten   und    in    der  preufsischen  Praxis   als   unentbehrlich  geltenden 
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Werkes  lautet,  erscheinen  hier  in  einer  neuen,  von  bewährter  Hand  besoi^ten 
Angabe.  Für  die  Leser  dieser  Zeischrift  ist  insbesondere  das  reiche,  unter 
der  Überschrift  ,,Rechtshülfe^  gegebene  Material  hervorzuheben.  Auch  die 
Rechtsprechung  der  obersten  Gerichte  ist  sorgfältig  berücksichtigt. 

15.  X>a«  Meichscivilrecht*  Die  Reichsgesetzgebnng  über  Bürgerliches 
Hecht  und  Civilprozefs.  Mit  Anmerkungen  und  Sachregister  von  0.  Müdorft, 
Oberlandesgericntsrat,  und  Dr,  Schaefer,  Landrichter.  Berlin  1900,  H.  W. 
Müller,  1427  Seiten. 

Diese  Zusammenfassung  des  Reichscivilrechtes  im  weitesten  Sinne  (es  ist 
auch  das  Handelsrecht  und  die  Schiffahrtsgesetzgebung,  Patent-  und  Konkurs- 
recht, Gewerbegerichtsbarkeit,  Konsularrecht  und  Staatsangehöriffkeit  ein- 
bezogen) verdient  insbesondere  Praktikern  aufs  wärmste  empfohlen  zu 
werden.  Anordnung  und  Ausstattung  sind  vortrefflich.  Die  knappen,  inhalt- 
reichen Anmerkungen  geben  just  das,  was  dem  Bedürfnis  des  Handgebrauchs 
entspricht.  Was  im  Gerichtssaal ,  im  Konsulatsbureau,  in  der  Anwalts- 
stube fortwährend  gebraucht  wird,  ist  hier  gegeben.  Auch  für  Ausländer, 
die  sich  über  den  Bestand  des  deutschen  Rechtes  orientieren  wollen,  wüfst« 
ich  keine  bessere  Znsammenstellung  als  diese  zu  empfehlen.  Wenn  für 
alle  anderen  Staaten  gleiche  Werke  vorhanden  wären,  würde  die  Anwen- 
dung ausländischen  Rechtes  ungemein  erleichtert  sein.  Niemeyer. 

16.  Hne  de  Grais,  Handbuch  der  Gesetzgebung  in  Preufsen  und  dem 
Deutschen  Reiche.    I.   Das  Deutsche  Reich.    Berlin  1901,  J.  Springer. 

Dieses  grofse  auf  26  Bände  berechnete  Unternehmen  will  durch 
systematisch  geordnete  Wiedergabe  der  Texte  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen mit  kurzen  Anmerkungen  das  sonst  vielfach  so  schwer  auffind- 
bare Material  allen  Beteiligten  (und  wer  gehörte  nicht  dazu!)  leicht  zu- 
gänglich machen.  Die  Aufgabe  ist  in  dem  vorliegenden  ersten  Bande 
(I.  Reichsverfassung ,  H.  Reichsangehöriekeit,  III.  Reichstag,  IV.  Reichs- 
behörden  und  Reicnsbeamte ,  V.  Reichsnnanzen)  musterhaft  gelöst.  —  Die 
Leser  dieser  Zeitschrift  werden  besonders  auf  das  Kapitel  Reichsange- 
hörigkeit aufmerksam  gemacht. 

17.  Borcherdt^  H. «  Dad  Erbrecht  und  die  Nachlafsbehandlung  nach  den 
vom  1.  Januar  1900  an  geltenden  Reichs-  und  Landesgesetzen  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  Geltungsgebiets  des  Allgemeinen  Land- 
rechts.   Breslau  1901,  Kerns  Verlag. 

Das  Werk  liegt  nunmehr  abgeschlossen  vor.  Es  zeichnet  sich  eben- 
sosehr durch  sachkundige  Behandlung  der  dogmatischen  Fragen  wie  durch 
Verständnis  für  die  Bedürfnisse  der  Praxis  aus.  Leider  ist  es  ohne  Register. 
Die  Litteratur  ist  grundsätzlich  nicht  berücksichtigt.  Der  §  3  ist  der 
„örtlichen  Kollision  der  Erbrechtsgesetze"  gewidmet.  Nienieyer. 

18.  Boehtn,  J.%  Das  Erbrecht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Svstematisch 
dargestellt  und  durch  Formulare  erläutert.  2.,  völlig  neu  bearbeitete  Auf- 
lage.   Hanover  1900,  Helwing. 

Das  Erscheinen  der  zweiten  Auflage  beweist  das  lebhafte  Bedürfnis 
der  Praxis  nach  einer  Darstellung  des  Erbrechtes,  die,  wie  die  vor- 
liegende ,  ohne  gelehrten  Apparat  and  ohne  Erörterung  der  lediglich  wissen- 
schaftlichen  Fragen  das  neue  Recht  übersichtlich  und  doch  eingehend 
wiedergiebt. 

19.  AndrS  Mercier^  De  la  pnscription  Uberatoire  en  droit  international 
priv4,    Lausanne  1897. 

/'  I'  Eine  auf  nahezu  erschöpfender  Kenntnis  der  Litteratur  und  Judikatur 

aufgebaute,   sehr  gut  geschnebene   Dissertation.    Sie  untersucht  in   einem 
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ereten  Teile  die  Wirkung  des  Zeitablaufs  auf  die  Bechteverhältniflae 
(S.  1—58),  legt  den  Hauptnachdnick  anf  die  öfFentiich-rechtUche  Bedeutung 
des  Instituts  der  Verjährung  (S.  52  ff.),  prüft  in  einem  zweiten  Teile 
(S.  61—156)  die  verschiedenen  Theorien  ftir  die  Behandlung  der  Verjährung 
im  internationalen  Privatrecht,  lex  loci  solutionis^  lex  contfouius,  lex  domicäti 
debitoriSy  lex  fori,  und  entscheidet  sich  von  dem  eingenommenen  öffentlich- 
rechtlichen Standpunkt  aus  für  die  letztere,  unter  Verwerfung  der  Misch- 
systeme und  nach  kritischer  Betrachtung  aller  andern  Theorien.  Vom 
englisch- amerikanischen  Standpunkt  aus,  der  die  Verjährung  als  Teil  des 
Prozesses  betrachtet,  würde  die  Stellungnahme  der  Dissertation  am  ehesten 
berechtigt  sein.  Auch  dort  mufs  es  bedenklich  sein,  dafs  Gläubiger  und 
Schuldner  die  Anwendung  des  Rechts  durch  Wahl  und  Vereitelung  eines 
bestimmten  Gerichtsstands  beeintiusEen  können.  Der  vom  deutschen  Keichs- 
gericht  anerkannte,  auf  der  materiell- rechtlichen  Bedeutung  der  Ver- 
jälurung  beruhende  Grundsatz,  dafs  der  für  den  Schuldner  ma&gebende  Er- 
füllungsort auch  für  die  Verjährung  entscheidet,  wird  dem  Wesen  der  Sache 
viel  eher  gerecht  Er  stützt  sich  auf  den  Satz,  daä  der  Sitz  des  Rechts 
entscheidet,  und  bringt  auch  die  nahen  Beziehungen  zwischen  Ersitzung  und 
Verjährung  zur  Geltung,  da  für  erstere  zweifellos  das  materielle  Recht  und 
zwar  die  lex  rei  sitae  entscheidet 

Der  Verfasser  hat  insbesondere  in  der  Einleitung  an  der  Hand  des 
Graweinschen  Buches  und  Seite  91/92  diese  Beziehungen  kurz  berührt:  sie 
würden  ihm  den  deutschen  Standpunkt  verständlicher  gemacht  haben.  Der- 
jenige des  ordre  public  entspricnt  allerdings  mehr  der  romanischen  Auf- 
ÜEusung,  nach  welcher  die  Veijährung  ausschliesslich  im  öffentlichen 
Interesse  eingeführt  ist,  um  dem  Rechte  Festigkeit,  Ruhe  und  Sicherheit 
zu  gewähren,  während  dem  Schuldner  nur  deshalb  die  alleinige  Mög- 
lichkeit eingeräumt  sein  soll,  sich  auf  die  Verjährung  zu  berufen,  weil  er 
am    ehesten  wisse,    ob   es   veranlalst  sei,    sich  auf  sie  zu  berufen  (S.  55). 

Aschaffenburg.  Silberschmidt, 

20.  HenS  i)eniogne  ^  De  la  reparaUon  civiU  des  dMits,  Ouvrage  couronne 
par  la  FacuW  de  Droit  de  VÜniversite  de  Paris.   Paris  1898.  ^ 

Die  Studie  bespricht  alle  Mittel,  welche  nach  französischem  Rechte 
zur  Verfügung  stehen,  und  sJle  Vorschläge,  die  insbesondere  an  der  Hand 
der  fremden  Rechte  gemacht  werden  können,  um  diejenigen  zu  entschädigen, 
welche  durch  Delikte  verletzt  wurden.  Die  Schrift  bespricht  strafrechtliche, 
prozessuale,    civilrechtliche,    nationalökonomische    bzw.    sociale    Probleme. 

Aschaffenburg.  Silberschmidt, 

21.  Ugo  Soranif  Ddla  cambiaJe  e  deW  asseano  bancario,  Commento 
teorico-praiico  al  tit.  X  dd  Cod.  di  Commere,  Xtalia/no.  Volume  L  Borna, 
1896,  p,  XVI  et  475. 

Dieser  ausfuhrliche  Kommentar  zum  italienischen  Wechselrecht 
berührt  in  seinem  §  149  (S.  256  —  261)  und  §  240  (S.  394  und  395)  das 
internationale  Privatrecht  Er  geht  richtig  vom  Satze  „locus  regit  actutn** 
f&r  die  einzelnen  Wechselerklärungen  und  von  der  Selbständigkeit  der 
letzteren,  insbesondere  der  Selbständigkeit  von  Accept  und  Giro,  aus  und 
bespricht  hiemach  die  italienische  Litteratur  und  Urteile  italienischer  Ge- 
richte. Demgemäfs  soll  auch  für  Notwendigkeit  und  Zeit  der  Präsentation 
zur  Annahme  das  Gesetz  des  Ausstellungsorts  ausschlielslich  entscheiden, 
was  wohl  für  Geschäftszeit  und  sonstige  Modalitäten  nicht  ganz  zutreffen 
dürfte.  Ebenso  ist  der  weitere  Satz,  dafs  auch  für  die  Notwendigkeit, 
mangels  Annahme  Protest  zu  erheben,  das  Recht  des  Ausstellungsortes  ent- 
scheidend sei,  keineswegs  so  unbestritten,  wie   Verfasser  annimmt. 

Aschaffenburg.  SiWerschmidt, 
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22.  Schweizerisches  Civttgeeetxhueh.  Vorentwurf  des  Eidgenössiscbeii 
Justiz-  und  Polizeidepartements.  Bern,  Bnchdruckerei  Büchler  &,  Co.   1900. 

28.    X>e9*  Vorentwurf  zu  einem  schweizeriechen  Civügeeeizbuch. 

Besprochen  von  Dr.  ifax  Bümelin.  Professor  an  der  Univexstät  Tübingen. 

(Separatabdruck  aus  Schmollers  Janrbnch  f.  Gresetzgebung  etc.).    Leipäg 

1901,  Duncker  &  Humbio t 

Der  Entwurf  eines  Ciyilgesetzbuches,  welcher  von  Professor  Eugen 
Huber  in  Bern  auf  Grund  des  durch  Memorial  des  eidgen.  JustizdepartementB 
vom  17.  NoY.  1893  entwickelten  Planes  fertiggestellt  und  am  15.  Mov.  1900 
zum  Abschlnüs  gebracht  worden  ist,  bietet  ein  Interesse,  welches  durch 
Bümelins  zutreffendes  Urteil  dahin  charakterisiert  wird,  „dafs  die  Schweiz, 
wenn  das  Gesetz  auf  der  durch  den  Entwurf  gebotenen  Grundlage  zu  stände 
kommen  sollte,  nicht  blofs  eines  der  besten,  sondern  wohl  das  beste 
moderne  Giyilgesetzbuch  haben  wird**.  R. 

24.  Schirrmeieter  j  G*f  Die  englische  Aktiennovelle  vom  8.  August  1900 
{The  companies  acty  1900)»  Eine  Erl&uterung  und  Beurteilung  der  Reform 
des  enguschen  Aktienrechts  mit  vein^leichenden  Bemerkungen  über  das 
deutsche  Aktienrecht.    Berlin  1901,  Futtkammer  &  Mühlbrecht.  Mk.  3. 

Die  companies  ad  von  1900  (63  dt  64  Vict.  cap.  48)  ist  der  deutschen 
Juristenwelt  in  Urtext  und  Übersetzung  nebst  einer  kurzen  orientierenden 
Einleitung  aus  der  Feder  des  bekannten  deutsch-englischen  Juristen  Dr.  Ed. 
Cruesemann  (Solicitor  in  London)  in  der  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  50 
(1901)  S.  526  ff.  bereits  bekannt  geworden.  Die  vorliegende  Schrift  giebt 
weiteren  Kreisen  eine  klar  gesdiriebene  Darstellung  des  Inhaltes  der 
Novelle  mit  historischen  und  rechtsvergleichenden  Notizen  nebst  einer  Beihe 
von  allgemeineren  Bemerkungen,  welche  namentlich  denjenigen  erwünscht 
sein  werden,  denen  die  Bekanntschaft  mit  den  fägentttmüchkeiten  des  eng- 
lischen Rechtes  abgeht  T. 

25.  IHena,  O»,  Condizione  giuridica  deUa  vedofxi  in  relasione  cU  diritto 
intemazionale  private,    Torino  (Fratelli  BoQca)  1891. 

26.  DienOf  0,f  I  diriUi  reali  consideraU  nel  diritto  internationale  prirato, 
Torino  (tfnione  tipografico-editrice)  1895. 

27.  IHenaj  G»f  I  trtbunali  delle  prede  heäiche  e  ü  loro  awenire*  Torino 
(Ünione  tipografico-editrice)  1896. 

28.  Catellani,  E.  Lm^  H  diritto  internojionale  privato  e  i  suoi  reeehli 
jyrogressi.  2.  ed.  I.  Storia  dd  diritto  internazionctle  privato.  Torino  (ünione 

tijiografireditrice)  1895. 
*  Die  vorgenannten  Werke,  welche  jedes  in  seiner  Art  der  italienischen 
Rechtswissenscnaft  zur  Zierde  und  der  Wissenschaft  zur  Förderung  gereichen, 
sind  vor  län^rer  Zeit  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  voigelegt  und  von 
ihr  einer  ausführlichen  Berichterstattung  vorbehalten  worden.  Imolge  mÜs- 
lieber  Umstände  ist  letztere  unterblieben.  Da  der  zur  Verfügung  stehende 
Raum  gegenwärtig  leider  nicht  gestattet,  das  Versäumte  nachzuholen, 
so  wollen  die  Leser  unserer  2ieitschrift  mit  diesem  Hinweis  vorlieb  nehmen. 

29.  Asser f  T.  M*  C.%  La  codification  du  droit  international  priv^.  I.  In- 
troduction  et  proce'dure  dvik.  La  Convention  de  la  Haue  du  14.  novembre 
1896  relative  a  la  proce'dure  civüe.  Harlem  (Bohn)  und  Haag  (Bdinfante) 
1901. 

Keine  Feder  ist  berufener  zu  der  Darstellung  des  seit  dem  Jahre  1898 
die  Regierungen  beschäftigenden  Werkes  als  diejenige  T.  M.  C.  Assers^ 
dessen  niemaLs  rastender  Bemühung  das  Zustandekommen  der  Konferenzen 
und  der  ans  ihnen  hervorgegangenen  Abmachungen  in  erster  Linie  zu  ver- 
danken. Über  die  Art.  jener  Bemühungen  habe  ich  in  der  Ztachr.  f.  Handels- 
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recht  Bd.  35  S.  157  ff.  (1896)  näher  berichtet.  Möge  der  verehrte  Staats- 
mann und  Gelehrte  bald  die  Fortsetzung  seiner  Darstellung  schreiben 
können  l  Inemeyer, 

30.  FauchiUe,  JP«9  I^e  domaine  aerien  et  U  regime  juridique  des  a&ostatS' 
Paris,  Fedone.  1901. 

Der  besonders  durch  seine  Untersuchungen  tlber  das  Blockaderecht 
und  die  bewaffnete  Neutralität  von  1780  bekannt  gewordene  und  durch 
zahlreiche  Untersuchungen  in  der  von  ihm  mit  Pillet  nerausgegebenen  yor- 
treff liehen  Betme  generale  de  droit  international  public  hochverdiente  Ver- 
fasser untersucht  methodisch  und  umfassend  die  mem*  und  mehr  zu  praktischer 
Bedeutung  gelangende  Frage  des  intemationairechtlichen  Verhältnisses  der 
Luftf  welches  hinsichtlich  der  Luftschiffahrt  ähnliche  Probleme  stellt  wie 
das  Meer  hinsichtlich  der  Schiffahrt  Die  Untersuchung  ist  sowohl  in  dem 
piincipiellen  Gedankengang  als  in  der  Kasuistik  ebenso  klar  wie  anregend. 

Nietneyer. 

31.  FrantiigeQtf  JET«,  Code  discipUnaire  etpenalpour  la  Marine  Marchande. 
Avec  introduction  annoti  et  suivi  d'une  table  analytique  des  mati^es, 
Paris,  Pedone.  1901. 

Alle  Vorschriften  über  den  im  Titel  bezeichneten  Gegenstand  sind 
nebst  Formularen  übersichtlich  mitgeteilt.  Der  Wert  des  Buches  besteht 
aber  besonders  in  den  zahlreichen  und  sorgfaltigen  Mitteilungen  über  die 
Judikatur  und  sonstiges  für  die  Praxis  wichtiges  Material.  Die  Einleitung 
enthält  auch  eine  rechtsvergleichende  Übersicnt.  Die  recht  umfangreiche 
Latteratur  ist  sorgfältig  beracksichtigt  Das  Buch  wird  auch  nach  Erlafs 
neuer  Vorschriften  seinen  Wert  behalten.  Niemeyer. 

82.  2fy8m  G*f  J^iudes  de  droit  international  et  de  droit  politique,  2.  s&ie, 
1901  (Brüssel,  A.  Castaigne,  Paris  G.  Fontemoing). 

Der  Verfasser,  der  unter  den  Lebenden  woni  der  genaueste  Kenner 
der  Geschichte  der  Völkerrechtswissenschaft  ist,  bereichert  in  dieser  Samm- 
lung von  Studien  die  Wissenschaft  um  eine  Reihe  äuTserst  wertvoller  Auf- 
sätze, welche  folgende  Überschriften  tragen :  Le  concert  europSen  et  la  notion 
du  droit  vntemational\  Notes  sur  la  neutralite';  ün  chapitre  de  VMstoire  de 
la  mer;  George  Buchanan;  Thomas  CampaneUa;  Les  manuscrits  de  Sir 
Julius  Caesar;  La  däfinition  de  Vambassadeur  de  Sir  Henry  Wotton;  üne 
hataüle  de  livres  („mare  liberum*^  und  jmare  clausuni*^);  Histoire  litt&aire  du 
droit  international  en  Belgique;  Les  jBentham  Paj^s*^  du  British  Museum, 
Das  Buch  ist  eine  der  bemerkenswertesten  Erschemungen  der  international- 
rechtlichen  Litteratur  der  jüngsten  Zeit.  Kein  Internationalist  wird  es  un- 
»tudiert  lassen.  Niemeyer. 

83.  The  Civil  Law  in  SptUn  and  Spanish-Ameriea  induding  Cuba, 
Puerto  Bico  and  Philippine  Islands  and  the  Spanish  Civil  Code  in  force,  anno- 
tated  and  mth  references  to  the  Civü  Codes  of  Mexico^  Central  and  South 
America  unth  a  history  of  all  the  Spanish  Codes  etc.,  by  C  lifford  Stevens 
Walton.     Washington.  B.  C,  (W.  H.  Lowdermük  &  Co.).  1900. 

Für  Rechtsvergleicnun^  und  Rechtsgeschichte  gewährt  dieses  zimächst 
offenbar  für  die  amerikaniscnen  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  bestimmte 
Buch  interessantes  Material.  Den  Hauptinhalt  bildet  die  Übersetzung  des 
spanischen  Civilgesetzbuches  und  einiger  sonstigen  Gesetze.  Aber  auch  die 
historische  Einleitung  ist  bemerkenswert. 

84.  Heinx€t  W.y  Die  Belagerung  der  Pekinger  Gesandtschaften.  Heidel- 
berg 1901,  C.  Winter. 

Eine  lebendig  geschriebene  Darstellung,  welche  wegen  der  mitgeteilten 
Urkunden  und  sonstiger  umsichtig  gesammelter  Materialien  auf  dauerndes 
Interesse  Anspruch  erheben  darf. 
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85.  Kebeffffy,    Die   diplomatiBchen  PriTÜegien.     Bern    1901.     Schmid  & 
Francke. 

Ein  Vortrag,  welcher  in  Bern  gehalten,  in  der  Zeitschr.  des  Berni- 
Bchen  Juristenyereins  (Bd.  37,  No.  5)  aoffedruckt  und  nunmehr  als  Separat- 
abdrudiL  ausgegeben  ist.  Der  Verf.  plädiert  für  Beschränkung  der  dipl. 
Privilegien  aut  die  Person  des  Gesandten,  seines  Stellvertreten  und  deat 
Gemahßnnen  dieser  beiden  Personen. 

86.  NiediieTf  A.f    Das  Einführungsgesetz  vom  18.  Aug.  1896.      2.  Aufl. 
Berlin,  C.  Hejmanns  Verlag.    1901. 

Diese  als  Teil  des  Kommentars  zum.  B.G.B.  von  Biermann,  Blume  etc. 
erschienene  Bearbeitung  des  E.G.  ist  für  die  Leser  dieser  ZeitBchrift 
von  besonderem  Interesse  durch  die  ausnehmend  gründliche  und  be- 
lehrende Kommentierung  der  das  internationale  Privatrecht  betreffenden 
Vorschriften.  Der  Verf.  hat  sich  nicht  damit  b^nügt,  die  einzelnen  Be- 
stimmungen zu  erläutern,  geht  vielmehr  mit  &nst  auf  die  principiellen 
Fragen  ein,  unter  sorgfältiger  Benutzung  der  wissenschaftlichen  Ldtterator. 
In  grundlegenden  Fragen  weicht  Niedner  von  der  AufiGsussung  ab,  welche 
der  Unterzeichnete  für  richtig  hält.  Das  hindert  nicht,  den  Niednerachen 
Kommentar  als  einen  in  höchstem  Mafse  schätzenswerten  Beitrag  zur 
Litteratur  des  positiven  internationalen  Privatrechts  willkommen  zu  heifsen. 

Niemeyer, 

87.  Idnkeitnann^  K,f  und  JFleck^  E»,  Das  Hannoversche  Privatrecht 
nach  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  1.  bis  5.  Lieferung.  Hannover, 
Helwingsche  Verlagsbuchhandlung,  1901. 

Die  verdienstliche  Aufgabe,  das  durch  das  B.G.B.  unberührt  gebliebene 
provinzielle  Privatrecht  zu  geschlossener  Darstellung  zu  bringen,  ist  in  dem 
vorliegenden  Werk  für  die  Provinz  Hannover  durch  Wiedergabe  der  Texte 
der  geltenden  Bestimmungen  nebst  teils  kommentarischer,  teils  systematischer 
Erläuterung  in  praktischer  und  allem  Anschein  nach  gründlicher  Weise  gelöst. 

b.    Zeltschrifteii. 

Aliffemeine  österreichische  C^erichtszeitung ,  52.  Jahrgang,  1901, 
wöchentlich  eine  Nummer.  Von  den  Abhandlungen  in  den  Nummern  10  Ins 
35  kommen  für  die  Loser  dieser  Ztschr.  namenuich  in  Betracht:  Frau 8, 
Ehegerichtsbarkeit  der  k.  und  k.  Konsularämter,  Seiler,  EMe  neue  Urheber- 
rechtskonvention zwischen  Deutschland  und  Österreich,  Sperl,  Dbeindbt 
über  die  Litteratur  und  Praxis  des  österreichischen  Civilprozefs-  und 
Exekutionsrechtes. 

American  Law  ICevieWf  Vol  XXXI  no,  1:  J,  P.  Bishop  (Nekrolog), 
Curry,  CrimincUs  and  their  treatment,  Wiltse,  Aggregation  of  kumamty 
in  eitles,  Thompson,  Effect  of  consolidation  of  corporations  upon  righls 
of  action  against  the  constituent  companies,  Egan,  Protection  to  contraets 
by  the  due  process  of  lato  clauses  in  ^  federal  Constitution ^  Steffee, 
Judidal  effervescences,  —  Notes,   Correspondenoe,   Book  Beviews, 

AnntUes  des  sciences  politiguesj  XVII.  anwfe,  1,  Janvier  1902,  Paris 
(F^lix  Älcan):  Boutmy,  Les  jStatS'Ünis  et  Vimperialisme,  Laveleye,  Les 
entreprises  beiges  a  Vetranger,  M,  B,,  JJarmte  rosse,  Maurtf,  Anvers 
autrefois  et  aujourd'hm,  Zolla,  Chromqui  des  questions  agricoles. 

Annnario  critico  della  ffiurisprudenza  commercifile  ^  Anno  XV, 
Verona  (Tedeschi  e  figlio)  1901,  —  Die  Professoren  L,  Bolaffio  in  Bologna 
und  E,  Vidari  in  Pavia  veranstalten  in  höchst  verdienstlicher  Weise 
jährliche  Zusammenstellungen  der  handelsrechtlichen  Judikatur  Italiens 
unter  Beifügung  vergleichender  und  kritischer  Noten.    Die  Judikate  sind 
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unter  alphabetisch  geordneten  Stichworten  mi^eteilt  (Z.  B.  Äbbandono  ,  . 
Competenga,  Nave  e  noleggio  etc.)  Der  vorliegende  Band  bezieht 
sich  auf  die  Judikatur  des  Jahres  1899. 

Archiv  für  bürgerliches  Rechte  Bd.  19:  Krückmann,  Eignet  sich 
das  römische  Recht  zum  Unterricht  im  ersten  Semester?  Hey  er,  Die 
Selbstbülfe.  Gierke,  HandelsfresellschaiFt  und  bürgerliches  Recht 
Salinger,  Die  Nacherbfolge  nach  dem  B.G.B.  Hilse,  Einflufs  der  ver- 
änderten Unfall  Versicherungsgesetze  auf  das  bürgerliche  Recht  Apt, 
Das  Börsengesetz  und  seine  Reform.  Schilling ,  Der  rechtliche  Charakter  I 
der  ehelichen  Nutzniefsung  im  B.G.B.   Maas^  Bibliographie  des  B.G.B.  —    ^ 

Bd.  20  Heft  1:  Zehnter,  Die  privatrechtliche  Bedeutung  des  Gesetzes 
tiber  die  privaten  Verdcherunffsuntemehmungen.  Goldscnmidt,  J.  f, 
Noch  einmal  die  Eigentümerhypothek.  Brück,  E.,  Die  Vormiete. 
Josef,  E,  Rechtserwerb  aus  unerlaubten  Handlungen.  Oertmann,  P., 
Civilistische  Rundschau. 

Archiv  für  die  civilistische  Praxis»  Herausgegeben  von  Franklin, 
M.  Rümelin,  Wen  dt,  Professoren  der  Tübinger  Juristenfakultät,  Pro- 
fessor Dr.  Büloto,  Geh.  Hof  rat  in  Heidelberg,  Staatsrat  Dr.  v,  Mandry 
in  Tübingen  und  Präsidenten  Dr.  v,  Kohlhaas  in  Stuttj^rt,  92.  Bd., 
1901,  1  und  2.  Heft:  Wen  dt,  Unterlassungen  und  Versäumnisse  im  bürger- 
lichen Recht.  Uli  mann.  Einige  Streitfragen  aus  dem  Gebiete  des  gesetz- 
lichen ehelichen  Güterrechts. 

Archiv    für   KritnituU- Anthropologie    und    Kriminalistik    von 

Dr.  Hanns  Gross,  7.  Bd,,  1901,  1.  und  2.  Heft:  I.  Fotier,  Ein  Besuch 
in  der  Werkstätte  eines  Fälschers  alter  Waffen.  U.  Amschel,  Proble- 
matische Naturen,  ni.  Pollak,  Kriminal  oder  Irrenhaus?  Ein  Beitrag  zur 
Frage  der  Trinkerasyle.  IV.  Siefert,  Fahrlässige  Tötung  der  Gebärenden 
durch  den  Geburtshelfer.  V.  Kahle,  Topographische  Aufnahmen  mit  ein- 
ziehen Hülfismitteln.  VI.  Otto  Gross,  Zur  Frage  der  socialen  Uemmungs-  W> 
Vorstellungen.  VII.  v.  Schrench-Notzing,l)et  Fall  Mainone.  (Ver- 
brechen  gegen  die  Sittlichkeit  an  einer  Hypnotisierten,  verhandelt  vor  dem 
Schwurgericht  in  Köln  am  7.  und  8.  Mai  1901.)  VUI.  Kornfeld,  Irrtum 
und  Irrsinn.  IX.  Bauer,  Bestimmung  der  Abffangsrichtung  eines  Gewehr- 
fi;eschosses  durch  Berechnung  des  änfallwinkels.  X.  Hanns  Gross, 
/mt  Frage  des  reflektoiden  Handelns. 

Archiv  für  Straf  recht  und  Strafprozefsy  Jahrgang  48,  Heft  1  bis  4 : 
Tomaso  Natale,  Marchese  di  Monterosato,  ein  in  Deutschland  vergessener 
Vorläufer  Beccarias.  Von  Prof.  Dr.  L,  Günther,  Giefsen.  Die  pro- 
jektierte Reform  des  italienischen  Strafprozesses.  Von  Prof  Dr.  L.v.  Bar, 
Göttingen.  Dante  und  die  Homosexualität  Von  Prof.  Dr.  Kohl  er, 
Berlin.  Gedanken  zur  bevorstehenden  Reform  der  deutschen  Strafgesetz- 
gebung^  Vortrag,  gehalten  in  der  Juristischen  Gesellschaft  München. 
Von  Prof.  Dr.  Birkmeyer,  München.  Zur  Auslegung  des  §  399 
Ziff.  5  St  P.O.  Von  Staatsanwaltschaftsrat  Olb  rieht,  KöUl  Der 
summarische  Prozefis  zu  Dantes  Zeit  Von  Prof.  Dr.  Kohl  er,  Berlin. 
Selbstverletzung  und  Verletzung  eines  Einwilligenden.  Von  Gerichtsasseasor 
Dr.  K.  Kleen,  Berlin.  Altwürzburger  Gefftngniswesen.  Von  Privatdozent 
Dr.  ifnap^.  Würzburg.  Die  Endthatsache  der  vollendeten  strafbaren 
Handlung.  Von  Oberamtsrichter  Huther,  Hagenow.  —  Aus  der 
Praxis,  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  der  Oberlandesgerichte,  des 
preufsischen  Oberverwaltungsgerichts.    Litteraturbericht. 

Beilage  mir  Erläuterung  des  deutschen  Rechts.  Begründet  von 
Gruchot  Herausgegeben  von  Dr.  Bassow,  Rdchsgerichtsrat  a.  D., 
Dr.  Küntzel,  Unterstaatssekretär  im  Justizministerium,  und  Dx.Eccius, 
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Oberlandes^erichtspr&sideDt  und  Wirkl.  Geh.  Oberjostizrat.  Bd.  45,  1901, 
Heft  6:  Die  Exmissionsklaosel  and  da43  Aufrechnungsrecht  des  Mieters. 
Nach  einem  praktischen  Fall  erörtert  von  Herrn  Kammergerichtsrat  Kit  hl 
in  Berlin.  Die  Bedentune  des  Katasters  bei  dem  Erwerbe  von  Rechten 
an  Grandstücken.  Von  Herrn  Oberlaodnsgerichtsrat  Dr.  Th,  Wolff  in 
Hamm.  Das  vertragsm&fsige  Schiffispfandrecht  Von  Herrn  Landgerichts- 
rat a.  D.  Dr.  Knitschky  in  Rostock.  Die  gttterrechtlichen  Verhältnisse 
der  von  Minderjährigen  gemäfs  §§  782  ff.,  H  18  A.L.R.  geschlossenen  Ehen 
nach  dem  1.  Jfanuar  1900.  Von  Herrn  Gericbtsassessor  W.  Kuh  hier 
in  Marienwerder.  Bericht  Ober  die  Litteratur  amm  B.G.B.  Von  Herrn 
Dr.  H.  Neumann,  Rechtsanwalt  beim  Kammergericht  Besprechonsen 
and  Anzeigen.  Obersicht  rechtswissenschaftücher  Zeitschriften.  —  Das 
Heft  brin^  an  seiner  Spitze  die  Bildnisse  der  seit  25.  Jahren  als  Heraos- 

Seber  thätigen  and  um  aie  Zeitschrift  hochverdienten  Dr. Dr.  Bassoto  und 
LÜntzeh 

B4Uiische  BechtspraoHsy  67.  Jahrgang,  1901,  104  Nummern. 

Centralblatt  für  ReclUftwissenschafU  Herausgegeben  von  v. Kirchen- 
heim.    Band  21,  1901,  Heft  1  bis  9. 

Circdo  GiuridicOm  Bivista  di  legislasione  e  giurisprudema ,  diretta 
da  LiUgi  Sampolo,  Professore  di  diritto  nella  B.  Universüä  di  Palermo. 
Vol  32,  1901,  no.  1—10,  Die  Zeitschrift  ist  das  Or^n  der  seit  1868  be- 
stehenden juristischen  Gesellschaft  gleichen  Namens  m  Palermo  und  bringt 
als  solches  die  Protokolle  über  die  Sitzungen  der  Gesellschaft  und  sonstig 
die  Gesellschaft  betreffende  Veröffentlichungen.  Aufserdem  aber  bringt  sie 
pxte  wissenschaftliche  Abhandlungen,  Gericntsentscheidungen,  lilitteilungen 
über  Gesetzgebung  und  Bibliographie.  —  Von  den  Abmindlun^en  seien 
hervorgehoben:  Älberico  PincitorCt  II  cantrahbando  d»  gutrra^ 
Saetano  Vassallo,  Della  delibazione  deUe  sentenze  straniere. 

Deutsche  Juristen^Zeitung.  6.  Jahrgang,  1901,  No.  13—23.  Die  Leser 
unserer  Zeitschrift  werden  besonders  folgende  Au&atze  interessieren  : 
V.  Helley  Die  Kodifikation  des  bürgerlichen  Rechtes  in  Ungarn. 
17.  Stengel,  Die  völkerrechtlichen  Ergebnisse  der  Baader  Friedenskonferenz. 
Damme ^  Der  Beitritt  des  Deutschen  Reiches  zur  mtemationalen  Union, 
betr.  den  gewerblichen  Urheberrechtsschutz.  Niemeyer,  Der  Antrag  der 
Burenstaaten  und  das  Völkerrecht  Aufserdem  sei  Msonders  hingewiesen 
auf  die  vorzüglichen  Litteraturübersichten  von  Professor  Dr.  achulz, 
Oberbibliothekar  beim  Reichsgericht,  sowie  die  regdmäfsigen  Zusammen- 
stellungen der  im  Deutschen  Reich  und  den  deutschen  Emzelstaaten  er- 
lassenen Gesetze  und  Verordnungen,  und  die  in  den  Beilagen  gebrachte 
reichhaltige  Sammlung  von  Entscheidungen  höchster  Gerichte,  auch  des 
Preufsischen  Oberverwaltungsgerichts. 

HanaeaUaclIk  Oerichtszeitung*  1001 ,  22.  Jahigang,  wöchentlich  je  ein 
Hauptblatt  (Handelsrechtliche  Fälle)  und  ein  Beiblatt  (Civibechtliche 
FäUe). 

Harvard  Law  Review*  Vol.  XV  number  6  (fehruary  1902):  Wyman, 
Competüion  and  ihe  law,  Gregory,  Sir  Samuel  Bomüly  and  criminal  law 
reform,  Eaton,  The  ripper  cases.  Notes.  Becent  cases.  Books  amd 
Periodicais. 

II  diritto  commerciale*  rivista  periodica  e  critica  di  giurisprudema  e 
legislazione.  JDirettore:  Comm.  David  Supino.  Volume  XtX,  1901, 
fascicolo  1 — 5;  Ageo  Areangeli,  Natura  gittridica  del  eontratto 
di    partecipazione   cä   una   societä   di  mutua   (Msicurazione.     Professore 
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Ercole  Vidari,  U  ptogetio  di  Ugge  coniro  ViMura,  Prof,  G.  Pagani, 
L^aceordo  deÜa  maggioranga  neUa  moratoria  anteriore  ai  fdUlimento.  Am. 
G.  Errera,  ün  quesüo  relatwo  äUe  cambiaU  in  bianeo,  Ptofessore 
A.  Bruschettini,  TJna  quesHane  suR'ort.  415  dd  Codice  di  comm.  Prof, 
ü,  Navarrinij  Vapporto  sociale  del  nome,  Prof,  Ercole  Vidarij  La 
difesa  degli  öbiligasiomsH,  Aw,  Pilade  Casini^  Aneora  ddFaccordo 
amicTievole  neUa  moratoria.  Aw.  T.  Giannini,  Note  suUa  situasione 
aiwridica  deüe  societa  «träniere,  Aw,  Pilade  Caeinij  11  riechio  deüa 
hofratteria  secondo  ü  modttio  di  polizea  d*  assicwragione  comunemente  usato 
HaUa,  Adolf o  Sacerdoti,  Inammiseibilitä  delP emiseione  di  ohhligazioni 
da  parte  di  tma  associcufione  nmtua  assicttrazione.  C.  Paganiy  Im  fnan- 
canea  e  la  irregolaritä  dei  Ubri  ndl  faUimento  deüe  societä  commerdalL 
Prof.  U.  Navarrini,  Sodetä  di  commercio  e  j^roprietä  in  mono  comune. 
Asm,  A.  Arcangeli,  Le  assodagioni  irregolari  di  tnutua  assicwrcusione, 
Aw.  Guido  Bonolis,  SuUa  nuUitä  del  vüalieio  fra  conittgi  stipidato  con 
le  Compagni  d^  assicurcunone, 

Jahrbücher  der  WürUembergischen  Kechtmfiege*  Heraiuge^eben 
von  den  Mitgliedern  des  Oberlandeegerichts  und  dee  Verwaltangseenchts- 
hofs  zu  StuUgart  und  des  Vorstandes  der  WOrttembergisehen  Anwalto- 
kammer.  18.  Bd.  1901,  1.  nnd  2.  Heft:  Dr.  61^ dir,  Wirkl&her  Staatsrat  in 
Stattgart,  Die  Kechtsgültigkeit  der  f^senbahnverkehrsordnnng  vom  26.  Okt.  1 
1899.  Rechtsanwalt  Schefold  in  Ulm,  Die  Luft-  and  Ldchtgerechtigkeit  ^ 
and  das  Fensterrecht  im  alten  and  neaen  Recht 

JimmtU  du  droit  international  privS  et  de  ia  jurisprudenoe^ 
comparie^  28*  annSOf  No.  l—U:  iLaine',  La  Conference  dipHonuKtique 
de  la  Haye  relative  au  droit  international  privä  (3*  session:  29  mai  — 
19  juin  1900),  Wu  Ting  Fang,  Lois  et  Organisation  judieiaire  en  Chine. 
Chavegrin^  Notes  et  renseignements  relattfs  ä  la  proprio'  litt^avre  et 
artistique,  Le  droit  marüime  international,  Lehoucq,  Etüde  sur  le 
nouveau  projet  de  hi  frangais  relaUfä  VexttradiHon,  Keidel,  De  la  tMorie 
du  renvoi  en  droit  interncttional  priv4y  selon  le  nouoeau  Code  dvil  allemand. 
No.  UI—IV:  Dar  ras,  De  la  connaissance,  de  VapplicaÜon  et  de  la  preu/oe 
de  la  loi  itrang^e.  Laini^  La  Conference  diplomatique  de  La  Haye  rdaMve 
au  droit  intemaiional  prive  (3^  session)  (suüe),  Aubry^  De  la  notion  de 
territoridliti  en  droit  intemcUtonai  prive  (suite).  Stocquart,  La  vie 
judicaire  a  New- York,  Leboucq,  müde  sur  le  nouveau  prqjet  de  loi 
frangais  relatif  a  Vextradition  (pn),  Appendioe:  Texte  du  prqjet  de  loi 
frangais  sur  VextradiUon,  Note  additUmnelle  sur  les  modificciiions  pro-' 
posees  par  le  sfouvemement  Bernard,  ^^tude  sur  la  Convention  franco- 
beige  du  8  juiUet  1899  relative  h  la  compäence  judiciaire  et  ä  VessScuOon 
des  jugements  (/in).  No.  F—FJ;  Picard^  Le  droit  et  sa  diversite 
ndeessaire  d'apr^s  les  races  et  les  nations.  Fiore,  Du  conflit  enJbre 
les  dispositions  legislatives  de  droit  interTuxtional  privi.  DarraSy  De  la 
connaissance,  de  Vapplication  et  de  la  preuve  de  la  loi  drcmg^e  (suite). 
Lechopid,  Du  droit  me'dical  dans  les  rapports  internationauaL 
Canontco,  Le  duel  sdon  la  Ugislation  itdlienne.  öhavegrin,  Notes  et 
renseignements  relatifs  ä  la  proprio  litteraire  et  artistique  {suite).  De 
Tassistance  maritime  et  du  sauvdage  (Prcjet  de  loi  intemdionale  proposie 
par  Vassociation  oMemande  de  droit  rmmtime),  Laurent y  La  Convention 
flranco-belge  du  8  juület  1899  sur  la  competence  et  Veoce'cution  des  jugements 
(Point  de  vue  beige).    No.  VII-^X:  La  question  des  postes  etrang^es  en 

.  Twrquie,  Yamaäa^  Le  droit  international  priv^  au  Japon.  Appendice: 
Loi  japonaise  du  15  juin  i8dS,  dite  de  Ho-Bei,  contenant  les  rlgles  geni- 
rales  pour  Vapplication  des  lois,  Aubry,  De  la  noUon  de  territorialite'  en 
droit  internationcd  privd  (suite).  Dar  ras,  De  la  connaissance^  de 
Vapplication  et  de  la  preuve  de  la  loi  etran^Sre  (fin).  Fiore,  Du  conflit 
entre  les  dispositions  Ugislatives  de  droit  tntemationai  priv6  [UMorie  du 
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renvoi)  (/in).  Lepoittevin,  Du  foncUonnement  du  casier  juddcaire  dtms 
Us  rapports  intematianawß.  Lehr^  Des  doubles  %mpo9Üian9  end/roitimter- 
naUontü,  de  Zeur  cause  et  de  Uwrs  rem^des,  Chavegrin,  Notes  et  reneeigne- 
ments  rdatifs  ä  la  propriää  UttSraire  et  arüstigue  (fin),  Delpech,  Le$ 
commissions  itrcvng^ee  aux  Exposituyne  universdUs,  De  Vaamission  de 
bdtimenta  de  guerre  etrangera  dans  les  eaux  et  ports  neutrea,) 

JurisHscIie   Blätter.     Henuugegeben   tod   Dr.   K  Schindler  imd   Dr. 
JE.  Benedikt  Wien^  30.  Jahrgang,  1901.    Wöehentlich  eine  Nnxnmer. 

Von  den  Abhandlungen  wk  hervorgehoben  eine  Artikelreihe  von  Dr. 
K  Bettelheim  über  cue  dentaoh-österreichiBche  Litterarkonvention  and 
du  neue  deutsche  Urheberrecht 

KritUche  Vierteljahrschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtmoieseur 

sclioftn   3.  Folge  Bd.  YII,   1.,  2.  und  3.  Heft,   enthält  Beeprechimgen 

folgender    Werke    über    L  internationales    Recht    and    v e r - 

gleichende  Rechtswissenschaft:    Walkety  £He   rechtliche   SteUnng 

ausländischer   juristischer   Personen,    insbesondere   ausländischer    Aktien^ 

Gesellschaften.    Eine  rechtsyerfl^eichende  Studie.    Hast  er  ^  Das   eheüche 

Güterrecht  im  internationalen  Privatrecht    Diena,  Sui  limäi  dir  appU- 

cahüith  del  diritto  stramero,  Prölusione  cd  corso  di  diritto  intemasionode. 

Derselbe,  SMa  legge  regölatrice  deUa  capcuitä  di  succedere,  e  in  isptdo 

se  un  medico  franceae  possa  succedere  per  testamento  ad  un  cittctdino  italiano 

da  lui  curato.    Bueatti,  Intomo  ad  „projet   de  programme^   ddla  terza 

conferenza  di  diritto  intemaeionale  privato,    Baviera,  Das  internationale 

Becht  der  Römer  uehe  im  2.  Heft  unter  „Romanistik  in  Italien''.    PiJlet, 

Becherches  sur  les  droits  fondamentaux  des  ^ats  dans  Vordre  des  rapports 

intemationaux  et  sur  la  Solution  des  conßcts  quHls  fönt  naitre,    Descamps, 

Le  droit  de  la  paix  et  de  la  guerre,    Essai  sur  V^olution  de  la  NeutraUte' 

et  sur  la  constüuHon  du  pacig&at.    Derselbe,  Bapport  sur  le  pc^cia&at 

ou  regime  juridique  de  la  paix  en  temps  de  guerre^  pr^ent4  ä  la  Conference 

interparlamentaire  de  Paris.    Liszt  und  Grusen,  Die  Strafgesetzgebnng 

der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender  Darstellung,  D.  Bd. ;  I^  Strafrecht 

der  auisereuropäischen  Staaten;  Nachträge  zum  iT  Bd,  I>a8  Strafirecht  der 

Staaten   Europas   1893—1898.     Creanga^    Die   direkte   Besteuerang    in 

Prenfsen   und   Rumänien.     Mit   einem  Steaerrefbrmentwurf.     Pavlicek, 

Der  Check,  eine  veiigleichende  Studie  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 

österreichischen  Entwurfs.    Fick,  Die  Frage  der  Checkgesetzgebung  auf 

dem     europäischen    Kontinent.      Mit    besonderer    Berücksichtigan^    der 

schweizerischen,  deutschen,  österreichischen  und  französischen  Verhältnisse, 

unter  vergldchsweiseT   Herbeiziehung  des   englischen   Gesetzes  und   der 

übrigen   ausländischen   Gesetze   und  Usancen   dargestellt     Grasshoff, 

Das  Wechselrecht  der  Araber.    Eine  rechtsyergleichende  Studie  über  die 

Herkunft  des  Wechsels.   Heteel,  Die  Untersuchungshaft  nach  deutschem, 

österreichischem,   französischem  und  englischem  Rechte.  —  IL  Rechts- 

p h ilosophie:   Liepmann,  Die  Rechtsphilosophie  des  Jean    Jaqu^ 

AMousseau.     Ein    Belfffäg    gUf   CKiWlÜelllB   (Kf   SUUltatlieoriim. —  Mertil, 

^     JurisOsehe  Encyklopädie,  2.  Aufl.  —  III.  Rechtsgeschichte:  Pretcx, 

La   loi  du    Vtnodol  traduite  et  amnotie,     Ceyniare,   Zur  Lehre   von 

Eifjentumserwerb    durch    Accession   nach   römischem    Recht      Hersen, 

Ortgine  de  rhypothdque  romaine.    Er  man,  Conceptio  formülarum,  actio  in 

fadum  und    ipso  ture-Ronsumtion.    Adler,   Das  Gültbuch   von  Nieder- 

und    Oberösterreich  und    seine  Funktion  in   der  ständischen   Verfassung. 

Hennebicq,  UHistoire  et  les  Lois,    Landtmanson,  Traeldomens  sista 

skede  i  Sverige.    Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer.    Vierte,  vermehrte 

Ausgabe,   besorgt  durch  Andreas  Heusler  und  Rudolf  Hühner.    Bd.  I,  H. 

Die  Zürcher  Stadtbücher  des   14.   und  15.  Jahrhunderts.    Heraasg^;eben 

von  H,  Zeller' Werdmüller.    Gilson,  Uetude  du  droit  ronuxin  oompcare' 

aux    autres   droits   de  Vantiqtnte.     Acta  Tirolensia.     Urkundliche 
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Quellen  msx  Geschichte  Tirols,  IL  Band.  Erster  Teil  der  Sadtiroler 
Kotariats-Imbreviataren  des  13.  Jahrhunderts.  Heniasgegeben  von  Hcms 
V,  Voltelini.  Prof.  A.  S chneider,  Die  Romanistik  in  Italien 
seit   dem    Jahre    1896    ^    IV.   Ciyilrecht:    Blümner,    Die   Lehra 

^  vom  böswilligen  Sechtsmifsbranch  (Clucane)  nach  eemeinem  Rechte  und 
•*  nach  dem  Rechte  des  B.G.B.  v.  Liazt,  Die  Deliktsobligationen  im 
System  des  B.G.B.  Jastrow,  Das  Recht  der  Frao  nach  dem  B.G.B. 
Wei  gelin^  Pfandungspfanarecht  an  Forderungen  nach  heutigem 
deutschen  Rechte.  Fula,  Das  Mietrecht  nach  dem  B.G.B.  für  das 
Deutsche  Reich.  Zschimmer^  Die  Offerte  an  das  Publikum.  Rostocker 
Inaugurai-IKssertation.  Leinweher j  Die  kereditcUis  petitio,  Franken, 
Lehrbuch  des  deutschen  Privatrechts.  Brandts,  Rechtsschutz  der 
Zeitung-  und  Büchertitel.  Mandry-Geib,  Der  civilrechtliehe  Inhidt 
der  Reichsgesetze,  4.  Auflage.  Schanze,  Das  Recht  der  Erfindungen  und 
der  Muster.  Untersuchungen.  Lehmann,  Das  Recht  der  Aktiengeseli- 
schaften.  Erster  Band.  Orünhut,  Wechselrecht,  2  Bde.  17.  Schey, 
Über  den  redlichen  und  unredlichen  Besitzer  im  österreichischen  B.G.B. 
Wellspacher,  Versio  in  rem.  Bruschettini,  Awocato,  TraJttato  dei 
Titoli  al  Portatore,  Segre,  Dei  Utoli  obhligatorii  al  portatore.  Mittet 8, 
Zur  Kenntnis  des  litterarisch-artistischen  Urheberrechts  nach  dem  öster- 
reichischen Gesetz  vom  26.  Dezember  1895.  Davidson,  Das  Recht  der 
Ehescheidung  nach  dem  B.G.B.  Unter  Berücksichtigung  der  Bestimmungen 
des  Einführungs^esetzes  sowie  der  landesgesotzlichen  Ausführunffs- 
Vorschriften  für  die  Praxis  bearbeitet  Opet,  Das  Yerwandtschaftsrecnt 
|des  B.G.B.  Emerich,  Kauf-  und  Werkliererungsyertrag  nach  dem  B.G.B. 
I für  das  Deutsche  Reich.  —  V.  Civilprozefs  recht:  Langheineken, 
Der  Urteilsanspruch.  Struchmann  und  Koch,  Die  Civilprozefsordnung 
für  das  Deutsche  Reich  nebst  den  auf  den  Civilprozefs  bezüglichen  Be- 
stimmungen des  Gerichtsverfassungsgesetzes  und  den  EtnfÜhrunssgesetzen. 
In  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898.  Unter  Mitwirkung  von  K.  Hasch  und 
P.  Koll  herausgegeben.  7.  Auflage.  Stein,  Die  Civilprozefsordnung  für 
das  Deutsche  Reich.  Erläutert  von  L.  Gaupp.  4.  Auflage  1.  Band. 
Neu  camp,  Handkommentar  zur  C.P.O.  in  der  am  1.  Januar  1900  in 
Kraft  tretenden  Fassung  nebst  dem  Einführungsgesetz.  Klein,  Vor- 
lesungen über  die  Praxis  des  Civilprozesses.  Höpfner,  Vertretung  ohne 
Vollmacht  im  Civilprozefs.  Inauguraldissertation.  Freudenthal,  Civil- 
prozefsordnung nebst  dem  Einfuhrungsgesetze  in  neuer  Fassung.  Hand- 
ansgabe mit  Erl&uterungen  auf  Grund  des  vom  1.  Januar  1900  ab 
geltenden  Reichsrechts.  Schott,  Das  Armenrecht  der  deutschen .  Civil- 
prozefsordnung. Mit  einem  Beitrag  zur  Lehre  vom  Parteibegriff.  Krefs, 
Zur  Lehre  von  der  Beweislast  nach  dem  B.G.B.  Beckh,  Die  Beweis- 
last nach  dem  B.G.B.  —  VL  Strafrecht:  Krausse,  Die  Prügel- 
strafe. Bin  ding,  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Straf  rechts,  oe- 
sonderer  Teil.  Erste  Hälfte.  1896.  Zweite  Hälfte.  1.  Abteilung.  1901. 
Sjunnesson,  Det  fortatta  hrottet.  Reufs,  Die  Haftung  Dritter  nach 
bayerischen,   preußischen   und   Reichsstrafgesetzen.     Frank,    Der   sub- 

^  jektive  Thatbestand  des  Deliktes  der  Sachhehlerei  nach  §  259  R.St.G.B. 
Hartmann,   Das  Kausalproblem  im  Strafirecht  mit  besonderer  Berück- 

.x^sichtigung  des  Verursachungsbegriffes  des  Strafgesetzbuchs.  —  VII.  Straf- 
prozefs:  Bennecke  und  Belinq,  Lehrbuch  des  deutschen  Reichs- 
strafprozefsrechts.  .Löwenstein,  ESinlegung  und  Begründung  der  Revision 
in  Strafisachen.  Wolf  fing.  Die  rechtliche  Stellung  des  Nebenklägers  im 
deutschen  Strafverfahren  (Öreslauer  Strafrechtliche  Abhandlungen,  Heft  29). 
Herschel.  Die  Rechtskraft  der  strafprozessualen  Entscheidung  über  Ein- 
ziehung und  Unbrauchbarmachung.  Weher,  Die  Vollstreckung  von  Ver- 
mögensstrafen in  den  Nachlafs.  —  VIU.  Staatsrecht:  Arndt,  Können 
Reckte  der  Agnaten  auf  die  Thronfolge  nur  durch  Staats<];esetz 
geändert  werden?    Scheicher,  Das  Telegraphenwegegesetz  vom  18.  De- 
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zember  1899.  r—  v.  Geffckettj  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches.  — 
IX.  Eirchenrech t:  ThomaSi  Das  kanonische  Testament 

Mecklenburgische    Zeitschrift    für    RechUpfiege    und    Rechte- 
Wissenschaft,  Band  19,  1901,  4  Hefte. 

Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung. 

(Bulletin  de  V  Union  Internationale  de  droit  Penäl.)  Bd.  9,  Läeferanff  1 
und  2.  Berlin  1901.  (J.  Guttentag.)  1.  Satzungen  der  Intemationuen 
kriminalistiBchen  Vereinigung.  2.  iCassenbericht  über  1899.  3.  Die 
russische  Sektion  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigung.  Über^ 
siebt  ihrer  Thfiti^keit  1897—1900.  Von  August  Loewenstimm,  Ober- 
landesgerichtsrat m  Charkoff.  —  4.  Congris  international  dt  droit  comjpare'. 
Bappwi  de  M,  Paul  Cuche,  professeur  ä  Vüniversiti  de  Grenohle,  5,  Le 
Congr^  penitentiaire  de  Bruxelles.  Bapport  de  M,  A.  Lentz  a  Bruxdles, 
6.  vll.  Landesversammlung  der  Landesffruppe  Deutsches  Reich  in  Strals- 
burff.  7.  Mit^liederverzeichnis.  8.  Holtzendorff-Stiftung.  Kassenbericht 
1900.  9.  Legislation  Penale.  (B^da>ction:  M,  le  pro fesseur  Mit  t  er  maier , 
BerneO  I*  £a  Belgique.  Bapport  donne  par  M.  Ame'dee  Lentz,  avocat, 
Bruxelles.  II.  Dänemark  1899—1900.  Von  Eyvind  Olrik,  Assistent  am 
Justizministerium  in  Kopenhagen.  III.  Die  Schweiz.  A.  Bund  und  Deutsche 
Schweiz.  Bearbeitet  von  Prof.  Dr.  A.  Teichmann  in  Basel.  B.  Kanton 
Tessin.  C.  Suisse  romande  de  1696  ä  1699.  Par  Alfred  Gautier y  pro- 
fcssseur  ä  Genifve,  IV.  L'EgypU  de  1697  a  1900.  Par  M.  Aly  Abou-El- 
Fetouh,  Substitut  du  Procwreur  General  pr^s  la  Chur  d'Appel,du  Caire. 
V.  Finnland,  VI.  Montenegro.  VIL  Argentinien.  VIiI.  Osterreich. 
IX.  Portugal.  X.  Monaco.  aI.  Japan.  Xll.  Ungani  1898—1901.  Von 
Prof.  Ladislaus  Fayer^  Budapest.  XIII.  La  Ugislation  penale  de  la 
Boumanie.  Bapport  presente  par  M,  J,  Tanoviceano,  ancien  professeur 
a  V  üniversitä  de  Jassy  ä  BucaresU  XIV.  La  le'gislation  penale  en  ItaUe. 
Bapport  präsente  par  M.  Bernardino  Alimena,  professeur  a  Modhie, 
Traauit  par  M.  Alfred  Gautier,  professeur  ä  Genkve,  10.  Kassenbericht 
über  1900.  11.  Sitznnj^  des  Vorstandes  der  Landesgruppe  Deutsches  Reich 
der  Intemationalen  kriminalistischen  Vereinigung.  12.  Beunion  du  B%*reau 
central.  18.  La  section  russe  de  V  Union  internationale  de  droit  pen<iL 
Coup  d^anl  sur  son  action  de  1897  ä  1900  par  Auguste  Loetoenstimm, 
ConseiUer  du  tribunal  supSrieur  ä  Charkoff.  Tradutt  par  M,  E.  G ardeil, 
professeur  de  droit  pencd  ä  Nancy.  14.  Septiime  Session  du  groupe  aZfe- 
mand  de  Vunion  internationale  de  droit  penal.  7.  au  9.  Juin  1900,  Par 
M.  E.  Gard eil -Nancy.    Premiere  partie. 

Das  Recht,  Rundschau  für  den  deutschet  Juristenstand,  1901,  No.  9 — 22 
(s.  die  Berichte  in  Band  X  dieser  Zeitschrift  S.  172  und  499).  Da  der 
Inhalt  des  „Rechtes^  sich  aus  einer  erheblichen  Anzahl  von  Abhandlungen, 
Mitteilungen,  Besprechungen  und  Berichten  zusammensetzt,  müssen  wir  uns 
eine  vollständige  Inhaltsangabe  yersagen.  Doch  sei  darauf  hingewiesen, 
dafs  „Das  Recht^  in  der  Wiedergabe  richterlicher  Entscheidungen  Hervor- 
ragendes leistet;  in  knapper  und  doch  die  Bedeutung  der  betreffenden  Ent- 
scheidung kennzeichnender  Form  wird  ein  weitreichender  Oberblick  über 
die  neueste  Judikatur  gegeben;  schwerlich  werden  dem  Herausgeber 
wichtigere  Entscheidungen  entgangen  sein.  Für  die  Leser  unserer  Zeit- 
schrift seien  hervorgehoben  die  Abhandlungen:  v.  Bar^  Zur  finnländischen 
Frage.  Werner,  Zu  Art  208  E.G.  z.  B.G.B.  (Geltung  des  Code  civü  in 
Alimentenprozessen,  wenn  der  Schwängerer  erst  nach  der  Geburt  des 
Eandes  in  das  rheinischrechtliche  Gebiet  übergesiedelt  ist) 

Jtechtsgeleerd  Magazifn,  20.  Jaargang,  1901,  Aflevering  114:  Seerp 
Gratama,  Twee  vragen  van  tiendrecht,  naar  aanJeidtng  van  en  in  verband 
met  jfhet  oude  tiendrechf^ ,  akademisch  proefschrifl,  door  J.  Kosters  (slot). 
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X.  Ch.  Bester^  (her  voortdurende  en  soogerutamde  oollectieve  deltden, 
E,  W.  J,  C.  de  Menthon  Bake^  Het  schenkingiverbod  van art  1715 B.W, 
M.  van  Begieren  Altena,  Overgickt  der  Engdsche  Wetgeving  gedurende 
het  jaar  1899.  Beer  Hzn,,  Eene  mislukte  hereieninp  van  ons  nypotheek" 
stelseL  J,  van  Drooge,  Het  wetsonttoerp  op  de  vicariegoederen.  A,  J. 
Bethaan  Macare,  Vrijheidsbeneming  ais  straf,  C,  J,  M,  Wilde,  De  lex 
Jiac  edictaW^  in  het  Boomsch-HoUandsche  recht  en  hare  toepassing  in  Zmd- 
Afrika.  Bh,  Feith,  De  voorgestdde  novdle  betreffende  de  algemeene  leer- 
stukken  in  het  Weiboek  van  Strafrecht, 

Bevista  gener al  de  legisitMcUn  y  jurisprudenoiOm  Herausgegeben  von 
D,  Jose  Maria  Maurisa  y  Navarro, 

Jahrg.  49  Bd.  98  März— April  1901:  A.  Bonilla  y  San  Martin, 
Sobre  los  efectos  de  la  völuntad  unilateral  en  materia  de  obligaciones  tner- 
cnntiles,  Santamaria,  Algunos  detaUes  sobre  el  deremo  feudal  de 
Fabrega  y  lÄogci.  J.  Morelf,  Donadones  coladonahles  a  los  efectos  de 
fijar  M  legitima,  J,  Garcia  Bomero  de  Tejada,  Cuestionario  de  la 
Academia  de  Jurisprudenda  de  Barcelona,  J,  Girön  y  Areas,  La 
reforma  del  Concoraato  celebrado  entre  la  Santa  Sede  y  el  reino  de  Espa/Ra. 
B.  Sallilas,  Dos  9idfiigos  en  Ceuta.  B,  Villarerde,  La  cuestion  socieU 
y  el  derecho  civil,  P,  G,  del  Alba,  Jurisprudencia  criminal.  Las 
cotnunidades  religiös  as  en  la  Cdmara  de  diputados  de  Francia.  J,  G, 
Ferndndez,  Bevista  de  la  prensa  juridica  espafiola,  C,  B,  de  Quiros, 
Bevista  de  la  prensa  juridica  extranjera.  J,  M,  Llanas  Aguilaniedo, 
Bevista  de  la  prensa  hispano-americana ,  noticias  bibliograficas,  M.  de 
Oliv  art,  La  nadonalidad  de  los  cubanos.  F.  Gonzalez  Bojas,  Tra- 
tados  internadonales  cdebrados  por  Espafia  durante  la  segunda  mitad 
de  1900, 

Jahrg.  49  Bd.  99,  Juli— Oktober  1901:  Francisco  J,  J.  Bentloch, 
Posiciön  juridica  de  los  hijos  habidos  fu&ia  de  matrimonio,  B.  Bachi, 
El  nuevo  desarrollo  de  la  Administraciön  municipal  en  Inglaterra.  Bafael 
Salillas,  Lahoratorio  de  criminologia,  Edwin  G.  Dexter,  El  suicidio 
y  la  meteorologia.  Baimundo  F,  Villaverde,  La  cuestion  social  y  el 
JDerecho  civil,  Victorino  Sintamaria,  Estudios  juridico^notaricdes, 
Jos^  Morell,  Prescripdön  del  d^rminio  y  demds  derechos  reales,  Fran- 
cisco Geny,  La  nodon  dd  Dereclw  posiUvo  d  principios  del  siglo  XX. 
Alejandro  Stoppato,  Laförmtda  de  tos preguntas  al  Jurado,  D.  Julian 
Garcia  San  Miguel,  Im  responsahilidad  judidal,  Jos4  Morell, 
Donadones  coiadonables  d  los  efectos  de  fijar  la  legitima,  Jos 4  Maria 
Manresa,  Mds  sobre  donadones  coiadonables  d  los  efectos  de  f^ar  la 
Ugitima,  Jos^  Cividanes,  Notificadones  administraHvas,  Joaauin 
Ctirön  y  Areas,  Xa  reforma  dd  Concordato  cdebrado  entre  la  Santa 
Sede  y  d  reino  de  Espafia,  Bafael  Salillas,  Laboratorio  de  crimino- 
logia, Jose  Garcia  Bomero  de  Tejada,  Bevista  de  la  prensa  jwridica 
espai%ola,  Bevista  de  la  prensa  juridica  extranjera,  Marques  de  Oliv  art, 
Nadonalidad  de  los  espaMes  ncLddos  en  Francia, 

Mevi^ta  de  los  trihunales  y  de  legislaciön  universtU*  Tomo 
35,  1901t  bis  Ende  Oktober  43  Nummern.  Diese  im  Umfange  eines 
Druckbogens  (grofs  Oktay)  erscheinende  Wochenschrift  wird  seit  Oktober 
1901  von  Herrn  Frandsco  Lastres  y  Juiz  (Madrid,  San  Bernardo  43) 
herausgegeben.  Sie  bringt  aufser  kleineren  Aufsätzen  wissenschaftlichen 
Charakters  regelmäfsige  Berichte  über  spanische  und  ausländische  Gesetz- 
gebung und  «ludikatur,  yermischte  Mitteilungen,  bibliographische  Berichte, 
Personalnachrichten.  Als  höchst  wertvolle  Beigabe  erhalten  die  Leser 
eine  systematisch  geordnete  Sammlung  der  Texte  der  jeweilig  neu  er- 
lassenen Gesetze  und  Verordnungen,  sowie  der  bemerkenswertesten 
Judikate  der  spanischen  Gerichte. 
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Itewe  de  droit  int&i'natiofuU  et  de  Ugislation  cotnptMrSe^ 
Deuxidme  sirie.  Tome  III  (1901)  No.  1 — 5;  James -Gustavus 
Whiteley.  Les  traite's  Clatftan-BtUwer  et  Hay-Pauncefote.  E.  Nys, 
Notes  sur  la  neutralite  (3  article).  E.  Nys,  La  Belgique  et  la  garcmUe 
des  cinq  puissances.  J.  Per i ich.  De  Ja  condition  juridique  des  jBosnia- 
ques  et  des  Herze'goviniens  en  pays  e'trangers.  Alheric  Hol  in,  Müde 
swr  le  projet  de  code  de  procedure  pe'tuUe  Italien,  John  Westlake, 
L'Angkterre  et  les  repuMiques  hoers  (2.  arUcle).  Sakuy^  Takahashi, 
Le  droit  international  dans  Vhistoire  du  Javon,  E.  Stocquart,  La 
naluraliffaUon  en  droit  anglais.  Henri  C,  M,  Lishoa,  l/extraditian, 
J.  Peritch,  De  Ja  condition  juridiqite  des  Bosniaques  et  des  Herzego- 
viniens  en  pays  ^trangers  {2.  article),  S.  Takahashi,  La  neutraliU  du 
Japon  pendant  la  guerre  franco-allemand^.  J".  C.  Buzzati,  Les  prqjds 
de  Convention  de  la  Haye  pour  le  droit  international  priv^.  De  Paepe, 
De  la  competence  ä  Vdgard  des  (^trangers  dans  les  affaires  maritimes  et  de 
Ja  loi  applicable  a  J^ahordage,  GuiÜaume,  Admission  des  bdtiments  de 
guerre  etrangers  dans  les  eaux  et  les  poris  beiges.  De  Paepe,  De  la 
compitencea  V^gard  des  etiangers  dans  les  affaires  maritimes  et  de  la 
loi  applicable  ä  Vaborduge  (2,  article),  John  Westlake,  Notes  snr 
la  neutralitS  permanente.  J,  Peritch,  De  la  condition  juridique  des 
Bosniaques  et  des  Herztfgoviniens  en  pays  Strangers  (t3,  article),  h.  Nys, 
L^tat  et  la  nation  de  *Etat,  Apergu  historique.  T.-C.'M,  Asser, 
Les  projets  de  Convention  de  la  Haye  pour  le  droit  international  prive. 
J,  de  Louter,  La  guerre  sud-africaine.  Sakuyd  Takahashi,  Hostüites 
entre  la  France  et  la  Chine  en  1854—1885  et  e'tude  des  lois  de  neutraüili 
au  Japon  pendant  ces  hostilites.  De  Paepe,  De  la  compdence  ä  Vegard 
des  etrangers  dans  les  affaires  maritimes  et  de  la  loi  applicabe  ä  Vabordage 
(3,  article),  E,  Nys,  L'jStat  et  la  notion  de  V^tat,  Apercu  historique 
(2,  article). 

Mevue  gSnirale  de  droit  international  wibUc^  8,  annee  (1901)  No.  1^5  : 
L,  Benault,  La  Convention  de  la  Haye  au  29  juiüet  1899  concemant  les 
lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre  et  Vattitude  de  la  Suisse.  A,  Pill  et, 
La  guerre  du  Transval  et  la  Conference  de  la  Paix.  A,  Guasco,  Les 
origvnes  et  les  causes  de  la  crise  cfdnoise,  A,  Mirignhac,  Les  praUques 
anglaises  dans  la  guerre  terrestre.  N,  Politis,  La  condition  intemaiionak 
des  NouvdleS'Hebrides,  J,  Delpeeh,  Les  commissions  etrangeres  aux 
esßpositums  wniverselUs,  F.  Bajer,  La  Croix-Bouge  dans  les  auerres 
maritimes  futures,  A,  de  Lapradelle,  La  question  chinoise,  E,Cateilani^ 
Le  droit  international  au  commencement  au  XX^  siecU.  P,  Fauchille, 
Le  domaine  aerien  et  le  regime  jwidique  des  a&ostats,  E,  Rouard  de 
Card,  La  France  et  le  Portugal  en  Afrique,  P.  Ar  min  Jon  ^  De  la 
nationcdüe  dans  V Empire  ottoman,  spedcuement  en  Egypte,  J,  Delpeeh^ 
A  propos  de  la  Convention  de  Geneve  et  des  Sociitts  de  la  Oroix-Mouge, 

Mivista  italiana  per  le  scienze  giuridiche^  diretta  da  F,  Schupf  er 
e  G.  Fusinato.  Volume  XXXI,  Fascicolo  I-^II,  Besta  K, 
Per  la  determinaziotie  ddV  eta  e  della  pairia  deXXa  c,  d.  Lex  romana 
rha^ica  curiensis  (fine).  Zdekauer  L.,  SuUe  fonU  deJle  Consuetudini 
Sictde,  a  proposito  di  recente  pubblicaeione  con  osservanoni  del  profi 
F.  Schupfer  sull  'Asino  d'orso  d'Apuleio.  Leoni  G.,  Note  irdomOi  aÜe 
^ffff^  9  S  1'  De  iure  dotium,  23 ,  3  e  2  ß  6  D,  de  donationibus  39,  5, 
Ainguzei  L,,  L*evöluzione  del  govemo  tocaie  ininghüterra  a  propoirito 
di  recente  puhblicaeione.  Mores  co  L,,  Le  parroehie  aentilizie  genovesi, 
Chiovenda  G.,  Le  forme  neUa  difesa  ^udieiaie  ael  diritto.  —  JSe- 
censioni,  Spoglio  di  riviste  ncLsioncUi  e  strantere,  Bollettino  bibliografieo,  — 
Fascicolo  III:  Bava  A,  I  diritti  sulla  propria  persona  ndla 
scienza   e   nella   fUosofia  dd  diritto  {continua),     Navarrini    ü,,   SuUa 
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personaUtä  giuridica  deüe  sodeUt  eammercialu  —  Nota  a  proposito  äi  recente 
jp^bUcaeione,  Becensioni,  Spoglio  di  riviste  nasionaU  e  straniere, 
Bdlettino  hibHografico, 

8äc1i9i8ehes  Archiv  für  bürgerlichst  Recht  und  Trezefs.  11.  Band 
1.  bis  8.  Heft:  Kretschmary  Die  allffememen  Vorschriften  über  Rechte 
an  Grundstücken  etc.  Eger.G.^  Die  üaftpflicht  der  £isenbahn  für  Ver- 
säumang  der  Lieferfiist  0.  koith.  Das  Mündlichkeitsprincip  in  derCivil- 
prozelsordnang  etc.  Dr.  Grohmann,  Die  Form  der  Eintra^ng  der 
Kosten  im  Qnmdbnche  etc.  Frtese,  Die  Wirksamkeit  der  ffenchtlichen 
Verfügmigen  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.    Mevtte  p^cUe  Suisse. 

14.  Jahrgang,  1901,  1.  bis  4.  Heft:  f  Bundesiicbter  Dr.  J.  Morel  Le 
debat  crtminel  et  les  essais  acitteU  de  r^ forme,  Pa/r  Alfred  Gautier^ 
professewr  ä  Gen^e,  Rriminalpolitische  Diskussionen  schweizerischer  Ver- 
dne  und  Gesellschaften  in  den  Jahren  1899  und  1900.  Bericht,  entattet 
von  I^f.  Dr.  Emil  Zürcher  in  Zürich.  Der  schweizerische  Strafgesetz- 
entwurf  vor  der  schwetzerischen  Predigergesellschaft.  Von  Carl  Stooss. 
Kriminalstatistik  und  Kriminalpolitik  im  Hinblick  auf  die  Schweiz.  Von  Prof. 
Dr.  Adolf  Lern  in  Freiburg.  Neuere  Bichtungen  im  Strafenwesen. 
Vortrag,  gehalten  im  Bemischen  Juristenverein  am  26.  Februar  1901  von 
Professor  W,  Mittermaier  in  Bern.  Denkschrift  an  das  h.  Justiz-  und 
Folizeidepartement  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  über  die  Durch- 
ftthrung  der  Strafreehtseinheit.  Von  Prof.  Dr.  Emil  Zürcher  in  Zürich. 
Bandbemerknngen  zum  Vorentwurf  zu  einem  Schweizerischen  Strafgesetz- 
buch. (Juni  189a)  Von  f  Prof.  Dr.  Adolf  Merkel  in  Strafsbure  i.  E. 
Kann  ein  Irrtum  in  einem  sonst  regelrecht  zustande  gekommenen  Gesetze 
auf  einem  anderen  Wege  wieder  gut  gemacht  werden  als  durch  den  Gresetz- 
geber  selbst?  Noch  eine  Glosse  zu  dem  Genfer  RedaktionsTersehen.  Von 
Achill  Gen  gel  in  Frauenfeld.  Einige  Bemerkungen  zu  der  Einrichtung 
des  sogenannten  bedingten  Strafaufschubes  in  der  Schweiz.  Von  Professor 
Mittermaier  in  Bern.  Übersicht  über  Organisation  und  Gan^  des  Straf- 
Terfahrens  in  Appenzell  I.-Rh.  Von  H.  Weydmann  in  Weifebad.  Ei^ 
richtnng  eines  eidf^öseischen  Central-Polizei-Bureaus.  Die  Trinker- 
heilansSklten  im  Dienste  der  Kriminalpolitik.  Vortrag,  gehalten  am 
VIII.  Internationalen  Kongrefs  geg^n  den  AlkohoKsmus  in  Wien  am 
12.  April  1901  von  Carl  Stooss.  Ärztliches  Gutachten  über  Christian 
Bing^eii  von  Wählern.  Mitgeteilt  von  Direktor  Dr.  G.  Glaser  in 
Mfinsuigen. 

Tidsskrift  far  Hetsvidenskab ,  U,  Aarg.  (1901)  1—3  HefU:  Sjegren, 
Bidrag  tiü  den  wenska  exekidivprocessens  historia.  Ina  st  ad,  Bidrag  Hl 
Arveretten,  ff.  Matzen^  TU  Norges  foUceretlige  SHlling.  Dr.  Johs, 
Bergh,  Gm  Tüegnelse  af  And/res  Familienavn.  Meddelelser  fra  norsk 
Betspraxis  %  dette  Emm.  V.  Lassen,  Meddelelser  fra  dansk  Betspraais. 
B,  kleen,  FoUcrättsinstitutets  ijugonde  ärsm^te  i  Netichätel  4^10  September 
1900,  —  Oversigt  over  de  nordiske  Landes  Lovgivning  i  1900.  Oversigt  over 
vigtigere  fremmede  Love  i  1899,  meddelt  af  Fwiktianarer  i  det  norske  Jugiits- 
departemeniet,  —  K.  Glivecrona,  Nägra  anmärkningar  i  anledning  af  „Be^ 
tankande  o^  förslag  angäende  vanartade  och  i  sedUgt  afseende  försummade 
barns  behandling'^.  Francis  ffagerup,  Anarkisme  og  Strafferet. 
LUteraitwr* 

Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht^  begründet  von  L.  Gold- 
Schmidt^  neransgegeben  von  Dr.  ff.  Keyssner,  Geh.  Justiz-  und  Kammer- 
gerichtsrat  in  Berlin  und  Dr.  K.  Lehmann,  ord.  Professor  der  Rechte  in 
Rostock,  51.  Bd.,  1901,  1.  und  2.  Heft: 


560  Litteratorberichte. 

I.  Abhandlungen:  Das  japaniache  Handelsrecht  Von  Herrn  Pio£ 
Dr.  P.  Behme  in  Berlin  (jetzt  m  Halle).  Der  EurantomsüberganK  bei  ver- 
sendeten Sachen.  Von  Merm  Pro£  Dr.  Bich.  Schröder  in  Heidelberg. 
Znr  Lehre  vom  Bliteigentam  und  der  gesamten  Hand  nach  deutschem 
Reicbsrecbt  Von  Herrn  Oerichtsassessor  Dr.  K /oeroe«  in  Rostock.  Das 
Differenzgesch&ft  im  englischen  Recht.  Von  Herrn  H,  Wiitmaack,  Reichs- 
gerichtsrat  a.  D.  in  Leipzig. 

U.  Rechtsquellen.    UI.  Rechtssprüche.    IV.  Litteratur. 

ZeiUchrift  für  das  FHvcO^  und  öffenMcite  Recht  der  Gegen- 
warU  29.  Band  1.  Heft:  Lemayer^  Der  Begriff  des  Rechtsschutzes  im 
öffentlichen  Recht,  Leonhard,  Der  EinflnPs  des  österreichischen  bfiigei^ 
Uchen  Gesetzbuches  auf  die  neue  deutsche  Erbfolgeordnung,  Spiegel, 
DsB  Budgetrecht  der  Obetruktionsära. 

Zeitechrift  für  deutschen  CJivUprozefs  und  das  Verfahren  in 
Angeiegeni^eiten  der  freiuHUigen  OeriehtsbarkeU^  Bd.  XXVm 
Heft  3.  und  4:  Seuffert,  J.  J.  Planck  f.  Dorner,  örtliche  Zuständigkeit 
und  Überschreiten  des  Amtsbezirks  bei  Auftiahme  gerichtlicher  und 
notarieller  Urkunden.  Meyer,  Berücksichtigung  von  bewiesenen  aber 
nicht  behaupteten  Thatsachen,    Fl  echt  heim  ^  Die  Zwangsvollstreckung 

.  in  Forderongen  aus  gegenseitigen  Verträgen.  Josefe  Beschwerde  gegen 
Verfügungen  des  Vormundschutsgerichts.  Meyer,  Wiedereinsetsun^  bei 
Schwurversänmnis.  Holder ^  Die  Natur  des  fferichtlichen  Gest&ndnisees. 
Könige,  EinfluTs  des  Konkurses  auf  die  Gläubigerschaft  des  Schuld- 
verschreibungsgesetzes.  Nöldeke,  Die  Beschwerde  gegen  KostenurteUe. 
Begemann,  Gebühren  des  Rechtsanwalts  in  den  Fulen  des  §  30  No.  2 
der  Gebührenordnune  for  Rechtsanwälte.  Jastrow,  Die  Rechtn>rechung 
in  Sachen  des  Verfuirens  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  im  Jahre  1900. 
Bd.  XXIX,  Heft  1  und  2:  Köhler,  Prozelshandlungen  mit  Givilr 
rechtswirkunff.  Holder,  Ansprach  und  Klagerecht  Fr  an  che,  Sach- 
pfändung und  Gegenverfahren  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  ^e^ter- 
rechtlichen  Vermutungen.  Ho Ider,  Ober  Greständniswiderruf.  Seh ne ider, 
Das  Beschlufsverfahren  und  die  Rechtskraft  in  privatrechtlichen  streitigen 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Josef,  Erörterongen  aus 
dem  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Kl  ein  feil  er,  Gesamt- 
bericht über  die  Litteratur  des  deutschen  Civilprozefs-  und  Konkursrechts 
und  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

ZeitftcIiHft  für  deutsches  Bürgerliclies  JRecht  und  französisches 
CivUrecht,  Band  32,  1901,  10  Hefte. 

Zeitschrift  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  die  Gemeinde^ 
Verwaltung  in  Württemberg^  43.  Jahrgang,  1901,  12  Nummern. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafreohtswissenseh^Mftt  herausgegeben 
von  F,  v.Liezt  wnd  K  v»  Lilienthal,  Band  21,  Heft  3  bis  6:  Krimmal- 
Ätioloffie.    Von  Professor  G,  A.  van  Hamel  in  Amsterdam.    Aus  dem 

.  Niederländischen  übersetzt  von  Dt, Colthoff.  Auf tmglose  Stellvertretung 
(bei  der  Anzeigepflicht  nach  dem  Personenstandsgesetze  und  dem  Reichs- 
seuchengesetze. Von  Gerichtsassessor  Dr.  Wilhelm  Honetnann  in 
Charlottenbur^.  Der  agent  provocateur  vom  Standpunkt  des  R.StG.Ba 
Von  Dr.  Bichard  Katgenstein  in  Peine.  Die  strafrechtliche  Bedeutong 
der  Epilepsie.  Von  Oberarzt  Dr.  Georg  llberg  in  Sonnenstein,  Sach- 
verständiger für  Geistes-  und  Nervenkrankneiten  beim  Landgericht  Dresden. 
Der  Begnff  der  Migestätsbeleidifung  und  ihr  Verhältnis  zur  gewöhnlichen  Be- 
leidigung nach  dem  Reichsstraigesetzbuch.  Von  Landrichter  B.  Doehn  in 
Dreäen.    Unrecht  und  Notwehr.  Prolegomena  zu  .einer  Revision  der  Lehre 
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von  der  Notwehr.  Von  Pxiyatdosent  Dr.  Alexander  Löffler  in  Wien. 
Das  Strafirecht  dee  deutschen  Urhebergesetz-Entwuxfes  rerghchen  mit  dem 
Österreichischen  Glesetz  vom  26.  Dezember  1895.  Von  Professor  Dr.  Karl 
Btribmcy^r  in  München.  Zwangsstrafrecht  ond  Zwanffsstrafveiri&Lhren.  Von 
Dr. jor.  Ma rtin  Isaac,  Berlin.  Zeasnis  und  fÜnzelbekundanjz.  Von  J ustiz- 
rat  Dr.  Sello  in  Berun.  Die  becungte  Verurteilung  in  Enebuid.  Von 
Dr.  Kaarlo  Ignatius,  Helsingfors.  Bericht  über  die  Tätigkeit  des 
kriminalistischen  Seminars  der  Universität  Berlin  während  des  Geschäfts- 
jahres 1.  April  1900  bis  1.  April  1901.  Der  Bespff  des  Zuhalten.  Von 
Dr.  Paul  Herr  in  Berlin.  Krinünelles  und  pouzeiliches  Unrecht.  Von 
Dr.  Guderiany  Referendar.  Beilage:  Allgemeines  Bürgerliches  Straf- 
ffesetzbuch  für  das  Königreich  Dänemark  vom  10.  Februar  1866  sowie 
Gesetz,  betr.  die  Behaadlnng  einiger  im  allgemdnen  bürgerlichen  Straf- 
eeeetzbuch  behandelter  Verbrechen  und  Gesetz  über  Gewalt  gßgen  schuld- 
tose Personen  vom  11.  Mai  1897.  Übersetzt  von  Dt.  jur.  Hans  Bittly 
Rechtspraktikant  in  Neustadt  i.  Schw. 

Zeitschrift  für  üechtspflege  im  Herzogtum  Braunschweig^  48.  Jahi^ 
gang,  1901. 

e.  Ber  Redaktion  eingesendete  Bftelier, 

deren  Besprechung  vorbehalten  bldbl 

Petsehek,  Dr.  Georg,  Die  Zwangsvollstreckung  in  Forderungen  nach  öster- 
reichischem Rechte.  1.  Teil:  Einleitung.  Voraussetzungen  der  Zwangs- 
volbtreckung.    Pf&ndungsverfahren.    T^en  1901,   Manz.    VIII  u.  348  S. 

Boziy  A,y  Die  natürlichen  Grundlagen  des  Strafrechts  allgemein  wissen- 
schaftlich dargestellt    Stuttgart  1901,  Enke.    V  u.  120  S. 

/  Netter,  Dr.  Oskar,  Das  Prinzip  der  Vervollkommnung  als  Grundlage  der 
1  Strafrechtsreform.  Eine  rechtsphilosophische  Untersuchung.  Berlin  1900, 
*         Liebmann.    IX  u.  857  8.    Mk.  6,50. 

I  Mayer,  Max  Srnst,  Die  schuldhafte  Handlung  und  ihre  Arten  im  Straf- 
recht. Drei  Begrimsbestimmungen.  Leipzig  1901,  Hirschfeld.  X  u.  201  S. 
Mk.  6,-. 

Gross,  Dr.  Hanns,  Der  Baritätenbetrug.  Berlin  1901,  Gnttentag.  VIII  u. 
288  8.    Mk.  6,-. 

Levi,  Giorgio  Snrieo,  Del  Bueüo.  Prefaeiane  ai  saagio  di  tma  bibUc- 
grafia  dd  dueÜo  piibhUcato  da  Jacopo  Geüi  e  Oiargio  Enrico  Levi.  Fireme 
1901,  StabilmenU  Tipo-LUografico  di  G.  Bamdla  &  C.    52  Pag. 


I 


Geeh,  A.,  Der  Kampf  um  die  Ehre.  Eine  praktische  Erörterung  des  Be- 
leidif^^ungsrechts,  insbesondere  der  Angriffis-  und  Verteidigungsmittel  im 
Beieidigungsprozesse.    Berlin  1901,  Hoffinann.    VII  u.  69  S. 

Kai  au  V.  Hofe.  Der  Vorsitz  im  Schwurgericht.  Für  den  praktischen  Ge- 
brauch auf  Grund  des  Gesetzes  und  der  Reichsgerichtsentscheidungen  zu- 
sanunengesteUt.    Berlin  1901,  Vahlen.    VIH  u.  156  S.    Mk.  2,80. 

•  Thierseh,  Dr.  F.,  Anwendungsgebiet  und  rationelle  Gestalt  der  Privatklage. 
j      Berlin  1901,  Gnttentag.    95  S.    Mk.  2.—. 

Burehardt,  F.,  Die  Rechtsverhältnisse  der  gewerblichen  Arbeiter.  Auf 
Grund  der  gerichtlichen  und  gewerb^gerichtlichen  Praxis  daigesteilt. 
Berlin  1901,  F.  Vahlen.    108  S.    Mk.  1.80. 


562  Litteratorberichte. 

t  Steinhaeh,  IT.,   OenosaeDschaftliche  nnd  hemcbaftliche  VerUnde  in  der 
■      Organuation  der  Volkswirtschaft.    Wien  1901,  Manzsche  Bvchhandlong. 
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rung gegen  einen  inländischen  Dritten 
299;  Anerkennung  in  Griechenhmd 
466,  in  Amerika  V.  St  160. 

Ausländische  Vollstreckungs- 
mafsregeln,  Wirkung  280. 

Auslegung  internationaler  Verträge 
245,  248 ff.;  ausländischer  Urteile, 
Stellung  des  Reichsgerichts  gegen- 
über der  Auslegung  des  Benuungs- 
gerichts  427. 

Auslieferung,  Verträge,  Deutsch- 
land und  Schweiz  138,  &8;  Deutsch- 
land und  Belgien  517;  ^terreich- 
Ungam  und  Uruffuay  157;  Österreich 
und  Ekigland  loO;  Österreich  and 
Sachsen- Altenburg  483;  Ekiglandond 
Boliyia,  Holland  und  Argentinien, 
Holland  und  Brasilien,  Aiventinien 
und  Amerika  V.  St,  EostarKika  und 
Spanien,  Brasilien  und  Amerika  V.  St, 
Frankreich  und  Liberia,  Holland  und 
Schweiz  540;  internationaler  Ausliefe- 
rungsyerkehr  1890—1899  (Schweis) 
340;  Auslieferungsyerfahren  muTs  der 
Straif^erfolgung  yorangehen*  w^fcn 
Weinfälschung  findet  Ausuefennig 
statt  (Schweiz)  141  ff.;  keiu  yor 
heriges  Auslieferungsyerfahren  bei 
den  im  Bundesgesetz  yom  24.  Juli 
1852  nicht  genannten  Delikten 
rSchweiz)  144;  strafrechtlich  Te^ 
tölgter  Ausländer  in  Pteufsen  477; 
Erwirkung  (PreuTsen)  478;  Transport 
aosffelieferter  Verbrecher  und  Straf- 
yerfolgung  im  Inland  (Preuisen)  478; 
yon  Inländern  165. 

Auswärtiffe  Erben,  Eintragung 
yon  Grundeigentom  61;  Erbschafts- 
regulierung  S88,  241  ff. 

Auswanderung       müitäipflichtiger 

Personen  54. 
Ausweisung,  Beurteilung  der  Gültig- 
keit 254. 
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Baden,  Gesetzgebang  15d,  479.  -^ 
Staatsangehörigkeitspriiuip  d74,(Ehe- 
scheidnng)  457 ;  Ehescheidung,  die 
„bisherigen  Gesetze^  im  Sinne  des 
Art  201  Einf.Ges.  znm  B.6.B.  292; 
Ehescheidung,  Staatsangehörigkeits- 
prinzip 457;  die  .bisherigen''  Kolli- 
sionsnormen im  Sinne  des  Art  208 
Einf.Ges.  zum  B.G.B.  (Erforschung 
der  Vaterschaft)  455;  Nachlafs  von 
Russen  887. 

Bayern,  Gesetzgebung  152,  480. 

Beglaubigung  von  Urkunden, 
l%ut8chland  und  Österreich- Ungarn 
476 ;  von  Urkunden,  die  für  das  Aus- 
land  bestimmt  497:  Eonsulatsge- 
bOhren  498;  s.  Legalisation. 

Belagerungen  580. 

Belgien,  Gesetsurebung  154,  510; 
K^tsprechung  810.  —  Kommission 
zum  Studium  des  internationalen 
Privatrechts  510;  Theorie  der  Rück- 
verweisung  4;  Staatsangehörigkeits- 
prinzip 95;  Eisenbahnfrachtverkehr 
(Haftpflicht,  Gaterrerpackunff,  offene 
Wagen,  voller  Schaden)  810  ff. ;  Ehe- 
gesetzgebungl54;  Eheschliefsungvon 
Belgiern  in  Baden  480.  —  Rechts- 
hängigkeit wegen  ausländischen  Pro- 
zesses 810;  ausländischer  Konkurs 
(Verwalter ,  Privilegien ,  Konkurs- 
masse) 810 ;  Schiedsgeriditsverfahren 
447. —  Vertrag  mit  Frankreich,  betr. 
die  Gerichtszuständigkeit  und  die 
Anerkennung  und  Vollstreckung  ge- 
richtlicher äitscheidungen  etc.  541; 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit 
Japan  156;  Konsularkonvention  mit 
Rumänien  240 ;  Auslieferungsverkehr 
mit  Deutschland  517. 

Belligerenten  29,  81. 

Bergelohn,  mafsgebliches Recht 448. 

Berner  Übereinkunft,  s.  Internat 
Obereinkunft  über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr. 

Beschlagnahme  des  Vermögens  im 
Auslande  befindlicher  Personen  496. 

Beschwerde  ausländischer  Ge- 
richte gegen  Verfügungen  inländi- 
scher Gerichte  80. 

Besetzung  feindlichen  Landes  80, 
31,  582. 

Besteuerung,  doppelte,  in  verschie- 
denen Bundesstaaten  86  ff. 

Betrug  beim  Kauf,  Anwendung  frem- 
den Rechts  421. 

Beuterecht,  s.  Prisenrecht. 


Blockade,  effektiv,  Bruch,  Beweis, 
Schadensersatz  an  Beschlagnahmte 
807;  Amerika  395;  s.  Seekrimrecht 

Böhm^  Ferdinand,  Nachruf  177. 

Bolivia,  Stra^rozelsordnung  511: 
Auslieferungsvertrag  mit  England 
450;  Konsmarkonvention  mit  Frank- 
reich 540. 

Bombardements  580. 

Branntweinhandel  zw.  Deutsch- 
land und  Luxemburg  156. 

Brasilien,  Urheberrecht  511;  Han- 
delsvertrag mit  Frankreich  286;  Ver- 
trag mit  ]%utBchland,  betr.  Nachlafs- 
regelung  501;  Auslieferungsvertrag 
mit  Holland,  Chile,  Amerika  (V.  St) 
540;  Vertrag  mit  Chile,  betr.  die 
Ausübung  der  liberalen  Berufe  540. 

Braunschweig,  Gesetzgebung  154. 

Brief,  ins  Ausland  gesendet,  Delikt 
im  Inland  und  Ausland  begangen, 
beide  Rechte  anwendbar  284 ;  Flr&Lfs- 
vertrag,  mafsgebliches  Recht  418. 

B ritisch- In aien,  Strafprozefsord- 
nung  511. 

Brüsseler  Antisklavereiakte, 
Revision  540—541. 

Brüsseler  Konferenz (1874)  25. 

Bücheranzeigen  166,  541  (s.  be- 
sonderes Register). 

Bürgerliches  Recht,  Beratung  vor 
dem  intemat  Kongrefs  für  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  17, 18. 

Bürgerrecht,  s.  Staatsangehörigkeit 

Bürgschaft,  welches  Recht,  wenn 
von  im  Inland  wohnenden  Personen 
im  Inland  geschlossen  und  Haupt- 
schuld ausländischem  Recht  unter- 
üegt  287. 

Bulgarien,  Handelsvertrag  m.  Öster- 
reich-Ungarn, Serbien«  RuTsiand,  Eng- 
land 157,  mit  Deutschland  508.  — 
Bulgarische  Relision  einer  in  Ost- 
rumelien  wohnenden  Türkin  bei  Er- 
richtung eines  Testaments  in  Kon- 
stantinopel 460;  nach  B.  bestimmte 
Urkunden  498;  Gerichtsverfassungs- 
gesetz 511. 

C. 

Cautio  judicatum  solvi,  s.  Pro- 
zefskosten. 

Cession,  welches  Recht  für  ihre 
Wirksamkeit  mafsgeblich  294. 

Chile,  Trennunff  von  Ehegatten,  Zu- 
ständiffkeit  der  französischen  Gerichte 
818:  Yerbürgung  der  Gegenseitigkeit 
bei  a.  Urteilsvollstreckung?  91;  Pumd- 
leihanstalten    511;     Freundschafts-, 
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Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit 
dem  Tonnaligeii  ZoUyerein  503;  Ver- 
trag mit  Brasilien,  betr.  die  Aos- 
üboDg  der  liberalen  Berufe  540; 
Vertrag  mit  Frankreich,  betr.  Mit- 
teilung von  Civilstandsakten  5il. 

Gollaro,  ErbfaU  229  ff.,  258,  328 ff. 

C  0 1  n  m  b  i  e  n ,  Freundschafts-,  Handels- 
und Schiffahrtsvertrag  mit  Deutsch- 
land (Nachlafsregelnng)  502;  Pre(s- 
gesetz  511. 

Commissions  internationales 
d'enqudte,  bei  völkerrechtlichen 
Differenzen  32. 

Conventions  ouvertes,  ferm^es 
86. 

Costa  Rica,  persönliche  Schuldhaft, 
Civilprozefsordnung  511;  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  Spanien  540. 

Cour  permanente  d'arbitrage 
83  ff. 

Dänemark,  Erwerb  und  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  511;  lex  domicilii 
10,  874;  Volphrigkeit  11;  ünfall- 
rente  von  Dänen  in  Deutschland  476; 
Haftpflicht  der  Unternehmer  für  Un- 
fälle der  Arbeiter  etc.  511;  Ehe- 
schliefsung  der  Dänen  in  Baden  480; 
in  Sachsen-Meiningen  484;  Tod  von 
Dänen  in  Württembexg,  Auszug  aus 
Sterberegister  nebst  gewissen  Mit- 
teilungen nach  Dänemark  498.  — 
RechtshCdfeverkehr  mit  Baden  153, 
mit  Eisafs-Lothringen  154.  —  Han- 
delsbeziehungen zu  Portugal  157. 

Delikt,  durch  ins  Ausland  gesendeten 
Brie(  im  Inland  und  Ai^and  be- 
gangen, beide  Rechte  anwendbar  284. 

Deutschland,  Gesetzgebung  149, 
475;  Rechtsprechung  58,  255,  416. 

Differenzgeschäfte  an  ausländi- 
schen Börsen  (in  Italien  ev.  verboten) 
109. 

Diplomatischer  Weg  in  Vormund- 
schafts- und  Nachlafssachen  494. 

Diplomatisches  Personal,  Aus- 
dehnung des  Wirkungskreises  280. 

8.  D  0  m  i  n  g  0 ,  Vertrag  mit  Haiti,  betr. 
Schiedsrichteramt  des  Papstes  bez. 
der  schwebenden  Grenzstreitigkeiten 
540. 

Domizil,  s.  Wohnsitz;  domicile  de 
fait,  lösal  867. 

Doppeloesteuerung  in  verschie- 
denen Bundesstaaten  86  ff. 

Dum-Dumkugeln  81. 

Durchsuchung  892,  514. 


Egypten,  Rechtsprechung  106;  Kon- 
sulargerichtsbarkeit 149. 

Ehe,  Anfechtung  wegen  Irrtoms, 
Personalstatut  88;  Verzicht  auf  die 
Anfechtung84 ;  Ungültigkeit  (Schweix, 
Kamenrecht  der  Frau)  42;  zwischen 
Ausländem  65-79,  121;  s.  auch 
Ausländerehe,  Ehescheidung. 

Ehebruch,  s.  Ehehindeniis. 

Ehefähigkeit,  Schweiz  44,  47; 
Personafstatut  88;  Staatsangehörig- 
keit (Österreich)  114,  120,  824. 

Ehegutsregister,  Schweiz  49. 

Ehehindernis,  des  Katholizismus, 
Osterreich  110  ff.,  828;  des  Ehe- 
bruchs»  Rechtszustand  in  den  ver- 
schiedenen Lfändem,  kann  die  w^gen 
Ehebruchs  geschiedene  Deutsche  im 
Ausland  ihren  Mitschuldigen  hei- 
raten 180. 

Eheliche  Gemeinschaft,  Auf- 
hebung 66  iL 

Ehelicherklärung,  Schweiz  49. 

Eheliches  Güterrecht,  verglei- 
gleichende  Rechtswissenschaft  18; 
Amerika  507 ;  Frankreich  19 ;  Schweiz 
43,  49 ;  Hamburg  63 ;  das  Recht  des 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes  ent- 
scheidet, abgesehen  von  den  Immo- 
bilien, für  die  lex  rei  sitae  gilt  (Code 
civil)  282,  284;  Recht  des  präsumtiv 
in  Aussicht  genommenen  Ehedomizils 
entscheidet  816;  nicht  das  inteniat 
Pr.  des  ersten  Ehedomizils,  sondern 
dasjenige  des  Prozefsgerichts  ent- 
scheidet 416;  lex  domicilii  (PreuGsen) 
416. 

Eherecht,  Schweiz  47 f. 

Ehescheidung,  Staatsangehörif- 
keitsprinzip  346,  (Baden)  457;  Schweiz 
48;  Österreich,  Katholiken  110  ff., 
323;  bei  Altkatholiken,  Wiederver- 
heiratung (Österreich)  118;  bei  Aus- 
ländem 67  ff.— 79;  in  Deutschland 
bei  einem  Österreicher  römisch- 
katholischer  Konfession  65—67,  417; 
bei  Ausländem,  nach  deren  Recht 
auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
erkannt  werden  mauste,  65—79, 
345  ff. ;  bei  Ausländem,  deren  Redit 
wohl  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett,  nicht  aber  die  Ehescheidung 
kennt,  kann  in  Deutschland  auf 
keines  von  beiden  erkannt  werden 
345  ff.,  860;  Verfehlungen  vor  1.  Ja- 
nuar 1900  im  Gebiet  des  französi- 
schen   Rechts,     Klage    nach    dem 
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1.  Januar  1900  im  Gebiet  des  ge- 
meinen Rechts:  Verfehlungen  müssen 
nach  B.QJ3«,  ffemeinem  und  fran- 
sösischem  Recht  einen  Scheidun^- 
grund  bilden  440;  in  Frankreich 
nnzulässig,  wenn  nach  Heimatsrecht 
der  ausländischen  Ehegatten  unzu- 
l&Bsig  317;  „Scheidung**  im  Sinne 
des  Art.  17  £.G.  z.  B.6.B.  347  ff.; 
die  „bisherigen  Gesetze**  im  Sinne 
des  Art  201  E.G.  z.  B.G.B.,  bis- 
herige lex  fori?  291  und  (Baden) 
292;  s.  Ehescheidungsklage. 

Ehescheidungsklage,  Österreich, 
Zuständigkeit  67,  111. 

Eheschliefsung,  seitens  eines  Aus- 
länders in  Italien  182;  locus  regit 
actum  324;  von  Ausländem  in  Preu- 
(isen477;  von  Ausländern. im  Inlande 
(Baden)  478;  von  Ausländem  in 
Sachsen-Meiningen  483. 

Ehestreitigkeiten,  zwischen  Aus- 
ländem 66,  121  (österreicli). 

Eid,  aufsergerichtlicher,  Abnahme  f&r 
auswärtige  Rechtsangelegenheiten 
dOl. 

Eidliche  Vernehmung  von  Pro- 
zefsparteien  auf  Ersuchen  österr. 
Genchte  153,  485. 

Eigentumserwerb,  nach  welchem 
Recht  bestimmt  sich  die  Frage,  ob 
Eigentum  übergegangen  296. 

Einrede  der  Rechtshängigkeit, 
s.  Rechtshängigkeit 

Einrede  der  Rechtskraft,  s. 
Rechtskraft 

Eintragung  von  Grundeigen- 
tum rar  ausländische  Erben  (Ham- 
burg) 61. 

Eisenbahnfrachtverkehr  297,  s. 
internationales  Übereinkommen. 

Ecuador,  Forderangspfändung  (Em- 
bargo 271;  Wirkung 273-276, 279  f.; 
keine  Aufhebung  durch  Konkurs- 
eröffnung 276—277;  Zulässigkeit  und 
Wirkung  bei  einem  ausländischen 
Drittschuldner  274,  278;  Kollision 
mit  einer  deutschrechtlichen  Pfän- 
dung 274  f. ;  Anerkennung  in  Deutsch- 
land 279);  innere  Staatsverwaltung 
511. 

Elsafs-Lothringeu,  Gesetzgebung 
154,  481. 

Elterliche  Gewalt  über  einen  aus 
der  deutschen  Staatsangehörigkeit 
entlassenen  Mindeijährigen  291. 

Embargo,  s.  Forderangspfändung. 

England,  Erwerb  der  engl.  Staats- 
angehörigkeit   durch    Verheiratung 


mit  einem  Engländer  435;  Voll- 
jährigkeit 11;  Personalstatut  lex 
domicilii  183,  zum  Teil  auch  Staats- 
angehörigkeitsprinzip 374;  ROck- 
verweisung  4,  6.  —  Klagen  des  Ver- 
käufers nach  englischem  Recht,  wenn 
es  nidit  zur  Lieferung  gekommen, 
Anwendung  dieses  Rechts  durch 
den  deutschen  Richter,  wenn  Er- 
fiüilungsort  des  Käufers  in  Ensland 
421 ;  Eheregister  511 ;  Eheschliefsung 
von  Engländern  in  Baden  480;  Ehe- 
brach kein  Ehehindemis,  wohl  in 
Schottland  182.  —  Versicherungs- 
recht (See-  und  Feuerversicherung) 
266.  —  Begriff  des  Ausländers  ini 
Prozefsrecht  287:  Proze&kostenvor- 
schufs  und  Sicherneitsleistung  seiteub 
der  Ausländer  285,  seitens  der  Eng- 
länder in  Deutschland  85,  286; 
Armenrecht  der  Engländer  287; 
Schiedssprach,  nicht  wegen  Irrtums 
anfechtbar  305;  Schiedssprach,  An- 
rufung des  Gerichts  445;  Schieds- 
gerichtsverfahren 448.  —  Rechts- 
hülfeverkehr  mit  Osterreich  156, 158; 
Handelsbeziehungen  zu  Deutschland 
476;  Auslieferungsvertrag  mit  Bo- 
livia  540. 

Entlassung  aus  dem  Staatsverband 
53. 

Entscheidungen,  Sammlung  für 
alle  Stuten  17. 

Enidemien,  Grenzverkehr  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Rufsland  156. 

Erben,  Ermittlung  im  Ausland  be- 
findlicher 495. 

Er  b f 0 1  g  e ,  Amerika  lex  domidlii  105. 

E  r  b  r  e  c  n  t ,  Schweiz  50 ;  Massachusetts 
838;  Mobiliarnachlafs,  mafsgebliches 
Recht  (Frankreich)  318,  365  ft*. 
(Amerika)  370 ;  nach  einem  in  Frank- 
reich domizilierten  Schweizer  385; 
nach  einem  in  Deutschland  woh- 
nenden Franzosen  362  ff. ;  nach  einem 
in  Deutschland  wohnenden  Nord- 
amerikaner 369  ff.,  439;  nach  einem 
in  Deutschland  wohnenden  Aus- 
länder 363. 

Erbschaft  auswärtiger  Erben,  Regu- 
liemng  238,  241  ff. 

Erbschaftsklagen,  Griechenland 
464. 

Erbschein,  Zuständigkeit  beim  Aus- 
länderaachlafs  85;  nach  einem  im 
Ausland  Verstorbenen  durch  deut- 
sches Gericht  auszustellen  431. 

Erforschung  der  Vaterschaft, 
Umfang  der  Zulässigkeit  im  rheinisch- 
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rechtlichen  Gebiet  nach  dem  1.  Ja- 
nuar 1900,  insbesondere  wenn  das 
Kind  vor  diesem  Zeitpunkt  in  einem 
anderen  Gebiet  geboren  255,  292 
(„bisherige  Gesetze**  im  Sinne  des 
Art  206  E.G.  z.  B.G.B.);  seitens  der 
Brautkinder  259;  Baden,  Personal- 
statut des  Vaters  vor  1.  Januar  1900, 
nach  diesem  Zeitpunkt  Art.  21  E.G. 
z.  B.G.B.  456. 

Erfüllungsort,  Schweiz  d9,  41,  52; 
MarsgebHchkeit  bei  Yersicherungs- 
▼ertr^en  262,  265  f.,  270 :  Mafsgeb- 
Hchkeit  hinsichtlich  der  Veij&hrung 
270;  bei  Unterlassungen  827;  mafs- 
geblich  für  die  Rechtsfolgen  eines 
obligatorischen  Vertrages  417,  443; 
verschiedener  für  Käufer  und  Ver- 
käufer, VT^arenmängel  421;  Mafs^b- 
lichkeit  hinsichtlich  der  Verpflich- 
tungen des  Verkäufers  440. 

Er lafs vertrag,  durch  Briefwechseli 
mafsgebliches  Recht  418. 

Ermittelung  des  Lebens-  oder  Aufent- 
haltsorts im  Auslande  befindlidier 
Personen  494. 

Erwerb  von  Grundstücken  durch 
ausländische  juristische  Personen  in 
der  Schweiz  46;  durch  auswärtige 
Erben  in  Hamburg  61;  durch  Aus- 
länder in  der  Türkei  883;  durch 
Ausländer  im  Kaukasus  514. 

Erworbene  Rechte,  Wirkung  des 
internationalen  Privatrechts  auf  ^4  ff. 

Exemtion  von  der  inländischen  Ge- 
richtsbarkeit, s.  Exterritorialität  101. 

Exterritorialität,  Bedeutung  im 
deutschen  Gerichtsverfassungsgeseti, 
Dauer  der  Befreiung  von  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit  101 ; 
Kauffahrteischiffe  nicht  ext.,  Bord- 
autorität 819;  ausländischer,  vor  in- 
ländischen Gerichten  verklagter  Staa- 
ten 454. 


Familienrecht,  Schweiz  47  ff. 

Festnahme  von  Verbrechern  im 
Auslände,  Erwirkung  (Preufsen)  477. 

Finnland,  Handelsbeziehungen  zu 
Rufsland  156;  Patentgesetze,  Expro- 
priationsgesetz, Vormundschaftsord- 
nung 512. 

Fischereifahrzeuge,  Prisenrecht 
808. 

Flaggenrecht  der  Kauffahrteischiffe 
475. 

Forderungspfänduiig,  in  Ecuador, 
s.  Ecuador;   Wirkung  ausländischer 


271  ff.;  Kollision  einer  ausländischen 
mit  einer  dentschrecfatlichen  274  f. ; 
Anerkennung  ausländischer  in 
Deatschiand  279 ;  attsiändischer  Dritt- 
schnldner  281. 

Forderungsfibertragung,  s. 
Cession. 

Frankreich,  Gesetzgebung  155,  512; 
Rechtoprechung  107,  316,  460.  -~ 
Erwerb  der  Staatsangehörigkeit 
seitens  der  Ehefrau  eines  natorali- 
sierten  Ausländers  462;  Anwendung 
der  Gesetzgebung  über  die  Nationali- 
tät auf  die  Kolonien  155.  —  Staats- 
angehörigkeitsprinzip 95, 258,  863  ff., 
874;  Rückverweisung  14.  —  Schiffs- 
zusammenstöfse  155;  Abandon  ge- 
mäfs  Code  de  commerce,  wenn  aus- 
länd. Schiffe  in  französ.  Gewässern 
Schaden  verursachen  319;  Waren- 
herkunftsbezeichnung, internationales 
Übereinkommen  461;  Wechselindos- 
sierung  überträgt  die  Forderung  295 ; 
gesetzliche  Zinsen  512.  —  Für  das 
eheliche  Güterrecht  ist  Recht  des 
präsumptiv  in  Aussicht  geoommenea 
Ehedomizils  mafsgeblich  316;  Ehe- 
schliefsnng  von  Franzosen  in  Baden 
480;  Trennung  ausländ.  Ehegatten 
auf  Zeit  318;  Ehescheidung  un- 
zulässig, wenn  nach  dem  Heimat- 
recht  der  ausländ.  Ehegatten  unzu- 
lässig 817 ;  Erbrecht,  MobUiarnachlais, 
mafsgebliches  Recht  818;  Erbrecht, 
keine  Rückverweisung^  363,  365 ff.; 
Staatsangehörigkeitsprinzip  bei  der 
Mobiliarbeerbung  363,  365 ff.;  Erb- 
recht nach  einem  in  Frankreich 
domizilierten  Schweizer  335;  nach 
einem  in  Deutschland  wohnenden 
Franzosen  362 ff.,  holographische 
Testamente,  locus  regit  actum  460; 
Testamentserrichtung  in  Konstanti- 
nonel  durch  eine  in  Ostrumelien 
wohnende  Türkin  bulgarischer  Reli- 
gion 460;  letztwillige  Verfügung  zu 
Gunsten  der  Ehegatten  512.  — 
Handelsbeziehungen  zu  Deutschland, 
cautio  judicatum  solvi  (Frankfurter 
Vertraff  vom  10.  Mai  1871)  107.  — 
Bestn&ng  eines  Franzosen  in  Frank- 
reich wegen  eines  im  Auslände  be- 
gangenen Verbrechens  463;  Be- 
strafung eines  Franzosen  in  Frank- 
reich wegen  einer  in  Frankreich  be- 
gangenen Hehlerei  in  Besiehunff  auf 
einen  im  Ausland  begangenen  Dieb- 
stahl 463;  Auslieferungsvertrag  mit 
Liberia  540.  —  Givilstandsakte  und 
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Testament  der  Milit&rpersoneD  512; 
Frauenadvokator  512;  diplomatische 
Laufbahn  512;  Yerwaltong  auf  den 
Inseln  des  Stillen  Oseans  512.  — 
Kauffiihrteischiffe  nicht  exterritorial, 
Bordantoritätdl9;  Schiffiihrtsvertrag 
mit  dem  Deutsdien  Zollverein  503; 
internationale  Übereinkunft  mit 
Deutschland  (vom  20.  Februar  1880) 
107;  Handelsvertrag  mit  Japan  156, 
mit  Brasilien  2S6;  Konsularkonvention 
mit  Bolivia  540;  Vertrag  mit  Belgien, 
betr.  die  Gerichtszuständigkeit  und 
Anerkennung  und  Vollstreckung  ge- 
richtlicher Entscheidungen  etc.  541; 
Vertrag  mit  Chile,  betr.  Mitteilung 
von  Givilstandsakten  541. 

Frauengut,  Haftung  nach  hamburgi- 
schem Recht  bei  ausländischem 
ersten  Ehewohnsitz  63. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
ausländ.  Recht  289;  RechtshOlfe  301; 
in  Heer  und  Manne  475;  Kosten- 
einziehung auf  Ersuchen  eines 
anderen  Bundesstaates  481, 482,  483, 
484,  485,  489;  Beförderung  amt- 
licher Ausfertigungen  an  im  Ausland 
befindliche  Beteiligte  (Württemberg) 
489  ff. 

Fremdes  Recht,  Zeugnisse  über 
17;  Nachweis  in  der  Schweiz  43; 
in  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
289;  Beweis  364;  s.  auch  ausländ. 
Recht 

Freundschaftsverträge,  s.  Han* 
delsverträge. 

Friedenskonferenz  im  Haag23fl; 
8.  Haager  Konventionen. 

Friedensvertrag  zwischen  Italien 
und  Äthiopien  1^. 


Garantieklage,  italienische,  An- 
wendbarkeit des  §  328  der  deutschen 
C.P.O.  (Streitverkündung)  427. 

Gegenseitigkeit,  Verbürgnng  der, 
hinsichtl.   der   Vorschufspflicht   85, 

«  285,  286;  internationales  Abkommen 
(Haag  1896)  88 ;  Prüfuns,  ob  Gegen- 
seitigkeit verbürgt  88 ;  Vollstreckung 
91;  s.  auch  Reciprocität. 

Geistliche  im  Seekriege  29. 

Geldsendungen  ins  Ausland  496. 

Genfer  Konvention  (1864)  25,  26, 
28:  Anwendung  ihrer  Grundsätze 
auf  den  Seekrieg  534. 

Gerichtskosten,  s.  Prozefskosten; 
Konsulargerichtsbezirke  149. 


Gerichtsstand,  b.  Zuständigkeit; 
des  Erfüllungsortes  in  Österreich  472. 

Gesamtstr  a  f  e  ,Vollstredcunesko8ten, 
verschiedene  Bundes8taaten(Preu  fsen) 
478,  (Bayern)  481,  (Lippe-Detmold, 
Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz)  482,  (Sachsen- Altenbnrg)  48F^ 
(Schaumburg  Lippe)  484,  (Schwarz- 
buig-RudoIstadt)  485,  (Württemberg) 
489. 

Gesandte,  nicht  ohne  weiteres  zu 
Civilprozessen  bevollmächtigt  450 ; 
unmittelbarer  (reschäftsverkehr  mit 
Gesandten  den  württemb.  Behörden 
nicht  gestattet  493. 

Gesandtschaftshotel,  kein  Aus- 
land 105. 

Geschäftsanteil,  Yerofändunff  im 
Ausland  ohne  die  inländische  Form, 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf- 
tung 458. 

Geschäftsfähigkeit,  Österreich  320. 

Geschäftsverkehr,  unmittelbarer, 
mit  ausländischen  Stellen  493. 

Geschosse  mit  erstickenden  oder 
giftigen  Gasen  537,  aus  Luftballons 
536,  die  sich  im  menschl.  Körper 
leicht  ausdehnen  oder  platt  drücken 
537. 

Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung,  Verpfändung  von  Gre- 
schäftsanteilen  im  Ausland  ohne 
Beobachtung  der  inländischen  Form 
458. 

Gesetzgebung,  Deutschland  und 
die  deutscheu  Bundesstaaten  149, 
475;  Amerika  (V.  St.)  510;  Belgien 

154,  510;  Bolivia,  Brasilien,  Britisch- 
indien, Bulgarien,  Chile,  Golumbien, 
Gosta-Rika,  Dänemark,  Ekuador  511 ; 
England,  Finnland  512;  Frankreich 

155,  512;  Haiti,  Honduras  512; 
Italien  513;  Luxemburg  155,  51-^; 
Mexiko,  Montenegro,  Neu- Süd-Wales, 
Niederlande  513;  Norwegen  155, 
513;  Österreich  155;  Paraguay, 
Peru,  Portugal  514;  Rufsland  156, 
514;  Salvador,  Schweden  514;  Spa- 
nien 156,  514;  Ungarn  514. 

Gesetze,  Sammlung  für  alle  Staaten 

17. 
Gewerbegerichte  476. 
Ge Währschaf tsz  wischeoklage  , 

Einrede  der  Unzuständigkeit  106. 
Gleichstellung    der   Ausländer 

im  Prozefs  ^. 
Griechenland,  Rechtsprechung 464 ; 

Erbfall  Collaro  in  Rumänien  229  ff., 

328 ff.;    Affaire    Zappa  464;   here- 
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ditatis  petitio  464 ;  Nachlafssequestra- 
tion  467;  Aoerkennnng  und  Voll- 
streckung ausländischer  Urteile  466. 
—  Prisenredit,  Pariser  Seerechts- 
deklaration  467.  —  Koosularvertrag 
mit  Deutschland  (Nachlafsregelung) 
502;  Handelskonvention  mit  Ru- 
mänien 287,  830. 

Grofsbritannien,  s.  England. 

Qrofsjährigkeit,  kann  nicht  durch 
den  Erwerb  der  österr.  Staatsange- 
hörigkeit ?rieder  verloren  gehen  820. 

Grundbuch,  Türkei  881  ff. 

Grundbuchsachen,  Kosteneinzieh- 
ung  auf  Ersuchen  eines  anderen 
Bimdesstaates  481,  482,  483,  484, 
485,  489;  Bekanntmachungen  ins 
Ausland  (Württemberg)  490. 

Grundeigentum,  Emtragnng  für 
auswärtige  Erben  (Hamburg)  61;  in 
der  Türkei  381  ff.  (Eiwerb  durch 
Ausländer  383);  Erwerb  durch  Aus- 
länder im  Kaukasus  514,  durch  aus- 
länd. Jurist  Pers.  in  der  Schweiz  46. 

Guatemala,  Freundschafts-  und  Kon- 
sularvertrag mit  Deutschland  502. 

Güterrecht,  s.  eheliches  Güterrecht 

Gute  Dienste  befreundeter  Mächte 
32,  35,  518. 


Haager  internationales  Ab- 
kommen vom  14.  Nov.  1896  88. 

Haager  internationale  Über- 
einkunft über  intemational-piivat- 
rechtliche  Fragen  im  Civilprozefs  157. 

Haager  Konferenz,  Fortbildung 
des  Völkerrechts  23  ff. 

Haager  Konventionen  vom 
29.  Juli  1899,  Abkommen  zur 
friedlichen  Erledigung  inter- 
nationaler Streitiffkeiten517; 
Abkommen,  betr.  die  Gesetze 
und  Gebräuche  des  Land- 
kriegs 525;  Anwendung  der 
Grundsätze  der  Genfer  Kon- 
vention auf  den  Seekrieg  584; 
Verbot  des  Werfens  von  Ge- 
schossen und  Sprengstoffen 
aus  Luftschiffen  etc.  536;  Ver- 
bot der  Verwendung  von  Ge- 
schossen mit  erstickenden 
oder  giftigen  Gasen  537;  Ver- 
bot von  Geschossen,  die  sich 
leicht  im  menschlichen  Kör* 

Ser  ausdehnen  oder  platt 
rücken  587;  Ratifikation  477, 
538.  —  Vorbehalte  Amerikas,  Ru- 
mäniens, Serbiens  539. 


Haftpflicht,  8.  Eieenbahnfracfat- 
verkehr. 

Haiti,  Immobil.-Zwangsvollstreckung 
512;  Schuldhaft  512;  Vertrag  mit 
S.  Domingo,  betr.  Schiedsrichteramt 
des  Papstes  bez.  der  schwebenden 
Grenzstreitigkeiten  540. 

H  a  m  b  u  r  g ,  Gesetzgebung  481 ;  Haftung 
des  Frauenguts  bei  ausländischem 
ersten  Ehewohnsitz  63. 

Handelsgesellschaften,  auslän- 
dische 17, 18;  s.  Zweigniederlassung. 

Handelsrech  t,  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft 17,  l£ 

Handels-, Zoll-,  Freundschafts- 
oder Schiffahrtsvertrag,  Cha- 
rakter 249;  Belgien  und  Japan, 
Frankreich  und  Japan  156;  Portugal 
und  Japan,  Serbien  und  Bulgarien, 
Rufsland  und  Bulgarien,  England 
und  Bulgarien,  Dänemark  und  Por- 
tugal 157 ;  Brasilien  und  Frankreich 
^;  Griechenland  und  Rumänien 
237,  330;  Deutschland  mit  England 
476,  Bulgarien,  Columbien,  lulien, 
Japan,  Mexiko,  Nicaragua,  Oster- 
reich-üngam,  Oranjefreistaat,Per8ien, 
Rumänien,  Rufsland,  Salvador,  Ser- 
bien ,  Südafinkanische  Republik, 
Türkei,  Tunis,  Uruguay,  S^anzibar 
502,  503;  Zollverein  mit  Argen- 
tinien, Chile,  Siam,  Frankreich  503. 

Handlungsfähigkeit,  von  Aus- 
ländem in  der  Schweiz  45. 

Hawaii-Inseln,  Annexion  durch 
Amerika  510. 

Hereditatis  petitio,  Griechen- 
land 464. 

Hessen,  Gesetzgebung  154,  481. 

Holland,  s.  Niederlande. 

Honduras,  Freundschafts-  und  Kon- 
Bularvertrag  mit  Deutschland  502, 
StrafgesetEbuch,  Berggesetz,  Handels- 
gesetzbuch, Civilge80tzbuch512 — 518. 

Honorarforderung  des  Rechts- 
anwalts unterliegt  dem  Recht  des 
Prozefsgerichts  &5. 

Hospitalschiffe  29,  390,  534. 

Hülfslohn,  mafsgebliches  Recht  443. 

Immobiliarrecht,  Ttürkei  881  ff. 

Indien,  Straftvozefsordnung  511. 

Institut  de  aroit  international, 
Beratung  im  Haag  und  in  Neuchätel 
Über  die  Frage  der  Rückverwetmmg 
(1898)  8  ff.  Ergebnis  14). 

Internationale  Kommission  für 
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Strafrecht  19;  Sammlung  von  Ge- 
setzen und  Entscheidungen  17. 

Internationaler  Kon^refs  für 
internationales  Priyatrecht 
im  Haa^  (1894X  Ehescheidung  856. 

Internationaler  Kongrefs  für 
▼ergleichende  Rechtswissen- 
schaft in  Paris  16  ff. 

Internationaler  Schiedsspruch 
des  französisch-chilenischen  Schieds- 
serichts  in  Lausanne  Yom  20.  Oktober 
1900  über  Prozefsanträge  der  Re- 
gierung von  Peru  145. 

Internationales  Abkommen  im 
Haag  vom  14.  November  1896  88. 

Internation.  Schied  s  Sprech  ung, 
s.  Schiedsgericht 

Internationales  Privatrecht, 
ist  internes  positives  Recht  10,  40; 
positivistische  Methode  878;  die 
mtemational-privatrechtlichen  Sätze 
des  Prozefsgerichts  entscheiden  295, 
416;  Rückwirkung,  Integrität  er- 
erworbener Rechte  874:  Beratung 
vor  dem  „Institut  de  droit  inter- 
national**  8  ff. ;  Beratung  vor  dem 
Internationalen    Eongre/s  fftr    ver- 

fleichende  Rechtswissenschaft  in 
'ans  17f  19;  Kollision  mit  ..zeit- 
lichen Kollisionsnormen  878  ff.;  Uber- 
gangsfrasen  875  ff.;  Bestimmung  des 
anzuwendenden  Rechtes  durch  £r- 
klärunff  der  Prozeisparteien  448; 
des  s<£weizeri8chen  Entwurfs  eines 
Givilgesetzbuchs  87  ff. ;  im  Civil- 
prozefs  157;  Abhandlungen  165;  im 
japanischen  Civilgesetzbuch  197 ; 
ständige  Kommission  in  Belgien  zum 
Stadium  des  510. 

Internationales  übereinkom- 
men, betr.  die  falsche  Waren- 
herkunftsbezeichnung 461. 

Internationales  Übereinkom- 
men über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr (1890)  96;  Haft- 
^cht,  Gütenrerpackunff,  offene 
Wagen,  voller  Schaden  810  ff. 

Internationale  Übereinkunft 
(Haager)  über  Fragen  des 
internationalen  Privatrechts 
im  Givilprozefs  157. 

Internationale  üntersuchungs- 
kommission  bei  völkerrechtlichen 
Differenzen  82,  519. 

Internationale  Verträge  156, 
515;  Formerfordemis?  280  ff.:  Cha- 
rakter 249  f.;  Auslegung^245,  248 ff.; 
Wirkung   hinsichtlich    Dritter   280, 


286  ff.,  881:  bindende  Kraft  für  den 
Richter  282  ff. 

Internationalitätsprinzip  878 ff. 

Interparlamentarische  Union 
(190Ö)  24. 

Intertemporales  Privatrecht, 
Kollision  mit  internationalem  Pr. 
378  ff. 

Italien,  Gesetzgebung  518;  Recht- 
sprechung 109.  —  StaatsaneehOri^- 
keitsprinzip  10,  95;  Vol\juuigkeit 
11:  Differenzgeschäfte  109;  Arbeiter- 
unnillversicherung  518.  —  Ehebruch 
kein  Ehehindernis  181;  Elheschlie&ung 
der  Ausländer  182;  Eheschliefsung 
von  Italienern  in  Baden  480;  un- 
eheliche Kinder  889.  Unterstützung 
österr.-ungarischer  Hülfsbedürfüger 
156.  Garantieklage  im  Gegensatz 
zur  deutschen  Streitverkündung  427; 
VoUstreckung  italienischer  Urteile  in 
Österreich,  Gerichtsstand  des  Er- 
füllungsortes 471.  —  Friedensvertrag 
mit  Äthiopien  156;  Konsularkon- 
vention mit  Rumänien  ^0,  289  ff., 
831,  mit  Rnfsland  884,  mit  Deutsch- 
land 502;  Handels-,  Zoll-  und  Schiff- 
fahrtsvertraj;  mit  Deutschland  502, 

Japan,  das  internationale  Pti vatrecht 
im  japanischen  Civilgesetzbuch  197; 
Rechtshülfeverkehr  154;  Handeis- 
und  Schiffahrtsvertrag  mit  Belgien 
156;  Handelsvertrag  mit  Frankreich 
156,  mit  Porturail  157,  mit  Deutsch- 
land 502;  Konsularvertrag  mit 
Deutschland  502. 

Juristische  Persönlichkeit,  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  18. 

Juristische  Personen,  Schweiz 
46;  Anfall  des  Vermögens  einer  er- 
loschenen, örtliches  Recht  487. 


Kapitulation  81,  897,  581. 

Katholiken,  Ausländer,  Eheschei- 
dung 65—79,  110  ff.,  817, 828, 845  ff., 
860,  417. 

Kauf,  nach  welchem  Recht  bestimmt 
sich  die  Frage,  ob  Eigentum  über- 
gegangen 296;  örtliches  Recht  bei 
verschiedenem  Erfüllungsort  für 
Käufer  und  Verkäufer,  Waren- 
mängeln, Mängelanzeige,  Betrug  des 
Verkäufers  42i;  Klagen  des  Ver- 
käufers nach  englischem  Recht,  wenn 
es  nicht  zur  Lieferung  gekommen; 
Anwendung  dieses  Rechts  dmrch  den 
deutschen  Richter,  wenn  ErfÜllungs- 
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ort  des  Käufers  in  England  421; 
Recht  des  Eifüllungsorts  f&r  Ver- 
pflichtungen des  Verkäufers  mafs- 
geblich  iiO. 

Kauffahrteischiffe  nicht  exterri- 
torial, ßordautorität  819. 

Kiautschou,  Nachlafs  eines  in  K. 
gestorb.  Deutschen  887. 

Kollision,  Örtlicher  und  zeitlicher 
Eollisionsnonnen  878  ff. 

Kollisionsnormen,  vgl.  internatio- 
nales Priyatrecht;  Kojlision  örtlicher 
und  zeitlicher  873:  Überg^pgsfragen 
875  ff. 

Kolonien,  Frankreich,  Nationalität 
155. 

Kompensation  yon  Ehebrüchen, 
Österreich  67. 

Konkurs  im  Ausland,  Anerkennung 
in  Belgien  (Verwalter,  Privilegien« 
Masse)  810;  in  Deutschland,  emst- 
weilige  VerfÜfping  seitens  eines 
Österreich.  Gerichts  hinsichtlich  des 
in  Österreich  befindlichen  Konkurs- 

'    Vermögens  478;  Amerika  ^10. 

Konnossement,  WillkOrung  eines 
bestimmten  Rechtes  809. 

Konstantinopel,  Testamentserrich- 
tung seitens  einer  in  Ostrumelien 
wohnenden  Türkin  bulgarischer  Re- 
ligion (Frankreich)  460. 

Konsularisches  Personal,  Aus- 
dehnung des  Wirkungskreises  280  ff.; 
Stellung  234  ff. ;  Regelung  von  Nach- 
lässen 880. 

Konsulargerichtsbarkeit  508  f., 
508 f.;  in  den  Schutzgebieten  504; 
über  Schutzftenossen  149;  Dienst- 
anweisung 149. 

Konsulargerichtsbezirke,  Ge- 
ricbtskoBten  149. 

Konsularrecht,  Charakter  ver^ 
Bchicdener  Vorschriften  desselben  252. 

Konsularverträge,  Charakter  249, 
252;  Rumänien  mit  Italien  230,  281^ 
881;  mit  der  Schweiz,  Belgien, 
Amerika,  Frankreich,  Deutschland, 
Holland,  Türkei,  Griechenland,  Rufs- 
land 289  ff.;  Rufsland  und  Italien  834; 
Deutschland  und  Griechenland,  Guate- 
mala, Honduras,  Italien,  Japan,  Nica- 
ragua, Niederlande,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  Rufsland,  Serbien, 
Spanien  502,  508;  Frankreich  und 
Bolivia  540. 

Konsuln,  Egjrpten,  Gerichtsbarkeit 
149;  Legalisation  von  Urkunden  492; 
unmittelbarer  Verkehr  mit  Konsuln 
seitens  der  württemb.  Behörden  498; 


Gebühren  der  finemden  Konsuhi  in 
Württemb.  flu:  Urkundenbeglaubi- 
gungen  498;  mit  Gerichtsbarkeit 
oder  mit  der  Befugnis  zur  Ver- 
nehmung von  Zeugen  und  Abnahme 
von  Eiden  504,  508  ff.;  Nachlafs- 
sicherung  504;  Vormundabestelliung 
505. 

Konvention  über  die  friedliche 
Regelung  internationaler 
Konflikte  82. 

Kosten,  s.  Prozefskosten ;  s.  auch 
Rechtshülfe. 

Kostenfestsetzungsbeschlufs, 
österreichiscber,  keine  Unterlage  für 
Vollstreckungsurteil  oder  ürkunden- 
prozefs  289. 

Kranke  im  Seekriege  890,  584*.  im 
Landkriege  529. 

Kriegsgefangene  29,  81,  527. 

Kriegskontrebande  894. 

Kriegsmaterial,  Zuführung  durch 
Neutrale  886;  s.  Kriegskontrebande. 

Kriegsmittel  580 

Kriegsparteien  527. 

Kriegsrecht,  Grundsätze  24,  25; 
s.  auch  Land-  und   Seekriegsrecht. 

Kriegsrüstungen  24. 

Kriminalpolitik,  s.  Strafrecht. 

Kroatien  -  Slavonien,  Rechtsge- 
bräuche des  Volkes  34a 

Küstenfischerei,  Prisenrecht  808. 

Küstenschiffahrt,  Amerika  510. 


Landkriegsrecht  26,  29-^1,  525. 

Landwirtschaft  in  Kroatien  -  Sla- 
vonien 843. 

Lazarettschiffe,  s. Hospitalschiffe. 

Lebensmittelfälschung,  Aus- 
lieferungsdelikt (Schweiz)  141  ff. 

L ^gal i s a t i 0 n ,  ausländ.  Urkunden 
290,  490;  von  Urkunden,  die  für  das 
Ausland  bestimmt  497. 

Legationshotel,  kein  Ausland  105. 

Legitimation, Schweiz  49;  Personal- 
statut 484;  Ungarn  434. 

LetztwilligeVerfügungen,  Form 
872 ,  (Schweiz)  45 ;  Eröffnung  Schweiz 
51;  Eröffnung  und  Benachnchti^ng 
der  im  Ausland  befindl.  Beteiligten 
496;  holographische,  locus  .regit 
actum  (Frankreich)  460;  eines  Oster- 
reichers  in  Frankreich  122,  126; 
Errichtung  in  Konstantinopel  seitens 
einer  in  Gstrumelien  wohnenden 
Türkin  (Frankreich)  460. 

Lex  delicti  commissi,  s.  Delikt. 
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Lex  domicilii,  Dtoemark  10,  B74; 
Schweiz  88,  41,  50;  Amerika  (Erb- 
folge) 105,  870;  England  188;  nu- 
sifiche  Ostseeprovinzen  874. 

Lex  fori,  Schweiz  41;  in  Deutsch- 
land nach  dem  1.  Januar  1900,  291, 
294. 

Lex  rei  sitae,  Schweiz  88,41,  51. 

Libei^ia,  Auslieferungsvertrag  mit 
Frankreich  540. 

Lippe,  Gesetzgebung  154,  481. 

Litteraturberichte  166,  541. 

Locus  regit  actum,  Schweiz  89, 
44,47;  Verlöbnis  99;  holographische 
Testamente,  Frankreich  400. 

Lübeck,  Einkommensteuergesetz, 
Doppelbesteuerung  in  verschiedenen 
Bundesstaaten  86  ff. 

Luftballons  81,  586. 

Luxemburg,  Gesetzgebung  155,  518: 
Unterstützungswohnsitz  165;  Handel 
mit  Deutschland  in  Branntwein  156; 
Eheschliefsung  von  Luxemburgern  in 
Baden  480;  Urheberrecht  518. 


Massachusetts,  Erbrecht  und  Vor- 
mundschaft 838. 

Mediation  82,  518. 

Mecklenburg- Schwerin,  Gesetz- 
gebung 154,  482. 

Mecklenburg-Strelitz,  Gesetz- 
gebung 482. 

MeistbegQnstigungsklausel280, 
286  ff. 

Mexiko,  Freundschafts- ,  Handels- 
und Schiffahrtsvertrag  mit  Deutsch- 
land 502;  Verjährung  der  Staats- 
obligationen etc.  513;  Seerechts- 
Revision  518. 

Militärpflicht  (Württemberg)  54; 
der  Annektierten  210. 

Milizen  29. 

Minderj  ähriger,  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit, Fortdauer  der  elter^ 
liehen  Gewalt  291;  Znstellungen  an 
M.  im  Auslande  495. 

Montenegro,  Bürgerliches  Gesetz- 
buch 513. 

BT. 

N  a  ch  1  a  fs .  von  Ausländern,  Zuständig- 
keit 85,  804;  von  Ausländern  in  Ru- 
mänien 229 ff.,  328 ff.;  von  Auslän- 
dem in  Österreich  180  ff.  (Beitrag 
zum  niederösterr.  LandesschulfondsX 
164  (Beitraff  zum  k.  k.  Kranken- 
anstaltenfonds);  von  Österreichern  in 


Niederländisch  -  Ostindien ,  Über- 
nahme durch  die  Konsularbebörde 
155;  von  Deutschen  in  Kiautschou 
887;  von  Deutschen  in  Amerika  480; 
von  Russen  in  Baden  887 ;  Nachlafs- 
regelung  in  Neu-Süd- Wales,  Bevoll- 
mächtigung 152,  154,  508;  Nachlafs- 
regelung  zwischen  Deutschland  und 
Rufsland  887, 488,  zwischen  Deutsch- 
land und  Amerika  506,  zwischen 
Deutschland  und  den  niederländ. 
Kolonien  507;  Zustellungen  etc.  in 
Nachlafssachen  im  Ausland  492  ff. 

Nachlafsbehandlung,  internal. 
489,  501  ff.;  Verzeichnis  der  von 
Deutschland  abgeschlossenen  Staats- 
verträge 501  ff. 

Nachruf  für  Ferdinand  Böhm 
177. 

Namenrecht,  unbefugter  Namens- 
gebrauch seitens  eines  Ausländers 
mi  Inlande  482;  Mafsgeblichkeit  des 
Heimatsrechts  488;  Gestattuns  der 
Namensföhmng  seitens  der  ausländi- 
schen Polizei  unwesentlich  484;  Ver- 
bot der  Namensführung,  Recht  des 
Heimatsstaats  des  Verbietenden  485. 

Nationalität,  s.  Staatsangehörigkeit. 

Naturalisation,  inFrankreich,  Ver- 
hältnis zum  domicile  l^gal  867 ;  siehe 
Annexion. 

Neu-Süd-Wales,  Nachlafsregelung, 
Bevollmächtigung  152,  154,  508; 
Staatsangehörigkeitsgesetz  513. 

Neutrale,  Verkauf  feindlicher  Schiffe 
an  805;  Zuführung  von  Kriegs- 
material durch  N.  an  Kriegführende 
836;  Schiffe  887  ff.;  Festhaltung 
Kriegführender,  Pflege  Verwundeter 
588. 

Neutralitätserklärungen  wäh- 
rend des  spanisch -amerikanischen 
Krieges  514. 

Niederlande,  Staatsangehöridseits- 

{>riniip  874;  Un&Urente  von  Nieder- 
ändem  in  Deutschland  476;  kein 
Prokurenregister  460;  nach  N.  be- 
stimmte Urlninden  498 ;  Militärdienst- 
pflicht 518;  Ausfuhr  und  Transport 
von  Kriegsmunition  513;  Konsular- 
konvention mit  Deutschland  502; 
Auslieferungsvertrag  mit  der  Schweiz, 
Argentinien,  Brasilien  540;  Ehe- 
schi iefsung  von  Niederländern  in 
Baden  480. 

Niederländische  Kolonien, 
Nachlafsregelung  507. 

Nicaragua,  Freondschafts-,  Handels-, 
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Schiffahrts-  mid  Konsularvertrag  mit 
Deutschland  502. 

Norwegen,  Gesetzgebung  155,  518; 
Zolltarif  155;  Eheschliefsung  von 
Norwegern  in  Baden  480;  Tod  Ton 
N.  in  Württemberg,  Mitteilungen  nach 
N.  4d8;  EntmOnmgung  513. 

Notare,  Nachlafsbehandlung  (Rufs- 
land  und  Deutschland)  837;  Betrauung 
der  badischen  Notare  mit  den  Oblie- 
genheiten der  Nachlafsgerichte  (insbe- 
sondere im  Hinblick  auf  den  Nach- 
lafs  in  Amerika  Verstorbener)  480. 

O. 

Obligationen  recht,  Schweiz  52. 

Öffentliches  Recht,  Beratung  vor 
dem  internationalen  Kongrefs  f&r 
vergleichende  Rechtswissenschaft  in 

..  Paris  17,  19. 

Örtliche  Kollisionsnormen,  s. 
internationales  Privatrecht;  Koliision 
mit  zeitlichen  Kollisionsnormen  378  ff. 

0  r  1 1  i  c  h  e  s  R  e  c  h  t ,  Qbereinstimmende 
Bestimmung  durch  die  Prozefspar- 

..  teien  443. 

Österreich,  Gesetzgebung  155; 
Rechtsprechung  110,  320,  469.  ~ 
Staatsangehörigkeitsprinzip  374; 
Staatsbürgerschaft  122;  Geschäfts- 
tUiiffkeit  der  Österreicher  im  Aus- 
lände, der  Ausländer  in  Österreich 
820 ;  ein  grofsjähriger  Ausländer  kann 
durch  den  Erwerb  der  österr.  Staats- 
angehörigkeit nicht  wieder  minder» 
jährie  werden  820.  —  Ehescheidung 
in  Deutschland  bei  katholischen 
Österreichern  65—79, 417 ;  Eheschei- 
dung in  Österreich  HO  ff.,  828;  Alt- 
katholiken, Ehescheidung  118;  Ehe- 
hindemis  des  Katholizismus  828; 
ElheschUersune  von  Österreichern  in 
Baden  480;  Vormundschaft,  Abgabe 
ans  Ausland  180;  Testament  eines 
Österreichers,  in  Frankreich  errichtet 
122,  126;  Nachlafs,  Beitrag  zum 
niederösterr.  Landesschulfonds  180  ff.. 
182  ff.,  Beitrag  zum  lünankenanstalten- 
fonds  164 ;  Nachlafsöbemahme  durch 
österr.  Konsularbehörden  in  Nieder« 
ländisch-Ostindien  155.  —  Rechts- 
hülfeverkehr  mit  Deutschland  (Zu- 
stellnngskosten)  155;  Kechtshülfe  in 
Hessen  auf  Ersuchen  österr.  Gerichte 
481;  unmittelbarer  Geschäftsverkehr 
mit  württembergischen  Behörden  498; 
österr.  Patentbehörden,  Verkehr  mit 
deutschen  Gerichten  151 ;  Zustellungs- 


kosten 152;  Rechtshülfeverkehr  mit 
Grofsbritannien  und  Irland  156,  158 
Urkundenbeglaubigung  (Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland)  476;  nach 
Österreich  bestimmte  Urkunden  498 ; 
Postportowesen  im  Verkehr  mit 
deutschen  Behörden  490;  Unter- 
stützung italienischer  Hülfsbedürfti- 
ger  156 ;  Unfallrente  von  Österreichern 
und  Ungarn  in  Deutschland  476; 
Grenzvenctthr  mit  Ru&land  bei  Epi- 
demien 156.  —  Eidliche  Vernehmung 
von  Prozefsparteien  158,  485;  Zu- 
ständigkeit österr.  Gerichte  ftr  Kla- 
gen ffegen  Ausländer  326;  Gerichts- 
stand des  Vermögens,  wenn  der  aus- 
ländische BdLlagte  gegen  den  Österr. 
Kläger  eine  Forderung  hat  184; 
Vollstreckungsurteil  88;  Exekution 
in  Ungarn  (Mitwirkung  der  österr. 
Gerichte)  129;  Vollstreckung  aus- 
ländischer Urteile  472;  Vollstreckung 
österr.  Entscheidunsen  in  Deutsch- 
land 158,  (Schaumburg-Lippe)  484; 
Vollstreckung  von  Entscheidungen 
deutscher  Gerichte  152—154,  (Hessen« 
Lippe-Detmold,  Mecklenburg-Schwe- 
rin, Mecklenburg-Strelitz,  Sachser, 
Sachsen  -  Meini  ngen ,  Schaumbur^;- 
Lippe)  481—484 ;  Vollstreckung  deut- 
scher Urteile,  Gerichtsstand  des  Ver- 
mögens 470;  Vollstreckunff  italieni- 
scher Urteile,  Gerichtsstand  des  Er- 
füllungsortes 472;  österr.  Kosten- 
festsetzungsbeschlufs  in  Deutschland 
keine  Unterlage  für  VoUstrecknni^- 
urteil  oder  Ürkundenprozefs  289; 
ausländischer  Konkurs,  einstweilige 
Verfügung  hinsichtlich  des  in  Öster- 
reich befindlichen  Vermögens  des 
Gemeinschuldners  478;  Sicherheits- 
leistung ftkr  die  Prozefskosten  seitens 
der  Russen  469;  "^Verzeichnis  der 
Civil-  und  Strafgerichte  498.  —  Aus- 
ländische Straftabellen  155;  Straf- 
karten über  verurteilte  Ausländer 
156;  Strafiiachrichten  seitens  Deutsch- 
land 477  (seitens  Bayerns,  Hessens, 
Lippe-Detmold,  Mecklenburg-Schwe- 
rin, Mecklenburg-Strelitz,  Sachsens, 
Sachsen-Koburg'^otha,  Sachsen-Mei- 
ningen, Schwarzburg-R^udolstadt  480 
bis  484);  Anrechnung  einer  im  Ans- 
land  bereits  verbüfsten  Strafe,  ver- 
schiedene  Strafarten  821;  Ausliefe- 
mngsverkehr  mit  Sachsen-Altentiiiig 
488;  Ansliefeningsvertnig  mit  Uru- 
guay 157;  Handelsvertrag  mit  Bul- 
garien   157;    Vertrag  mit  Spanien, 
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Sichatc  von  Erfindiingexi,  Marken, 
MoBtem  157;  Vertrag  mit  Deutsch- 
land,  Urheberrecht  an  Werken  der 

-    Litterator,  Knnst  und  Photographie 

:     475,  515,  (Hamburg)  481. 

Österreich  -  Ungarn,  Schiedflure- 
richtsTertrag  mit  Siam  (1869)  d5; 
Handel»-  und  Zoilyertrag  mit  Deutsch- 
land 503;  Vertrag  mit  Deutschland, 
betr.  den  Schutz  der  Urheberrechte 
an  Werken  der  Litteratnr,  Kunst  und 
Photographie  475,  515;  siehe  auch 
Osterreicn. 

Okkupation  feindlichen  Landes  80, 
31,  532. 

Option,  im  Falle  der  Annexion  206  ff., 
218 ff.;  rackwirkende  Kraft  208 ff., 
220  ff. 

Oran je- Freistaat,  AllianceTertrag 
mit  Transvaal  157;  Freundschafts- 
und HandelsTertrag  mit  Deutschland 
502. 

Ordre  public,  Schweiz  48 f.,  47,  51. 

Ostrumelien,  Testamentserrichtung 
in  Konstantinopel  seitens  einer  in 
0.  wohnenden  Türkin  bulgarischer 
Religion  (Frankreich)  460. 

P.   Q. 

Papst,  Haager  Konferenz  25. 

Paraguay,  Prozefsverfahren  vor  den 
Friedensgerichten  514;  Urheber- 
rechtsvertrag mit  Frankreich  540. 

Pariser  Seerechtsdeklaration, 
Beitritt  Griechenlands?  467. 

Parlamentäre  81,  581. 

Parlamentarismus  19. 

Part  e  i  d  i  sp  0  s  iti  on, prozessualische, 
hinsichtlicn  des  anzuwendenden  ört- 
lichen Rechts  443. 

Patentbehörden  in  Österreich  und 
Schweiz,  Verkehr  m.  d.  deutschen 
Gerichten  151. 

Patentgesetze,  Amerika  510. 

Patentsachen,  unmittelbarer  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  WOrttemberg 
und  Österreich,  sowie  der  Schweiz  498. 

Paternitätsklage,  Schweiz  50. 

P  e  r  8  i  e  n ,  Freundschaltsvertrag  mit 
Deutschland  502. 

Personalstatut  95;  s.lez  domicilii; 
Staatsangehörigkeitsprinzip. 

P  e  r  s  0  n  e  n  r  e  c  h  t ,  Internat  Privatrecht 
im  schweizerischen  Entwurf  45. 

Peru,  Militärstrafffesetzbuch  und  Mili- 
täntrafprozelsordnun|  514;  Vertrag 
mit  Spanien,  gegenseitise  Mitteilnng 
standesamtlicher  Akte  540. 


Petersburger  Konvention  (1868) 
25. 

Pfändung,  s.  Forderungspfändung. 

Pfandrecht  im  inteniationalen  Eisen- 
bahnirachtverkehr  96. 

Pflegschaft,  Abwesenheits-,  im  Aus- 
land befindl.  Abwcs.  496;  inter- 
nationale Pflegschaftsbehandlung  504, 
über  Ausländer  504  ff. ;  über  Inländer, 
die  im  Auslande  506;  Pflegschafb- 
behandlung  in  Amerika  hinsichtlich 
der  Ausländer  507;  s.  Vormund- 
schaft. 

Portugal,  Handelsvertrag  mit  Japan 
157;  Handelsbeziehungen  zu  Däne- 
mark 157;  Prefsgesetz  514. 

Positivistische  Methode  des 
internationalen  Privatrechts  878. 

Postportowesen  im  Verkehr  mit 
den  Behörden  deutscher  Bundes- 
staaten, mit  den  österr.-ungarischen 
Behörden,  mit  den  schweizerischen 
Behörden  490. 

Preufsen,  Gesetzgebung  151,  477. 

Prisengerichtliche  Entschei- 
dungen 805  ff.,  467;  Verkauf  feind- 
licher Schiffe  an  Neutrale  805; 
Blockade,  effektiv,  Bruch,  Beweis, 
Schadensersatz  an  Beschlagnahmte 
807;  Fischerei&hrzeuge  S^\  s. 
Prisenredit 

Prisenrecht,  amerikanische  Äufse- 
rungen  über  (Privateigentum)  835;  in 
Griechenland ,  Pariser  Seerechts- 
deklaration 467;   s.   Seekriegsrecht 

Privateigentum  im  Seekriege  885. 

Prokurenregister,  in  Holland  nicht 
bekannt  460. 

Proportionalvertretung  19. 

Prozefskosten,  Sicherheit,  Vor- 
schufs,  Auslegung  des  internationalen 
Abkommens  vom  14.  November  1896 
rArt  li;  97;  VorschuTspflicht  bezw. 
Sicherheitsleistung  seitens  der  Deut- 
schen in  Frankreich  107;  der  aus- 
wärts wohnenden  Schweizer  in  der 
Schweiz  137;  der  Ausländer  in  Eng- 
land 285,  287;  der  Engländer  in 
Deutschland  85,  286;  der  Türken  in 
Deutschland  99,  288;  der  Russen  in 
Osterreich  469;  Gegenseitigkeit  im 
Sinne  des  §  110  OP.O.  285,  286; 
die  Nichtzahlung  des  Ausländer- 
Vorschusses  seitens  des  Klägers 
hindert  den  Beklagten  nicht,  zu  ver^ 
handeln  und  Vmäumnisurteil  zu 
beantragen  426. 

Prozefspartei,  aoaUlndischer  Staat 
als  450,  454;  eidliche  Vernehmung 
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aaf  Ersuchen  österreichischer  Ge- 
richte 15a,  485. 

Prozefsrecht  silt  nur  ftr  die  im 
Inland  vorzunehmenden  Prozefsakte 
377,  424. 

Prozefsrollmacht  für  ausländische 
Staaten  450. 


Becherche  de  la  paternitö,  s. 
Erforschung  der  Vaterschaft 

Bechtsanwalt,  Honorarforderung 
unterliegt  dem  Recht  des  Prozefs- 
gerichts  455. 

Rechtsgebräuche  des  Volkes  in 
Kroatien-SlaTonien  848. 

Recht  8  h  an  gkeit,Einrede  der,  wegen 

.  Prozesses  im  Auslande  91,  426;  in 
Belgien  wegen  eines  ausländ.  Pro- 
zesses 810. 

Rechtshülfeyerkehr  mit  Däne- 
mark 158,  154;  zwischen  Bayern 
und  Baden,  Kosten  153;  mit  Japan 
154;  mit  Osterreich  (Zustellungs- 
kosten) 155;  zwischen  England  und 
Österreich  156,  158;  in  Ungarn  198; 
zwischen  deutschen  Gerichten  in  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit (E]saf8-Lothringen)801 ; 
Ersuchungsschreiben  der  bayrischen 
Notare  um  Bewirkungen  von  Zu- 
stellungen im  Auslande  481;  Rechts- 
hülfe auf  Ersuchen  östenreichischer 
Gerichte  in  Hessen  481;  WOrttem- 
beiv  490;  Zustellungen  an  deutsche 
Bedienstete  der  Chefs  oder  Mit- 
glieder der  bei  einem  deutschen 
Bundesstaat  oder  dem  Deutschen 
Reich  beglaubigten  Missionen  490; 
s.  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

Rechtskraft,  Einrede  der,  wegen 
ausländischen  Urteils  94,  161. 

Rechtsprechung,  Deutschland  58, 
255,  416;  Amerika  105,  805;  Belgien 
810;  Effypten  106;  Frankreich  107; 
816,  460;  Griechenland  464;  Italien 
109;  Osten-eich  110,  820,  469;  Ru- 
mänien 827;  Rufsland  884;  Schweiz 
187,  885. 

Rechtsweg,  Zulässigkeit^  Recht  des 
Prozefsgerichts  mafsgeblich  482. 

Reciprocität,  in  der  Schweiz  44; 
8.  auch  Gegenseitigkeit 

Reguläre  Armee  29. 

Reichsangehörigkeit,  s.  Staats- 
angehörigkeit 

Repressalien  887. 

R&ckyerweisung,  Beratung  vordem 


„Institut  de  droit  intematioDal^  8  ff. ; 
in  Belgien  4;  in  England  4,  6;  in 
der  französischen  Rechtßlehre  14; 
im  Art  27  E.G.  zum  deutschen  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  7,  8,  862 ff.; 
Standpunkt  t.  Bars  8  f.;  in  der 
Schweiz  48:  Ausnahmecharakter 
der  Vorschrift  des  Art  27  E.G.  z. 
B.GJB.,  in  Frankreich  keine  Rück- 
▼erweisnne  hinsichtlich  der  Beerbung 
868,  865 ff.;  in  Amerika  Rückver- 
weisung  hinsichtlich  der  Mobiliar- 
beerbung  870. 

Rückwirkung  des  intemat  Privat- 
rechts 874. 

Rumänien,  Rechtsstellung  der  Aus- 
länder 880;  ausländisches  Recht  880; 
Testamentsform,  Recht  des  Heimats- 
staates 882;  Regulierung  der  Erb- 
Schaft  von  Ausländem  (anheimische 
Behörden  oder  Konsuln?)  288,241  ff. ; 
829  ff.;  Nachlafssequestration  467; 
erfolose  Nachlässe  von  Ausländem, 
Pflegschaft  und  Vormundschaft  über 
Ausänder  829,  882;  Erbfrdl  CoUaro 
229  ff.,  828  ff.;  Befugnisse  der  diplo- 
matischen und  konsularischen  Ver- 
treter 284  f. ;  Form  von  Staatsver- 
trägen, bindende  Kraft  für  den 
mmänlschen  Richter  230  ff!.;  Freund- 
schafts-, Handels*  und  Schiffiüirts- 
vertrag  mit  Deutschland  503 ;  Handels- 
konvention mit  Griechenland  287, 
380;  Konsularkonventien  mit  Italien 
280,  289  ff.,  881,  mit  der  Schweiz  829 ; 
s.  Eonsularverträge;  Vorbehalte  zu 
den  Haider  Konventionen  vom  29.  Juli 
1899  589;  Vollstreckung  ausländischer 
Urteüe  828. 

Rufsland,  Gesetzgebung  156,  514; 
Rechtsprechung  384.  —  Staats- 
angehörigkeitsprinzip (aufser  den 
mssischen  Ostseeprovinzen,  in  denen 
lex  domicilii  gilt)  374;  Rheschliefsnng 
9;  Ehehindemis  des  Ehebrachs  184; 
KachlafsfÜrsoree  seitens  der  italieni- 
schen Konsuln  884;  russisdier 
Nachlafs  in  Baden  387;  Nachlafs- 
behandlnng,  Vertrag  mit  Deutsch- 
land. 387,  488,  502 ;  Grenzverkehr 
mit  Österreich-Ungarn  bei  Epidemien 
156;  Gmndstückscrwerh  im  Kau- 
kasus durch  Ausländer  514;  nach  R. 
bestimmte  Urkunden  498;  Sicher- 
heitsleistung fOr  die  Prozefskosten 
seitens  der  Russen  in  Österreich 
469;  Vollstreckunff  ausländischer 
Urteile  384;  Handeisbeziehnngen  zu 
Finnland   156;    Handelsvertrag   mit 
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Bulgarien  157,  mit  Deutachland  502; 
Konsularvertrag  mit  Italien  834,  mit 
Deutschland  502. 


9. 

Sachsen,  Gesetzgebung  152,  483; 
Staatsangehörigkeitspiinzip  95,  257, 
374. 

Sachsen-Altenbnrg,  Gesetarebung 
164,  488. 

Sachsen-Goburg-Gotha,  Gesetz- 
gebung 483. 

Sachsen-Meiningen  483. 

Sachverständige,  in  anderen 
BuBdesstaaten  wohnhaft  153;  in 
anderen  Gerichtsbezirken  wohnhaft 
154. 

Sachenrecht,  Internat  Privatreeht 
im  Schweiz.  Entwurf  51. 

Salyador,  Frenndschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  502;  Gerichtsver- 
fassungsgesetz  514. 

Sammlung  der  Gesetze  und  Ent- 
scheidungen der  verschiedenen 
Staaten  17. 

Sanitätspersonal  im  Seekriege  29. 

Schaumburg-Lippe,  Gesetzgebung 
484. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Scheidungsurteile,  Anerkennung 
ausländischer  in  der  Schweiz  48. 

Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
65—79. 

Scheriatracht  381. 

Schiedsgericht,  internationales  26, 
38  ff.,  145,  520;  in  Bezug  auf  Arbeits- 
verträge 510. 

Schiedsgericht8verfahren,inter- 
nationales  145,  520;  englisches  444^ 
448;  Einrede  des  Schiedsvertrags 
446 ;  belgisches  447 ;  Parteidisposition 
mafsgebuch  fOi  das  anzuwendende 
Recht  448;  s.  Schiedsspruch. 

Schiedsgerichtsverträge  35;  s. 
Schiedsspruch ,  Schiedsgerichtsver- 
fahren. 

Schiedsspruch,  englischer,  nicht 
wegen  Irrtums  anfechtbar  305, 448  f. ; 
englischer,  Anrufunff  des  Gerichts 
445;  ausländischer  ^techtswirksam- 
keit  445,  448  f. ,  Bestreitung  der 
Galtigkeit  446,  Anfechtung  448,  Auf- 
hebung gemäfs  der  deutschen  G.P.O. 
449  f.,  Vollstreckung  447);  s.  Schieds- 
gerichtsver&hren. 

Schiedsspruch,  internationaler, 
des  französisch-chilenischen  Schieds- 
gerichts in  Lausanne  vom  20.  Ok- 


tober 1900  über  Prozefsanträge  der 
Regierung  von  Peru  145. 

Schiffbrüchiffe  534. 

Schiffe,  s.  Bospttalschiffe,  Ver- 
wundete, Zusammenstofs,  Seekriegs- 
recht. 

Schiffahrtsvertrag,  s.  Handels- 
vertraff. 

Schlichtung  völkerrechtlicher 
Differenzen  26,  31  ff. 

Schublieferungen,  Bayern,  durch 
nicbtbayrische  Behörden  481. 

Schutzgebiete,  Rechtsverhältnisse 
149,  491;  R^tsverhältnisse  der 
Landesbeamten  475;  Konsularge- 
richtsbarkeit 504;  Vormundschans - 
behörde  505—506. 

Schutzgenossen,  Konsulargerichts- 
barkeit 149. 

Schwarzbnrg  -  Rudolstadt,  Ge- 
setzgebung 484. 

Schwarzburg  -  Sondershausen, 
Gesetzgebung  485. 

Schweden,  Staatsangehörigkeitsprin- 
zip 374;  Eheschliefsung  von  Schweden 
in  Baden  480;  Tod  von  Schweden 
in  Württemberg,  Mitteilungen  nach 
Schweden  498;  eheliches  Güter- 
recht 514. 

Schweiz,  Rechtsprechung  137,  355; 
internationales  Privatrecnt  im  Ent- 
wurf eines  Civilgesetzbuches  87  ff. 
(Staatsangdiörigkeitsprinzip  38,  41, 
374;  lex  domicilii  38,  41  f.;  lex 
lei  sitae  38,  39,  41,  51;  Recht  des 
EriUllungsortes  39,  41,  52;  locus 
regit  actum  39,  44  f.,  47;  lex  fori 
41;  Recht  des  Aufenthaltsorts  41; 
ordre  public  43  f.,  45,  47,  51; 
Rfickverweisung  43;  Reciprocität  44 ; 
Personenrecht  45  f. ;  Handlungs- 
fähigkeit 45;  Ehefähif^keit  44;  Ver- 
schollenheit 46;  juristische  Personen 
46;  Familienrecht  47  ff.;  Eherecht 
47  f.;  Legitimation  und  Adoption 
49  f.;  un^eliche  Geburt,  Vormund- 
schaft, Beistandschaft  50;  Erbrecht, 
Sachenrecht  51 ;  Obligationenrecht 
52;  Nachweis  fremden  Rechts  43); 
unsittliche  Rechtsgeschäfte  420;  Un- 
fallrente von  Schweizern  in  Deutsch- 
land 476;  Warenzeichen  137;  Ver- 
jährung 137,  335  (mafsgebliches 
Recht);  Postportowesen  mit  deutschen 
Behörden  490;  Schweizer  Patent- 
behörden, Verkehr  mit  deutschen 
Gerichten  151;  unmittelbarer  Ge- 
schäftsverkehr mit  württembergischen 
Behörden  498;  Verzeichnis  der  Ge- 
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richtsbehörden  498;  Eheschliefsaiig 
von  Schweizern  in  Baden  480;  Erb- 
recht nach  einem  in  fVankreidi 
domizilierten  Schweizer  385;  Vor- 
schuispflicht  der  auswärts  wohnendoi 
Schweizer  wegen  der  Prozefskosten 
187 ;  Vollstrecknng  ausländischer  Ur^ 
teile  187;  mit  Spanien  gegenseitige 
Vollstrecknng  von  Urteilen  157,  540; 
internationaler  Auslieferungsverkehr 
(1890—1899)  840;  Ausheferungs- 
verkehr  mit  Deutschland  488,  mit 
Holland  540 ;  Auslieferung  an  Deutsch- 
land 188;  Auslieferungsverftthren 
inuls  der  Strafverfolgung  vorangehen, 
Lebensmittelfälschung,  Auslieferungs- 
delikt 141  ff.;  kein  vorherises  Aus- 
lieferungsverfahren bei  den  im 
Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1852 
nicht  genannten  Delikten  144;  Kon- 
sularkonvention mit  Rumänien  289. 

Seekriegsrecht  26,  2S,  29;  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
885  ff.  (Zweck,  Gebiet,  Mittel  des 
Seekrieges,  Repressalien,  die  krieg- 
führenden Mächte,  kriegführende  und 
neutrale  Schiffe,  Ilospitalschiffe, 
Schiffbrüchige,  Kranke,  Verwundete, 
DurchHUchung,  Kriegskontrebande, 
Blockade,  Priseneinschickung,  Waffen* 
stillstand,  Waffenruhe,  Kapitulationen, 
Verletzung  der  Kriegsgesetze);  See- 
rechtsreg^n  für  den  spanisch-amerika- 
nischen Krieg  514;  Anwendung  der 
Grundsätze  der  Genfer  Konvention 
584;  s.  Prisenrecht  und  Haager  Kon- 
ventionen. 

Seelsorger  im  Kriege  29. 

Separatio  quoad  torum  et  men- 
sam,  8.  Trenmmg. 

Serbien,  Handelsvertrag  mit  Bul- 
garien  157;  Handels-  und  2>)11- 
vertrag  sowie  Konsularvertrag  mit 
Deutschland  502;  Vorbehalte  zu  den 
Haager  Konventionen  vom  29.  Juli 
1899  589. 

Slam,  Schiedsgerichtsvertrag  mit  Öster- 
reich-Ungarn (1869)  85;  Freund- 
schafts-, Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag mit  dem  vormaligen  Zoll- 
verein  508. 

Sicherheitsleistung,  s.  Prozefs- 
kosten. 

Slawonien-Kroatien,  Rechtsge- 
bräuche des  Volkes  848. 

Spanien,  Gesetzgebung  156;  Staats- 
angehOrigkeitsprinzip  874;  Ur- 
sprungszeugnisse 156;  mit  Schweiz, 
gegenseitige  Vollstreckung  von   Ur- 


teilen 157,  540;  mit  Östeiradi- 
Ungam  Schutz  von  Effindangen, 
Marken,  Mustern  157;  Konnilar- 
vertrag  mit  Deutschland  502;  See- 
rechtsregeln für  den  spanisch-ameri- 
kanischen Krieg  514 ;  DurchsuchnngB- 
recht  514;  Auslieferungsvertrac  mit 
Costa-Rika  540;  Vertrag  mit  Peru, 
gegenseitige  Mitteilung  standesamt- 
Ucher  Akte  540. 

Spanisch-amerikanischerKrieg, 
Samralunff  der  erlassenen  Instruk- 
tionen u.  Nentralitätserklänuigen  514. 

Spione  81,  580. 

Staatsangehörigkeit,  Erwerb  und 
Verlust  (Württemberg)  54;  V^rinat 
bei  Verschollenheit  804;  Führanc 
der  Vormundschaft  82;  Frankieicn 
107;  Österreich  122;  Änderung  im 
Falle  der  Annexion  205  ff.;  freie 
Wahl  216,  218,  226;  Notwendi^eit 
der  217;  Veriust  der  St  seitens 
eines  Mindeijährigen,  eventuell  Fort- 
dauer der  elterlichen  (^walt  291; 
Erwerb  durch  Geburt  in  Amerika 
809;  Erwerb  durch  Verheiratung  in 
England  485. 

Staatsangehörigkeitspriniip, 
Österreich,  Rufsland,  Holland, 
Schweden,  Spanien,  England  374; 
Italien  10,  95;  Belgien,  Frankreich 
(code  civil),  Sachsen  95,  257,  258, 
874;  Schweiz  87,  88,  41,  49,  874; 
analoge  Anwendung  des  im  E.G.  zum 
B.G.B.  für  Inländer  aufoestellten 
St.  auf  Ausländer  95;  bei  der  Ehe- 
scheidung 846;  beim  Erbrecht  489. 

Staatsverträge,  s.  internationale 
Verträge. 

Standesamtliche  Akte,  gegen- 
seitige Mitteilung,  Spanien  und 
Peru  540,  Frankreich  und  Chile  541. 

S  tand  esregi  st  er ,  Auszüge  fürs  Aus- 
land 497. 

Statusfragen,  Zuständigkeit  aus- 
ländischer Gerichte  482. 

Steuern,  s.  Doppelbesteuerun|^ 

Steuerrückstände,  Verweigenmg 
der  Entlassung  aus  dem  Staats- 
verbande 58. 

Stimmrecht  der  Annektierten  210. 

Strafen,  internationale  Kommisaion 
19;  Anrechnung  einer  im  Ausland 
verbüfsten  Strafe,  verschiedene  Straf- 
arten 821. 

Strafmafs,  Internat  Kommission  19. 

Strafn achrichten  an  österreidi 
477  (Bayern,  Hessen,  Lippe-Detmold, 
Mecklenburg-Schwerin,  Meckienborg- 
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Streiitz ,  Sachsen  -  Coburg  -  Gotha» 
Sachsen  -  Meiningen ,  Schwanborir- 
Rudolstadt)  480-484. 

Strafrecht,  Beratonavor  dem  inter- 
nationalen Kongrefs  xürTersleichende 
Rechtswissenschaft  in  Pans  17,  19; 
Bestraihng  eines  Franzosen  in  Frank- 
reich wegen  im  Auslände  begangenen 
Delikts  und  wegen  einer  in  fYank- 
reich  begangenen  Hehlerei  in  Be- 
ziehung auf'  einen  im  Ausland  be-. 
gangenen  Diebstahl  468;  Yermdaens- 
beschlagnahme  bei  im  Ausland  be- 
findlichen Personen  496;  s.  Delikt 
und  Auslieferung. 

Straftabellen,  Östeireich  155; 

Strafkarten  in  Österreich  aber  ver- 
urteilte Ausländer  156. 

Streitrerkündung  an  einen  In- 
Ijknder  in  Ansehung  eines  aus- 
ländischen Prozesses  SW>;  im  Gegen- 
satz zu  der  italienischen  Garantie- 
klage 427. 

Südafrikanische  Republiken, 
Haager  Konferenz  25 ;  AlUancevertrag 
mit  Oia^jefreistaat  157;  Freund- 
schafts- und  Uandelsvertraff  mit 
Deutschland  508;  als  Prozefspartei 
450,  454. 

T. 

Testament,  siehe  letztwillige  Ver- 
fügungen. 

Transvaal,  siehe  südafrikanische 
Republik. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett, 
Zulässigkeit  in  Deutschland  bei  Aus- 
ländem? 65-79;  845  ff.;  siehe  Ehe- 
scheidung. 

Tribunal  permanent  d'arbi- 
trage  88. 

Tsingtau,  Nachlafs  eines  in  Ts.  ge- 
storbenen Deutschen  887. 

Türkei,  das  Verfahren  vor  den  Civil- 
gerichten  170;  Prozefskostenvor^ 
schufspflicht  der  Türken  in  Deutsch- 
land 2^-j  Grundeiaentum  und  Grund- 
buch 881  ff. ;  Grunaerwerb  durdi  Aus- 
länder 888;  Näherrecht,  j^ropria- 
tion,  Zwangsvollstreckung  in  Immo- 
bilien, Immobil. -Pfandrecht  888; 
Testamentserrichtuna  seitens  einer 
in  Ostrumelien  wohnenden  Türkin 
bulgarischer  Religion  in  Konstanti* 
nopel  460;  Testamentsform  461; 
Freundschafts-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtBvertrag  mit  Deutschland  503. 

Tunis,  Vertraasbeziehungen  mit 
Deutschland  50o. 


IT. 

Ubergangsfragen  im  intemationa- 
^  len  Privatrecht  875  ff. 

Übertragung  von  Forderungen,  s. 
Cession. 

uneheliche  Geburt,  Schweiz  50; 
Italien  889 ;  s.  Erforschung  der  Vater- 
schaft. 

Unerlaubte  Handlung,  s.  Delikt 

Ungarn,  Entwurf  einer  Givilprozefs- 
ordnun^,  insbesondere  die  für  den 
internationalen  Rechtsverkehr  bedeut- 
samen Bestimmungen  185  (Gerichts- 
organisation und  sachlidie  Zuständig- 
keit 185,  örtliche  Zuständigkeit,  Par- 
teien und  deren  Vertretet,  Armen- 
recht  186,  VerfiEihren  erster  Instanz 
187,  Prozefskosten,  Versäumnis, 
Wiedereinsetzung  und  Einspruch  1^, 
Rechtsmittel  189,  Wiederaufiaahme, 
Bezirksgerichtl.  Verfahren,  besondere 
Verfahrensarten  190,  Zuständigkeit 
ftar  Klaaen  geaen  Ausländer  oder  im 
Auslande  befindliche  Personen  190, 
prozessuale  Stellung  der  Ausländer 
192,  Rechtshilfe  198,  ausländisches 
Recht  196,  ausländische  Urkunden 
196);  Geburtsmatrikel,  Namenführung 
482;  kathol.  Familien-  und  Eherecht, 
kanonisches  Recht  484;  Eheschlie- 
fsung  von  Ungarn  in  Baden  480; 
Unfallrente  von  ungarischen  Staats- 
anaehörigen in  Deutschland  476; 
UrKundenbe^anbigung  (Deutschland) 
476;  nach  Ungarn  bestimmte  Ur- 
kunden 498;  Kreditgenossenschaften 
514;  landwirtschaftliche  Arbeiter  514; 
s.  auch  Österreich  und  Österreich- 
Ungarn. 

Unmittelbarer  Geschäftsver- 
kehr mit  ausländischen  Stellen  498. 

Unsittliche  Rechtsgeschäfte, 
örtliches  Recht  für  die  Frage,  ob  ein 
solches  vorliegt  420. 

Unterlassungen,  Erfüllungsort 827. 

Unt  erst  ützungs  Wohnsitz,  Luxem- 
burg 155. 

Urheberrecht  an  Werken  der  Lit- 
teratur,  Kunst  und  PhotograpÜe 
(Deutschland  und  Österreich)  475, 
515,  (Hamburg  und  Österreich)  481 ; 
an  Werken  der  Litteratur  und  Ton- 
kunst 476 ;  Vertrag  zwisdien  Frank- 
reich und  Paraguay  540. 

Urkunden,  ausländische,  Legalisation 
290,  492;  Bedaubigung,  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  476;  Be- 
glaubigung von  U.,  die  für  das  Aus- 
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land  bestimmt  497;  bestimmt  f&r 
Österreich-Ungarn,  Balgarien,  Rafs- 
land,  Niederlande  408;  Konsulats- 
gebühren  498. 

Ursprungszeugnisse,  Spanien  156. 

Uruguay,  A usheferungsvertrag  mit 
Österreich-Ungarn  157;  Handels-  und 
Schiffahrtsvertrag  mit  Deutschland 
503. 

V. 

Yaterschaftsklage,  Schweiz  50; 
s.  Erforschung  der  Vaterschaft. 

Yerbttrgung  der  Gegenseitig- 
keit, s.  Vorschufspflicht 

Verein  igte  Staaten  von  Amerika, 
s.  Amerika. 

Vergleichende  Rechtswissen- 
schaft, internationaler  Kongrefs  in 
Paris  16  ff. :  Einsetzung  einer  inter- 
nationalen Kommission  17. 

Verjährung,  Schweiz  187;  Mafs- 
geblichkeit  des  Erfüllungsortes  270; 
mafsgeblich  das  den  Anspruch  be- 
herrschende Recht  137,  335,  455; 
dürfen  die  Inländer  schlechter  ge- 
stellt werden  als  die  Ausländer  454. 

Verlagsrecht  476. 

Verlöbnis,  Form  99. 

Vermittelung  befreundeter  Mächte 
32,  518. 

Vernehmung,  eidliche  von  Prozefs- 
parteien  auf  Ersuchen  österr.  G^erichte 
153,  485;  s.  Rechtshilfeverkehr. 

Verpfändung  im  Ausland  von  Ge- 
schäftsanteilen einer  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  ohne  die  in- 
ländische Form  458. 

Verschollenheit,  Schweiz  46:  Ver- 
lust der  Staatsangehörigkeit  303. 

Versicherung,  Befreiung  der  Aus- 
länder Ton  der  Versicherungspflicht 
475,  482. 

Versicherung  anEidesstatt,  Ab- 
nahme flu*  auswärtige  Rechtsange- 
legenheiten 501. 

Versicherungsrecht,  englisches 
(See-  und  Feuerversicherung)  266; 
deutsches  Reichsgesetz,  betr.  die  pri- 
vaten Versicherungsuntemehmungen 
475;  Bezug  von  Unfallrenten  durch 
Ausländer  476;  s.  die  einzelnen 
Länder. 

Versicherungsvertrag,  Mafsgeb- 
lichkeit  des  Erfüllungsortes  262, 
265  f.,  270. 

Verteidigungsmittel  im  Kriege  31. 

Verwundete  im  Kri^  31;  im  See- 
kriege 390,  584;  im  Landkriege  529. 


Völkerrecht,  Fortbildung  durch  die 
Haager  Konferenz  23  ff. 

Völkerrechtliche  Differenzen 
31  ff. 

Volljährigkeit,  England,  Italien, 
Dänemark  11;  Amerika  507. 

Vollstreckung,  ausländischer  Ur- 
teile  19;  ausl.  Urteile  in  Österreich 
88, 115, 119, 472;  deutscher  Entscheid, 
in  Österreich  152-154,  324,  470, 
(Hessen.  Lippe-Detmold,  Mecklen- 
burs-Schwerin,  Mecklenburg-Strelitz, 
Sachsen,  Sachsen-Meiningen)  481— 
483,  in  Ungarn  195:  Österreichischer 
Entscheidungen  in  Deutschland  153, 
(Schaumburg-Lippe)  484;  ausländi- 
scher Urteile  in  der  Schweiz  137,  in 
Rumänien  328,  in  Rnfsland  334,  in 
Griechenland  446,  in  Deutschland 
430;  spanischer  Entscheid,  in  der 
Schweiz  und  schweizerischer  Ent- 
scheid, in  Spanien  157,  540;  desgl. 
Frankreich  und  Belgien  541;  aus- 
ländischer Schiedssprüche  447 ;  Mit- 
wirkung österr.  Gerichte  zur  Voll- 
streckung im  Ausland  129;  aus  östeiT. 
Kostenfestsetzungsbeschlüssen  keine 
Vollstreckung  2»9;  Wirkung  aus- 
ländischer Vollstreckun^mafsregeln 
280;  gegen  Ausländer  un  Ausliuide 
278;  gegen  inländische  Niederlassun- 
gen von  Ausländem  279. 

Volistreckungsurteil  88  f.;  kein 
V.  aus  österr.  Kostenfestsetzungs- 
beschlüssen 289. 

Vorbehaltsklausel,  Schweiz  43. 

Vormundschaft,  Staatsangehör  ig- 
keitsprinzin  82;  Schweiz  50;  Blassa- 
chusetts  3o8;  im  Inlande  über  Aus- 
länder 81,  504 ff.;  voriäufige  V.  bei 
einem  Ausländer  435;  ausländische 
Vormünder  506;  über  Inländer,  die 
im  Ausland  wohnen  505;  Abgabe  an 
ausländische  Behörden  seitens  der 
Österr.  Gerichte  130 ;  Abgabe  an  aus- 
ländische Gerichte,  wenn  die  bevor- 
mundete Deutsche  durch  Verheiratung 
Ausländerin  wird  79,  wenn  Mündd 
im  Ausland  wohnt  81 ;  in  den  Schutz- 
^bieten  505 — 506;  internationale 
Yormundscbaftsbehandlung  489  ff.; 
Vonnundschaftssachen,  Zustellungen 
u.  dergl.  im  Auslande  492  ff. 

Vorschufspflicht,  s. Prozefskosten. 

W. 

Waffenruhe  399. 
Waffenstillstände  31,  397,  531. 
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Warenherkanftsbeieichnnng, 
inteniationales  Überdukommeiit  fistr. 
die  fiOflche  461. 

Warenzeichen,  Schweiz  187;  An- 
wendung des  Warenzeichengeeetzes 
vom  12.  Mai  1894  aof  Oewerbetrei- 
bende  ohne  Niederlassong  im  Inland 
421. 

Wechsel  recht,  s.  Handelsrecht  am 
An&ng;  veigleichende  Rechtswissen- 
schaft 21;  Indossierong  übertrftgt 
nach  französischem  Red<  die  For- 
derung 295. 

Wehrpflicht,  Yerletnmg  (WQrttem- 
berg)  54. 

AVeinfftlschung,  Auslieferungsdelikt 
(Schweiz)  141  £ 

Wohnrecht  in  Frankreich  867. 

Wohnsitz  60;  der  Dienstboten  61; 
s.  auch  lex  domicilii 

Wucherisches  Rechtsgeschäft, 
örtliches  Recht  f&r  die  Frage,  ob  ein 
solches  Torliegt  420. 

Warttemberf^(7esetzffebung  158,485; 
Erwerb  und  Verlust  der  Staatsange- 
hörigkeit 54;  Ehescheidung  457. 


Zaniibar,  Freundschafts-,  Handels- 
und Schiffiüurtsfertrag  mit  Deutsch- 
land 508. 

Zappa,  Affiure  Zappa  464. 

Zeitliche  Kollisionsnormen, 
Kollision  mit  örtlichen  878  £ 


Zeitschriftenüberschau  171,  550 
(s.  besonderes  Register). 

Zeuffenrernehmungen,  Österreich 
und  Enffland  158;  s.  auch  Rechts- 
hOlfeTerkehr. 

Zeugnisse,  über  fremdes  Recht  17. 

Zoll,  Nachforderung  297. 

Zolltarif,  Norwegen  155. 

Zollrertra^,  s.  Bandelsyertrag. 

Zulässigkeit  des  Rechtswegs, 
Recht  des  Prozeisgerichts  mafsgeb- 
Uch  482. 

Zusammenstofs  von  Schiffen  auf 
hoher  See  62 :  Ersatzansprüche  der 
Erben  eines  dabei  Ertrunkenen,  lex 
fori  808  j  Frankreich  155. 

Zuständigkeit  österreichischer  Ge- 
richte bei  Ehescheidungsklagen  111; 
Gerichtsstand  des  Vermögens,  wenn 
der  ausländische  Beklagte  gegen  den 
inländischen  (österreichischen)  Kläger 
eine  Forderung  hat  184;  öster- 
reichischer G^erichte  fDor  Klagen  gegen 
Ausländer  826;  ausländischer  Be- 
richte bei  Statusfragen  482. 

Zustellung,  Kosten  im  Verkehr  mit 
Österreich-Ungarn  152, 155;  im  Aus- 
lande 492;  s.  RechtBhülfererkehr. 

ZustellungsbeTollmächtigte  bei 
Zusteilunsen  im  Auslande  4Sö, 

Zweigniederlassungen  im  Ausland, 
Einheit  mit  der  inländischen  Haupt- 
niederlassung 281;  inländisdie,  Em- 
tragung,  wenn  Hauptniederlassung  im 
Ausland  459. 


ZeitMhrift  f.  intwn.  PriTftt-  u.  Strafreoht  et«.    Bd.  XI. 
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